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Nicht  ohne  einGrefühl  von  BeklemmuDg  übergebe  ich  dieses 
Bach  der  Oeffentlichkeit 

Die  Zeit  ist  bei  mir  vorüber,  in  der  man  mit  jagend- 
lichem Math  and  vielleicht  aach  Uebermath  am  ELampfe  eine 
ganz  besondere  Befriedigang  findet;  in  der,  allseitiger  Wider- 
sprach nar  neae  Kraft  giebt  and  za  immer  frischen  Kämpfen  aaf- 
muntert;  in  der,  Opposition  gegen  alle  Welt  das  wahre  Lebens- 
element ist 

Man  wird  friedfertiger  mit  den  Jahren  and  möchte  so  gerne 
in  Reih'  and  Glied  als  stiller  Arbeiter  im  Felde  stehen  and  rahig, 
ohne  Aafsehen  und  Widersprach  sein  Scherflein  beitragen  zam 
gemeinschaftlichen  Werke. 

Dass  mir  diese  behagliche  Stellang  nicht  beschieden  ist, 
empfinde  ich  heate  nar  mehr  als  eine  schwere  Bürde. 

Ich  bin  es  mir  leider  nar  za  sehr  bewasst,  dass  jeder  Satz  mei- 
nes Baches  an  den  bisherigen,  als  fest  and  anerschütterlich  gelten? 
den  Grandlagen  des  Staatsrechts  rührt  and  rüttelt;  ich  bin  es  mjr 
bewasst,  dass  jede  These,  die  ich  da  aasspreche,  mir  allerseits 
nar  Gegner  schaffen  and  dass  mir  als  Echo  meiner  Worte  von 
überall  nar  Unwille  and  Widerspruch  entgegenhallen  wird.  Und 
doch  —  »hier  steh'  ich  . . .  ich  kann  nicht  anders"!  —  Was  ich 
nach  gewissenhafter  Prüfung  und  Ueberprüftmg  als  wahr  erkannt 
zu  haben  glaube;  was  in  mehr  als  zwei  Decennien  mannigfacher 
Beobachtung  und  Erfahrung  in  Leben  und  Wissenschaft  sich  mir 
als  Wahrheit  aufdrängte,  wie  könnte  ich  davon  abstehen,  wie  es 
verläugnen  ? 


IV 

So  manches  hochachtbare  and  gelehrte  Urtheil  über  meine 
wenigen  friiheren  Pablicationen  ward  mir  in  wissenschaftlichen 
Zleitschriften  zu  Theil.  Mit  tiefem  Ernste,  bereit  jeden  Augenblick 
mich  eines  Besseren  belehren  und  überzeugen  zu  lassen,  habe  ich 
all  die  gegnerischen  Stimmen  erwogen;  keine  konnte  meine 
wissenschaftliche  Ueberzeugung  wanckend  machen.  Ja,  die  meisten 
gaben  mir  nur  neue  Argumente  für  meine  Thesen  an  die  Hand, 
lieferten  mir  unwillkührlich  neue  Waffen  zur  Vertheidigung  meiner 
Ansichten. 

Und  so  ist  mir  jede  Hoffnung  geraubt,  mein  Buch  eine  gün- 
stige Aufnahme  finden  zu  sehen,  mich  mit  meinen  sehr  geehrten 
Herren  Recensenten  auf  einen  besseren  Fuss  zu  stellen. 

Die  herrschende  Staatslehre  einerseits  und  der  sie  be- 
kämpfende Socialismus  andererseits,  sie  beide,  dess  bin  ich  mir 
nur  7u  gut  bewusst,  müssen  gereizt  und  tief  verletzt  sich  gegen 
mich  wenden;  zwei  mächtige  Gregner,  gegen  welche  die  Kraft  des 
Einzelnen  nicht  ausreicht. 

Wenn  eine  wissenschaftliche  Theorie  schon  durch  einen  com- 
biniiten  Angriff  von  Recensenten  aus  den  verschiedensten  Lagern 
geschlagen  werden  kann  —  dann  ist  meine  Niederlage  gewiss. 
Ich  gehe  ihr  mit  Ruhe  und  Resignation  entgegen.  Auf  diesem  nicht 
unschweren  Wege  tröstet  mich  nur  ein  Gedanke :  nicht  als  ob  ich 
die  Wahrheit  gefunden,  die  schliesslich  doch  triumphiren  müsste  — 
nichts  ist  mir  ferner  als  solche  eitle  Einbildung  —  nur  der  Ge- 
danke tröstet  mich,  dass  vielleicht  die  neuen  Gesichtspunkte  zu 
erneuter  Prüfung  der  Grundlagen  der  Staatsrechtswissenschaft 
Veranlassung  geben  werden;  womit  in  der  That  das  höchste 
Ziel  meines  Strebens  erreicht  wäre. 

Graz,  im  Juli  1880. 
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JURISPRUDENZ  UND  STAATSRECHT. 


•  ««»l*Wl«Bi 


Wissenschaft  und  Wahrheit. 

Wenn  es  auf  andern  Gebieten  menschlichen  Forschens  und 
Denkens  vielleicht  überflüssig  ist,  immer  wieder  auf  den  Begriff 
der  Wissenschaft  als  den  Ausgangspunkt  und  die  Grundlage 
einer  vorzunehmenden  Untersuchung  zurückzugreifen :  so  ist  diess 
beim  Staatsrecht  nicht  der  Fall. 

Es  ist  im  Staatsrecht  so  viel  gearbeitet  worden,  was  nur 
dem  Augenblick  diente,  nur  momentanen  Tendenzen  fröhnte,  mit 
der  Zeit  aber  in  vollkommene  Bedeutungslosigkeit  zurücksank, 
dass  man  in  der  That  es  sich  zum  Grundsatze  machen  muss,  auf 
diesem  Felde  keinen  Schritt  zuthun,  ohne  sich  früher  dieüeber- 
zeugung  verschafft  zu  haben,  ob  man  den  Fuss  auf  die  feste  Bahn 
der  Wissenschaft  oder  auf  den  schlüpfrigen  Boden  der  Tendenz 
gesetzt  habe. 

Möge  es  uns  also  immerhin  als  eine  Pedanterie  angerechnet 
werden,  wir  stellen  uns  auch  diesmal,  da  wir  an  eine  staatsrechtliche 
Untersuchung  gehen,  erst  die  Frage:  was  ist  Wissenschaft?  Die 
Antwort  ist  nicht  so  leicht  als  man  gewöhnlich  denkt 

Fangen  wir  davon  an,  was  denn  eigentlich  der  Inhalt  der 
Wissenschaft  sein  kann?   Offenbar  nur  ein  Erkennen,  eine  Er-  . 
kenntnlss.   Das  scheint  klar. 

Erkennen  aber  kann  man  nur  das  was  ist,  was 
existirt,  wenigstens  für  uns,  d.  h.  für  unser  Bewustsein,  für 
unseren  Intellect.  Ein  Erkennen  dessen  was  Adcht  ist,  ist  ein 
Wahn,  eine  Illusion  oder  ein  Trug.  Aber  auch  das  was  sein 
solle  kami  man  nicht  erkennen,  man  kann  es  nur  wünschen 
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4  r.  §  1.  WitsenschAft  ond  Wahrheit. 

oder  fordern.  Wünsche  jedoch  und  Forderungen  können  nicht 
Inhalt  der  Wissenschaft  sein. 

Damit  ist  nun  schon  die  Bestimmung  des  wahren  Inhalts 
der  Wissenschaft  approximativ  angebahnt,  wenn  wir  nur  noch  auf 
die  Frage  Antwort  geben  können:  was  besteht  denn,  was  exi- 
stirt  in  der  uns  umgebenden  Welt?  Es  ist  das  das  All,  das  wir 
Natur  nennen.  Was  nicht  in  der  Natur  ist,  Was  übernatürlich  ist 
oder  was  nur  in  unserem  Wollen,  in  unserem  Wünschen  und  in 
unserer  Phantasie  existirt  das  ist  nicht,  das  besteht  nicht,  das 
existirt  eben  nicht  in  der  Wirklichkeit  (wenigstens  wie  wir  sie 
begreifen  können)  und  das  kann  auch  keinen  Inhalt  des  Erken- 
nens  abgeben  —  kann  nicht  Gegenstand  des  Wissens,  der  Wis- 
senschaft sein,  es  müsste  denn  nur  als  pathologische  Er- 
scheinung an  unserem  Geiste  in  Betracht  kommen. 

Die  Wissenschaft  kann  also  nur  die  Wirklichkeit,  das  be- 
stehende All,  die  Natur,  zu  ihrem  Gegenstande  haben  und  zwar 
In  ihrer  Totalität  oder  in  ihren  verschiedenen  Theilen.  Dass  aber 
das  Thun  und  Treiben,  das  Leben  und  Weben  der  Menschen  ein 
solches  Stück  Natur  ist,  die  Erkenntniss  desselben  daher  eine 
Wissensohatlt,  kann  keinem  Zweifel  unterliegen.  ») 

Aber  nur  das  wirkliche  Thun  und  Treiben  nicht  etwa 
ein  gewünschtes,  gewolltes  und  geträumtes  kann  Ge- 
genstand der  Wissenschaft  sein.  Ist  aber  von  diesem  wirklichen 
Thun  und  Treiben  der  Menschen  die  Rede,  so  kommt  in  erster 
f^niö  dur  H  taa  t  in  Betracht.  Denn  von  einem  gewissen  Punkte 
ilur  |i]ntwl»kluug  der  Menschen  angefangen,  macht  sich  ihr  Wirken 
und  Hulmfl'en  nur  im  Staate  geltend;  der  Staat  bildet  von 
\\\\\\\\  (iuti  ausschliessliche  Gesichtsfeld  in  dem  wu* 
iliüMMH  Wirkuu  unil  Sobaffon  der  Menschen  erblicken.  Die  Staats- 
Wl^MtUttuluih  nun  hat  en  oben  mit  diesem  Stück  Naturprocess 
4U  (liUM  ilül'  unti  iuntu'halb  des  Rahmens  des  Staates 

Allim  iuul^  tUgt^tjt^Ui  ilas  sich  so  gerne  an  diesen  Rahmen 
khUHMiiiid  hIIo  'NVüumiht)  iuul  Forderungen  und  Träume,  alle 
lliupitnm  \\\\\\  FautHMltMi,  kIo  sind  Tendenz  oder  Poesie,  nur  Wis- 
MHiiMohiUt  «lud  kIu  \\\\A\\. 


I.  §  1     Wissenschaft  und  "Wahrheit.  5 

Es  genügt  jedoch  nicht  den  Gegenstand  einer  Wissen- 
schaft zu  kennen.  Soll  der  Gang  der  Untersuchung  kein  schwan- 
kender, soll  er  fest  und  zielbewusst  sein :  so  muss  vor  allem  der 
Zweck  aller  Wissenschaft,  in  vorliegendem  Falle  aber  speciell 
der  der  Staatswissenschaft  klar  erkannt  werden. 

Ebenso  nun  wie  man  mit  dem  Worte  Wissenschaft  nie  und 
nirgends  geizte,  ebenso  wenig  zögerte  man,  als  Zweck  all  und 
jeder  Wissenschaft  das  Auffinden  der  „W  a  h  r  h  e  i  t"  zu  bezeichnen. 
Nur  das  blieb  unaufgeklärt,  was  man  unter  Wahrheit  verstehe? 
Speciell  in  der  Staatswissenschaft  meinte  der  Eine  dieselbe  in 
der  besten  Form  des  Staates,  die  er  uns  anempfehle;  der 
Andere  in  Rathschlägen  die  er  den  Fürsten;  der  Dritte  in 
Lehren  die  er  den  Völkern  gebe,  zu  finden.  Trachten  wir 
nun,  uns  über  diesen  Begrifi*,  speziell  mit  Rücksicht  auf  unsere 
Wissenschaft;  klar  zu  werden. 

Was  ist  wahr?  Ofienbar  dasjenige  was  nicht  nur  scheinbar 
ist,  sondern  thatsächlich  besteht,  wenigstens  für  unser  Be- 
griffsvermögen, für  unseren  Intellect.  DieErkenntniss  nun  und  die 
Constatirung  einer  solchen  thatsächlich  bestehenden  Erscheinung, 
eines  solchen  Vorganges  oder  ümstandes  ist  die  Wahrheit.  Wenn 
der  Naturforscher  einen  natürlichen  Vorgang  und  dessen  Wirk- 
lichkeit (för  uns)  erkennt  und  denselben  constatirt,  dann  hat  er 
die  Wahrheit  erforscht.  Ganz  so  verhält  es  sich  auf  dem  Gebiete 
der  Staatswissenschaft  Die  Erkenntniss  eines  wirklichen  Vor- 
ganges auf  dem  Gebiete  des  staatlichen  Lebens  ist  die  Erkennt- 
niss einer  Wahrheit.  Eine  solche  Erkenntniss  kann  sich  offen- 
bar nur  auf  etwas  Geschehenes  und  in  Erscheinung  (Jetretenes, 
also  auf  Vergangenes  oder  Gegenwärtiges  beziehen;  das  Künftige, 
das  Seinsollende,  das  Gewünschte  oder  Geforderte  kann  nicht 
Gegenstand  einer  WahrheitseTkenntniss  sein.  ^) 

Somit  haben  wir  die  nothwendig  einzuhaltende  Grenze  der 
Staats -Wissen  Schaft  gezogen.  Die  wirklichenVorgänge 
auf  dem  Gebiete  des  staatlichen  Lebens,  in  so  ferne  sich  in  ihnen 
ein  Stück  Naturprocesses  abspielt,  sind  Gegenstand  und  sollen 
Inhalt  dieser  Wissenschaft  sein;  die  Erkenntniss  und  Constatirung 
dieser  Vorgänge  aber  ist  die  einzig  mögliche  Wahrheitsanstrebung 
auf  ihrem  Gebiete.  ^) 


Q  I.  §  1.  Wissenschaft  nnd  Wahrheit. 

Anmerkung  ^)  £s  ist  nicht  richtig  was  Oettingen  be- 
hauptet; »Der  Vorwurf  der  Unwissenschaftlichkeit  oder  richtiger 
der  Wissenschafbslosigkeit  trifft  heut  zu  Tage  keineswegs  die 
Theologie  allein,  sondern  die  Geisteswissenschaften  überhaupt, 
Psychologie  wie  Ethik,  Philologie  wie  Geschichte,  ja  fast  alle 
philosophischen  Disciplinen^  (Oettingen,  Moralstatisik  IIS.  13). 
In  so  ferne  sich  diese  Disciplinen  mit  dem  menschlichen  Geist 
in  allen  seinen  Aeusserungen  und  Erscheinungen  beschäftigen  sind 
sie  allerdings  Wissenschaften,  da  sie  sich  doch  ebenfalls  mit  nichts 
Anderem  als  mit  einem  Stück  Natur  beschäftigen.  Auch  die 
Theologe  in  so  ferne  sie  den  » Glauben  der  Menschen  *  zu  ihrem 
Beobachtungsgegenstand  nimmt,  kann  rein  wissenschaftlich  be- 
handelt werden,  kann  eine  Wissenschaft  sein.  Dagegen  sind 
freilich  Vertheidigung  ron  Dogmen,  Wahrheitsbeweise  für 
Glaubenssätze  oder  gar  Aufstellung  ron  Geboten  und  Ver- 
boten —  reine  Theologie.  Ganz  richtig  sag^  daher  Schloss- 
mann: „Jede  Wissenschaft  strebt  nach  der  Erkenntniss  dessen 
was  ist  oder  gewesen  ist  oder  sein  wird.  Eine  Wissenschaft  kann 
schon  ihrem  Begriffe  nach  nicht  befehlen  oderyerbieten.."  (Sohloss- 
mann,  Vertrag  S.  12).^ 

A  n  m.  b)  Wie  divergirend  die  Auffassung  des  Begriffes  „Wahr- 
heit'*  ist,  zeigt  sich  unter  anderen  daraus,  dass  yiele  Rechtslehrer 
insbesondere  der  naturrechtlichen  Schule  der  Meinung  waren,  jeder 
Keohtssatz  und  jeder  Paragraph  des  Naturrechts  sei  eine  —  Wahr- 
heit !  So  sagt  z.  B.  Rotteck  im  Artikel  Naturrecht.  (Staatslexicon 
1.  Aufl.  11.  B.  S.  179.)  „Ein  jeder  Rechtssatz  ist  eine  Wahrheit 
oder  soll  eine  Wahrheit  sein !"  während  wir  doch  gerade  in  Rechts- 
sätzen am  wenigsten  Wahrheit  zu  suchen  berechtigt  sind,  da  die- 
selben doch  immer  nur  etwas  relativ  Giltiges  enthalten:  die  Wahr* 
heit  aber  daran  erkennt  werden  muss,  dass  sie  absolut  giltig  ist. 

Anm.  c.  Dass  die  Erforschung  der  Wahrheit  Ziel  und  Auf- 
gabe der  Wissenschaft  sei,  ist  zu  einem  Gemeinplatz  geworden:  nur 
was  man  unter  ^^  Wahrheit  ^  zu  yerstehen  habe,  darüber  lassen  einem 
alle  ^  Wahrheits  ^forscher  im  Unklaren.  So  sagt  auch  Sohlossmann 
in  seinem  »  Vertrag*  S.  1 90 :  »  Alle  wahre  Wissenschaft  forscht  nach 
absoluter  Wahrheit.  *  Doch  was  wir  unter  dieser  letztern  uns  denken 
sollen,  darüber  lässt  er  uns  im  ZweifeK  indem  er  an  zwei  Stellen  des- 
selben Buches,  der  Wissenschaft  zwei  ganz  verschiedene  Aufgaben 
zuweist,  von  denen  wir  die  eine  gerne  als  solche  acceptiren,  die  andere 
aber  entschieden  verwerfen  müssen.  Wenn  nähmlich  Schlossmann 
S.  213  sagt  »die  deutsche  Wissenschaft  hat  sich  den  Aufbau  eines 
Systems  des  Rechtes  und  damit  das  Höchste  was  eine  Wissen- 
schaft zu  erstreben  hat,  zur  Aufgabe  gestellt*,  so  müssen  wir 
es  entschieden  in  Abrede  stellen  erstens,  dass  der  Aufbau  eines  Sy- 
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stems  »das  Höchste  ist,  was  eine  Wissenschaft  zu  erstreben  hat*; 
zweitens,  dass  der  „Aufbau  eines  Systems"  mit  irgend  einer  „Wahr- 
heit'* und  gar  mit  der  „absoluten  Wahrheit"  dfe  Schlossmann  oben 
als  Ziel  der  Wissenschaft  darstellt,  in  irgend  einer  Verwandtschaft 
und  Beziehung  stehe.  Systeme  kommen  und  gehen  wie  die  Moden 
des  Tages:  ein  Fünkchen Wahrheit  kann  wohl  in  manchen  stecken, 
aber  keinSystem  bringt  uns  die  Wahrheit.  Die  Wahrheit  scheint 
überhaupt  ganz  unsystematisch  zu  sein,  wenigstens  werden  Systeme 
die  dem  menschlichen  Gehirn  entspringen  ihrer  Natur  nach  die 
Wahrheit  immer  nur  in  sehr  kleinen  Dosen  in  einer  Lösung  ron 
Irrthümem  zu  Tage  fördern. 

Dagegen  können  wir  die  andere  von  Schlossmann  auf  S.  252 
ausgesprochene  der  obigen  entgegengesetzte  Ansicht  rollkommen 
acceptiren.  Sie  lautet:  „Die  Wissenschaft  hat  ihre  Aufgabe  in 
Bezug  auf  ein  ihr  gestelltes  Problem  gelöst,  so  bald  sie  die,  die  Er- 
scheinung, auf  welche  es  sich  bezieht,  beherrschenden  Gesetze  auf« 
gedeckt  hat."  Das  ist  ganz  was  anderes.  Man  kann  gewisse  „die 
Erscheinungen  beherrschende  Gesetze"  aufdecken  ohne  gleich  ein 
System  aufzubauen,  und  diese  Gesetze  können  absolute  W-ahrheit 
sein.  Jede  wahre  Wissenschaft  i^rd  sich  also  auch  um  zur  Wahrheit 
zu  gelangen  auf  die  Aufsuchung  dieser  Gesetze  beschränken  und  den 
Aufbau  der  „Systeme"  yorderhand  den  „Systematiken)*  überlassen. 

§  2. 
Begriff  des  Staatsrechts. 

Der  Begriff  des  Staatsrechts  lässt  die  Bechtswissenscbaft 
nicht  ruhen.  Immer  wieder  und  wieder  wird  sie  im  Besitze  die- 
ses „  ihres  *  Gebietes  gestört ;  ihre  Ansprüche  auf  dasselbe  werden 
angefochten.  Die  ewige  Beunruhigung  von  dieser  Seite  her  giebt 
immer  von  Neuem  Veranlassung  anf  den  Begriff  des  Staates  zu- 
rückzugreifen und  denselben  immer  von  Neuem  zu  untersuchen. 
Diese  Untersuchungen  werden  meistens  von  Rechtsgelehrten  unter- 
nommen mit  der  ausgesprochenen  oder  nicht  ausgesprochenen 
Tendenz  den  Staat  aus  dem  Recht  zu  construiren,  in  Folge 
dessen  den  Besitztitel  des  , Rechts '^  auf  den  Staat  festzustellen; 
auf  diese  Weise  das  Staatsrecht  als  Grebiet  des  Rechts-  und  der 
Rechtswissenschaft  in  Anspruch  zu  nehmen,  und  der  Jurisprudenz 
ihre  Souveränetät  auf  demselben  zu  sichern. 

So  lange  es  bei  der  Theorie  bleibt,  befriedigen  diese  Unter- 
suchungen alle  Welt  und  man  ist  weit  entfernt^  ihre  Beweisfiih- 
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rungen  und  Folgerungen  anzufechten.  Aber  mitten  hinein  in 
diese  allgemein  theoretische  Befriedigung  und  Harmonie  fährt 
immer  wie  ein  Blitz  aus  heiterem  Himmel,  ein«  staatsrechtlicher '^ 
Act  —  der  all  diese  Beweisführungen  wie  ein  haltloses  Grewebe 
auseinanderreisst.  Es  bleibt  nun  die  Alternative  die  Halt-  und 
Grundlosigkeit  der  Beweisführungen  einzugestehen  oder  dieselben 
dem  unerwarteten  Zwischenfall  zu  Liebe  mit  etlichen  ad  hoc  zu- 
sammengestellten Argumenten  wieder  zusammenzuleimen.  Man 
begnügt  sich  mebt  mit  Letzterem.  Aber  die  ewige  Wiederkehr 
des  grellen  Gegensatzes  zwischen  Staat  und  Recht,  zwischen 
Staatsrecht  und  Jurisprudenz  last  wohl  eine  neuerliche  Revision 
der  Grundbegriffe  dieser  zwei  Wissenschafts-Gebiete  als  dringend 
erscheinen. 

Anm.  a)  Richtig  ist  was  Bluntsohli  sagt:  »Der  Staat 
wie  er  ist,  in  seinen  geordneten  Verhältnissen,  das  ist  das  Staats- 
recht** ^).  Diese  £rklänmg  unterschreiben  wir  yollkommen.  Wie 
sich  aber  Bluntschli  oft  in  Widersprüchen  zu  bewegen  liebt,  so 
schickt  er  dem  obigen  Satze  gleich  darauf  folgenden  nach :  „Das 
Staatsrecht  prüft  die  Rechtmässigkeit  der  Zustände  .  ,  .**^). 
Wenn,  wie  Bluntschli  das  selbst  sagt  „die  Wissenschaft  des 
Staatsrechts  den  Staat  in  seinem  geregelten  Bestände  in  seiner 
richtigen  (?)  Ordnung  betrachtet**  (a.  a.  O.S.  2)  wie  und  aufweiche. 
Weise  käme  diese  Wissenschaft  in  den  Besitz  eines  Kriteriums,  eines 
Probirsteins  fttr  die  „Rechtmässigkeit  der  Zustände**  ?  Das  Besteh- 
e  n  d  e  ist  ihr  Beobachtungsgegenstand :  es  ist  fialsch  wenn  sie  sich 
einbildet  hoch  über  dem  Bestehenden  als  Rechtsinstanz  fünctioniren 
zu  können  und  Ton  ihrem  höheren  Standpunkte  über  Rechtmässig- 
keit oder  Unrechtmässigkeit  der  „Zustände  des  Staates**  absprechen 
zu  können.  Einen  solchen  Beruf  hat  die  Wissenschaft  nicht  —  die 
Staatsrechts- Wissenschaft  am  allerwenigsten.  Sie  beobachtet  das 
Bestehende  —  seine  Wandlungen  und  Entwicklungen  und  trachtet 
die  ewigen  Gesetze  nach  denen  sich  diese  Tollziehen,  zu  erkennen. 
Das,  und  nur  das  kann  ihre  Aufgabe  sein.  Ueber  Rechtmässigkeit 
oder  Nichtrechtmässigkeit  der  Zustände  des  Staates  spricht  nicht 
die  Wissenschaft  —  darüber  sprechen  die  Parteien  und  da  jede 
Partei  in  ihrem  Sinne.  Als  Richter  giebt  bekanntlich  die  Ge- 
schichte ihr  Endurtheil  ab.  —  Oder  sollten  wir  den  obigen  Aus- 
sprach Biantschli*B  mittelst  einer  Restriotioo  so  rerstehen,  dass  das 


')  Blantfchli,  Lehre  rem  modernen  Staat  I  S,  2. 
^  a.  a.  0.  S.  8. 
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Staatsrecht  die  »Verfassungsmässigkeit**  der  Zustände  des 
Staates  prüft?  Das  wäre  einerseits  eine  Degradirung  der  Wissen- 
schaft zu  einfacher  juristischer  Casuistik  und  andererseits  für  die 
Staatsrechtswissensehaft  eine  ganz  undankbare  und  unfruchtbare  Auf- 
gabe. Denn  ob  YerfjEtssungsmässig  oder  yerfassungswidrig  ist  eben 
immer  eine  juristische  Streitfrage  —  die  in  der  Wissenschaft  des 
Staatsrechts  eine  sehr  untergeordnete  Rolle  spielt. 

§  3. 
Die  Untersuchung  des  Gewordeneu. 

Erst  auf  einer  sehr  späten  Stufe  der  Entwicklung  der  Mensch- 
heit erwacht  der  menschliche  Greist,  der  Intellect  Er  war  nicht 
Zeuge  der  Genesis  und  des  Werdeprocesses  menschlicher  Verhält- 
nisse. Er  sah  und  sieht  überall,  sowohl  auf  allen  Gebieten  der 
Natur,  wie  auch  auf  denjenigen  seiner  eigenen  Thätigkeit,  seines 
Denkens  und  Fühlens,  Gewordenes  und  es  bedarf  jahrhunderte- 
langer Anstrengung  und  Mühe,  um  aus  der  Beschaffenheit  und  den 
Eigenschaften  dieses  Gewordenen  dessen  Werdeprocess  zu  erken- 
nen. Die  Aufgabe  und  die  Arbeit  der  Geologie  mit  Bezug  auf 
Entstehung  und  Gestaltung  unseres  Planeten,  wiederholt  sich 
auf  dem  Gebiete  des  menschlichen  Geistes  und  socialer  Verhält- 
nisse —  nur  dass  hier  die  Aufgabe  viel  schwieriger  ist  und  die 
Lösung  noch  sehr  ferne. 

Die  Ursache  dieser  grösseren  Schwierigkeit  ist  leicht  zu  be- 
greifen. Während  sich  der  menschliche  G^ist  der  äussern  Natur 
gegenüber  unabhängig  fühlt  und  dieselbe  mehr  objectiv  beurtheilen 
kann,  muss  er  bei  der  Betrachtung  seiner  selbst  und  der  Verhält- 
nisse in  die  er  hineingewachsen  ist,  über  sich  selbst  hinausgehen, 
sich  selbst  erkennen,  sich  selbst  verläugnen.  Die  Art  und  Weise 
wie  die  Erde  entstand,  ficht  ihn  wenig  an:  der  Art  und  Weise 
wie  er  selbst  sich  entwickelte,  kann  er  nur  schwer  ohne  gewisses 
Eigeninteresse  nachforschen.  Hier  ist  er  befangen:  das  ist  die 
Schwierigkeit.  An  dem  in  der  Natur  Gewordenen  braucht  er 
nicht  mit  Liebe  zu  hängen;  er  kann  es  mit  kaltem  Blute  analysi- 
ren  und  bis  dessen  wahre  Uranfänge  verfolgen:  was  er  selbst  Ge- 
worden, die  Elemente,  die  ihn  selbst  bilden,  sind  das  Höchste 
und  Theuerste  was  er  hienieden  besitzt  Ihnen  mag  er  sich  nicht 
mit  dem  scharfen  Messer  der  Analyse  nahen.     Ein  jeder  Schnitt 
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trifll  sein  innerstes  Wesen,  seinen  besten  Besitz  hienieden,  sein 
bestes  Ich.  Diese  Untersuchung  kommt  ihm  schwer,  sehr 
schwer.  Nur  die  grenzenloseste  Selbstverläugnung  und  Hin- 
gebung an  die  Wahrheit  kann  ihm  hier  helfen. 

§4. 

Die  Rolle  der  Jurisprudenz. 

Erst  im  Staate  und  inmitten  einer  Rechtsordnung  begann 
das  Nachdenken  über  Recht  und  Staat.  All  unsere  Ideen  dar- 
über sind  vorwiegend  von  den  Anschauungen  römischer  Juristen, 
römischer  Privatrechtslehrer  beherrscht.  Zudem  war  von  jeher 
das  öffentliche  Recht,  die  geltende  öffentliche  Rechtsordnung  nur 
vom  Standpunkt  des  Privatrechts  aus,  als  von  diesen  verschieden 
und  zu  demselben  im  Gregensatz,  betrachtet  worden  und  diese 
Betrachtung  gieng  meist  nur  so  nebenher.  Sie  war  nur  der  dunkle 
Grund  auf  dem  die  Juristen  das  helle  Bild  des  Privatrechts 
zur  Darstellung  brachten.  Dieses  Letztere  erfreute  sich  auch 
aus  vielfachen  Gründen  einer  viel  eifrigeren  und  häufigeren  Be- 
arbeitung. Erstens  waren  es  die  praktischen  Bedürfhisse  der 
Reohtfisprechung  die  die  Jurisprudenz  förderten.  Dann  war  das 
Gebiot  derselben  von  der  staatlichen  Gewalt  nur  selten  ange- 
fochten. Arbeitete  doch  die  Jurisprudenz  auf  dem  Gebiete  des 
Prlvatreohts  für  den  Staat;  erleichterte  sie  ihm  doch  seine  Auf- 
gabe der  Rechtssprechung.  Kein  Gesetz  kann  alle  möglichen 
oonoreten  Fälle  voraussehen:  kein  Staat  sich  mit  gesetzgeberi- 
Moher  Entscheidung  aller  Binzelnfillle,  deren  meritorischer  Aus- 
gantj  ihm  gleiobgiltig  ist,  befassen.  Hier  hilft  die  Jurisprudenz 
ibiu  auN ;  hiur  hülstet  sie  ihm  erspriessliche  Dienste.  Indem  sie 
liUM  titumn  knapp  gefassten  Gesetz  ein  System  von  Folgerungen 
«Iwht,  \u  tIertM)  Netz  dann  tausende  concreter  Fälle  sich  fassen 
Iwwon,  Imi  »io  tlit»  Staatsgewalt  vieler  Mühe  überhoben.  *)  Daher 
W«r  illt»  Jurispnuhmz  von  jeher  wohlgelitten  vom  Staate  und 
IIUMlMlgtUt^li  lut^üustigt;  oiuo  lohnende  Arbeit  nach  allen  Sei- 
iuu  hin. 

A  w  u\.  a)    Uabor    iliede    ThJltigkeit    der  Jurisprudenz    7ergL 
lUariug  UtilMt  Uen  röm.  Heoli.ä  h  28  flg.    „Die  Theorie  hat  es  in 
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ihrer  Hand,  hei&>t  es  da,  aus  dem  bestehenden  Recht  sowohl  die 
Summe  der  Rechtssatze  zu  vermehren  als  letztere  selbst  zu  yerbes- 
sem  .  .  . ."  „Diess  geschieht  theils  durch  die  Interpretation,  indem 
der  wahre  Sinn  des  Gesetzes  einer  zu  engen  oder  zu  weiten  Wort- 
£Btssung  gegenüber  festgestellt  wird,  theils  durch  die  analoge  Aus- 
dehnung, die  eine  Fortbildung  des  Gesetzes  selbst  enthält  indem  sie 
zeigt,  dass  die  gesetzliche  Bestimmung  fälschlich  an  einen  unwesent- 
lichen Thatbestand  geknäpft  war,  an  eine  einzelne  Spedes  statt  an 
die  Gattung  und  folglich  über  die  engen  Gränzen,  die  sie  selbst  sich 
setzte,  ausgedehnt  werden  müsse.**  (S.  33). 

§5. 
Jus  publicum  et  privatum. 

Während  so  der  Staat  auf  privatrechtlichem  Gebiete  sich 
gerne  durch  die  Jurisprudenz  vertreten  und  aushelfen  Hess,  war 
er  doch  weit  entfernt  davon,  in  Fragen  die  ihn  unmittelbar  be- 
rührten, in  Fragen  des  jus  publicum,  des  öffentlichen  oder  Staats- 
rechts sich  von  der  Jurisprudenz  sein  Verhalten  vorschreiben  zu 
lassen.  Der  wesentliche  Unterschied  der  zwischen  dem  Privat- 
und  öffentlichem  Rechte  obwaltete,  musste  von  Einfluss  sein  auf 
die  Stellung  der  Jurisprudenz  und  das  Verhalten  des  Staates  auf 
diesen  zwei  Gebieten.  Diesen  Unterschied  fassten  die  römischen 
Juristen  sehr  oberflächlich,  nur  als  einen  formalen  nicht  als 
einen  im  Wesen  der. Sache  tief  wurzelnden. 

Jus  war  ihnen  jus  ob  es  publicum  oder  privatum 
war.  Den  Unterschied  sahen  sie  nur  in  der  Richtung,  nach 
welchen  dieses  jus  so  zu  sagen  ausblickte.  Publicum  jus  est 
quod  ad  statum  rei  Romanae  spectat;  privatum 
quod  ad  singulorum  utilitatem.  Sunt  enim  quaedam 
publice  utilia,  quaedam  privatim.  Es  wird  hier  über- 
haupt das  jus  nicht  begrifflich  festgestellt;  mit  dem  Namen,  mit 
dem  Wort  ohne  tiefere  Erforschung  seines  Sinnes  begnügt  sich 
der  Gresetzgeber  und  die  röm.  Jurisprudenz;  sie  constatirt  hiebei 
die  zwei  verschiedenen  Weisen  in  denen  dieses  Wort  gebraucht 
wird,  je  nachdem  es  sich  auf  private  oder  staatliche  Verhältnisse 
bezieht  Aber  eben  so  wenig  wie  sie  eine  Erklärung  des  Be- 
griffes jus  giebt,  ebensowenig  liegt  in  ihrer  Erklärung  des  dop- 
pelten Gebrauches  dieses  Wortes  eine  Bürgschaft  einer  über  den 
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blossen  Namen  hinausgehenden  Identität  des  Begriffes 
jus  in  diesen  zwei  Redensarten.  Nicht  was  juspublicum 
und  jusprivatum  ist,  nur  was  man  beiläufig  darunter  versteht 
sagt  uns  die  obige  Stelle  des  (corpus  juris. 

Auch  die  weitere  Erklärung,  dass  dasjuspublicumin 
sacris,  in  sacerdotibus,  in  magistratibus  cosistit 
sagt  uns  nichts  über  das  Wesen  sondern  spezifizirt  nur  die  Verhält- 
nisse des  »Status  rei  Romanae^auf  diedas  jus  publicum 
sich  bezieht.  Wir  haben  es  hiermit  einer  systematisirenden  Einthei- 
lung  zuthun,  ebenso  gut  wie  dass  das  jus  (privatum)  ^^adpersonas, 
ad  res,  vel  ad  actiones  pertinet.  *  Fehlt  in  allen  diesen  Erklärungen 
die  strenge  Begriifsbestimmung  des  j  u  s,  so  kann  man  in  ihnen 
noch  weniger  die  Gewähr  dafür  finden,  dass  das  jus,  welches  in 
sacris,  in  sacerdotibus  in  magistratibus  cosistit,  dem  Wesen  nach 
demjenigen  gleich  sei,  welches  ad  personas,  ad  res  und  ad  actio- 
nes pertinet.  Eine  eingehende  Untersuchung  aber  soll  zeigen,  dass 
dieses  in  der  That  nicht  der  Fall  ist;  dass  das  jus  in  den  erst- 
genannten drei  Gebieten  etwas  von  dem  in  den-  letztgenannten 
drei  Gebieten  ganz  wesentlich  Verschiedenes  ist.  *) 

A  n  m.  a)  Wie  unbeholfen  die  Römer  waren  den  Begriff  des 
jus  festzustellen,  das  jus  seihst  zu  erklären,  zeigt  unter  Andern  die 
Ableitung  des  jus  ron  justitia.  ,,Jus  est  autem  a  justitia  appella- 
tum!**  während  es  doch  klar  ist  das  justitia  ein  DeriratiTum  ron  jus 
ist.  So  oft  es  sich  um  Erklärung  des  jus  handelt,  wählen  die  Rö« 
mer  immer  den  Ausweg  dasselbe  durch  äussere  Merkmale,  dureh 
die  Gonsequenzen  desselben,  durch  die  Entgegenstellung  mit  einem 
andern  Begriffe  und  auf  ähnliche  Weise  zu  umschreiben.  So  z.  B. 
juris  praecopta  sunt  haec,  honeste  rirere  alterum  non  laedere,  suum 
cuique  tribuere  oder  scriptum  jus  est  lex  u.  s.  w.  oder  Justitia 
est  constans  et  perpetua  roluntas  jus  suum  cuique  tribuendi  u.  dgl. 

§  6. 
Oeffentlichos  und  Privatrecht. 

Merkwürdigerweise  hat  sich  diese  so  oberflächliche  Unter- 
scheidung der  römischen  Juristen  bis  heutzutage  in  der  Rechts- 
wissenschaft und  in  den  Gesetzbüchern  fast  unverändert  aufrecht- 
erhalten. Man  'schlage  alle  die  Hunderte  und  Tausende  Lehr- 
bücher und  Oompendien  aller  Privatrechte  europäischer  Nationen 
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auf;  man  durchblättere  alle  rechts-  und  staatswissenschafbliohen 
Werke  der  europäischen  Literaturen;  man  nehme  die  Gresetz- 
bücher  zur  Hand:  überall  begegnet  uns,  höchstens  mit  unwesent- 
lichen Aenderungen,  der  altrömische  Satz  —  das  Privatrecht  regelt 
die  Rechtsverhältnisse  der  Privatpersonen  unter  sich,  das  Staats- 
recht (oder  öffentliches  Recht)  diejenigen  zwischen  den  Bür- 
gern und  dem  Staate. 

Die  wenigen  unwesentlichen  Aenderungen  die  bei  einzelnen 
Definitionen  vorkommen,  ändern  nichts  an  dem  Sinne  dieser 
Unterscheidung,  dass  es  eines  uud  dasselbe  Recht  ist,  welches 
hier  private  dort  öffentliche  Verhältnisse  ordnet;  zwischen 
den  Privatpersonen  einerseits,  andererseits  zwischen  ihnen  und 
dem  S  taate  soll  nach  diesen  Definitionen  ein  und  dasselbe  Etwas 
das  man  Recht  nennt  die  gegenseitigen  Verhältnisse  und  Be- 
ziehungen regeln  und  festsetzen.  ^) 

und  doch  ist  dieser  altehrwürdige,  durch  die  Literatur  und 
Gresetzgebungen  von  Jahrhunderten  geheiligte  Satz,  wenn  man 
ihn  genau  betrachtet,  nicht  haltbar. 

£s  ist  mit  nichten  dasselbe  Etwas  was  diese  zweierlei 
Verhältnisse  und  Beziehungen  normirt 

Das  Recht,  das  die  privaten  Beziehungen  regelt,  ist  quar- 
litativ,  seiner  Natur  und  seinem  innersten  Wesen  nach  von 
dem  Recht,  das  die  öffentlichen  Verhältnisse  und  Beziehungen 
regelt,  grundverschieden  —  und  zwar  so  sehr,  dass  man,  genau 
genonmien,  diese  beiden  Begriffe  nicht  einmal  theilweise  mit  den- 
selben Namen  benennen  sollte.  Wenn  Privatrecht  Recht  ist, 
dann  sollte  Staatsrecht  nicht  Recht  —  sondern  smders  benannt 
werden.  Was  mann  Staatsrecht  nennt,  sollte  eigentlich  blos 
Staatsnorm,  Staatssatzong  heissen. 

Anm.  a)  Wenn  es  auch  ganz  onzweckmassig  wikre,  mne 
grossere  Anzahl  Ton  Rechts-  and  StaatsieehtslehrerB  mit  ihren  in 
diesem  Punkte  meist  aof  ein  and  dasselbe  hinaaslaafeoden  Aosspnl- 
chen  über  den  Untersdiied  zwischen  Prirat  und  öffentliehoB  Bedite 
hier  anzufahren :  so  müssen  wir  doch  die  diesbeznglidien  £rkläningea 
der  herrorragenden  Vertreter  der  Rechtsphilosophie,  des 
römischen  und  des  deutschen  Private  und  Staatsradts  hier 
herrorheben  um  den  Stand  der  Frage  klar  fiberUidLen  za  k/tanMi« 
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Wir  werden  dabei  bemerken,  dass  einige  neuere  Reohtogelehrte 
(Demburg,  Thon)  sich  in  dieser  Frage  durch  eine  neue  und  originelle 
Anschauung  ron  dem  Althergebrachten  zu  emancipiren  suchten. 

StahTs  Unterscheidung  zwischen  Privat  und  öffentlichem 
Recht  liegt  ein  sehr  richtiger  und  wahrer  Gedanke  zu  Ghrunde.  „Das 
gesammte  Rechtssystem  sagt  er,  theiit  sich  in  zwei  Hauptgebiete. 
Die  Rechtsrerhäitnisse  sind  nämlich  nach  der  Doppelbeziehung  des 
menschlichen  Gemeinlebens  zweierlei  Art.  Die  einen  dienen  dazu 
den  einzelnen  Menschen  zu  befriedigen,  sein  Dasein  zu  rollenden ; 
die  andern  dazu  die  Menschen  gemeinsam  zu  beherrschen, 
sie  zu  einem  Gesammtdasein  zu  rerbinden  und  dieses  als  solches  zu 
rollenden.  Jene  bilden  das  Priratrecht,  diese  das  öffentliche  Recht**  ^). 
In  dem  hier  aufgestellten  Gegensatze  zwischen  den  Zwecken  der  bei* 
den  Rechtsgebiete,  dem  Zweck  des  einen  „den  einzelnen  Menschen 
zu  befriedigen**  in  dem  des  anderen  „die  Menschen  gemeinsam  zu 
beherrschen**  liegt  schon  der  Keim  einer  Erkenntniss  des  m  e  r  i- 
torischen  und  prinzipiellen  Unterschiedes  zwischen  Privat  und 
öffentlichem  Recht,  der  sonst  leider  fast  gar  keine  Beachtung  fand. 
So  schwindet  bei  A  h  r  e  n  s  jede  Spur  eines  prinzipiellen  Unterschie« 
des  zwischen  Prirat-  und  öffentlichem  Rechte.  A  h  r  e  n  s  erkennt 
es  übrigens  selbst  an,  dass  „alles  Recht  bis  jetzt  nach  einem  zwar 
wichtigen  aber  nur  formalen  Gesichtspunkte  in  Privat  und  öffent- 
liches Recht  eingetbeilt  worden  ist**  ^).  Aber  seinerseits  schlägt  er 
eben  nur  andere  Eintheilungen  des  Rechtsgebietes  ror,  da  er  in 
detn  Gegensatze  zwischen  Privat  und  öffentlichem  Recht  keinen 
andern  als  eben  nur  einen  rein  formalen  Unterschied  sehen  kann. 
Aber  anch  diese  „rein  formelle**  Eintheilung  in  Privat  und  öffent- 
liches Recht  ist  seiner  Ansicht  nach  bisher  ganz  unrichtig,  nach 
unrichtigen  Kriterien  gemacht  worden.  £r  schlägt  daher  auch 
hier  eine  „richtige  formelle  Eintheilung  von  Privat  und  öffentlichem 
Rechte**  vor  die  wie  alles  und  jedes  bei  A  h  r  e  n  s  ron  der  Idee  des 
„Organischen**  beherrscht  sein  soll. 

„Die  richtige  formelle  Eintheilung  ron  Prirat  und  öffentlichem 
Recht,  sag^  er,  kann  nur  festgestellt  werden,  wenn  man  bei  einer 
organischen  Auffassung  des  Staats-  und  Gesellschaftslebens, 
die  Stellung  aller  G 1  i  e  d  e  r  für  sich  und  jene  höheren  Grenzen  nach 
der  Verschiedenheit  des  Zweckes  bestimmt  und  erkennt,  dass  ein 
jedes  Glied  ein  l^onderdasein  hat  und  in  einem  selbstständigen 
Lebenskreise  sein  Sonderwohl  als  Sonderzweck  rerfolgt,  dass  aber 
alle  Glieder  und  Gliederungen,  welcher  Art  sie  sein  mögen,  ron  den 
untersten  bis  zu  den  höchsten,  auch  für  den  Gesammtzweck  wirk- 
sam sein  sollen,  den  das  höhere  Ganze  (repräsentirt  durch  die  Staats- 

1)  Stahl  Die  Philosophie  des  RechU  4,  Aufl.  II.  301.  *)  Ahrens 
Natorrecht  Wien  1870  I  S.  877. 
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grewalt)  in  relatirer  Selbstständigkeit  und  in  geordneter  Mitwirkung 
aller  Glieder  zu  yerfolgen  hat.  Nach  diesem  doppelten  Zwecke  be- 
stimmt sich  der  bezeichnete  Unterschied.  Priratrecht  ist  daher 
das  Ganze  der  Rechtsnormen,  nach  welchen  alle  Glieder  der  Staats- 
und Gesellschaftsordnung  ihre  Sonderzwecke,  als  ihr  Sonderwohl, 
in  Selbstbestimmung  durch  und  für  sich  erstreben  kOnnen ;  das  Öffent- 
liche Recht  dagegen  das  Ganze  der  rechtlichen  Normen,  nach  wel- 
chen der  Gesammtzweck  nicht  nur  des  Staates  sondern  auch  einer 
jeden,  durch  einen  selbststän^gen  Hauptzweck  unterschiedenen  Ge- 
sellschaftsordnung (z.  B.  der  Kirche)  yon  einer  geordneten  Macht  in 
organischer  Mitwirkung  aller  Glieder  rollführt  wird"  ^).  An  Klar- 
heit hat  die  alte  Eintheilung  in  Prirat-  imd  Öffentliches  Recht  durch 
diese  neue  „organische*'  Sauce  nicht  gewonnen. 

Roder  willPrlyat  und  Öffentliches  Recht,  das  er  „Gesammt'*- 
oder  „Gesellschaftsrecht'*  nennt  dadurch  unterschieden  wissen,  dass 
das  ersteredie  Einzelnen  (Privaten)  das  letztere  die  Gesammt- 
heit  zu  „Rechtsträgem"  hat.  „Je  nachdem  man  nur  zunächst,  sag^ 
er,  nur  auf  das  Recht  der  rerschiedenen  Rechtsträger  als  besonderer 
oder  einzelner  (Privaten)  hinsieht  oder  aber  nur  auf  das  Recht  des 
hohem  Ganzen  als  solchen  —  ihnen  als  seinen  Gliedem,  gegenüber 
-—  betrachtet  man  das  Recht  entweder  als  £inzel-  beziehentlich 
Sonderrecht  (Privatrecht)  oder  als  G e sa mm t-  d.  h.  Gesell- 
schaftsrecht (öffentliches  Recht)"  ^). 

Trendelenburg  legt  der  £intheilung  in  Privat-  und  Öffent- 
liches Recht  keinen  besonderen  Werth  bei.  „Nach  dem  Unter- 
schiede, meint  er  im  Vorbeigehen,  des  gemeinsamen  Ganzen,  in  wel- 
chem Alle  ihren  Bestand  haben  und  der  Einzelnen  in  ihrem  Ver- 
hältnisse zu  einander  hat  man  früh  das  Recht  in  öffentliches  Recht 
und  Privatrecht  eingetheilt;  ....  Da  indessen  das  Ganze  in  den 
Rechten  der  Glieder  betheiligt  ist,  so  sind  die  Grenzen  zwischen  dem 
Öffentlichen  Recht  und  Privatrecht,  namentlich  zwischen  dem  bür- 
gerlichen  und  Strafreoht,  veränderlich  und  auch  nach  den  verschie- 
denen Gesetzgebungen  verschieden  aufgefasst  worden.  Das  öffent- 
liche Recht  umschliesst  das  Privatrecht,  in  wiefem  aus  dem  Ganzen 
als  solchem  das  Recht  fliesst ..."  ^). 

Die  Romanisten  halten  sich  im  Ganzen  an  die  alte  römische 
Unterscheidung.  So  sag^  z.  B.  Puchta:  „Im  Privatrecht  erscheint 
der  Mensch  als  Einzelner  und  in  seiner  Beziehung  auf  andere  Ein- 
zelne, im  öffentlichen  Rechte  aLs  Glied  der  Volksverbindung  als 
Ganzen  und  in  seiner  Beziehung  auf  andere  Glieder  dieses  Ganzen 
als  solchen"  ^).  Und  Savigny:  „Das  Staatsrecht  hat  zum  Gegen- 

*)  Ahrens  a.  a.  0.  S.  380.     *)  ROder  Grandzüge  des  Natuzrechts 
I.  173  (2.  Anfl.)     B)  Trendelenbuig  Natorrecht  S.  122. 
^)  Pachta  Conus,  d.  Jnst  L  %  21. 
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Wenn  aber  von  einem  tiefern,  nicht  nur  rein  formalen,  sondern 
principiellen  Unterschied  zwischen  Privat-  und  öffentlichem  Rechte 
die  Rede  ist,  so  darf  man  nicht  an  die  Rechte  des  F  i  s  c  u  s  denken, 
die  im  modernen  Staat  verhältnissmässig  eine  ganz  unbedeutende 
Rolle  spielen ;  da  muss  man  vielmehr  an  diejenigen  Rechte  denken  in 
deren  Uebung  die  Herrschaft  der  Staatsgewalt  besteht. 

Diese  „Rechte*'  vermöge  deren  der  Staat  Militärdienst  und 
Steuerleistung  u.  dgl.  fordert,  sind  es,  deren  Natur  man  ganz  ver- 
kennt wenn,  man  zwischen  der  Gesammtheit  derselben  und  dem 
Privatrecht  nur  die  dünne  Scheidewand  eines  formalen  Unter- 
schiedes au&tellt.  Dieses  „Staatsrecht**  ist  noch  ganz  etwas  anderes 
als  nur  ein  „Privatrecht"  das  seine  Rechtssubjekte  wechselte. 

Strenger  als  die  Staatsrechtslehrer  halten  sich  die  deut- 
schen Civilisten  wieder  an  die  alte  römische  Definition  von 
Privat-  und  öffentlichem  Recht*  So  definirt  Unger  das  Privat- 
recht als  „die  Gesammtheit  der  Rechtssatze,  welche  die  Rechts- 
verhältnisse der  Privatpersonen  regeln  d.  h.  die  Verhältnisse  nor- 
miren,  in  welchen  die  Personen  als  Yermögenssubjekte  und  als 
Familienmitglieder  stehen"  ^)  und  auch  als  den  „Inbegriff  der  Rechts- 
normen, durch  welche  alle  Rechtsverhältnisse,  in  welchen  die  Privat- 
personen 'zueinander  stehen,  geregelt  werden"  ^). 

Doch  gehen  neuere  viel  weiter  so,  z.  6«  Dernburg,  der  es 
klar  ausspricht,  dass  „öffentliches  und  Privatrecht  ihren  Grund- 
lagen nach  verschieden  sind.  Das  öffentliche  Recht,  wel- 
ches die  Verhältnisse  der  Gesammtheit  ordnet,  ist  einzig  durch 
die  Bestimmung  des  Staates  gegeben,  das  Privatrecht 
hingegen  wurzelt  in  dem  Gedanken,  dass  dem  Individuum  als  solchem 
krafb  seiner  Persönlichkeit  unmittelbare  Rechte  zukommen"  ^).  Diese 
Verschiedenheit  der  Grundlagen  sieht  Dernburg  darin,  dass  der 
Staat  die  Privatrechte  wohl  „regelt,  aber  dieselben  nicht  erfindet" 
„er  sichert  sie,  aber  er  hat  sie  nicht  erst  geschaffen".  Diese  Privat- 
rechte „kommen  dem  Individuum  um  seiner  selbst  willen  zu"  meint 
Dernburg,  während  die  öffentlichen  Rechte  „demselben  als  einem 
Gliede  der  Gesammtheit  in  Folge  der  Ordnungen  derselben  ver- 
liehen sind". 

Neuestens  hat  es  T  h  o  n  versucht,  das  entscheidende  Merkmal 
„zwischen  Privat  und  öffentlichem  Recht  (freilich  beides  nur  in  sub- 
jektivem Sinne)  in  den  Rechtsfolgen  der  Normübertretungen 
nachzuweisen.  Indem  er  auf  das  Ungenügende  aller  früheren  diess- 
bezüglichen  Unterscheidungen  zwischen  » öffentlichen  und  privaten 
Rechten"  hinweist,  fährt  er  fort: 


1)  ünger  System  I  S.  4.     *)  Daselbst  S.  5. 
")  Dernburg  Lehrb.  d.  prenss.  Primtrechts  S.  61. 
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„Es  scheitern  sonach    alle  Versuche  eine  Abgrenzung  zu  er- 
langen, wenn  man  dioKo  nacli  der  Entstehung  der  Normen  be- 
wirken will  oder  nach  den  Personen,  an  welche  sie  sich  richten  oder 
nach  den  Interessen,  welche  sie  zu  schützen  bestimmt  sind  oder  end- 
lich nach  dem  Inhalte,  je  nachdem  die  Nornitm  absolut  lauten  oder 
dem  Willen  eines  Einzelnen  nachzukommen  gebieten.     So  erübrigt 
nur,  das  entscheidende  Moment  in  den  KechtHtblgen  zu  suchen,  welche 
die  Uebertretung  der  Norm  nach  sich  zieht'*  ^).  Indem  nun  Thon 
dies  unternimmt,  gelangt  er    zu  dem  Satze:    „l^er   I'riyatan- 
Spruch  (als  Folge  der  Normübertretung)  ist  das  Kennzeichen 
des  Privatreclits').  Und  weiter :    „Privatrecht  begründende 
oder  kurzweg  privatröchtliche  Normen  nennen  wir  sonach  diejenigen 
deren  Uebertretung  für  den,  in  seinen  Interessen  Verletzten  einen 
Pri Tatanspruch  hervorruft.  Im  (xegensatz  zu  ihnen  gehören  alle  die- 
jenigen Normen  allein  dem  /)flentlichen  Ilechte  an,  deren  Verletzung 
einen  Offentlichrcchtlichen  Anspruch  begründet.  Und  ein  solcher  liegt 
dann  immer  vor,   wenn  ein  staatliches  Organ  das  Jiecht  und  die 
Pflicht  hat,  von   amtswegen   einzuschreiten**  '').    „Das  Privatrecht 
würde  hiernach  aus  der  Summe  derjenigen,  von  der  Rechtsordnung 
den  Einzelnen  auferlegten  Verpflichtungen    bestehen,   deren    Er- 
zwingung herbeizuführen,  falls  sie  nicht  freiwillig  erfüllt  werden, 
dem  einzelnen    Interessenten   überlassen   wird.  Und 
umgekehrt  würde  ein  Öffentliches  Kocht  d  urch  jede 
Norm  constatirt,  deren  Uebertretung  zu  beseitigen 
oder    zu    ahnden    der  Staat    selbst  sich  vorbehalten 
hätte**  ^).      Diese  letzten  zwei  Sätze,  in  denen  Thon*s  Gedanken 
am  präcise.sten  gefasst  sind,  scheinen  uns  in  der  That  den  Unterschied 
zwischen  Privat-  und  öflTentlichem  Recht  auch  in  objectivem  Sinne 
ganz  richtig  zu  bezeichnen. 


§7. 
Merkmale  dieser  beiden  Begriffe. 

Wären  l'rivatrccbt  und  öffentliches  Ilechtzwm  materielle,  oon- 
orete  Dinge,  so  könnte  man,  um  ihre  Verschiedenheit  nachzuweisen, 
sich  auf  ihre  verschiedenen  phisischen  Qualitäten  berufen,  dieselben 
etwa  durch  Experimente  feststellen,  auf  lieagontien  prüfen  — 
und  ihre  Identität  oder  Verschiedenheit  beweisen.     Das  ist  nun 


1)  Thon  KechUnorm  S.  121.     <)  A.  a.  0.  S.  133.     •)  A.  a.  0.  S 
134.     «)  A.  a.  0.  S.  138. 
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nicht  der  Fall.  PriYatrecht  und  öffentliches  Recht  sind  wissen- 
schaftlich gebildete  Begriffe  die  man  einem  höheren  wissenschaft- 
lich gebildeten  Begriflfe  ,  Recht  *  als  Arten  desselben  unterordnet. 
Unsere  Behauptung  aber  geht  dahin,  dass  diese  zwei  vermeint- 
lichen Arten  ein  und  desselben  Gattungsbegriffes  in  der  That  mit 
einander  nichts  Wesentliches  gemeinsam  haben ;  dass  sie  nur  sehr 
uneigentlich  einem  gemeinschaftlichen  höheren  Gattungsbegriff 
antergeordnet  zu  werden  pflegen,  da  sie  q  u a l  i  ta  ti  v  etwas  ganz 
Verschiedenes  sind.  Wie  können  wir  nun  fiir  unsere  Behauptung 
den  Beweis  föhren,  wenn  eine  materielle,  concrete  Vergleichung 
ausgeschlossen  ist?  Es  bleibt  nichts  anderes  übrig  als  die  charak- 
teristischen Merkmale  des  einen  dieser  Begriffe,  also  z.  B.  des 
Privatrechts,  dem  andern  Begriffe,  dem  des  Staatsrechts  entg^n- 
zohalten.  Wird  es  sich  zeigen,  dass  diese  Merkmale  des  einen 
Begriffes  auf  den  andern  keineswegs  passen  und  viceversa  der 
andere  Begriff  Merkmale  enthalt,  die  dem  ersten  ganz  fremd  sind; 
ja  nodi  mehr  wird  es  sich  zeigen,  dass  diese  beiden  Begriffe 
gar  keine  wesentlichen  gemeinsamen  Merkmale  haben,  dann 
wird  der  Beweis  der  principiellen  Verschiedenheit  derselben  er- 
bracht sein.  — 

Auf  was  för  Merkmale  ist  es  aber  möglich  eine  solche  Unter- 
suchung zu  richten? 

Es  kann  sich  hier  offenbar  nicht  um  concrete  Merkmale  der 
G^talt  oder  Farbe  handeln  sondern  um  Elemente  des  Be- 
griffes, um  solche  Momente  die  den  fraglichen  Begriff  in  unserer 
Vorstellung,  in  unserem  Geiste  bilden  helfen.  Auch  kann  es  sich 
nicht  um  äusserliche  und  unwesentliche  Merkmale  handeln,  wie 
z.  B.  dass  alles  Recht  sowohl  Privat  als  öffentliches  niederge- 
schrieben  oder  sogar  als  bindende  Norm  verkündet  wird  — 
denn  auch  die  Verkündigung  als  bindende  Norm  ist  noch 
immer  ein  äusserliches  unwesentliches  Merkmal,  so  lange  die  F  o  1- 
gen  dieser  Verkündigung  verschieden  sind,  so  lange  diese 
Verkündigung  bei  jedem  dieser  Begriffe  auf  andere  Weise  ver- 
wirklicht wird,  bei  jedem  eine  andere  Bedeutung  und  Tragweite  hat. 
Sehen  wir  aber  von  solchen  äusserlichen  Merkmalen  ab,  so  kann 
es  sich  vor  allem  nur  um  die  Function  des,  dem  Begriffe  ent- 
sprechenden Wesens,  also  inunserm  Falle  um  die  Frage  handeln: 

2* 
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welches  ist  die  Aafgabe,  die  Leistung,  dieFnnction  des 
J^rivat,  welches  die  des  öffentlichen  Rechts?  Wird  es  sich  zei- 
geji,  dajsfi  die  1'  unction  dieser  zwei  Begriffe  eine  grandverschiedene 
ist,  so  wird  ihre  gleiche  Qualität  schon  stark  in  Zweifel  gestellt 
werden  müssen. 

Gin  weiteres  Merkmal  des  Begtiffes  kann  aus  der  Eni  st  eh- 
u  II  g  des  ihm  entsprechenden  Wesens,  also  in  unserem  Falle 
iUtn  H^th%  aF>geleitet  werden.  Wird  es  sich  nun  zeigen,  dass 
iiUi  Art  und  Weise  der  Entstehung,  die  begleitenden  Umstände, 
iU^'Aw^tak  und  die  Tendenz,  die  diese  Entstehung  brünstigen  und 
fi^dimi  \*^\  Privat  und  öftentlichem  Recht  ganz  verschieden  sind 
—  Mit  wird  ein  zweites  Element  der  Gremeinsamkeit  des  Begriffes 
fflUt^tUi^'m  den  Begriffen  Privat- und  öffentliches  Recht  wegfallen. 
l*An  drittrjs  Merkmal  endlich  kann  dem  Verhältniss  entnom- 
men werden,  in  dem  sich  das  Recht  zu  einem  andern,  verwandten 
Ik^griff  z.  B.  zum  Sittlichen  befindet.  Wird  es  sich  zeigen, 
dass  das  Privatrecht  zu  diesem  dritten  Begriff  in  einem  ganz 
andern  Verhältnisse  steht  wie  das  öffentliche  Recht  —  so  wird 
wieder  ein  Element  der  Gemeinsamkeit  dieser  zwei  Begriffe  ver- 
schwinden. 

In  letzter  Linie  könnten  Aehnlichkeit  oder  Analogie  der 
Subjecte  und  Objecte  des  Privat- und  öffentlichen  Rechts, 
gemeinsame  Merkmale  dieser  zwei  Begriffe  bilden.  Wird  es  sich 
aber  zeigen,  dass  nicht  nur  Subjecte  und  Objecte  dieser  beiden 
Begriffe  grundverschieden  sind,  sondern  dass  sich  das  Subject  des 
Privatrechts  zu  diesem  Privatrecht  selbst  in  einem  ganz  verschie- 
denen Verhältniss  befindet  als  das  beim  öffentlichen  Recht  der 
Fall  ißt  —  und  dass  darüber  bis  jetzt  eine  irrthümliche  Meinung 
herrscht  —  so  wird  auch  das  letzte  Merkmal  der  Gemeinsamkeit 
dieser  zwei  Begriffe  beseitigt  sein. 

Versuchen  wir  es  nun  in  der  hier  angedeuteten  Reihenfolge 
duu  Beweis  zu  führen,  dass  zwischen  Privatrecht  und  öffentlichem 
Heuht  keine  dieser  hier  aufgezählten  gemeinsamen  wesentlichen 
Merkmale  existiren,  und  dass  im  Gegentheil,  bei  jedem  dieser 
liegi'itte,  lue  aus  tien  obigen  ihm  innewohnenden  Momenten  ab- 
struhirti^n  Merkmale  wesentlich  viTschiedener  Natur  sind. 
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§  8. 

Funktion  des  Privatrechts  im  Gegensatz  zum 

öffentlichen. 

Welches  ist  nun  die  Function  des  Privatrechts,  und  welches 
die  des  öffentlichen  Rechts  ?  Das  Privatrecht  hat  die  Aufgabe 
die  ewig  colüdirenden  Verhältnisse  der  Einzelnen  untereinander 
zu  ordnen  —  den  möglichen  CoUisionen  vorzabeugen,  die  aus- 
gebrochenen beizulegen  und  zu  schlichten. 

Es  vollbringt  diese  Aufgabe  kraft  des  ihm  vom  Staate  ver- 
liehenen Ansehens,  dem  im  Falle  des  Widerspruchs  des  Ein- 
zelnen, der  Staat  auch  mit  (Jewalt  (Jeltung  verschafft.  Es  ist 
also  das  Privatrecht  eine  vom  Staat  der  Gresammtheit  der  Ein- 
zelnen auferlegte  Norm,  nach  der  sie  die  ihnen  vom  Staatgege- 
bene Freiheit  benützen,  in  den  ihnen  vom  Staat  bewilligten 
Bedingungen  sich  unter  seinem  Schutze,  bewegen  können. 

Offenbar  ist  das  Privatrecht  also  ein  vom  Staate  angewen-« 
detes  Mittel  um  zwischen  den  Einzelnen  in  der  Volksgesammt- 
heit  Ruhe  und  Ordnung  aufrechtzuerhalten.  Er  hat  zu  diesem 
Zwecke  eine  Reihe  Rechtsinstitute  geschaffen,  wie  z.  B.  Eigen- 
thum.  Ehe,  Familie,  Erbschaft,  Vertrag  u.  dgl.  eine  Reihe  Grund- 
sätze mit  Bezug  auf  diese  Rechtsinstitute  proclamirt,  zur  Schlich- 
tung der  sich  ergebenden  CoUisionen  Gerichte  eingesetzt,  deren 
Ansehen  er  mit  seiner  Macht  schützt  und  deren  Scharfsinn  im 
Verein  mit  dem,  der  ihnen  zur  Seite  stehenden  Rechtsbeflissenen 
er  es  überlässt,  die  geschaffenen  Rechtsinstitute  und  dieproclamirten 
Grundsätze  weiter  zu  entwickeln,  dieselben  auf  das  Leben  anzu- 
wenden und  mitten  im  Gewoge  menschlicher  Leidenschaften  zu 
schützen  und  aufrecht  zu  halten. 

Konnte  die  Staatsgewalt,  die  diese  Privatrechtsordnung 
schaffen  half,  sie  in's  Leben  einführte  und  ihre  Existenz  und  Gel- 
tung sicherte,  je  daran  denken  über  sich  selbst  ein  solches  bin- 
dendes Recht  zu  verhängen?  Konnte  sie  je  daran  denken,  dass 
sie  einer  solchen. sie  bindenden  Fessel  bedarf? 

Konnte  je  eine  Staatsgewalt  sich  selbst  von  dem  Stand- 
punkte aus  betrachten,  wie  sie  die  ihr  untergebene  Gesammtheit 
betrachtete?  Widerspricht  eine  solche  Ansicht  nicht  aller  Logik, 
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aller  Erfahrung,  aller  Geschichte  ?  Dass  sie  für  das  Volk,  för 
die  Gesammtheit  der  Staatsbürger  Normen  erliess,  um  zwischen 
ihnen,  statt  ewigen  Kampfes  und  Haders  Ordnung  und  »Recht* 
walten  zu  lassen,  das  war  etwas  Natürliches.  Dass  sie  sich  selbst 
ebenso  behandelt  hätte,  wäre  etwas  Unnatürliches  —  und  war 
auch  nicht  möglich.  Es  liegt  tief  in  der  Natur  des  Staates  und 
der  Staatsgewalt,  dass  sie  sich  selbst  als  die  irdische  Vorsehung 
der  Menschen,  als  die  nur  gut  und  weise  handelnde  Obrigkeit 
derselben  ansieht.  Diese  Wahrheit  lässt  sich  zu  allen  Zeiten 
an  dem  Beispiel  aller  Regierungen  erweisen.  Widerspricht  dieser 
natürliche  Standpunkt  all  und  jeder  Staatsgewalt  nicht  der  An- 
nahme, dass  dieselbe  je  fähig  gewesen  wäre,  sich  selbst  in  die 
Fesseln  einer  rücksichtslos  waltenden  Rechtsordnung  zu  schlagen, 
deren  Handhabung  und  Schutz  in  eigens  dazu  berufene  Hände  zu 
legen,  denen  sie  dann  wieder  gegen  sich  selbst  ihre  eigene 
Macht  verleihen  sollte?  Sind  solche  Annahmen  nicht  ganz  un- 
statthaft? Wo  immer  sich  eine  Herrschaft  heranbildet,  sei 
es  eine  natürliche  wie  die  staatliche,  sei  es  eine  rechtliche  wie 
die  in  der  Familie,  bringt  es  die  Natur  derselben  iinausbleiblich 
mit  sich,  dass  sich  der  Herrschende  für  höher  hält  als  der  Be- 
herrschte, dass  er  die  Beherrschten  als  seiner  Leitung  und  Ob- 
sorge überantwortet  betrachtet.  Im  täglichen  Leben,  sowohl  der 
Familie  wie  auch  der  verschiedenen  Vereine  und  Gemeinschaften, 
können  wir  diese  Erscheinung  beobachten.  Sie  tritt  uns  von 
jeher  in  allen  Staaten  entgegen  und  es  ist  daher  undenkbar,  dass 
Staatsgewalten  je  dieselben  Präventivmassregeln,  die  sie  in  der 
Form  des  Rechts  für  ihre  Unterthanen  ergriffen,  auch  für  sich 
selbst  für  nöthig  befunden  hätten.  Dabei  wäre  ja  die  Ergreifung 
solcher  Massregeln  gegen  sich  selbst  auch  unmöglich.  Das  Privat- 
recht stellte  der  Staat  unter  den  Schutz  der  Gerichte  denen  er 
seinerseits  Schutz  ertheilte  —  wie  konnte  er  aber  sich  selbst  wie- 
der unter  Gerichte  stellen  die  ihm  gegenüber  sich  doch  auf 
keine  höhere  Autorität  stützen  könnten. 

Man  wende  die  Sache  wie  immer,  das,  was  die  Staatsgewalt 
behufs  Ordnung  und  Sicherung  der  gegenseitigen  Verhältnisse 
der  Individuen  im  Staate  veranstaltete,  das  Recht  das  sie  da  ein- 
setzte: das  konnte  sie  unmöglich  sich  selbst  auferlegen.   Einem 
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Rechte,  in  der  Bedentung  wie  dieser  Begriff  im  Privatrechte 
uns  entgegentritt,  konnte  die  Staatsgewalt  nie  and  nimmer  sich 
unterwerfen*). 

Das  charakteristische  Merkmal  desPrivatrechts,  dass  es  als 
eine,  die  Privatverhaltnisse  beherrschende  höhere  Macht, 
über  den  Parteien  steht,  den  Willen  derselben  beschränkt,  ihre 
Thatigkeit  und  Bewegung  in  rechtlichen  Schranken  erhalt  und 
jeden  Angriff  auf  dieselben  mit  Gewalt  zurückweist,  dieses  charak- 
teristische Merkmal  fehlt  dem  öffentlichen  Recht  durchwegs,  speziell 
dem  Staatsrecht  Das  Staatsrecht  steht  mit  nichten  in  gleicher 
Strenge  und  in  gleicher  Höhe  über  seinen  »Parteien*.  Käme 
es  allein  auf  dieses  Merkmal  an,  so  ist  es  klar,  dass  das  Staats- 
recht qualitativ,  wesentlich  vom  Privatrecht  verschieden  wäre. 
Um  diesen  Unterschied  aber  noch  klarer  hervortreten  za  lassen, 
betrachten  wir  speziell  das  Wesen  des  Staatsrechts  imGregensatz 
zu  diesem  Merkmal  des  Privatrechts. 

Nicht  eine  von  aussen  her  auferlegte,  rücksichtslos  bindende 
Norm,  die  das  Interesse  der  Parteien  beherrscht,  ihren  Willen  zwingt» 
ihre  Freiheit  und  Bewegung  hemmt  und  im  Widerstandsfall  mit 
Grewalt  sich  bethätigt;  sondern  einfach  die  spontane,  den 
jeweiligen  Verhältnissen  angemessene,  in  erster  Linie  das  eigene 
Interesse  im  Auge  habende  Art  und  Weise  der  Thatigkeit  und 
des  Handelns  der  Staatsgewalt,  in  der  Uebung  ihrer  Herrschaft 
und  zum  Zwecke  der  Aufrechthaltung  derselben,  das  ist  das 
Staatsrecht 

Die  Formen  und  Weisen  dieser  Thatigkeit,  wenn  sie  sich, 
wie  das  nicht  anders  sein  kann,  stetig  wiederholen  und  dem  öffent- 
lichen Greiste  als  solche  einprägen,  bilden  mit  der  Zeit  das  »öffent- 
liche Recht*  speciell  das  ,  Staatsrecht  *.  Wenn  nun  langehr- 
würdige Uebung  die  Greister  an  dieses  öffentliche  Recht  gewöhnt, 
wenn  ihnen  dasselbe  durch  sein  Alterund  die  daran  sich  knüpfen- 
den Erinnerungen  der  Vorzeit  imponirt,  dann  erscheint  es  ihnen 
hoch  und  heilig  und  liefert  einen  Schatz  von  Grundsätzen  und 
Instituten  des  öffentlichen  Rechtes,  auf  die  sich  spätere  Geschlechter 
immer  berufen. 

Diese  hohe  Weihe,  die  diese  Institutie  und  Grundsätze  des 
öffentlichen  Rechts,  durch  ihr  Alter,  stetige  Uebung  und  allseitige 
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Grewöhnang  erlangen,  geben  ihnen  in  den  Aagen  der  Gresammt^ 
heit  dasselbe  Ansehen,  die  die  Institute  und  Grundsätze  des  Pri- 
vatrechts in  Folge  der  sie  proclamireuden  Autorität  des  Staates, 
der  sie  übenden  Grerichte  und  der  sie  schützenden  Macht  der 
Staatsgewalt  besitzen. 

Kein  Wunder  denn,  dass  man  die  dem  äusseren  Anblick 
sich  entziehende  Verschiedenheit  desWesens  der  einen  und  der 
anderen  Institute  und  Grundsätze  übersieht,  sie  miteinander  ver- 
wechselt und  nur  das  rein  äusserliche  Unterscheidungsmerkmal 
der  Geltungssphäre  auffast.  Eines  wie  das  andere,  sowohl 
die  vom  Staate  der  Gesammtheit  der  Einzelnen  auferlegte,  die 
Interessen  der  Einzelnen  rücksichtslos  beherrschende  Norm,  die 
nöthigenfalls  mit  Grewalt  durchgeführt  wird,  als  auch  die  von  der 
Staatsgewalt  spontan  eingehaltene,  ihren  Interessen  immer  dienst- 
bare, ihren  Zwecken  immer  angemessene  und  dieselben  be- 
rücksichtigende Form  der  Thätigkeit  in  der  Handhabung  ihrer 
Henai^ft  —  Eines  wie  das  Andere  ward  als  jus  angesehen, 
ward  Recht  benannt  —  zwischen  dem  so  wesentlich  und  prin- 
cipiell  ve?^hiedenen  Privat-  und  öflfentlichen  „Recht*  ward  nur 
der  Unterschied  angenommen,  dass  das  Eine  in  den  Verhältnissen 
der  Einzelnen  zu  einander,  das  Andere  in  den  Verhältnissen  der 
Einzelnen  zum  Staate,  oder  in  den  öffentlichen  Verhältnissen 
gelte.  Der  meritorische  Unterschied  im  Wesen  dieser  zwei 
Dinge  ward  übersehen  und  nur  ein  formaler  Unterschied  ihrer 
Geltungssphäre  angenommen. 

Anm.  a)  Den  meritorischen  Unterschied  zwischen  den  vom 
Staat  „dem  Einzelnen"  auferlegten  und  den  „für  sein  eigenes  Ver- 
halten" aufgestellten  Normen  verkennt  auch  T  h  o  n  nicht,  wie  aus 
nachfolgender  Stelle  erhellt: 

„Nicht  dem  Einzelnen  allein  liegt  der  Staat  durch  seine  Ge- 
setze Verpflichtungen  auf.  Auch  für  sein  eigenes  Verhalten  kann 
er  rechtliche  Normen  aufstellen.  Freilieh  führt  eine  derartige  Be- 
schränkung der  eigenen  Handlungsfreiheit  zu  einem  wesentlich  anders 
gearteten  Verhältnisse.  Die  Verpflichtungen  der  Einzelnen  werden 
durch  den  Staatswillen  bestimmt  und  der  Staat  ist  es  auch,  der  ihre 
Erfüllung,  sei  es  unmittelbar,  sei  es  entsprechend  dem  Verlangen 
des  Privatberechtigcen,  durchsetzt.  Hier  aber  ist  der  Verpflichtende 
und  der  Verpflichtete  ein  und  dieselbe  Person.  Ein  Gesetz,  welches 
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der  Staat  sich  selbst  giebt,  enthält  zunächst  nur  die  Verkündigong 
des  Entschlusses,  künftighin  in  der  oder  in  jener  Lage  in  gewisser 

Weise  zu  handeUi/*  (Thon  a.  a.  0.  S.  141) 

,Jn  der  Norm  die  sich  der  Staat  setzt,  heisst  es  dort  weiter, 
kann  aber  mebr  liegen  wie  die  Verkündigung  eines  Entschlusses. 
Sie  kann  zugleich  im  Interesse  Einzelner,  diesen  die  Yerheissung  eines 
gewissen  staatlichen  Verhaltens  geben.  Lautet  die  Zusicherung  so, 
dass  der  Einzelne  auf  die  Erfüllung  derselben  zu  bauen  vermag  und 
ist  sie  zugleich  in  dieser  Absicht  gegeben,  so  yerpflichtet  sich  der 
Staat  mit  dieser  Norm  gegen  dem,  dem  die  Zusicherung  gilt.  Letzte- 
rer bekommt  ein  Recht  gegenüber  dem  Staat.  Freilich  wird 
ein 'solches  meist  ein  unrollkommenes  Recht  sein. 
Denn  während  beimPriyatrechtdes  Einzelnen,  die  über  Beiden  stehende 
Macht  des  Staates  dem  Rechte  Nachdruck  verleiht,  steht  hier 
der  Einzelne  mit  seinem  Rechte  der  gesammten  Staatsgewalt  gegen- 
über. Will  diese  bei  Fortbestand  jener  Norm  der  übernommenen 
Verpflichtung  nicht  nachkommen ,  so  ist  dies  Verhalten  zwar  norm- 
widrig: ein  Erfullungszwang  aber  versagt.**  (A.  a.  0.  S.  142). 

§  9. 

Entstehung  des  Staatsrechts. 

Indem  wir  das  erste  wesentliche  Merkmal  des  Privatrechts 
im  G^nsatz  zam  Staatsrecht  und  zwar  dessen  Funktion  und 
Aufgabe  betrachteten,  mussten  wir  auch  schon  des  zweiten  oben- 
erwähnten charakteristischen  Merkmals,  derEntstehung  des- 
selben, Erwähnung  thun.  Auch  in  diesem  Punkte  ist,  wie  wir 
das  theilweise  schon  sahen,  der  Unterschied  ein  wesentlicher.  Das 
Privatrecht,  als  geltendes  und  bindendes  Recht,  wird  vom  Staate 
mittelst  der  Gesetzgebung  geschaffen ;  das  Staatsrecht  wird 
von  ihm  geübt,  durch  sein  blosses  zweckmässiges  Handeln  er- 
zeugt. Das  Privatrecht  ist  als  bindende  Norm  der  Ausfluss  der 
gesetzgebenden  Thätigkeit  des  Staates;  möge  er  auch  die 
Ideen  und  Grundsätze  des  Privatrechts,  woher  immer  nehmen, 
aus  der  Gewohnheit  des  Volkes,  aus  dessen  Lebensübung  oder 
Rechtsüberzeugung  —  e  r  ist  es  jedoch  der  durch  den  Akt  der 
Gesetzgebung  das,  woher  immer  geschüzte  Rechtsmaterial  als 
geltendes  Recht,  als  Privatrecht,  mit  vollem  Bewusstsein  und  aus- 
gesprochener Absicht,  verkündet. 

Das  Staatsrecht  hingegen  schafil  die  Staatsgewalt  u  n  b  e- 
wusst  —  ihre  Absicht  geht  dabei  auf  Erfüllung  der,  durch  die 
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Umstände  gebotenen  Han dl  un gen;  auf  die  Erhaltung  ihrer 
Herrschaft,  auf  deren  Befestigung  und  Sicherung;  auf  Hehung 
ihrer  Macht,  auf  Entfaltung  der  ihr  zweckmässig  scheinenden 
Thätigkeit.  Aber,  indem  sie  handelt  und  thätig  ist,  indem  sie 
herrscht  und  die  zum  Zwecke  der  Herrschaft  nöthigen  Massregeln 
ergreift,  hat  die  Staatsgewalt  auch  schon  —  dieFundamente 
des  Staatsrechts  gelegt.  Diesen  Prozess  der  Staatsrechts- 
bildung, im  Gegensatz  zu  dem  der  Privatrechtsbildung  mittelst 
der  Gesetzgebung,  wollen  wir  betrachten. 

§  10. 
Staatsrechtliche  Institute  und  Grundsätze. 

Das  oberste  Institut  des  Staatsrechts  ist  offenbar  die  staat- 
liche Herrschaft  selbst.  Dass  die  einen  über  die  andern  herrschen, 
das  ist  der  nackte  Kern  des  Staatsbegriflfes.  Dass  sich  die  Einen 
diese  Herrschaft  über  die  Andern  verschaffen,  was  nie  und 
nirgends  ohne  Gewaltanwendung  vor  sich  gehen  kann,  das  war 
demnach  der  Anfang  des  Staates  und  das  erste  Capitel  all  und 
jedes  Staatsrechts. 

Mögen  ängstliche  Theoretiker  vor  dieser  These  erschrecken; 
mögen  sie  zurückschaudern  vor  dem  Gedanken,  dass  am  An- 
fang nicht  das  Recht  war,  sondern  die  Gewalt;  mögen  sie  schliess- 
lich die  Folge  einer  solchen  Theorie  verdächtigen  wollen:  die 
Geschichte  beweist  auf  jedem  ihrer  Blätter  die  Wahrheit  die- 
ses Satzes,  und  Erfahrung  und  Lebensweisheit  lehren  uns,  dass 
die  Wahrheit  noch  nie  Unheil  stiftete  -—  dass  unheilbrin- 
gendnurdie  Lügeist. 

Schlagen  wir  nun  die  Blätter  der  Geschichte  wo  immer  wir 
wollen  auf,  nie  und  nirgends  ist  Herrschaft  ohne  Gewalt  ge- 
gründet worden,  nie  und  nirgends  keimte  Recht  als  wie  nur 
unter  dem  Schutze  der  Herrschaft.  Wenn  wir  um  den  Pro- 
cess  der  Staats-  und  Rechtsbildung,  einer  Analyse  zu  unterwerfen 
einen  concreten  Vorgang  aus  der  Geschichte  herausgreifen:  so 
möge  man  uns  mit  dem  Einwurf  verschonen,  dass  wir  für  unsere 
Theorie  nur  e  i  n  Beispiel  citiren.  Alle  Staatengründungen,  alle 
Rechtserzeugung  spricht  für  diese  eine  Wahrheit  und  jeder  ein- 
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zelne  ooncrete  Fall  giebt  uns  ein  klares  Bild  dieses  immer  und 
überall  sich  wiederholenden  natürlichen  Processes.  Unser  Bei- 
spiel sei  diessmal  *)  Rom. 

»Rom  war  ursprünglich,  so  weit  man  die  Dunkelheit  seiner 
ältesten  Geschichte  durchdringen  kann,  eine  Niederlassung  der 
Siculer,  welche  von  den  Sacranern  oder  Cascern  überwältigt 
wurden  ....  Alle  öffentlichen  und  ein  grosser  Theil  der  Privat- 
ländereien  wurden  dem  alten  Völkerrechte  gemäss  eingezogen, 
und. aus  der  Mitte  des  erobernden  Volkes  tausend  Familien  wehr- 
hafter Männer  dahin  verpflanzt,  die  in  zehn  Curien  eingetheilt, 
den  herrschenden  Stamm  bildeten,  aus  welchen  die  Obrigkeiten 
und  hundert  Senatoren  genommen  wurden.  Die  Besiegten  blieben 
mit  dem  ihnen  gelassenen  Landeigenthum  als  ein,  nach  Kriegs- 
recht unterworfenes  Volk  unter  dem  Imperium  und  dem  Schutz 
des  Königs;  sie  wurden  Bürger  (?)  allein  ohne  Stimm-  und  Ehren- 
rechte (also  Unterthanen !)  und  es  fand  zwischen  ihnen  und  den 
Siegern  nicht  einmal  Connubium  statt.  Dieses  ist  der  Anfang 
des  Verhältnisses  der  Patricer  und  Plebejer*.  Möge  in  dieser 
Darstellung  Walters 2),  von  den  Anfängen  des  römischen  Staats- 
wesens, manches  unwesentliche  ungenau  sein :  im  Wesentlichen 
sind  über  die  Gründung  Roms  durch  einen  Erobererstamm  und 
über  diesen  Ursprung  des  Unterschiedes  zwischen  Patriciem 
und  Plebejern  alle  G^chichtsforscher  einig.  So  gründete  denn 
Grewalt  die  Herrschaft  und  die  Herrschaft  schuf  das  Fundament 
des  römischen  Staatsrechts,  das  erste  staatsrechtliche  Institut 
der  Römer,  den  Unterschied  zwischen  Patriciem  und  Plebejern. 
An  dieses  staatsrechtliche  Institut  knüpften  sich  bald  auch  staats- 
rechtliche Grundsätze  wie  z.  B.  die  Unmöglichkeit  des  Connu- 
biums  zwischen  Patriciem  und  Plebejem. 

»Von  dem  eingezogenen  Lande  wurde  ein  Theil  zum  Unter- 
halte des  Gottesdienstes  und  des  Königs,  ein  anderer  als  gemeine 
Mark  zu  Triften  bestimmt,  ein  dritter  wurde  in  zehn  Loosen 
unter  die  Curien  vertheilt.«  Was  war,  fragen  wir,  diese  ganze 
Vertheilung  anders,  als  eine  von  der  Staatsgewalt  nach  Bedürf- 

*)  Andere  Beispiele  sehe  man  in  unsem  frühem  Schriften  »Re^e 
nnd  Staat«  (1875)  »Philosophisches  Staatsrecht«  1876  »Das  Recht  der 
der  Nationalitäten  und  Sprachen  in  Oesterreich-Ungam«  1879. 

')  Römische  Rechtsgeschichte. 
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niss  und  Zweckmässigkeit  vorgenommene  Handlang?  und  was 
ward  aus  alle  dem?  —  Es  wurden  ebensoviel  Institute  de» 
öffentlichen  Rechts,  es  wurden  staatsrechtliche  Grundsätze  — 
es  wurde  das  jus  publicum  quod  consistit  in  sacris,  in  saoerdotibus, 
in  magistratibus.  Doch  freilich,  dieser  Werdeprooess  durchlauft 
viele  Stadien.  Die  einmalige  Handlung  ist  es  noch  nicht  die  das 
Staatsrecht  schafft;  sie  legt  nur  den  Grund  dazu.  Doch  indem 
sie  sich  in  einer  dauernden  Einrichtung  perpetuirt,  indem  sie 
Nachfolgern  zum  Vorbild  und  Muster  wird,,  wie  es  die  Vorfahren 
übten*  indem  sie  Präcedenzfalle  schafft,  indem  sie  verzeichnet 
wird  als  mores  majorura,  indem  sie  in  dieser  Eigenschaft  spätere 
Zweifel  und  Ungewissheit  entscheidet  —  wird  sie  das  vollkommen 
giltige  jus  publicum  quod  ad  statum  rei  Romanae  spectat. 

A  nm.  Dass M  o  m  m  s  e  n  die  Beherrschung  minder  entwickelter 
Stämme  durch  begabtere  oder  höher  entwickelte  als  einen  bei  jeder 
Staatenbildung  sich  abspielenden  natürlichen  Frocess  ansieht  dafür 
zeugt  sein  folgender  Ausspruch: 

„Wohl  aber  liegt  es  dem  Geschichtsforscher  ob,  die  successiye 
Völkerschichtung  in  dem  einzelnen  Lande  darzulegen,  um  die  Stei- 
gerung Yon  der  unvollkommenen  zu  der  vollkommenen  Cultur  und 
die  Unterdrückung  der  minder  culturfähigen  oder  auch  nur  minder 
entwickelten  Stämme  durch  höher  stehende  Nationen  so  weit  mög- 
lich rückwärts  zu  verfolgen"  ^).  Dieser  „Obliegenheit"  des  Geschichts- 
forschers ist  Mommsen  bestrebt  in  seiner  Römischen  Geschichte  überall 
gerecht  zu  werden.  Uebrigens  folgte  Mommsen  in  diesem  Punkte 
seinem  grossen  Vorgänger  N  i  e  b  u  h  r,  der ,  wie  keiner  vor  ihm  es 
verstand  die  staatsrechtlichen  Gestaltungen  späterer  Zeiten 
auf  ethnische  Verschiedenheiten  der  Urzeiten  zurückzuführen.  In  die 
Niebur*sche  Darstellung  der  römischen  und  italienischen  Geschichte 
spielen  überall  die  vorhistorischen  Völkerumwälzungen ;  jene  vor- 
staatlichen Wanderungen,  Eroberungen  und  Ueberfluthungen  frem- 
den Gebietes  mit  ihren  noch  in  der  spätesten  Geschichte  sichtbaren 
Nachwirkungen  hinein.  Speciell  aber  führt  auch  Niebuhr  über- 
all die  Leibeigenschaft  der  Einen  und  die  Herrschaft  oder  blosses  In- 
sassenthum  der  andern  auf  ursprüngliche  Stammesverschiedenheit  zu- 
rück. Der  Umstand,  z.  6.  dass  die  Leibeigenen  der  Italioten  Pelasger 
heissen  ^  gilt  Niebuhr  für  »  ein  ganz  unbedenkliches  möglichst  histo- 
risches Zeugniss  dafür «,  dass  die  Oenotrer  Pelasger  sind  2),    ^  Die 


»)  Mommsen  Römische  Geschichte  6.  Aufl.  I.  8. 
*)  Niebuhr  Römische  Geschichte  S.  17. 
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Ausbreitung  der  Hellenen,  sagt  Niebuhr  an  derselben  Stelle,  hat 
Aehnlichkeit  mit  dem  der  Römer  und  Latinor  in  Italien:  nähmliob 
durch  Ansiedlung  einer  Abtheilung  unter  einer  y ers chiedenen 
nicht  durchaus  fremdartigen,  weit  zahlreicheren  Gemeinde,  die 
Sprache  und  Gesetze  der  unter  ihnen  wohnenden  Pflanzbürger  an- 
nahm, um  ihnen  gleich  zu  werden.*  ^^ Diese  Siculer,  heisst  es  an 
einer  andern  Stelle,  Argirer,  Tyrrener  oder  wie  man  sie  nennen 
mag,  werden  yon  einem  aus  dem  Gebirge  yon  Abruzzo  herunter- 
kommenden fremden  Volke  überwältigt;  die  Namen  dieser  Eroberer, 
welche  mit  dem  Besiegten  ein  Volk  und  Latiner  ge- 
nannt werden,  ward  yergessen;  Varro  übertrug  auf  sie  mit 
einem  ungeheuren  Versehen  den  der  Aboriginer  ..,..**).  Die 
Genesis  der  Nationen  aus  unter  einander  yerschiedenen  und  fremd- 
artigen Elementen,  die  Folgen  und  Nachwirkungen  dieser  Zusammen- 
setzung und  Zusammenwürfelung  in  den  spätesten  Erscheinungen 
ihrer  Geschichte  sind  dem  scharfen  Forscherblicke  Niebuhr's  nir- 
gends entgangen.  Dem  ethnischen  Naturprocess  der  Staaten- 
ünd  Nationenbildung  hat  Niebuhr  überall  yolle  Aufmerksamkeit 
geschenkt. 

§  11. 
Genesis  des  Privatrechts. 

Unendlich  schwieriger  als  die  Frage  nach  der  Entstehung 
des  Staatsrechts  ist  die,  nach  der  Entstehung  des  Privatrechts. 
Denn  das  ist  klar  und  darüber  sind  alle  einig,  dass  der  Act  der 
Gesetzgebung,  indem  er  es  als  bindend  verkündet,  das  Privat- 
recht  nur  zum  Gesetz  erhebt:  doch  damit  ist  die  Fi'age  nach 
der  Entstehung  des  Privatrechts  keineswegs  erschöpft.  Der  Ge- 
setzgeber resp.  die  Staatsgewalt  hat  es  nur  verkündet;  woher 
schöpfte  er  es?  wo  nahm  er  es  her?  das  ist  die  weitere  Frage. 
Die  Antworten  auf  dieselbe  divergiren  unendlich.  Er  leitete  sie 
aus  der  Rechtsidee  ab,  antworten  die  Rechtsphilosophen. 
Diese  Antwort  befriedigt  heute  nicht  mehr,  sie  verlegt  nur  die 
Frage  auf  einen  andern  Punkt  ^) :  woher  nahm  der  Gesetzgeber 
die  Rechtsidee  ?  An  Offenbarung  oder  aprioristisches  Vorhanden- 
sein der  Rechtsidee  im  menschlichen  Geiste  mag  man  glauben, 
wenn  es  Beruhigung  schafft.   VTas  wir  von  Rechtsidee  und  ihrer 


*)  Niebuhr  S.  28.  *)  Vgl.  unser  »Philosophisches  Staatsrecht«  §  24. 
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Entwicklung  im  menschlichen  Greiste  wissen,  zerstört  jenen  Glauben 
gründlich. 

Auch  die  Lehre  vom  Naturrecht,  das  als  Prototyp  alles 
positiven  Rechtes  gegolten,  ist  heute  ein  überwundener  Standpunkt. 

Die  historische  Schule  verlegt  die  Quelle  des  Rechts 
ins  „  Bewusstsein  des  Volkes  **.  „  Im  gemeinsamen  Bewusstsein 
des  Volkes  lebt  das  positive  Recht  **.  »  Es  ist  der  in  allen  Ein- 
zelnen gemeinschaftlich  lebende  und  wirkende  Volksgeist  der 
das  positive  Recht  erzeugt**,  sagt  Savigny  *).    Aehnlich  fasst 

Puch  ta  die  Entstehung  des  Rechts  auf ^das  Recht 

kommt  in  dem  menschlichen  Bewusstsein  zum  Dasein  und  dieses 
Bewusstsein  hat  sich  uns  näher  als  das  Volksbewusstsein  zu  er- 
kennen gegeben  *  2).  Aus  diesetn  Volksbewusstsein  schöpfte  es 
nach  Puchta  die  »Obrigkeit**  die  es  im  Gesetz  verkündigt.  Auch 
diese  Antworten  können  nicht  befriedigen.  Sie  berufen  sich  auf 
imaginäre  Existenzen.  Ein  „  Volksgeist  **,  ein  „gemeinschaftliches 
Volksbewusstsein  **,  sind  nur  bildliche  Vorstellungen,  sind  nur 
Tropen.  Es  ist  nur  Selbsttäuschung  zu  glauben,  dass  über  irgend 
eine  Rechtsfrage  je  ein  Volk  ein  gemeinsames  Bewusstsein, 
einen  Geist  hätte.  Im  Gegen theil  herrscht  überall,  in  jedem 
Volke,  zu  jederzeit,  über  jede  Rechtsfrage,  nothwendigerweise  die 
grösste  Divergenz  der  Ansichten  und  üeberzeugungen ;  quot  capita 
tot  sensus  —  von  einem  gemeinschaftlichen  Bewusstsein,  von 
einem  Volksgeiste  kann  man  keineswegs  reden.  Oder  soll  etwU 
die  „  Obrigkeit  **  im  Momente  der  Gesetzgebung  erst  ein  suflfrage 
universel  vorgenommen  und  etwa  das  Bewusstsein  der  Mehrheit 
als  das  gemeinschaftliche  Volksbewusstsein,  als  den  Volksgeist 
angenommen  haben  ? 

in. 

Staatsgründung  als  Rechtsact. 

Die  Frage  nach  der  Urquelle  des  Rechts,  hängt  mit  der 
Frage  nach  der  Entstehung  des  Staates  eng  zusammen  und  kann 
ohne  befriedigende  Lösung  der  letzteren  nicht  beantwortet  wer- 
den.  Diese  letztere  Frage  aber,  nach  der  Entstehung  des  Staates 


»)  System!  14.     «)  Puchta  I  26.  (5.  Aufl.) 
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haben  weder  das  Natur-  und  Vemunftrecht,  noch  die  Rechts- 
philosophie, noch  endlich  die  historische  Schule  bis  heute  gelöst. 
Naturrechtslehre  (Vernunftrecht)  und  Rechtsphilosophie  halten 
das  Recht,  auf  welch  verschiedene  Weise  sie  es  auch  entstehen 
lassen,  gleicherweise  für  die  Quelle  des  Staates,  für  den  Aus- 
gangspunct  alles  öffentlichen  Rechts. 

Alle  die  verschiedenen  Arten  und  Abarten  der  Theorie  vom 
Gesellschaftsvertrag,  vom  Staatsvertrag,  vom  Contrat  social,  vom 
pactum  unionis  et  subjectionis  und  wie  sie  alle  heissen  mögen, 
sind  nichts  anderes,  als  der  Ausdruck  der  Anschauung,  dass  der 
Staat  durch  einem  Rechtsact,  durch  einen  Vertrag  begründet 
wurde,  dass  also  der  Staat  Ausfluss  des  Rechtes  sei. 

Dieser  Ansicht  des  Natur-  oder  Vernunftrechts  und  der 
Rechtsphilosophie  wiederstreitet  im  Grunde  die  historische 
Rechtsanschauung.  Denn  dieselben  Argumente,  die  gegen  das 
Naturrecht  und  die  philosophische  Deduction  des  Rechts  mit  Er- 
folg geltend  gemacht  worden,  dass  es  ein  imaginäres,  nicht  existi- 
rendes,  nie  und  nirgends  geltendes  oder  verpflichtendes  sei :  alle 
diese  Argumente  streiten  eigentlich  auch  gegen  all  und  jede  Prio- 
rität des  Rechts  vor  dem  Staate  und  gegen  das  Recht  als  Quelle 
des  Staates.  Wenn  man  nähmlich  kein  Naturrecht  d.  h.  weder 
ein  Recht  im  „  Naturzustande  **  noch  ein  von  staatlichen  Satzungen 
unabhängiges  Recht  (Vemunftrecht)  anerkennt,  so  folgt  ja  aus 
dieser  Nichtanerkennung  nothwendig,  dass  es  vor  dem  Staate 
kein  Recht  gab ;  daher  kann  auch  der  Staat  nicht  aus  Etwas 
hervorgehen,  von  Etwas  abgeleitet  werden,  dass  vor  ihm  eben 
nicht  existirte. 

üebrigens  erweist  es  ja  auch  die  primitivste  unbefangene 
historische  Rechtsfprschung,  dass  all  und  jedes  Recht  erst 
im  Staate  zur  Erscheinung  kommt,  im  Staate  erst  entsteht 

In  der  That  haben  die  Gegner  der  historischen  Rechtsauf- 
fassung und  Vertheidiger  des  Vernunftrechts  diese  unerbittliche 
Consequenz  der  erstem  ganz  richtig  erkannt  und  dieselbe,  freilich 
in  ihrer  Weise,  dargestellt.  So  schreibt  z.B.  Rotteck  in  seiner 
Polemik  gegen  die  historische  Rechtsschule :  „  Das  historische 
Recht  gerade  in  seinen  wichtigsten  Partieen  ist,  man  kann  es 
ohne  Scheu  behaupten,  nirgends  oder  fast  nirgends  aus  dem 
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Greiste  oder  Gremüthe  eines  Volkes  hervorgegangen,  sondern 
es  hat  viehnehr  —  überall  oder  doch  grösstentheils  —  seinen 
Ursprung 4jrfunden  in  dem  Missbrauche  der  Gewalt  oder  der 
List,  gegenüber  einem  gedankenlosen  oder  eingeschüchterten, 
durch  Schrecken  niedergeworfenen  oder  durch  Blendwerk  ver- 
führten Volke.  Glückliche  Kriegshäupter  oder  verschmitzte 
Priester  legten  etwa  den  sehwachen  oder  stupiden  Menschen  das 
Joch  auf  den  Hals  und  dictirten  denselben  ein,  auf  den  Vortheil 
ihrer  eigenen  Personen,  Familien  oder  Kosten  berechnetes  Recht 
d.  h.  sie  setzten  ein  solches  durch  Uebermacht  oder  Bethörung 
in  HeiTschaft  und  erstickten  glücklich  jede  etwa  dagegen  sich 
erhebende  Stimme  des  Freiheitsinstincts  und  der  Ahnung  eines 
natürlichen  Rechts. 

Und  wenn  dann  eine  Reihe  von  Jahren  oder  eine  Folge  von 
Geschlechtem  hindurch  eine  mit  Gewalt  oder  Arglist  den  Völ- 
kern aufgedrungene  Einsetzung  fortbestanden  hatte,  so  erschien 
jedes  weitere  Widerstreben  dagegen  als  Verbrechen.  D  as  rein 
factisch  Entstandene  und  Fortbestehende  galt 
für  Recht;  und  die  von  den  Eindrücken  der  Kindheit  oder 
überhaupt,  der  sie  umgebenden  Erscheinungen  beherrschten  und 
der  Mittel  und  Wege  zur  Erlangung  besserer  Erkenntniss  beraub- 
ten Völker  achteten  es  auch  als  Recht,  ertrugen  dessen 
Druck  geduldig,  und  wurden  dann  erst  durch  dieses  Recht  in 
jene  Geistes-  und  Gemüthsform  gepresst,  welcher  —  nach  der 
verkehrten  Ansicht  der  historischen  Rechtslehrer  —  dasselbe 
entsprungen  sein  soll.  Ist  wohl  das  historische  Recht,  welches 
die  Heloten  in  Sparta  oder  überhaupt  die  Sklaven  in  alter  und 
neuer  Zeit|zu  Sachen  herabwürdigte,  dem  Geiste  der  solchem  Rechte 
Unterworfenen  entsprungen?  Dem  Geiste  der  Unterdrücker  wohl, 
doch  nicht  jenem  der  Unterdrückten ;  und  wenn  auch  die  Letzten 
allmälig  mit  ihrem  Zustande  sich  befreundeten  oder  sich  in  den- 
selben, als  in  eine  unabwendbare  Nothwendigkeit  fügten,  ja,  wenn 
endlich  durch  die  längere  Dauer  der  Sklaverei  selbst  ihrem  Cha- 
rakter der  Stempel  der  Knechtschaft  aufgedrückt  ward,  so  wäre  es 
doch  abenteuerlich,  zu  sagen,  ihrem  Geiste  sei  das  Sklaven- 
recht entsprungen.  Ebenso,  wo  Priesterherrschaft  historisches 
Recht  ist.  Anfangs  wohl  mag  die  Einfalt  des  noch  rohen  Volkes 
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der  Priesterlist  die  Gründung  solcher  Herrschaft  erleichtert  haben. 
Aber  später  hat  das  von  den  Priestern  selbst  gegründete  und 
künstlich  fortgeführte  System  der  Geistesunterdrückung  das  Volk 
in  bleibende  Unmündigkeit  versetzt;  und  das  auf  den 
blinden  Glauben  desselben  gebaute  Recht  ward  also  von  den 
Priestern,  deren  Herrschaft  und  Habgier  es  diente,  erschaflfen, 
nicht  aber  vom  Volke.  Dasselbe  ist  von  dem  Despoten-Rechte 
der  Soldatenreiche,  überhaupt  der  durch  Eroberung  und  Schrecken 
gegründeten,  sei  es  von  Soldaten  oder  von  Adelskasten  beherrsch- 
ten, zu  sagen,  üeberall  oder  fast  überall  ward  das 
positive  oder  historische  Recht  dictirt  durchdie 
Gewalt  und  wohl  beifallig  aufgenoDMnen  von  jenen  denen  es 
Vortheil  brachte;  von  den  üebrigen  aber,  die  es  unterdrückte, 
also  in  der  Regel  von  den  Meisten,  nur  entweder  aus  Zwang,  oder 
gedankenlos,  oder  an  der  Möglichkeit  des  Widerstrebens  ver- 
zweifelnd ertragen.  Aus  dem  Geiste  der  Parias  ist  das  histo- 
rische Recht  der  Hindus  nicht  hervorgegangen,  so  wenig,  als  das 
germanische  Adelsrecht  aus  dem  freien  Willen  der  dadurch  her- 
abgewürdigten Bürger  und  Bauern*  *). 

Vor  diesen  jedenfalls  sehr  scharfsinnigen  Einwendungen  und 
Vorwürfen  erschrack  die  historische  Schule.  Sie  hatte  nicht  den 
Muth  die  von  ihren  Gegnern  ganz  richtig  gezogenen  Consequenzen 
ihrer  Auffassung  zuzugestehen,  dieselben  offen  zu  acceptiren  und 
den  wissenschaftlichen  Werth  derselben  zu  betonen.  Ihre  ersten 
Repräsentanten,  Savigny  voran,  zogen  es  vor,  auf  diese  Ein- 
wendungen und  Vorwürfe  der  Vemunftrechts-Anhänger  ein- 
lenkend und  beschwichtigend  zu  antworten.  In  den  wich- 
tigsten, grundlegenden  Fragen,  treffen  wir  bei  dem  hervorragend- 
sten Vertreter  der  historischen  Richtung  ein  Schwanken  und  eine 
Halbheit  die  es  nicht  wagt,  die  Consequenzen  der  eigenen  Ueber- 
zeugung  zu  ziehen  und  sich  auf  diese  Weise  den  Gegnern  gegen- 
über eine  Blosse  giebt.  Eine  solche  Frage  ist  erstens  die  oben 
schon  erwähnte,  nach  der  Quelle  des  Rechts.  Solche  ganz  ab- 
stracte  Begriffe  wie  der  Savigny'sche  „Volksgeist*  und  das 
Pnchta*sche  »Volksbewusstsein*  als  Quellen  des  Rechts  anzn- 


«)  Rotteck  Staatslexicon  1.  Aufl.  B.  Vm  S.  6  und  7. 
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nehmen,  passte  wenig  fiir  eine  historische  Schule,  die  doch 
vor  allem  nur  mit  concreten Dingen  und  mit  wirklichen That- 
sachen  operiren  sollte.  In  dieser  Beziehung  sind  die  Anwendungen 
der  Vemunflrechtler  a  la  Rotteck  vollkommen  begrändet  und  die 
oben  en^'ähnten  Argumente  von  den  Heloten  Sparta*8  und  den 
Parias  der  Hindus  ganz  zutreffend. 

Eine  zweite  Inoonsequenz  der  historischen  Schule  war, 
dass  sie,  obwohl  sie  geschichtlich  von  einem  wie  ünmer  ge- 
arteten Rechte  vor  dem  Staate  nichts  wusste  und  wissen  konnte 
und  daher  ein  solches,  wenn  sie  ihrer  inductiven  Methode  treu 
bleiben  wollte,  entschieden  läugnen  müsste,  dennoch  eine  Art 
Naturrecht  wenn  auch  nicht  vor,  doch  als  gleichzeitig  mit  der 
Entstehung  des  Staates  existirend,  zugab.  So  sagt  z.  B.  Sa- 
vigny:  „Wenn  wir  also  ausser  demselben  (d.  L  dem  Staat)  dem 
Privatrecht  nur  ein  unsichtbares  Dasein,  in  übereinstim- 
menden Gefühlen,  Gedanken  und  Sitten  zuschreiben 
können,  so  erhält  es  im  Staate,  durch  Aufstellung  des  Richter- 
amtes, Leben  und  Wirklichkeit«.  Mit  diesen  Worten  hat  Sa- 
vigny  im  Grunde  die  Existenz  und  Berechtigung  des  Natur- 
rechts zugestanden.  Denn  mehr  behaupten  ja  von  demselben 
auch  die  enrageirtesten  Naturrechtler  nicht,  als  dass  es  „  ausser 
dem  Staat**  also  unabhängig  von  demselben  und  von  seinen 
Satzungen  „ein  unsichtbaresDasein  in  übereinstimmenden 
Gefühlen,  Gedanken  und  Sitten*  führt.  Mehr  wäre  aber 
auch  nicht  nöthig,  um  dem  Naturrecht  ein,  alles  positive  Recht 
und  staatliche  Satzungen  weit  überragende  Wichtigkeit  zu  ver- 
leihen. Das  scheint  auch  Savigny  gefühlt  zu  haben  und  er  be- 
eilt sich  dem  kaum  ausgesprochenen  Satz  eine  Restriction  auf 
dem  Fusse  folgen  zu  lassen  —  freilich  eine  ganz  nichtssagende. 

„Das  hat  jedoch  nicht  den  Sinn,  meint  Savigny,  dass  in 
dem  Leben  der  Völker  in  der  That  eine  Zeit  vor  Erfindung  des 
Staates  vorkäme,  worin  das  Privatrecht  diese  unvollkommene 
Natur  hatte  (Naturzustand).  Vielmehr  wird  jedes  Volk,  sobald 
es  als  solches  erscheint,  zugleich  als  Staat  erscheinen,  wie  auch 
dieser  gestaltet  sein  möge.  Jene  Behauptung  also  sollte  blos  gelten 
-yon  demjenigen  Zustand  des  Volkes,  welcher  uns  in  G e d a n- 
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k  e  n  (!)  übrig  bleibt»  wenn  wir  von  seiner  fSgensdiaft  ab  Staat 
künstlich  abstrahiren  '  *). 

Diese  Restriction,  sagten  wir,  sei  nichtssagend  Sie  bemht 
nahmlich  anf  einer  ganz  willkührtichen  nnd  obendrein  vollkom- 
men unklaren  und  unventändlichen  Hypothese,  dass  «jedes  Volk 
sobald  es  als  solches  (?)  eischdnt,  zogldch  als  Staat  erscheint, 
wie  aach  dieser  gestaltet  sein  mdge*  (?).  fSnen  nnklareien  Satz 
kann  man  wohl  schwerlich  zur  Grrondlage  enierBehanptang  and 
gar  einer  rechtfertigenden  Behaaptong  madien.  Wir  wissen  in 
diesem  Satae  weder  was  wir  uns  anter  «Volk  als  solches*  nodi 
xmtßT  .Staat,  wie  aodi  dieaer  gestaltet  sein  möge%  za  denken 
haben;  nor  deatra  diese  Verwahnrngen  .ab  solches*  and  .wie 
aach  dieser  gestaltet  sdn  möge*  daraaf  hin,  dass  Savigny  hier 
die  Begriffe  .Volk*  so  allgemein  nndversdiwommen  ab  möglich 
hinstellen  wollte.  Und  das  will  viel  sagen  bd  einem  Schrift- 
steile  bei  dem  schon  die  strenge  Definition  dieser  zwei  Be- 
griffe an  Unklarheit  and  Yersdiwommenheit  das  Höchste  leistet. 
Denn  vergessen  wir  nicht,  dass  bd  Savigny  das  Volk  .ein  an- 
sichtbares Natorganze  mit  anbestimmten Grrinzen'  (§9)  nndder 
Staat  .die  leibliche  Gestalt  der  geistigen  Volksgemein- 
schaft* ist! 

Nach  alle  dem  ist  nan  klar,  dass  Savigny,  der  bedeutendste 
Vertreter  der  historischen  Sdiale  die  Existenz  des  Natorredits 
gradaas  za  läagnen  nicht  den  Math,  dass  er  dieselbe  bald  zn- 
gesteht,  bald  wiedor  sein  Zageständniss  mit  Bestrictionen  ora- 
giebt,  die  er  aof  ein  ganz  anklar  gedadites  Verhaltaiss  zwisdieo 
Volk  and  Staat  za  einander  stützt,  weldie  beiden  Begriffe  wieder 
bei  ihm  za  kdner  klaren  Definition  kommen. 

Aach  der  zweite  Vertreter  der  historischen  Sdiale  Pnehta 
macht  anscheinend  gegen  die  Vemanftreditler  gehend,  dass  .sidi 
nicht  vom  Begriff  der  Vemanft  ans  zam  Recht  gelangen  lässt  *^), 
aberwaservorschlägt  ist  imGrande  nichtsanderes  als  ein  vondnem 
etwas  verschied^ien  Standpunkt  dedncirtes  and  mit  einem  etwas 
abgeänderten  Namen  belegtes  Vemanftrecht  Während  nahm- 
lich die  Vemanftxeditler  ihr  Redit  aas  der  Vemanft  dedodren. 


^  SaTignj  L  c  S.  23—24.     *)  Pachte   L  c  4. 
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meint  Puchta,  „der  Grundbegriff  des  Rechts  ist  die  Freiheit". 
Dass  „  sich  vom  Begriff  der  Vernunft  aus  zum  Recht  nicht  ge- 
langen lässt,  diess,  meint  Puchta,  wird  bestätigt  durch  die  Er- 
fahrung, welche  die  Versuche  der  Philosophen  das  Recht  auf  die 
Vernunft  zu  gründen,  darbieten:**  dagegen  meint  dieser  Vertreter 
der  historischen  Richtung,  dass  er  von  einem  andern  Begriff 
aus  leichter  und  besser  zum  Recht  gelangen  könne  und  zwar 
von  dem  Begriffe :  Freiheit  „  Vermöge  der  Freiheit  ist  der  Mensch 
Subject  des  Rechts.  Seine  Freiheit  ist  das  Fundament  des  Rechts, 
alle  Rechtsverhältnisse  sind  ein  Ausfluss  derselben  **  ^).  Als  Aus- 
gangspunkt und  Grundlage  für  ein  civilistisches  » System  **  sind 
diese  Sätze  freilich  gut  genug.  Es  lässt  sich  aus  ihnen  recht  viel 
deduciren  und  das  ist  ja  ihr  Zweck.     Aber  eine  halbwegs  tiefere 
wissenschaftliche  Kritik  halten  sie  keineswegs  aus  da  sie  in  der 
That  gar  keinen  Sinn  haben.     ,,  Vermöge  der  Freiheit  ist  der 
Mensch  Subjekt  des  Rechts**  dieser  Satz  könnte  ebensogut  in 
jedem  Natur-  und  Vemuuftrechtssystem  stehen.   In  einem  Werk 
der  historischen  Schule  nimmt  er  sich  ganz  sonderbar  aus. 
Der  grösste  Theil  der  Menschheit  war,  so  weit  die  Geschichte 
reicht,  trotz  aller  „Freiheit**  nie  Subject  nur  immer  Object  von 
Rechten,  Subject  von  Rechten  ist  der  Mensch  nur  kraft  positiven 
Rechts,  auf  Grund  staatlicher  Gesetze,  nur  im  Staat  und  durch 
den  Staat.  Was  helfen  gegen  diese  historische  Wahrheit  Puchta*s 
theologische  Berufungen  auf  die  Bibel:     « So  ist  in  der  ältesten 
Urkunde,  die  wir  besitzen,  die  Fähigkeit  des  Rechts  an  die  Gott- 
ähnlichkeit angeknüpft:  Lasset  uns  Menschen  machen,  inunserm 
Bild,  nach  unserm  Gleichniss  die  da  herrschen  über  die  ganze 
Erde.  **     Was  hilft  entgegen  den  Lehren  der  Geschichte  die  auf 
die  Bibel  sich  stützende  Behauptung:  „Das  Recht  ist  dem  Men- 
schen gleich  von  Anfang  auf  die  Welt  mitgegeben  als  eines  der 
Bande,  welche  die  Menschen  umschliessen  . .  .**  Es  ist  sonderbar, 
dass  der  Vertreter  der  historischen  Rechtsschule  gegen  das 
Vernunft  recht  ankämpfend  sich  auf  die  Bibel  beruft  —  auf 
diess  alte  Vernunftrecht  der  Juden !     Denn  in  der  Quintessenz 
unterscheiden  sich  Bibel  und  Vemunftrecht  wenig;  beide  gehen 


*)  Puchta  I,  c.  S.  9. 
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davon  aus,  dass  der  liebe  Herrgott  die  Welt  sehr  gut  eingerichtet 
und  nur  die  bösen  Menscheü  die  ganze  ursprüngliche  so  famose 
Einrichtung  verdorben  hätten;  nun  müsse  man  durch  die  Be- 
folgung der  Gresetze  Grottes  —  Rotteck  nennt  es  natürliches  oder 
Vemunftrecht  —  alles  wieder  in's  rechte  Geleise  bringen. 

Alles  in  allem  aber,  was  Puchta  dem  Vemunftrechte  gegen- 
überstellt, ist  ein  ebenso  imaginäres,  fictives,  vom  Staat  und 
seinen  Satzungen  unabhängiges  •—  Freiheitsrecht,  dessen 
Entwicklung  er  sodann  in  seinem  System  des  römischen  Rechts 
nachweist  Auch  er  also,  der  Historiker,  hat  dem  Vemunftrecht 
gegenüber  nicht  den  Muth  das  Recht  aus  den  Thatsachen  der 
Geschichte,  aus  dem  Staat  und  seinen  positiven  Satzungen  ab- 
zuleiten. 

Haben  auf  diese  Weise  die  Vertreter  der  historischen  Schule 
den  Vertretern  des  Vernunftrechts  gegenüber  in  zwei  wichtigen 
Punkten  den  historischen  Standpunkt  sehr  schlecht  vertheidigt : 
80  waren  sie  auf  dem  dritten  und  allerwichtigsten  Punkte  so  klein- 
müthig,  ganz  die  Waffen  zu  strecken.  Denn  von  allen  den  Streit- 
fragen zwischen  diesen  beiden  Richtungen  ist  die  über  die  Prio- 
rität des  Staates  oder  des  Rechts  die  entscheidende.  Ist  der 
Staat  Quelle  des  Rechts  oder  ist  das  Recht  Quelle  des  Staats 
—  in  dieser  Alternative  liegt  zugleich  die  Entscheidung  zwischen 
den  beidenRechtsschulen,  der  vernunftrechtlichen  und  historischen. 
Wir  sahen,  wie  die  Gegner  der  historischen  Rechtsschule  die 
Grundprincipien  derselben  ganz  richtig  auffassten  und  die  logische 
Gonsequenz  aus  diesen,  die  Priorität  und  den  Vorrang  des  Staats 
vor  dem  Rechte  mit  lautem  'l'adel  den  Vertretern  derselben  vor- 
warfen. Auch  diesen  Vorwurf  ruhig  hinzunehmen  und  seine 
Grundlosigkeit  respective  die  Wahrheit  des  ihnen  vorgeworfenen 
Satzes  nachzuweisen,  hatten  die  Rechtshistoriker  nicht  den  Muth. 
Sie  werfen  hier  einfach,  ihren  Grundprincipien  untreu  werdend, 
die  Waffen  weg  und  ergeben  sich  dem  Feinde. 

9  Denn  auch  die  &zeugung  des  Staates  ist  eine  Art  der 
Rechtserzeugung,  ja  sie  ist  die  höchste  Stufe  der  Rechtserzeugung 
überhaupt  *,  sagt  S  a  v  i  g  n  y  *).  „  Dieselbe  Kraft,  welche  das  Recht 


<)  Sygtem  I  22. 
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hervortreibt,  bildet  aach  den  Staat,  ohne  welchen  das  Recht  nur 
ein  unvollständiges  Dasein,  eine  prekäre  Existenz  hätte,  ohne 
den  der  gemeinsame  Wille,  auf  den  das  Recht  beruht,  mehr  ein 
Wunsch,  als  ein  wirklicher  kräftiger  Wille  sein  würde,*  sagt 
Puchta  •). 

Wir  sehen,  die  alte  historische  Rechtsschule  die  so  vieles 
und  dauerndes  leistete,  sie  war  einerseits  zu  idealistisch  anderer^ 
seits  zu  schwach  und  schwankend.  Sie  hatte  weder  den  Muth 
noch  die  Kraft,  ihren  Grundprincipien  getreu,  die  Consequenzen 
derselben  ruhig  über  sichergehen  zu  lassen  und  ihrer  Lehre  feste 
Grundlagen  im  Geiste  eines  gesunden  historischen  Rechtssinns 
zu  geben. 

§  13. 
Die  Achillesferse  der  historischefi  Schule. 

Diese  Halbheit  und  Lückenhaftigkeit,  diese  Schwäche  und 
diese  Irrthümer  der  alten  historischen  Schule  haben  ihren  ganz 
bestimmten  und  nachweisbaren  Grund.  Sie  wurzeln  alle  in  der 
bei  ihren  Vertretern  herrschenden  Unklarheit  der  Begriffe  Volk 
und  Staat,  sie  wurzeln  in  dem  Umstände,  dass  die  historische 
Schule  dieEntstehung  desStaates  nicht  wie  es  ihre  Pflicht 
gewesen  wäre,  rein  historisch  erklären  wollte.  Wie  sie  aber 
einmal  diese  wichtigste  Vertheidigungslinie,  die  die  Basis  ihrer 
Operationen  bilden  sollte,  den  Gegnern  preisgab,  dann  fehlte  ihr 
freilich  jeder  feste  Stützpunkt  zur  Erklärung  der  Entstehung  des 
Rechts.  Dann  war  ihr  Kämpfen  nur  ein  schwaches  Hin-  und 
Herschwanken  und  somit  ein  G^schlagenwerden  unvermeidlich. 

Denn  nur  von  einer,  vor  keiner  Thatsache  und  vor  keiner 
auch  noch  so  rauh  klingenden  Wahrheit  zurückschreckenden 
realistisch -historischen  Erklärung  der  Entstehung  des  Staates 
kann  man  in  consequenter  Folge  eine  richtige,  der  historischen 
Wahrheit  gemässe  Erklärung  der  Entstehung  des  Rechts  erwar- 
ten. Und  nur  eine  auf  diese  Weise  erlangte  Erkenntniss 
der  Entstehung  von  Staat  und  Recht  wird  uns  in  noch  weiterer 

*)  L  c.  27. 
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Folge  da«  wabro  Wenen  diui  l^ivatrtMhU  und  d^a  StaaUriH^iiU 
und  ihrge|(tnuM)iüg<HiVerhältiüiM  zu eiuauder  klarer komuMilaMM^n. 
Uetraohteu  wir  nuu  zuerst  die  AutfaHMUugtMi  der  altou  hiato- 
riaohon  Schule  über  Staat  und  Volk. 

§  14. 
Die  Uegrinv  Volk  und  Staat. 

Wir  erwähnten  olwn  (8  3)  der  S(»hwieriKkoit  die  dem  wJHtien- 
sühattlioh  forsohenden  (jrei»t  der  Umatand  bereitet,  da«H  er  »ich 
überall  einem  weit  vorm^si^hrittenen  Kntwieklun|iHpro<H»H8  m»j^'n- 
ül)er  befindet  an  deH«K»n  gewordene  Formen,  an  deüMMi  fertig 
und  stabil  aohoinende  Obilde  er  «ich  Kt«w(^hnt  hat.  Wir  er- 
wähnten, welüher  Mühe  und  St^lbotverläugnunK  ea  iHHiart*,  hin  er 
Hich  über  dit^e  Formen  und  GestaltunpMi  an  denen  er  mittausiMul 
Fasenr  hängt,  hinwegHi*tzt,  bia  ihm  die  Ahnung  dämmert,  daas  er 
nur  mitten  drin  in  Gewordenem  Htehe  und  bin  er  Hich  ent- 
sohlieast,  den  mühevollen  Weg  der  rüokttühreitenden  AnalytH^  zu 
betreten. 

Aus  dietk*m  Umstände  folgen  im  Gang  der  WisäenMchalten 
im  allgemeinen  und  siKHUell  im  Gang  der  äocialwissi^nschalten 
zwei  Stadien,  die  dit^^llHM)  nothwendigerweise  durchlaufen  n)ÜHHi*n. 
Das  erste  Stadium  ist  meist  der  Betrachtung  des  Seienden  ge* 
widmet;  man  ist  bestrebt^  sich  das  StMende  nach  meinem  W(>sen 
nach  seinen  Kigenschalteu,  nach  Heiner  innem  und  äussern  Be- 
schaffenheit klar  zu  mai^htii.  Diiute  Bentrebungen  U^ginnen  mit 
allgemeinen  und  unklaren  Vorstellungen  über  die  Gegenstände 
der  Betrachtung,  mit  oberflächlichen  und  nebt^lhalUui  Bi'ziehungen 
derselben  zu  den  grossen  Einheiten  der  Welt  und  des  Lebt*ns. 
ei)Keheu  sich  sodann  in  idealistischer  Bt>trachtung  dieser  Gegen- 
stände von  den  verschitnlensten  Standpunkten  und  Beleuchtung 
derselben  von  verschiedenen  Seiten.  Erst  spät  folgt  realistisches 
und  nüchternes  Kindringen  in*s  Wesen  dersi^llHMi  und  Erfassen 
der  Merkmale  ihres  wirklichen  Daseins.  Damit  beginnt  zugleich 
das  zweite  Stadium  der  Erkenntniss,  die  Forschung  nach  der  ge- 
schichtlichen Entstehung  der  untersuchten  Gi^genstände  und  nach- 
dem auch  diese  geschichtliche  Betrachtung  die  ihr  eigenthümlicheu 
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Phafteo  dorehlaufen  hai,  2<eLui2t  se  auf  ihror  letzten  SCofe  zor 
Erginzoiig  d^r  realiääschen  EJrkenncmss  des  Wesens  und  wiik- 
iv^KD  Daseins  der  aatersachten  ErsAeJpnng.  Diesen  in  kmzem 
Umri»  hier  gezeichneten  Gang  können  wir  aodi  bei  den  wissen- 
schaftlicben  Forsehangen  der  Hanptgegenstände  der  modernen 
Socialwifisenschalten  ,  Volk  und  Staat  *  seit  dem  Ejode  des  Yorigen 
Jahrbanderts,  beobachten. 


§  ^'- 


§  15. 


Die  Begriffe  Volk  und  Staat  bei  Scblözer. 

Bne  zwar  noch  etwas  primitive,  rein  äosserliche,  doch  for 
seine  Zeit  sehr  charakteristische  Anschauung  Ton  Volk  nnd  Staat 
finden  wir  zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  bei  Scblozer  ^). 
£s  stellen  sich  ihm  auf  den  ersten  Blick  drei  Arten  von  Gesell- 
schaften dar:  die  häusliche, bürgerliche  und staatlicbe.  Mit  dieser 
äussern  Nebeneinanderstellung  giebt  er  sich  znfineden  und  knüpft 
an  dieselbe  einige  Bemerkungen.  Die  beiden  ersten  Arten  von 
Gesellschaften  scheinen  ihm  aus  t hier i sehen  Instincten  ent- 
sprungen zu  sein;  «zum  Uebergang  in  die  dritte  musste  schon 
raisonnirende  Erfahrung  wirken*.  Bei  dieser  «raisonnirenden Er- 
fahrung* denkt  Schlözer  oflfenbar  an  drei  för  die  Entwicklung 
der  Theorie  des  Staates  wichtige  Punkte  und  zwar  erstens  an 
den  durch  menschlichen  Willensact  mit  vollem  darauf  gerichteten 
Bewusstsein  gegründeten  Staat,  zweitens  an  eine  durch  Er- 
fahrung erlangte  Einsicht  in  die  Vortheile  des  Staats  und  drittens' 
an  eine  ausdrücklich  oder  stillschweigend  vertragsmässige,  also 
implicite  auf  das  Recht  gestützte  Staatsgründuug. 

»  Man  braucht  nur  zu  bemerken,  *  schreibt  Schlözer,  ^  dass 
Menschenglück  ohne  Verein  und  dauernder  Verein  ohne  Staat 
nicht  möglich  sind:  so  unterwarf  man  sich  freiwillig; 
oder  falls  auch  die  erste  Unterwerfung  erzwungen  war,  so  harrte 
man  ge  r  n  in  derselben  aus. * 

Auf  diese  freiwillige  Unterwerfung  oder  wenigstens  auf 
dieses  freiwillige  Verharren,  legt  Schlözer  grossen  Werth. 
„Menschen,  die  von  Natur  frei  sind,  belieben  sich  einem 


*)  AllgemeineB  Staatsrecht  und  Staats verfassungslehre  Göttmgen  1793. 
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Herrscher  zu  uuterwerfen,  *  meint  er  und  fügt  dazu  in  der  An- 
merkung bei :  „  Soll  ein  Unterschied  zrpschen  Räuberbande  und 
Regierung  sein,  so  muss  freiesB elieben  in  die  Mitte  treten** 
(1.  c.  S.  12).  «Das  droit  de  conquete,  heisst  es  an  einer  andern 
Stelle,  kann  Sklaven  aber  keine  Unterthanen  machen**.  £ine 
rechtmässige  Herrschaft  aber  kann  nach  Schlözer,  nur  vermöge 
eines  Vertrages  und  freier  Einwilligung  der  Unterthanen  entstehen. 
Dabei  fugt  er  noch  dieYorsichtsmassregel  hinzu:  «Der  Grund- 
oder Unterwerfungsvertrag  soll  beiderseits  be- 
schworen werden.* 

Im  Ganzen  also  ist  es  die  Yertragstheorie  seiner  Zeit,  die 
Schlözer  da  reproduzirt,  was  ihn  aber  nicht  hindert,  auch  manche 
ganz  zutreffende  Bemerkung  über  das  Wesen  des  Staates  zu  machen. 
So  meint  er  z.  B.(S.  15)  dass^  im  Wesentlichen  alle  Staaten 
sich  gleich*  seien,  ^überall  sind  Befehlende  und  Ge- 
horchende**. Wie  einfach  und  naheliegend  dieser  letztere  Um- 
stand scheint,  so  ist  er  doch  merkwürdigerweise  von  den  meisten 
Staatsrechtslehren!  und  Rechtsphilosophen  ganz  übergangen  wor- 
den,  trotzdem  gerade  in  ihm  der  Ausgangspunkt  zu  einer  gedeih- 
lichen Erkenntniss  des  Staates  liegt. 

Mit  der  Vertragstheorie  H^nd  in  Hand  geht,  bei  Schlözer 
die  Ansicht  vor  der  Priorität  des  Rechtes  vor  dem  Staate.  »Der 
Mensch  **,  sagt  er,  „  war  eher  als  der  Unterthan.  Und  ehe  er  sich 
in  eine  Staatsgesellschaft  begab  oder  hineingerieth,  hatte  er 
schon  als  Ehemann,  Vater,  Hausherr  und  Bürger  die  Freuden 
und  Leiden  des  geselligen  Lebens  gekostet**.  Bei  Schlözer  geht 
also  nicht  nur  das  gesammte  Privatrecht  (Ehemann,  Vater,  Haus- 
herr!) sondern  auch  ein  Bürgerthum  dem  Staate  voran! 

Trotz  alledem  entgeht  aber  S  c  h  1  ö  z  e  r'n  auch  die  Thatsache 
nicht, dass» die  m ei stenStaaten  durchZwang  entstan- 
den sind.  Zwang  setzt  Krieg  voraus  und  Krieg  einen 
Heerführer.  Der  Heerführer  blieb  auch  im  Frieden  Anführer; 
der  Suffet  ward  Richter  oder  Justizpräsident**  (S.  137). 

Man  muss  bei  S  c  h  1  ö  z  e  r,  der  ganz  und  gar  in  der  Vertrags- 
theorie befangen  ist,  solchen  hin  und  wieder  sporadisch  ange- 
brachten sehr  wichtigen  Bemerkungen  über  das  Wesen  und  die 
Entstehung  des  Staates,  die  vollste  Anerkennung  zollen. 
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§  16. 
Kant  —  Savigny. 

Bei  Kant  und  seiner  Schule  finden  wir  sodann  über  den 
Staat  nur  die  Vertragslehre  Rousseau's  und  die  Grewalten- 
theilung  Montesqieu's  mit  den  mannigfachsten  abstrakt-philo- 
sophischen Yerschnörkelungen  paraphrasirt  Ein  vollkommener 
Mangel  ooncreter  Auffassung  der  Wirklichkeit,  ein  eitles  Sich- 
hingeben an  unfruchtbare  Speculationen,  zeichnen  Kant*s  und 
seiner  Anhänger  Schriften  über  Recht  und  Staat  aus.  Dass  die 
abstracte  Philosophie  in  Deutschland  an  dem  Naturrecht,  an  dem 
Recht  vor  dem  Staate  und  an  dem  Staate  als  einem  Rechts- 
institute festhielt,  versteht  sich  von  selbst. 

Gregen  diese  philosophische  und  naturrechtliche  Ausschweif- 
ungen eine  heilsame  Reaction  zu  üben,  schien  niemand  mehr  be- 
rufen zu  sein,  als  die  historische  Schule.  Doch  sahen  wir  schon 
oben  wie  sie  in  der  Frage  des  Naturrechts,  der  Entstehung  des 
Rechts  und  der  Priorität  des  Rechts  vor  dem  Staate,  den  wahren 
und  richtigen  historischen  Standpunkt  schlecht  vertheidigt  und 
auch  ganz  im  Stiche  liess.  Wir  wollen  nun  jetzt  betrachten,  wie 
sie  sich  den  unfruchtbaren  philosophischen  Abstractionen  über 
Volk  und  Staat  gegenüber  in  der  Auffassung  und  Erklärung  dieser 
beiden  Begriffe  als  historische  Schule  bewährte.  Beim 
Worte  „Volk*  denkt  Savigny  offenbar  nur  an  historisch  im 
Staate  zur  Erscheinung  gelangende  sociale  Gesammtheiten  und 
fasst  das  was  sie  da  zu  einer  Einheit  verbindet,  als  etwas  Ur- 
sprüngliches, Natürliches  auf.  Es  ist  das  wieder  jenes  erste 
Stadium  wissenschaftlicher  Betrachtung,  dass  sich  ganz  dem  Ein- 
druck des  äusserlich  in  die  Sinne  Fallenden,  hingiebt.  Ueberhaupt 
nimmt  Savigny  am  Volk  nur  in  so  fem  Interesse,  in  so  fem  es 
als  Subjekt  der  Rechtserzeugung  in  weiterer  Folge  als  Subjekt 
der  Staatserzeugung  in  Betracht  kommt.  Nur  aus  diesem  einem 
Interesse  betrachtet  er  es  überhaupt  und  was  ihm  bei  der  ersten 
äusserlichen  Betrachtung  dabei  aufiällt,  das  statuirt  er  ohne  wei- 
teres als  das  wesentliche  Merkmal  des  Volkes.  Von  einer  tieferen 
wirklich  historischen  Betrachtung  ist  bei  ihm  noch  keine  Rede. 
Nur  gelegentlich  der  Frage  nach  Entstehung  des  Rechts,  nach  der 
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Erzeügong  desselben  branoht  er  das  Volk  und  legt  sich  diesen 
Begriff  za  diesem  Zwecke- zurecht 

9  Fragen  wir  femer  nach  dem  Subjekt,  in  welchem  und  fttr 
welches  das  positive  Recht  sein  Dasein  hat,  so  finden  wir  ab 
solches  das  Volk.«  (S.  14).  An  einer  späteren  Stelle  fährt  er 
dann  an  den  obigen  Satz  anknüpfend  fort :  „  Die  Rechtserzeogang 
ist  hier  vorläofig  in  das  Volk  als  das  thätige,  persönliche  Sabject, 
gesetzt  worden.  Die  Natur  dieses  Sabjeets  soll  nnn  mehr  genauer 
bestimmt  werden.  '^  Diese  « genauere  Bestimmung  *^  besteht  nur 
darin,  dass  er  den  blossen  «abstracten  Begriff  einer  Mehrheit'' 
for  ungenügend  zur  Begrifisbestimmung  des  Volkes  erklärt  „In 
der  That  aber,  fährt  er  dann  fort,  finden  wir  überall,  wo  Mentcben 
zusammenleben,  und  in  so  weit  die  Greschichte  davon  Kunde  ^ebt, 
dass  sie  in  einer  geistigen  Gemeinschaft  stehen,  die  sich 
durch  den  Gebrauch  derselben  Sprache  sowohl  kund 
giebt,  als  befestigt  und  ausbildet  In  diesem  Naturganzen 
ist  der  Sitz  der  Bechtserzeugung,  dann  in  dem  gemeinsamen,  die 
Einzelnen  durchdringenden  Volksgeist  findet  sich  die  Kraft,  Abb 
oben  anerkannte  Bedürimss  (der  Bechtserzeugung)  zu  befriedigen. 
IKe  Grenzen  aber  dieser  Völkerindividuen  sind  allerdings 
unbestimmt  und  schwankend  und  dieser  zweifelhafte 
Zustand  offenbart  sich  auch  in  der  ESnheit  oder  Verschieden- 
heit des  in  ihnen  erzeugten  Rechts.  So  kann  es  bei  verwandten 
Volksstämmen  ungewiss  erscheinen ,  ob  sie  uns  ab  ein  Volk 
oder  als  mehrere  gelten  sollen  ...  *  Etwas  wett^  folgt  die  von 
uns  schon  erwähnte  Stelle,  «das  Volk,  dem  wir  ab  unsicht- 
baren Naturganzen  unbestimmte  Grenzenzuschrdlieo 
mussten  eta'' 

Man  wird  uns  zugestehen,  dass  in  dieser  „geoaneren  Be- 
Stimmung  der  Natur  des  Volkes*  alle  nur  mögliebe  solche  ' 
Merkmale  angehäuft  önd,  die  es  zu  emer  genauen  Bestimmung 
nicht  kommoi  lassen,  und  wie  absiditUdi  danuif  berecboH  sebfd- 
neu  die  möglichst  unklarste  Vorstellung  hervorzurufen«  w  Un- 
sichtbares Naturganze,  unbestimmte  und  scbwankeiMle  Grenzen, 
zweifelhafter  Zustand''  u.  dgL  mit  sobhen  Merkmalen  soll  die 
Natur  des  Volkes  .genauer  bestimmt''  werden  —  io  dwico 
.Geist«  sodami,  den  , Volksgeist%  der  StU  der  BßAtmKmymg 
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gelegt  wird.  Daraus  ist  nur  eines  klar,  dass  es  der  historischen 
Schule  eigentlich  nur  um  diesen  ,  Geist  *  zu  thun  war,  den  sie 
als  Quelle  der  Rechtserzeugung  brauchte.  Der  Begriff  .Volk'' 
hatte  nur  die  Aufgabe,  diesem  « Geist'  als  Subject  zu  dienen, 
im  Uebrigen  war  es  eine  ganz  gleichgültige  Sache,  was  man  sieh 
darunter  denkt.  Mag  dieser  ,  Geist  *  wie  der  «  Geist  Gottes  über 
den  Wassern  ^  über  diesem  « unsichtbaren,  unbestinomten  und 
zweifelhaften  *^  Substrat  schweben :  der  historischen  Schule  genügt 
es  vollkommen,  sich  auf  ihn  als  ,  Yolksgeist  *  berufen  zu  können^). 

War  ihr  diess  einmal  gestattet,  dann  begann  ihre  eigent- 
liche Arbeit,  die  Darstellung  der  Entwicklung  des  aus  jenem 
«Yolksgeiste*'  abgeleiteten  Rechts.  Diese  Darstellung  bfldet 
das  Verdienst  der  historischen  Schule,  das  uns  aber  weder  gegen 
die  schwachen  und  nicht  stichhaltigen  Grundlagen  denselben  bUnd 
machen,  noch  uns  abhalten  darf,  die  üblen  Folgen  der  irrthüm- 
lichen  Grundlegung  auf  den  ganzen  Gedankengang  der  histori- 
schen Schule  nachzuweisen. 

In  der  obigen  »  genaueren  Bestimmung  der  Natur  des  Volkes  • 
sind  nur  drei  Merkmale  enthalten  die  halbwegs  zu  einer  näheren 
Bestimmung  des  Begriffes  Volk  dienen  könnten  und  zwar  erstens 
Naturganz  es,  Volksindividuum,  natürliche  Einheit,;  zweitens 
geistige  Gemeinschaft,  drittens  Gebrauch  derselben  Sprache.  Diese 
Merkmale  zeigen,  dass  Savigny,  hier  Volkseinheiten  vorschwebten 
die  er  da  er  sie  in  der  Geschichte,  staatlich  und  sprachlich 
vereint  vorfand,  ohneweiteres  als  „Naturganze*  als  „natürliche 
Einheiten  hinstellte.  Und  darin  liegt  aber  der  grosse  Irrthum, 
die  unwillkürliche  üebereilung  der  alten  historischen  Rechtsschule 
der  gerade  sie,  als  historische,  sich  am  wenigsten  schuldig 
machen  sollte.  Denn  gerade  sie  war  vor  allem  berufen,  alles 
Gewordene  auf  dessen  Entstehungsprocess  zu  prü- 
fen. —  Dass  es  Savigny,  beim  Begriffe  „Volk*  verabsäumte, 
das  sehen  wir:  betrachten  wirnun,  wie  er  es  beim  Begriffe  „  Staat* 
anstellte. 

A  n  m.  a)  »  Hegel  und  Gans,  wie  Sayigny  und  seine  nur  geist- 
loseren Schüler  waren  in  derselben  Einseitigkeit  des  Begriffes 
von  Volk  befangen,  der  uns  in  diesem  nichts  weiter,  als  ein  auf 
gemein  chaftlichem  Ursprung  beruhendes,  mit  einer  Art  dämonischer 
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Naturknfb  «nigestattetea  HMiseh^ooIleetiT  erUiokw  läwt,  <Ua  in 
seiner  IntegritU  am  reinataa  nur  in  s^em  Jngendleben  dMteht*. 
Lenz,  gegehiohtlioho  Kntwiakluag  des  Rnhta,  1654  S.  26. 

aDie  hütorbohe  Schule  hat  uns  so  nnendlkh  riel  tou  ,Tolk* 
gcsproohMi,  auch  wohlnaoohes  beigebraoht,  wu  als  etgcstbümliDh 
I3r  daaHenseheDoollMtir,  wai  wir  so  beseiehuen,  betrachtet  verden 
kann ;  was  aber  Eor  roUstAndigen  AulbBmng  des  BegrifTes  allein 
fahren  kOnnte,  «eine  Genesis,  daräber  er&hren  wir,  im  günstig- 
stMt  Falle,  nicht«,  und  kOnnen  uns  nnr  Glück  wünschen,  wenn  der 
einbeh  grossartige  historische  Sinn  Sarign^'s  aich  mit  der  Fest- 
stellung des  Factum  begnügt,  dalsa,  soweit  die  Oeschiidite  reicht, 
wir  der  Timmung  des  Hentchengesohleohta  in  Volker  begegnen  *. 
Daselbst  S.  36. 

§  17. 
Savigny'B  Staatsbegriff. 
IMe  Erklärung  des  Begriffes  .Staat*,  b^DDt  Savigny  da^ 
mit,  dasB  er  die  soeben  dem  Volke  als  ,  Natnrganzen '  zuge- 
schriebene £9genschafl  der  Unsichtbarkdt  wieder  läugnet.  ,  Das 
Volk,  dem  wir  als  einem  nnsichtbaren  Naturgauzen  unbestimmte 
Grenzen  zuschreiben  mussten,  besteht  jedoch  nirgend  und  in 
keiner  Zeit  auf  diese  abstracte  Weise".  Dieser  Satz  bestätigt 
nnsere  obige  Behanptung,  dass  Saviguy  beim  Begriffe  Volk  nur 
an  emein  derGeschichte  und  imStaat  zur  Erscheinung  ge- 
kommene sociale  G«sammtheit  denkt  Da«B  das  Volk  anders 
als  im  Staate  nicht  existirt,  erklärt  BichSavigny  mit  der  auch 
in  andern  WiBsenschaften  nicht  nngewöhnlichen  Annahme  eines 
»Triebes*.  Vielmehr,  meint  er,  wirkt  in  ihm  (d,  h.  im  Volke) 
ein  unaufhaltsamer  Trieb  die  unuohtbare  Einheit  in  achtbarer 
und  oiganiecher  Erscheinung  zu  offenbaren.  Diese  leibliche 
Gestalt  der  geistigen  Volksgemeinschaft  ist  der 
Staat  und  mit  ihm  sind  zugleich  scharf  bestimmte  Grenzen  der 
Einheit  gegeben.*  An  einer  weitem,  von  uns  schon  erwähnten 
Stelle,  belehrt  er  uns  aber  noch,  dais  es  zwischen  jener  Unsicht- 
barkeit  und  Unbestimmtheit  der  Grenzen  and  dieser  Sichtbarkmt 
undscharfenBestimmtheitderselbengiLr  ki;iri<!/.wiv:li''ri 
,yielniehr,  sagt  er,  wird  jedes  Volk,  mhuM  cn  üIk  wlchea  ( 
seheint,  zugleich  als  Staat  erscheinen,  wii^  uucli  ili<:HiT  (^esta 
sein  möge.  Jene  Behauptung  (d,  L  dieü 
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liehen  Privatrechts)  also  sollte  blos  gelten  von  denjenigen  Zu- 
stand eines  Volkes,  welcher  uns  in  Gredanken  übrig  bleibt,  wenn 
wir  von  seiner  Eigenschaft  als  Staat  künstlich  abstrahiren. '  Mit 
diesen  Spitzen  hat  Savigny  seine  ganze  frühere  Ausfährung 
über  das  Volk  so  gut  wie  desavouirt     Denn  dort  sagte  er,  das 

4 

Volk  sei  ein  unsicht  baresNaturganze  —  wenn  es  aber  „nir- 
gend und  in  keiner  Zeit  auf  diese  abstracto  Weise  existirt*  son- 
dern nur  in  der  „leiblichen  Gestalt **  des  Staates,  so  ist  es  doch 
„  nirgend  und  in  kein^  24eit  *  unsichtbar  sondern  immer  in  cBeser 
seiner  9  leiblichen  Gestalt^  sichtbar.  Sodann  hiess  es  in  jenen 
Ausführungen  die  Völkerindividuen  hätten  „  unbestimmte  Gren- 
zen;* wann  sie  aber  „nirgend  und  in  keiner  Zeit*  ohne  Staat 
ersqheinen,  dieser  letztere  aber  „  scharf  bestinunte  Grenzen  der 
Einheit*  hat,  so  erscheinen  ja  die  Völker  immer  in  „scharf  be- 
stimmten* „nirgend  aber  und  in  keiner  Zeit*  in  unbestimmten 
Grenzen. 

Nach  alledem  bleibt  uns  von  Savigny's  Begri&bestinunung 
des  Volkes  nichts  übrig,  als  dass  es  das  jedesmalige  Menschen- 
material  des  Staates,  dass  es  die  G^sammtheit  der  Mensche 
eines  Staates  ist. 

Dass  aber  eine  solche  G^sammtheit  nicht  durchaus  ein 
„  Naturganzes  *,  eine  „  geistige  Gemeinschaft  *  und  auch  keine  ein- 
sprachige Gemeinschaft  zu  sein  braucht,  lehrt  uns  die  Geschichte: 
und  damit  fällt  auch  diese  Grundlage  des  Savigny'schen  Volks- 
begriffes. Es  bleibt  nichts  übrig,  als  anzuerkennen,  dass  sich 
Savigny  über  den  Begriff  Volk  gar  nicht  klar  gewesen  ist  und 
sich  offenbar  auch  um  Klarheit  über  diesen  Begriff  gar  nichtsehr 
anstrengte.  In  engem  Zusammenhang  damit  war  aber  auch  die 
vollkommen  unklare  und  nichtssagende  Begriffsbestimmung  des 
Staates.  Schon  die  Erklärung  des  Staates  als  einer  „  leiblichen 
Gestalt*  ist  nur  ein  Tropus;  der  Staat  lässt  sich  nicht  betasten 
und  nicht  greifen  und  auch  nicht  sehen;  er  ist  daher  keine  leib- 
liche Gestalt.  Und  gar  eine  „Volksgemeinschaft*  kann  ja  keine 
„leibliche  Gestalt*  haben,  weder  annehmen.  Mit  Tropen  aber 
ist  kein  Ding  klar  und  deutlich  bestimmt;  es  ist  höchstens  ein 
Bild  das  der  subjectiven  Vorstellung  entsprechen  mag,  aber  nichts 
erklärt,  nichts  besagt. 
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§18. 
Puchta>  Staatsbogriff. 

TrotJB  aller  dieacr  Mängel  steht  die  Ansicht  Savigny*s  ülH>r 
Staat  und  Volk  unvergleichlich  higher  als  die  PuchtaV  Der 
Vorzug  liegt  darin,  dass  Savigny  ohne  Zweifel  im  richtigen  (te- 
fUhl  keinen  Boden  unter  den  Füssen  xu  haben,  sich  ülwr  diese» 
beiden  Begriffe  wie  wir  sahen  mit  einigen  Allgt*meinheiten  und 
tropischen  Wendungen  hinweghalf,  um  nur  so  l)ald  als  mOglich 
den  festen  Boden  der  positiven  r()mischen  Gresetsgebung  und  des 
Pandektenrechts  zu  erreichen.  Savigny  aber  war  weit  entfernt 
davon  den  seichten  Boden  biblischer  Erzählungen  im  vollen  ICntst 
xurGrundlage  wissensobaftlicher  Ausitlhrungen  zu  nehmen.  DieMHi 
that  leider  Puchta  and  seine  diesfälligen  Ausftlhrungen  ver- 
fielen daher  wie  es  bei  solcher  Methode  nicht  anders  sein  kann 
in  triviale  Naivetät  In  der  That  lässt  sich  eine  primitivere  und 
naivere  Erklärung  der  Begriffe  Volk  und  Staat  wie  bei  Pnohta  gar 
nichtdenken.  Puchta*s  Ausfllhrungen  sind  das  nM*uo  A  B  C 
des  menschlichen  Nachdenkens  <\l>er  diese  Gk»gcnstände. 

Vit  beginnt  dieselben  mit  der  biblischen  F^zählung  von  Adam 
und  Eva  und  wie  sich  die  Menschen  dann  vermehrten  und  in 
Folge  dessen  in  Familien  und  Stämme  sonderten.  Dass  diene 
Erzählung  selbst  nur  ein  ganz  primitiver  Versuch  des  mennch- 
lichen  Geistes  ist,  sich  die  ihn  umgel)enden  gewordenen  Er- 
scheinungen naeh  ihrer  Entstehung  zu  erklänm,  kommt  ihm  nicht 
in  den  Sinn.  Im  Gegentheil  findet  er  die  Art  und  Weise  der 
Entstehung  der  Familien,  Stämme  und  ViUker  wie  sie  m  sioh 
aus  der  Bibel  ergiebt  sehr  probabel.  „  Diese«  F  0  r  t  s  c  h  r  e  i  t  (mi 
ist  etwas  so  natürliches,  dass  1^  auch  den  dunkleren  Sagen  der 
Heidenwelt  vollkommen  entspricht.  Auch  ^ilnle  das  Uesultat 
für  unseren  nächsten  ZWeck  nicht  wesentlich  versohiiMlen  aus- 
falleUi  wenn  man  mehrere  Urmenschen  in  den  verschiinlenen  Thoilen 
der  Erde  annähme ;  ich  halte  dies  aber  für  eine  Thorheit.  *  (?)  *) 
Puchta  begeht  hier  eine  sonderbare  Verwechslung.  Nicht  d<is 
„Fortschreiten*  von  einem  Paare  zu  Familien,  Stänunen  und 
Vülkem  ist , natürlich";  nur  diese  Art  und  Weist»  der  Er- 


*)  Q«wohnheittr«cht  S.  133. 


48  I-  &  13-   Puchta's  Btaatshegtiff. 

klärung  der  Entstehung  der  Menschheit  ist  für  eine  primitive 
Stufe  drs  menschlichen  Geistes  sehr  „  natürlich  ** ;  für  einen  reifen 
Verstand  aber,  für  eine  höhere  Stufe  geistiger  Entwicklung  ist 
jenes  Fortschreiten  ganz  undenkbar  und  die  heutige  Naturwissen- 
schaft hält  den  Polyfiletismus  durchaus  für  keine  ^Thorheit". 
Auf  dieser  biblischen  Stufenleiter  die  ihm  so  „  natürlich  *  scheint 
gelangt  nun  P  u  c  h  t  a  zum  Volk  und  durch  dasselbe  zum  S  t  a  a  t. 
„Der  Begriff  des  Volkes  meint  er,  hat  die  natürliche  Grundlage 
der  gemeinsamen  Abstammung.  Diese  bringt  nicht  allein  eine 
leibliche  sondern  auch  eine  geistige  Verwandtschaft  hervor.  Da- 
raus dass  das  Volk  in  diesem  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  ein 
natürliches  Ganzes  ist,  folgt  dass  es  nicht  auf  künstlichem  Wege 
und  nicht  durch  fi'eien  Entschluss  und  Willen  entstehen  kann. 
Aber  die  Verwandtschaft  für  sich  bringt  noch  kein  Volk  hervor, 

sonst  könnte  es  nur  Ein  Volk  geben 

„  Die  Abgränzung  eines  Volkes  gegen  andere  Völker  wird 
begonnen  durch  die  körperliche  Absonderung  im  Räume,  indem 
dadurch  die  Möglichkeit  einer  eigenthümlichen  Entwicklung  und 
Ausbildung  gegeben  ist.  So  befestigt  sich  weiterhin  die  innere 
Verbindung  dieses  Stammes,  indem  die  Verwandtschaft  mit  den 
nunmehr  Auswärtigen  abnimmt  und  gegen  jene  Näheren  immer 
mehr  zurücktritt,  und  den  Gliedern  des  Stammes  wird  durch  die 
ihnen  innewohnende,  nimmer  ruhende  Entwicklungskraft  eine 
eigenthümliche  natürliche  Einheit  und  Verwandtschaft  in  leib- 
lichen und  geistigen  Dingen.  Dann  aber  tritt  zu  diesem  natür- 
lichen noch  ein  anderes  Band.  Diess  ist  die  Verfassung, 
welche  das  Volk  zur  bürgerlichen  Gesellschaft,  zum  Staate 
macht  und  dadurch  über  den  Charakter  einer  blos  natürlichen 
Vereinigung  erhebt.  Staaten  sind  keine  natürlichen 
Verbindungen  vonFamilien  un^  Völkern,  sondern 
ein  Produkt  menschlichenWillens,  darum  gibt  es  und 
gab  es  Staaten  deren  Glieder  keineswegs  in  einer  natürlichen,  in 
der  Volksverbindung  miteinander  stehen.  Dennoch  haben  die 
Staaten  die  nationale  Verbindung  zu  ihrem  mittelbaren  Grunde  und 
es  lässt  sich  daher  kein  Staat  denken,  von  dessen  Bürgern  jeder 
einer  andern  Nation  angehörte.  In  der  Geschichte  finden  wir, 
dass  ursprünglich  die  Staaten  zugleich  Völker  und  Völkerstämme 
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sen  wolkn.  Die  YotsteUmigeiidlndi*!»»  tteScaac«OL  IVn^^ 
Witknaimdgard»  ganz  oofinkbaRiL^allgeineiiieii  Willens* 
sei,  kt  gefadexB  mit  dem  GnmdprnKip  der  kB&onackeiL  SdwK 
der  äberalkm  pcfsöolicken  and  Cvcsammtwülen  skk  n>iixMknH 
denEntwieklangder  aoeBÜfOiTQriialtiifisge,  nnreranbar.  Hk 
Packt  a*s  tkeologi»^  angekaackten  AnadiaaangHi  THgtiiAMi 
fltelkn  sdi  SaTignjs  so  kyparuiealisdsckea  AnsicktiMi  über 
EJntBtekong  toh  Volk  mid  Staat  als  miTergieicklick  k5k«r  dar: 
SaTigiij  wusBte  wenigstaas  im  entsckeidendeo  Ponkte  mit  der 
Pbiaae  tud  der  yleiblidien  Grestah  der  geistigen  Yolksg»n»ii- 
fldialt*  in  wekäier  das  Volk  ,  sobald  es  als  solcbes  «rsdieini  xu- 
g^ddi  als  Staat*  erschemt  die  gefabrlicbe  Klippe  der  bemissteu 
Staatsgrandungdmch  einen  daranf  gerichteten  allgemeinen  Willen, 
zn  nmsckiflfen. 

Alles  in  Allem,  die  Gründer  der  bistorisehen  Reohtssohule 
haben,  wie  sonderbar  es  auch  klingen  mag,  gerade  die  sioj 


1)  Gewohnheitsrecht  I.  135. 
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sten  Grundlagen  des  Rechts,  die  Begriffe  Volk  und  Staat  arg 
vernachlässigt.  Zu  ihrer  Rechtfertigung  mag  dienen,  dass  sie 
mit  der  Entwicklungsgeschichte  des  Rechts  und  speciell  des 
römischen  Rechts  so  vollauf  beschäftigt  waren,  dass  sie  dar&ber 
die  historische  Entwicklung  von  Volk  und  Staat  ganz  ver- 
gassen  und  diese  zwei  so  wichtigen  historischen  Erscheiaungen 
theils  als  von  jeher  fertige  Grundlagen,  als  „  Naturganze  ^  und 
^  natürliche  Einheiten  **  (Savigny)  theils  als  Producta  natürlicher 
Menschenvermehrung  und  Mehrheitstheilung  und  Werke  mensch- 
lichen Willens  (Puchta)  zur  Voraussetzung  ihrer  rechtshistori- 
schen Forschungen  nahmen.  — 

§  19. 
Stahl. 

Wie  es  nicht  unsere  Aufgabe  sein  konnte  den  Gang  des 
Naturrechts  in  der  rationalistischen  Rechts-  und  Staatsphilosophie 
mit  Bezug  auf  unseren  Gegenstand  weitläufiger  zu  verfolgen,  da 
ein  Kampf  gegen  diese  beiden  Richtungen  heute  schon  als  über- 
flüssig erscheinen  muss,  so  liegt  es  auch  nicht  in  unserem  Plan, 
die  theologische  Rechts-  und  Staatslehre  Stahls  und  seiner  An- 
hänger zu  bekämpfen. 

In  einem  Punkte  jedoch  hängt  dieselbe  und  namentlich  die 
Philosophie  Stahl's  mit  der  historischen  Schule  unmittelbar  zu- 
sammen und  diesen  Punkt  müssen  wir  hier  berühren. 

Es  ist  bemerkenswerth,  dass  Stahl  sich  selbst  an  die  histo- 
rische Schule  anreiht ;  er  gibt  sich  den  Anschein  die  geschicht- 
liche Ansicht  zu  vertreten  und  weiter  zu  führen  und  treibt 
unter  dieser  Firma  —  reine  Theolog  ie. 

Wie  war  das  möglicch  ?  Durch  nichts  anderes  als  eben 
durch  die  von  uns  nachgewiesenen  Unterlassungssünden  und  Irr- 
thümer  der  historischen  Schule.  Wir  sahen  wie  ihre  Begrimder 
nur  um  die  Entwicklung  des  in  der  Geschichte  vorgefundenen 
positiven  Rechts  bekümmert,  die  Grundlagen  dieser  Entwicklung, 
die  Begrifle  Volk  und  Staat  vernachlässigten;  wie  sie  dieselben 
entweder  aus  biblischem  Material  so  gut  es  eben  ging  zusammen- 
leimten (Puchta)  oder  mit  unklaren,  allen  möglichen  Deutungen 
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Raum  gebenden  Vor8teHungt»n  ttbertttnchten  (Savigny).  Dan 
war  eine  Lüoke  die  den  Theologen  k  la  Stahl  8c«hr  zu  statten 
kam.  In  dieae  Ltloke  nisteUm  sie  sich  ein,  da  bauten  sie  Werke 
um  Yon  ihnen  aus,  einerseits  durch  das  Feuer  der  geschichtlichen 
Reohtssohule  gedeckt,  gegen  Naturrecht  und  rationalistische  Phi- 
losophie ihre  Angriffe  zu  richten  und  andererseits  die  historische 
Sehttle  selbst,  Ziel  und  Tendenz  derselben  fälschend,  unter  ihr 
Joch  an  beugen.  Stahl  hat  dieMAngel  und  Ltlcken  der  histo- 
rischen Rechtslehre  ganz  richtig  wahrgenommen.  Doch  weit  da- 
von entfernt  tiber  dieselben  zu  klagen,  vertheidigt  er  vielmehr 
disM  Sohule  gegen  die  Angriffe  ihrer  Gegner,  der  Naturrechts- 
lehrer  und  Rationalisten  —  legt  aber  gleichseitig  in  diese  UkclfLen 
das  Knkuksei  seiner  theologischen  Doctrin.  « Savignj,  *  so  flpoh« 
lockt  Stahl,  «durfte  sich  der  Untersuchung  ülter  die  letzten 
Gründe  des  Gerechten  überheben,  sein  Sinn  leitet  ihn  sicher. 
Durch  eine  künstlerische  Kraft  bildet  er  ganz  und  vollendet,  wo- 
WBL  erst  langsftm  allmählig  die  angestrengteste  philosophische 
Forachnng  hinführt.  *  » Darum  ist  aber  auch  seit  jener  Schrift 
SaTigny's  (Vom  Beruf  unserer  Zeit  eta)  kein  Fortschritt,  keine 
Entwicklung  der  geschichtlichen  Ansicht  selbst,  so 
TrefiliidieBauch  in  der  Geschichte  und  dem  positiven  Rechte  von 
der  Schule  geleistet  worden.*  Wir  sehen,  Stahl  kennt  die 
schwache  Seite  Savigny's  und  seiner  Schule  vortrefflich.  Auch 
was  er  dieser  Sohule  als  solcher  vorwirft,  ist  vollkommen  zu- 
treffend :  ,  Im  Innern  der  Schule  selbst,  sagt  er,  fehlt  es  an  Ein- 
heit und  Klarheit  des  Bewusstseins  nnd  sie  dtlrfte  ver- 
legen sein,  sollte  sie  bestimmt  angeben,  wodurch  sie  sich  aus- 
Michoet*^).  Das  konnte  eben  nicht  anders  sein,  bei  einer  Schule, 
die  gerade  über  ihre  Grundlagen  sich  keine  Klarheit  ver- 
aohafllMa  wolHe;  die  im  Studium  der  geschichtlichen  Entwicklung 
des  positiven  Rechts  einig  war  —  aber  über  die  Grundbegriff^  des 
Rechts,  über  die  grundlegenden  Fragen  nach  Volk  und  Staat  orakel- 
hafte der  verschiedensten  Dentung  f&bigo  Phrasen  verkündete. 

Auf  diese  Weise  konnte  es  auch  nur  kommen,  dass  sich 
ein  theologischer  Geist  wie  S  t  a  h  l  als  Vertreter  der  » geschicht- 


*)  R«ohtaphil<Mophl«  I.  8.  Vorred«  lor  ortten  Aufl. 
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liehen  Ansicht'  einfahrte  and  das  eben  ist  für  uns  die  Veran- 
lassang  dass  wir  hier  seiner  Lehre  erwähnen. 

Nachdem  Stahl,  was  ihm  nicht  schwer  fiel,  Natorrechts- 
lehre  and  rationalistische  Rechtsphilosophie  erfolgreich  bekämpft, 
stimmt  er  das  Lob  der  geschichtlichen  Schale  an.  «ESne  Aos- 
zeichnang  unserer  Zeit  in  ihrer  ganzen  Bildong,  meint  er,  ist  — 
die  geschichtliche  &kenntniss  ....  deren  wir  uns  als  des  gröss- 
ten  Vorzugs  unserer  Bildung  vor  der  aller  firnheren  Geschlecht» 
rühmen  können  *  ^). 

Nachdem  er  sodann  die  Lehren  der  historischen  Schale  skiz- 
zirt,  fahrt  er  fort: 

«Die  Grundlehren  der  geschichtlichen  Schule,  sind  danach: 
der  Zusammenhang  des  Rechts  mit  dem  Volke  und  Volksbewusst- 
sein,  seine  ursprünglich  unreflektirte  Entstehung,  die  Anforderung 
der  Kontinuität  in  seiner  Fortbildung.  Damit  tritt  sie  in  Ge- 
gensatz gegen  die  ganze  frühere  Bildung,  zunächst  gegen  die 
pragmatische  Ansicht  nach  der  alle  rechtlichen  Normen  undEin- 
richtungen  aus  Ueberlegung  und  Absicht  zu  dem  und  jenem  Zwedi 
entstanden  sind;  nicht  minder  aber  auch  gegen  das  Naturrecht, 
denn  das  Naturrecht  baut  das  Recht  auf  einen  allgemeinen 
(abstracten)  Grundsatz  der  mit  dem  ganzen  übrigen  Sein  des 
bestinrniten  Volkes  nicht  im  geringsten  Zusanunenhange  steht 
und  heischt  ein  Recht  das  als  vemunftnoth wendig  für  alle  Zeiten 
abgeschlossen  ist  und  darin  keine  Fortentwicklung  mehr  zulässt  '^). 

Nachdem  Stahl  sodann  die  vielen  Verdienste  der  histo- 
rischen Schule  um  die  Bearbeitung  des  positiven  Rechts  u.  dgl. 
hervorgehoben,  übergeht  er  zu  jener  Luke  in  den  Anschauungen 
der  Schule  die  er  sowohl  auszunützen  gedenkt,  „Philosophie  des 
Rechts,  meint  er,  wurde  von  der  geschichtlichen  Schule  und  na- 
mentlich von  ihren  Koryphäen  nie  zum  G^enstand  der  Be- 
schäftigung gemacht.  Es  lag  das  nicht  in  ihrer  Au^be  als 
Schule  positiver  Jurisprudenz,  dazu  kam  vielleicht  ein 
inneres  Widerstreben  weil  ihre  ganze  Thätigkeit  zunächst 
als  Bekämpfung  einer  irrigen  Rechtsphilosophie  und  des  falschen 


•)  Rechtsphilosophie  I.  Band  (3.  Aufl.)  S.  570,  571. 
«)  Das.  S.  573. 
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Vertraucu8  i1h8  uian  auf  dii^tM^lU*  neUUs  autlrat.  Sio  ^m\\i  auch 
von  Männorn  au««  den*n  ei^enthttmlicho  Kegabuii^^  ^(»radt»  darin 
l>e8tand«  das  Leben  und  die  Geachtchto  in  ihrem  ganzen  Reich- 
thum  durch  uninitteUtare  Anschauung  zu  ergriMt'en,  den  »ittlichen 
Massstab  mit  sicherem  Takt  zu  handhaben,  nicht  aber  das 
alles  erst  in  Begriffe  zu  zerlegen  und  durch  meta« 
phisisohe  Deduktion  zu  begründen.  Diese  Seite  der 
Rechtswissenschaft  ist  also  von  ihr  nicht  gepflegt  *  Und  auf 
dieser  Seite  wirft  sich  Stahl  unberufenerweise  zu  ihrem  Ver- 
treter und  Dolmetsch  auf!  Da  nimmt  er  sie  in  Schutz  vor  dem 
Vorwarf  des  Mangels  der  philosophischen  (trundlage.  «Dieser 
Mangel  eines  philosophischen  Bi»kenntnissi>s,  sagt  er,  führte  hAuflg 
zur  Veriming  innerhalb  und  zu  Missverstand  auss(>rhalb  der 
Schule,  Es  wurde  ihr  nehmlich  das  Bekenntniss  unt4>rbnMtet> 
dass  es  keinen  absoluten  sittlichen  Massstab  des  Recht«,  sondern 
nur  den  relativen  der  Angemessenheit  an  Zustünde  und  Bildung 
gebe,  oder  dass  doch  jede  wissenschaftliche  BeschAftigung  mit 
jenem  Massstabe  (Rechtsphilosophie)  vergeblich  und  zu  verban- 
nen sei  y  (regen  diese  Angriffe  nun  auf  die  historische  Schule 
sich  wendend,  meint  Stahl:  «Es  ist  gerade  eine  tiefere  philo- 
sophische Wahrheit,  auf  welcher  sie  unausgesprochen,  ja 
den  meisten  vielleicht  unbewusst,  in  ihrem  letzten 
Grande  steht, dass  ist  die  Anerkennung  des  lebendigen  gött- 
lichen Waltens  in  der  Geschichte.  Aus  ihr  kommt  die 
Ehrfurcht  vor  dem  Bestehenden,  die  menschliche 
Bescheidung  in  der  Aenderung  desselben,  das  Hinsehen 
auf  eine  höhere  Macht,  von  der  man  das  Wesentlishste 
und  Beste  dabei  erwarten  muss.  PietAt  ist  ihrem  innersten  Be- 
weggrande nach,  jene  sorgfältige  Pflege  der  Geschichte, 
PietAt,  die  Bewahrung  jedes  eigenthümlichen  Instituts,  die 
Scheu  vor  allem,  was  ohne  unser  Zuthun  geworden. 
Selbst  der  hohe  und  selbststAndige  Werth,  der  dem  ganzen  De- 
tail der  positiv-rechtlichen  Bestimmungen  in  Vergangenheit  und 
Gregenwart  beigelegt  wird,  setzt  einen  Weltzusammenhang  vor- 
aus, nach  welchem  nicht  ein  logi8chesGesetz,sondemPer- 
sOnliohkeit  and  Freiheit  die  ol)erste  Ursache  alles  Daseins 
ist  Es  ist  desshalb,  fUgte  Stahl  mit  einer  Art  stiller  Schaden- 
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fireude  hinzu,  nicht  ohne  Grund.  dassThibaut  in  seiner  letzten 
nicht  ohne  Grereiztheit  geschriebenen  Flogschrift  gegen  die  histo- 
rische Schule,  sie  als  eine  pietistische  Richtung  (in  seinem  Sinn) 
bezeichnet  '^ 

Stahl  will  hier  der  historischen  Schule  etwas  einreden  was 
ihrem  Grundprindp  zuwider  ist.  Dass  die  historische  Ansicht 
einen  ,Weltznsammenhang''  voraussetzt,  ist  freilich  zweifellos; 
weil  es  aber  kein  logisches  Gresetz  der  abstracten  Philosophie  ist 
das  die  historische  Schule  als  Ursache  alles  Daseins  setzte  desfr- 
wegen  braucht  es  noch  nicht  theologisdie  und  StahFache  «Per- 
sönlichkeit* und  , Freiheit'  zusein  das  an  derSjHtze  und 
am  Anfang  der  historischen  Entwicklung  steht  Wenn  die  histo- 
rische Schule  über  diese  Grundlagen  und  Anfange  der  Entwick- 
lung entweder  schwieg  oder  Unklarheit  walten  liess,  oder  gar  wie 
Puchta  mit  biblischen  Qrzahlungen  »ch  begnügte:  so  folgt 
«daraus  nochdurchaus  nicht  die  Berechtigung  diesen  Mangel  falsch 
und  tendentios  zu  erganzen,  in  diese  Lücke  Satze  hiueinzuflicken 
die  dem  Grundprincip  der  historischen  Schule  widerstreiten. 

Was  S ta  h  1  da  der  historischen  Schule  unterl^  dass  sie 
an  die  Spitze  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  theologische  ,  Per- 
sönlichkeit' und  9 Freiheit'  setzen  wollte:  das  ist  eine  vollkom- 
men falsche  Supposition  die  Stahl  der  historischen  Schule 
macht,  eine  Supposition,  die  dem  Grundprincipe  dieser  Schule 
entschieden  widerspricht  Denn  dieses  Grundprindp  ist  das 
ewige  Werden,  die  ewige,  nie  stillstehende  Entwicklung  und 
eine  solche  verträgt  sich  keineswegs  mit  Stahl'scher»  Persönlich- 
keit' und  Freiheit',  bei  welchen  Worten  Stahl  an  Offenbarung 
eines  persönlichen  Gottes  und  freies,  zielbewusstes  Han- 
deln der  Menschen  als  Ursprung  und  Anfang  aller  Rechtsent- 
wicklung denkt. 

Diesem  Grundprincip  der  historischen  Schule  aber  entspricht 
nur  eine  Methode  der  Forschung:  die  voraussetzungslose,  reali- 
stische Induction.  Denn  Geschichte  istKenntniss  von  That- 
sachen  und  was  nicht  Thatsachen  sind  gehört  nicht  in  ihren 
Bereich.  Nun  rauss  es  freilich  kommen,  dass  die  geschichtliche 
Forschung  bei  einem  unbekannten  Anfang  beginnt  —  da  doch 
der  menschliche  Geist  die  Anfange  des  Seins  nicht  kennt   Aber 
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ewigen  Fortgang  zu  ermöglichen,  das  ist  das  Wesen 
der  historischen  Ansicht 

Mögen  immerhin  StahVs  Anhänger  eine  solche  Ansicht 
gottlos  nennen:  sie  ist  es  viel  weniger  als  die  Lehre  StahTs. 
Denn  die  fertige  Formel  am  Anfang  der  Entwicklung,  wie  immer 
sie  auch  heisse,  sie  ist  eine  Begrenztheit,  eine  Beschränktheit  — 
ein  Götzendienst  Die  historische  Ansicht  aber  ist  die  wahre 
Unendlichkeit  und  nur  Unendlichkeit  kann  Gott  sein. 

Uebrigens  ist  Stahl  mit  der  Unklarheit  der  historischen 
Schule  bezüglich  des  «Yolksbewusstseins*  als  einer  Quelle  des 
Rechts  keineswegs  ganz  befriedigt.  Nicht  dass  ihm,  wie  mis, 
dieser  unklare  BegrijQf  nicht  gefiele:  was  anderes  ist*s,  das  ihn  da- 
bei beunruhigt  „  Das  aber,  sagt  er,  ist  ein  wirklicher  Mangel 
ihres  Standpunktes  (der  historischen  Schule)  dass  sie  in  Folge 
dessen  (dass  sie  nämlich  kein  „  ausgesprochenes  philosophisches 
Bekenntniss  *  hat)  nur  die  eine  Seite  des  Rechts  hervorhebt,  wie 
es  Erzeugniss  des  Volksbewusstseins  ist  und  nicht  in  gleichem 
Masse  seine  andere  Seite,  wie  es  eine  höhere  Macht,  das  Ethos 
über  dem  Volk  und  Volksbewusstsein  ist,  von  der  dieses  aufge- 
fordert, an  der  es  gemessen  und  gerichtet  wird  und 
dass  sie  desshalb  in  dem  Juristenstand  und  in  dem  Gesetzgeber 
ein  Organ  und  Repräsentanten  des  Volksbewusst- 
seins, nicht  Organe  und  Repräsentanten  des  Rechts  als  sol- 
chem, dieser  selbstständigen  höherenMacht  erblickt* 
Damit  lässt  uns  Stahl  freilich  wieder  einen  Einblick  thim  in  die 
tiefe  Kluft,  die  ihn  von  der  historischen  Schule  scheidet  Denn 
wenn  auch  diese  der  Thätigkeit  des  Gesetzgebers,  als  ein  prius 
einen  etwas  unklaren  BegriflF^  Volksbewusstsein*  substituirte,  so 
lag  doch  darin  jedenfalls  die  Tendenz  eine  concrete  Quelle  des 
Rechts  aufzufinden,  eine  Quelle,  deren  Beschaffenheit,  deren  unter- 
irdische Zuflüsse  eine  fortgesetzte  historische  Forschung  an  den  Tag 
legen  könnte.  Es  war  daher  deren  Annahme  wohl  die  Folge  einer 
momentanen  Unzulänglichkeit  der  Kräfte,  es  war  eine  Schwäche, 
aber  noch  immer  kein  eigentlicher  Abfall  vom  historischen  Prin- 
cip.  Die  Gründer  der  historischen  Schule,  vor  allem  aberSavigny, 
haben  mit  der  Annahme  des  „Volksbewusstseins*  der  späteren 
historischen  Forschung  noch  immer  den  Weg  nicht  verlegt.  Aber 
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nüt  der  Annahme  einer  ^  höheren  Macht,  des  Ethos  über  dem 
Volk  und  Volksbewasstsein  *  wie  es  Stahl  räth,  wäre  die  histo- 
rische Schule,  wie  Stahl,  der  Theologie  verfallen.  Denn  mit  dem 
wenn  auch  unklaren  ^Volksbewusstsein*  steht  die  historische 
Schule  noch  immer  auf  dem  Boden  realer  Thatsachen,  eine  ge- 
nauere realistische  Analyse  kann  entweder  dieses  „Volksbewusst- 
sein"  in  seine  Elemente  zerlegen  oder  seine  volle  Nichtigkeit  aut- 
weisen und  dabei  eine  andere  Quelle  des  Rechts  auffinden;  aber 
mit  der  Stahl'schen  Annahme  eines  Rechts  als  einer  „selbst- 
ständigen höherenMacht**  istjede  weitere  reale  Forschung 
unmöglich,  jeder  weitere  Weg  abgeschnitten, '  Denn  so  wie  das 
Princip  der  historischeil  Schule  ein  anregen  des,  forde  rndet^, 
productives  ist,  so  ist  das  Stahl'sche  Princip  ein  blinder 
Autoritätsglaube,  eine  Ertödtung  des  Geistes,  ein 
Dogma. 

Diese  principielle  Verschiedenheit  zwischen  seinem  eigenen 
und  dem  Princip  der  historischen  Schule,  will  Stahl  aber  keines- 
wegs anerkennen,  er  will  es  sich  und  andern  weismachen ,  dass 
das  nur  ein  kleiner  „Mangel*  der  historischen  Schule  ist.  Im 
Grunde,  meint  er,  sei  sie  mit  seiner  eigenen  Ansicht  identisch 
und  als  Beweis  dieser  principiellen  Identität  führt  er  ihre  „  Ehr- 
inrcht  vor  dem  Bestehenden  *  und  ihren  „  entschiedensten  Gegen- 
satz gegen  die  Revolution  •  an.  „  Vor  allem,  so  lautet  die  be- 
trejQfende  Stelle,  ist  eben  ihre  (der  historischen  Schule)  Grundlehre 
über  die  Entstehung  des  Rechts  von  der  grössten  politischen 
Bedeutsamkeit:  jene  Ehrfurcht  vor  dem  Bestehenden,  jene  Be- 
scheidung, dass  jede  Generation  nur  an  der  Entwicklung  die 
durch  alle  Zeiten  geht,  ihrTheil  beizutragen,  keineswegs  den  Bau 
des  mensohlichen  Gemeinwesens  im  Ganzen  und  neu  aufzuführen 
habe.  Sie  tritt  damit  in  den  entschiedensten  Gegensatz  gegen 
die  Revolution  .  .  .«  Das  alles  nun,  was  hier  von  der  historischen 
Ansicht  gesagt  wird,  ist  vollkommen  richtig,  nur  schiebt  dem- 
selben Stahl  eine  falsche  Motivirung  unter.  Die  historische  An- 
sicht würdigt  und  ehrt  das  Bestehende,  weil  sie  in  demselben  ein 
Product  einer  jahrhundertelangen  Entwicklung  sieht; 
sie  ist  principielle  Gegnerin  der  Revolution  weil  eine 
vernünftige  Entwicklung  das  noch  Lebensfähige  aus  der 
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Verga  ngenhei t  erhält  und  rettet:  aber  diese  Ehrfurcht  vor 
dem  Bestehenden  und  dieser  Gegensatz  zur  Revolution  hat  nichts 
gemein  mit  einem  blinden  Autoritätsglauben,  der  jeder  auch  der 
gesundesten  Entwicklung  in  Namenjener«  selbstständigen  höhern 
Macht  des  Rechts  und  des  Ethos  '^  hemmend  entgegentritt  Der 
Conservatismus  der  historischen  Schule  ist  eben  ein 
ganz  anderer  als  der  Conservatismus  StahTs  und  seiner 
Anhänger. 

§  20. 
Staatslehre  und  Ethnographie. 

Wir  kennen  nun  die  Achillesferse  der  historischen  Schule 
und  wir  sahen,  wie  holil  und  unwissenschaftlich  das  Heilmittel 
ist,  das  ihr  von  der  theologischen  Richtung  empfohlen  wurde. 
Versuchen  wir  es  nun  selbst,  diese  schwache  Seite  der  historischen 
Schule  zu  saniren,  ihren  unklaren  Begriff  von  Volk  und  Staat  zn 
berichtigen  um  durch  diese  Oorrectur  die  Entstehung  des  Rechts 
sowohl  des  öffentlichen  als  privaten  in  klarerem  Lichte  erscheinen 
zu  lassen. 

Wenn  es  auch  verhältnissmässig  wenigen  eingefallen  ist, 
Puchta  daraus  einen  Vorwurf  zu  machen,  dass  er  sein  System 
des  römischen  Rechts  an  die  biblische  Erzählung  vom  ersten 
Menschenpaare  und  dessen  allmählige  Vermehrung  an- 
knüpfte: so  müssen  wir  doch  darauf  gefasst  sein,  wenn  wir  die 
Klarstellung  des  Begriffes  Volk  und  Staat  an  die  naturgeschicht^ 
liehe  Grenesis  der  Menschheit  anlehnen,  den  Vorwurf  unnützer 
Weitschweifigkeit  zu  provociren.  Es  möge  uns  daher  gestattet 
sein,  zu  unserer  Rechtfertigung  auf  die  Thatsache  hinzuweisen, 
dass  es  fast  gar  k  e  i  n  e  n  Rechtslehrer  giebt  und  keinen  Rechts- 
philosophen, der  sich  aus  Anlass  der  Erklärung  der  Begriffe  Volk, 
Nation  u.  dgl.  nicht  auf  die  «natürliche  Thatsache^  der  Ein- 
theilung  der  Menschheit  und  dabei  auf  die  Resultate  der  Natur- 
wissenschaften und  Ethnographie  berief;  keinen,  der  nicht  we- 
nigstens mit  einigen  Worten  an  die  streitige  Frage  der  einheit^ 
liehen  oder  nichteinheitlichen  Abstammung  der  Menschheit  er- 
innerte. Mögen  hier  als  Beleg  für  diese  Thatsache  und  zugleich 
auch  für  die  Art  und  Weise,  wie  die  meisten  Staatsrechtslehrer 
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mit  dieser  unumganglidien  Vorfrage  des  Staatsrechte,  die  sie 
als  solche  anerkannten,  feactig  worden,  MohTs  Ans- 
föhnu^en  dienen.  Bd  Besprechang  des  Begriffe  der  Nationalit&t 
schreibt  dies^  besonnene  and  nüchterne  Staatsrechtelehror: 
,  SdMm  des  änssere  Anblick,  zrigt,  dass  das  Menschengeschlecht 
zwar  ein^  Sdte  gegenüber  von  andern  lebenden  Geschöpfen  eine 
scharf  abgesonderte  eigene  Gattung  und  in  dieser  Beziehung  em 
Ganzes  bildet,  dass  es  aber  and^n»*  Seite  wied»  in  äch  manig- 
üicbe  VeTBduedenhdten  und  Abtheilnng^i  darbietet  Wissen- 
schaftliche Untorsachnngen  best&ttigen  (?)  sowohl  die  fSnhdt  im 
Grossen  als  die  Verschied^ihdten  im  Einzelnen  und  Unteige- 
oidneten.  Bdde  Erscheinongen  sind  nicht  bloss  in  natorwissen- 
sdiaftlicher  Beziehung  von  Bedeutung,  sondern  von  grosser  Wich- 
tigkeit auch  ffir  das  Leben  der  Menschen  und  dessen 
Ordnung,  und  zwar  für  die  fSnheit  in  d&c  Vielheit  so  gut  als 
far  die  Vielhdt  in  der  Eänheit  Unzweifelhaft  hat  z.B.  die That- 
sache  der  Einheit  und  wesentlichen  Gleichförmigkeit  d^  Menschen 
bedeutende  Folgen  in  staatlicher  Beziehung  und 
zwar  sowohl  in  privatrechtlichen  als  in  öffentlich- 
rechtlichen Fragen,  und  hier  wiedertheils  imSteate  theils 
im  Völkerrechte.'  Zur  Sache  selbst  übergehend,  stellt  Mohl 
dieselbe  ganz  so  dar  wie  es  stereotyperweise  alle  Staatsrechts- 
lehrer darzustellen  pflegen.  Sie  nehmen  die^Sache  als  eine  aus- 
gemachte, über  jeden  Zweifel  erhabene  und  verrathen  dabei 
auch  nicht  die  mindesten  Skrupel. 

«Das  Menschengeschlecht,  schreibt  Mohl,  zerfallt  unzwei- 
felhaft in  eine  Anzahl  von  Rassen,  das  heisst  in  Abtheilungen, 
deren  Mitglieder  sich  durch  eine  besondere,  beständig  gleichblei- 
bende und  durch  Vererbung  auf  alle  Nachkommen  übergehende 
Körperbildung  unterscheiden.  DieseKgenthümlicbkeit  sind  aber 
die  Hautfarbe,  die  Schadelbildung,  die  Beschaffenheit  der  Haare, 
der  Gesichtswinkel,  vielleicht  die  Bildung  des  Beckens  und  noch 
einige  andere  untergeordnete  Punkte.  Woher  ursprünglich  diese 
Verschiedenheit  rührt,  ist  geschichtlich  nicht  bekannt;  ob  sie 
sich  durch  Einflüsse  des  Himmels  und  des  Bodens,  sowie  durch 
Lebensweise  habe  ans  ursprünglicher  Einheit  entwickeln  können; 
oder  ob  eine  ursprüngliche  Schaffung  verschieden  gestalteter  Men- 
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schenabtbei hingen  anzunehmen  sei:  darüber  ist  tbrtwäbreuder 
Streit.  Soviel  ist  jedoch  jedenfalls  sicher,  dass  die  Eigenthümlich- 
keiten  der  verschiedenen  Racen  seit  dem  Beginne  der  geschicht- 
lichen Zeit  und  so  weit  Denkmale  hinau^ichen,  bleibend 
sind,  und  dass  selbst  Versetzungen  in  ganz  verschiedene  Ver- 
hältnisse eine  Aenderung  entweder  gar  nicht  oder  nur  in  unmerk- 
lich langsamer  Weise  zu  bewerkstelligen  vermögen  *  *). 

Zweierlei  erhellt  aus  diesen  Ausführungen,  erstens  die  grosse 
Wichtigkeit  die  das  Staatsrecht  diesen  anthropologisohen  und 
ethnographischen  Fragen  zuschreibt,  zweitens  die  blinde  Ati- 
nahme  der  Einheit  der  Abstammung  der  Menschheit,  die  wie 
Mohl  meint,  »wissenschaftliche  Untersuchungen  bestätigen*  ob- 
wohl, was  er  selbst  von  dem  bleibenden  Charakter  derRaoen- 
typen  bemerkt,  dieser  Annahme  widerspricht  Es  gibt  keinen 
urössern  Widerspruch  als  den  zwischen  der  Anerkennung  der 
Wichtigkeit  der  tYage  der  Menschheitsabstammung  für  die  Staats- 
wissenschaft und  der  oberflächlichen  Art  und  Weise,  wie  sich  die 
Staatsrechtslehrer  über  dieselbe  hinwegsetzen.  Die  gewöhnlichste 
Redensart,  wenn  sie  diese  Frage  berühren,  lautet  ungefähr  so,  wie 
wir  es  bei  S  c  h  u  1  z e  finden :  »Die  Menschheit  zerfUllt  in  n  a t ü r- 
li  che  Gliederungen,  welche  wir  Völker  nennen.  Die  ursprüng- 
liche Einheit  eines  Volkes  beruht  auf  der  Abstammung*^).  Es 
ist  das  immer  noch  dieselbe  oberflächliche  Betrachtungsweise  die 
da^  was  sie  fert  i  g  vor  sich  sieht  als  natürlich  auffitöst,  die 
ebenso,  wenn  sie  die  Menschheit  durch  „  natürliches  Fortschreiten  • 
(Puchta)  vom  ersten  Ehepaare  erklärt,  ebenso  wieder  die  ihr 
auffallende  Besonderheit  eines  „Volkes*  auf  dessen  besondere 
Abstammung  zurückführt. 

Anm.  a)  Während  Molil  sich  den  Anschein  gibt,  als  ob  er 
mit  der  Annahme  der  Einheit  der  Menschenabstammung  nur  auf 
wissenschaftlichem  Boden  stehe  (^wissenschaftliche  Untersuchungen 
bestätigen  die  Einheit«)  ist  Blun  tschli  in  dieser  Beziehung  yiel 
aufrichtiger.  Er  stellt  die  Annahme  der  Einheit  der  Abstammung 
als  das  was  es  wirklich  ist  dar,  als  einen  Glauben.  ^^  Der  Glaube 
an  die  Einheit  des  Menschengeschlechts  ist  dem  gereinigten  reli- 


•)  Mohl  Staatsrecht,  Völkerrecht  Politik  II.  337. 

-)  Herrn.  Schulze  Einl.  in  d.  deutsche  Siaatsr.  S.  157. 
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giösen  Gefühl  unentbekrlicli.  Da^  Chii^teuthom  hat  aiie 
Menschen  zur  Kindschafl  Gotte^  henifeii.  Der  cirilUirte  Staat  >eut 
diese  Einheit  ehenfalk  Tora u^  und  achtet  auch  in  den  niederen  Kacen 

und  St^unmen  doch  die  geniein>ame  Men<*chennatur Die 

Wissenschaft  hat  bis  jetzt  den  Schleier,  welcher  den  gehen- 
nissYoUen  Ursprung^  der  rerschiedeneB  HaaptraeeD  der  Mesichhek 
deckt,  nicht  zu  heben  rermocht.  Beruhen  die  Kacen  auf  renebie- 
denen  Schöpfungsacten  und  sind  die  einen  Kacen  froher,  die  an- 
deren  später  erschaffen  worden  r  C^der  haben  ^ich  die  Terschiedener. 
Racen  ans  der  ursprünglichen  einen  ürrare  allmählig  losgetrennt 
und  kraft  welcher  Natnrge^lten  ?  Wir  wi?«en  es  nicht.  ^  ^i  Die»e 
Zweüid  können  noch  immer  aU  berechtigt  angesehen  weiden.  Dc«h 
heisst  es  die  objektire  Forsdmng  in  dieser  Frage  beeiniusen.  wenn 
Bluntschli  dem  modernen  Staat  insinuirt.  da%^  er  nur  in  Folge  der 
Einheitsannahnie  die  .^gemeinsame  Mec^hennatar~*  in  niederen 
Racen  und  Stämmen  achtet.  Diese  ^Achtong  der  gemeinsaunen 
Menschennator^,  darauf  ransTien  wir  Nachdruck  legen,  hat  mit  der 
Einheit  oder  Vielheit  der  Abstammung  nicht«  zu  «chalRen.  Eine 
noch  so  klar  erwiesene  Vielheit  der  Abstammung  kann  gar  keinen 
logischen  Grund  zur  Xi^tachtung  anderer  Menicbenraeen  abgeben 
so  wie  uidererseits  die  allgemeine  Anoahme  der  Einheit  der  Ab- 
stammung und  die  „Berufung  aller  Meu^schen  zur  Kind  Schaft  Gotte«^*^ 
der  Missaditnng  der  Rechte  anderer  Stämme  und  Raeef).  ja  «ogar 
anderer  Stände  und  Klassen  im  christlichen  Mittelalter  nie  Einhalt 
that.  Es  ist  also  ^Isch  und  tendentii9i&,  wenn  man  die  Theorie  über 
die  Einheit  oder  Vielheit  der  Abstammung  mit  Hinzieht  auf  Ach- 
tung oder  Ni^taehtung  der  Menscheonatur  irgendwelchen  Werth 
beimisst.     Schliesslidi  mag  hier  an  die  trefflilhen  Worte  Holbacfa'«> 

erinnert  werden:  » nous  supposon»  <pie  notre  bonbeor  ezige 

que  nousfermions  le»  yeux  a  la  Terite.**  STsteme  de  la  nature  I  35 1 
und  ^Ce  qui  est  faux  ne  pent  etre  utile  aux  hom  me*>^ 
1.  c.  n  394, 

§  21. 
Monogenismos  ond  Polygeni^maf^. 

Es  ist  oft  bemerkt  worden,  dm^  gkiatle  die  eiiifacfaj^tef j  Dinge 
die  längste  Zeit  braachc»,  bis  sie  in  ihrer  einfiadien  Wahrheit 
erkannt  werden;  zc  den  einfachsten  Ij'klaningen  dH'  f^Krheinuii- 
gen  gelangen  die  Menschen  oft  am  «^pau^^fsterif  nachdem  sie  zuerst 


<)  Bluntsdüi  Lehre  Tom  modernen  Staat  L  86  (5.  Aufl.  J87bj, 
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die  ganze  Stufenleiter  aller  unwahrscheinlichsten  und  wunder- 
lichsten Erklärungen  durchgemacht 

Solche  einfachen  Dinge,  die  mit  einer  merkwürdigen  Hart- 
näckigkeitverkannt werden,  sind:  die  polygenetische  Abstammung 
der  Menschheit  und  die  mitderselben  im  Zusammenhang  stehende 
polyethnische  Zusammensetzung  aller  Völker  und  Staaten. 

Nach  dem  Vorgänge  aller  Staatsrechtslehrer  wird  es  auch 
uns  wohl  gestattet  sein,  auf  diese  zwei  Fragen  näher  einzugehn. 

Die  Vorstellung,  dass  die  Menschheit  von  einem  Paare  ab- 
stamme, so  widernatürlich  sie  ist,  beherrscht  bis  heute  vorwie- 
gend alle  die  Völker,  die  dem  Einfluss  der  Bibel  erlagen.  Von 
zartester  Kindheit  dem  Greiste  eingepflanzt,  übt  diese  Vorstellimg 
noch  in  spätem  Jahren  und  auch  auf  selbststäod^Dn&tf  dnai 
überwältigenden  GreistesdrucL  Sie  köaiiea  sich  derselben  nidit 
entwinden  und  suchen  sie  so  gut  es  geht  mit  andern  Resultaten 
des  Wissens  und  Denkens  in  Einklang  zu  bringen. 

Und  dennoch  hat  es  gewiss  nie  eine  Annahme  gegeben,  die 
mit  aller  Erfahrung  in  naturwissenschaftlichen  Dingen,  mit  allem 
logischen  und  vernünftigen  Denken  in  so  crassem  Widerspruche 
stünde,  als  diese»). 

Schon  die  bleibende  und  dauerde  Mannigfaltigkeit  der  Men- 
schenstämme, die  sich  trotz  aller  entgegenstehenden  Einflüsse, 
durch  die  Kraft  der  Vererbung  erhält,  lässt  eine  einheittliche  Ab- 
stammung als  etwas  Unmögliches  erscheinen. 

Während  unzählige  dem  gesunden  Menschenverstände  ein- 
leuchtende Gründe  fiir  den  Polygenismus  streiten,  strengen  sich 
die  Vertheidiger  des  Monogenismus  an,  durch  die  subtilsten  Ar- 
gumente die  biblische  Sage  aufrechtzuerhalten.  IJinen  unbe- 
fangenen Beurtheiler  aber  kann  nichts  so  sehr  vonderUnhaltbar- 
keit  des  Monogenismus  überzeugen  als  ein  aufmerksames  Studium 
der  Vertheidigungsschriften  seiner  Anhänger.  Man 
lese  die  geistreichen  und  scharfsinnigen  Argumente  die  Quatre- 
f  ages  in  seiner  neuesten  Schrift  ^)  für  die  Einheit  der  Abstam- 
mung der  Menschheit  vorbringt  und  man  wird  von  dem  Gegen- 
theil  überzeugt  sein. 


^)  L'esp^ee  humaine  Paris  1878. 
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Alle  Beweisföhrong  des  französischea  Anthropologen  und 
der  von  ihm  citirten  Anhanger  des  Monogenismos  läuft  daraof 
hinaus,  dorch  eine  Unzahl  von  anfliallenden  Ausnahmen,  von  m^k- 
würdigen  Experimenten  auf  dem  Gebiete  derThierzüchterei, 
von  anssergewöhnlichen  und  interessanten  menschlichen  Wan- 
derungen, die  Differenzirung  des  einheitlichen  Menschenstannnes 
in  viele  Bacen  undStamme  und  ihre  Verbreitung  wahrschein- 
lich zu  machen.  Blau  kann  den  Aufwand  von  Geist  und 
Kenntnissen  die  zu  diesem  Zwecke  granacht  worden,  bewundem: 
überzeugen  werden  diese  Argumente  nur  denjenigen,  dem,  um 
nnt  Bluntschli  zu  sprechen,  .ein  gereinigtes  religiöses 
Gefühl  den  Grlauben  an  die  Einheit  des  Menschengesdiledits 
unentbehrlich  macht*.  Wen  dagegen  wahrer  wissenschaft- 
licher ESfer  beseelt,  wem  Wahrheitsliebe  die  höchste 
Religion  ist,  der  wird  sidi  durdi  alle  Quatre&ge'schen  und 
jhnen  ähnlichen  Argumente  nidit  blenden  lassen. 

Diesen  monogenistischen  Beweisführungen  fehlt  immer  der 
zwingende  logische  Nexus:  sie  erweisen  immer,  dass  eine  einheit- 
liche Abstammung  möglich  wäre,  während  sie  dem  nüditem 
forschenden  Geiste  als  unmöglich  erscheint 

.  Das  grösste  Hindemiss  bemtet  den  Polygenisten  oflknbar 
die  Racenvielheit  im  Bereiche  der  Menschheit,  und  die  geschidit- 
lich  erwiesene  und  erfiüirunggmässige  Beständigkeit  der 
Raoencharaktere,  über  welch  letzteren  F.  Müll  er  etwas  schüch- 
tern sich  also  ausdrüdit:  .In  Betreff  des  Baoenchaiakters  hat 
man  durch  ^ederholte  Beobachtungen  die  Er&hrung  gemadit, 
dass  er  keineswegs  so  schwankend  ist,  als  man  nach  den  zwisdien 
den  einzelnen  Racen  existirenden  Ueb^rgängen  glaubeo  könnte. 
Im  Gegentheil  ist  dorRacencharakter  so  fest  und  beständig  dass 
weder  der  FSnflnss  der  Zeit  noch  auch  eine  Veränderung 
des  Aufenthaltes  denselben  bedeutend  zu  modificiren  ver- 
mögen* *). 

Die  Polygenisten  sind  bestrebt,  zu  erweisen,  dass  die  Mensch- 
heit eine  einheitlich  abstammende  Gattung  (espece)  sei  die  in 
Folge  äusserer  ESnflüsse  und  vermittelst  der  zufällig  sich  heraui^ 
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bildenden  Vari  e  tat  und  der  die  Varietät  festhaltenden  Ver- 
erbung, in  zahlreiche  Racen  zerfallen  ist. 

Q  uatrefages  stellt  zu  diesem  Zwecke  zuerst  die  Begriffe 
von  Gattung  und  Race  auf  dem  Gebiete  des  Pflanzen-  und  Thier- 
reiches  fest.  »Die  Gattung  ist  nach  ihm,  die  Gresammtheit  der 
mehr  oder  weniger  untereinander  ähnlichen  Individuen  die  als 
von  einem  einzigen  ürpaare  durch  eine  ununterbrochene  und 
natürliche  Folge  von  Familien  abstammend,  betra<5htet  werden 
können**  *).  „Die  Race  ist**,  nach  ihm  dagegen,  „die  G^sanmit- 
heit  der  untereinander  ähnlichen  zu  einer  Gattung  gehörenden 
Individuen  die,  nachdem  sie  einmal  die  Merkmale  einer  ursprüng- 
lichen Varietät  erhalten  haben,  dieselben  im  Wege*  der  geschlecht- 
lichen Fortpflanzung  weiter  übermitteln  können.  **  Quatrefages 
stellt  sich  nun  das  Verhältniss  der  Gattung  zur  Race  so  vor: 
„Die  Gattung  istder  Ausgangspunct;  wenn  die  Merkmale  der- 
selben erblich  werden,  bildet  sich  die  Race  ^  ^), 

Quatrefages  geht  nun  daran  die  Frage:  sind  die  Men- 
schenracen  Gattungen  oder  nur  Racen  durch  die  Vergleichung 
derselben  mit  Gattungen  und  A  r  t  e  n  im  Pflanzen-  und  Thier- 
reich  zu  lösen.  Wenn  sich  die  Menschenracen  so  zueinander  ver- 
halten, wie  Pflanzen-  und  Thiergattungen,  dann  sind  sie  beson- 
dere Gattungen ;  verhalten  sie  sich  zueinander,  wie  die  Arten  des 
Pflanzen-  und  Thierreichs  dann  sind  sie  eben  nur  Racen,  das 
heisst,  Arten  die  durch  zufallige  Varietät  in  Vererbungsich 
herausbildeten.  Quatrefages  findet  nun  das  Letztere  heraus 
und  schliesst :  „  Die  Thatsachen  der  Variation  und  der  Unter- 
schiede die  zwischen  den  einzelnen  Gruppen  der  Menschen  existiren 
sind  von  derselben  Natur  wie  dieselben  Thatsachen  zwischen 
Race  und  Race  (Art  und  Art)  bei  den  Thieren  und  Pflanzen, 
Die  Natur  dieser  Erscheinungen  kann  demnach  nicht  angerufen 
werden  zu  Gunsten  der  Theorie,  die  in  diesen  Gruppen  besondere 
Gattungen  sieht "  ^). 

Wir  fragen,  wo  ist  hier  der  zwingende  logische  Nexus  in 
diesen  willkührlichen  Analogieen  zwischen  Pflanzen  und  Thier- 
arten  einerseits  und  den  Menschenracen  andererseits  —  Analogieen 
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die  obendieiii  auf  guiz  wiUkohrlichenljnÜMiliiiigeii^Sjsteiiuti- 
sinmgen'darNalDifoisdierbenihen?  Wetmeszwisc  derCrmt- 
tang  Katxe  und  äßt  Grattnng  Y(^l  keine  Kreozniig  giebc,  zwi- 
schen Negem  und  Weissen  abärKieoznng  möglidi  ist»  folgt  denn 
daraus,  dass  weil  Kaftxe  und  Vogel  Crattnngen  ^nd,  auch  Neger 
und  Wdsse  zu  einer  (Sattung  gehlen?  Wo  hat  hier  der 
nüchterne  indnctive  Natnrfoischer  den  Anhaltspunkt  zur  Be- 
hauptung: N^er  und  Wasse  mössen  einer  Abstammung  sein» 
weil  äe  ach  kreuzen?  Ware  es  denn  gar  so  undenkbar,  dass 
wohl  die  sich  nichtkreuzenden  T73gel  undKatzen  von  besondoneo 
ürwesen  abstammen,  aber  auch  die  sidi  kreuzenden  Weissen 
and  N^er  ebenfiüls?  Wo  ist  der  logisdie  Nexus  zwisdien  dem 
Quatre&ge*schen  Vordtf-  und  Nachsatze?  Auf  soldien  ganz 
losen,  unlogischen  Folgoungoi  beruhen  ab»  alle  Beweisführungen 
bei  Quatre£Eig^ 

Man  bedenke  nur:  Katze  und  Vogel  können  ja  sehr  wohl 
besondere  Grattungen  und  miteinander  mcht  kreuzungsfilug  sein, 
nichtsdestoweniger  aber  könnoi  Neger  und  Wdse  tou  uisprnng- 
Uch  verschiedener  Abstammung  und  dennoch  mit  dnander 
kreuzungsfahig  sdn.  Was  steht  dem  entgegen;  wo  ist  dasZwin- 
gende  dieser  Analogie;  Quatre&ges  Bewdsfuhrungen  beweisen 
hier  gar  nichts.  Weil  die  schwarzen  Hühner  keine  .Gattung* 
sind,  nach  der  Schematisirung  der  Naturforscher 
desswegen  sollen  Neger  und  Weisse  eine  gemdnschaftliche  Ab- 
stammung haben?  ')  Wo  ist  hier  Logik  in  solcher  Beweisführung; 
es  sind  das  lauter  Anstrengungen  dnes  eifrigen  Vertheidigers 
einer  verlorenenSache,  nichts  mehr!  —  Wenn  wir  auch  zogeben, 
dass  Quatrefstges  und  seine  Anhanger  es  erwiesen  haben,  Ha« 
.die  Grenzen  der  Variation  zwischen  gewissen  Thierarten  fiist 
immer  viel  grosser  sind,  als  zwischen  den  entferntesten  Menschen- 
gruppen*^:  so  ist  damit  auf  die  Nothwendigkdt  der  gemein- 


*)  On  ToH  qoe  lei  ponles  ndgres  ne  Mmt  mülemeiit  nne  eip^ 
on  ToH  qae  Tappaiitioii  de  la  coolenr  noire  n'est  chez  eox  qa*im  eaa^ 
etdre  acddentel  ponrauit  nähre  dans  dei  raees  d*ailleiin  tri«  dioem- 
blablei  et  le  propager  ensoHe  par  heredit^  Ponrqnoi  admeltre 
quil  en  a  6t6  anirement  ehei  lliomme?  L  c  36. 

*)>...  Queles  limitesde  la Tariation Mmt  a  peaprSspfav 
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aohafUiohen  Abstammung  di^r  Letzteren  noch  gar  kein  logischer 
Sohluss  zu  ziehen.  Was  helfen  alle  solche  losen  Analogieen  gegen 
die  Thatsache  der  Beständigkeit  der  Menschenraoen  und 
der  Beharrlichkeit  mit  der  sie  ihre  Merkmale  forterben. 

Die  Argumentationen  Quatrefages  sind  von  einer  merkwfirdi- 
genUnhaltbarkeit  So  sagt  er  z.B. :  »Die  Kreuzung  und  Mischung 
der  so  markirten  Merkmale  zwischen  Menschengruppen  sind  un- 
erklärlich, wenn  man  diese  Gruppen  für  Gattungen  ansieht, 
ausser  man  würde  annehmen,  dass  die  morphologischen  Beziehun- 
gen zwischen  diesen  Menschengattungen  andere  sind,  als  die- 
jenigen zwischen  den  Thiergattungen.  Aber,  n»eint  Quatrefiiges, 
eine  solche  Hypothese  (!)  macht  aus  den  Menschen  eine  Aus- 
nahme. Wir  sind  daher  berechtigt  dieselbe  als  falsch  an- 
zusehen. " 

Diese  Berechtigung  können  wir  Quatrefages  keineswegs 
zugestehen.  Wenn  der  Mensch  andere  Eigenschaften  besitzt,  als 
die  Thiere  —  so  ist  doch  das  keine  ^Ausnahme*!  Wenn 
wir  unter  Menschengruppen  andersgeartete  Beziehungen  consta- 
tiren  als  unter  Thiergruppen  —  so  wissen  wir  eben,  dass  es 
unter  diesen  Menschengruppen  anders  ist.  Ein  weiterer 
Schluss  ist  ganz  unzulässig.  Wenn  ein  Individuum  einer 
Art,  nehmen  wir,  ein  Ochs  mit  drei  Füssen  zur  Welt  kommt,  so 
ist  das  eineAus  nähme;  dass  aber  die  Menschen  aufrechtgehen 
ist  doch  keine  Ausnahme,  weil  es  Thiere  nicht  thun.  Zuge- 
geben, dass  die  Anthropologen  es  erwiesen  haben,  dass  Menschen- 
raoen mit  einander  unendlich  kreuzungsfahig  sind  und  daraus 
neue  sich  erhaltende  Racen  entstehen :  so  ist  damit  eben 
nichtsmehr  als  die  Fähigkeit  menschlicher  Bacen  sich  mit 
einander  zu  kreuzen  bewiesen,  auf  eine  gemeinschaftliche  Ab- 
stammung dieser  Racen  aber,  lässt  sich  aus  dieser  Thatsache  gar 
kein  Sohluss  ziehen.  Was  hat  überhaupt  diese  gemeinschaftliche 
oder  nicht  gemeinschaftliche  Abstammung  der  Menschen  mit^der 
tVel  gewählten  Nomenklatur  der  Naturhistoriker  zu  thun. 
Das»  aiüh  dieselben  zu  besserer  Orientirun^  im  Pflanzen-  und  Thier- 


entre   oerUinea  races   animales  qi/entre    les  groupes  hiimaines  les   plus 
iloigu^*  1.  0.  41. 
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reich  gewisse  Begriffe  über  GraUang  und  Art  machten,  aus  dieaa 
rein  formalen  Begri&bildon^  kann  doch  wahrlich  gar  keine 
Tha^sache,  die  die  Menschen  angeht,  gefolgert  werden!  Wenn 
die  in  jenen  Grebieten  der  Naturwissenschaft  ganz  willkührlich 
gebildeten  formalenBegriffe  aof  den  Menschen  nicht  passen^so 
folgt  doch  daians  nur,  dass  man  für  denselben  andere  formale 
Begriffe  statoiren  moss  —  aber  nicht,  dass  der  Mensch  und  die 
Menschheit  die  Thatsachen  ihrer  Existenz  der  Gonseqnenz 
jener  fonnalen  Begriffe  opfern,  dass  sich  diese  Thatsachen 
jenen  formalen  Begriffen  anpassen  sollen. 


Anm,  a)  Sehr  riditig  seheiiit  uns  fiilgaide  Bemerkmig 
Gustar  Leos  za  sein ;  nEntstaod  der  Mensch,  als  er  c^itehen  konnte, 
so  mosste  er  aiudi,  weil  er  das  einzige  Geschöpf  ist,  dasi,  im  GregeiH 
satze  ea  den  übrigen,  an  Zonennntersehiede  geknüpften  Organismen 
terreristische  XJbiqnitat  hat,  an  allen  Punkten  der  Eide  entstehea, 
die  überhaupt  für  den  Mensdien  bewohnbar  sind.  Die  Ahstanimimi^ 
Ton  einem  Fbare,  in  welcher  mythisdi  die  allerdings  Torhandeoe 
Einheit  des  Menschengeschlechts  als  Art  ausgedrückt  ist,  Ubsrt  ein- 
mal ni<dit  dieMö^iehkeit  begreifen,  wie  die  jetzt  rorhandenen  tausend 
Millionen,wenn  man  nodi  dazu  an  die  biblische  Chronologie  denkt, 
hätten  entstehen  und  sich  nach  ofi&st  unzugänglidien  Orten  hätten 
rerhreiten  kOnnen;  sodann  lässt  die  Unmöglichkeit,  alle  Farfaen- 
nuancen  der  rerschiedenen  Nationen  ans  einem  Grrundton  abzuleiten, 
sowie  die  gänzlieh  heterogene  Sprachentwidünng  diese  Annahme 
als  iinKniaMdg  erscheinen.  Aber  allerdings  um£ssst  das  Menschen- 
geschlecht nur  eine  Art:  weder  die  anatomischen,  nodi  die  phj- 
siologische  n  Verschiedenheiten  sind  Ton  der  Bedeutung,  dass  eine 
Artrerschiedenheit  angenommen  werden  konnte.**  Geschieht].  Ent- 
wicklung des  Bedits  S,  42. 

§22. 
Darwin. 

Nichts  kam  den Monog^nisten,  dieim  Grmnde  nur  ein  bi b- 
1  i  8  c  h  e  s  D  0  gm  a  vertheidigen  oder  am  mit  Blnntschli  zn  sprechen 
.ein  Bedürfoiss  des  gereinigten  religiösen  Gefühles*  befriedigen 
wollen,  nichts  kam  ihnen  so  gelegen,  wie  —  die  Lehre  Dar- 
wins, oder  besser  gesagt,  das  .Evangelinm  Darwini^  Dieser 
.gottlose*  Natnrfortcher,  dem  es  allen  religiösen  Satzangen  za- 
wider  am  besten  g^Ut,  die  Menschheit  aas  einer  Affenart  ali- 

5* 
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zaleiten,  ist  sonderbarer  Weise  dazu  auserBehen,  den  Monogenisten 
zur  Yertheidigong  ihres  Dogmas  die  schatzbarsten  Waffen  zu 
liefern.  Es  hat  damit  folgende  Bewandtniss.  Die  Grundtendenz 
der  Darwin*8chen  Lehre  ist,  aus  der  Entwicklungsgeschichte  der 
Menschheit  all*  und  jedes  Wunder  hinauszuschaffen.  IMe  Er- 
schaffung des  ersten  Paares  ist  ein  solches.  Die  These  Darwins 
eliminirt  diese  Erschafihng  und  stellt  die  ersten  Menadien  als 
eine  Varietät  einer  Affenart  dar  — ^  nachdem  aber  die  ^- 
Bohaffung  einer  Affenart  kein  minderes  Wunder  ist,  so  v^legt 
die  Lehre  Darwins  diesen  Schöpfungsact  immer  fort  und  fort 
nach  rückwärts  und  lässt  jede  höhere  Thierart  aus  einer  Liedri- 
geren  entstehen,  bis  sie  bei  den  einfachsten  Organismen,  den 
Protozoen  u.  dgl.  anlangt.  Auf  diesem  Punkte  angelangt  nimmt 
sie  dann  Zuflucht  zur  generatio  aequivoca,  zur  Selbstentstehung, 
und  auf  diese  Weise  glaubt  sie  das  grosse  Bäthsel  der  Schöpfung 
alles  Lebenden  ohne  Zuhilfenahme  eines  Wunders 
gelöst  zu  haben.  Wir  wollen  nun  davon  ganz  absehen,  dass 
Darwin  das  dem  menschlichen  Greiste  mit  den  Mitteln  der  heu- 
tigen Wissenschaft  unbegreifliche  Wunder  der  Schöpfung  nicht 
beseitigt,  sondern  nur  auf  einen  andern  Punkt  verlegt  hat,  denn 
die  Entstehung  des  kleinsten  Protozoon  ist  kein  minderes  Wun- 
der wie  etwa  die  Entstehung  oder  Erschaffung  einer  Affenart  oder 
eines  ersten  Menschenpaares.  Aber  das  ist  interessant,  dass  die 
ein  biblisches  Dogma  vertheidigenden  Monogenisten  heutzutage 
ihre  gediegensten  Waffen  aus  der  Rüstkammer  Darwins  holen, 
der  im  Grunde  genommen  von  Monogenismus  himmelweit  ent- 
fernt ist,  wie  wir  das  bald  sehen  werden. 

Um  seine  Entstehungstheorie  zu  beweisen,  nimmt  Darwin 
zwei  Factortni  zu  Hilfe,  die  auf  die  Entwicklung  der  Organismen 
von entsühiodonom Elnfluss  sein  sollen  —  die  Anpassung  und 
iHü  Vortifbuug.  Mittelst  der  Anpassung  werden  indem 
UrganUuuiH  der  Individuen  Aenderungen  provocirt,  wie  sie  den 
äuasertni  BtHlhigungen  der  Lage  derselben  entsprechen;  mittelst 
der  Vererbung  werden  theils  diese  Veränderungen,  theils 
andere  zut'äUige  in  den  Nachkommen  des  Individuums  stabilisirt 
K\m  ritmig  grosse  naturwissenschaftliche  Gelehrsamkeit  und 
KenutniHH  setzt  Darwin  in  die  Lage,  die  Existenz  und  Wirk- 
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samkeit  dioser  beiden  KrftfU*  der  AnpaAHung  und  Verer- 
bung im  Pflanien-  und  Thierreioh  nachiuweiaen  —  und  auf 
diese  Naohweisungen  geetüUt  stellt  ereflalii.nicht  unmög- 
lich" hin,  dass  all*  die  yeraohiedenen  Raoen  der  Menschheit  le- 
diglich mittelst  Anpassung  und  Vererbung  aus  einem  Urtypos 
ttoh  differeuEirten« 

FCbr  die  Monogenisten  sind  nun  alle  Argumente  und  Unter- 
suchungen Darwins  hOchst  willkommen.  Denn  gegen  alle  aus 
der  Verschiedenheit  der  Racen  goschApflen  Bedenken  der  Poly- 
genisten  treten  sie  mit  dem  ganzen  Apparat  Darwin*scher  Ge- 
lehrsamkeit auf  und  haben  es  um  so  leichter,  auf  Darwin  ge- 
stQtit  die  Abstammung  all*  der  verschiedenen  menschlichen  Raoen 
von  einem  Paare  plauul)el  zu  machen.  So  k&mpfen  denn  die 
Vertheidiger  des  Dogma*s  der  Kinheit  der  Menschheit  mit  den 
Darwin*schen  Wafien:  Anpassung  und  Vererbung  und 
allem  was  daran  hängt,  Zuchtwahl,  Kampf  um*s  Dasein  eta 

Indessen  ist  aber  Darwin  selbst  durchaus  kein  Monogenist 
Eine  Abstammung  der  Menschheit  von  einemPaare  behauptet 
Darwin  nirgends  und  es  liegt  das  nicht  nur  nicht  im  Geiste  seiner 
Lehre,  sondern  es  widerstrebt  ihm  geradezu.  Darwin  nimmt 
wohl  in  gewissem  Sinne  einenMonofiletismus  an,  indem  er 
die  Menschen  aus  einer  Affeni^rt  alistammen  lAsst;  doch  AUt 
es  ihm  im  entferntesten  nicht  bei,  den  Menschen  etwa  von  einem 
Affenpaare  abzuleiten.  Dans  die  Annahme  einer  einheitlichen 
Abstammung  der  Menschenraoen ,  die  (>ago  nach  der  einen 
Spedes  der  Menschheit  mit  der  anderen  Frage  nach  den  einpaa- 
rigen oder  vielpaarigenUn^ltem  der  Mensehen  nicht  zusammen- 
hängt, ist  auch  aus  Friedrich  Müller  klar,  der  sich  ftir  die  Ein- 
heit und  die  eine  Species  ausspricht,  dabei  aber  die  Frage 
nach  der  Abstammung  von  einem  oder  mehreren  Paaren  als 
unwissenschaftlich  bei  Seite  Iftsst  ^)  Für  die  Monogenisten  also 
ist  Darwin  eine  gefährliche  Stütze.  Uebrigens  müssen  wir  unsere 
Ueberzengung  aussprechen,  dass  bei  aller  Bewunderung,  die  dem 
Genie  und  der  Gelehrsamkeit  Darwins  gezollt  werden  muss,  auch 
seinen  Argumentationen  die  überzeugend  logische  Kraft  fehlt 
Das  fühlt  er  wohl  selber  am  besten,    und  desswegen  hält  «r 
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immer  in  echt  wissenschaftlichem  Geiste  an  dem  hypotheti- 
schen Charakter  seiner  Sehe  lüssfest  Nicht  so  darf  man  das 
Resultat  seiner  Uatersachnngen  auffisissen,  als  ob  er  behauptete, 
»der  Mensch  stamme  von  niedrigeren  Organismen  h^*,  nnr  so, 
wie  er  es  zu  wiederholten  Malen  selbst  ausdruckt:  «alle  diese 
That^ohen  schliessen  dieMöglichkeit  nichtaus,  dass 
dfi¥  Mensch  aus  niederen   Organismen  sich  entwickelte.  ** 

Anm.  a)  Haeckel  hat  den  Theorien  Darwin*s  einen  mehr 
»podjktisohen  Charakter  gegeben.  Dass  diess  ein  Fortschritt  wäre, 
woIImi  wir  keineswegs  behaupten.  Aber  auch  Haeckel,  der  die 
Theorien  über  Anpassung  und  Vererbung  so  auf  die  Spitse  treibt 
Ujid  die  Gonealogie  des  Menschen  yon  den  mikroakopisdien  ürorga- 
akoiMfi  mit  einer  solchen  Bestimmtheit  und  Entschiedenheit  naeh- 
wfi»tk  als  ob  er  sie  wirklich  beobachtet  hätte  und  dem  es  daher 
üehr  Igelit  gewesen  wäre,  auf  die  Abstammung  der  ganzen  Mensch- 
heit You  einem  Paare  zu  yerweisen,  sträubt  sich  dennoch  ent- 
üohxedeu  g^egen  eine  solche  jedem  naturwissenschaftlichen  D^iken 
Hohn  Hpreohende  Annahme.  Yergl.  Hückel  SehOpfungsgeschiohte  11 
Vwl.  *^3. 

§  23. 

Stauunverwandtschaft  und  Fremdthum. 

Wenn  die  Fragil  nach  der  einheitlichen  oder  vielheitlichen 
AUtaiumuug  der  Menschen  noch  lange  und  vielleicht  immer  eine 
^Uviiigo  bleiben  wird,  so  ist  es  doch  ein  Umstand,  Vorzugs- 
^\m>  dor  immer  und  immer  wieder  gegen  die  einheitliche  Ab- 
«UMUU^uug  tttreiteu  wird. 

St^it  deu  ältesten  historischen  Zeiten  nähmlich  und  soweit 
uukIovuo  bVräohuug  in  vorhistorisches  Dunkel  vorzudringen  ver- 
uuvhus  Ürnlen  wir  die  Menschen  in  abgesonderten  Gruppen  lebend 
vU'AVu  Mittj^Ueder  mh  untereinander  als  stammverwandt  an- 
:^vtlwu,  v^ahivud  äie  sich  zugleich  alle  andern  Gruppen  als 
ivv^iusl  uud  voa  audeivr Abstammung  vorstellen.  Dieselbe That- 
!«^\>Uv'  iiat  Utk»  iKK'h  heutzutage  bei  den  Naturvölkern  der  neu- 
v'ui\UsvXi^^  <Vu(ineute  entgegen.  Ueberall  lebt  der  Naturmensch 
\\\  >3t.^uuuou  ukui  Horden  die  sich  andern  Stämmen  undHor- 
vi\u  ^v'iiNuuilHVA  ;^it«  wut  verHohiedener  Abstammung,  als  fremden 


Blates  fühlen.  Wenn  wir  fUwr  die  Fiage  der  ^ftnlü'iilH  heu, 
nichtdnheitlidien  AbsUmBumg  TieUeidu 
giltige  Bewdee  za  erlangen  hoftn  kfianen:  so 
in  dieser  m»  inuner  und  übenll  entgecenoetenden  Tkacsaeke 
d^  Zersplitterung  der  Mensekhezt  m 
als  verschiedenstimmig  und  blutsfremd 
Gruppen,  einen  Fingen»g  von  pQmera  Tngwne  crbückai  ak 
alle  die  gezwungenen  Beweisfnhnnigen  der  Maoofemtten  und 
Darwins.  Denn  was  im  BewoBtsem  der  ahHfien  kwHrärh 
bekannt  gewordenen  Völker,  was  imGcfllkl  derXaSBrr&Ika  lebe 
ist  gewiss  ein  widtfiges  Denkmal  ans  den  riZHien  meosek- 
liehen  Dasdns.  und  wo  andenaüA  sollten  äekThirsji'km  Aeaes 
ursprünglichen  Daseins  der  Mensdikeh  ehalten,  ak  in  sokken 
traditioneUenGefnhlen,  Gedanken  ondAasckaanagen? 
—  Man  darf  in  dieser  Beziehme  den  Yölkoidaaben  mdit  a 
gering  schätzen.  Er  ist  emeMagiietnadri  die  zorWakrkek  weist 
Hat  nicht  VKm  jeher  der  Yölkoglanbe  über  fie  Rfdetnng  des 
Blutes  auf  das  GreseCz  derVefobongkingewieaen  dessen, Ent- 
deckung* den  Ruhm  der  neuesten  XatigwisBcnBehaft  ■■■■ntln 
Wenn  dagegen  Priesteriekren  Ton  jeher  die  einpaange  Ab- 
kunft der  Menschen  |NnBdigten,80  wardas  nur  der  Ansdrnck  jener 
Voreingenommenheit,  jener  Idee  der  Beroczngnng  des  Menacfaen 
inmitten  der  gesammten  Sdiflpfuug,  der  sich  der  nmachlicfae 
Geist  nur  schwor  entwindet.  Wie  er  sidi  selbst  als  den  Mittel- 
punkt dar  Erde,  (Anthiopooentrisnnis;  wie  er  seine  &de  als  den 
Mittelpunkt  des  Weltalls  fGeoeentrisnus),  wie  jedes  Volk  ond 
jede  Nation  ädiselbstals  die  iFiixznglidistebetiaditet(£tluioeen- 
trismus),  so  hat  die  biblisdie  Sage,  und  ähnBch  haben  die  Sagen 
andoner  Volker  nur  zu  dem  Zwecke  das  eine,  von  Gott  ge- 
sohafl^ie erste  Paar  erfunden  um  ihr  eigenes  Volk  immer  als 
directe  Nachkommen  dieses  ersten  Paares  darEnstellen  —  als 
diejenigen,  die  Gott  auf  diese  Weise  ganz  expiess  ins  Leben  rief 
alsHerren  derSchöpfung.  Auch  war  es  bä  dieser  Methode 
mSglich,  den  andern  Völkern  minder  bevorzugte  Stellungen 
im  Kreise  dqr Menschheit  anzuweisen  indem  man  sie,  den  gang- 
baren Anschauungen  entsprechend  von  Familienglie- 
dem  niederer  Slellm^  etwa  tod  Nebenfirauen  und  Kebsweibem 
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abstammen  Hess.  Niclitsde8tx)wemger  ist  es  eine  bezeichnende 
Thatsache,  dass  viele  Mytholo^en,  so  z.  B.,  die  der  Hindus  der 
donklen  Ahnung  und  dem  traditionellen  Bewusstsein  von  der 
vielheitlichenAbstammungder  Menschen  dadurch  Ausdruck 
gaben,  dass  sie  die  verschiedenen  Stämme  als  aus  den  verschie- 
denen Körpertheilen  und  Gliedern  Grottes  (als  Symbol  des  Welt- 
alls) entsprungen  sein  lassen. 

Aber  wichtiger  als  alle  diese  für  die  vielheitliche  Abstam- 
mung der  Menschheit  streitenden  EIrwägungen,  ist  die  That- 
sache,  dass,  namentlich  in  den  Anfangen  der  Greschichte  das 
eigene  Blut,  d.  h.  das  Blut  der  Stammesgenossen  in  allen  Stäm- 
men einen  so  unvergleichlich  hohem  Werth  hat  als  das  Blut 
fremder  Stämme. 

Diese  Bevorzugung  des  eigenen  und  die  Greringschätzung  des 
fremden  Blutes,  sie  hat  sich  aus  den  frühesten  Uranfangen  der 
Greschichte,  wo  sie  ein  so  hochwichtiger  Factor  gewesen,  durch 
Jahrtausende  bis  auf  unsere  Zeiten  erhalten,  als  ein  lebendes 
Denkma  l  jenes  vorhistorischen  Bewusstseins  der  verschiedenen 
Abstammung  der  Menschen. 

Ninmier  würden  auch  in  den  Zeiten  des  finstersten  Mittel- 
alters blosse  Unterschiede  des  Glaubens  und  der  kirchlichen 
Liturgieen  zu  so  unmenschlichen  Gräuelthaten,  zu  so  schreokli- 
ohemBlutvergiessen  Anlass  gegeben  haben,  wenn  sich  zum  Unter- 
schied des  Glaubens  nicht  die  Trennung  aller  Bande  des  Blutes 
gesellt  hätte.  Denn  wo  einmal  die  Verbindung  des  Blutes  unter- 
brochen wird,  dastehen  sich  die  Menschen  ebenso  kalt  und  feind- 
lich gegenüber,  als  da,  wo  diese  Verbindung  nie  existirte. 

In  keinem  andern  Umstände  auch,  als  in  dem  Bewusstsein 
der  verschiedenen  Abstammung  und  in  der  Greringschätzung  des 
fremden  Blutes  wurzelten  von  jeher  die  den  Gröttem  dargebrach- 
ten Menschenopfer.  i 

In  der  Regel  waren  es  nähmlich  immer  Angehörige 
f  r  e  m  d  e  r  S  t  ä  m  m  e  die  zu  solchen  Opfern  auserlesen  wurden. 
Denn  was  sich  heutzutage  noch  in  gegenseitigen  Sympathien  und 
Anthipathien  äussert,  die  Angehörigkeit  zu  derselben  oder  zu 
fremden  Blutskreisen,  das  äusserte  sich  in  jenen  primitiven 
Zeiten  in  der  Scheu  vor  dem  Vergiessen  des  eigenen  Blutes  und 


*-> 


L  f  & 


denBIiitffi<)L 

Wo  immer  im»  dabff  aas  alcen  ZoBfli  JfäciadaiHBif^  2?- 
meMei  wefdeo,  da  kSooaiirr  mEc  BsÖBOBÜköc  aaäKa  So»- 
mes-Gcgensili  und  an  da»  le^&aft^  BfvsaQm  i^sKT:?«!!  d?»- 
ken:  nndfioeB  fiBtgntr6gBA*Zgqgp5g^lg'^e«rMgteS 


ans  den  an^egnilMnen  CnhmchSrfaiecL  4?  EE^SijaLbevo&cKr  is 
Tage  gefiMeit,  indem  äe  sns  aaft<iknfiät€ii  ^&  JBSX^t&hfx.Bt- 
weise  der  MensdieDopier  biirmriiolieg. 

Dieser  kamhaKyfcp  AledfecQ  tqt  dan  freokiec  Bfane  bat 
sidi  in  ^item  cxTifi&iten  Zeiten,  v5e  z.  &  in  B«»i  in  derSdm 
vor  dem  gegensritieen  Cömmbcnm  zvisirlKn  Punaon  und  Ple- 
bgem  anggesprochen  nnd  es  var  iclioo  ein  bedadcnda*  Foft- 
sdiritt,  akdasChristenduun  dasGoonabiam  auf  £eAneebi5iisec 
der  einen  Kirche  ausdehnte,  obvobl  fie  ahe  beädnsdie 
Tradition  sich  trotzdem  bis  auf  onsere  Tage  in  denlnsdtnten  der 
Mfisaliance,  der  F3ie  zur  linken  Hand  und  nMXEuiatisdien  Ehe 
erhalten  haL 

So  sehen  wir  denn,  wie  sidi  thatsadilkhe  Terhiltnisse  des 
Dasdns  des  Menschengesdüechts,  <fie  scb  io  den  Rechuansehan- 
nngen  der  üizeit  spiegelten,  durch  Jahnansende  hindordL  wenn 
anch  in  immer  milderer  and  gesiiteterer  Fonn  funerhalten  imd  wie 
wir,  gleidi  dem  Zoologen  der  die  Uifbrmen  der  heutigen  Thier- 
typen  in  den  tertiären  und  qnatemären  Schichten  im  fossilem  Zu- 
stande aasgrabt,  ebenso  aas  den  unter  jabnaasendealtem  Schlamm 
und  GSestein  bedeckten  Cultorgchichten  des  Höhlenmenschen  die 
damaligen  Satzungen  des  öffentlichen  Rechts  in  , fossilem 
Zustande*  an*s  Licht  bringen  können  '). 


*)  Big  heiilxiitJige,  tagt  Darvin,  sbid  vilde  SUmme  nichft  mir 
ffmdipkiig  gegen  die  Leiden  der  in  Ge&ngemchjift  genUhmen  FVemd- 
finge  Modem  finden  einT er g nagen  im Fohem derselben,  an  velehem 
ihre  Fruien  nnd  Kinder  Antheil  nehmen.  Ahstammong  dei  Menschen 
AbMhnitt  m. 

*)  Daanft  voUen  wir  mgleieh  dem  ons  Ton  dem  geehrten  Reeen- 
soiten  nmeres  »Philoeophtfehen  Staatsrechts«  in  dem  liter.  C«ntralblatt 
(1878)    »—    d<  (UUmadf)    gemachten  Tonmrfe,    dass    piihistorische 
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§  24. 

Die  Horde. 

Kehren  wir  nun  zu  den  ursprünglichen  »Grenossenschaften'^, 
die  sich  unter  sich  als  ein  und  dasselbe  Geschlecht,  als  stamm- 
verwandt ansahen  und  sich  meist  in  Hass,  Ekel  und  Abscheu 
zu  dem  fi'emden  Stanmie,  des  Gegensatzes  zu  demselben  bewusst 
waren.  Dass  diese  „Genossenschaften^  überall  den  «Ausgangs- 
punkt aller  politischen  *  Organisationsformen  *  ^)  bildeten,  das 
scheint  heutzutage  immer  mehr  erkannt  und  anerkannt  zu  wer- 
den. Nur  würde  man  gewiss  die  Sache  richtiger  bezeichnen, 
wenn  man  diese  ursprünglichen  Menschengruppen  s^tt  Genossen- 
schaften lieber  Horden  nennen  möchte.  Denn  erstens  haftet 
an  dem  Worte  Genossenschaft  der  moderne  Begriff  der  freiwilli- 
gen Vereinigung ;  während  wir  in  jenen  Gruppen  jedenfalls  nur 
natürliche  Thatsachen  vor  uns  haben  und  zwar  die  ersten,  über 
die  hinaus  die  Wissenschaft  bis  heutzutage  nicht  gelangen 
kann;  zweitens  aber  lassen  uns  alle  die  Charakterzüge  und  Merk- 
male, die  uns  Anthropologie  und  prähistorische  Forschung  über 
jene  ursprünglichen  Menschengruppen,  die  man  noch  heutzutage 
bei  Naturvölkern  findet,  mittheilen,  dieselben  vielmehr  als  «  Hor- 
den^ denn  als  menschliche  Genossenschaften  erscheinen. 

Auch  ist  es  unseres  Erachtens  angemessener,  diese  ursprüng- 
liche Horde  nicht  als  blutsverwandt,  sondern  vielmehr  als 
stammverwandt  zu.  bezeichnen.  Denn  das  gemeinsame  Band, 
das  sie  einigte,  ist  die  Einheit  des  Stammes,  das  in  ihnen  lebende 
Bewusstsein  der  gleichen  Abstammung,  mit  einem  Worte  das  ge- 
meinsame Stammesbewusstsein,  das  durchaus  nicht  mit  Blutsver- 
wandtschaft der  Einzelnen  zusammenzufallen  braucht. 

Was  nun  die  Organisation  dieser  Horde  anbelangt,  so  sind 
alle  Vorstellungen  einer  „  patriarchalischen "  Einrichtung  in  der- 


Entdeckungeii  für  die  Rechtswissenschaft  keinen  Werth  haben  kOnnen, 
da  es  noch  kein  »fossiles  Recht*  gebe,  begegne^.  Uebrigens  sind  wir 
dem  geehrten  H.  Recensenten  für  den  uns  dabei  an  die  Hand  gegebesAn 


Ansdruck  ,, fossiles  Recht*  sehr  dankbar. 


*)  Post,  Anftoge  des  Staats-  und  Rechtslebens  S.  10.  Uebrigens 
sei  noch  Mommsens  Ausspruch  hier  erwfthntc  »Die  Elemente  der  ftke- 
ften  Gesdiichte  sind  die  YOlkerindiridaen,  dieSttaune^ROm.  Oesch.  L  9. 
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selben  gewiss  nur  Uebertragangen  von  Ideen,  die  nuui  von  der 
QestaltuDg  der  viel  später  erst  indvilisirten  Staaten  entstandenen 
Familie  abstrahirte,  auf  jene  vorstaatlichen  Mensdiengruppen« 
Im  Grande  genommen  aber  fällt  mit  dem  Ansdmck  .  Horde  *  jede 
Frage  nach  einer  höheren  gesellsdiaftlichen  Organisation,  nach 
einer  regelmässigen  Autorität  hinweg.  Die  Horde  steht  eben 
erst  knapp  über  dem  Niveau  des  thierischen  Lebens  und  ist  uch 
des  Gegensatzes  gegen  die  Thiere  einerseits  und  gegen  fremde 
Horden  andererseits  bewusst  ^) 

Auf  diesen  wilden  und  rohen  Charakter  des  primitiven  Men- 
schen im  Gegensatz  zu  früher  gangbaren  Vorstellungen  von  ur- 
sprünglicher Unschuld  und  Tugendhaftigkeit  hingewiesen  zu  har- 
ben,  das  ist  das  Verdienst  der  neuen  Naturwissenschaft  und 
Anthropologie.  Wenn  einst  die  grossen  logischen  Denkfehler, 
welche  den  Theorien  Darwins  und  Häckels  zu  Grunde  liegen, 


^)  Wie  man  sich  in  der  Darstellnng  der  Urzustände  nnr  sehr 
schwer  daror  beirahic,  die  mannigfachsten  Ideen,  Ton  spfttem  Zuständen 
za  abstrahiren  nnd  sie  auf  jene  primitiven  Zeiten  zu  übertragen  das  be- 
weist folgende  Stelle  aus  Post:  Anfänge  des  Staats-  und  Rechtslebens 
Oldenburg  1878.  »Kleine  auf  BlutSTorwandtschaft  gestützte  Genossen- 
schaften ,  welche  Ton  der  patriarchalischen  Autorität  eines  Häupt- 
lings oder  der  alten  Leute  im  Innern  regiert  werden  und  nach  aussen 
durchaus  selbstständig  und  souTerain  erscheinen,  bilden  überaU  auf  der 
Erde  den  Ausgangspunct  aller  politischen  Organisationsformen.*  Der 
Kern  dieser  Behauptung  ist  ganz  richtig.  Nur  haben  sich  in  die  Dar- 
stellung Ideen  eingemischt,  die  Tiel  spätem  Zeiten  angehören.  So  z.  B. 
ist  Autorität  alter  Leute  gewiss  in  den  Urzeiten  nicht  zu  finden; 
dort  hat  nur  phisische  Kraft  Autorität;  die  alten  L^ute  erlangen  erst 
Autorität  in  einem  Zeitpunkt,  wo  auf  Erfahrung  gestützte  Klugheit  einen 
Werth  erlangt  Ebenso  ist  die  Vorstellung  einer  patriarchalischen 
Autorität  eine  aus  späteren  Zuständen,  aus  der  auf  staatlicher  Autorität 
beruhenden  patria  potestas  abstrahirt ;  und  wenn  gar  Post  diese  ursprüng- 
lichen GenossensehaHen  auf  ihrem  6ebiete,selbsständigundsouTerain*(!) 
erscheinen  lässt,  so  hat  er  damit  einen  ganz  modernen  Begriff  des  Y Olker- 
rechts  auf  jene  Uizeiten  übertragen.  »Sourerain«  waren  jene  Genotse»- 
Schäften  oder  eigentlich  Horden  immer  nnr  so  lange  bis  sie  nicht  tob 
einer  aodom  Tertrieben  oder  unterworfen  wurden.  Freilich  wäre  man 
€sst  geneigt  auch  den  modernen  YOlkeirechtsbegriff  »Somreraiaetü*  io 
diesem  Sinae  m  ftwen  nadi  alle  den  was  wir  so  eben  erlebten  (vfd« 
Bnsdaad  ud  TuAm  1878). 
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gebührend  aufgedeckt  sein  werden,  wenn  einst  die  Yorstellong  von 
der  Abstammung  des  Menschen  von  Affen  und  noch  niedrigeren 
Organismen  als  das  erklärt  werden  wird,  was  sie  wirklich  ist, 
als  eine  haltlose  Hypothese:  dann  wird  noch  immer  die  Lehre 
Darwins  das  Verdienst  in  Anspruch  nehmen,  aufdieChaiakter- 
züge  des  ursprünglichen  Menschen,  auf  seine  moralische  Thier- 
ähnlichkeit  hingewiesen  zu  haben  ^). 

Man  kann  mit  Bestimmtheit  behaupten,  dass  die  These 
Darwins,  dass  derMensh  von  Thieren  abstamme,  nicht 
buchstäblich,  sondern  figürlich  genommen,  den  eigentlichen 
Wahrheitsgehalt  seiner  Lehre  und  sein  grösstes  Verdienst  aus- 
macht Denn  so  wie  die  Vorstellung  eines  einstigen  paradied- 
sehen  Zeitalters  von  Unschuld  und  Tugend  eme  irrige  und  zu  un- 
zähligen Irrthümem  führende  war;  ebenso  ist  die  Erkenntniss, 
dass  der  Mensch  aus  thierischem  Zustande  zur  heutigen  Givilisa- 
tion  sich  emporarbeitete,  eine  Bereicherung  des  Wahrheitsschatzes 
des  menschlichen  Greistes  und  für  die  Förderung  der  Wahrheits- 
erkenntniss  auf  allen  geistigen  Grebieten  von  unberechenbarer 
Tragweite.  — 

Wir  sagten,  dass  der  forschende  menschliche  Greist  über 
diese  Horde,  über  den  Stamm  hinaus  nicht  gelangen  kann.  Die 
Ursache  davon  ist  folgende.  Alle  historischen  Nachrichten,  die 
uns  in  was  immer  für  Form  überliefert  werden,  sei  es  als  Volks- 
sage und  Tradition,  sei  es  als  religiöser  Glaube  oder  uralte  Sitte, 
alle  diese  Nachrichten  und  Zeugnisse  reichen  höchstens  bis  zum 
Act  der  Staatengründung  hinauf.  Schon  dieser  Act  selbst  ist 
meist  in  schwer  entwirrbares  mystisches  Dunkel  gehüllt 

Ein  Umstand  aber  lässt  sich  mit  Bestimmtheit  fast  bei 
allen  primitiven  Staatsgründungen  constatiren —  das  ist  die 
Unterwerfung  eines  Stammes  durch  einen  andern.  Dieser  Vor- 
gang wiederholt  sich  mit  wunderbarer  Regelmässigkeit  überall, 
wo  uns  von  der  Entstehung  eines  Staatswesens  berichtet  wird. 
Von  diesem  ersten  Punkte  ,  von  diesem  Uranfange  geschicht- 
licher Entwicklung  bleibt  uns  noch  rückwärts,  in  die  verstaat- 
liche Zeit  nur  noch  ein  Pfad:  der  der  consequenten  Schlussfol- 
gerung, auf  dem  wir  obendrein,  wenn  wir  den  Boden  positiver 
Forschung  untt»r  den  Füssen  nicht  verlieren  wollen,  nur  einen 
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Schritt  thnn  können,  iodßm  wir  die  »ch  in  dem  neu  s^grfindeleo 
Staat  znsammenschliesseoden  Elemente,  die  zwei  firemdenStiümne, 
jeden  insbesondjere  in*s  Auge  foseen.  Dann  bleibt  ans  abtf  «fie 
vorstaatliche  Horde,  der  Yoistaatliche  Stamm  übrig,  der  ans  als 
letzte  Acqoisition  historisdier  Fonchan^  als  natärliche  Daseins* 
thatsache  entgegentritt 

Von  diesem  Aosgangspankte  nach  Torwarts  haben  wir  das 
im StaatzorErscheinang  kommende  Volk  and  die  ganze  staat- 
liche Entwicklong  desselben  bis  zur  Nation;  rodLwirts  dieses 
Punktes  aber  liegt  för  die  heutige  Wissenschaft  eine  widitige 
noch  zu  lösende  Ao^be :  die  yoistaatliche  Horde  and  ihr  Leben. 
Prähistorische  Forschong  and  Analogieen  vcnn  Leben  der  heotigen 
Naturvölker  gezogen,  können  die  Lösung  dieser  Aufgabe  erleich- 
tern. Nur  bis  über  sie  hinaus,  bis  zur  Crenesis  der  Horde  führt 
nach  dem  heutigen  Stande  unseres  geistigen  Könnens,  kein  wis- 
senschaftliche P&d.  Bei  der  Horde,  beim  Torslaatlichen  Stamm 
und  seinen  muthmasslichen  Charakterzügen,  seinem  zu  entiftth- 
selnden  Leben  und  Treiben  muss  heute  jede  positive  Wissenschaft 
Halt  machen.  — 

Anm.  a)  Auf  dDen  soldien  logischen  Denkfehler  mag  hier 
hingewiesen  werden.  Indem  Darwin  bei  den  rerschiedenen  Ken- 
schenracen  sehr  Tiel  Aehnlicfakeiten  anttiSt,  sowohl  was  Bao,  k0r- 
perliciie  Beschaffenheiten  und  Eigenschaften  als  aoeh  das  Sonder- 
derleben anbetrifft,  folg^  er  darans:  ,JDa  e^  eine  Un Wahr- 
scheinlichkeit ist,  dass  diese  winzigen  Aehnlichkeiten,  sowohl 
physischer  wie  geistiger  Natur,  die  sowohl  den  Körperbau  als  die 
grätige  Beschaffenheit  betreffen,  sich  selbstständig  und  ron  niemand 
unabhängig  in  so  vielen  Raoen  gleichzeitig  entwickebi  könnten,  so 
muss  man  annehmen,  dass  diese  Aehnlichkeiten,  aU  ron  einem  ge- 
meinschaftlichen Erzenger  abstammend,  sich  rermOge  der  Vererbung 
erhalten  haben.**  (Abstammung  der  Menschen  I  AbschD.  VII.) 
Es  ist  in  dieser  Schlnssfolgerung  ebenso  wie  in  den  erwähnten  ron 
Qnatrefages  durchaus  nichts  logisch  Zwingendes.  Aus  was  und 
auf  welche  Weise  der  Mensch  entstand,  das  wissen  wir  nicht:  aber 
dass  dieselben  Bedingungen,  die  ihn  an  einer  Stelle  der  Erde  in*s 
Leben  riefen,  ebenso  gut  an  einer  anderen  Stelle  rorlumd^i  sein 
konnten,  ist  klar.  Die  Tansende  grossen  und  winzigen  Aehnlich- 
keiten  sind  aber  Folge  dieser  überall  ähnlich«!  die  Entstehung  der 
Menschen   begfinstigenden  Beding^gen.     Das  ist  die  einfachste 
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und  natürliefiste  Annahme ;  es  zwingt  nichts  die  Darwin*Mihe  yor- 
luziehen.DieVersoliiedenheiten  der Raoen erklären siclielienso 
leifiht  und  einfach  aus  den  in  rerschiedenen  Klimaten  und  Erdtheilen 
Torgekommenen  Modificationen  jener  Bedingungen.  Aber  dass  der 
unter  dem  Pol  wie  unter  dem  Aequator  entstandene  Mensch  in  den 
Gattungsmerkmalen  des  Menschen  mit  einander  überein- 
stimmten, ist  ebenso  klar.  Die  Argrumentationen  Darwin*s  und 
Hackers  suchen  aber  überall  das  Künstliehe  und  Unna iü r - 
liehe.  Die  Verschiedenheiten  werden  durch  Variation 
und  Anpassung  erkl&rt;  die  Aehnlichkeiten  durch  einen 
auf  die  unwahrscheinlichste  Weise  durch  alle  Welt- 
theile  hindurch  sich  schlingenden  einheitlichen 
Stammbaum!  — 

§  25. 
Sklaverei. 

Zwei  Kriterien  gibt  es,  die  den  vorstaatlichen  Znstand  vom 
staatlichen,  die  Horde  oder  den  vorstaatlichen  Stamm  von  dem 
Staat  und  dem  Volke  unterscheiden  lassen.  Das  erste  derselben 
ist  die  Unfreiheit,  die  Sklaverei.  Die  Geschichte  meldet 
uns  von  keiner  Staatengründung,  von  keinem  Staate,  in  dem 
nicht  gleichzeitig  mit  dessen  ersten  AnfUngen  der  [Unterschied 
zwischen  Freien  und  Unfreien,  zwischen  Herren  und  Sklaven  vor- 
handen wäre.  Dieser  Umstand  liegt  in  der  Natur  der  Sache. 
Wenn  wir  das  Wesen  des  Staates  in  Vergangenheit  und  Gregen- 
wart  genau  betrachten  und  untersuchen,  so  müssen  wir  zum 
Schlüsse  gelangen,  dass  er  gar  nicht  anders  entstehen  konnte,  als 
durch  gewaltsame  Eroberung  und  Unterwerfung  von  Land  und 
Leuten. 

Denn  ein  unbefangenes  Studium  des  Wesens  des  Staates 
zeigt  uns,  dass  derselbe  nichts  anderes  ist,  als  eine  durch  eine 
organisirte  Vielheit  über  eine  andere  Vielheit  geübte  Herr- 
sch a  ft.  Nun  liegt  es  aber  in  der  Natur  auch  der  trägsten  und 
iuUoleutesten  Masse,  dass  sie  sich  gutwillig  in  keine  Sklaverei, 
in  kein  fremdes  Joch  begibt.  Wenn  es  auch  unter  den  mensch- 
lichen Stämmen  einige  gibt,  die  muthiger  und  zugleich  herrsch- 
süchtiger simt,  als  die  anderen,  so  gibt  es  doch  gewiss  keine,  die 
sii'h  gutwillig  eine  fremde  Herrschaft  auferlegen  liessen.  Da  aber 
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stand  den  Staat,  dass  beisst  die  organische  Erseheinang  des  Volks; 
das  PriTatrecbt  die  G^esamrotheit  der  Recbtsrerhältnisse,  welche  den 
einzelnen  Menschen  umgeben,  damit  er  in  ihnen  sein  inneres  Leben 
führe  und  zu  einer  bestimmten  Gestalt  bilde.**  Doch  liegt  in  den 
folgenden  Worten  Sarig^y's  schon  ein  tieferer,  über  die  einfiushe 
römische  Definition  weit  hinausreichender  Sinn:  „In  dem  Ofßnitlichen 
Rechte  erscheint  das  Ganze  alsZweck,  der  Einzelne  als  unter- 
geordnet, anstatt  dass  im  Priratrecht  der  einzelne  Mensch  für 
sich  Zweck  ist,  und  jedes  Rechtsrerhältniss  sich  nur  ab  Mittel  auf 
sein  Dasein  oder  seine  besonderen  Zustände  bezieht**  ^).  Sonst  ent» 
fernen  sich  die  Romanisten  wenig  Ton  der  alten  römischen  Definition 
des  jus  priratum  et  publicum. 

Die  deutschen  Staatsrechtslehrer  haben  im  allge* 
meinen  die  Tendenz  bei  der  Statuirung  des  Unterschiedes  z^^Hschen 
Prirat-  und  Staatsrecht  den  Staat  ab  Rechtssubjekt  womöglich  dem 
Individuum  gleichzustellen,  ihn  in  die  Sphäre  des  Indiyidualreohtfl 
herunterzuziehen.     So  meint  z.  B.  Bluntschli  es  gelte  „für  das 
Staatsrecht  als  Regel;    öffentliches  Recht  ist  zugleich  Öffentliche 
Pflicht.  Der  Berechtigte  ist  yerpflichtet  sein  Recht  auszuüben.    Der 
Regent  ist  nicht  bloss  berechtigt,  er  ist    gleichmässig  auch  r  e  r- 
pflichtet  zu  regieren  ..  .**^).  Das  Grezwungene  und  Unhaltbare 
dieser  Ansicht  liegt  auf  der  Hand.  Ein  etwas  dankbarerer  Spielraum 
zur  Greltendmachung  dieser  Anschauung  über  öffentliches  Recht  bietet 
sich  den  Staatsrechtslehrem  auf  dem  Grebiete  der  Fiscalrechte-  und 
Verpflichtungen.     „So    gehören,  sagt  Bluntschli,  die  Rechte  des 
Fiscus  dem  Priratrechte  an,  weil  der  Staat,  in  sofeme  er  ein  aus- 
schliessliches Vermögen  hat,  einer  Privatperson  gleich  und  als  Fiscus 
selber  eine  Privatperson  ist**  ^).  So  leicht,  wie  Bluntschli,  nimmt 
Mohl  die  Sache  nicht.  „Es  bedarf  wohl  keines  Beweises,  sagt  er« 
dass  der  (obige)  Satz  Bluntschli's    eine  petitio  principii  ist.     Das 
ist  ja  eben  die  Frage:  ob  der  Staat  mit  seinem  Eigenthum  den 
Grundsätzen  unterworfen  ist,  welche  Einzelne  zu  befolgen  haben  ?  In 
der  Ausschliesslichkeit  des  Besitzes  kann  der  Grund  nicht 
liegen ;  denn  der  Staat  besitzt  unzählige  Rechte  ausschliesslich,  welche 
damit  noch  nicht  in  das  Privatrecht  fallen**  ^).  Nun,  etwas  zu  weit 
in  seinen  Zweifeln  geht  Mohl  allerdings.     Die  Rechte  des  Fiscus, 
die  reinen  Vermögensrechte  des  Staates,  feilen  wenigstens  im  mo- 
dernen europäischen  Staat  gewiss  unter  das  Privatrecht.     Kein 
moderner  europäischer  Staat  wäre  heute  so  kleinlich  seine  Staats- 
macht daran  zu  setzen  (was  er  freilich  könnte,  wenn  er  es  wollte) 
um  auf  diesem  Gebiete  sich  über  das  Privatrecht  zu  stellen. 


^)  Savigny  System  I.  S.  22  flg.  *)  Blontschli  Lehre  v.  modernen 
Staat  n.  3.  >)  BlontschU  a.  a.  0.  ^)  Hohl  Eneyclopädie  der  Staats- 
wiMenschaften  2.  Aafl.  1872  S.  198. 
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Dass  mit  diesem  Verhältniss  der  Herrschenden  za  den  Un- 
terworfenen zugleich  die  Grandlage  des  öffentlichen,  des  Staats- 
rechtes gegeben  war,  erwähnten  wir  schon  und  werden  darauf 
noch  zurückkommen :  wir  werden  sehen,  wie  dieses  Verhältniss 
die  im  vorstaatlichen  Stamm  noch  gar  nicht  existirenden  Institute 
des  Privatrechts  nach  und  nach  in*s  Leben  rief.  — 

§  26. 
Feste  Ansiedlungen. 

Das  zweite  Merkmal,  welches  den  Staat  und  das  Volk  von 
dem  verstaatlichen  Zustand,  von  der  Horde  oder  dem  vorstaat- 
liehen  Stamm  unterscheidet,  ist  die  Stabilität  der  Wohnsitze,  die 
feste  Ansiedlung.  ^ 

Das  Nomadenthum  des  vorstaatlichen  Stamms  liegt  in  der 
Natur  der  Sache  begründet.  Die  Wissenschaft  ist  einig  darüber, 
dass  man  in  der  wirthschaftlichen  Entwicklung  des  Menschen 
d.  h.  in  der  Entwicklung  derjenigen  Thätigkeiten  desselben,  die 
ihm  seine  Nahrung,  seinen  Unterhalt  verschaffen  sollen,  drd 
Stadien  unterscheiden  muss.  Zuerst  verschafit  er  sich  diesen 
Unterhalt  durch  Fisch-  und  Thierfang,  durch  Fischerei  und  Jagd; 
später  erst  gelangt  er  zur  Viehzucht,  die  schon  einen  bedeutenden 
Fortschritt  bekundet  ^).  Die  Natur  dieser  beiden  Beschäftigangs- 
und Wirthschaftsarten  bringt  es  mit  sich,  dass  der  Mensch  dabei 


öffentlich-rechtliche  Institut  die  Entwicklung  menschlicher  Caltar  nn- 
mö glich  gewesen  wäre,  und  dass  anch  heutzutage  Cnltor  und  GiTÜi- 
sation  der  Sklaverei  der  Menschen,  in  welch  humane  Formen  man  rie 
auch  kleide,  nicht  entrathen  können. 

^)  Quelques  restreintes  ou  nombreuses  que  soient  les  peuplades,  les 
tribns.  les  nations,  on  a  depuis  longtemps  constat^  chez  elles  teois 
6tats  sociaux  6lementaires,  se  rattachant  tous  trois  a  la  satisfaction  da 
Premier  et  de  plus  imperieux  de  tous  les  besoins,  celni  de  se  nourir. 
Ces  trois  6tats  presentent  d*ailleurs  une  certain  gradation.  L*homme 
ne  compte  d*abord  pour  sa  subsistance  que  sur  une  industrie  journalüre; 
il  chasse  les  animaux  terrestres  ou  aqnatiques :  il  est  chasseur  ou  p6cheur. 
Plus  tard  il  h,  soumis  k  son  empire  des  espdces  herbiyores  ettrouve  dans 
ses  troupeaux  des  resources  assur^;  il  est  pasteur.  Enfin  s*est  k  la 
terre  meme  qu*il  s'adresse;  il  multiplie,  il  soigne  certains  regetaux  que 
Texperience  lui  a  fait  connutre :  il  est  cultirateur.  <  Quatrefages  1.  c.  330. 
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keinen  festen  Wohnsitz  haben  kann.  Er  folgt  den  Thieren,  die 
vor  ihm  fliehen,  er  verlässt  die  abgeweideten  Triften  nm  üppi- 
gere anfznsnchen.  Auch  auf  der  dritten  Stufe  wirthscbaft- 
lieber  Entwicklung,  in  den  Anfangen  des  Ackerbaus  wird  der 
vorstaatliche  Stamm  sich  noch  nicht  dauernd  angesiedelt  haben; 
er  wird  den  erschöpften  Boden,  den  er  noch  nicht  gut  zu  bearbei- 
ten verstand,  leicht  wieder  verlassen  haben,  um  sich  einen  frischen 
und  etwas  leichter  zu  bearbeitenden  aufzusuchen.  Zudem  wird 
die  alte  Gewohnheit  des  Wandems  und  vielleicht  auch  die  noch 
beibehaltene  Nebenbeschäftigung  der  Viehzucht  für  den  Wechsel 
des  Aufenthalts  den  Ausschlag  gegeben  haben.  Diesem  mehr 
oder  weniger  nomadisirenden  Zustande  macht  die  ünterwerftmg 
des  schon  zum  Ackerbau  übergegangenen  Stammes  durch  einen 
mächtigeren,  geistig  entwickelteren  Stamm  ein  Ende. 

Durch  die  Gründung  einer  Herrschaft,  durch  die  Dienstbar- 
machung  des  Menschen,  übergeht  die  wirthschaftliche  Ent- 
wicklung in  ein  noch  höheres  Stadium.  Der  herrschende  Stamm 
kann  sich  nun  stabil  niederlassen;  die  Menschenkrafte  die  er  sich 
dienstbar  machte  und  die  nun  intensiver  den  Boden  bearbeiten 
müssen,  machen  ihm  die  feste  Ansiedlung  möglich.  Ur^brigens 
kann  ja  die  dünne  unterworfene  Bevölkerung  auf  mannigfache 
Weise  verstärkt  werden.  Die  Herrschenden  können  Raub-  und 
Kriegszüge  unternehmen,  auf  denen  sie  Sklaven  machen,  um  sich 
immer  mehr  Arbeitskräfte  zu  versichern.  Mit  einem  Worte,  es 
ist  durch  die  Staatsgründung,  durch  die  Herrschaft  derfSnen  über 
die  Andern,  durch  die  Unfreiheit  der  Dnen  die  nun  dem  }3efehl 
ihrer  Herren  gehorchen  müssen,  durch  die  Stabilität  der  An- 
siedlung, eine  höhere  Stufe  wirthschaftlicher  Entwicklung  er- 
klommen, eine  intensivere  Ausbeutung  der  Schatze  des  Bodens 
ermöglicht  und  zugleich  eine  T  h  e  i  1  u  n  g  der  Arbeit  erzielt  wor- 
den bei  der  es  den  Herrschenden  möglich  ward,  sich  zu  den  höhe- 
ren Gebieten  geistigen  Lebens  emporzuschwingen. 

§  27. 
Eigenthum. 

Dass  die  ersten  zwei  Stadien  wirthschaftlicher  Entwicklung 
Fischerei,  Jagd  und  Viehzucht  e«  zu  keinem  B^^ff  dr?«  Grund- 

e«»pl»wic«,¥rrfcfft  (J 
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eigenthums  kommen  Hessen,  ist  klar.  Nur  der  factische  Besitz, 
die  buchstäbliche  Handhabung  beweglicher  Sachen  konnte 
Greltung  haben,  ohne  dass  diese  nackte  Thatsache  irgend  welche 
rechtliche  Beziehungen  erzeugt  hätte. 

Aber  auch  der  Anfang  des  dritten  Stadiums  der  wirth- 
schaftlicheh  Entwicklung,  der  beginnende  Ackerbau  hat  das  In- 
stitut des  Eigenthums  gewiss  noch  nicht  erzeugt.  Die  Gresammt- 
heit  benützte  das  gesammte  nutzbare  Land  und  dessen  Ertrag. 
Sehr  richtig,  sagt  Groguet,  dass  in  der  Zeit,  wo  die  Leibeigenschaft 
nicht  bekannt  war,  die  Ländereien  gemeinschaftlich  waren  ^).  £s 
wäre  aber  gefehlt,  wollte  man  behaupten,  dass  auch  das  ,6e- 
sammteigenthum  '^  ein  Eigenthum  sei.  Gregen  diese  Idee  spricht 
im  Deutschen  schon  das  Wort  Eigenthum.  Das  Gesammt- 
eigenthum  ist  kein  Eigenthum.  Wo  das  Sonder  eigenthum 
nicht  besteht,  da  existirt  eben  erst  der  Begriff  der  Nutzungen 
—  und  das  ist  der  Fall  im  vorstaatlichen  Stanmie  ^). 

Erst  die  Unterwerfung  des  ackerbauenden  Stammes  durch 
die  Krieger  legt  den  Keim  zur  Institution  des  Eigenthums.  Sie 
wurzelt  in  der  Herrschaft  der  Sieger  über  Land  und  Leute  und 
ward  ausgebildet  durch  das  Bedürfniss  der  Organisation  dieser 
Herrschaft  *). 

§28. 

Gewalt  und  Recht. 

Man  hat  dem  Communismus  gegenüber  das  Eigenthum  meist 
als  ein  von  der  Natur  selbst  erzeugtes  Rechtsinstitut  dargestellt 
So  gründet  Thiers  das  Eigenthum  auf  einen  Instinct  der  Men- 
schen, j,  Qui  a  pu  faire  que  la  propri^te,  instinct  naturel  de 
rhomme,  de  l'enfant  (!)  de  l'animal  (!)  but  unique,  recompense  indis- 
pensable du  travail  fut  mise  en  question  ?  (La  propri^t^  S.  1.) 
La  propri^t6  est  un  droit  aussi  legitimement  que  je  dis  la 
libert^  est  un  droit**  (S.  21).  Mit  solchen  Redensarten  konnte 


*)  De  Torigine  des  lois  etc.  1  46.  '')  »Die  Indianer  in  Nord- 
Amerika  besitzen  im  Allgemeinen  keine  Ländereien  als  Sondereigenthum  * 
Lubbock  Anfange  der  Civilisation  (franz.  Uebers.)  1873  S.  449. 

3)  S.  Philos.  Staatsrecht  S.  132.  u.  unten  ÜI  §  14  ff. 
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dem  Communismofi  gegenüber  kein  geistiger  Erfolg  erzielt  wer- 

m 

den.  Dem  Hauptvorwnrfe  der  Gommunisten  und  Socialisten,  dass 
das  Eigenthum  durch  (Jewalt  begründet  wurde,  wagten  die  Ver- 
theidiger  des  Eigenthums  nie  mit  ofifenem  Yisir  entgegenzutreten; 
wenn  sie  diese  Thatsache  der  Grewalt  schüchtern  zugaben,  so 
machten  sie  geltend,  dass  dieselbe  durch  die  nachfolgenden 
Schwankungen  und  Wechseltalle  aus  dem  heutigen  Eigenthum 

bereits  spurlos  verschwand.  « si  la  fraude  et  la  violence,  ^ 

sagt  Thiers, ,» sont  quelquefois  Torigine  de  la  propri^t^,  la  trans- 
mission  pendant  quelques  ann^  sousdeslois  regulieres,  lui  rend 
le  caractere  respectable  etsacr^  de  la  propri^tä 
fondee  sur  le  travail.**  Diese  Argumente  waren  sehr 
schwach.  Den  Gonmiunisten  und  Socialisten  war  es  ein  Leich- 
tes, zu  erweisen,  dass  im  grossen  Granzen  die  heutigen  Verhält- 
nisse in  den  europäischen  Culturstaaten  auf  dem  Grunde  der  Gre- 
walt ruhen.  Was  Stahl  über  die  ürsprünglichkeit  der  Eigen- 
thumsidee  sagt:  , Die  Rechtsidee  des  Eigenthums  ist  so  ursprüng- 
lich, als  die  des  Vertrags  (!)  oder  des  Staates  (!)  selbst,  die  Grel- 
tung  des  Eigenthums  setzt  daher  keineswegs  erst  einen  Vertrag 
oder  den  Staat  voraus  **  (B.  11  S.  361) ;  das  widerlegt  sich  von 
selbst  aus  dem,  was  er  über  die  Greschichte  des  Eigenthums 
zugesteht  Er  schreibt  nämlich  an  anderer  Stelle:  ^Der  Beruf 
des  Menschen  zum  Eigenthum  erfordert  eine  erste  Theilung  in 

die  Güter  der  Erde,  die  Allen  oflfen  liegen Aber  nach 

Beschaffenheit  des  menschlichen  Greschlechts  trat  schon  von  An- 
beginn an  die  Stelle  der  fnedlichen  Ausgleichung  die  Gewalt 
und  der  Kamp  f.  ^  Im  Widerspruch  aber  auch  mit  dieser 
„Kampf-  und  Grewalt **-Theorie  fahrt  Stahl  sodann  fort:  „Das 
Grundeigenthum  aber  ist  wohl  fast  bei  allen  Völkern  ur- 
sprünglich ausgetheilt  und  nicht  der  zufalligen  Besitznahme  über- 
lassen worden.  Das  gelobte  Land  ward  den  Juden  nach  Stäm- 
men und  Familien  verliehen,  in  griechischen  Staaten  erhielten  die 
Bürger  vom  Staate  die  Ackerloose,  in  Rom  entstand  das 
Privateigenthum  an  Grund  und  Boden  durch  Assignation, 
die  Könige  und  Fürsten  germanischer  Völker  theilten  das  er- 
oberte Land  als  Lehen  unter  ihre  Mannen.  Das  entspricht  dem 
Wesen  des  Eigenthums.     In  seinem  ersten  Ursprung  soll  es  sich 
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nicht  anf  eigenem  Recht,  sondern  auf  Autorität  gründen,  nicht 
ein  ureigenes,  sondern  ein  empfangenes  sein.  Aber  sofort  muss 
seine  Selbstständigkeit  beginnen ;  die  erste  Zutheilung  ist  unwider- 
ruflich und  von  ihrem  Grunde  aus  wird  femer  Eigenthum  durch  die 
eigene  That  und  das  eigene  Schicksal  eines  Jeden  erworben. ' 
(n  S.  361.) 

In  dieser  Darstellung  Stahl's  fällt  ein  greller  Widerspruch 
auf,  der  bei  einem  so  logisch  scharf  denkenden  Schriftsteller  ein 
Räthsel  ist  In  einem  und  demselben  §  sagt  Stahl,  dass  ,nach 
Beschaffenheit  des  menschlichen  Geschlechts  schon  von  Anbe- 
ginn, an  die  Stelle  der  fnedlichen  Ausgleichung  die  , Gewalt 
und  der  Kam  pf^  trat  und  gleich  darauf,  ,» dass  das  Gnmdeigen- 
thumwohl  fast  bei  allenVölkern  ursprünglich ausgetheilt 
und  nicht  der  zufälligen  Besitznahme  überlassen  worden  ^  und 
dass  diese  „Zutheilung  durch  die  Obrigkeit "„ dem  Wesen  des 
Eigenthums  entspricht  '^,  Wie  reimt  sich  nun  das  zusammen? 
„Gewalt  und  Kampf**  und  „  Zutheilung  durch  die  Obrigkeit", 
ersteres  „nach  Beschaffenheit  des  menschlichen  Geschlechts*, 
letzteres  „dem  Wesen  des  Eigenthums**  entsprechend?  Sollte 
Stahl  wirklich  hier  eines  so  grellen  Widerspruchs  sich  schuldig 
gemacht  haben?  Wir  glauben,  der  Schlüssel  zur  Lösung  dieses 
Räthsels  liegt  in  der  historischen  Grundanschauung,  von  der  Stahl 
hier,  wie  das  die  von  ihm  citirten  historischen  Beispiele  beweisen, 
geleitet  wurde. 

Stahl  denkt  hier  offenbar  (Inder,  Dörfer,  Römer,  Germa- 
nen !)  an  alle  die  Erobererstämme,  die  ein  Land  eroberten  und 
sich  unterwarfen  („  Gewalt  und  Kampf**),  sodann  dasselbe  unter 
sich  eintheilten,  wobei  die  Stämme  und  Familien  (bei  den  Juden), 
die  Bürger  (bei  den  Griechen  und  Römern  im  Gegensatz  zu  den 
Sklaven),  die  Mannen  (bei  den  Germanen)  die  einzelnen  Län- 
dereien zu  Eigenthum  erhielten.  Nur  an  diesen  Vorgang  denkt 
Stahl,  indem  er  gleichzeitig  von  „Gewalt  und  Kampf**  und  „Zu- 
theilung durch  die  Obrigkeit**  spricht.  In  der  That  ward  das 
Eigenthum  auf  diese  Weise  überall  begründet;  Stahl  aber  scheut 
sich,  das  ihm  in  Gedanken  vorschwebende  Mittelglied  zwischen 
jener  „Gewalt**  und  dieser  „ Zutheilung  durch  die  Obrigkeit 
offen  darzulegen  und  daher  der  scheinbare  Widerspruch,  den 
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wir  geltet  XU  habeu  gUubeu.  Aber  aolcho  «chüchtomo  Umgeh- 
UQgOQ,  ein  aolohe«  diplomatiaohet  Vcraohweigen  des  wiriilichen 
Saobyerhaltei  ist  einem  mit  wiaaenAobatUiohen  Apparaten  arbei- 
tendem Sodaliimua  gegenüber  ganz  wiriiungiilos.  (lerade  auf 
dieaem  Punkt,  auf  g  e  w  a  1 1  a  a  ro  e  Landnahme  seitens  der  staaten- 
gründenden Erobererstänmie,  die  von  den  Vertheidigt^m  des  Kigen- 
thuma,  wie  Thiers  und  Stahl,  versohwit^gen  wird,  k^ni  die  So- 
oialisten  den  Hauptnaohdruok  und  glauben  damit  einen  Trumpf 
ausgespielt  xu  haben.  So  sagt  x.  U.  Dühring:  «Die  liewirth- 
sohaftung  des  Grundeigenthums  in  grüsseren  Strecken  ist  nie  und 
nirgend  ohne  die  vorgängige  Pressung  des  Mensohen  zu  irgend 
einer  Form  von  Sklaven-  und  tYohndienst  vollzogen  worden.  Die 
Auflichtung  einer  Ooonomisohen  Ilerrsohatlt  über  die  Dinge 
hat  die  politische,  sociale  und  {Vxinomisohe  ll(»rrschatl  der  Men- 
sohen über  die  Mensohen  zur  Voraussi^tzung  gehabt Die 

Ausbeutung  des  Landes  oder  die  (kx)nomisehe  HerrsohalUausdeh- 
uung  über  dasselbe  in  einem  die  natürlichen  Kräfte  des  f^nzelnen 
übersteigenden  Umfang  ist  in  der  bisherigen  (iesohiohte  nur  da- 
durch mOglich  gewonlen,  dass  vor  oder  zugleich  mit  der  Begrün- 
dung der  Bodenherrschati  auch  die  zugt^hftrigt^  Kmwhtung  des 
Mensohen  durch  den  Mensohen  durohgetHlhrt  wurde.  ^) 

« die  wahre  historische  Autfassung  bringt  das  Zuge- 

ständniss  mit  sich,  dass  die  IlerrHchatl  über  den  Boden  nur  ver- 
mittelst der  Horrsohatl  über  den  Menschen  begründet  wonlen 
sei.  Wenn  ursprünglich  die  ArlwMt  gt^knechtot  wurde,  um  un- 
mittelbar für  den  Grundherrn  und  mmw  Anhang  Naturairente 
zu  erzwingen,  so  wird  sie  später  das  Mittel  zum  Hrwerb  von(ield- 
renten  und  in  dieser  letzteren  f^genschatl  ist  sie  dann  nicht 
mehr  ausschliesslich  für  den  Landadel  und  die 
Waffentragenden,  sondern  auch  tllr  auswärtige  Consumenten 
thätig.  *  ■)  a  Historisch  geht  der  l^^sitz  (rectt»  Kigenthura  ?)  als 
unabhängige  Thatsache  und  als  Krzeugniss  der  Gewalt 
voran.  Ist  er  in  dieser  Weise  einmal  vorhanden,  so  erweitert  er 
sich  durch  die  AutViohtung  seiner  eigenen  Kinküntle  und  bedarf 
nicht  nothwendig  neuer  Gewaltmittel,  um  seine  Herrschaft 


1)  DUhrlng  Cttnui  der  N»tioiislOkonoinle  S.  85     <)  1.  o,  17  0 
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auszudehnen.  *  ')  „  Der  Ausschluss  vom  Besitz  ist  eine  Thatsache 
der  Gewalt,  und  an  eine  stillscweigende  fSnstimmung  hiebei  den- 
ken zu  wollen,  hiesse  die  Absurdität  auf  das  Höchste  treiben  "  ^). 
Mit  alle  dem  hat  Dühring  jenen  von  Stahl  mit  Stillschweigen 
übergangenen  Nexus  zwischen  dem  ^ Kampf  mid  der  Gewalt* 
und  der  „Zutheilung  durch  die  Obrigkeit"  oflFen  dargelegt.  Im 
Thatsächlichen  haben  nun  Dühring  und  die  Socialisten 
vollkommen  Recht:  das  ganze  Institut  des  Eigenthums,  die  ganze 
Rechtsordnung  desselben  beruhen  auf  der  die  Staatsgründung  un- 
vermeidlich begleitenden  Thatsache  gewaltthätiger  Unterwerfung 
von  Land  und  Leuten.  Nur  die  Folgerungen,  die  der  Socialismns 
aus  dieser  Thatsache  zieht,  sind  falsch,  wie  wir  das  später  noch 
sehen  werden.  Den  einen  Beweis  wird  der  Socialismns  der  Wis- 
senschaft ewig  schuldig  bleiben,  dass  es  je  möglich  gewesen  wäre, 
ohne  diese  Gewalt  Staaten  zu  gründen,  d.h.  ohne  Ge- 
waltanwendung Menschen  der  Herrschaft  von  Menschen  zu  unter- 
werfen. 

Anm.  a)  Gewiss  annähernd  richtig  zeichnet  I  he  ring  die 
Gnindzüge  der  Entstehung  und  ersten  Entwicklung  des  römischen 
Staatswesens  in  folgender  Stelle;  ^»Die  erste  Kosmogonie  der  römi- 
schen Welt  ist  mithin  die  absolut  erste  Stufe,  mit  der  die  Geschichte 
überhaupt  begonnen  hat:  die  Herrschaft  der  Willkür  und  Gewalt. 
Sodann  folgt  als  zweite  Scene  die  Entstehung  der  Gemeinschaft, 
eine  Verbindung  zu  räuberischen  Zwecken  und  aufrecht  erhalten 
durch  Gewalt  oder  militärische  Disciplin,  aber  doch  bereits  der  An- 
fang des  Staates.  Dazu  gesellt  sich  die  Familie,  die  Consolidirung 
des  Königthums  und  die  Verbindung  mit  einem  anderen  Volk.  *  3) 
Den  Zusammenhang  aber  des  Kechts  mit  der  Gewalt,  die  Herkunft 
des  Ersteren  von  dem  Letzteren  betont  derselbe  Romanist  und 
Rechtsphilosoph  unter  Anderem  in  folgenden  Worten: 

3^  Wo  hätte  es  ein  Recht  gegeben,  das  nicht  aus  derThatkraft 
der  Individuen  hervorgegangen  wäre  und  dessen  Ursprünge  sich  nicht 
in  den  dunkeln  Hintergrund  der  physischen  Gewalt  verlören  ?  Aber 
bei  manchen  Völkern  ist  jene  Periode  der  Thatkraft  und  gewalt- 
samen  Bildu  ng  desRechts,  der  nationalen  Erinnerung  völlig 
abhanden  gekommen  und  ihre  Tradition  weiss  nichts  mehr  zu  be- 
richten von  den  Ahnherren  des  Volks,  die  mit  der  Gewalt  des  Arms 


1)  l.  c.  197.     2)  1.  c.  267. 

«)  Ihering:  (Jeist  des  röm.  Rechts  198. 


die 


spniBir  des 
lidier 


i» 


F&a:I:<£. 


Mm  pflcgü 
Vorbild  d»  Siaai»  lifuiMmri  ii:  wanusBM^sk  rkiM  -äes» 


;-Hi  ».ini      •  .1.11  -I 


sidit  sdion  an  asdocr  Sce&  kif  i«Agiifc3C«t  ^  >  Aadk  ^aer  Fa- 
milie gegcnöbct,  köBKo  wir  d^Dsi&krvK  ■ry^f«.  wv  <!»  Ge- 
worden e  denCieiiEl  derMoHefec  ^^Cpcnikc  rai  c«iuKeQB»d«: 
wie  er  nidit  im  Stande  ist  sek  da*  F-aeei  ^ksKlcnn:  nenüeüfien 
und  sidi  mdit  nur  desBen  lazsssue  Emguhaai  sdkwer  Ttt- 
gegenwirtigt»  aoiideni  anch  dat  ihmeaSBsesaai^eo^EaAaama^ 
immer  bereit  ist  in  den  Anfiue  da  EacwkUmie  m  Terseta». 

Den  allenndsten  Bedits{^iibsiipliKii  imd  Kstoiikeni  er- 
scheint die  Familie  so  wie  sidi  «fiesielbe  in  den  Cohmsiaaten  des 
AlterthnnisheraosgeUldet  hat  nndmisübatielieft  winde  mit  ihrer 
patria  polestas  nnd  allem  was  dazu  eehöit  als  eine  natnrfidie 
Thatsache.  Nicht  die  entfernteste  Ahnnng  sloet  in  ihnen  ao6 
dass  diese  Familie  mit  ihrer  ganzen  innern  Yeifassong  erst  das 
Werk  des  Staates  ist     So  schreibt  z.  B.  Svbel: 

.Die  Madit  des  Yat^s  üb^  seine  Sohne  nht  allerdings 
auf  einem  natorlidien  Grande  und  bedarf  nicht  ost  der  Aner- 
kennung durch  die  Beharrscher;  (!)  die  Thatsache  der  phisischen 
Erzeugung  giebt  dem  Vater  von  Yomherein  über  s^  Kind  die 
Herrschaft  des  Schöpfers  über  sein  Geschöpf'  ').  Welch  irrthüm- 
liche  Vorstellung!  An  der  Macht  des  Vaters  über  seine  Kinder, 
die  uns  heute  so  natürlich  scheint,  ist  eigentlich  nichtsNatür- 
liches  und  alles  nur  staatlich.  Denn  im  vorstaatlichen  Stamm 
kümmert  sich  Niemand  um  den  Vater;  nur  die  Mutter  gilt  als 


<)  Derselbe  1  c.  S.  107. 

^  Philosophisches  Staatsiecht  S.  133,  134  Anm.  b. 

*)  Sybel  KOnigthnm  der  Germamien  S.  54.     < 
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der  Staat  sich  selbst  giebt,  enthült  zunächst  nur  die  Verkündigung 
des  Entschlusses,  künftighin  in  der  oder  in  jener  Lage  in  gewisser 

Weise  zu  handeln/*  (Thon  a.  a.  0.  S.  141) 

„In  der  Norm  die  sich  der  Staat  setzt,  heisst  es  dort  weiter, 
kann  aber  mehr  liegen  wie  die  Verkündigung  eines  Entschlusses. 
Sie  kann  zugleich  im  InteresseEinzelner,  diesen  die  Verheissung  eines 
gewissen  staatlichen  Verhaltens  geben.  Lautet  die  Zusicherung  so, 
dass  der  Einzelne  auf  die  Erfüllung  derselben  zu  bauen  vermag  und 
ist  sie  zugleich  in  dieser  Absicht  gegeben,  so  verpflichtet  sich  der 
Staat  mit  dieser  Norm  gegen  dem,  dem  die  Zusicherung  gilt.  Letzte- 
rer bekommt  ein  Recht  gegenüber  dem  Staat.  Freilich  wird 
ein 'solches  meist  ein  unvollkommenes  Recht  sein. 
Denn  während  beim  Privatrecht  des  Einzelnen,  die  über  Beiden  stehende 
Macht  des  Staates  dem  Rechte  Nachdruck  verleiht,  steht  hier 
der  Einzelne  mit  seinem  Rechte  der  gesammten  Staatsgewalt  gegen- 
über. Will  diese  bei  Fortbestand  jener  Norm  der  übernommenen 
Verpflichtung  nicht  nachkommen ^  so  ist  dies  Verhalten  zwar  norm- 
widrig: ein  Erföllungszwang  aber  versagt."  (A.  a.  0.  S.  142). 

§  9. 

Entstehung  des  Staatsrechts. 

Indem  wir  das  erste  wesentliche  Merkmal  des  Privatrechts 
im  Gegensatz  zum  Staatsrecht  und  zwar  dessen  Funktion  und 
Aufgabe  betrachteten,  mussten  wir  auch  schon  des  zweiten  oben- 
erwähnten charakteristischen  Merkmals,  derEntstehung  des- 
selben, Erwähnung  thun.  Auch  in  diesem  Punkte  ist,  wie  wir 
das  theilweise  schon  sahen,  der  Unterschied  ein  wesentlicher.  Das 
Privatrecht,  als  geltendes  und  bindendes  Recht,  wird  vom  Staate 
mittelst  der  Gesetzgebung  geschaffen;  das  Staatsrecht  wird 
von  ihm  geübt,  durch  sein  blosses  zweckmässiges  Handeln  er- 
zeugt. Das  Privatrecht  ist  als  bindende  Norm  der  Ausfluss  der 
gesetzgebenden  Thätigkeit  des  Staates;  möge  er  auch  die 
Ideen  und  Grundsätze  des  Privatrechts,  woher  immer  nehmen, 
aus  der  Gewohnheit  des  Volkes,  aus  dessen  Lebensübung  oder 
Rechtsüberzeugung  —  er  ist  es  jedoch  der  durch  den  Akt  der 
Gesetzgebung  das,  woher  immer  geschüzte  Rechtsmaterial  als 
geltendes  Recht,  als  Privatrecht,  mit  vollem  Bewusstsein  und  aus- 
gesprochener Absicht,  verkündet. 

Das  Staatsrecht  hingegen  schafft  die  Staatsgewalt  unbe- 
wusst  —  ihre  Absicht  geht  dabei  auf  Erfüllung  der,  durch  die 
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ist  tur    die  Familienangehörigkeit  ein  gleichgültiger  Umstand. 
Diese  Erscheinung  ist  eine  über  die  ganze  Erde  verbreitete  *  *). 

9  Die  primitive  Familie  scheint  ursprünglich  eine  ganz  homo- 
gene Masse  zu  bilden,  in  welcher  die  einzelnen  Individuen  gar 
nicht  hervortreten.  Sie  stehen  in  keinerlei  unterschiedenem  Ver- 
wandtschaflsverhältniss  zu  einander,  sondern  sind  für  einander 
eben  nichts  als  Blutsfireunde.  Die  Kinder  galten  nicht  als  Kinder 
eines  bestimmten  Vaters  noch  als  Kinder  einer  bestimmten  Mutter 
sondern  sie  sind  Kinder  des  Stammes.  Ja  es  werden  ursprünglich 
sogar  die  Grenerationen  gar  nicht  einmal  unterschieden.  '^  Was 
uns  da  Post  als  Resultat  einer  aufmerksamen  und  fleissigen  Zu- 
sammenstellung von  Nachrichten  über  Naturstämme  hinstellt, 
zeigt  aber,  dass  der  vorstaatliche  Zustand  keine  Familie  und 
nur  ein  Hordenleben  kennt 

Desto  interessanter  ist  die  Erscheinung,  dass  wir  überall 
nach  vollendeter  Staatsgründung,  schon  in  den  ersten  Anfängen 
des  Staats  auf  Familiensonderung  stossen.  Auf  welche  Weise 
aber  die  Staatsgründung  mit  dem  Entstehen  der  Familie  zusammen- 
hängt, wie  die  letztere  durch  die  erstere  bedingt  ist,  das  wollen 
wir  nun  betrachten. 

Anm.  a)  Dass  nicht  nur  Naturrechtslehrer  und  Rechtsphilo- 
sophen, sondern  auch  Nationalökonomen  die  Familie  und  zwar  in 
der  heutigen  Bedeutung  dieses  Wortes  als  den  Uranfang,  die  Urzelle 
des  Staates  ansehen,  dafür  statt  vieler  Beispiele  eines  aus  Schäffle : 
„Geschichtlich  (?)  überwiegt  zuerst  die  gegenseitig  freigebige, 
aber  natürlich  angeregte  Gütergemeinschaft  der  Familie.  Sowohl 
die  einfache,  als  die  zur  Gemeinde  des  Familienyereins  und  zum 
Stamme  erweiterte  patriarchalische  Familie  ist  primi- 
tive ausschliessende  Grundform  der  Wirthschafts-  wie  der  Rechts-, 
Religions-  und  Bildungseinigung  unter  den  Menschen."  „Die  Fami- 
lienwirthschafb  verliert  diese  ihre  Berechtigung  und  Geltung  als 
ausschliessliche  und  tonangebende  socialökonomische  Organisations- 
form, sobald  die  gesellschafbliche  Verbindung  über  das  Leben  der 
abgesonderten  und  abgeschlossenen  Familien  hinaus  sich  erweitert." 
Capitalismus  und  Socialismus  S.  439. 


^)  Post,  Anftnge   des  Staats-   and  Bechtslebens    11.     AasfOhrU.h 
handelt  darüber  Bachofen  in  seinem  »Matterrecht*. 
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§  30. 
Sondereigenthum  und  Erbrecht 

Dass  es  ohne  Grewalt  keine  Staatsgründung  giebt,  das  dürfte 
genugsam  dargethan  worden  sein.  Dass  alle  und  jede  ursprüng- 
liche Staatsverfassung  mit  der  unausbleiblichen  Sonderang  der 
bluts-  und  stammfremden  Eroberer  von  den  Unterworfen^ 
der  Herrschenden  von  den  Beherrschten  und  Greknechteten,  auf 
die  Unterwerfung  der  früher  angesiedelten  durch  eine 
später  eindringende  kriegerische  Bevölkerung  schliessen 
lässt,  auch  das  darf  als  erwiesen  angenommen  werden. 

Abgesehen  nun  von  der  e  r  s  t  e  n  staatsrechtlichen  Thatsache 
die  uns  dabei  entgegentritt,  namentlich  der  Herrschaft  des  einen 
Stammes  über  den  andern,  tritt  uns  gleich  nach  der  Festsetzung 
dieser  Herrschaft  die  Organisirung  derselben  durch  Begründung 
des  Sondereigenthums  entgegen. 

Es  ist  das  jene  Thatsache,  auf  welche  Stahl  ganz  richtig 
hinweist  wo  er  von  der  Vertheilung  der  Landereien  durch  die 
,  Obrigkeit  **  an  die  „  Bürger  "  und  die  „  Mannen  **  spricht  (s.  oben) 
Diese  Vertheilung  des  erworbenen  Landes  an  die  ^  Mannen  *d.  h. 
an  die  Theilnehmer  der  Eroberung,  an  die  wehrhaften  Mitglieder 
des  erobernden  Stammes  begründet  das  Institut  des  Sondereigen- 
thums. Die  ganze  weitere  Entwicklung  aber  der  neubegründeten 
Herrschaft,  die  ganze  weitere  Entwicklung  des  damit  begründeten 
Staatsrechts  ist  von  jetzt  an  durch  eine  Rücksicht  dictirt, 
durch  einen  obersten  Zweck  geleitet  und  zwar  durch  die  Rück- 
sicht auf  die  Erhaltung  der  erlangten  Herrschaft, 
durch  den  Zweck  die  begründete  »staatsrechtliche* 
Ordnung  immer  mehr  zu  befestigen. 

Diese  Thatsache  hat  Dühring  im  Sinne,  wenn  er  über 
das  Entstehen  des  Eigenthums  durch  gegenseitige  Einwilligung 
sagt:  j,  Wo  man  also  das  derartig  (durch  Grewalt)  entstandene 
fcligenthum  als  einen  auf  gegenseitiger  Anerkennung  beruhenden 
Zustand  der  Besitzesherrschaft  ansieht,  sollte  man  nothwendig 
nur  die  herrschende  Klasse  der  Ei genthümer  selbst 
i  m  A  u  g  ü  h  a  b  e  n.  Diese  sind  es  nähmlich,  bei  denen  von  einer 
Vf^geuseltigenBiUigung  alleingeredet  werden  kann,  indem 
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sie  ein  gemeinsames  Interesse  haben,  sich  die  Früchte 
ihrer  Aneignung  solidarisch  gegen  die  unterworfene  Classe 
zu  garantiren*  ')• 

Dieses  gemeinsame  Interesse  nun,  das  Eigenthum  der  Er- 
oberer gegen  die  unterworfene  Classe,  die^Herrschaft  der  ersteren 
gegen  diese  letztere  aufrechtzuerhalten  und  zu  festigen,  föhrte 
nothwendigerweise  zu  einer  Besetzung  der  einzelnen  Po  s  t  e  n ,  so 
zu  sagen,  des  eroberten  Landes,  durch  die  wehrhaften  Männer, 
zur  Anweisung  an  jeden  derselben  eines  Theiles  des  eroberten 
Landes,  welchen  er,  anfangs  vielleicht  für  dieGesammtheit 
in  Schutz  zu  nehmen  hatte,  woraus  aber  das  Sondereigenthum 
der  einzelnen  Bürger,  Patricier,  Ritter,  Mannen  u.  dgl.  direkt  her- 
vor^ng. 

Mit  der  blossen  Landanweisung  und  Zutheilung  jedoch  war 
jenes  oberste  gemeinsame  Interesse  gegen  die  unterworfene  Classe 
noch  immer  nicht  genug  gewahrt.  Der  herrschende  Stamm  musste 
darauf  bedacht  sein,  nachdem  er  einerseits  auf  dem  ganzen  er- 
oberten Territorium  zu  dessen  besserem  Schutze  sich  zerstreute 
und  vereinzelte,  die  Einheit  unter  sich  aufrechtzuerhalten ,  der 
unterworfenen  Classe  das  Eindringen  in  seine  Reihen  unmöglich 
zu  machen. 

Haben  schon  die  ursprünglichen  Stammesgeföhle,  das  Be- 
wusstsein  des  ^  besseren  Blutes  **  gegenüber  den  Fremden  diese 
Instinkte  der  Femhaltung  und  Absonderung  hervorgerufen:  so 
wurden  dieselben  jetzt  noch  durch  die  gemeinsamen  Herrschafts- 
interessen gekräftigt.  Es  musste  jede  Vermischung  mit  der  unter- 
worfenen Klasse  verboten  werden  oder  wenigstens,  da  persönliche 
Leidenschaften  von  der  Macht  begünstigt,  keine  Schranken  kennen 
wollten.  Normen  beobachtet  werden,  nach  denen  nur  »reines 
Blut*  die  Herrschaft  fortführen  könne.  Diese  Rücksichten  und 
obersten  Gesichtspunctemussten  Nonnen  in  Bezug  auf  Familie, 
Ehe  und  Erbschaft  hervorrufen.  Nur  der  zur  herrschenden  Kaste 
gehörige  Besitzer  eines  Landlooses  konnte  auf  demselben  und  im 
Umkreis  seiner  Familie  d.  i.  der  auf  seinem  Haus  und  Hof  be- 
findlichen Leute  als  Herr  und  Gebieter  anerkannt  werden ;  nur 
er  war  der  Vertreter  dieses  Theiles  des  gegründeten  Staatswesens 

*)  1.  c.  267. 
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und  von  nun  an  konnte  es  auch  immer  nur  sein  männlicher 
Nachfolger  sein.  Die  grosse  Umwandlung  von  dem  frühem  Mutter- 
recht  zu  dem  nunmehrigen  Vaterrecht  stand  mit  der  ganzen  krie- 
gerischen Grundlage  des  neuen  Staatswesens  in  engem  Zusammen- 
hange. Die  Kriegsorganisation,  die  die  neue  Herrschaft  be- 
gründete, auf  der  sie  beruhte,  musste  aufrechterhalten  werden  und 
sie  forderte  die  Erhebung  der  Vaterschaft  zum  Princip  der 
Continuität  der  einzelnen  Familien. 

Wie  die  einzelnen  Krieger  und  Landloosbesitzer  auf  ihrem 
Besitzthum  das  Regiment  als  Mitglieder  des  herrschenden  Stam- 
mes, als  Vertreter  der  Staatsgewalt  führen;  wie  sie  in  Folge  des- 
sen über  ihre  Frauen  unJ  Kinder,  über  Sklaven  und  Gesinde  un- 
umschränkte Herrschaft  als  einen  auf  sie  entfallenden  Xheil  der 
Staatsgewalt  üben  und  ihr  Besitzthum,  als  einen  Theil  des  Staa- 
tes schützen  und  verwalten:  so  können  nur  wieder  Männer, 
also  ihre  Söhne,  ihre  Nachfolger  sein. 

Das  ursprüngliche  Recht  der  Frauen  tritt  zurück;  die  Ver- 
wandten von  Vatersseite  treten  in  die  erste  Reihe;  sind  sie  es^ 
doch  die  die  wichtigste  aller  Verbindungen,  die  mit  der  kriegeri- 
schen Organisation  des  Stammes  vermitteln  und  darstellen.  An 
sie  fallt  das  Besitzthum  wenn  kein  männlicher  Erbe  da  ist. 

Alle  diese  Verhältnisse  zu  regeln  hat  der  Staat  ein  eminentes 
Interesse;  die  Aufrechthaltung  seiner  kriegerischen  Macht 
steht  mit  der  Regelung  dieser  Fragen  in  innigem  Zusammenhang. 
Auf  diese  Weise  entspringt  dem  obersten  Interesse  des  Staates» 
dem  Interesse  seiner  Selbsterhaltung  und  der  Erhaltung 
seiner  Macht  die  gesaramte  Regelung  des  Familien-,  Ehe-  und 
i^i'bn^chts'^).  Und  dieses  Staatsinteresse  aus  dem  alle  die  Privat- 
rechtsinstitute entsprangen,  ist  es,  welches  denselben  noch  in  späteren 
Zeiten  in  Rom,  ihr  öffentlich-rechtliches  Gepräge  aufdrückte,  als 
diese  Reohtssphäre  schon  dem  unmittelbaren  Interesse  des  Staats 
ziemlich  weit  entrückt  war. 

Aam.  a)  Bei  Naturrechtslehrem  und  Staatsphilosophen  war 
eine  andere  Ableitung  des  Erbrechts  aus  der  Idee  des  Eigenthums 
die  gewöhnliche.  Man  stellte  es  einfach  als  logische  Co  n  s  e- 
queuz  des  Eigenthums  hin.  So  sagt  z.  B.  Thiers  in  der  erwähnten 
Schrift:  »La  propriete  est  ou  eile  n'est  pas.  Si  eile  est  eile  entraine 
ie  dou.  Si  eile  entrsdne  le  don  eile  Tentraine  pour  les  enfants  comme 
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pour  les  indiflbrents.  EUe  rcntnioediirmiit  !a  Tie  cww  a  «a  ■K»rt.* 
Auf  diese  Weise  leitet  Tbien  nidit  nvr  dms  ErliRcbK  «oodeni  auch 
das  Teslimngsiedit  aas  dem  Eigenthom  lier.  iLa  propiiete  p.  58.) 
Dass  es  die  deirtidieD  Beehtophilasopken  ebakso  ableiten  lehrt  ein 
Blick  in  die  erste  beste  Beditspbilosopbie. 

§  31. 
Die  Obrigkeit  als  Richter  and  Gesetzgeber. 

Waren  einmal  diese  Crrondlagen  der  staatlichen  Harrschaft 
genügend  befestigt,  war  die  Behensclinng  der  nntenrorfenenClasse 
durch  das  mächtige  ESgeninteresse  der  herrschenden  Classe  sicher- 
gestellt: dann  konnte  der  Staat,  die  Obrigkeit,  den  immer  neu 
sich  eröffioenden  Perspectiven  der  Machtentfakong  nachgehen  und 
die  Aufirechthaltung  und  Wahrung  der  Grundlagen  ihrer  Existenz, 
dem  Interesse  der  Bürger  ub^lassen.  Diese  Grundlage  war  die 
durch  das  Institut  der  Sklaverei,  des  ESgenthums,  der  Familie, 
der  EIhe,  des  Erbrechts  begrnndeteRechtsordnung.  Es  blieb 
nur  noch  eines  vorzusorgen  übrig.  Wenn  die  Herrschaft  der  Grund- 
besitzer über  ihre  , Familie*  ungeschwächt  dauern  sollte,  dann 
musste  vor  allem  Einheit  und  Friede  unter  ihnen  selbst  walten ; 
es  durften  Grenzstreitigkeiten  nicht  in  Kampf  und  Bürgerkrieg 
ausarten,  es  mussten  Erbschaftsstreitigkeiten  friedlich  beigelegt, 
überhaupt  alle  streitigen  Verhältnisse  unter  den  ,  Bürgern '  auf 
gütlichen  Wege  d.  h.  ohne  Kampf  und  Blutvergiessen  ausgetragen 
werden.  Das  alles  musste  vorerst  die  Obrigkeit  selbst  zu 
schlichten  suchen.  Sie,  die  den  Eroberungszng  zu  glücklichem 
Ende  führte,  die  die  Zutheilung  der  Landloose  an  die  Einzelnen 
besorgte,  an  die  jedes  herrenlos  werdende  Landloos  wieder  zu- 
rückfiel, die  Obrigkeit  musste  auch  das  Richteramt  über- 
nehmen. Kein  einseitiges  Interesse  durfte  sie  in  dieser  Thätigkeit 
leiten;  sie  hatte  dabei  nur  ein  Interesse,  Ruhe  und  Frieden  unter 
ihren  „  Bürgern  *  anfrechtzaerhalten,  jedem  Kampf  und  Bürger- 
krieg vorzubeugen.  So  entstand  die  (Jerichtsgewalt  der  Obrig- 
keit Sie  erstreckte  sich  nur  auf  die  Streitigkeiten  der  „  Bürger.  • 
—  Im  innem  von  Haus  und  Hof  der  Einzelnen,  auf  dem  Grebiete 
der  einzelnen  Landloose,  da  hatte  die  Obrigkeit,  die  Staatsgewalt 
nichts  zu  suchen.     Da  waltete  und  schaltete  frei  als  Obrigkeit 
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und  Staategewalt  im  Kleinen  der  Besitzer  selbst  —  da  übte  er 
Regierangs-  nnd  Grerichtsgewalt;  da  erkannte  er  was  Recht 
sei  und  vollzog  es  mit  Hilfe  seiner  Untergebenen. 

In  dem  Maasse  aber,  als  das  Staatswesen  wuchs  und  sich 
entfaltete,  als  es  an  Grebiet  und  Bürgerzahl  grösser  und  mächtiger 
wurde:  wuchsen  auch  die  gewohnheite-  und  pflichtmässigen  Ge- 
schäfte der  Obrigkeit  Sie  konnte  dieselbe  nicht  mehr  bewältigen. 
Sie  musste  zu  einer  Theilung  der  Arbeit  schreiten,  zu  einer 
Theilung  nach  allen  Richtungen.        ^ 

Die  gewöhnlichen  Thätigkeiten  der  Obrigkeit,  die  eigent- 
lichen Regierungshandlungen,  die  Sorge  für  Sicherheit  and  Ord- 
nung musste  sie  besonders  zu  diesem  Zwecke  angestellten  Organen 
überlassen  um  für  sich  selbst  nur  die  höchsten  und  wichtigsten 
Staatsacte  vorzubehalten;  auch  die Grerichtegewalt musste  wenig- 
stens für  die  gewöhnlichen  alltäglichen  und  minder  wichtigen  An- 
gelegenheiten auf  diese  Organe  übertragen  werden  und  das  Staats- 
oberhaupt behielt  sich  nur  noch  die  Entscheidungen  der  wichtig- 
sten Fälle  in  höchster  Instanz  vor,  die  Entecheidungen  über  Tod 
und  Leben  —  das  Recht  der  Begnadigung  u.  dgl. 

E&  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  diese  ursprünglich 
angestellten  Organe  der  Staategewalt  nicht  nach  Gesetzen  son- 
dern im  Geiste  und  nach  dem  Willen  des  Staatsoberhaupts,  der 
den  Willen  und  den  Geist  des  maassgebenden  Kreises  der  herr- 
schenden Olasse  repräsentirte,  handelten  und  urtheilten.  Aber 
diese  ihre  Handlungen  und  Urtheile  bildeten  mit  der  Zeit  eine 
Reihe  von  Präcedenzfallen,  bildeten  ein  Gewohnheiterecht  das 
ihre  Nachfolger  als  Richtechnur  nahmen,  auf  welches  die  In- 
teressenten sich  beriefen. 

Es  konnte  nicht  ausbleiben,  dass  die  Staategewalt  um  die 
Thätigkeit  dieser  ihrer  Organe  in  ordnungsmässige  regelrechte 
tiahneu  zu  lenken,  diese  Präcedenzfalle  und  dies  Gewohnheite- 
rooht  zur  Grundlage  von  Normen  nahm,  die  sie  behufs  zukünftiger 
IWiuuihaohtung  als  Gesetze  verkündete. 

IVu^iHi  Gesetze  begründeten  Rech.e  und  Pflichten,  sie  nor- 
luivlou  vlio  gleiühmäsige  Thätigkeit  der  Organe  der  Staategewalt 
uuvl  U^liumUen  die  Grundsätze  für  die  Rechtssprechung  in  strei- 
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spricht  sie  abzuändern  und  seine Thätigkeit  normwidrig  doch 
zweckmässig  einzurichten. 

Das  nun  ist  der  wichtige  und  wesentliche  Unter- 
schied zwischen  Privatrecht  und  Staatsrecht,  dass  die  Normen 
des  ersteren  ihrem  meritorischen  Grehalte  nach,  vom  Staate  nicht 
vertheidigt  werden,  dass  ihre  Vertheidigung  in  dieser  Hinsicht 
den  einzelnen  Interessenten  ganz  überlassen  wird,  während  sich 
der  Staat  die  Normen  des  Staatsrechts  zur  Vertheidigung  vor- 
behalten muss*).  Das  Privatrecht  beherrscht  ein  Gebiet,  welches 
dem  Staate  indifferent  geworden  ist,  an  dem  er  nur  ein  forma- 
les Interesse  hat:  das  Staatsrecht  beherrscht  dasjenige  Grebiet 
in  dem  die  vitalsten,  unmittelbarsten  Interessen  des  Staates  lie- 
gen. Das  Privatrecht  wird  von  den  Verhältnissen  der  einzelnen, 
von  ihren  gegenseitigen  Herrschafts-  und  Abhängigkeitsverhält- 
nissen in  Bewegung  gesetzt;  das  Staatsrecht  wird  von  derThätig- 
keit  des  Staates,  von  seiner  Herrschaftsübung  und  Regierungs- 
thätigkeit  beseelt. 

Aus  diesem  Unterschiede  der  Gebiete  die  sie  beherrschen, 
der  Interessen  von  denen  sie  beherrscht  werden,  der  Verhältnisse 
die  sie  regeln,  der  Subjecte  denen  sie  angehören  und  der  Objecte, 
auf  die  sie  sich  beziehen,  entspringt  die  grosse  Verschiedenheit 
des  Wesens  und  des  sowohl  praktischen  wie  wissenschaftlichen 
Entwicklungsganges  des  Privat-  und  Staatsrechts. 

Dieser  wesentliche  Unterschied  zwischen  Privat-  und  Staats- 
recht hat  von  jeher  auf  die  wissenschaftliche  Bearbeitung  und 
Behandlung  dieser  zwei  Disciplinen  einen  entschiedenen  Einfluss 
geübt.  Ehe  wir  jedoch  zu  diesem  Unterschied  übergehen:  ver- 
gegenwärtigen wir  uns  vor  allem  die  Veranlassung  der  wissen- 
schaftlichen Behandlung  des  Rechts. 

A  n  m.  a)  Der  principielle  Unterschied  zwischen  Privat-  und 
Staatsrecht  geht  auch  aus  folgender  Betrachtung  hervor.  Die  neue- 
sten Untersuchungen  über  das  "Wesen  des  Hechts  gelangen  zum 
Resultat,  dass  ein  jedes  Recht  einen  Imperativ  in  sich  enthalte.  *) 
Ein  joder  Imperativ  setzt  nun  einen  Befehlenden  und  einen,  dem  be- 
fohlen wird,  voraus.     Beim  Privatrecht  treflfen  diese  beiden  Vor- 


*)  »AUea  Hoeht   besteht    in   Imperativen*   Thon,  Rechtsnorm   und 
suhjeot.  Hwiht.  S.  (>l>. 
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Normwidrigkeit  wiederum  nnr  neue  Lnperatire  lebendig  weiden: 
insbesondere  Gebote  an  die  vorgesetzte  Behörde  gegen  die  pflicht- 
widrigen Beamten  disciplinariscb  einzuschreiten.  Und  zuletzt 
schliest  sich  die  Kette  mit  einem  Imperatir ^  dessen 
Nichtbefolgung  ohne  weitere  rechtliche  Folge 
bleibt.*'  (Thon  Rechtsnorm  S.  11.)  liegt  in  diesen  Worten 
nicht  das  Geständniss,  dass  bei  einem  Gliede  der  langen  Rechts- 
kette der  Charakter  des  Rechts  aufhört  und  der  derMaohtbefugniss, 
der  Herrshaft  beginnt.  Nur  ist  die  Anschauimg  Thon's  irrthihiL- 
lich,  dass  jenes  Glied  der  Kette,  das  des  wesentlichen  Charakters 
des  Rechtes  entbehrt,  die  Kette  „schliesst".  Mit  niehten!  Es 
folgen  dort  so  manche  Kettenglieder,  die  einen  wichtigen  Theü  des 
Öffentlichen,  des  Staatsrechts  bilden.  Nur  eine  Oberflachliehe  Be- 
trachtung gibt  sich  der  Täuschung  hin,  dass  das  schon  der  S  c  h  1  u  s  s 
der  Kette  ist.  — 

§32. 

Gesetzgebung  und  Jurisprudenz. 

Der  Gesetzgeber  ist,  wie  schon  erwähnt,  nie  und  nimmer 
im  Stande,  alle  einzelnen,  concreten  Fälle  die  einen  Streit  unter 
den  berechtigten  Personen  hervorrufen,  vorauszusehen  und  den- 
selben gesetzlich  zu  regeln.  Zuerst  wird  überhaupt  keinerlei  Ge- 
setz erlassen,  sondern  nur  nach  Zweckmässigkeit  und  Gutdünken 
entschieden.  Wenn  aber  sodann  zur  Fällung  dieser  Entscheidungen 
ein  besonderer  magistratus  bestellt  wird,  dann  erhält  derselbe 
wohl  eine  allgemeine  Weisung,  in  welchem  Sinne  er  vorzugehen 
habe.  Auch  mag  sich  diese  Richtschnur  aus  Gewohnheit  und 
Sittw  orgeUiu. 

Die  Uebung  aber  des  Amtes  führt  nothwendigerweise  zur 
KeaUtollung  allgemeiner  Grundsätze  nach  denen  entschieden  wird 
und  der  öttere  Wechsel  in  der  Person  des  Beamten  oder  Richters, 
dWNothweadigkeit  mehrere  derselben  zu  bestellen  legt  den  Nutzen 
i'iucüin'bcUüiä  nahe,  das  den  Entscheidungen  desselben  zur  Grund- 
lage ^u  dieuoa  habe. 

bis  ist  klai\  das»  die  Zweckmässigkeit  der  Erlassung  eines 
^ivöv'Ucö  /.ucrsit  aui'  dem  Gebiete  der  Privatverhältnisse  sich  gel- 
:v :u!  uu.lu.  Dvuu  nur  für  das  Gebiet,  welches  der  Staatsgewalt 
luiitlWvut  ijowoi'den  ist,  muss  sie  bestrebt  sein,  sich 
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Ruhe  zu  verschaffen  indem  sie  den  bestellten  Beamten  und 
Richter  gewisse  Grandsätze  ihrer  Rechtsprechung  ein  für  allemal 
in  Gesetzen  kundgiebt. 

Aber  dieselbe  Ursache,  welche  sie  zur  Gesetzgebung  für  die- 
ses Gebiet  veranlasst,  wirkt  auch  weiter  und  zwingt  sie,  die 
Interpretirung  und  Entwicklung  der  im  Gesetze  kundgemachten 
Grundsätze  von  sich  ab  —  und  auf  dazu  berufene  Personen  zu 
überwälzen.  In  erster  Linie  übernahmen  nun  dieses  Geschäft 
d^  Interpretirung  die  Behörden  und  Gerichte,  in  zweiter  Linie 
die  Rechtsgelehrten. 

Dem  Staate  konnte  diese  Aushilfe  nur  willkommen  sein. 
E[  konnte  sich  nun  ausschliesslich  den  nicht  richterlichen 
Aufgaben  der  Regierung  zuwenden  und  die  Rechtsprechung  ganz 
dem  Richter- und  Rechtsgelehrtenstand  überlassen.  Das  Privat- 
recht war  versorgt;  es  hatte  in  der  Praxis  und  in  der  Theorie 
seine  fachmännische  Vertretung;  der  Staat  lieh  ihm  nur  noch 
von  ferne  seinen  Schutz  und  sein  Ansehen. 

Ganz  anders  verhält  es  sich  mit  dem  Staatsrecht. 

Die  Ordnung  der  öfifentlichen  Machtverhältnisse,  die  die 
Staatsgewalt  einmal  festsetzte,  brauchte  und  durfte  in  keines  An- 
dern Schutz  und  Obhut  g^eben  zu  werden  —  der  Staat  .selbst, 
die  Staatsgewalt  musste  ihr  eigenes  Lebensinteresse  besorgen. 
Daß  war  ja  übrigens  der  eminenteste  Inhalt  ihrer  Thätigkeit. 
Sich  selbst  aufrechtzuerhalten  und  zu  stärken,  ihre  eigene  Macht- 
sphäre zu  schützen  und  zu  schirmen,  das  war  und  ist  der  Inhalt 
des  Lebens  der  Staatsgewalt  Ein  solches  Interesse  giebt  man 
nicht  aus  Händen,  vertraut  man  nicht  fremder  Obsorge.  Für  das 
Staatsrecht,  d.  h«  för  die  begründete  nnd  festgesetzte  Herrschafts- 
ordnung zwischen  den  sozialen  Bestandtheilen  des  Staates,  musste 
die  Staatsgewalt  selbst  der  höchste  Gresetzgeber  nnd  Richter  zu- 
gleich bleiben. 

Nun  sehen  wir  aber  dennoch,  wie  es  in  jedem  Staate  in 
seiner  weiteren  Entwicklung  auch  zur  Aufzeichnung  und  Kund- 
machung des  Staatsrechts  kommt  Machen  wir  es  uns  daher  klar, 
welche  Motive,  die  im  primitiven  Staate  noch  nicht  vorliegen, 
in  dessen  weiterer  Entwicklung  zu  dieser  staatsrechtlichen 
Gesetzgebung  drängen. 


100  ^*  §  ^^'  Gesetzgebung  and  JurispradeiiK. 

Vor  allem  drängt  dazu  die  räumliche  Entfaltung 
des  Staates.  Die  mannigfachen  Thätigkeiten  and  Handlangen 
der  Staatsgewalt  können  bei  der  territorialen  Vergrösserung  des 
Staates  anmöglich  von  der  Person  des  Herrschers  oder  seiner 
unmittelbaren,  seinen  mündlichen  Befehlen  gehorchenden  Um- 
gebung, besorgt  werden. 

Ist  man  aber  gezwungen,  diese  Thätigkeit  auf  mehrere  and 
gar  noch  an  entfernt  sich  aufhaltende  Beamte  zu  übertragen,  dann 
stellt  sich  wohl  die  Nothwendigkeit  heraus  denselben,  im  Interesse 
der  Gleichmässigkeit  des  Vorgehens  in  Raum  und  Zeit,  schrift- 
liche Instruktionen  zu  geben,  wie  Heer  und  Finanzwesen  zu  be- 
sorgen, wie  die  Herrschafts-  und  Abhängigkeitsverhältnisse  der 
Bürger  und  Unterthanen  aufrecht  zu  erhalten.  Diese  Instructionen 
und  Normen  die  sich  im  Anfange  an  die  von  früher  her  geübte 
Praxis  der  Regierung  und  Herrschaft  anscüliessen,  sie  wachse 
mit  der  Zeit  zu  einen  InbegriflP  von  öffentlich-rechtlichen  Satzungen 
heran.  Ihrer  Natur  und  Entstehung  nach  haben  sie  nur  eine 
Tendenz:  die  Art  und  Weise  des  Regierens  zu  ordnen.  Sie  räumen 
vorerst  Niemandem  aus  dem  Volke  ein  Recht  ein  — 
sie  setzen  nur  die  Pflichten  derUnterthanen,  die  ^Rechte* 
der  Regierenden  fest.  Da  also  diese  Satzungen  keinen  andern 
Zweck  verfolgen,  als  das  Interesse  der  Regierung  zu  wahren,  so 
gelten  sie  nur,  so  lange  sie  diesemZwecke  dienen.  Wer- 
den sie  unzweckmässig,  so  nimmt  man  an  ihnen  die  entsprechen- 
den Modificationen  vor.  Mit  einem  Worte  das  erste  geschrie- 
bene Staatsrecht,  die  erste  staatsrechtliche  Gesetzgebung  ist  ein 
Reglement  für  die  Thätigkeit  der  bestellten  Regierungsorgane; 
eine  Aufzeichnung  der  Normen  nach  denen  die  Staatsgewalt 
ihre  Herrschaft  übt. 

Eine /.weite  viel  wich  tigere  Veranlassungist  es  die 
in  der  weiteren  Entwicklung  des  Staates  zur  Aufzeichnung  staats- 
rechtlicher Bestimmungen  führt.  Wenn  ein  sozialer  Bestand- 
tht^il  des  Staates,  wenn  eine  mächtig  gewordene  Classe  oder  ein 
Tlioil  der  herrschenden  Classe  in  einen  Interessengegensatz  zur 
Staatsgewalt  tritt  und  gestützt  auf  seine  Macht  von  derselben 
Zuj^eständnisse  verlangt,  oder  solche  im  inneren  Parteienkampfe 
sic^h  erwirbt:  dann  ist  er  naturgemäss  bestrebt,  sich  die  erworbe- 
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So  manches  hochachtbare  and  gelehrte  Drtheil  über  meine 
wenigen  früheren  Publicationen  ward  mir  in  wissenschaftlichen 
2jeitschriften  zu  Theil.  Mit  tiefem  Ernste,  bereit  jeden  Augenblick 
mich  eines  Besseren  belehren  und  überzeugen  zu  lassen,  habe  ich 
all  die  gegnerischen  Stimmen  erwogen;  keine  konnte  meine 
wissenschaftliche  Ueberzeugung  wanckend  machen.  Ja,  die  meisten 
gaben  mir  nur  neue  Argumente  für  meine  Thesen  an  die  Hand, 
lieferten  mir  unwillkührlich  neue  Waffen  zur  Vertheidigung  meiner 
Ansichten. 

Und  so  ist  mir  jede  Hofliiung  geraubt,  mein  Buch  eine  gün- 
stige Aufnahme  finden  zu  sehen,  mich  mit  meinen  sehr  geehrten 
Herren  Recensenten  auf  einen  besseren  Fuss  zu  stellen. 

Die  herrschende  Staatslehre  einerseits  und  der  sie  be- 
kämpfende Socialismus  andererseits,  sie  beide,  dess  bin  ich  mir 
nur  zu  gnt  bewusst,  müssen  gereizt  und  tief  verletzt  sich  gegen 
mich  wenden;  zwei  mächtige  Gegner,  gegen  welche  die  Kraft  des 
Einzelnen  nicht  ausreicht. 

Wenn  eine  wissenschaftliche  Theorie  schon  durch  einen  com- 
binirten  Augriff  von  Recensenten  aus  den  verschiedensten  Lagern 
geschlagen  werden  kann  —  dann  ist  meine  Niederlage  gewiss. 
Ich  gehe  ihr  mit  Ruhe  und  Resignation  entgegen.  Auf  diesem  nicht 
unschweren  Wege  tröstet  mich  nur  ein  Gedanke :  nicht  als  ob  ich 
die  Wahrheit  gefunden,  die  schliesslich  doch  triumphiren  müsste  — 
nichts  ist  mir  ferner  als  solche  eitle  Einbildung  —  nur  der  Ge- 
danke tröstet  mich,  dass  vielleicht  die  neuen  Gesichtspunkte  zu 
erneuter  Prüfung  der  Grundlagen  der  Staatsrechtswissenschaft 
Veranlassung  geben  werden;  womit  in  der  That  das  höchste 
Ziel  meines  Strebens  erreicht  wäre. 

Graz,  im  Juli  1880. 
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aus  der  Hand  zu  geben;  denn  diese  Interpretation  geht  ihr  hart 
an  den  Leib.  Nun  sind  aber  alle  Gresetze  zufolge  der  Natur  der 
Sprache,  der  Unbestimmtheit  und  Wandelbarkeit  der  Begriffe 
nothwendigerweise  unvollkommen.  Sie  können  weder  alle  mög- 
lichen Fälle  voraussehen  noch  auch  die  Bestimmungen  über  vor- 
ausgesehene, so  fassen,  dass  ihre  Deutung  nie  und  nirgends  einem 
Zweifel  Raum  lasse.  Auch  das  Staatsrecht,  das  Yerfassongs- 
gesetz  kann  in  dieser  Beziehung  keine  Ausnahme  bilden.  Die 
Staat^ewalt  wird  nun,  wie  gesagt,  keineswegs  för  solche  Fälle 
der  gewöhnlichen  juristischen  Interpretation  freien  Lauf  lassen: 
denn  wo  hat  sie  die  Garantie,  dass  die  Resultate  juristischer  In- 
terpretation mit  ihren  Zwecken  und  Absichten,  mit  dem 
was  sie  bei  Erlassung  des  Gresetzes  im  Sinne  hatte,  zusam- 
menstimmen werden?  Wo  hat  sie  die  Garantie,  dass  die  juri- 
stische Interpretation  das  Maass  jener  Rechte  das  sie  ihrer 
Gegenpartei,  (dem  socialen  Bestandtheil)  mit  jenem  Staatsrechts- 
gesetz einräumen  wollte  oder  einzuräumen  gezwungen  ist,  nicht 
überschreite?  Wo  hat  sie  die  Garantie,  dass  diese  Interpretation, 
das  Maass  iener  Pflichten,  die  sie  zu  übernehmen  gezwungen  war 
und  ist,  nicht  zu  sehr  erweitere  und  den  Umfang  ihrer  Freiheit 
nicht  zu  sehr  einenge? 

Denn  daran  kann  man  doch  nicht  denken,  als  ob  die  juri- 
stische Interpretation  wirklich  je  irgend  eine  unfehlbare  Wahr- 
heit zu  Tage  förderte;  das  ist  ja  gar  nicht  ihre  Aufgabe  und  nicht 
ihr  Zweck.  Desswegen  ist  ja  eben  der  Streit  das  Ele  ment 
Alles  Juristischen  —  und  zwar  der  ewige  Streit.  Die  juri- 
stische Interpretation  hat  ja  nur  den  Zweck  und  kann  keinen 
andern  haben,  die  coUidirenden  Interessen  der  Einzelnen  nach 
irgend  einer  formalen  Regel  zu  schlichten,  zu  ordnen,  beizu- 
legen und  'zu  beruhigen.  Aber  was  sie  herstellt,  ist  nur 
formale  Ausgleichung,  nur  formale  Ruhe,  nur  formale 
Gerechtigkeit.  Das  rechtskräftige  Urtheil  macht  nur  dem  Pro- 
cess  ein  Ende —  nicht  aber  dem  meritorischen  Streit 
der  Meinungen,  der  materiellen  Differenz  zwischen  den 
Parteien.  Nur  das  der  Staat  in  diesen  Fällen  dem  materi- 
ellen Streit  ein  Ende  macht,  dass  er  den  Parteien  Ruhe  ge- 
bietet, dass  er  keine  weiteren  Folgen  des  Streites  anerkennt, 
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Phasen  durchlaufen  hat,  gelangt  sie  auf  ihrer  letzten  Stufe  zur 
Ergänzung  der  realistischen  Erkenntniss  des  Wesens  und  wirk- 
lichen Daseins  der  untersuchten  Erscheinung.  Diesen  in  kurzem 
Umriss  hier  gezeichneten  Gang  können  wir  auch  bei  den  wissen- 
schaftlichen Forschungen  der  Hauptgegenstände  der  modernen 
Socialwissenschaften  „  Volk  und  Staat  **  seit  dem  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts,  beobachten. 

§  15. 
Die  Begriffe  Volk  und  Staat  bei  Schlözer. 

Eine  zwar  noch  etwas  primitive,  rein  äusserliche,  doch  für 
seine  Zeit  sehr  charakteristische  Anschauung  von  Volk  und  Staat 
finden  wir  zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  bei  Schlözer  i). 
Es  stellen  sich  ihm  auf  den  ersten  Blick  drei  Arten  von  Gresell- 
schaften  dar:  die  häusliche, bürgerliche  und  staatliche.  Mit  dieser 
äussern  Nebeneinanderstellung  giebt  er  sich  zufrieden  und  knüpft 
an  dieselbe  einige  Bemerkungen.  Die  beiden  ersten  Arten  von 
Gresellschaften  scheinen  ihm  aus  t hier i sehen  Instincten  ent- 
sprungen zu  sein;  „zum  üebergang  in  die  dritte  musste  schon 
raisonnirende  Erfahrung  wirken  •*.  Bei  dieser  „  raisonnirenden  Er- 
fahrung** denkt  Schlözer  offenbar  an  drei  für  die  Entwicklung 
der  Theorie  des  Staates  wichtige  Punkte  und  zwar  erstens  an 
den  durch  menschlichen  Willensact  mit  vollem  darauf  gerichteten 
Bewusstsein  gegründeten  Staat,  zweitens  an  eine  durch  Er- 
fahrung erlangte  Einsicht  in  die  Vortheile  des  Staats  und  drittens' 
an  eine  ausdrücklich  oder  stillschweigend  vertragsmässige,  also 
implicite  auf  das  Recht  gestützte  Staatsgründuug. 

„  Man  braucht  nur  zu  bemerken,  **  schreibt  Schlözer,  „  dass 
Menschenglück  ohne  Verein  und  dauernder  Verein  ohne  Staat 
nicht  möglich  sind:  so  unterwarf  man  sich  freiwillig; 
oder  falls  auch  die  erste  Unterwerfung  erzwungen  war,  so  harrte 
man  ge  r  n  in  derselben  aus. ** 

Auf  diese  freiwillige  Unterwerfung  oder  wenigstens  auf 
dieses  freiwillige  Verharren,  legt  Schlözer  grossen  Werth. 
„Menschen,  die  von  Natur  frei  sind,  belieben  sich  einem 
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Herrscher  zu  unterwerfen,  •*  meint  er  und  fügt  dazu  in  der  An- 
merkung bei :  ^  Soll  ein  Unterschied  z\^3schen  Räuberbande  und 
Regierung  sein,  so  muss  f r  e  i  e  s  B  e  1  i  e  b  e  n  in  die  Mitte  treten  ** 
(1.  c.  S.  12).  »Das  droit  de  conquete,  heisst  es  an  einer  andern 
Stelle,  kann  Sklaven  aber  keine  Unterthanen  machen^.  Eine 
rechtmässige  Herrschaft  aber  kann  nach  Schlözer,  nur  vermöge 
eines  Vertrages  und  freier  Einwilligung  der  Unterthanen  entstehen, 
Dabei  fügt  er  noch  dieYorsicht^nassregel  hinzu:  »Der  Grund- 
oder Unterwerfungsvertrag  soll  beiderseits  be- 
schworen werden.* 

Im  Ganzen  also  ist  es  die  Yertragstheorie  seiner  Zeit,  die 
Schlözer  da  reproduzirt,  was  ihn  aber  nicht  hindert,  auch  manche 
ganz  zutreffende  Bemerkung  über  das  Wesen  des  Staates  zu  machen. 
So  meint  er  z.  B.(S.  15)  dass^  im  Wesentlichen  alle  Staaten 
sich  gleich*  seien,  ^überall  sind  Befehlende  und  Ge- 
horchende*. Wie  einfach  und  naheliegend  dieser  letztere  Um- 
stand scheint,  so  ist  er  doch  merkwürdigerweise  von  den  meisten 
Staatsrechtslehren!  und  Rechtsphilosophen  ganz  übergangen  wor- 
den,  trotzdem  gerade  in  ihm  der  Ausgangspunkt  zu  einer  gedeih- 
lichen Erkenntniss  des  Staates  liegt. 

Mit  der  Vertragstheorie  Hand  in  Hand  geht,  bei  Schlözer 
die  Ansicht  vor  der  Priorität  des  Rechtes  vor  dem  Staate.  »  Der 
Mensch*,  sagt  er,  »war  eher  als  der  ünterthan.  Und  ehe  er  sich 
in  eine  Staatsgesellschaft  begab  oder  hineingerieth,  hatte  er 
schon  als  Ehemann,  Vater,  Hausherr  und  Bürger  die  Freuden 
und  Leiden  des  geselligen  Lebens  gekostet*.  Bei  Schlözer  geht 
also  nicht  nur  das  gesammte  Privatrecht  (Ehemann,  Vater,  Haus- 
herr!) sondern  auch  ein  Bürgerthum  dem  Staate  voran! 

Trotz  alledem  entgeht  aber  S  c  h  1  ö  z  e  r'n  auch  die  Thatsache 
nicht,  dass^diem  ei  stenStaaten  durch  Zwang  entstan- 
den sind.  Zwang  setzt  Krieg  voraus  und  Krieg  einen 
Heerführer.  Der  Heerführer  blieb  auch  im  Frieden  Anführer ; 
der  Suffet  ward  Richter  oder  Justizpräsident*  (S.  137). 

Man  muss  bei  S  c  h  1  ö  z  e  r,  der  ganz  und  gar  in  der  Vertrags- 
theorie befangen  ist,  solchen  hin  und  wieder  sporadisch  ange- 
brachten sehr  wichtigen  Bemerkungen  über  das  Wesen  und  die 
Entstehung  des  Staates,  die  vollste  Anerkennung  zollen. 
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Daher  kommt  es  denn  auch,  dass  diese  Grebiete  des  öffent- 
lichen Rechts,  ähnlich  dem  Privatrecht,  dem  Sckutee  richter- 
licher Organe  meist  ganz  anheimgestellt  worden  und  ihre  Fort- 
bildung und  Entwicklung  den  Grerichten,  der  joristischen  Inter- 
pretation, der  Rechtswissenschaft  überlassen  ist 

Von  unserem  Standpunkte  also,  von  dem  aus  wir  als  ent- 
scheidendes Kjriterium  und  Unterscheidungsmerkmale  des  Redits 
erstens  den  Umstand,  ob  der  Staat  oder  der  fänzelne  an  den- 
selben ein  grösseres  Interesse  hat  und  ob  in  Folge  dessen  die 
Auslegung  und  Weiterbildung  desselben  den  Rechtssprüchen  der 
juristischen  Interpretation  und  Wissenschaft  überlassen  oder  der 
uumittelbaren  Entscheidung  der  Staatsgewalt  vorbehalten  ist, 
YiHx  unserm  Standpunkte  nun  kann  es  keinem  Zweifel  unterlieg^i, 
dass  diese  zum  ,  öffentlichen  ^  Rechte  gezählten  Grebiete  des 
Ovilprooesses,  und  des  gesammten  Strafrechts  zum  Staatsrecht 
iu  i4uom  ganz  ähnlichen  Verhältnisse  stehen,  wie  das  Privatrecht 

Wir  werden  also»  wenn  wir  von  Staatsrecht  reden,  nur  an 
iUh  Staatsrecht  im  engern  Sinne  dieses  Wortes  mit  Aus- 
schluMh  des  speoiell  als  ^ öffentlichen'  bezeichneten  Rechtes  den- 
Kou  uuil  diesem  gegenüber,  dem  Privatrecht  auch  die  Grebiete  dieses 
«vxtteutlioheu''  Rechtes  hinzuzählen. 

§  34. 
Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht 

Uig  ^^wöhulioheEintheilung  des  Staatsrechts  ist  die  inVer- 

•Wc^u^*:    uikI  Vorwal tungsrecht     Die  Grundlage  und  Recht- 

^'it^iiui^  dk'ACV  lOiutheilung  ist  streitig  und  unklar.  Einige  wollen 

.V  Uli  vlvu  Um^ktaad  gründen,  ob  das  Recht  kraft  eines  Ge- 

. .  .  . .  .^  ^  V  u  lawiuug^gesetz)  oder  Kraft  einer  Verordnung  geübt 

VI  ^ .  vic.     Viivlwv  \^ olKui  das  Verfassungsrecht  auf  die  „  w  e  s e  n  t- 

.  u  .» .  lUA  Jvi  Natur  der  Staatsgewalt  abzuleitenden  Functio- 

sv.   .uUciiUcU  >%ivkouden  Volkswillens«  beziehen  und  sehen 

.  :  oiuivu  iu  dwion,  und  die  Schranken,  bis  zu  welchen 

.    *;.*...  »^vv^ sUv  i^  1 1 g e m e i  n  äussert  und  bethätigt **  wäh- 

. ,..  N  ci  vK^4»Uuu^^vohte  »die  besondere  rechtliche  Natur 

\ :  .V      ....^  .>!  V  ..xv\  vivA  dw  Verfügung  der  Staatsgewalt  unter- 


"Wissenschaft  und  Wahrheit. 

Wenn  es  auf  andern  Gebieten  menschlichen  Forschens  und 
Denkens  vielleicht  überflüssig  ist,  immer  wieder  auf  den  Begriff 
der  Wissenschaft  als  den  Ausgangspunkt  und  die  Grundlage 
einer  vorzunehmenden  Untersuchung  zurückzugreifen :  so  ist  diess 
beim  Staatsrecht  nicht  der  Fall. 

Es  ist  im  Staatsrecht  so  viel  gearbeitet  worden,  was  nur 
dem  Augenblick  diente,  nur  momentanen  Tendenzen  fröhnte,  mit 
der  Zeit  aber  in  vollkommene  Bedeutungslosigkeit  zurücksank, 
dass  man  in  der  That  es  sich  zum  Grundsatze  machen  muss,  auf 
diesem  Felde  keinen  Schritt  zuthun,  ohne  sich  früher  dieüeber- 
zeugung  verschafft  zu  haben,  ob  man  den  Fuss  auf  die  feste  Bahn 
der  Wissenschaft  oder  auf  den  schlüpfrigen  Boden  der  Tendenz 
gesetzt  habe. 

Möge  es  uns  also  immerhin  als  eine  Pedanterie  angerechnet 
werden,  wir  stellen  uns  auch  diesmal,  da  wir  an  eine  staatsrechtliche 
Untersuchung  gehen,  erst  die  Frage:  was  ist  Wissenschaft?  Die 
Antwort  ist  nicht  so  leicht  als  man  gewöhnlich  denkt 

Fangen  wir  davon  an,  was  denn  eigentlich  der  Inhalt  der 
Wissenschaft  sein  kann?   Offenbar  nur  ein  Erkennen,  eine  Er-  . 
kenntniss.   Das  scheint  klar. 

Erkennen  aber  kann  man  nur  das  was  ist,  was 
existirt,  wenigstens  für  uns,  d.  h.  für  unser  Bewustsein,  für 
unseren  Intellect.  Ein  Erkennen  dessen  was  mcht  ist,  ist  ein 
Wahn,  eine  Illusion  oder  ein  Trug.  Aber  auch  das  was  sein 
solle  kami  man  nicht  erkennen,  man  kann  es  nur  wünschen 
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oder  fordern.  Wünsche  jedoch  und  Forderungen  können  nicht 
Inhalt  der  Wissenschaft  sein. 

Damit  ist  nun  schon  die  Bestimmung  des  wahren  Inhalts 
der  Wissenschaft  approximativ  angebahnt,  wenn  wir  nur  noch  auf 
die  Frage  Antwort  geben  können:  was  besteht  denn,  was  exi- 
stirt  in  der  uns  umgebenden  Welt?  Es  ist  das  das  All,  das  wir 
Natur  nennen.  Was  nicht  in  der  Natur  ist,  Was  übernatürlich  ist 
oder  was  nur  in  unserem  Wollen,  in  unserem  Wünschen  und  in 
unserer  Phantasie  existirt  das  ist  nicht,  das  besteht  nicht,  das 
existirt  eben  nicht  in  der  Wirklichkeit  (wenigstens  wie  wir  sie 
begreifen  können)  und  das  kann  auch  keinen  Inhalt  des  Erken- 
nens  abgeben  —  kann  nicht  Gegenstand  des  Wissens,  der  Wis- 
senschaft sein,  es  müsste  denn  nur  als  pathologische  Er- 
scheinung an  unserem  Geiste  in  Betracht  kommen. 

Die  Wissenschaft  kann  also  nur  die  Wirklichkeit,  das  be- 
stehende All,  die  Natur,  zu  ihrem  Gegenstande  haben  und  zwar 
in  ihrer  Totalität  oder  in  ihren  verschiedenen  Theilen.  Dass  aber 
das  Thun  und  Treiben,  das  Leben  und  Weben  der  Menschen  ein 
solches  Stück  Natur  ist,  die  Erkenutniss  desselben  daher  eine 
Wissenschaft,  kann  keinem  Zweifel  unterliegen.  *) 

Aber  nur  das  wirkliche  Thun  und  Treiben  nicht  etwa 
ein  gewünschtes,  gewolltes  und  geträumtes  kann  Ge- 
genstand der  Wissenschaft  sein.  Ist  aber  von  diesem  wirklichen 
Thun  und  Treiben  der  Menschen  die  Rede,  so  kommt  in  erster 
Linie  der  Staat  in  Betracht.  Denn  von  einem  gewissen  Punkte 
der  Entwicklung  der  Menschen  angefangen,  macht  sich  ihr  Wirken 
und  Schaffen  nur  im  Staate  geltend;  der  Staat  bildet  von 
da  an  das  ausschliessliche  Gesichtsfeld  in  dem  wir 
dieses  Wirken  und  Schaffen  der  Menschen  erblicken.  Die  Staats- 
wissenschaft nun  hat  es  eben  mit  diesem  Stück  Naturprocess 
zu  thun  der  uns  innerhalb  des  Rahmens  des  Staa4;es 
entgegentritt. 

Alles  ande|B  dagegen,  das  sich  so  gerne  an  diesen  Rahmen 
klammert,  alle  Wünsche  und  Forderungen  und  Träume,  alle 
ütopieen  und  Fantasien,  sie  sind  Tendenz  oder  Poesie,  nur  Wis- 
senschaft sind  sie  nicht. 
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Es  genügt  jedoch  nicht  den  Gegenstand  einer  Wissen- 
schaft zu  kennen.  Soll  der  Gang  der  Untersuchung  kein  schwan- 
kender, soll  er  fest  und  zielbewusst  sein :  so  muss  vor  allem  der 
Zweck  aller  Wissenschaft,  in  vorliegendem  Falle  aber  speciell 
der  der  Staatswissenschaft  klar  erkannt  werden. 

Ebenso  nun  wie  man  mit  dem  Worte  Wissenschaft  nie  und 
nirgends  geizte,  ebenso  wenig  zögerte  man,  als  Zweck  all  und 
jeder  Wissenschaft  das  Auffinden  der  „W  a  h  r  h  e  i  t"  zu  bezeichnen. 
Nur  das  blieb  unaufgeklärt,  was  man  unter  Wahrheit  verstehe? 
Speciell  in  der  Staatswissenschaft  meinte  der  Eine  dieselbe  in 
der  besten  Form  des  Staates,  die  er  uns  anempfehle;  der 
Andere  in  Rathschlägen  die  er  den  Fürsten;  der  Dritte  in 
Lehren  die  er  den  Völkern  gebe,  zu  finden.  Trachten  wir 
nun,  uns  über  diesen  Begrifi^,  speziell  mit  Rücksicht  auf  unsere 
Wissenschaft^  klar  zu  werden. 

Was  ist  wahr?  Offenbar  dasjenige  was  nicht  nur  scheinbar 
ist,  sondern  thatsächlich  besteht,  wenigstens  für  unser  Be- 
griflfsvermögen,  für  unseren  Intellect.  DieErkenntniss  nun  und  die 
Constatirung  einer  solchen  thatsäxshlich  bestehenden  Erscheinung, 
eines  solchen  Vorganges  oder  ümstandes  ist  die  Wahrheit.  Wenn 
der  Naturforscher  einen  natürlichen  Vorgang  und  dessen  Wirk- 
lichkeit (für  uns)  erkennt  und  denselben  constatirt,  dann  hat  er 
die  Wahrheit  erforscht.  Ganz  so  verhält  es  sich  auf  dem  Gebiete 
der  Staatswissenschaft.  Die  Erkenntniss  eines  wirklichen  Vor- 
ganges auf  dem  Gebiete  des  staatlichen  Lebens  ist  die  Erkennt- 
niss einer  Wahrheit.  Eine  solche  Erkenntniss  kann  sich  oflfen- 
bar  nur  auf  etwas  Geschehenes  und  in  Erscheinung  Gretretenes, 
also  auf  Vergangenes  oder  Gegenwärtiges  beziehen;  das  Künftige, 
das  Seinsollende,  das  Gewünschte  oder  Geforderte  kann  nicht 
Gegenstand  einer  Wahrheitserkenntniss  sein.  ^) 

Somit  haben  wir  die  nothwendig  einzuhaltende  Grenze  der 
Staats-Wissenschaft  gezogen.  Die  wirklichen  Vorgänge 
auf  dem  Gebiete  des  staatlichen  Lebens,  in  so  ferne  sich  in  ihnen 
ein  Stück  Naturprocesses  abspielt,  sind  Gegenstand  und  sollen 
Inhalt  dieser  Wissenschaft  sein;  die  Erkenntniss  und  Constatirung 
dieser  Vorgänge  aber  ist  die  einzig  mögliche  Wahrheitsanstrebung 
auf  ihrem  Gebiete.  ^) 
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Anmerkung  ^)  £s  ist  nicht  richtig  was  Oettingen  be- 
hauptet; >Der  Vorwurf  der  Unwissenschafblichkeit  oder  richtiger 
der  Wissenschaftslosigkeit  trifft  heut  zu  Tage  keineswegs  die 
Theologie  allein,  sondern  die  Geisteswissenschaften  überhaupt, 
Psychologie  wie  Ethik,  Philologie  wie  Geschichte,  ja  feist  alle 
philosophischen  Disdplinen^  (Oettingen,  Moralstatisik  IIS.  13). 
In  so  ferne  sich  diese  Disciplinen  mit  dem  menschlichen  Geist 
in  allen  seinen  Aeusserungen  und  Erscheinungen  beschäftigen  sind 
sie  allerdings  Wissenschaften,  da  sie  sich  doch  ebenfalls  mit  nichts 
Anderem  als  mit  einem  Stück  Natur  beschäftigen.  Auch  die 
Theologe  in  so  ferne  sie  den  » Glauben  der  Menschen  *  zu  ihrem 
Beobachtungsgegenstand  nimmt,  kann  rein  wissenschaftlich  be- 
handelt werden,  kann  eine  Wissenschaft  sein.  Dagegen  sind 
freilich  Vertheidigung  Yon  Dogmen,  Wahrheitsbeweise  für 
Glaubenssätze  oder  gar  Aufstellung  yon  Geboten  und  Yer- 
boten  —  reine  Theologie.  Ganz  richtig  sagt  daher  Schloss- 
mann: „Jede  Wissenschaft  strebt  nach  der  Erkenntniss  dessen 
was  ist  oder  gewesen  ist  oder  sein  wird.  Eine  Wissenschaft  kann 
schon  ihrem  Begriffe  nach  nicht  befehlen  oderyerbieten.."  (Schloss- 
mann, Vertrag  S.  12). 

A  n  m.  b)  Wie  divergirend  die  Auffassung  des  Begriffes  „Wahr- 
heit** ist,  zeigt  sich  unter  anderen  daraus,  dass  riele  Rechtslehrer 
insbesondere  der  naturrechtlichen  Schule  der  Meinung  waren,  jeder 
Kechtssatz  und  jeder  Paragraph  des  Naturrechts  sei  eine  —  Wahr- 
heit !  So  sagt  z.  B.  Rotteck  im  Artikel  Naturrecht.  (Staatslexicon 
1.  Aufl.  11.  B.  S.  179.)  „Ein  jeder  Rechtssatz  ist  eine  Wahrheit 
oder  soll  eine  Wahrheit  sein !"  während  wir  doch  gerade  in  Rechts- 
sätzen am  wenigsten  Wahrheit  zu  suchen  berechtigt  sind,  da  die- 
selben doch  immer  nur  etwas  relativ  Giltiges  enthalten:  die  Wahr- 
heit aber  daran  erkennt  werden  muss,  dass  sie  absolut  giltig  ist. 

A  n  m.  c.  Dass  die  Erforschung  der  Wahrheit  Ziel  und  Auf- 
gabe der  Wissenschaft  sei,  ist  zu  einem  Gemeinplatz  geworden:  nur 
was  man  unter  j^  Wahrheit*  zu  verstehen  habe,  darüber  lassen  einem 
alle  j^  Wahrheits  *forscher  im  Unklaren.  So  sagt  auch  Schlossmann 
in  seinem  j^  Vertrag  *  S.  1 90 :  »  Alle  wahre  Wissenschaft  forscht  nach 
absoluter  Wahrheit.  *  Doch  was  wir  unter  dieser  letztern  uns  denken 
sollen,  darüber  lässt  er  uns  im  Zweifel^  indem  er  an  zwei  Stellen  des- 
selben Buches,  der  Wissenschaft  zwei  ganz  verschiedene  Aufgaben 
zuweist,  von  denen  wir  die  eine  gerne  als  solche  acceptiren,  die  andere 
aber  entschieden  verwerfen  müssen.  Wenn  nähmlich  Schlossmann 
S.  2X3  sagt  »die  deutsche  Wissenschaft  hat  sich  den  Aufbau  eines 
Systems  des  Rechtes  und  damit  das  Höchste  was  eine  Wissen- 
schaft zu  erstreben  hat,  zur  Aufgabe  gestellt ^  so  müssen  wir 
es  entschieden  in  Abrede  stellen  erstens,  dass  der  Aufbau  eines  Sy- 
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siems  »das  Höchste  ist,  was  eine  Wissenschaft  zu  erstreben  hat*; 
zweitens,  dass  der  „Aufbau  eines  Systems"  mit  irgend  einer  „Wahr- 
heit** und  gar  mit  der  „absoluten  Wahrheit**  dfe  Schlossmann  oben 
als  Ziel  der  Wissenschaft  darstellt,  in  irgend  einer  Verwandtschaft 
und  Beziehung  stehe.  Systeme  kommen  und  gehen  wie  die  Moden 
des  Tages :  ein  Fünkchen  Wahrheit  kann  wohl  in  manchen  stecken, 
aber  keinSystem  bringt  uns  die  Wahrheit.  Die  Wahrheit  scheint 
überhaupt  ganz  unsystematisch  zu  sein,  wenigstens  werden  Systeme 
die  dem  menschlichen  Gehirn  entspringen  ihrer  Natur  nach  die 
Wahrheit  immer  nur  in  sehr  kleinen  Dosen  in  einer  Lösung  you 
Irrthümem  zu  Tage  fiSrdem. 

Dagegen  können  wir  die  andere  yon  Schlossmann  auf  S.  252 
ausgesprochene  der  obigen  entgegengesetzte  Ansicht  yollkommen 
acceptiren.  Sie  lautet:  ,vDie  Wissenschaft  hat  ihre  Aufgabe  in 
Bezug  auf  ein  ihr  gestelltes  Problem  gelöst,  so  bald  sie  die,  die  Er- 
scheinung, auf  welche  es  sich  bezieht,  beherrschenden  Clesetze  auf- 
gedeckt hat.**  Das  ist  ganz  was  anderes.  Man  kann  gewisse  „die 
Erscheinungen  beherrschende  Gesetze**  aufdecken  ohne  gleich  ein 
System  aufisübauen,  und  diese  Gesetze  können  absolute  W*ahrheit 
sein.  Jede  wahre  Wissenschaft  -^rd  sich  also  auch  um  zur  Wahrheit 
zu  gelangen  auf  die  Aufsuchung  dieser  Gesetze  beschränken  und  den 
Aufbau  ddr  „Systeme**  yorderhand  den  „Systematiken!  *  überlassen. 

§  2. 
Begriff  des  Staatsrechts. 

Der  Begriff  des  Staatsrechts  lässt  die  Bechtswi&fsenschaft 
nicht  ruhen.  Immer  wieder  und  wieder  wird  sie  im  Besitze  die- 
ses »ihres*  Gebietes  gestört;  ihre  Ansprüche  auf  dasselbe  werden 
angefochten.  Die  ewige  Beunruhigung  von  dieser  Seite  her  giebt 
immer  von  Neuem  Veranlassung  anf  den  Begriff  des  Staates  zu- 
rückzugreifen und  denselben  immer  von  Neuem  zu  untersuchen. 
Diese  Untersuchungen  werden  meistens  von  Rechtsgelehrten  unter- 
nommen mit  der  ausgesprochenen  oder  nicht  ausgesprochenen 
Tendenz  den  Staat  aus  dem  Recht  zu  construiren,  in  Folge 
dessen  den  Besitztitel  des  »Rechts*  auf  den  Staat  festzustellen; 
auf  diese  Weise  das  Staatsrecht  als  Gebiet  des  Rechts-  und  der 
Rechtswissenschaft  in  Anspruch  zu  nehmen,  und  der  Jurisprudenz 
ihre  Souveränetät  auf  demselben  zu  sichern. 

Solange  es  bei  der  Theorie  bleibt,  befriedigen  diese  Unter- 
suchungen alle  Welt  und  man  ist  weit  entfernt^  ihre  Beweisfüh- 
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jus  cirile  in  dem  yon  mir  bereits  betonten  Siime  eine«  jus  ciTinm; 
Römische  Bürger  lehrten  und  lernten  es,  römische  Bürger  wandten 
es  an,  auf  römiäche  Bürger  wurde  es  angewandt»  Aber  es  war  ein 
Recht  der  römischen  Bürger,  der  Torxugsweise  durch  das  jus  ci- 

yile in  ein  politisches  Games  rerschmolienen  SUknde 

der  Patricier  und  Plebejer Man  musste  aber  aber  röm  i- 

scher  Bürger  sein,  um  seiner  theilhaftig  zu  werden.*  ') 


1)  Lenz,   Ueber  die  geschiehtUehe  Entstehung  des  Rechts.  18ö4 
S.  193. 
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lung  vor  sieh  geht:  so  sind  es 
spondenten,  die  mittelst  ihrer  >  ' 

des  Staaterechts  in  Privatiecht  ■         ' 
wo  ein  Ge&etz  fehlt,  da  steIH  si  ' 
dene  Wandloog  zn  rechtfertägeb,^ 
ein  nnd  die  Interpret«toien  sind  . 
Sffentlich  -  rechtlichen   Satzung, 
die  ihr  firemd  waren   oder  schl 
juris  das  was  geschehen  mua 
darzostellen.   Auf  diese  Weise  vv 
natorale  und  ein  jus  gentium  —  ni' 
wirklich  existirende  ItechtBoompl< 
Rechtfertigung  der  nothwendig  ge\ 
müssen.    Denn  da  die  neue  Reohtf^ 
jus  civile  nnatatthaf^  ist,  so  muss 
Unrecht  erscheinen   soll,  ein  andi 
den;   zu   diesem    Zwecke   erfinden 
seilen  Juristen  ihr  jus  naturale,  oni. 
jus  gentium. 

Anm.  a)  Diesem  fiagirten  jur- 
Rechlsb^riflb  und  Satzungen  imputji 
leitet,  welche  dem  jus  äyüe  Fremd,  di 
des  Verkehrs  und  der  VerhäLtnUse  sie 
Mlche  aus  dem  fingiitenjus  naturale  a1 
Gleichheit  aller  Menschen.  Qu< 
pro  nuUis  habentur;  non  tarnen  et  jnr 
naturale  attinet,  omnea  homines  aeqv 
[60. 17,]  DIp.;  und  >quum  jure  natun 
[L.  4  D.  de  just,  et  jure  [1.  1.]  Ulp, 
der  Wirklichkeit  nirgends  zu  fiudei 
jus  gentium  war  sie  fremd  —  Jnre 
Da  man  aber  mit  der  Zeit  trotzdem  i 
oder  dem  andern  Sclaven  gewisse  Ri 
um  diese  Meinung  jnriBtisoh  zu  rec 
naturale  und  die  fiotio  juris:  jomn 
herhalten. 

A  n  m.  b.  Den  staatsrechtlichen 
cnrile  bebt  mit  Becht  Lenz  hervor r  > 
,  was  wir  somit  wesentlich  ab  in  dem 
Interpretation  beruhend  kenn«)  gelan 
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lieben  Angicfar.*  emfährte  und  das  eben  ist  för  ong  die  Yaan- 
laasong  daas  wir  hier  seiner  Lehre  erwähnen. 

Nachdem  Stahl,  w^  ihm  nicht  schwer  fiel,  Nalaneekls- 
Idire  and  radonali9tischeRechtsphik)6opUeeffolgrachb^aiii|rfk, 
stimmt  er  das  Lob  der  geschichtlidien  Sdiole  an.  »Eiiie  Ans- 
zeidmnng  onserer  Zeit  in  ihrer  ganzen  Kldnng,  meint  esr;  ist  — 
die  geschichtliche  Erkenntniss  ....  deren  wir  ons  ak  des  giOBS- 
ten  Vorzog»  onaerer  Bildong  tot  der  aller  firäherm  Gresdilediter 
rfifamesi  k&nnen  "^  ^). 

Nadidem  er  sodann  die  Lehren  d^histmschenSdmle  skk- 
mt,  fährt  er  fort : 

«Die  Grandlehren  der  geschichtlichen  Schale,  sind  danach: 
der  Zosammenhang  des  Rechts  mit  dem  Volke  and  Volksbewasst- 
sein,  seine  arsprünglich  anreflektirte  Entstehang,  die  Anfoidnang 
der  Kontinnität  in  seiner  Fortbildang.  Damit  tritt  üe  in  Ge- 
gensatz gegen  die  ganze  firahere  Bildong,  zonädist  gsgjsa  die 
pragmatische  Ansicht  nach  der  alle  rechtlichen  Normen  ondEfai- 
richtongen  aas  Ueberlegong  ond  Absicht  zo  dem  and  jen^nZwedi 
entstanden  sind;  nicht  minder  aber  aoch  gegen  das  Natorrecht, 
denn  das  Natorrecht  baut  das  Recht  aof  einen  allgemeinen 
(abstracten)  Gnindsatz  der  mit  dem  ganzen  übrigen  Sein  des 
bestimmten  Volkes  nicht  im  geringsten  Zosammenhange  steht 
ond  heischt  ein  Recht  das  als  vemunftnoth wendig  für  alle  Zeiten 
abgeschlossen  bt  und  darin  keine  Fortentwicklang  mehr  zolässt  '^). 

Nachdem  Stahl  sodann  die  vielen  Verdienste  der  histo- 
rischen Schale  um  die  Bearbeitung  des  positiven  Rechts  o.  dgl. 
hervorgehoben,  übergeht  er  zu  jener  Luke  in  den  Anschauungen 
der  Schule  die  er  so  wohl  auszunützen  gedenkt,  „  Philosophie  des 
Rechts,  meint  er,  wurde  von  der  geschichtlichen  Schule  und  na- 
mentlich von  ihren  Koryphäen  nie  zum  Gegenstand  der  Be- 
schäftigung gemacht.  Es  lag  das  nicht  in  ihrer  Aufgabe  als 
Schule  positiver  Jurisprudenz,  dazu  kam  vielleicht  ein 
inneres  widerstreben  weil  ihre  ganze  Thätigkeit  zunächst 
als  Bekämpfung  einer  irrigen  Rechtsphilosophie  und  des  falschen 


')  Rechtsphilosophie  I.  Band  (3.  Aufl.)  S.  570,  571. 
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§1. 

Wissenschaftliche  Bearbeitang  desBechtfu 

Wir  haben  im  ersten  Buch  die  pfiocipeUe  Yendiiedeiiheit 
des  Privatrechte  vom  Staatsrecht  nadigewiesen;  wir  haben  dK»& 
Verschiedenheit  sodann  durch  die  Darstelloiig  der  ^itanüshoi* 
und  zeitlichen  Aufeinanderfolge  dieser  BechtasphiraizaerUiit^in 
gesucht 

Der  grosse  prindpielle  Untenchkd,  zwitdieD  Prirat-  mA 
Staatsrecht  findet  aber  auch  dnen  cfaarakffTJrtiidKfn  AatAroA 
in  der  wissenschaftlichen  Behandloiig  dieser  beiden  Ge^enstinfe 
indem  er  auf  diesem  Grebiete  mit  Nothwen£gbeit  za  einer  Ter« 
schiedenen  Art  und  Weise  öef  wissensdiaftlidien  Ilaustelliuig 
und  Bearbeitung  fuhrt 

Und  zwar  äussert  sidi  diese  Vendüedenheit  der  witteo' 
schaftlichen  Behandlung  schon  in  derFerBduedenenV eraniai^ 
sung,  die  zu  derselben  vorliegt,  in  der  YenKii»sdeolieit  4<^ 
Zwecke,  die  durch  dieselbe  veifolzt  werden. 

Beim  Privatrecht  ist,  wie  wir  daa  Mhon  wMderlMpit  tg^ilu^ 
ten,  mit  der  wissensehafüidienBehandiiuig  ein  pCMti^lMr  Zw^ 
verbunden.  Es  handelt  sich  am  Er^wmg  der  ^jfHMUj^ßUä^% 
um  ihre  Anwendbarkeit  ond  ÄsxwfsoAaasg^  aof  «irUidbe  FÜfe. 
Das  praktische  Bedorfiiissfixden  laut  ond  ugAh^ißsra^  die  ixit^' 
pretirende  Thäti^Lat  des  Bietien;  da*  ft^daxüodM  <^  foterff)«^ 
tation  fordert  die  Thadgkät  des  Bedto^ldtiier».  ^/au:0s  Mi^Uffh 
verhalt  es  sich  mit  dem  Scaata»diit,  r^sp^re  fii}t  V;j/>(«  zwtfi 
Unterarten  dem  Yerwaltnng»-  und  dem  VeifiuMMiia^^ift  i/M 
Verwaltungsiecht  wird,  wie  wirfalften,Dor  y//p  dw  %w<gdin/AwJj{  • 
keitsräcksiditen  der  ScaaUiBewalt  UriKtriMJd.  Me  f  xiterprHftAJKyM 
spielt  hio*  eine  sehr  ontenKsordnece  ttuUe:  e»e  jede  mA 


§1. 

Wissenscliaftliche  Bearbeitung  des  Reohts. 

Wir  haben  im  ersten  Bach  die  principielle  Yersohiedenheit 
Privatrechts  vom  Staatsrecht  nachgewiesen;  wir  haben  diese 
Verschiedenheit  sodann  durch  die  Darstellung  der  ,  räumlichen  ^ 
and  zeitlichen  Aufeinanderfolge  dieser  Bechtsspharen  zu  erläutern 
gesacht 

Der  grosse  prindpielle  Unterschied,  zwischen  Privat-  und 
Staatsrecht  findet  aber  auch  einen  charakteristischen  Ausdruck 
in  der  wissenschaftlichen  Behandlung  dieser  beiden  Gregenstände 
indem  er  auf  diesem  (Jebiete  mit  Nothwendigkeit  zu  einer  ver- 
schiedenen Art  und  Weise  der  wissenschaftlichen  Darstellung 
Qnd  Bearbeitung  fuhrt 

Und  zwar  äussert  sich  diese  Verschiedenheit  der  wissen- 
schaftlichen Behandlung  schon  in  der  verschiedenen  Veranlas- 
sung, die  zu  derselben  vorliegt,  in  der  Verschiedenheit  der 
Zwecke,  die  durch  dieselbe  verfolgt  werden. 

Beim  Privatrecht  ist,  wie  wir  das  schon  wiederholt  erwähn- 
ten, mit  der  wissenschaftlichen  Behandlung  ein  practischer  Zweck 
verbunden.  Es  handelt  sich  um  Ergänzung  der  Gresetzgebung ; 
um  ihre  Anwendbarkeit  und  Anwendung  auf  wirkliche  Fälle. 
Das  praktische  Bedürfhiss  fordert  laut  und  gebieterisch  die  inter- 
pretirende  Thätigkeit  des  Richters;  das  Bedürfniss  der  Interpre- 
tation fordert  die^  Thätigkeit  des  Reohtslehrers.  Ganz  anders 
verhält  es  sich  mit  dem  Staatsrecht,  respective  mit  seinen  zwei 
Unterarten  dem  Verwaltungs-  und  dem^  Verfassungsrecht.  Das 
Verwaltungsrecht  wird,  wie  wir  sahen,  nur  von  den  Zweckmässig- 
keitsrücksichten  der  Staatsgewalt  beherrscht  Die  Interpretation 
spielt  hier  eine  sehr  untergeordnete  Bolle :  eine  jede  sich  öffnende 
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mit  der  Annahine  einer  „  höheren  Macht,  des  Ethos  über  dem 
Volk  und  Volksbewusstsein  "  wie  es  Stahl  räth,  wäre  die  histo- 
rische  Schule,  wie  Stahl,  der  Theologie  verfallen.  Denn  mit  dem 
wenn  auch  unklaren  »Volksbewusstsein"  steht  die  historische 
Schule  noch  immer  auf  dem  Boden  realer  Thatsachen,  eine  ge- 
nauere realistische  Analyse  kann  entweder  dieses  ^  Volksbewusst- 
sein* in  seine  Elemente  zerlegen  oder  seine  volle  Nichtigkeit  auf- 
weisen und  dabei  eine  andere  Quelle  des  Rechts  auffinden ;  aber 
mit  der  Stahl'schen  Annahme  eines  Rechts  als  einer  „selbst- 
ständigen höhereuMacht"  ist  jede  weitere  reale  Forschung 
unmöglich,  jeder  weitere  Weg  abgeschnitten, '  Denn  so  wie  das 
Princip  der  historischeil  Schule  ein  an  reg  ende  8,  förderndes 
productives  ist,  so  ist  das  Stahl'sche  Princip  ein  blinder 
Autoritätsglaube,  eine  Ertödtung  des  Geistes,  ein 
Dogma. 

Diese  principielle  Verschiedenheit  zwischen  seinem  eigenen 
und  dem  Princip  der  historischen  Schule,  will  Stahl  aber  keines- 
wegs anerkennen,  er  will  es  sich  und  andern  weismachen ,  dass 
das  nur  ein  kleiner  „Mangel"  der  historischen  Schule  ist.  Im 
Grunde,  meint  er,  sei  sie  mit  seiner  eigenen  Ansicht  identisch 
und  als  Beweis  dieser  principiellen  Identität  führt  er  ihre  „  Ehr- 
furcht vor  dem  Bestehenden  ■  und  ihren  „  entschiedensten  Gegen- 
satz gegen  die  Revolution*  an.  „Vor  allem,  so  lautet  die  be- 
treffende Stelle,  ist  eben  ihre  (der  historischen  Schule)  Grundlehre 
über  die  Entstehung  des  Rechts  von  der  grössten  politischen 
Bedeutsamkeit:  jene  Ehrfurcht  vor  dem  Bestehenden,  jene  Be- 
scheidung, dass  jede  Generation  nur  an  der  Entwicklung  die 
durch  alle  Zeiten  geht,  ihrTheil  beizutragen,  keineswegs  den  Bau 
des  menschlichen  Gemeinwesens  im  (ranzen  und  neu  aufzufahren 
habe.  Sie  tritt  damit  in  den  entschiedensten  Gregensatz  gegen 
die  Revolution  .  .  .*  Das  alles  nun,  was  hier  von  der  historischen 
Ansicht  gesagt  wird,  ist  vollkommen  richtig,  nur  schiebt  dem- 
selben Stahl  eine  falsche  Motivirung  unter.  Die  historische  An- 
sicht würdigt  und  ehrt  das  Bestehende,  weil  sie  in  demselben  ein 
Product  einer  Jahrhunderte  langen  Entwicklung  sieht; 
sie  ist  principielle  Gegnerin  der  Revolution  weil  eine 
vernünftige  Entwicklung  das  noch  Lebensfähige  aus  der 
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des  Privatrechts,  ist  nun  wieder  die  f  Omische  mustergiltig.  Da 
können  wir  es  am  deutlichsten  beobachten,  wie  der  einzelne  im 
Gesetz  ausgesprochene  Rechtssatz  sich  nach  und  nach  mittelst 
juristischer  Interpretation  zu  einem  ganzen  folgerichtig  entwickel- 
ten Gebäude  erweitert,,  wo  jeder  Nachsatz  streng  logisch  aus  dem 
Vordersatze  abgeleitet  ist,  und  ein  Baustein  den  andern  stützt  und 
hält;  wie  der  einzelne  Rechtssatz  der  ursprünglich  nur  für  einen 
engen  Kjeis  von  Verhältnissen  passte,  nach  und  nach  zu  einem 
System  von  Rechtssätzen  entwickelt  wird  unter  die  dann  ganz 
ungezwungen,  Verhältnisse  subsumirt  werden,  die  der  ursprüngliche 
Rechtssatz  gar  nicht  ahnen  Hess.  Vergegenwärtigen  wir  uns  diesen 
Grang  der  Entwicklung  des  Privatrechts  und  die  Entstehung  der 
Methode  seiner  Bearbeitung,  wird  uns  von  selbst  klar  werden. 

Aus  dem  Verhältniss  der  Herrschaft,  aus  dem  Bestreben 
dieselbe  zu  erhalten  und  zu  stärken,  entspringt  die  anfangs  öffent- 
lich-rechtliche Satzung  über  Eigenthum,  Familie,  Erbrecht  und 
Hand  in  Hand  mit  den,  von  uns  oben  geschilderten  immer  neuen 
Bedürftiissen  und  Anforderungen  des  sich  entwickelnden  Lebens 
entfaltet  sich  die  röm.  Jurisprudenz  zu  einem  folgerichtig  aus  den 
ersten  Grundlagen  sich  erhebenden  Riesenbau  —  der  die  ganze 
neue  Entwicklung  der  Dinge  undVerhältnisse,  wie  ein  schützen- 
des Dach  überragt. 

Die  wirklichen  Verhältnisse,  das  Leben  selbst  gab  den  An- 
stoss  und^  ein  bewundernswürdiger,  logischer  Geist  erfand  jene 
juristische  Methode  die  dem  Privatrecht  aller  Völker  so  un- 
schätzbare Dienste  leistete. 

Dieser  Entwicklung  des  Privatrechts  entsprechend  gestaltete 
sich  der  Gang  der  wissenschaftlichen  Behandlung  des  römischen 
Privatrechts. 

Die  durch  die  Bedürfnisse  der  Praxis  hervorgerufene  und 
grossgezogene  juristische  Interpretation  barg  in  sich 
schon  den  Keim  aller  späteren  juristischen  Wissenschaft.  Die 
Methode,  welche  in  Anwendung  kam,  um  aus  bestehenden  knap- 
pen Rechtssätzen  neues  Recht  zu  erzeugen,  um  durch  Begriffe,  die 
man  aus  bestehenden  Rechtsatzen  deducirte  neue  ReohtMätze  zu 
begründen  und  neue  Rechtsanwendnng  zu  rechtfertigen:  dieselbe 
Methode  kam  nun  auch  mit  Bezug  auf  das  alte  Recht,  auf  die 
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gesammten  BechtssatzuDgen  in  Anwendung  um  ihieYemünftig- 
keit  und  Nothwendigkeit  zu  beweisen,  um  dieselben  philosophisch 
zu  erklären. 

Der  erste  Schritt  zu  einer  wissenschaftlichen  Behandlang 
des  gesammten  Rechtsstoffes  war  freilich  nur  eine  sistematische 
Ordnung  ^) :  doch  schon  eine  solche  beruht  ja  immer  auf  gewissen 
Grundbegriffen  aus  denen  sich  die  Ordnung  des  Stoffes  das 
»generatim  redigendo*^  erklärt  und  ergiebt  So  hat  die  Noth- 
wendigkeit der  Erzeugung  neuen  Rechtes  aus  dem  alten  zur  In- 
terpretation geführt;  die  Interpretation  zur  juristischen  Be- 
griffsbildung; diese  zur  Erklärung  auch  des  alten  Rechtes, 
schliesslich  zur  sistematischen  und  juristisch  wissenschafb- 
lichen  Erklärung  und  Behandlung  des  gesammten  Rechtsstoffes  ^), 

Dass  diese  Art  und  Weise  der  Behandlung  des  Privatrechts, 
von  den  Römern  angefangen,  bis  auf  uns  sich  erhielt,  xlass  sie 
bis  heutzutage  das  Wesen  und  den  Inhalt  der  juristisch-wissen- 
schaftlichen Literatur  ausmacht,  das  beruht  auf  der  schon  er- 
wähnten grossen  Nützlichkeit  dieser  Methode  für  die  Praxis,  in 
Folge  dessen  sich  dieselbe  des  Schutzes  und  der  Gunst  der 
Machthaber  und  Regierungen  von  jeher  erfreute. 

Schon  die  römischen  Kaiser  zeichneten  den  Stand  der  Juri- 
sten auf  zweierlei  Weise  aus,  indem  sie  demselben  einerseits  das 
Recht  des  Respondirens,  des  Ertheilens  von  Gutachten  verliehen  *) 
und  andererseits  denselben  die  sistematische  Zusammenstellung' 
und  Bearbeitung  des  geltenden  Rechts  auftrugen  *). 

Diese  doppelte  Auszeichnung  blieb  mit  Modificationen,  wie 
sie  den  veränderten  Zeiten  und  Verhältnissen  immer  entsprechend 

*)  Q.  Mucius,  Publii  filius,  Pontifex  maximus,  jus  civUe  primus 
constitait  generatim  in  libros  decem  et  octo  redigendo. 

*)  Cicero  de  oratore  I  42 — 43. 

^  Primus  divos  Aagustus,  ut  major  juris  auctoritas  haberetur,  con- 
stituit  ut  ex  auctoritate  ejus   responderent,   et   ex    illo  tempore  peti  hoc 

pro  beneficio  coepit Massurius  Sabinus  ....  publice   respondit 

posteaque  hoc  coepit  beneficium  dari  a  Tiberio  Caesare,  hoc  tarnen  iUi 
concessum  erat.     Pomponius  L.  2.  cit.  §  47. 

*)  Postea  Adrianus  rex  jubet  Julianum  juris  consultum  cum  Serrio 
Comelio  curate  coUigere  et  certo  ordine  sub  titulis  coUocare  »jura*. 
(Yergl.  Lanz  Ueber  gesch.  Entstehung  des  Rechts  S.  220. 
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waren,  seit  den  rOmischen  Kaisem  bis  aof  onsere  Tage  ein  Erb- 
gut des  Juristenstandes  und  trug  zur  fortgesetzten  ausserordent- 
lichen Pflege  des  Privatrechts  nicht  wenig  bei.  Die  Wissenschaft 
des  Privatrechts  und  der  ihr  nächsten  Sphären  des  öffentlichen 
Rechts  (Civilprocessy  Strafirecht  und  Strafprocess)  mit  einem  Wort 
die  Jurisprudenz,  verdankt  ihre  ununterbrochene  Entfaltung 
und  Entwicklung  seit  den  Römern  bis  auf  unsere  Tage  dem  Be- 
dürfhiss  der  Praxis  und  der  Grünst  der  Regierungen  *).  Granz  an- 
ders, wie  wir  es  bald  sehen  werden,  verhielt  es  sich  mit  dem 
Staatsrecht 

§3. 
Staats  rechts-Wissen  Schaft. 

Während,  wie  wir  das  sahen,  zur  wissenschaftlichen  Be- 
handlung des  Privatrechts  und  auch  des  Strafrechts  unddesPro- 
cessverfahrens  wichtige  practi  sehe  Motive  drängten  und  daher 

^  Nur  reroinzelt  stehen  in  der  Gescbicbte  die  Beispiele  da.  wo 
Regiemngen  nnd  Machthaber  fleh  dem  Wahne  hingeben,  dnrch  eine  Ton 
ihnen  rorgenommene  allseitige  Codification  für  die  Zoknnft  jede  weitere 
Hilfe  der  jnristisehen  Wissenschaft  entrathen  und  dieselbe  überflüssig 
machen  za  können.  So  rerbot  bekanntlich  Jostinian,  nachdem  er  durch 
Exoerpte  aus  der  ganzen  juristischen  Literatur  bis  auf  seine  Zeit  sein 
grosses  Sammehreik  als  Gresetzbuch  proclamirte,  diese  alten  Bücher  aus 
denen  er  schöpfte,  mit  seinen  Pandekten  zu  rergleichen  oder  gar  neue 
Intepretatbnen  und  Commentare  über  diese  letzteren  zu  schreiben  —  ein 
Verbot  das  offenbar  als  der  Natur  der  Sache  zuwider  ganz  unwirksam  bleiben 
musste.  Eine  fthnliche  Tendenz  rerfolgte  auch  theilweise,  mit  nicht 
grosserem  Erfolge  Friedrich  IL  bei  der  Abfassung  des  preussischen  Land- 
rechts. Seine  Absicht  dabei  war  nicht  nur,  dass  »einmal  ein  gewisses 
Becht  etablirt  und  die  unzfthligen  Edikte  aufgehoben  werden  mögen* 
(Verord.  t.  31.  December  1746  an  den  Grosskanzler  t.  Cocceji)  sondern 
er  gab  sich  auch  noch  der  eitlen  Hofinnng  hin,  dass  er  allen  »Adroka- 
ten*  ihr  Handwerk  legen  werde. 

»Wann  ich  meinen  Endzweck  erlange,  schrieb  er  in  der  Kabincts- 
ordre  Tom  14.  April  1780  an  den  Grosskanzler  von  Caraer,  so  werden 
freilich  viele  Rechtsgelehrte  bei  der  Simplification  dieser  Sache  ihr  ge- 
heimnissvolles Ansehen  verlieren,  um  ihren  Subtilitätcnkram  gebracht  und 
das  ganze  Corps  c^er  bisherigen  Advocaten  unnütz  werden.  Allein  ich 
werde  —  desto  mehr  geschickte  Kaufleute,  Fabrikanten  und  Künstler 
gewärtigen  können,  von  welchen  sich  der  Staat  mehr  Nutzen  zu  ver- 
sprechen hat.* 


'Uli-  Visfienf^hafi. 

:  —  ?5-ns:!iAitlichen  Arbeit/ec  günstig 
»»^t:::^  its-  Staatsrechts  nicht  nur  kei- 
:  .-•:  -..C'Jern  die  RegierungeL  hatten 
■..  ..ir.-rrsse  an  dergleichen  Bearbei- 
.  nuästen  im  Gegentheil  dieses  Ge- 
:.  utU  Einmischung  frei  zu  erhaken 
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*)  Vn. 
Comelio  cur.-i 
(Yeigl.  Lauz 


'--  iireohts  ergriffen  die  herrschenden 

.    -r^t  folgten  die  Plebejer.     Höchst 

. .  ima  ist  die  Erzählung,  aufweiche 

.■ ::  Besitz  der  geheimnissvollen,  bis 

*    ..:d.\s  streng  gehüteten  Mysterien 

f'  im  Staatsrecht  fehlte  auch  diese 

■■..i^{?en  hatten   keinerlei  Interesse 

^  :.*r:  in  irgend  welche  wissenschaft- 

ij^  ::-.zi2e,  was  sie  für  diese  that- 

.  •>v^''i::on  Classen  gegenüber  thaten, 

■  « .:.>.nden  Apparates  von  Ceremo- 

•■  :sL<  tu  kommen  dazu  Erdichtungen 

^  .     ^  r  Götter-  und  Heroenabstam- 

■'.   .lenen  die  einzelnen  öfFentlich- 

.    . .'.  .iUen  Staatsgründem  und  Kö- 

.^  1.  A  trt  einmal  die  Macht  in  ihren 

...   ii'.-htzu  thun.  Die  beherrschten 

.'.i\mt  diese  heiligen  Traditionen 

..  ■  V  ihrheitsgehalt  zu  prüften  und 

k  Ltohtigung  der  von  den  Herr- 

%:icen.  Einzehien  aber,  aus  der 

■  -10  Anstellung  solcher  üuter- 

.^trci  haben. 

->    »p.'posuisset   ot  ad  forinan  rede- 

,18.»    scnha    ejus,    libortini    filius, 

.^i.    L.onz   (loscb.   £ntstehang  des 

,..     •v'^iunt    rogelmässiß   bei    dem 
;    Muik.  Kiel  1862  S.  10. 
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die  ganze  Stufenleiter  aller  unwahrscheinlichsten  und  wunder- 
lichsten Erklärungen  durchgemacht. 

Solche  einfachen  Dinge,  die  mit  einer  merkwürdigen  Hart- 
näckigkeitverkannt werden,  sind:  die  polygenetische  Abstammung 
der  Menschheit  und  die  mitderselben  im  Zusammenhang  stehende 
polyethnische  Zusammensetzung  aller  Völker  und  Staaten. 

Nach  dem  Vorgange  aller  Staatsrechtslehrer  wird  es  auch 
uns  wohl  gestattet  sein,  auf  diese  zwei  Fragen  näher  einzugehn. 

Die  Vorstellung,  dass  die  Menschheit  von  einem  Paare  ab- 
stamme, so  widernatürlich  sie  ist,  beherrscht  bis  heute  vorwie- 
gend alle  die  Völker,  die  dem  Einfluss  der  Bibel  erlagen.  Von 
zartester  Kindheit  dem  Geiste  eingepflanzt,  übt  diese  Vorstelluog 
noch  in  spätem  Jahren  und  auch  auf  selbstständigeDenk^ein^ 
überwältigenden  Greistesdruck.  Sie  können  sich  derselben  nidit 
entwinden  und  suchen  sie  so  gut  es  geht  mit  andern  Resultaten 
des  Wissens  und  Denkens  in  Einklang  zu  bringen. 

Und  dennoch  hat  es  gewiss  nie  eine  Annahme  gegeben,  die 
mit  aller  Erfahrung  in  naturwissenschaftlichen  Dingen,  mit  allem 
logischen  und  vernünftigen  Denken  in  so  crassem  Widerspruche 
stünde,  als  diese*). 

Schon  die  bleibende  und  dauerde  Mannigfaltigkeit  der  Men- 
schenstämme, die  sich  trotz  aller  entgegenstehenden  Einflüsse, 
durch  die  Kraft  der  Vererbung  erhält,  lässt  eine  einheittliche  Ab- 
stammung als  etwas  Unmögliches  erscheinen. 

Während  unzählige  dem  gesunden  Menschenverstancte  ein- 
leuchtende Gründe  für  den  Polygenismus  streiten,  strengen  sich 
die  Vertheidiger  des  Monogenismus  an,  durch  die  subtilsten  Ar- 
gumente die  biblische  Sage  aufrechtzuerhalten.  Einen  unbe- 
fangenen Beurtheiler  aber  kann  nichts  so  sehr  vonderUnhaltbar- 
keit  des  Monogenismus  überzeugen  als  ein  aufmerksames  Studium 
der  Vertheidigungsschriften  seiner  Anhänger.  Man 
lese  die  geistreichen  und  scharfsinnigen  Argumente  die  Quatre- 
f  ages  in  seiner  neuesten  Schrift  *)  für  die  Einheit  der  Abstam- 
mung der  Menschheit  vorbringt  und  man  wird  von  dem  Gegen- 
theil  überzeugt  sein. 


^)  L'  esp^ee  humaine  Paris  1878. 
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Alle  Beweisfahrang  des  französischen  Anthropologen  und 
der  von  ihm  citirten  Anhänger  des  Monogenismus  läuft  darauf 
hinaus,  durch  eine  Unzahl  von  auffallenden  Ausnahmen,  von  merk- 
würdigen Experimenten  auf  dem  Gebiete  derThierzüchterei, 
von  aassergewöhnlichen  und  interessanten  menschlichen  Wan- 
derungen, die  Differenzirung  des  einheitlichen  Menschenstammes 
in  viele  Racen  und  Stämme  and  ihre  Verbreitung  wahrschein- 
lich zu  machen.  Man  kann  den  Aufwand  von  Greist  und 
Kenntnissen  die  zu  diesem  Zwecke  gemacht  worden,  bewundem : 
überzeugen  werden  diese  Argumente  nur  denjenigen,  dem,  um 
mit  Blantschli  zu  sprechen,  „ein  gereinigtes  religiöses 
Gefühl  den  (rlauben  an  die  Einheit  des  Menschengeschlechts 
unentbehrlich  machte  Wen  dagegen  wahrer  wissenschaft- 
licher Eifer  beseelt,  wem  Wahrheitsliebe  die  höchste 
Religion  ist,  der  wird  sich  durch  alle  Quatrefage'schen  und 
jhnen  ähnlichen  Argumente  nicht  blenden  lassen. 

Diesen  monogenistischen  Beweisführungen  fehlt  immer  der 
zwingende  logische  Nexus:  sie  erweisen  immer,  dass  eine  einheit- 
liche Abstammung  möglich  wäre,  während  sie  dem  nüchtern 
forschenden  Geiste  als  unmöglich  erscheint. 

.  Das  grösste  Hindemiss  bereitet  den  Polygenisten  offenbar 
die  Racenvielheit  im  Bereiche  der  Menschheit,  und  die  geschicht- 
lich erwiesene  und  erfahrungsmässige  Beständigkeit  der 
Racencharaktere,  über  welch  letzteren  F.Müller  etwas  schüch- 
tern sich  also  ausdrückt:  „In  Betreff  des  Raoencharakters  hat 
man  durch  wiederholte  Beobachtungen  die  Erfahrung  gemacht, 
dass  er  keineswegs  so  schwankend  ist,  als  man  nach  den  zwischen 
den  einzelnen  Racen  existirenden  Uebergängen  glauben  könnte. 
Im  G«gentheil  ist  der  Racencharakter  so  fest  und  beständig,  dass 
weder  der  Einfluss  der  Zeit  noch  auch  eine  Veränderung 
des  Aufenthaltes  denselben  bedeutend  zu  modificiren  ver- 
mögen« «). 

Die  Polygenisten  sind  bestrebt,  zu  erweisen,  dass  die  Mensch- 
heit eine  einheitlich  abstammende  Gattung  (espece)  sei  die  in 
Folge  äusserer  Einflüsse  und  vermittelst  der  zufallig  sich  heraus- 


*)  Müller  F.  Allgem.  Ethnographie  Wien  1879    S.  47. 
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Endlich  Leopdd  tqk  Bebcnim]^: 
Romanomm,  woiin  die  üiuibhäiig;igkai:  de»  it^^Hffrn-  tob  isr 
liehen  €rewalt  histonsdi  aadigewiesexi  wini.  Tz*.  P*iixer  LioeraCBr 
des  teatsehen  Staatecdite  I  3  ^4  vod  E.  Fltaoer  ^tsuuaiehm  i» 
Mitfcelalters  in  der  All^.  MiBmiiMliiiffi  t  TTiiiiiiiifi  iiT  ind  Lk»»- 
tor  1853. 

§5 

Politisclie  Streitfraz-iiL 

ESne  zweite  poHtodie  Siwt/ragp,  •&  &  h.-^r;§Tä-^at-ix 
Classen  entzweite  and  äomit  wieiier  lar  pabiidKaBzaeiL  B»-- 
handlang  der  betr^Eieiideii  Partie  d«  Scsuuasdu:»  ^TiniTgwmc 
gab,  war  die  KaiserwahL  1&  d«  AjBhih&mir  tf?  W^air- 
monarchie  in  Deotachland,  mit  i^  haa^s^i  Wxf&si^ttr  fsr 
Königs-  nnd  Kaiserwahl,  mit  iän  Anftraai  ^  &  Kmu^  scm 
streitig machaiden Oandidatai und fhpj Rgteäai  wizri  fftlLauKr- 
wähl  in  all  ihren  fjnzelnheiteiv  Ehr^ 
nach,  mit  Bezog  auf  &  Wähkr  ocovi  'ä^ 
staatsrechtlicher  UntasadnniS^iL 

Je  mehr  die  WahfanocaF!^  i»  Aas^Ääi  iciri  ür^  lüdht 
der  dentschen  Kaiser  imtefgruL.  ^esurmikr  ^xsuAs^  ^\ 
hoheit  Strdt  und  Zwisd^iLeitea  zw59dKc  fe&öiü^ttfai  csd 
desholieit  mehrten  sidi  and  €ai  oeo^Zw»^  ^täfiffiiAca: 
rechts  ward  in*s Leben geniieiL  So  <ift  absriäae:  fli)ea%»Fn^eB 
der  innem  Bckfaspolhik  zn  «emec  ?ci#£&auux5idM&  A1«cUb» 
führten,  so  oft  die  widaso^ätjeixkii  Ixrua^^fiKü  der  lljK^ikÜKr 
zur  Abfassung  eines  Scaatterra^d^esecKsE  zwazitsec.  wie  z.  R  z»r 
goldenen  Bolle,  erfohr  das  Staata^e^in  ffsik  &dz  beffcndti^  F^- 
derong  da  sidi  dann  alle  staai^^^ciuHdKU  Anffffeaam^geo  d«r 
Zeit  am  ein  solches  Groodsesetz.  wSe  am  «dnen  KiistaüüsaJdcw»- 
kern  ansetzen  ond  grapfören  koonten;  ein  sokiMS  Ge^aü.  ward 
sodann  von  den  entgegengesetzten  Paiteks  o(»nmentirt  ond  inter- 
pretirt  and  hatte  regefanas^  eine  ganze  staatsi^eichtliche  literaxnr 
b  seinem  Glefolge.  War  aof  diese  Weise  dmnal  eine  ganze  Eteihe 
von  staatsrechtlidien  Fragen  and  VerhÜtnisseo  Gegenstand  pobli- 
cißtischer  Behandlong  gew<»x3en,  so  bedurfte  es  nur  noch  eines 
formal^i  ZosanuDenfassens  des  Yeieinzelten  ood  5peciellen  in 
ein  GresammtUId,  om  ein  Tollständiges  , deutsches  ScaatErecht* 
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ZU  schaffen,  Bekanntlicli  geschah  diess  schon  zu  Ende  des  16. 
und  Anfang  des  17.  Jahrh.  wiewohl  man  von  einem  förmlichen 
System  des  deutschen  Staatsrechts  erst  seit  Cocoeji  d.  L  seit  dem 
£nde  des  17.  Jahrhunderts  sprechen  kann. 

Was  aber  von  allem  Anfang  an  die  wissenschaftliche  Be- 
handlung des  Staatsrechts  veranlasste,  das  blieb  fär  alle  Folge 
für  den  Charakter  dieser  Disciplin  bestimmend  und  maassgebend 
und  zwar:  die  Vertheidigung  eines  politischen  Par- 
teistandpunktes. Wie  sehr  man  auch  dem  Staatsrecht 
eine  wissenschaftliche  Form  zu  geben  bemtLht  war:  so  blieb  es 
doch  immer  diejenige  Lehre  die  den  Stempel  der  politischen  Par- 
"  teistellung  nie  verläugnen  konnte;  es  blieb  immer  dasjenige  Gre- 
bict,  auf  dem  sich  die  politische  Richtung  der  Bearbeiter  trotz 
alledem  und  alledem  geltend  machte^). 

So  kommt  es,  dass  man  bei  jedem  System  oder  LehrBuch 
des  Staatsrechts  zweierlei  Elemente  zu  unterscheiden  hat:  erstens 
das  rein  Technische  und  Schematische,  zweitens  die  politische 
oder  sociale  Richtung.  Jenes  bildet  den  Körper,  (üese  die  Seele 
eines  jeden  staatsrechtlichen  Werkes. 

Mit  beiden  aber,  mit  Körper  und  Seele  hing  die  wissen- 

*  .  I  .11.«;.. 

schaftliche  Bearbeitung  des  Staatsrechts  an  den  gegebenisn  polj- 
■  tischen  Verhältnissen,  an  den  Ideen  und  Strömungen  dier  Zeit. 
Jede  politische  Umwälzung  beeinflusste  diese  Disciplin  auf  dop- 
pelte Weise.  Durch  Aenderung  der  politischen  Verhältnisse  und 
Zustände  gab  sie  der  Staatsrechtslehre  einen  neuen  Gregen- 
stand  und  machte  die  früheren  Bearbeitungen  gegenstandslos  und  - 
durch  Erweckung  neuer  Ideen  und  Strömungen  brachte  sie  die 
alten  Banner  zu  Falle  und  zwang  die  Staatsrechtslehrer  sich  neuen 
Richtungen  und  Strömungen  anzuschliessen. 

Daraus  erklärt  es  sich,  dass  jede  bedeutende  europäische 
Umwälzung,  und  speciell  um  bei  unserem  Gregenstande  zu  bleiben, 
jede  politische  Umwälzung  in  Deutschland  immer  eine  Periode 
der  Staatsrechtsliteratur  schliesst  und  eine  neue  eröfihet.  Während 
solche  Umwälzungen  auf  andere  Disciplinen  gar  keinen  oder  nur 
einen  sehr  entfernten  und  mittelbaren  Einfluss  üben,  bilden  sie 
für  die  Staatsrechtslehre  wichtige  Wendepunkte,  die  auf  Form 
und  Inhalt,  auf  Stoff  und  Geist  derselben  den  entscheidensten 
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Emfioss  üben.  So  begleitet  dem  die  dectacbe  Suatspeidit^leki^ 
die  wechselnden  Sdiickwile  des  deotsdieD  Reödie^  steh  dem  Mh- 
teMter  bis  auf  nBseve  Tage  mh  immer  gka2b€T  iimi^Theümhme 
indem  sie  mit  mifireiwilliger  BesignaticNi  in  des  ectsdiödeDdai 
historischen  Wendepunkten  &aae  Hekatomlten  ihrer  besten 
Werke  opfert,  um  in  den  neuen  Verh2ltm5fi«n  flogs  wieeinFMxnx 
aus  der  Asche,  za  neuem  Leben  za  ervaidien. 

A  nm.  a)  Dem  Gedanken,  das»  das  Scaateredit  tob  der  Sob- 
jeofxfit&t  des  Yer&Mers  mtAi  beemflnait-  werde,  al>  irgend  eine  an- 
dere jnristiBehelMsdpUB,  gibt  Pütt  er  in  folgender  ScrileAnsdrack: 
>0b  ein  Vnltejus  za  Marbaig,  ein  Lamerbach  za  Täbingen,  ein 
Leyser  za  Hrimstadt»  hemadi  za  Wittenberg,  and  in  wekhem  Jahr- 
hunderte ein  jeder  gelebt  babe,  kann  mir  beim  Gebraaehe  derer 
Sduiften,  weldie  diese  Minner  über  das  römische  Recht  hinter- 
lassen haben,  «i«nH«h  gleidigüldg  sein. 

Aber  ob  ein  Schriftstdler,  der  in  tentsehen  Reichs-  and  Staafo- 
saohen  mein  Wegweiser  sein  soll,  ror  oder  nach  dem  west^halisehen 
Frieden  gelebt  habe?  ob  er  anf  Universitäten  oder  in  an- 
eren  Diensteh  gelebt  habe?  ob  er  seine  Wissenschaft  nar 
aus  Büchern  geschöpft  oda"  auch  za  anderen  Qoellen  den  Zutritt 
gehabt  habe?  ob  er  katholisch  oder  erangelisch?  in 
kaiserlichen  oder  reichsständischen,  churfürst- 
lichen  oder  fürstlihen  Diensten  gewesen  sei?  Das  alles 
kann  mir  nidtt  woiiger  als  glödigültig  sein.  Pütter  Literatur  des 
teutsch.  Staatsrechs  I  18. 

§6. 
Deutsche  Staatsrechts-Literatnr. 

Tmohten  wir  nns  nun  klare  Rechenschaft  darüber  zu  geben, 
wasiidai  Inhalt  dieser  ganzen  deutschen  Staatsrechts-Literatur 
bildete,  wie  dieser  Inhalt  behandelt  wurde,  und  welchen  Aen- 
derungen  Inhalt  und  Methode  dieses  Staatsrecht  bei  den  politi- 
schen Umwälzungen  Deutschlands  unterlag. 

Von  den  ersten  Anfangen  der  compendiarischen  und  siste- 
matischen  Bearbeitung  des  deutschen  Staatsrechts  bildete  die 
Darstellung  der  öffentlichen  Gewalten  und  der  staat- 
lichen Einrichtungen  den  Hauptinhalt  desselben.  Die 
Systematik  dieser  Darstellung  war  eine  nur  äusserliche  aus  kei- 
nerlei oberstem  Begrifife  sich  ergebende.  Man  begann  meistens  mit 
der  Darstellung  der  Machtsphäre  des  Herrschers ,  schilderte  so- 
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dann  die  nach  ihm  folgenden  Macht&ctoren  im  Staate,  wie  z.  B. 
die  Landstände,  den  Adel,  die  Geistlichkeit  in  ihrer  staatlichen 
Bedeutung,  sodann  die  Organe  der  staatlichen  Herrschaft,  die  Art 
und  Weise  ihrer  Functionen  und  widmete  schliesslich  auch  be- 
scheidene Partieen  des  ,  Sistems  ^  den  Ständen  und  ihren  Privile- 
gien, ja  manchmal  sogar  den  Unterthanen  und  Baaem  und  ihrem 
Verhältnisse  zu  den  Grundherren. 

.  Diose  Darstellung  pflegte  anfangs  rein  sachlich  mid  objectiv 
gehalten  zu  sein;  später  gesellte  sich  das  Bechtsmoment  hinzu 
in  so  fem  man  die  geschilderten  Macht-  und  Herrschaftssphäien 
der  einzelnen  Factoren  als  Bechtssphären  darstellte  und  die  Be- 
rechtigung der  thatsächlichen  Herrschaft  in  einem  System  ursprüng- 
licher 9  Hoheits  '^-  oder  von  Gott  verliehener  Rechte  und  aus  der- 
selben mittelst  Verleihungen » abgeleiteter  •  Rechte  undPrivile^en 
begründete. 

Kam  dann  eine  politische  Umwälzung  dazwischen  und  warf 
das  ganze  scholastisch  aufgeführte  System  von  Hoheitsrechten 
und  verliehenen  Rechten,  von  Souveränitäten  und  Abhängig- 
keiten über  den  Haufen:  so  waren,  nachdem  der  politische  Sturm 
sich  nur  legte,  die  Staatsrechtler  wie  die  geschäftigen  Ameisen 
bald  wieder  an  der  Arbeit  ihr  zertretenes  und  beschädigtes  System 
auszubessern  oder  neu  aufinibauen  ^), 

§7. 
Einfluss  der  französischen  Revolution. 

Mitten  in  diess  Wechselvolle  Spiel  der  staatsrechtlichen 
Systeme,  kam  im  18.  Jahrhundert  die  geistige  und  politische 
Umwälzung  in  Frankreich  mit  ihren  tiefeingreifenden  Folgen,  die 
sie  auf  das  politische  Denken  und  Leben  aller  europäischen  Na- 
tionen übte. 

Während  man  bis  jetzt  gewöhnt  war,  nur  von  den  Rech- 
ten  der  Herrschenden  zu  sprechen  und  zu  schreiben  und  die 
Staatsrechtslehrersich  um  die  Rechte  der  Beherrschten  blutwenig 
kümmerten:  wurden  von  Frankreich  aus  plötzlich  die  „Men- 
schenrechte* als  solche  proclamirt  —  Rechte,  die  man  bis  jetzt 
weder  als  Hoheits-  noch  als  staatlich  verliehene  Rechte  kannte. 


<)  Das*Weitere  über  deutsches  Staatsrecht  s.  nnten  Bach  TV, 
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Auf  keinem  andern  theoretischen  Grebiete  hatte  die  fran- 
zösische Revolution  einen  so  durchschlagenden  und  dauernden 
Erfolg  als  auf  dem  des  Staatsrechts.    Der  Einfluss  derselben 
zeigte  sich  hier  vornehmlich  darin,  dass,  während  man  firüheralle 
Machte  und  Herrschaftsrechte  von  oben  her,  aus  derSouveränetät 
der  Herrscher  ableitete,  man  jetzt  plötzlich  anfieng  alle  Macht 
und  Herrschaft  im  Staate  von  unten  her  aus  dem  Volke  abzu- 
leiten. Hier  unt^n  in  der  Masse  des  Volkes  erblickte  man  plötz- 
lich das  grosse  Reservoir  von  ,  Menschenrechten  *,  den  Quell  aller 
, Urrechte'  aus  dem  dann  alles  Recht  und  alle  Herrschaft  im 
Staate  abgeleitet  werden  müsse.    Um  aber  diese  Urrechte  und 
Menschenrechte  klar  zur  Greltung  konmien,  um  ihnen  ihr  Recht 
widerfahren  zu  lassen,  stellte  man  dieFormulirung  und  Grewähr- 
leistung  derselben  in  einer  von  den  Machthabem  zu  beschwörenden 
Constitution,  in  einem  Verfassungsgesetzeais  Postulat 
hin  —  und  erblickte  in  der  auf  solche  Grundlage  aufisubauenden 
Staatsorganisation,  in  dem  ,  constitutionellen  Staate  *^  das  Ideal 
der  politischen  Bestrebungen.   Nur  ein  solcher  „  constitutioneller 
Staat*  sollte  dem  Recht  und  der  Grerechtigkeit  entsprechen. 

Dieses  Ideal  aber  zu  pflegen,  über  demGewoge  des  politischen 
Treibens  es  hoch  aufisurichten  als  leuchtendes  Muster  und  Mass- 
stab der  Wirklichkeit,  galt  als  Aufgabe  des  , Constitution  ei- 
len Staatsrechts^  welches  mit  Montesquieu  beginnend 
mit  der  Rottek-  und  Welker'schen  Schule  ihren  Höhepunkt  er- 
reicht, schliesslich  in  Mohl  seinen  trefflichen  Literaturhistoriker 
gefunden  hat  *). 

Aber  auch  diese  Phase  des  Staatsrechts  scheint  sich  in 
unsem  Tagen  ausgelebt  zu  haben.  Die  Ereignisse  in  Deutschland 
seit  dem  epochemachenden  Jahre  1866  haben  auf  dem  Grebiete 
des  Staates  das  Rechtsideal  tief  erschüttert.  Und  wenn  auch 
die  Staatsrechtslehrer  dieser  letzten  Periode  noch  bemüht  waren. 


')  S.  dessen  Abhandlnng :  Die  Geschichte  und  Literatur  des  allg.  con- 
stitutioneUen  Staatsrechts.  Freilich  ist  hier  nur  das  »allgemeine*  nicht 
auch  das  positive  constitutionelle  Staatsrecht  behandelt,  doch  hat  in  dieser 
ganzen  Periode  der  Sachlage  entsprechend  das  allgemeine  constitutio- 
nelle Staatsrecht  das  Uebergewicht  über  das  positive,  da  die  Staatsrechts- 
lehrer noch  immer  yorwiegend  de  lege  ferenda  als  de  lege  lata  handeln. 

Qnmplowiei,  BeehtuUat.  9 
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die  rasch  aufeinanderfolgenden  staatlichen  Umwälzungen  in  doc- 
trinäre  Staatsrechtsformen  zu  fassen,  so  ist  doch  der  Glaube  an 
die  Wahrheit  dieser  Formen  geschwunden.  Man  fbhlt  es  immer 
mehr,  dass  sie  ein  inhaltsloses  Kleid  sind,  eine  theatralische 
Draperie,  die  die  Blossen  der  jedes  Bechtscharakters  entbehren- 
den Wirklichkeit  zu  decken  die  Aufgabe  hat 

Ein  anderes  Schlagwort  ist  es ,  das  mittlerweile  fOr  die 
neue  Phase  des  Staatsrechts  in  Umlauf  kam  und  das  dieselbe 
vielleicht  am  zutreffendsten  charakterisirt,  dieses  Schlagwort  heisst: 
Realpolitik.  Der  Realismus  in  der  Politik  und  im  Staats- 
recht verwirft  die  Gonsequenzen  staatsrechtlicher  Dogmen;  er  greift 
zurück  auf  die  einfachen  Prinzipien  der  Opportunität  dte«ch 
der  Staatsgewalt  und  der  Macht  der  Verhältnisse  unterordnet 
So  hat  auf  dem  Gebiete  des  Staates  das  Recht  sdnen  Kreislauf 
vollendet  und  steht  wieder  an  dem  Punkte  von  dem  es  seinen 
Ausgang  nahm  —  der  staatlichen  Macht  und  ihren  Interessen 
sich  unterordnend.  Wie  sich  fnrder  das  Yerhältniss  gestalten 
wird :  diese  Frage  gehört  nicht  mehr  der  Wissenschaft  an,  die 
der  Entwicklung  nicht,  vorgreifen  kann.  Wird  der  Kampf  zwischen 
Recht  und  Macht  noch  einmal  beginnen  oder  wird  eine  bessere 
Erkenntniss  einer  zukünftigen  Generation,  einen  Ausgleich  her- 
beiführen und  zwischen  diesei  beiden  Factoren  Harmonie  und 
Versöhnung  zu  stiften  wissen.  Die  Lösung  dieser  Fragen  gehört 
der  Zukunft  an. 

§8. 

Hoheitsrechte  und  Menschenrechte,  Fürsten- und 

Volkssouverän  etat. 

Abgesehen  von  den  durch  die  politischen  Umwälzungen  deB 
deutschen  Reiches  bedingten  literarhistorischen  Wandlungen  des 
deutschen  Staatsrechts  lassen  sich  im  allgemeinen  für  alle  euro- 
päischen Staaten  entsprechend  der  oben  (§  5)  angegebenen  Ent- 
wicklung der  Anschauungen,  drei  Richtungen  der  Bearbeitung 
des  Staatsrechts  nachweisen;  drei  verschiedene  Grundlagen,  auf 
denen  dasselbe  aufgebaut  zu  werden  pflegte. 

Wir  sahen,  wie  das  Staatsrecht  au5,.dem  Ka|,mpfe  der  welt- 
lichen Macht  gegt^n  die  geistliche  ent<;prang.    Die  Folge  davon 
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war  die  Ausbildung. der  Idee  der  Hoheitsrechte,  der  Sou- 
veränetät  aus  der  man  die  gesammte  öffentlich-rechtliche  Ein- 
richtung des  Staates,  alle  Rechte  und  Pflichten  der  Staatsunter- 
thanen,  alle  Functionen  der  Staatsorgane  ableitete.  Dieses  System 
der  Herrschersouveränetät  und  der  Holieitsrechte  führte  Praxis 
und  Theorie  zur  Rechtfertigung  des  Absolutismus;  zum  Satze 
^Tetat  c'est  moi*.  Einmal  bei  dieser  Yerknöcherung  angelangt, 
konnte  dasselbe  den  neuen  im  staatlichen  Leben  erstehenden  Ge- 
walten und  Machtfactoren  nicht  Widerstand  leisten.  Im  Augen- 
blicke, wo  der  souveräne  Absolutismus  aufhörte  der  Ausdruck 
der  grössten  Macht  im  Staate  zu  sein,  begann  es  an  innerer  Un- 
wahrheit zu  siechen  und  verlor  seine  Existenzberechtigung.  Diese 
Richtung  des  Staatsrechts  hatte  seit  dem  Ende  des  Mittelalters 
bis  in  das  18.  Jahrhundert  gedauert 

Die  Vorläufer  der  französischen  Revolution  setzten  als 
Grundlage  des  Staatsrechts  an  die  Stelle  der  Hoheitsrechte  des 
Herrschers  die  Menschenrechte,  an  die  Stelle  der  Sou- 
veränetätdes  Herrschers  diejenige  des  Volkes.  Im  Namen  der 
Volkssouveränetät  vollbrachte  die  französische  Revolution 
den  ümston  aller  bestehenden  Verhältnisse  und  dieses  Prinzip 
wurde  sodann  anscheinend  auch  von  solchen  Herrschern  adoptirt, 
deren  Thaten  und  Handlungen  demselben  Hohn  sprachen.  Lange 
Zeit,  mehr  als  ein  halbes  Jahrhundert  mühte  die  Theorie  des 
Staatsrechts  sich  ab  dieses  Prinzip  aufrecht  zu  erhalten,  aus  dem- 
selben alles  Recht  und  alle  Pflicht  im  Staate,  alle  Grundsätze 
der  Regierung  und  Verwaltung,  alle  Satzungen  der  Verfassung 
abzuleiten.  Und  nicht  nur  die  Theorie  des  Staatsrechts,  auch 
die  Praxis  der  Gesetzgebung,  die  kundgemachten  Verfassungen 
der  ,  constitutionellen  *  Staaten  adoptirten  diese  fictio  juris  von 
der  Souveränetät  des  Volkes  und  stellten  die  Sätze  von  den 
»Rechten  des  Volkes*  an  die  Stelle,  wo  früher  nur  von  den 
Hoheitsrechten  dpr  Herrscher  die  Rede  war. 

Doch  dieses  Prinzip  der  Volkssouveränetät,  war  mit  der 
Todeskrankheit  des  Absolutismus,  mit  der  innem  Unwahrheit, 
gleich  von  Anfang  an  behaftet.  Denn  die  staatliche  Maclit  ruht 
nie  im  Volke,  in  der  grossen  Masse  und  hat  nie  in  derselben  ge- 
ruht  Die  staatliche  Macht  ist  nämlich   keine  Macht  der  Zahl 

9* 
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Blates  ffihlen.  Wenn  wir  über  die  Frage  der  eiaheitlichen  oder 
nichteinheitlichen  Abstammang  vielleicht  nie  wifisenschaftlidh 
giltige  Beweise  zu  erlangen  hoffen  können :  so  müssen  wir  doch 
in  dieser  uns  immer  und  überall  entgegentretenden  Thatsache 
der  Zersplitterung  der  Menschheit  in  zahlreiche  sich 
als  verschiedenstämmig  und  blutsfremd  ansehende 
Gruppen,  einen  Fingerzeig  von  grösserer  Tragweite  erblicken  als 
alle  die  gezwungenen  Beweisführungen  der  Monogenisten  und 
Darwins.  Denn  was  im  Bewusstsein  der  ältesten  historisch 
bekannt  gewordenen  Völker,  was  im  Gefühl  der  Naturvölker  lebt 
ist  gewiss  ein  wichtiges  Denkmal  aus  den  Urzeiten  mensch- 
lichen Daseins.  Und  wo  anders  auch  sollten  sich  Thatsachen  dieses 
ursprünglichen  Daseins  der  Menschheit  erhalten,  als  in  solchen 
traditionellen  Gefühlen,  Gedanken  und  Anschauungen? 
—  Man  darf  in  dieser  Beziehung  den  Völkerglauben  nicht  zu 
gering  schätzen.  Er  ist  eine  Magnetnadel  die  zur  Wahrheit  weist 
Hat  nicht  von  jeher  der  Völkeiglaube  über  die  Bedeutung  des 
Blut  es  auf  das  Gesetz  der  Vererbung  hingewiesen  dessen  „  Ent- 
deckung* den  Ruhm  der  neuesten  Naturwissenschaft  ausmacht 
Wenn  dagegen  Priesterlehren  von  jeher  die  einpaarige  Ab- 
kunft der  Menschen  predigten,  so  war  das  nur  der  Ausdruck  jener 
Voreingenommenheit,  jener  Idee  der  Bevorzugung  des  Menschen 
inmitten  der  gesammten  Schöpfung,  der  sich  der  menschliche 
G^ist  nur  schwer  entwindet  Wie  er  sich  selbst  als  den  Mittel- 
punkt der  Erde,  (Authropocentrismus)  wie  er  seine  Erde  als  den 
Mittelpunkt  des  Weltalls  (Geocentrismuft),  wie  jedes  Volk  und 
jede  Nation  sich  selbst  als  die  vorzüglichste  betrachtet  (Ethnocen- 
trismus),  so  hat  die  biblische  Sage,  und  ähnlich  haben  die  Sagen 
anderer  Völker  nur  zu  dem  Zwecke  das  eine,  von  Gott  ge- 
schaffene erste  Paar  erfunden  um  i  hr  eig.ene  s  Volk,  immer  als 
directe  Nachkommen  dieses  ersten  Paares  darzustellen  — als 
diejenigen,  die  Gott  auf  diese  Weise  ganz  express  ins  Leben  rief 
alsHerren  derSchöpfung.  Auch  wares  bei  dieserMethode 
möglich,  den  andern  Völkern  min  der  bevorzugte  Stellungen 
im  Kreise  der  Menschheit  anzuweisen  indem  man  sie,  den  gang- 
baren  Anschauungen  entsprechend  von  Familienglie- 
dern  niederer  Stellung  etwa  von  Nebenfrauen  und  Kebsweibem 
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abstammen  Hess.  Nichtsdestoweniger  ist  es  eine  bezeidmende 
Thatsache,  dass  viele  Mythologien,  so  z.  B.,  die  der  Hindns  der 
dnnklen  Ahnung  und  dem  traditionellen  Bewosstsein  von  d^ 
vielheitlichen  Abstammung  der  Menschen  dadurdi  AusdrudL 
gaben,  dass  sie  die  verschiedenen  Stämme  als  ans  den  verschie- 
denen Körpertheilen  und  Gliedern  Gottes  (als  Symbol  des  Welt- 
alls) entsprungen  sein  lassen. 

Aber  wichtiger  als  alle  diese  für  die  vielheitliche  Abstam- 
mung der  Menschheit  streitenden  E}rwägungen,  ist  die  That- 
sache, dass,  namentlich  in  den  Anfängen  der  Geschichte  das 
eigene  Blut,  d.  h.  das  Blut  der  Stammesgenossen  in  allen  Stäm- 
men einen  so  unvergleichlich  hohem  Werth  hat  als  das  Blut 
fremder  Stänmie. 

Diese  Bevorzugung  des  eigenen  und  die  Geringschätzung  des 
fremden  Blutes,  sie  hat  sich  aus  den  frühesten  Uranfängen  der 
Geschichte,  wo  sie  ein  so  hochwichtiger  Factor  gewesen,  durch 
Jahrtausende  bis  auf  unsere  Zeiten  erhalten,  als  ein  lebendes 
Denkmal  jenes  vorhistorischen  Bewusstseins  der  verschiedenen 
Abstammung  der  Menschen. 

Nimmer  würden  auch  in  den  Zeiten  des  finstersten  Mittel- 
alters blosse  Unterschiede  des  Glaubens  und  der  kirchlichen 
Liturgieen  zu  so  unmenschlichen  Gräuelthaten,  zu  so  schreckli- 
chem BlutvergiessenAnlass  gegeben  haben,  wenn  sich  zum  Unter- 
schied des  Glaubens  nicht  die  Trennung  aller  Bande  des  Blutes 
gesellt  hätte.  Denn  wo  einmal  die  Verbindung  des  Blutes  unter- 
brochen wird,  dastehen  sich  die  Menschen  ebenso  kalt  und  feind- 
lich gegenüber,  als  da,  wo  diese  Verbindung  nie  existirte. 

In  keinem  andern  Umstände  auch,  als  in  dem  Bewusstsein 
der  verschiedenen  Abstammung  und  in  der  Geringschätzung  des 
fremden  Blutes  wurzelten  von  jeher  die  den  Göttern  dargebrach- 
ten Menschenopfer.  • 

In  der  Regel  waren  es  nähmlich  immer  Angehörige 
f  r  e  m  d  e  r  S  t  ä  m  m  e  die  zu  solchen  Opfern  auserlesen  wurden. 
Denn  was  sich  heutzutage  noch  in  gegenseitigen  Sympathien  und 
Anthipathien  äussert,  die  Angehörigkeit  zu  derselben  oder  zu 
fremden  Blutskreisen,  das  äusserte  sich  in  jenen  primitiven 
Zeiten  in  der  Scheu  vor  dem  Vergiessen  des  eigenen  Blutes  und 
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in  der  Leichtigkeit,  ja  in  der  Wollust  des  Vergiessens  des  frem- 
den Blutes  *). 

Wo  immer  uns  daher  aus  alten  Zeiten  Menschenopfer  ge- 
meldet werden,  da  können  wir  mit  Bestimmtheit  an  einen  Stam- 
mes-Gegensatz  und  an  das  lebhafte  Bewusstsein  desselben  den- 
ken: und  dieses  fast  untrügliche  Zeugniss  über  bewusste  Stammes- 
gegensätze haben  uns  in  neuester  Zeit  prähistorische  Forschungen 
aus  den  au^egrabenen  Gulturschichten  der  Höhlenbewohner  zu 
Tage  gefördert,  indem  sie  uns  aus  denselben  die  untrüglichen  Be- 
weise der  Menschenopfer  hervorholten. 

Dieser  kanibalische  Abscheu  vor  dem  fremden  Blute  hat 
sich  in  spätem  civilisirten  Zeiten,  wie  z.  B.  in  Rom  in  der  Scheu 
vor  dem  gegenseitigen  Connubium  zwischen  Patriciem  und  Ple- 
bejern ausgesprochen  und  es  war  schon  ein  bedeutender  Fort- 
schritt, als  das  Ghristenthum  das  Connubium  auf  die  Angehörigen 
der  einen  Kirche  ausdehnte,  obwohl  die  alte  heidnische 
Tradition  sich  trotzdem  bis  auf  unsere  Tage  in  den  Instituten  der 
Mesaliance,  der  Ehe  zur  linken  Hand  und  morganatischen  Ehe 
erhalten  hat 

So  sehen  wir  denn,  wie  sich  thatsächliche  Verhältnisse  des 
*  Daseins  des  Menschengeschlechts,  die  sich  in  den  Rechtsanschau- 
ungen der  Urzeit  spiegelten,  durch  Jahrtausende  hindurch,  wenn 
auch  in  immer  milderer  und  gesitteterer  Form  forterhalten  und  wie 
wir,  gleich  dem  Zoologen  der  die  Urformen  der  heutigen  Thier- 
typen  in  den  tertiären  und  quatemären  Schichten  im  fossilem  Zu- 
stande ausgräbt,  ebenso  aus  den  unter  jahrtausendealtem  Schlamm 
und  Gestein  bedeckten  Gulturschichten  des  Höhlenmenschen  die 
damaligen  Satzungen  des  öffentlichen  Rechts  in  „fossilem 
Zustande '^  an's  Licht  bringen  können  ^), 


')  Bis  heutzutage,  sagt  Darwin,  sind  wilde  Stämme  nicht  nur 
glmchgiltig  gegen  die  Leiden  der  in  Gefangenschaft  gerathenen  Fremd- 
linge  sondern  finden  ein  Vergnügen  im  Foltern  derselben,  an  welchem 
ihre  Frauen  und  Kinder  Antheil  nehmen.  Abstammung  des  Menschen 
Abschnitt  m. 

')  Damit  woUen  wir  zugleich  dem  uns  Ton  dem  geehrten  Recen- 
senten  unseres  »Philosophischen  Staatsrechts <  in  dem  Liter.  Centralblatt 
(1878)    »*~    d*  (Laband?)    gemachten  Vorwurfe,    dass    pr&historische 
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§  24. 

Die  Horde. 

Kehren  wir  nun  zu  den  ursprünglichen  »Grenossenschaften*, 
die  sich  unter  sich  als  ein  und  dasselbe  Greschlecht,  als  stamm- 
verwandt ansahen  und  sich  meist  in  Hass,  Ekel  und  Abscheu 
zu  dem  fremden  Stanmie,  des  Gregensatzes  zu  demselben  bewusst 
waren.  Dass  diese  ^  Grcnossenschaften  *  überall  den  «Ausgangs- 
punkt aller  politischen* Organisationsformen*  ^)  bildeten,  das 
scheint  heutzutage  immer  mehr  erkannt  und  anerkannt  zu  wer- 
den. Nur  würde  man  gewiss  die  Sache  richtiger  bezeichnen, 
wenn  man  diese  ursprünglichen  Menschengruppen  s^ttGrenossen- 
schaften  lieber  Horden  nennen  möchte.  Denn  erstens  haftet 
an  dem  Worte  Genossenschaft  der  moderne  Begriff  der  freiwilli- 
gen Vereinigung ;  während  wir  in  jenen  Gruppen  jedenfalls  nur 
natürliche  Thatsachen  vor  uns  haben  und  zwar  die  ersten,  über 
die  hinaus  die  Wissenschaft  bis  heutzutage  nicht  gelangen 
kann;  zweitens  aber  lassen  uns  alle  die  Charakterzüge  und  Merk- 
male, die  uns  Anthropologie  und  prähistorische  Forschung  über 
jene  ursprünglichen  Menschengruppen,  die  man  noch  heutzutage 
bei  Naturvölkern  findet,  mittheilen,  dieselben  vielmehr  als  «  Hor- 
den *  denn  als  menschliche  Genossenschaften  erscheinen. 

Auch  ist  es  unseres  Erachtens  angemessener,  diese  ursprüng- 
liche Horde  nicht  als  blutsverwandt,  sondern  vielmehr  als 
stammverwandt  zu-  bezeichnen.  Denn  das  gemeinsame  Band, 
das  sie  einigte,  ist  die  Einheit  des  Stammes,  das  in  ihnen  lebende 
Bewusstsein  der  gleichen  Abstammung,  mit  einem  Worte  das  ge- 
meinsame Stammesbewusstsein,  das  durchaus  nicht  mit  Blutsver- 
wandtschaft der  Einzelnen  zusammenzufallen  braucht. 

Was  nun  die  Organisation  dieser  Horde  anbelangt,  so  sind 
alle  Vorstellungen  einer  „  patriarchalischen  **  Einrichtung  in  der- 


Entdeckungen  für  die  Rechtswissenschaft  keinen  Werth  haben  kennen, 
da  es  noch  kein  »fossiles  Recht <  gebe,  begegnoQ.  Uebrigens  sind  irir 
dem  geehrten  H.  Recensenten  für  den  uns  dabei  an  die  Hand  gegebenen 
Ausdruck  „fossiles  Recht*  sehr  dankbar. 

')  Post,  Anfänge  des  Staats-  und  Rechtslebens  S.  10.  Uebrigens 
sei  noch  Hommsens  Ausspruch  hier  erwähnte  »Die  Elemente  der  ftlte> 
»ten  Geschichte  sind  die  YölkerindiTiduen,  die  Stämme*  R0m.  Gesch.  I.  9. 
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selben  gewiss  nur  Uebertragongen  von  Ideen,  die  man  von  der 
Gestaltung  der  viel  später  erst  in  civilisirten  Staaten  entstandenen 
Familie  abstrahirte,  auf  jene  vorstaatlichen  Menschengruppen. 
Im  Grunde  genommen  aber  fällt  mit  dem  Ausdruck  „  Horde  ^  jede 
Frage  nach  einer  höheren  gesellschaftlichen  Organisation,  nach 
einer  r^lmässigen  Autorität  hinweg.  Die  Horde  steht  eben 
erst  knapp  über  dem  Niveau  des  thierischen  Lebens  und  ist  sich 
des  Gegensatzes  gegen  die  Thiere  einerseits  und  gegen  fremde 
Horden  andererseits  bewusst  ^) 

Auf  diesen  wilden  und  rohen  Charakter  des  primitiven  Men- 
schen im  Gegensatz  zu  früher  gangbaren  Vorstellungen  von  ur- 
sprünglicher Unschuld  und  Tugendhaftigkeit  hingewiesen  zu  hal- 
ben, das  ist  das  Verdienst  der  neuen  Naturwissenschaft  und 
Anthropologie.  Wenn  einst  die  grossen  logischen  Denkfehler, 
welche  den  Theorien  Darwins  und  Häckels  zu  Grunde  liegen. 


*)  Wie  man  sich  in  der  DarsteUong  der  Unostftnde  nur  sehr 
sehwer  davor  bewahrt,  die  mannigfachsten  Ideen,  Ton  sp&tem  Zuständen 
za  abstrahiren  und  sie  auf  jene  primitiyen  Zeiten  zu  übertragen  das  be- 
weist folgende  SteUe  ans  Post:  Anfänge  des  Staats-  und  Rechtslebens 
Oldenburg  1878.  »Kleine  auf  Blutsrerwandtschaft  gestützte  Genossen- 
schaften ,  welche  von  der  patriarchalischen  Autorit&t  eines  Häupt- 
Bi^  oder  der  alten  Leute  im  Innern  regiert  werden  und  nach  aussen 
duiebans  selbstst&ndig  und  souverain  erscheinen,  bilden  überall  auf  der 
Erde  den  Ausgangspunct  aUer  politischen  Organisationsformen.  <  Der 
Kern  dieser  Behauptung  ist  ganz  richtig.  Nur  haben  sich  in  die  Dar- 
steUung  Ideen  eingemischt,  die  riel  sp&tem  Zeiten  angehören.  So  z.  B. 
ist  Antoritftt  alter  Leute  gewiss  in  den  Urzeiten  nicht  zu  finden; 
dort  hat  nur  phisische  Kraft  Autorität;  die  alten  L^ute  erlangen  erst 
Antoritat  in  einem  Zeitpunkt,  wo  anf  Erfahrung  gestützte  Klugheit  einen 
Werth  erlangt.  Ebenso  ist  die  Vorstellung  einer  patriarchalischen 
Autorit&t  eine  aus  sp&teren  Zuständen,  aus  der  auf  staatlicher  Autorit&t 
beruhenden  patria  potestas  abstrahirt ;  und  wenn  gar  Post  diese  ursprüng- 
lichen Gtonossenschalten  anf  ihrem  Gebiete  ,  selbsst&ndig  und  s  o  u  ver  a  in  *  (!) 
encheinen  lAsst,  so  hat  er  damit  einen  ganz  modernen  Begriff  des  Volker^ 
rechts  auf  jene  Urzeiten  übertragen.  ,  Souverain  <  waren  jene  Genossen- 
schaften oder  eigentlich  Horden  immer  nur  so  lange  bis  sie  nicht  tou 
einer  andern  vertrieben  oder  unterworfen  wurden.  Freilich  w&re  man 
hst  geneigt  auch  den  modernen  Yölkerrechtsbegriff  »Souverainet&t*  in 
diesem  Sinne  bu  fassen  nach  alle  dem  was  wir  so  eben  erlebten  (vide 
BnssUnd  und  Türkei  1878), 
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gebührend  aufgedeckt  sein  werden,  wenn  einst  die  Vorstellung  von 
der  Abstammung  des  Menschen  von  Affen  und  noch  niedrigeren 
Organismen  als  das  erklärt  werden  wird,  was  sie  wirklich  ist, 
als  eine  haltlose  Hypothese:  dann  wird  noch  immer  die  Lehre 
Darwins  das  Verdienst  in  Anspruch  nehmen,  aufdieCharaktef- 
züge  des  ursprunglichen  Menschen,  auf  seine  moralische  Thier- 
ähnlichkeit  hingewiesen  zu  habend). 

Man  kann  mit  Bestimmtheit  behaupten,  dass  die  These 
Darwins,  dass  derMensh  von  Thieren  abstanmie,  nidit 
buchstäblich,  sondern  figürlich  genommen,  den  eigentlichen 
Wahrheitsgehalt  seiner  Lehre  und  sein  grösstes  Verdienst  aus- 
macht. Denn  so  wie  die  Vorstellung  eines  einstigen  paradied- 
schen  Zeitalters  von  Unschuld  und  Tugend  eme  irrige  und  zu  un- 
zähligen Irrthümem  führende  war;  ebenso  ist  die  Erkenntniss, 
dass  der  Mensch  aus  thierischem  Zustande  zur  heutigen  Civilisa- 
tion  sich  emporarbeitete,  eine  Bereicherung  des  Wahrheitsschatzes 
des  menschlichen  Greistes  und  für  die  Förderung  der  Wahrheits- 
erkenntniss  auf  allen  geistigen  Grebieten  von  unberechenbarer 
Tragweite.  — 

Wir  sagten,  dass  der  forschende  menschliche  Greist  über 
diese  Horde,  über  den  Stamm  hinaus  nicht  gelangen  kann.  Die 
Ursache  davon  ist  folgende.  Alle  historischen  Nachrichten,  die 
uns  in  was  immer  für  Form  überliefert  werden,  sei  es  als  Volks- 
sage und  Tradition,  sei  es  als  religiöser  Glaube  oder  uralte  Sitte, 
alle  diese  Nachrichten  und  Zeugnisse  reichen  höchstens  bis  zum 
Act  der  Staatengründung  hinauf.  Schon  dieser  Act  selbst  ist 
meist  in  schwe^  entwirrbares  mystisches  Dunkel  gehüllt 

Ein  Umstand  aber  lässt  sich  mit  Bestimmtheit  fast  bei 
allen  primitiven  Staatsgründungen  constatiren —  das  ist  die 
Unterwerfung  eines  Stammes  durch  einen  andern.  Dieser  Vor- 
gang wiederholt  sich  mit  wunderbarer  Regelmässigkeit  überall, 
wo  uns  von  der  Entstehung  eines  Staatswesens  berichtet  wird. 
Von  diesem  ersten  Punkte  ,  von  diesem  Uranfange  geschicht- 
licher Entwicklung  bleibt  uns  noch  rückwärts,  in  die  vorstaat- 
liche Zeit  nur  noch  ein  Pfad :  der  der  consequenten  Schlussfol- 
gerung, auf  dem  wir  obendrein,  wenn  wir  den  Boden  positiver 
Forschung  unter  den  Füssen  nicht  verlieren  wollen,  nur  einen 
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Schritt  thun  können,  indem  wir  die  sich  in  dem  neu  gegründeten 
Staat  znsanmienschliessenden  Elemente,  die  zwei  fremden  Stämme, 
jeden  insbesondjere  in*s  Auge  fassen.  Dann  bleibt  uns  aber  die 
vorstaatliche  Horde,  der  vorstaatliche  Stamm  übrig,  der  uns  als 
letzte  Acqnisition  historischer  Forschung,  als  natürliche  Daseins - 
thatsache  entgegentritt 

Von  diesem  Ausgangspunkte  nach  vorwärts  haben  wir  das 
im  Staat  zur  Erscheinung  konunende  Volk  und  die  ganze  staat- 
liche Entwicklung  desselben  bis  zur  Nation;  rückwärts  dieses 
Punktes  aber  liegt  für  die  heutige  Wissenschaft  eine  wichtige 
noch  zu  lösende  Aufgabe :  die  vorstaatliche  Horde  und  ihr  Leben. 
Prähistorische  Forschung  und  Analogieen  vom  Leben  der  heutigen 
Naturvölker  gezogen,  können  die  Lösung  dieser  Aufgabe  erleich- 
tern. Nur  bis  über  sie  hinaus,  bis  zur  Grenesis  der  Horde  führt 
nach  dem  heutigen  Stande  unseres  geistigen  Könnens,  kein  wis- 
senschaftliche Pfad.  Bei  der  Horde,  beim  vorstaatlichen  Stamm 
und  seinen  muthmasslichen  Charakterzügen,  seinem  zu  enträth- 
selnden  Leben  und  Treiben  muss  heute  jede  positive  Wissenschaft 
Halt  machen.  — 

Anm.  a)  Auf  einen  solchen  logischen  Denkfehler  mag  hier 
hingewiesen  werden.  Indem  Darwin  bei  den  yerschiedenen  Men- 
schenracen  sehr  yiel  Aehnlichkeiten  antrifft,  sowohl  was  Bau,  kör- 
perliche Beschaffenheiten  und  Eigenschaften  als  auch  das  Sonder- 
derleben anbetrifft,  folg^  er  daraus:  „Da  es  eine  Un Wahr- 
scheinlichkeit ist,  dass  diese  winzigen  Aehnlichkeiten,  sowohl 
physischer  wie  geistiger  Natur,  die  sowohl  den  Körperbau  als  die 
geistige  Beschaffenheit  hetreffen,  sich  selbstständig  und  yon  niemand 
unabhängig  in  so  vielen  Racen  gleichzeitig  entwickeln  könnten,  so 
muss  man  annehmen,  dass  diese  Aehnlichkeiten,  als  yon  einem  ge- 
meinschaftlichen  Erzeuger  abstammend,  sich  yermöge  der  Vererbung 
erhalten  haben.*'  (Abstammung  der  Menschen  I  Abschn.  VII.) 
Es  ist  in  dieser  Schlussfolgerung  ebenso  wie  in  den  erwähnten  yon 
Qnatrefages  durchaus  nichts  logisch  Zwingendes.  Aus  was  und 
auf  welche  Weise  der  Mensch  entstand,  das  wissen  wir  nicht:  aber 
dass  dieselben  Bedingungen,  die  ihn  an  einer  Stelle  der  Erde  in*s 
Leben  riefen,  ebenso  g^t  an  einer  anderen  Stelle  yorhanden  sein 
konnten,  ist  klar.  Die  Tausende  grossen  und  winzigen  Aehnlich- 
keiten sind  aber  Folge  dieser  überall  ähnlichen  die  Entstehung  der 
Mensehen  begünstigenden  Bedingungen.     Das  ist  die  einfachste 
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und  natürlicHste  Annahme;  es  zwingt  nichts  die  Darwin*8ohe  Yor- 
suziehen.  DieV  e  rschiedenheiten  der  Racen  erklären  sich  eliensa 
leicht  und  einfach  aus  den  in  verschiedenen  Klimaten  und  Erdtheilen 
Torgekommenen  Modificationen  jener  Bedingungen.  Aber  dass  der 
unter  dem  Pol  wie  unter  dem  Aequator  entstandene  Mensch  in  den 
Gattungsmerkmalen  des  Menschen  mit  einander  überein- 
stimmten, ist  ebenso  klar.  Die  Argumentationen  Darwin*s  und 
HäckeFs  suchen  aber  überall  das  Künstliehe  und  Unnatür- 
liche. Die  Verschiedenheiten  werden  durch  Tariation 
und  Anpassung  erklärt;  die  Aehnlichkeiten  durch  einen 
auf  die  unwahrscheinlichste  Weise  durch  alle  Welt- 
theile  hindurch  sich  schlingenden  einheitlichen 
Stammbaum!  — 

§  25. 
Sklaverei. 

Zwei  Kriterien  gibt  es,  die  den  vorstaatlichen  Zustand  vom 
staatlichen,  die  Horde  oder  den  vorstaatlichen  Stamm  von  dem 
Staat  und  dem  Volke  unterscheiden  lassen.  Das  erste  derselben 
ist  die  Unfreiheit,  die  Sklaverei.  Die  Greschichte  meldet 
uns  von  keiner  Staatengründung,  von  keinem  Staate,  in  dem 
nicht  gleichzeitig  mit  dessen  ersten  Anfängen  der  jUnterschied 
zwischen  Freien  und  Unfreien,  zwischen  Herren  und  Sklaven  vor- 
handen wäre.  Dieser  Umstand  liegt  in  der  Natur  der  Sache. 
"Wenn  wir  das  Wesen  des  Staates  in  Vergangenheit  und  Gregen- 
wart  genau  betrachten  und  untersuchen,  so  müssen  wir  zum 
Schlüsse  gelangen,  dass  er  gar  nicht  anders  entstehen  konnte,  als 
durch  gewaltsame  Eroberung  und  Unterwerfung  von  Land  und 
Leuten. 

Denn  ein  unbefangenes  Studium  des  Wesens  des  Staates 
zeigt  uns,  dass  derselbe  nichts  anderes  ist,  als  eine  durch  eine 
organisirte  Vielheit  über  eine  andere  Vielheit  geübte  Herr- 
sch aft.  Nun  liegt  es  aber  in  der  Natur  auch  der  trägsten  und 
indolentesten  Masse,  dass  sie  sich  gutwillig  in  keine  Sklaverei, 
in  kein  fremdes  Joch  begibt.  Wenn  es  auch  unter  den  mensch- 
lichen Stämmen  einige  gibt,  die  muthiger  und  zugleich  herrsch- 
süchtiger sind,  als  die  anderen,  so  gibt  es  doch  gewiss  keine,  die 
sich  gutwillig  eine  fremde  Herrschaft  auferlegen  liessen.  Da  aber 
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die  Staatsgründung  eben  nichts  anderes  ist,  als  eine  solche  Auf- 
erl^ang  einer  Herrschaft  der  einen  Menschengruppe  über  die 
andere,  so  ist  es  klar,  dass  es  keine  Staatsgründung  ohne  Ge*- 
branch  von  Gewalt  geben  kann,  i) 

Aber  aus  der  Betrachtung  all  dieser  Verhältnisse  folgt  auch, 
dass  wo  immer  wir  in  einem  Staatswesen  das  Institut  der  Skia* 
verei  und  Unfreiheit  vorfinden,  wir  da  überall  auf  eine  gewalt- 
same Eroberung  und  auf  den  Gegensatz  zweier  verschiedenen 
Stamme  schliessen  können. 

Dieser  Uebergang  nun  vom  vorstaatlichen  Stanmie  zum 
Staat  und  damit  auch  zum  Volk  vollzog  sich  immer  zugleich 
als  ein  unausbleiblicher  öconomischerProzess,  der  auf  einer  gewis- 
sen Stufe  cultureller  und  öconomischer  Entwicklung  mit  der 
Allgewalt  eines  Naturprozesses  sicli  Bahn  brach. 

Denn  die  mehr  entwickelten,  in  der  Cultur  vorgeschrittenen. 
Stämme  mussten  zu  dem  Punkt  gelangen,  wo  die  eigene  Arbeit 
ihre  Bedürfhisse  nur  man^lhaft  deckte.  Die  Einsicht  musste 
erwachen,  dass  man  sich  durch.  Dienstbarmachung  eines  fremden 
Stanunes  die  Bedingungen  der  Existenz  erleichtem,  den  Unterhalt 
mit  grösserer  Bequemlichkeit  schaffen  könne.  Es  war  der  Zeit- 
punkt, wo  die  grössere  geistige  Entwicklung  der  Einen  die 
Dienstbarmachung  der  Andern  mit  Nothwendigkeit  herbeiführte, 
Eroberung  und  Unterwerfung  verhalfen  den  Einen  zur  Herrschaft 
d.h.  zu  einem  Zustande,  wo  sie  sich  die  Dienste  der  Andern  regel- 
mässig und  dauernd  verschaffen  konnten  —  und  brachten  diese 
letzteren  in  Sklaverei  und  Leibeigenschaft.  Von  nun 
an  arbeitete  der  Mens  ch  für  den  Menschen  und  diese  un- 
ausbleibliche wirthschaftliche  Entwicklung  brachte  den  Staat 
hervor  und  ward  andererseits  vom  Staate  wieder  gefördert  *). 


')  Ueber  diesen  Gegenstand,  yergleiche  meine  frühem  Schriften: 
Ra^e  und  Staat  Wien  Manz  1875.  Philosophisches  Staats- 
recht Wien  Kanz  1877  §  6.  und  Das  Becht  der  Nationali. 
täten  und  Sprachen  in  Oesterreich-Ungam Innsbruck  Wagner  1878 
Anhang,  Excnrs  I  über  Staatengründung. 

*)  Es  ist  in  neuerer  Zeit  das  Gewöhnlichste  über  die  Sklaverei  des 
Altfrthnms  nnd   die  Leibeigenschaft  des   Mittelalters  als   über   ein   uri' 
menschliches  Yerhftltniss  abzuurtheilen.     Man  yergisst,   dass  ohne  dieses 
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Dass  mit  diesem  Verhaltiiiss  der  Herrschenden  zu  den  Un- 
terworfenen zugleich  die  Grundlage  des  öffentlichen,  des  Staats- 
rechtes gegeben  war,  erwähnten  wir  schon  und  werden  darauf 
noch  zurückkommen :  wir  werden  sehen,  wie  dieses  Yerhältniss 
die  im  vorstaatlichen  Stamm  noch  gar  nichtexistirenden  Institute 
des  Privatrechts  nach  und  nach  in's  Leben  rief.  — 

§  26. 
Feste  Ansiedlungen. 

Das  zweite  Merkmal,  welches  den  Staat  und  das  Volk  von 
dem  vorstaatlichen  Zustand,  von  der  Horde  oder  dem  vorstaat- 
liehen  Stamm  unterscheidet,  ist  die  Stabilität  der  Wohnsitze,  die 
feste  Ansiedlung.  ^ 

Das  Nomadenthum  des  vorstaatlichen  Stamms  liegt  in  der 
Natur  der  Sache  begründet.  Die  Wissenschaft  ist  einig  darüber, 
dass  man  in  der  wirthschafblichen  E}ntwicklung  des  Menschen 
d.  h.  in  der  Entwicklung  derjenigen  Thätigkeiten  desselben,  die 
ihm  seine  Nahrung,  seinen  Unterhalt  verschaffen  sollen,  drei 
Stadien  unterscheiden  muss.  Zuerst  verschafft  er  sich  diesen 
Unterhalt  durch  Fisch-  und  Thierfang,  durch  Fischerei  und  Jagd; 
später  erst  gelangt  er  zur  Viehzucht,  die  schon  einen  bedeutenden 
Fortschritt  bekundet  ^).  Die  Natur  dieser  beiden  Beschäftigungs- 
und Wirthschaftsarten  bringt  es  mit  sich,  dass  der  Mensch  dabei 


öffentlich-rechtliclie  Institut  die  Entwicklung  menschlicher  Cultur  un- 
möglich gewesen  wäre,  und  dass  auch  heutzutage  Cultur  und  CiTÜi- 
sation  der  Sklaverei  der  Menschen,  in  welch  humane  Formeu  man  sie 
auch  kleide,  nicht  entrathen  können. 

^\  Quelques  restreintes  ou  nombreuses  que  soient  les  peuplades,  les 
tribus.  les  nations,  on  a  depuis  longtemps  constat^  chez  elles  trois 
6tats  sociaux  61ementaires,  se  rattachant  tous  trois  a  la  satisfaction  du 
premier  et  de  plus  imperieux  de  tous  les  besoins,  celui  de  se  nourir. 
Ces  trois  6tats  presentent  d*ailleurs  une  certain  gradation.  Uhomme 
ne  compte  d'abord  pour  sa  subsistance  que  sur  une  industrie  joumali^re; 
il  chasse  les  animauz  terrestres  ou  aquatiques :  il  est  chasseur  ou  p^heur. 
Plus  tard  il  k  soumis  k  son  empire  des  esp^ces  herbiyores  et  trouve  dans 
ses  troupeaux  des  resources  assur^es;  il  est  pasteur.  Enfin  s*est  k  la 
terre  meme  qu*il  s'adresse;  il  multipUe,  il  soigne  certains  Tegetaux  que 
Texperience  lui  a  fait  connaitre :  il  est  cultiyateur. «  Quatrefages  L  c.  330. 
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keinen  festen  Wohnsitz  haben  kann.  Er  folgt  den  Thieren,  die 
vor  ihm  fliehen,  er  verlässt  die  abgeweideten  Triften  um  üppi- 
gere aufzusnchen.  Auch  auf  der  dritten  Stufe  wirthschaft- 
licher  Entwicklung,  in  den  Anfangen  des  Ackerbaus  wird  der 
vorstaatliche  Stamm  sich  noch  nicht  dauernd  angesiedelt  haben; 
er  wird  den  erschöpften  Boden,  den  er  noch  nicht  gut  zu  bearbei- 
ten verstand,  leicht  wieder  verlassen  haben,  um~  sich  einen  frischen 
und  etwas  leichter  zu  bearbeitenden  aufzusuchen.  Zudem  wird 
die  alte  Grewohnheit  des  Wandems  und  vielleicht  auch  die  noch 
beibehaltene  Nebenbeschäftigung  der  Viehzucht  für  den  Wechsel 
des  Aufenthalts  den  Ausschlag  gegeben  haben.  Diesem  mehr 
oder  weniger  nomadisirenden  Zustande  macht  die  Unterwerfting 
des  schon  zum  Ackerbau  übergegangenen  Stammes  durch  einen 
mächtigeren,  geistig  entwickelteren  Stamm  ein  Ende. 

Durch  die  Gründung  einer  Herrschaft,  durch  die  Dienstbar- 
machung  des  Menschen,  übergeht  die  wirthschaftliche  Ent- 
wicklung in  ein  noch  höheres  Stadium.  Der  herrschende  Stamm 
kann  sich  nun  stabil  niederlassen;  die  Menschenkräfte  die  er  sich 
dienstbar  machte  und  die  nun  intensiver  den  Boden  bearbeiten 
müssen,  machen  ihm  die  feste  Ansiedlung  möglich.  Uebrigens 
kann  ja  die  dünne  unterworfene  Bevölkerung  auf  mannigfache 
Weise  verstärkt  werden.  Die  Herrschenden  können  Raub-  und 
Kriegszüge  unternehmen,  auf  denen  sie  Sklaven  machen,  um  sich 
immer  mehr  Arbeitskräfte  zu  versichern.  Mit  einem  Worte,  es 
ist  durch  die  Staatsgründung,  durch  die  Herrschaft  der  Einen  über 
die  Andern,  durch  die  Unfreiheit  der  Einen  die  min  dem  Befehl 
ihrer  Herren  gehorchen  müssen,  durch  die  Stabilität  der  An- 
siedlung, eine  höhere  Stufe  wirthschaftlicher  Entwicklung  er- 
klommen, eine  intensivere  Ausbeutung  der  Schätze  des  Bodens 
ermöglicht  und  zugleich  eine  T  h  e  i  1  u  n  g  der  Arbeit  erzielt  wor- 
den bei  der  es  den  Herrschenden  möglich  ward,  sich  zu  den  höhe- 
ren Grebieten  geistigen  Lebens  emporzuschwingen. 

§  27. 
Eigenthum. 

Dass  die  ersten  zwei  Stadien  wirthschaftlicher  Entwicklung 
Fischerei,  Jagd  und  Viehzucht  es  zu  keinem  Begriff  des  Grund- 

OvatplowleB,  Beehtutaat.  (j 
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eigenthums  kommen  liessen,  ist  klar.  Nur  der  factische  Besitz, 
die  buchstäbliche  Handhabung  beweglicher  Sachen  konnte 
Greltung  haben,  ohne  dass  diese  nackte  Thatsache  irgend  welche 
rechtliche  Beziehungen  erzeugt  hätte. 

Aber  auch  der  Anfang  des  dritten  Stadiums  der  wirth*-. 
schädlichen  Entwicklung,  der  beginnende  Ackerbau  hat  das  In- 
stitut des  Eigenthums  gewiss  noch  nicht  erzeugt.  Die  Gresammt- 
heit  benützte  das  gesammte  nutzbare  Land  und  dessen  Ertrag. 
Sehr  richtig,  sagt  Goguet,  dass  in  der  Zeit,  wo  die  Leibeigenschaft 
nicht  bekannt  war,  die  Ländereien  gemeinschaftlich  waren  ^).  Es 
wäre  aber  gefehlt,  wollte  man  behaupten,  dass  auch  das  ,  Gre- 
sammteigenthum  **  ein  Eigenthum  sei.  Gregen  diese  Idee  spricht 
im  Deutschen  schon  das  Wort  Eigenthum.  Das  Ge sammt- 
eigenthum ist  kein  Eigenthum.  Wo  das  Sonder  eigenthum 
nicht  besteht,  da  existirt  eben  erst  der  Begriff  der  Nutzungen 
—  und  das  ist  der  Fall  im  vorstaatlichen  Stamme  ^). 

Erst  die  Unterwerfung  des  ackerbauenden  Stammes  durch 
die  Krieger  legt  den  Keim  zur  Institution  des  Eigenthums.  Sie 
wurzelt  in  der  Herrschaft  der  Sieger  über  Land  und  Leute  und 
ward  ausgebildet  durch  das  Bedürfniss  der  Organisation  dieser 
Herrschaft  *). 

§28. 

Gewalt  und  Recht. 

Man  hat  dem  Gommunismus  gegenüber  das  Eigenthum  meist 
als  ein  von  der  Natur  selbst  erzeugtes  Rechtsinstitut  dargestellt 
So  gründet  Thiers  das  Eigenthum  auf  einen  Instinct  der  Men- 
schen. „  Qui  a  pu  faire  que  la  propri^te,  instinct  naturel  de 
rhomme,  de  Tenfant  (!)  de  l'animal  (!)  but  unique,  recompense  indis- 
pensable du  travail  fut  mise  en  question?  (La  propri^t^  S.  1.) 
La  propri^t6  est  un  droit  aussi  legitimement  que  je  dis  la 
libert6  est  un  droit**  (S.  21).  Mit  solchen  Redensarten  konnte 


*)  De  Torigine  des  lois  etc.  1  45.  '*)  ,Die  Indianer  in  Nord- 
Amerika  besitzen  im  Allgemeinen  keine  Ländereien  als  Sondereigenthum  * 
Lubbock  Anfänge  der  Civilisation  (franz.  Uebers.)  1873  S.  449. 

3)  S.  Philos.  Staatsrecht  S.  132.  u.  unten  III  §  14  ff. 
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dem  Gommunismas  gegenüber  kein  geistiger  Erfolg  erzielt  wer- 
den. Dem  Hauptvorwurfe  der  Gommunisten  und  Socialisten,  dass 
das  Eigenthum  durch  Grewalt  begründet  wurde,  wagten  die  Ver- 
theidiger  des  Eigenthums  nie  mit  offenem  Visir  entgegenzutreten; 
wenn  sie  diese  Thatsache  der  Gewalt  schüchtern  zugaben,  so 
machten  sie  geltend,  dass  dieselbe  durch  die  nachfolgenden 
Schwankungen  und  Wechselfalle  aus  dem  heutigen  Eigenthum 

bereits  spurlos  verschwand.  „ si  la  fraude  et  la  violence,  ^ 

sagt  Thiers,  »  sont  quelquefois  l'origine  de  la  propriit^,  la  trans- 
mission  pendant  quelques ann^es  sousdeslois  regulieres,  lui  rend 
le  caractere  respectable  etsacrä  de  la  propri^t6 
fondee  sur  le  travail.*  Diese  Argumente  waren  sehr 
schwach.  Den  Gommunisten  und  Socialisten  war  es  ein  Leich- 
tes, zu  erweisen,  dass  im  grossen  Granzen  die  heutigen  Verhält- 
nisse in  den  europäischen  Gulturstaaten  auf  dem  Grunde  der  Ge- 
walt ruhen.  Was  Stahl  über  die  Ursprünglichkeit  der  Eigen- 
thumsidee  sagt:  «Die  Rechtsidee  des  Eigenthums  ist  so  ursprüng- 
lich, als  die  des  Vertrags  (!)  oder  des  Staates  (!)  selbst,,  die  Gel- 
tung des  Eigenthums  setzt  daher  keineswegs  erst  einen  Vertrag 
oder  den  Staat  voraus*  (B.  11  S.  361);  das  widerlegt  sich  von 
selbst  aus  dem,  was  er  über  die  Geschichte  des  Eigenthums 
zugesteht.  Er  schreibt  nämlich  an  anderer  Stelle :  „  Der  Beruf 
des  Menschen  zum  Eigenthum  erfordert  eine  erste  Theilung  in 

die  Güter  der  Erde,  die  Allen  offen  liegen Aber  nach 

Beschaffenheit  des  menschlichen  Geschlechts  trat  schon  von  An- 
beginn an  die  Stelle  der  friedlichen  Ausgleichung  die  Gewalt 
und  der  Kampf.*  Im  Widerspruch  aber  auch  mit  dieser 
«Kampf-  und  Gewalt  ^-Theorie  fahrt  Stahl  sodann  fort:  «Das 
Grundeigenthum  aber  ist  wohl  fast  bei  allen  Völkern  ur- 
sprünglich ausgetheilt  und  nicht  der  zufalligen  Besitznahme  über- 
lassen worden.  Das  gelobte  Land  ward  den  Juden  nach  Stäm- 
men und  Familien  verliehen,  in  griechischen  Staaten  erhielten  die 
Bürger  vom  Staate  die  Ackerloose,  in  Rom  entstand  das 
Privateigenthuman  Grund  und  Boden  durch  Assignation, 
die  Könige  und  Fürsten  germanischer  Völker  theilten  das  er- 
oberte Land  als  Lehen  unter  ihre  Mannen.  Das  entspricht  dem 
Wesen  des  Eigenthums.     In  seinem  ersten  Ursprung  soll  es  sich 

6* 
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ailes  dai  tu  thun  was  don  Ilechton  dos  Noboninonschon  nicht 
schadet*  . .  .  u.s.w.,u.  s.  w.  Dio  sodann  verküudigU)  Vorfnssung 
dex  flramBsisohcn  Republik  versuchte  es,  don  Staat  so  m  orffani- 
siren»  dass  allen  t^aniosen  diese  ihre « unverftussiTlichtMi  lioohte' 
erhalten  blieben.  Wie  das  K^lungon  ist,  lehrt  die  ( reschichte  des 
V^Uufes  der  flraniOsischeu  Revolution. 

§18. 
Kant 

Aber  die  Missgesehioke  des  nranxtVsischon  Kxperimontes  don 
» naturreohtliohen  Rechtsstaat  *  EU  etabliren,  hielten  die  deutschen 
Philosophen  und  Staatsichrer  nicht  als  die  Jenen  Expt^riinenten 
tu  Grande  liegende  Rechtsstaatstheorie  weiter  xu  ptlogen  und  eu 
hegen.  Es  war  das  einersi^its  in  den  VerhAltnissen  tief  l)egrUndet 
und  hat  auch  bis  tu  einem  gewissen  Grado  keine  schlech- 
ten Früchte  getragen.  Nach  Pufendorts,  Thomas!  us  und  Wolft 
aohon  erwähnten  naturrechtlichen  Schriften  entstand  in  IXmtsch- 
land  unter  dem  t}iaflusse  der  gleichseitigen  geistigen  uud  politi- 
schen Bewegimg  in  Frankreich,  die  Staatsphilosophie  Kants, 
Dieselbe  war  ftlr  die  Ausbreitung  und  Popularisirung  der  Rechts- 
staatstheorie in  Deutschland  von  grosser  Tragweite.  Mehr  als 
dn  halbes  Jahrhundert  xohrte  Deutschland  an  der  Kant*schen 
Rechtsstaatstheorie  und  ihr  überwiegender  lOintluss  Hess  auf  dem 
Gebiete  der  philosophischen  Staatslehre  keine  andere  Richtung, 
und  wenn  sie  auch  an  und  fUr  sich  von  viel  grtVHseretn  Werthe 
war«  Eur  gebührenden  Gt«ltung  gelangen. 

Die  Grundlagen  nun  dieser  Kant*schen  Rtv.htsstaatstkeorie 
sind  die  alten,  von  Hugo  Grotius  angefangen  bis  auf  Rousseau  von 
allen  Staatsphilosophen  gepredigton.  Darnach  giebt  es  ein  ^  an- 
geborenes Recht*  des  Menschen  und  dieses  angelH)rene  Rockt  ist 
nach  Kant ,  nur  ein  einziges  *.  Dic^sos  besteht  in  der  Freiheit  und 
Gleichheit  « FYoiheit,  Migt  Kant,  ^)  (Unabhiingigkeit  von  eines 
Andern  n(\tliigonder  Willkühr)  sofern  sie  mit  jinles  Andorn  Kri»i- 
heit  nach  einem  allgemeinen  GesetE  bestehen  kann,  ist  diosos  ein- 


I)  SSmmU.  Werke  t.  Hosenkrnns  IX.  42. 
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wir  gelöst  zu  haben  glauben.  Aber  solche  schüchterne  Umgeh- 
ungen, ein  solches  diplomatisches  Verschweigen  des  wirklichen 
Sachverhaltes  ist  einem  mit  wissenschaftlichen  Apparaten  arbei- 
tendem Sodalismus  gegenüber  ganz  wirkungslos.  Grerade  auf 
diesem  Punkt,  aut  gewaltsame  Landnahme  seitens  der  staaten- 
gründenden Erobererstamme,  die  von  den  Yertheidigem  des  Eigen- 
thums,  wie  Thiers  und  Stahl,  verschwiegen  wird,  legen  die  So- 
cialisten  den  Hauptnachdruck  und  glauben  damit  einen  Trumpf 
ausgespielt  zu  haben.  So  sagt  z.  B.  Dühring:  „Die  Bewirth- 
schafbung  des  Grundeigenthums  in  grosseren  Strecken  ist  nie  und 
nirgend  ohne  die  vorgängige  Pressung  des  Menschen  zu  irgend 
einer  Form  von  Sklaven-  und  Frohndienst  vollzogen  worden.  Die 
Aufrichtung  einer  öconomischen  Herrschaft  über  die  Dinge 
hat  die  politische,  sociale  und  öconomische  Herrschaft  der  Men- 
schen über  die  Menschen  zur  Voraussetzung  gehabt Die 

Ausbeutung  des  Landes  oder  die  öconomische  Herrschafbsausdeh- 
nung  über  dasselbe  in  einem  die  natürlichen  Kräfte  des  Einzelnen 
übersteigenden  Umfang  ist  in  der  bisherigen  Greschichte  nur  da- 
durch möglich  geworden,  dass  vor  oder  zugleich  mit  der  Begrün- 
dung der  Bodenherrschaft  auch  die  zugehörige  Knechtung  des 
Menschen  durch  den  Menschen  durchgeführt  wurde.  ^) 

„ die  wahre  historische  Auffassung  bringt  das  Zuge- 

ständniss  mit  sich,  dass  die  Herrschaft  über  den  Boden  nur  ver- 
mittelst der  Herrschaft  über  den  Menschen  begründet  worden 
sei.  Wenn  ursprünglich  die  Arbeit  geknechtet  wurde,  um  un- 
mittelbar für  den  Grundherrn  und  seinen  Anhang  Naturairente 
zu  erzwingen,  so  wird  sie  später  das  Mittel  zum  Erwerb  von  Greld- 
renten  und  in  dieser  letzteren  Eigenschaft  ist  sie  dann  nicht 
mehr  ausschliesslich  für  den  Landadel  und  die 
Waffentragenden,  sondern  auch  für  auswärtige  Consumenten 
thätig.*2)  ,  Historisch  geht  der  Besitz  (recte  Eigenthum?)  als 
unabhängige  Thatsache  und  als  Erzeugniss  der  Gewalt 
voran.  Ist  er  in  dieser  Weise  einmal  vorhanden,  so  erweitert  er 
sich  durch  die  Aufrichtung  seiner  eigenen  Einkünfte  und  bedarf 
nicht  nothwendig  neuer  Gewaltmittel,  um  seine  Herrschaft 


^)  Dühring  Cuisiu  der  NationalSkonomie  8.  26.   .^ 
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auszudehnen.  *  ^)  „  Der  Ausschluss  vom  Besitz  ist  eine  Thatsache 
der  Grewalt,  und  an  eine  stillscweigende  Einstimmung  hiebei  den- 
ken zu  wollen,  hiesse  die  Absurdität  auf  das  Höchste  treiben  *  ^). 
Mit  alle  dem  hat  Duhring  jenen  von  Stahl  mit  Stillschweigen 
übergangenen  Nexus  zwischen  dem  „Kampf  und  der  Grewalt* 
und  der  „Zutheilung  durch  die  Obrigkeit"  offen  dargelegt.  Im 
Thatsächlichen  haben  nun  Dühring  und  die  Socialisten 
vollkommen  Recht:  das  ganze  Institut  des  Eigenthums,  die  ganze 
Rechtsordnung  desselben  beruhen  auf  der  die  Staatsgründung  un- 
vermeidlich begleitenden  Thatsache  gewaltthätiger  Unterwerfung 
von  Land  und  Leuten.  Nur  die  Folgerungen,  die  der  Socialismus 
aus  dieser  Thatsache  zieht,  sind  falsch,  wie  wir  das  später  noch 
sehen  werden.  Den  einen  Beweis  wird  der  Socialismus  der  Wis- 
senschaft ewig  schuldig  bleiben,  dass  es  je  möglich  gewesen  wäre, 
ohne  diese  Gewalt  Staaten  zu  gründen,  d.h.  ohneGre- 
waltanwendung  Menschen  der  Herrschaft  von  Menschen  zu  unter- 
werfen. 

Anm.  a)  Gewiss  annähernd  richtig  zeichnet  Ihering  die 
Grundzüge  der  Entstehung  und  ersten  Entwicklung  des  römischen 
Staatswesens  m  folgender  Stelle;  »Bie  erste  Kosmogonie  der  römi- 
schen Welt  ist  mithin  die  absolut  erste  Stufe,  mit  der  die  Geschichte 
überhaupt  begonnen  hat:  die  Herrschaft  der  Willkür  und  Gewalt. 
Sodann  folgt  als  zweite  Scene  die  Entstehung  der  Gemeinschaft, 
eine  Verbindung  zu  räuherischen  Zwecken  und  aufrecht  erhalten 
durch  Gewalt  oder  militärische  Disciplin,  aber  doch  bereits  der  An- 
fang des  Staates.  Dazu  gesellt  sich  die  Familie,  die  Consolidirung 
des  Königthums  und  die  Verbindung  mit  einem  anderen  Volk.  *  3) 
Den  Zusammenhang  aber  des  Rechts  mit  der  Gewalt,  die  Herkunft 
des  Ersteren  von  dem  Letzteren  betont  derselbe  Romanist  und 
Rechtsphilosoph  unter  Anderem  in  folgenden  Worten: 

;^Wo  hätte  es  ein  Recht  gegeben,  das  nicht  aus  derThatkraft 
der  Individuen  hervorgegangen  wäre  und  dessen  Ursprünge  sich  nicht 
in  den  dunkeln  Hintergrund  der  physischen  Gewalt  verlören  ?  Aber 
bei  manchen  Völkern  ist  jene  Periode  der  Thatkraft  und  gewalt- 
samen Bildung  desRechts,  der  nationalen  Erinnerung  völlig 
abhanden  gekommen  und  ihre  Tradition  weiss  nichts  mehr  zu  he- 
richten  von  den  Ahnherren  des  Volks,  die  mit  der  Gewalt  des  Arms 


')  1.  c.  197.     2)  1.  c.  267. 

»)  Ihering:  Geist  des  röm.  Rechts  198. 
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die  Rechtswelt  gründeten,  sondern  nur  von  Göttern  oder  Dienern 
Gattes,  die  das  Recht  den  Menschen  schenkten  oder  ihnen  als  Satzung 
auferlegten.  Der  menschliche  Schweiss  und  das  Blut,  das  dem  Ur- 
sprung des  Rechtes  anklebt,  ist  rerdeckt  durch  den  Nimbus  gött- 
licher Entstehung^  ^). 

§29. 
Familie. 

Man  pflegt  meist  die  ,  Familie '^  als  den  Keim  und  das 
Vorbild  des  Staates  hinzustellen;  namentlich  thaten  diess  alle 
Bechtsphilosophen.  Wir  haben  das  Irrthümliche  dieser  An- 
sicht schon  an  anderer  Stelle  hervorgehoben  ^).  Auch  der  Fa- 
milie gegenüber,  können  wir  die  Erfahrung  machen,  wie  das  Ge- 
worden e  den  Greist  der  Menschen  blendet  und  befangen  macht; 
wie  er  nicht  im  Stande  ist  sich  der  Fessel  ulesselben  zu  entledigen 
und  sich  nicht  nur  dessen  langsame  Entstehung  schwer  ver- 
gegenwärtigt, sondern  auch  die  ihm  entgegentretende  Erscheinung 
immer  bereit  ist  in  den  Anfismg  der  Entwicklung  zu  versetzen. 

Den  allermeisten  RecKtsphilosophen  und  Historikern  er- 
scheint die  Familie  so  wie  sich  dieselbe  in  den  Gulturstaaten  des 
Alterthums  herausgebildet  hat  und  uns  überliefert  wurde  mit  ihrer 
patria  potestas  und  allem  was  dazu  gehört  als  eine  natürliche 
Thatsache.  Nicht  die  entfernteste  Ahnung  steigt  in  ihnen  auft 
dass  diese  Familie  mit  ihrer  ganzen  innem  Verfassung  erst  das 
Werk  des  Staates  ist.     So  schreibt  z.  B.  Sybel: 

„Die  Macht  des  Vaters  über  seine  Söhne  ruht  allerdings 
auf  einem  natürlichen  Grunde  und  bedarf  nicht  erst  der  Aner- 
kennung durch  die  Beherrscher;  (!)  die  Thatsache  der  phisischen 
Erzeugung  giebt  dem  Vater  von  vornherein  über  sein  Kind  die 
Herrschaft  des  Schöpfers  über  sein  Geschöpf"  ^).  Welch  irrthüm- 
liche Vorstellung!  An  der  Macht  des  Vaters  über  seine  Kinder, 
die  uns  heute  so  natürlich  scheint,  ist  eigentlich  nichts  Natür- 
liches und  alles  nur  staatlich.  Denn  im  vorstaatlichen  Stamm 
kümmert  sich  Niemand  um  den  Vater;  nur  die  Mutter  gilt  als 


*)  Derselbe  1  c.  S.  107. 

')  Philosophisches  Staatsrecht  S.  133,  134  Anm.  b. 

*)  Sybel  KOnigthuin  der  Germannen  S.  54.     . 
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diejenige,  die  das  Kind  zur  Welt  brachte;  wer  der  Erzeuger  war, 
ist  eine  Thatsache,  welche  vielleicht  zufolge  eines  angeborenen 
Schaanigefühls  verheimlicht  wird  und  nach  der  Niemand  fragt 
Alle  Verwandtschaftsverhältnisse  und  Grade  richten  sich  nur 
nach  der  Thatsache  der  Mutterschaft:  an  den  Erzeuger  denkt 
dabei  Niemand.  Erst  der  Staat  kam  aus  Rücksichten  die  mit 
der  Organisation  der  Herrschaft  des  herrschenden  Stammes  im 
Zusammenhange  stehen,  auf  die  Idee,  eine  Evidenzhaltung  der  Er- 
zeuger durch  das  Institut  der  Ehe  einzufuhren  —  welches  In- 
stitut seiner  Natur  nach  unvollkommen  bleiben  musste,  weil  es 
nur  mit  Zuhilfenahme  einer  praesumptio  juris  zu  Stande  kommt 
Dass  es  sich  aber  bei  dem  durch  den  Staat  begründeten  Institut 
der  Vaterschaft  nicht  um  das  wirkliche,  das  natürliche  sondern 
nur  um  das  rechtliche,  d.  h.  staatlich  festgesetzte  Verhält- 
niss  handelt,  dafür  braucht  es  doch  nicht  erst  der  Beweise.  Die 
blosse  Thatsache,  dass  jemand  der  wirkliche,  natürliche  Vater 
ist,  giebt  ihm  über  sein  Kind  noch  gar  kein  Recht,  während  der- 
jenige quem  justae  nuptiae  demonstrant  alle  Rechte  des  Vaters 
hat  und  alle  Pflichten  eines  solchen  erfüllen  muss,  wenn  er  auch 
nicht  der  Vater  ist. 

Auch  beruhen  ja  bei  den  Römern  alle  Verwandtschafts- 
verhältnisse nicht  auf  der  natürlichen  Thatsache  sondern  auf 
staatlichen  Satzungen.  So  haben  z.  B.  Sklaven  und  sogar  noch 
Freigelassene  keine  Verwandte  —  den  Freigelassenen  beerbt 
der  Patron  —  weil  nur  Freie  Verwandte  haben  können. 

"Wie  man  im  Gegensatz  zu  dem  im  Staate  entstandenen 
Sondereigenthum  (welches  aber  anfangs  F  a  m  i  1  i  e  n  eigenthum 
ist)  den  Begriffeines  imaginären  Gesammteigenthums  heraus- 
präparirte  und  denselben  auf  vorstaatliche  Verhältnisse  anwandte : 
so  hat  man  den  Begriff  der  in  den  europäischen  Staaten  heran- 
gebildeten Familie  auf  vorstaatliche  Verhältnisse  übertragen  und 
dort  von  einer  „  primitiven  Familie  '*  gesprochen.  Bei  näherer  Be- 
trachtung aber  zeigt  sich,  dass  das,  was  man  „  primitive  Familie  * 
nennt,  gar  keine  Familie  ist. 

„Die  Primitivfamilie,*  sagt  Post,  „beruht  ausschliesslich 
auf  der  Verwandtschaft  durch  den  Weiberstamm.  Der  Vater 
steht  gänzlich  ausserhalb  der  Familie  und  die  Abkunft  von  ihm 
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ist  tur    die  Familieuangehörigkeit  ein  gleichgültiger  Umstand. 
Diese  Erscheinung  ist  eine  über  die  ganze  Erde  verbreitete  **  *). 

,  Die  primitive  Familie  scheint  ursprünglich  eine  ganz  homo- 
gene Masse  zu  bilden,  in  welcher  die  einzelnen  Individuen  gar 
nicht  hervortreten.  Sie  stehen  in  keinerlei  unterschiedenem  Ver- 
wandtschaftsverhältniss  zu  einander,  sondern  sind  für  einander 
eben  nichts  als  Blutsfreunde.  Die  Kinder  galten  nicht  als  Kinder 
eines  bestimmten  Vaters  noch  als  Kinder  einer  bestimmten  Mutter 
sondern  sie  sind  Kinder  des  Stammes.  Ja  es  werden  ursprünglich 
sogar  die  Grenerationen  gar  nicht  einmal  unterschieden.  '^  Was 
uns  da  Post  als  Resultat  einer  aufmerksamen  und  fleissigen  Zu- 
sammenstellung von  Nachrichten  über  Naturstämme  hinstellt, 
zeigt  aber,  dass  der  vorstaatliche  Zustand  keine  Familie  und 
nur  ein  Hordenleben  kennt 

Desto  interessanter  ist  die  Erscheinung,  dass  wir  überall 
nach  vollendeter  Staatsgründung,  schon  in  den  ersten  Anfangen 
des  Staats  auf  Familiensonderung  stossen.  Auf  welche  Weise 
aber  dieStaatsgründungmitdem  Entstehen  der  Familie  zusammen- 
hängt, wie  die  letztere  durch  die  erstere  bedingt  ist,  das  wollen 
wir  nun  betrachten. 

Anm.  a)  Dass  nicht  nur  Natunechtslehrer  und  Bechtsphilo- 
sophen,  sondern  auch  Nationalökonomen  die  Familie  und  zwar  in 
der  heutigen  Bedeutung  dieses  Wortes  als  den  Uranfang,  die  Urzelle 
des  Staates  ansehen,  dafür  statt  vieler  Beispiele  eines  aus  Schäffle : 
„Geschichtlich  (?)  überwiegt  zuerst  die  gegenseitig  freigebige, 
aber  natürlich  angeregte  Gütergemeinschaft  der  Familie.  Sowohl 
die  einfache,  als  die  zur  Gemeinde  des  Familienyereins  und  zum 
Stamme  erweiterte  patriarchalische  Familie  ist  primi- 
tive ausschliessende  Grundform  der  Wirthschafts-  wie  der  Rechts-, 
Religions-  und  Bildungseinigung  unter  den  Menschen."  „Die  Fami- 
lienwirthschafb  verliert  diese  ihre  Berechtigung  und  Geltung  als 
ausschliessliche  und  tonangebende  sodalökonomische  Organisations- 
form, sobald  die  gesellschaftliche  Verbindung  über  das  Leben  der 
abgesonderten  und  abgeschlossenen  Familien  hinaus  sich  erweitert." 
Capitalismus  imd  Socialismus  S.  439. 


^)  Post,  Anfänge   des  Staats-   und  Bechtslebens   11.     Ansfilhrli'h 
bandelt  darüber  Bachofen  in  seinem  »Mutterrecbt*. 
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§  30. 
Sondereigentham  and  Erbrecht. 

Dass  es  ohne  Grewalt  keine  Staati^ründung  giebt,  das  dürfte 
genugsam  dargethan  worden  sein.  Dass  alle  und  jede  ursprüng- 
liche Staatsverfassung  mit  der  unausbleiblichen  Sonderong  der 
bluts-  und  stammfremden  Eroberer  von  den  Unterworfen^ 
der  Herrschenden  von  den  Beherrschten  und  Greknechteten,  auf 
die  Unterwerfung  der  früher  angesiedelten  durch  eme 
später  eindringende  kriegerische  Bevölkerung  schliessen 
lässt,  auch  das  darf  als  erwiesen  angenommen  werden. 

Abgesehen  nun  von  der  e  r  s  t  e  n  staatsrechtlichen  Thatsache 
die  uns  dabei  entgegentritt,  namentlich  der  Herrschaft  des  einen 
Stammes  über  den  andern,  tritt  uns  gleich  nach  der  Festsetzung 
dieser  Herrschaft  die  Organisirung  derselben  durch  Begründung 
des  Sondereigenthums  entgegen. 

Es  ist  das  jene  Thatsache,  aufweiche  Stahl  ganz  richtig 
hinweist  wo  er  von  der  Vertheilung  der  Ländereien  durch  die 
„  Obrigkeit  *  an  die  „  Bürger  *  und  die  „  Mannen  **  spricht  (s.  oben) 
Diese  Vertheilung  des  erworbenen  Landes  an  die  ^  Mannen  'd.  h. 
an  die  Theilnehmer  der  Eroberung,  an  die  wehrhaften  Mitglieder 
des  erobernden  Stammes  begründet  das  Institut  des  Sondereigen- 
thums. Die  ganze  weitere  Entwicklung  aber  der  neubegründeten 
Herrschaft,  die  ganze  weitere  Entwicklung  des  damit  begründeten 
Staatsrechts  ist  von  jetzt  an  durch  eine  Rücksicht  dictirt, 
durch  einen  obersten  Zweck  geleitet  und  zwar  durch  die  Rück- 
sicht auf  die  Erhaltung  der  erlangten  Herrschaft, 
durch  den  Zweck  die  begründete  >5,staatsrechtliche* 
Ordnung  immer  mehr  zu  befestigen. 

Diese  Thatsache  hat  Dühring  im  Sinne,  wenn  er  über 
das  Entstehen  des  Eigenthums  durch  gegenseitige  Einwilligung 
sagt:  „Wo  man  also  das  derartig  (durch  Grewalt)  entstandene 
Eigenthum  als  einen  auf  gegenseitiger  Anerkennung  beruhenden 
Zustand  der  Besitzesherrschaft  ansieht,  sollte  man  nothwendig 
nur  die  herrschende  Klasse  der  Ei genthümer  selbst 
im  Auge  haben.  Diese  sind  es  nähmlich,  bei  denen  von  einer 
gegenseitigenBilligung  alleingeredet  werden  kann,  indem 
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sie  ein  gemeinsames  Interesse  haben,  sich  die  Früchte 
ihrer  Aneignung  solidarisch  gegen  die  unterworfeneClasse 
zu  garantiren*  *). 

Dieses  gemeinsame  Interesse  nun,  das  Eigenthum  der  Er- 
oberer gegen  die  unterworfene  Classe,  die^Herrschafb  der  ersteren 
gegen  diese  letztere  aufrechtzuerhalten  und  zu  festigen,  föhrte 
nothwendigerweise  zu  einer  Besetzung  der  einzelnen  P  o  s  t  e  n ,  so 
zu  sagen,  des  eroberten  Landes,  durch  die  wehrhaften  Männer, 
zur  Anweisung  an  jeden  derselben  eines  Theiles  des  eroberten 
Landes,  welchen  er,  anfangs  vielleicht  für  dieGesammtheit 
in  Schutz  zu  nehmen  hatte,  woraus  aber  das  Sondereigenthnm 
der  einzelnen  Bürger,  Patricier,  Ritter,  Mannen  u.  dgl.  direkt  her- 
vorging. 

Mit  der  blossen  Landanweisung  und  Zutheilung  jedoch  war 
jenes  oberste  gemeinsame  Interesse  gegen  die  unterworfeneClasse 
noch  immer  nicht  genug  gewahrt.  Der  herrschende  Stamm  musste 
darauf  bedacht  sein,  nachdem  er  einerseits  auf  dem  ganzen  er- 
oberten Territorium  zu  dessen  besserem  Schutze  sich  zerstreute 
und  vereinzelte,  die  Einheit  unter  sich  aufrechtzuerhalten ,  der 
unterworfenen  Classe  das  Eindringen  in  seine  Reihen  unmöglich 
zu  machen. 

Haben  schon  die  ursprünglichen  Stammesgeföhle,  das  Be- 
wusstsein  des  '„  besseren  Blutes  •*  gegenüber  den  Fremden  diese 
Instinkte  der  Femhaltung  und  Absonderung  hervorgerufen:  so 
wurden  dieselben  jetzt  noch  durch  die  gemeinsamen  Herrschafts- 
interessen gekräftigt.  Es  musste  jede  Vermischung  mit  der  unter- 
worfenen Klasse  verboten  werden  oder  wenigstens,  da  persönliche 
Leidenschaften  von  der  Macht  begünstigt,  keine  Schranken  kennen 
wollten.  Normen  beobachtet  werden,  nach  denen  nur  „reines 
Blut*  die  Herrschaft  fortführen  könne.  Diese  Rücksichten  und 
obersten  Gesichtspunctemussten  Normen  in  Bezug  auf  Familie, 
Ehe  und  Erbschaft  hervorrufen.  Nur  der  zur  herrschenden  Kaste 
gehörige  Besitzer  eines  Landlooses  konnte  auf  demselben  und  im 
ümkrds  seiner  Familie  d.  i.  der  auf  seinem  Haus  und  Hof  be- 
findlichen Leute  als  Herr  und  Gebieter  anerkannt  werden ;  nur 
e  r  war  der  Vertreter  dieses  Theiles  des  gegründeten  Staatswesens 

»)  1.  «.267. 
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und  von  nun  an  konnte  es  auch  unmer  nur  sein  männlicher 
Nachfolger  sein.  Die  grosse  Umwandlung  von  dem  frühem  Mutter- 
recht zu  dem  nunmehrigen  Yaterrecht  stand  mit  der  ganzen  krie- 
gerischen Grundlage  des  neuen  Staatswesens  in  engem  Zusammen- 
hange. Die  Kriegsorganisation,  die  die  neue  Herrschaft  be- 
gründete, auf  der  sie  beruhte,  musste  aufrechterhalten  werden  und 
sie  forderte  die  Erhebung  der  Vaterschaft  zum  Princip  der 
Gontinuität  der  einzelnen  Familien. 

Wie  die  einzelnen  Krieger  und  Landloosbesitzer  auf  ihrem 
Besitzthum  das  Regiment  als  Mitglieder  des  herrschenden  Stam- 
mes, als  Vertreter  der  Staatsgewalt  fuhren;  wie  sie  in  Folge  des- 
sen über  ihre  Frauen  unJ  Kinder,  über  Sklaven  undGresinde  un- 
umschränkte Herrschaft  als  einen  auf  sie  entfallenden  Theil  der 
Staatsgewalt  üben  und  ihr  Besitzthum,  als  einen  Theil  des  Staa- 
tes schützen  und  verwalten:  so  können  nur  wieder  Männer, 
also  ihre  Söhne,  ihre  Nachfolger  sein. 

Das  ursprüngliche  Recht  der  Frauen  tritt  zurück ;  die  Ver- 
wandten von  Vatersseite  treten  in  die  erste  Reihe;  sind  sie  es. 
doch  die  die  wichtigste  aller  Verbindungen,  die  mit  der  kriegeri- 
schen Organisation  des  Stammes  vermitteln  und  darstellen.  An 
s  i  e  fällt  das  Besitzthum  wenn  kein  männlicher  Erbe  da  ist. 

Alle  diese  Verhältnisse  zu  regeln  hat  der  Staat  ein  eminentes 
Interesse;  die  Aufrechthaltung  seiner  kriegerischen  Macht 
steht  mit  der  Regelang  dieser  Fragen  in  innigem  Zusammenhang. 
Auf  diese  Weise  entspringt  dem  obersten  Interesse  des  Staates» 
dem  Interesse  seiner  Selbsterhaltung  und  der  Erhaltung 
seiner  Macht  die  gesammte  Regelung  des  Familien-,  Ehe-  und 
Erbrechts^).  Und  dieses  Staatsinteresse  aus  dem  alle  die  Privat- 
rechtsinstitute entsprangen,  ist  es,  welches  denselben  noch  in  späteren 
Zeiten  in  Rom,  ihr  öffentlich-rechtliches  Gepräge  aufdrückte,  als 
diese  Rechtssphäre  schon  dem  unmittelbaren  Interesse  des  Staats 
ziemlich  weit  entrückt  war. 

Anm.  a)  Bei  Naturrechtslehrem  und  Staatsphilosophen  war 
eine  andere  Ableitung  des  Erbrechts  aus  der  Idee  des  Eigenthums 
die  gewöhnliche.  Man  stellte  es  einfach  als  logische  Conse- 
q  u  e  u  z  des  Eigenthums  hin.  So  sagt  z.  6.  Thiers  in  der  erwähnten 
Schrift:  >^La  propri^te  est  ou  eile  n'est  pas.  Si  eile  est  eile  entraine 
le  don.  Si  eile  entraine  le  don  eile  Tentraine  pour  les  enfants  comme 
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pour  les  indülbrents.  Elle  Teiitrainedarant  1a  rie  oomme  a  «a  mort.* 
Auf  diese  Weise  leitet  Thiers  nicht  nur  das  Erbrecht  sondern  auch 
das  Testimngsrecht  aus  dem  Eigenthum  her.  (La  propriet^  p,  58.) 
Dass  es  die  deutschen  Rechtsphiiosophen  ebenso  ableiten  lehrt  ein 
Blick  in  die  erste  beste  Rechtsphilosophie. 

§  31. 

I  

Die  Obrigkeit  als  Richter  and  Gesetzgeber. 

Waren  einmal  diese  Grandlagen  der  staatlichen  Herrschaft 
genügend  befestigt,  war  die  Beherrschang  der  nnterworfenenClasse 
durch  das  mächtige  Eigeninteresse  der  herrschenden  Classe  sicher- 
gestellt: dann  konnte  der  Staat,  die  Obrigkeit,  den  immer  neu 
sich  eröffnenden  Perspectiven  der  Machtentfaltnng  nachgehen  and 
die  Anfirechthaltang  and  Wahrang  der  Grandlagen  ihrer  Existenz, 
dem  Interesse  der  BfSarger  überlassen.  Diese  Grandlage  war  die 
durch  das  Institat  der  Sklaver^  des  Eigenthnms,  der  Familie, 
der  Ehe,  des  Erbrechts  begröndeteRechtsordnnng.  Es  blieb 
nur  noch  eines  vorzasorgen  übrig.  Wenn  die  Herrschaft  der  Grand- 
besitzer über  ihre  «Familie*  angeschwächt  danem  sollte,  dann 
mosste  vor  allem  Einheit  und  Friede  nnter  ihnen  selbst  walten; 
es  darften  Grenzstreitigkeiten  nicht  in  Kampf  and  Bürgerkrieg 
aasarten,  es  mnssten  Erbschaftsstreitigkeiten  friedlich  beigelegt, 
uberhanpt  alle  streitige  Verhältnisse  anter  den  ,  Bürgern '  anf 
gatlichen  Wege  d.  h.  ohne  Kampf  and  Blntvergiessen  aasgetragen 
werden.  Das  alles  mnsste  vorerst  die  Obrigkeit  selbst  za 
schlichten  Sachen.  Sie,  die  den  flrobernngszag  za  glücklichem 
Ende  führte,  die  die  Zatheilang  der  Landloose  an  die  Einzelnen 
besorgte,  an  die  jedes  herrenlos  werdende  Landloos  wieder  zu- 
rackfiel,  die  Obrigkeit  masste  aach  das  Richteramt  über- 
nehmen. Kein  einseitiges  Interesse  dnrfte  sie  in  dieser  Thätigkeit 
leiten;  sie  hatte  dabei  nnr  ein  Interesse,  Rahe  und  Frieden  unter 
ihren  ,  Bürgern  '  aofrechtzuerhalten,  jedem  Kampf  und  Bürger- 
krieg vorzubeugen.  So  entstand  die  Gerichtsgewalt  der  Obrig- 
keit Sie  erstreckte  sich  nur  auf  die  Streitigkeiten  der  „  Bürger.  '^ 
—  Im  innem  von  Haus  und  Hof  der  Einzelnen,  auf  dem  Gebiete 
der  einzelnen  Landloose,  da  hatte  die  Obrigkeit,  die  Staatsgewalt 
nichts  za  suchen.     Da  waltete  und  schaltete  frei  als  Obrigkeit 
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und  Staatsgewalt  im  Kleinen  der  Besitzer  selbst  —  da  übte  er 
Regierangs-  nnd  Grerichtsgewalt;  da  erkannte  er  was  Recht 
sei  und  vollzog  es  mit  Hilfe  seiner  Untergebenen. 

In  dem  Maasse  aber,  als  das  Staatswesen  wuchs  und  sich 
entfaltete,  als  es  auGrebiet  und  Bürgerzahl  grösser  und  mächtiger 
wurde :  wuchsen  auch  die  gewohnheits-  und  pflichtmässigen  Gre- 
Schäfte  der  Obrigkeit  Sie  konnte  dieselbe  nicht  mehr  bewältigen. 
Sie  musste  zu  einer  Theilung  der  Arbeit  schreiten,  zu  einer 
Theilung  nach  allen  Richtungen.        ^ 

Die  gewöhnlichen  Thätigkeiten  der  Obrigkeit,  die  eigent- 
lichen Regierungshandlungen,  die  Sorge  für  Sicherheit  und  Ord- 
nung musste  sie  besonders  zu  diesem  Zwecke  angestellten  Organen 
überlassen  um  für  sich  selbst  nur  die  höchsten  und  wichtigsten 
Staatsacte  vorzubehalten;  auch  die  Grerichtsgewalt  musste  wenig- 
stens für  die  gewöhnlichen  alltäglichen  und  minder  wichtigen  An- 
gelegenheiten auf  diese  Organe  übertragen  werden  und  das  Staats- 
oberhaupt behielt  sich  nur  noch  die  Entscheidungen  der  wichtig- 
sten Fälle  in  höchster  Instanz  vor,  die  Entscheidungen  über  Tod 
und  Leben  —  das  Recht  der  Begnadigung  u.  dgl. 

E^s  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  diese  ursprünglich 
angestellten  Organe  der  Staatsgewalt  nicht  nach  Gesetzen  son- 
dern im  Geiste  und  nach  dem  Willen  des  Staatsoberhaupts,  der 
den  Willen  und  den  Geist  des  maassgebenden  Kreises  der  herr- 
schenden Olasse  repräsentirte,  handelten  und  urtheilten.  Aber 
diese  ihre  Handlungen  und  ürtheile  bildeten  mit  der  Zeit  eine 
Reihe  von  Präcedenzfallen,  bildeten  ein  Gewohnheitsrecht  das 
ihre  Nachfolger  als  Richtschnur  nahmen,  auf  welches  die  In- 
teressenten sich  beriefen. 

Es  konnte  nicht  ausbleiben,  dass  die  Staatsgewalt  um  die 
Thätigkeit  dieser  ihrer  Organe  in  ordnungsmässige  regelrechte 
Bahnen  zu  lenken,  diese  Präcedenzfälle  und  dies  Gewohnheits- 
recht zur  Grundlage  von  Normen  nahm,  die  sie  behufs  zukünftiger 
Damachachtung  als  Gesetze  verkündete. 

Diese  Gesetze  begründeten  Rech.e  und  Pflichten,  sie  nor- 
mirten  die  gleichraäsige  Thätigkeit  der  Organe  der  Staatsgewalt 
und  bestimmten  die  Grundsätze  fiir  die  Rechtssprechung  in  strei- 
tigen Fällen. 
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Der  Natar  der  Sache  oach,  bezogen  sich  diese  Gesetze  uod 
Normen  auf  zweierlei  Gebiete. 

Die  eioen  regelten  die  Verhältnisse  zwischen  den  Bürgern, 
die  andere,  bezogen  sich  auf  die  Thätigkeit  der  Staatsgewalt  und 
ihrer  Organe;  jene  betrafen  somit  ein,  der  Staatsgewalt  im  wesent- 
lichen indifferentes  Gebiet;  diese  ein  Gebiet  an  dem  die  Staats- 
gewalt ein  unmittelbares,  lebhaftes  Interesse  hegte. 

Ob  bei  den  ausgebrochenen  Streitigkeiten  zwischen  dem 
Bürger  A  und  B  der  eine  oder  der  andere  siegte  oder  unterlag, 
daran  hatte  die  Staatsgewalt  kein  Interesse,  wenn  nur  derStreit 
selbst  im  ordentlichen  Wege  Rechtens  ausgetragen  ward.  Dass 
gerichtet  und  geschlichtet  werde,  darum  bekümmert  sich  die  Staats- 
gewalt, anch  dass  nachG^etz  und  Recht  dabei  verfahren  werde: 
ob  dabei  A  oder  B  seine  Ansprüche  verwirklicht  oder  verwirkt 
das  bekümmert  die  Staatsgewalt  nicht  mehr  ^). 

Dass  aber  dieEjiegsmacht  des  Staates  durch  zweckmässige 
Thätigkeit  und  pünktliche  Pflichterfüllung  der  zum  Dienst  ver- 
pfliditeten  aufrechterhalten  werde,  dass  die  Leistungen  an  den 
Staatsschatz vorschriftsmässig  vorsieh  gehen;  dass  die  Sicherheit 
des  Staates  von  Aussen  nicht  gefährdet;  dass  die  öffentliche 
Herrschaftsordnung respectirt  und  erhalten  werde;  alles  dieses  bil- 
det ein  Gebiet  an  dem  die  Staatsgewalt  ein  unmittelbares  Interesse 
nimmt.  Wohl  werden  die  Thätigkeiten  der  Staatsorgane  auch 
auf  diesem  Gebiete  durch  Normen  geordnet  und  geregelt;  doch 
diese  Ordnung  und  diese  Regel  steht  unter  der  fortwährenden 
ControUe  des  Staatswohls  und  des  unmittelbaren  Staats- 
interesses. 

Während  die  Privatrechtsnorm,  einmal  erlassen,  den  be- 
treffenden Interessenten  zur  Wahrung  und  Vertheidigung  über- 
lassen wird:  steht  hinter  der  öffentlich-rechtlichen  Norm  der 
Staat  mit  seinem  Interesse,  jeden  Augenblick  bereit  sie  selbst 
zu  vertheidigen  oder  wenn  sie  seinem  Interesse  nicht  mehr  ent- 


1)  »Der  -Staat  h»t  in  den  besprochenen  (d.  i.  Privatrechts) 
Fällen  nnr  ein  mittelbares  Interesse.  Unmittelbar  kommen  letztere  den 
Specialinteressen  des  Einzelnen  zu  6nte.<  Tbon  1lecht<«norm  und  subj. 
Recht  S.    133. 
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spricht  sie  abzuändern  und  seine Thätigkeit  normwidrig  doch 
zweckmässig  einzurichten. 

Das  nun  ist  der  wichtige  und  wesentlicheünter- 
schied  zwischen  Privatrecht  und  Staatsrecht,  dass  die  Normen 
des  ersteren  ihrem  meritorischen  Grehalte  nach,  vom  Staate  nicht 
vertheidigt  werden,  dass  ihre  Vertheidigung  in  dieser  Hinsicht 
den  einzelnen  Interessenten  ganz  überlassen  wird,  während  sich 
der  Staat  die  Normen  des  Staatsrechts  zur  Vertheidigung  vor- 
behalten muss*).  Das  Privatrecht  beherrscht  einGrebiet,  welches 
dem  Staate  indifferent  geworden  ist,  an  dem  er  nur  ein  forma- 
le s  Interesse  hat:  das  Staatsrecht  beherrscht  dasjenige  Grebiet 
in  dem  die  vitalsten,  unmittelbarsten  Interessen  des  Staates  lie- 
gen. Das  Privatrecht  wird  von  den  Verhältnissen  der  einzelnen, 
von  ihren  gegenseitigen  Herrschafts-  und  Abhängigkeitsverhält- 
nissen in  Bewegung  gesetzt ;  das  Staatsrecht  wird  von  derThätig- 
keit  des  Staates,  von  seiner  Herrschaftsübung  und  Regierungs- 
thätigkeit  beseelt. 

Aus  diesem  Unterschiede  der  Gebiete  die  sie  beherrschen, 
der  Interessen  von  denen  sie  beherrscht  werden,  der  Verhältnisse 
die  sie  regeln,  der  Subjecte  denen  sie  angehören  und  der  Objecte, 
auf  die  sie  sich  beziehen,  entspringt  die  grosse  Verschiedenheit 
des  Wesens  und  des  sowohl  praktischen  wie  wissenschaftlichen 
Entwicklungsganges  des  Privat-  und  Staatsrechts. 

Dieser  wesentliche  unterschied  zwischen  Privat-  und  Staats- 
recht hat  von  jeher  auf  die  wissenschaftliche  Bearbeitung  und 
Behandlung  dieser  zwei  Disciplinen  einen  entschiedenen  Einfluss 
geübt.  Ehe  wir  jedoch  zu  diesem  Unterschied  übergehen:  ver- 
gegenwärtigen wir  uns  vor  allem  die  Veranlassung  der  wissen- 
schaftlichen Behandlung  des  Rechts. 

A  n  m.  a)  Der  principielle  Unterschied  zwischen  Privat-  und 
Staatsrecht  geht  auch  aus  folgender  Betrachtung  hervor.  Die  neue- 
sten Untersuchungen  über  das  Wesen  des  Rechts  gelangen  zum 
Resultat,  dass  ein  jedes  Recht  einen  Imperativ  in  sich  enthalte.  ^) 
Ein  jeder  Imperativ  setzt  nun  einen  Befehlenden  und  einen,  dem  be- 
fohlen wird,  voraus.     Beim  Privatrecht  treffen  diese  beiden  Vor- 


*)  »Alles  Recht  besteht    in   Imperativen*   Thon,  Rechtsnorm   und 
subject.  Recht.  S.  69. 
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aussetzungen  überein.  Die  Staatsgewalt  befiehlt,  den  Unter- 
thanen  wird  befohlen.  Wer  ist  nun  aber  beim  Staatsrecht  der 
Befehlende,  wer  die  Befehle  Empfangende?  Sich  selbst  kann  man 
nicht  befehlen  —  höchstens  kann  man  sich  eine  gewisse  Art  und 
Weise  des  Vorgehens  yomehmen.  Ein  freiwilliger  Entschluss,  ein 
Vorsatz  ist  aber  kein  Befehl,  So  trifft  denn  die  neueste  Ansicht 
Tom  Recht  auf  das  Staatsrecht  nicht  zu ;  im  Gegentheil,  sie  zeigt 
den  principiellen  Gegensatz  zwischen  Priyat-  und  Staatsrecht  nur 
um  so  deutlieher. 

Endlich  aber  ist  noch  folgender  Umstand  zu  beachten.  Im 
Priratrecht  hat  diejenige  Partei,  die  yon  der  gesetzlichen  Entschei- 
dung hart  getroffen  wird,  gegen  dieselbe  keine  Macht  mehr,  keine 
Correctur ;  sie  muss  sich  imbedingt  fügten,  muss  auch  das  Harte  über 
sich  ergehen  lassen.  Im  Staatsrecht  behält  auch  im  Falle  einer 
gerichtlichen  Entscheidung  die  eine  Partei  d.  i.  der  Staat  noch 
immer  die  Macht,  eine  Correctur  herbeizuführen  und  zwar  durch 
eine  nachfolgende  Gesetzesänderung.  Im  Priyatrecht  kann 
durch  richterliche  Entscheidung  der  Wille  jeder  Partei  endgiltig 
gebrochen  und  bewältigt  werden:  im  Staatsrecht  kann  auch  in 
diesem  Falle  der  Wille  der  einen  Partei  d.  i.  des  Staates  höchstens 
gedämpft  und  zurückgedrängt,  nie  und  nimmer  gebrochen  werden. 
Auf  kleinem  formalen  Umwege  (durch  die  Gesetzgebung)  kann  er 
immer  wieder  sich  geltend  machen. 

A  n  m.  b)  Dass  man  auf  der  Stufenleiter  des  staatlichen  Rechts, 
welches  yon  unten  mit  dem  Priyatrecht  anfängt,  wenn  man  auf 
derselben  au&teigt,  zuletzt  auf  Stufen  gelangt,  auf  denen  dem 
» Recht*  der  Charakter  des  Rechts  mangelt,  oder  mit  anderen 
Worten,  wo  das  Recht  aufhört.  Recht  in  dem  Sinne  zu  sein,  in  dem 
man  es  gewöhnlich  nimmt,  als  eine  Norm,  die  erzwungen  werden 
kann,  diese  Erkenntniss  drängt  sich  auch  dem  Juristen  auf.  So 
sagt  z.  B,  Thon: 

,J)as  gesammte  Recht  einer  Gemeinschaft  ist  nichts  als  ein 
Complex  yon  Imperatiyen,  welche  insofeme  mit  einander  yerknüpft 
und  yerbimden  sind,  als  die  Nichtbefolgung  der  einen  für  andere 
häufig  die  Voraussetzung  des  Befohlenen  bildet."  Hier  führt  Thon 
aus,  wie  die  Uebertretung  des  Verbotes:  „Du  sollst  nicht  tödten" 
für  die  Organe  des  Staates  die  Imperatiye  wachrufen,  die  „die  Ver- 
folgung und  Bestrafung  des  Mörders  zum  Zwecke  haben".  „Dem 
pflichtmässigen  Vorgehen  dieser  Organe  gegenüber  fallen  zugleich 
die  Imperatiye  hinweg,  welche  Freiheit  und  Leben  des  Mörders 
vor  seiner  That  gegen  Jedermann  und  nach  derselben  noch  gegen 
jeden  Unbefugten  schützen.  Das  Dürfen  und  Sollen  der  staatlichen 
Organe  ist  die  Rechtsfolge  des  Mordes.  Befolgen  die  gedachten 
Behörden  die  an  sie  ergangenen  Gebote  nicht,  so  lässt  auch  diese 

QnmplowioB,  BeohtiaUtat.  I 
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Normwidrigkeit  wiederum  nnr  neue  Imperataye  lebendig  werden: 
insbesondere  Gebote  an  die  vorgesetzte  Behörde  gegen  die  pflicht- 
widrigen Beamten  disciplinarisch  einzusehreiten.  Und  zuletzt 
schliest  sich  die  Kette  mit  einem  Imperativ;  dessen 
Nichtbefolgung  ohne  weitere  rechtliche  Folge 
bleibt/'  (Thon  Rechtsnorm  S.  11.)  liegt  in  diesen  Worten 
nicht  das  Geständniss,  dass  bei  einem  Gliede  der  langen  B^chts- 
kette  der  Charakter  desBechts  aufhört  und  der  derMachtbefugniss, 
der  Herrshaft  beginnt.  Nur  ist  die  Anschauung  Thon's  irrthitaa- 
lich,  dass  jenes  Glied  der  Kette,  das  des  wesentlichen  Charakters 
des  Rechtes  entbehrt,  die  Kette  „schliesst".  Mit  niohten!  Es 
folgen  dort  so  manche  Kettenglieder,  die  einen  wichtigen  Theil  des 
Öffentlichen,  des  Staatsrechts  bilden.  Nur  eine  9berflachliehe  Be- 
trachtung gibt  sich  der  Täuschung  hin,  dass  das  schon  der  S  e  h  1  u  s  s 
der  Kette  ist.  — 

§32. 
Gesetzgebung  und  Jurisprudenz. 

Der  Gresetzgeber  ist,  wie  schon  erwähnt,  nie  und  nimmer 
im  Stande,  alle  einzelnen,  concreten  Fälle  die  einen  Streit  unter 
den  berechtigten  Personen  hervorrufen,  vorauszusehen  und  den- 
selben gesetzlich  zu  regeln.  Zuerst  wird  überhaupt  keinerlei  Ge- 
setz erlassen,  sondern  nur  nach  Zweckmässigkeit  und  Gutdünken 
entschieden.  Wenn  aber  sodann  zur  Fällung  dieser  Entscheidungen 
ein  besonderer  magistratus  bestellt  wird,  dann  erhält  derselbe 
wohl  eine  allgemeine  Weisung,  in  welchem  Sinne  er  vorzugehen 
habe.  Auch  mag  sich  diese  Richtschnur  aus  Gewohnheit  und 
Sitte  ergeben. 

Die  üebung  aber  des  Amtes  führt  nothwendigerweise  zur 
Feststellung  allgemeiner  Grundsätze  nach  denen  entschieden  wird 
und  der  öftere  Wechsel  in  der  Person  des  Beamten  oder  Richters, 
dieNothwendigkeit  mehrere  derselben  zu  bestellen  legt  den  Nutzen 
eines  Gesetzes  nahe,  das  den  Entscheidungen  desselben  zur  Grund- 
lage zu  dienen  habe. 

Es  ist  klar,  dass  die  Zweckmässigkeit  der  Erlassung  eines 
Gesetzes  zuerst  auf  dem  Gebiete  der  Privatverhältnisse  sich  gel- 
tend macht.  Denn  nur  für  das  Gebiet,  welches  der  Staatsgewalt 
in  merito  indifferent  geworden  ist,  muss  sie  bestrebt  sein,  sich 
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Ruhe  ZU  verschaffe  Q  indem  sie  den  bestellten  Beamten  und 
achter  gewisse  Grundsätze  ihrer  Rechtsprechung  ein  für  allemal 
in  Gresetzen  kundgiebt. 

Aber  dieselbe  Ursache,  welche  sie  zur  Gesetzgebung  für  die- 
ses Grebiet  veranlajsst,  wirkt  auch  weiter  und  zwingt  sie,  die 
Interpretirung  und  Entwicklung  der  im  Gesetze  kundgemachten 
Grundsatze  von  sich  ab  —  und  auf  dazu  berufene  Personen  zu 
überwälzen.  In  erster  Linie  übernahmen  nun  dieses  Geschäft 
der  Interpretirung  die  Behörden  mid  Gerichte,  in  zweiter  Linie 
die  Rechtsgelehrten. 

Dem  Staate  konnte  diese  Aushilfe  nur  willkommen  sein. 
Er  konnte  sich  nun  ausschliesslich  den  nicht  richterlichen 
Aufgaben  der  Regierung  zuwenden  und  die  Rechtsprechung  ganz 
dem  Richter-  und  Rechtsgelehrtenstand  überlassen.  Das  Privat- 
recht  war  versorgt;  es  hatte  in  der  Praxis  und  in  der  Theorie 
seine  fachmännische  Vertretung;  der  Staat  lieh  ihm  nur  noch 
von  ferne  seinen  Schutz  und  sein  Ansehen. 

Ganz  anders  verhält  es  sich  mit  dem  Staatsrecht. 

Die  Ordnung  der  öffentlichen  Machtverhältnisse,  die  die 
Staatsgewalt  einmal  festsetzte,  brauchte  und  durfte  in  keines  An- 
dern Schatz  und  Obhut  gegeben  zu  werden  —  der  Staat  .selbst, 
die  Staatsgewalt  mosste  ihr  eigenes  Lebensinteresse  besorgen. 
Das  war  ja  übrigens  der  eminenteste  Inhalt  ihrer  Thätigkeit. 
Sich  selbst  aufrechtzuerhalten  und  zu  stärken,  ihre  eigene  Macht- 
sphäre zu  schützen  und  zu  schirmen,  das  war  und  ist  der  Inhalt 
des  Lebens  der  Staatsgewalt  Ein  solches  Interesse  giebt  man 
nicht  aus  Händen,  vertraut  man  nicht  fremder  Obsorge.  Für  das 
Staatsrecht,  d.  h.  fär  die  begründete  und  festgesetzte  Herrschafts- 
ordnung zwischen  den  sozialen  Bestand theilen  des  Staates,  musste 
die  Staatsgewalt  selbst  der  höchste  Gesetzgeber  und  Richter  zu- 
gleich bleiben. 

Nun  sehen  wir  aber  dennoch,  wie  es  in  jedem  Staate  in 
semer  weiteren  Entwicklung  auch  zur  Aufzeichnung  und  Kund- 
machung des  Staatsrechts  kommt.  Machen  wir  es  uns  daher  klar, 
welche  Motive,,  die  im  primitiven  Staate  noch  nicht  vorliegen, 
in  dessen  weiterer  Entwicklung  zu  dieser  staatsrechtlichen 
Gesetzgebung  drängen. 

7  * 
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Vor  allem  drängt  dazu  die  räumliche  Entfaltung 
des  Staates.  Die  mannigfachen  Thätigkeiten  und  Handlungen 
der  Staatsgewalt  können  bei  der  territorialen  Vergrösserung  des 
Staates  unmöglich  von  der  Person  des  Herrschers  oder  seiner 
unmittelbaren,  seinen  mündlichen  Befehlen  gehorchenden  Um- 
gebung, besorgt  werden. 

Ist  man  aber  gezwungen,  diese  Thätigkeit  auf  mehrere  und 
gar  noch  an  entfernt  sich  aufhaltende  Beamte  zu  übertragen,  dann 
stellt  sich  wohl  die  Nothwendigkeit  heraus  denselben,  im  Interesse 
der  Gleichmässigkeit  des  Vorgehens  in  Raum  und  Zeit,  schrift- 
liche Instruktionen  zu  geben,  wie  Heer  und  Finanzwesen  zu  be- 
sorgen, wie  die  Herrschafts-  und  Abhängigkeitsverhaltnisse  der 
Bürger  und  ünterthanen  aufrecht  zu  erhalten.  Diese  Instructionen 
und  Normen  die  sich  im  Anfange  an  die  von  früher  her  geübte 
Praxis  der  Regierung  und  Herrschaft  anscüliessen,  sie  wachsen 
mit  der  Zeit  zu  einen  Inbegriff  von  öffentlich-rechtlichen  Satzungen 
heran.  Ihrer  Natur  und  Entstehung  nach  haben  sie  nur  eine 
Tendenz :  die  Art  und  Weise  des  Regierens  zu  ordnen.  Sie  räumen 
vorerst  Niemandem  aus  dem  Volke  ein  Recht  ein  — 
sie  setzen  nur  die  Pflichten  derUnterthanen,  die  „Rechte* 
der  Regierendan  fest.  Da  also  diese  Satzungen  keinen  andern 
Zweck  verfolgen,  als  das  Interesse  der  Regierung  zu  wahren,  so 
gelten  sie  nur,  so  lange  sie  diesemZwecke  dienen.  Wer- 
den sie  unzweckmässig,  so  nimmt  man  an  ihnen  die  entsprechen- 
den Modificationen  vor.  Mit  einem  Worte  das  erste  geschrie- 
bene Staatsrecht,  die  erste  staatsrechtliche  Gesetzgebung  ist  ein 
Reglement  für  die  Thätigkeit  der  bestellten  Regierungsorgane; 
eine  Aufzeichnung  der  Nonnen  nach  denen  die  Staatsgewalt 
ihre  Herrschaft  übt. 

Eine /.weite  viel  wichtigereVeranlassungist  es  die 
in  der  weiteren  Entwicklung  des  Staates  zur  Aufzeichnung  staats- 
rechtlicher Bestimmungen  führt.  Wenn  ein  sozialer  Bestand- 
theil  des  Staates,  wenn  eine  mächtig  gewordene  Classe  oder  ein 
Theil  der  herrschenden  Classe  in  einen  Interessengegensatz  zur 
Staatsgewalt  tritt  und  gestützt  auf  seine  Macht  von  derselben 
Zugeständnisse  verlangt,  oder  solche  im  inneren  Parteienkampfe 
sieh  erwirbt;  dann  ist  er  naturgemäss  bestrebt,  sich  die  erworbe- 


I.  S  S2.  Oesetigebaiig  und  Jurisprudenz  1()1 

nen  Rechte  in  öfientlichen  Urkunden  bestätigen  und  gewährU'iätini 
zu  lassen.  Güebt  die  Staatsgewalt  nothgedrungen  diesem  lli*- 
gehren  nach,  so  entsteht  ein  gesetzgeberischer  Act,  eingeschrie- 
benes Staatsrecht 

Dieses  Staatsrecht  ist  dann  nicht  bloss  eine  einseitig  erlassene 
und  einer  einseitigen  Modificirung  unterworfene  Norm:  es  ist 
ein  zweiseitiger  Pact,  es  ist  ein  staatsrechtlicher  Vertrag  der 
zwischen  der  Staatsgewalt  und  einem  sozialen  Bestaudtheil  des 
Staates  geschlossen  wurde — esisteineConstitution,einVer- 
fassnngsgesetz. 

Der  UnteiBchied  nun,  zwischen  diesem  auf  solche  Weise  zu 
Stande  gekonmienen  Staatsrecht  und  dem  Privatrecht  liegt  haupt- 
sächlich darin,  dass  dieses  Staatsrecht  ein  öffentliches  Macht- 
verhältniss  normirt,  bei  dem  die  Staatsgewalt  Partei  ist. 
ESne  Folge  dieses  Verhältnisses  ist,  dass  die  Staatsgewalt,  die 
aas  diesem  Rechtsverhältnisse  etwa  entspringenden  »agen  und 
Streitigkeiten  mit  Nichten  der  Entscheidung  einer  dritten  Seite 
und  sei  es  auch  nur  einer  von  ihr  ernannten  Magistratur  über- 
lassen  kann.  Denn  diese  RechtsspMre  kann  dem  Staate  nicht 
gldchgültig  bleiben;  dieses  Recht  giebt  er  nicht  für  andere  son- 
dern anchf&r  sich,  für  seinVerhältniss  zu  einem  sozialen  Be- 
standtheil.  Nicht  för  zwei  Privatparteien  ist  dieses  Recht  ^(f- 
geben,  dass  sie  sich  mit  dessen  Hilfe  vorkommenden  Falls  aus- 
einandeisetzen:  der  Staatsgewalt  selbst  ist  es  in  hartem  Kampfe 
abgerungen,  um  ihrem  Willen,  ihrem  Schalten  und  Walten  eine 
Schranke  zu  setzen  und  einem  sozialen  Bestandtheil  (ha  Staates 
ihr  gegenüber  gewisse  Rechte  einzuräumen. 

Während  dieStaatsgewalt  das  Privatrechtsgesetz  aus  eige- 
ner Initiative,  aus  freien  Stücken  erlässt,  um  die  bür- 
gerUche  Ordnung  sicherzustellen  und  sich  von  dieser  Seite  lujr 
Buhe  zu  verschafifen:  hat  sie  das  Staatsrechtsgesetz  nur  unter 
zwingenden  Verhältnissen  erlassen.  Uat  doch  die  Er- 
lassung desselben  nur  eine  Tendenz,  die  Freiheit  ihrer  Action, 
das  freie  Belieben  der  Staatsgewalt  einzuschränken. 

Angesichts  eines  solchen  Verhältnisses,  eines  solchen  Ur- 
sprunges dieses  Rechtes  muss  die  Staatsgewalt  wenigstens  dar- 
auf bedacht  Sern,  die  Interpretation  desselben  nie  und  nimmer 
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aus  der  Hand  zu  geben;  denn  diese  Interpretation  geht  ihr  hart 
an  den  Leib.  Nun  sind  aber  alle  Gesetze  zufolge  der  Natur  der 
Sprache,  der  Unbestimmtheit  und  Wandelbarkeit  der  Begriffe 
nothwendigerweise  unvollkommen.  Sie  können  weder  alle  mög- 
lichen Fälle  voraussehen  noch  auch  die  Bestimmungen  über  vor- 
ausgesehene, so  fassen,  dass  ihre  Deutung  nie  und  nirgends  einem 
Zweifel  Raum  lasse.  Auch  das  Staatsrecht,  das  Verfassungs- 
gesetz kann  in  dieser  Beziehung  keine  Ausnahme  bilden.  Die 
Staatsgewalt  wird  nun,  wie  gesagt,  keineswegs  für  solche  Fälle 
der  gewöhnlichen  juristischen  Interpretation  freien  Lauf  lassen: 
denn  wo  hat  sie  die  Garantie,  dass  die  Resultate  juristischer  In- 
terpretation mit  ihren  Zwecken  und  Absichten,  mit  dem 
was  sie  bei  Erlassung  des  Gesetzes  im  Sinne  hatte,  zusam- 
menstimmen werden?  Wo  hat  sie  die  Garantie,  dass  die  juri- 
stische Interpretation  das  Maass  jener  Rechte  das  sie  ihrer 
Gegenpartei,  (dem  socialen  Bestandtheil)  mit  jenem  Staatsrechts- 
gesetz einräumen  wollte  oder  einzuräumen  gezwungen  ist,  nicht 
überschreite?  Wo  hat  sie  die  Garantie,  dass  diese  Interpretation, 
das  Maass  iener  Pflichten,  die  sie  zu  übernehmen  gezwungen  war 
und  ist,  nicht  zu  sehr  erweitere  und  den  Umfang  ihrer  Freiheit 
nicht  zu  sehr  einenge? 

Denn  daran  kann  man  doch  nicht  denken,  als  ob  die  juri- 
stische Interpretation  wirklich  je  irgend  eine  unfehlbare  Wahr- 
heit zu  Tage  förderte;  das  ist  ja  gar  nicht  ihre  Aufgabe  und  nicht 
ihr  Zweck.  Desswegen  ist  ja  eben  der  Streit  das  Ele  ment 
Alles  Juristischen  —  und  zwar  der  ewigeStreit.  Die  juri- 
stische Interpretation  hat  ja  nur  den  Zweck  und  kann  keinen 
andern  haben,  die  coUidirenden  Interessen  der  Einzelnen  nach 
irgend  einer  formalen  Regel  zu  schlichten,  zu  ordnen,  beizu- 
legen und  'zu  beruhigen.  Aber  was  sie  herstellt,  ist  nur 
formale  Ausgleichung,  nur  formale  Ruhe,  nur  formale 
Gerechtigkeit.  Das  rechtskräftige  Urtheil  macht  nur  dem  Pro- 
cess  ein  Ende —  nicht  aber  dem  meritorischen  Streit 
der  Meinungen,  der  materiellen  Differenz  zwischen  den 
Parteien.  Nur  das  der  Staat  in  diesen  Fällen  dem  materi- 
ellen Streit  ein  Ende  macht,  dass  er  den  Parteien  Ruhe  ge- 
bietet, dass  er  keine  weiteren  Folgen  des  Streites  anerkennt, 
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das  giebt  dem  richterlichen  Urtheil  und  denjenigen  juristi- 
schen Argumenten,  die  demselben  zur  Grundlage  dienten,  ihre 
Bedeutung.   Denn,  dass  sie  aueh  eine  andere,  eine  tiefere,  eine 
wahrheitliche  Bedeutung  hätten,  das  wäre  ein  naiver  Glaube. 
Nehmt  die  staatliche  Autorität  weg  und  die  juristischen 
Argnm^ite  werden  sich   ohne  £nde  bekämpfen,  die  juri- 
stische Logik  wird  den  Interessen  der  Parteien  ad  infini- 
tum  dienen.   Nun  sahen  wir,  welche  Dienste  auf  dem  Gebiete 
des  Privatrechts  die  juristische  Interpretation  dem  Staate 
leistet:  auf  dem  Gebiete  jedoch  des  Staatsrechts  verzich- 
tet die  Staatsgewalt  gerne  auf  dieselben.     Denn  nicht  um  das 
Spiel  mit  Begriffen  und  Distinctionen  handelt  es  sich  hier,  nicht 
um  den  regelrechten  Streit,  dem  das  richterliche  Urtheil  dann 
ein  jähes  fkide  bereitet :  hier  handelt  es  sich  um  practische  Macht- 
fragen, um  vitale  Interessen  des  Staates  die  weit  über  alle  Rück- 
sicht auf  regelrechtes  Verfahren  stehen.  Der  Staat,  der  die  Quelle 
der  staatlichen  Gebote  ist,  braucht  sich  von  Niemandem  sein  Han- 
deln vorschreiben  zu  lassen;  er  braucht  keine  Richter  über  sich 
und  keine  juristische  Interpretation,  die  ihm  etwaige  Lücken  des 
Staatsrechts  regelrecht  und  « logisch^  ausfülle.    Entsteht  eine 
Lücke  —  die  Staatsgewalt  weiss  und  fühlt  es  am  besten,  wie 
sie  diese  auszufällen  hat   Sie  kennt  dabei  nur  eine  Schranke 
—  den,  ihrvon einem  mächtigen  socialenBestandtheil 
des  Staates,  von  einer  mächtigen  staatlichen  Partei  entgegenge- 
setzt^! Widerstand.    Das  ist  der  Factor  mit  dem  sie  rechnen 
mnss,  nicht  aber  mit  juristischen  Begriffen:  und  so  wird 
denn  die  entstandene  Lücke  wieder  gefüllt  durch  einen  Vertrag, 
durch  einCompromiss  mit  diesem  ihr  entgegentretenden  Factor 
des  Staatsleb^is.     Den  Maassstab  dieses  Compromisses,  dieses^ 
neuen,  supplementären  Staatsrechts,  geben  nicht  J  u  d  i  c  a  t  e  oder 
Juristischeinterpretationen — diesen  Maasstabgiebtein- 
zig  und  allein  das  gegenseitige  Eräfteverhältniss  der  sich  mitein- 
ander messenden  entscheidenden  Factoren.  Das  neue  Staatsrecht 
ist  mit  Nichten  ein  Product  juristischer  Gedankenarbeit,  wie  etwa 
ein  neues  Privatrecht,  es  ist  die  Resultirende  zweier,  in 
der  Richtung  ihrer  selbstischeninteressen  mit  aller 
ihnen  zu  Gebote  stehenden  Macht  und  Gewalt  wirkenden  Kräfte« 
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§  33. 

Oivilprocess  und  Strafrecht 

Die  Art  und  Weise,  wie  wir  soeben  Privatrecht  und  Staats- 
recht ihrem  principiellen  Unterschied  nach  betrachteten,  war  eine 
etwas  abstrakte,  ideele.  Wir  mussten  nähmlich,  um  diesen  Unter- 
schied hervortreten  zu  lassen,  die  zwei  äusserst en  Sphären 
derselben  in  Betracht  ziehen,  wo  jedes  von  ihnen  in  seiner  ganzen 
Schärfe  sich  zeigt;  die  zwei  äussersten  Pole  die  den  ganzen  Ge- 
gensatz zwischen  Privat-  und  Staatsrecht  klar  veranschaulichen. 
Nun  liegen  aber  erstens,  zwischen  diesen  zwei  äussersten  Sphären 
noch  einige  Uebergangskreise  die  auf  verschiedenen  Punkten  bald 
den  Charakter  des  einen,  bald  des  andern  an  sich  tragen;  zwei- 
tens aber  gewahrt  man  bei  eingehender  Betrachtung,  dass  es 
ausser  dieser  so  zu  sagen  räum  liehen  Beziehung  zwischen  die- 
sen zwei  Sphären  auch  eine  zeitliche  gebe,  insofeme  nähmlich 
eine  stete  Verschiebung  und  Verwandlung  vor  sich  geht,  mittelst 
deren  das  Staatsrecht  sich  in  der  Richtung  zum  Privatrecht  b  e- 
wegt,  d.  h.  mittelst  deren  das  Staatsrecht  immer  die  Tendenz 
hat,  Privatrecht  zu  werden  und  daher  in  jedem  Privatrecht  sein 
unsprünglicher,  staatsrechtlicher  Character  nachweisbar  ist. 

Es  bleibt  uns  daher  noch  übrig,  erstens  diese  so  zusagen 
räumlichen  Uebergaugssphären  zwischen  Privat-  und  Staats- 
recht zu  betrachten  und  zweitens  durch  die  Erklärung  jener 
zeitlichen  Aufeinanderfolge  der  verschiedenen  Entwicklungs- 
phasen die  Entstehung  derselben  und  den  Causalzusammenhang 
zwischen  Privat-  und  Staatsrecht  nachzuweisen. 

Indem  wir  es  oben  (§  31)  betonten,  dass  die  Staatsgewalt 
beim  Privatrecht  nur  ein  formales  und  kein  meritorisches  Interesse 
hat,  dass  es  sich  ihr  dabei  nur  darum  handle,  dass  die  Streitig- 
keiten regelrecht  entschieden  werden,  nicht  aber  welche  Partei 
die  Sache  gewinnt,  und  welche  verliert:  so  haben  wir  es  implicite 
schon  angedeutet,  dass  der  Oivilprocess  ein  Recht  sei,  an  dem  der 
Staat  ein  ganz  anderes  Interesse  habe,  als  an  dem  Privatrecht. 
Mit  gutem  Grund  wird  daher  der  Oivilprocess  zu  dem  öffentlichen 
Rechte  als  einem  Oberbegriffe  des  Staatsrechts  gezählt. 

Dasselbe  gilt  vom  Strafrecht.     Die  Uebung  desselben  liegt 
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im  gemeinschaftlichen  Interesse  der  Staatsgewalt  imd  der  Ein- 
zelnen. Im  grossen  Ganzen  ist  die  Uebong  des  Strafreohts  für 
^  die  Staat^walt  eme  Vertheidigung  der  durch  sie  begründeten 
öffentlichen  Rechtsordnung;  eine  Sicherang  des  gesammten  Gre- 
bietes  des  Privatrechts. 

Vom  Staatsrecht  unterscheidet  sich  jedoch  sowohl  Givil- 
process  wie  Strafrecht-  und  Process  dadurch,  dass  sich  ihre 
Satzungen  nicht  unmittelbar  aufvitale  Machtinteressen  des  Staa- 
tes beziehen.  Sowohl  an  der  regelrechten  Führung  der  Prooesse 
wie  an  der  Hintanhaltung  und  Bestrafung  der  Verbrechen  hat  der 
Staat  nur  ein  Interesse  zweiter  Ordnung.  Sein  Lebensinteresse 
wird  durch  Verletzung  dieser  Rechtsordnung  nicht  d  i  r  e  c  t  und 
nicht  unmittelbar  angegriffen.  Andererseits  aber  reicht  das 
Privatinteresse  tief  in  diese  Rechtssphäre  hinein.  Im  einzelnen 
Falle  hängt  das  Interesse  desFinzelneu  von  formalen  Rechts- 
sätzen des  Givilprocesses  ebensogut  ab,  wie  von  der  Satzung  des 
materiellen  Rechts  und  hat  der  Einzelne  ein  Interesse  an  der 
Strafverfolgung  und  an  der  Form,  wie  dieselbe  geübt  wird. 
Noch  mehr  aber  hat  der  V  e  r  f  o  1  g  t  e  ein  Lebensinteresse  an  dieser 
letzteren  Form. 

Eines  ist  nun  klar,  dass  auf  dem  Gebiete  des  s.  g.  öff  ent- 
lichen Rechts^  welches  nicht  Staatsrecht  ist,  die  Interessen 
des  Staates  und  des  Einzelnen  sich  mannigfach  begegnen  und 
kreuzen;  es  entsteht  aber  die  Frage,  welche  Interessen  auf 
diesen  Gebieten  überwiegen?  Wären  es  die  Interessen  der  Staats- 
gewalt, so  müssten  die  Grundsätze  des  Staatsrechts  in  Bezug  auf 
Interpretation  und  Rechtsentscheidung  auch  hier  maassgebend 
sein.   Dieses  ist  nun  nicht  der  Fall. 

Wir  erwähnten  es  schon,  das  Interesse  des  Staates  an  der 
üebung  dieses  öffentlichen  Rechts  ist  ein,  im  Vergleich  zu  dem 
Staatsrecht  untergeordnetes,  in  zweiter  Reihe  stehendes ;  wäh- 
rend der  ESnzelne  oft  von  der  Entscheidung  dieser  Rechtsfragen 
und  wären  sie  auch  nur  formeller  Natur,  seine  ganze  Existenz, 
sein  Leben  abhängig  sieht. 

Aus  diesem  Grunde  haben  diese  Rechtsgebiete  eine  grössere 
Verwandtschaft  mit  dem  Privatrecht  und  theilen  den  principiellen 
Unterschied  desselben  vom  Staatsrecht 
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Daher  kommt  es  denn  auch,  dajss  diese  Gebiete  des  öffent- 
lichen Rechts,  ähnlich  dem  Privatrecfat,  dem  Schatze  richter- 
licher Organe  meist  ganz  anheimgestellt  wurden  and  ihre  Fcnrt- 
bildung  und  Entwicklung  den  Grerichten,  der  joristiscben  Inter- 
pretation, der  Rechtswissenschaft  überlassen  ist 

Von  unserem  Standpunkte  also,  von  dem  aas  wir  als  ent- 
scheidendes Kriterium  und  Unterscheidungsmerkmale  des  Bedits 
erstens  den  Umstand,  ob  der  Staat  oder  der  ISnzelne  an  den- 
selben ein  grösseres  Interesse  hat  und  ob  in  Folge  dessen  die 
Auslegung  und  Weiterbildung  desselben  den  Rechtssprächen  der 
juristischen  Interpretation  und  Wissenschaft  überlassen  oder  der 
unmittelbaren  Entscheidung  der  Staatsgewalt  vorbehalten  ist» 
von  unserm  Standpunkte  nun  kann  es  kemem  Zweifel  unterliefen, 
dass  diese  zum  „  öffentlichen '^  Rechte  gezählten  Grebiete  des 
Givilprocesses,  und  des  gesammten  Straftechts  zum  Staatsrecht 
in  einem  ganz  ähnlichen  Verhältnisse  stehen,  wie  das  Privatredit 

Wir  werden  also^  wenn  wir  von  Staatsrecht  reden,  nur  an 
das  Staatsrecht  im  engern  Sinne  dieses  Wortes  mit  Aus- 
schluss des  speciell  als  „öffentlichen'^  bezeichneten  Rechtes  den- 
ken und  diesem  gegenüber,  dem  Privatrecht  auch  die  Grebiete  dieses 
j,  öffentlichen  '^  Rechtes  hinzuzählen. 

§  34. 
Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht 

Die  gewöhnliche  Eintheilung  des  Staatsrechts  ist  die  in  Ver- 
fassungs- und  Verwaltungsrecht.  Die  Grundlage  und  Recht- 
fertigung dieser  Eintheilung  ist  streitig  und  unklar.  Einige  wollen 
sie  auf  den  Umstand  gründen,  ob  das  Recht  kraft  eines  Ge- 
setzes (Verfassungsgesetz)  oder  Kraft  einer  Verordnung  geübt 
werde.  Andere  wollen  das  Verfassungsrecht  auf  die  „wesent- 
lichen, aus  der  Natur  der  Staatsgewalt  abzuleitenden  Functio- 
nen des  einheitlich  wirkenden  Volkswillens*  beziehen  und  sehen 
darin  „  die  Formen  in  denen,  und  die  Schranken,  bis  zu  welchen 
sich  die  Staatsgewalt  allgemein  äussert  und  bethätigt**  wäh- 
rend sie  dem  Verwaltungsrechte  „  die  besondere  rechtliche  Natur 
und  Behandlungsweise,  der  der  Verfügung  der  Staatsgewalt  unter- 
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liegenden  Objekte  aasdem  Gesichtspuncte  der  nmteriellen6e8etze&- 
anwendnng*  zu  seinem  Gregenstande  zuweisen  ^). 

Von  unserm  Standpankte  aus,  ergiebt  sich  die  Eintheilung 
des  Staatsrechts  in  zwei  Unterarten,  je  nach  den  zwei  von  uns 
geschilderten  Entstehungsarten  desselben,  wobei  wir  die  üblichen 
Bezeichnungen  Verfassungs-  und  Verwaltungsreoht  ganz  wohl  bei- 
behalten köhnen.  Damach  ist  Verwaltungsrecht  diejenige  Norm, 
die  die  Staatsgewalt  zur  Regelung  der  Thätigkeit  ihrer  Organe 
festsetzt  und  erlässt;  es  ist  der  Inbegriff  der,  durch  die  Ziele  und 
Zwecke  der  staatlichen  Herrschaft  nöthig  gewordenen  Bestim- 
mungen die  das  Vorgehen  ihrer  Organe,  ihrer  Vertreter  uud  Be- 
hörden regelt  und  ordnet.  Das  Verfassungsrecht  dagegen  ist  der 
Inbegriff  jener  Concessionen,  die  die  Staatsgewalt  an  die  mächtig 
gewordenen  socialen  Bestandtheile  des,Staates  in  Form  von  Be- 
rechtigungen derselben,  zu  machen  sich  gezwungen  sah.  Die- 
sen Berechtigungen  gegenüber  stehet  sie  selbst  verpflichtet  da 
und  muss  sich  eine  stete  Gontrole  der  pünktlichen  Einhaltung 
dieser  zweiseitigen  Vertrag,  die  den  Kern  jeder  Verfassung  aus- 
machen, seitens  der  berechtigten  socialen  Bestandtheile  gefallen 
lassen.  So  hat  denn  das  Verwaltungsrecht  die  freie  Thätigkeit 
der  Staatsgewalt  zum  Inhalt,  das  Verfassungsrecht  die  Schranken 
und  Grenzen  die  der  Thätigkeit  der  Staatsgewalt  durch  sociale 
Bestandtheile  des  Staates  ein  fär  allemal  gesetzt  wurden. 

§  35. 

Die  Entwicklung  des  Privatrechts  aus  dem  öffent- 
lichen Recht. 

Nachdem  wir  auf  diese  Weise  die  so  zu  sagen  räumliche 
Vertheilung  der  verschiedenen  Rechtssphären  betrachtet  haben, 
nachdem  wir  ihre  systematische  Nebeneinanderstellung  zeigten: 
bleibt  uns  noch  übrig  ihre  zeit  liehe  Verwandtschaft,  ihre  zeit- 
liche Beziehung  zu  einander,  in*s  Auge  zu  fassen. 

Dass  zwischen  diesen  verschiedenen  Sphären  des  Rechts 
eine  innige  Verwandschafb,  ein  ewiges  Ineinandergreifen,  ein  schein- 
bares Uebergehen  des  einen  Rechts  in*s  andere  stattfinde ,  das 


^)  So  Holtzendorf  Encyclopädie  S.  7S8. 
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haben  Juristen  und  Staatsrechtslehrer  von  jeher  beobachtet  Na- 
mentlich waren  es  die  Civilisten  der  historischen  Schule,  die  in 
den  Instituten  des  Privatrechts,  die  darin  enthaltenen  öffentlich- 
rechtlichen  Elemente  betonten.  Zu  einer  klaren  Erkenntnisa  aber 
d^  genetischen  Zusammenhanges  zwischen  Privat-  und 
Staatsrecht  brachten  sie  es  nicht 

9  Nicht  als  ob  es,  sagt  Savigny,  wenn  wur  diese  beiden  Bechts- 
gebiete  vergleichen  (Privat-  und  Staatsrecht)  an  Uebergängeü 
und  Verwandtschaften  fehlte.  Denn  die  Familie  hat  in  ihrer 
dauernden  Gliederung,  so  wie  in  dem  Verhältniss  des  Regierens 
und  des  Grehorchens,  unverkennbare  Aehnlichkeit  mit  dem 
Staate.. *i). 

Woher  aber  diese  „unverkennbare  Aehnlichhdt*  komme 
woher  sie  datire,  darauf  Hessen  sich  die  Rechtslehrer  der  histo- 
rischen Schule  nicht  mehr  ein ;  sie  constatirten  die  Verwandtschaft 
und  Aehnlichkeit  ohne  ihrem  Grund  und  Ursprung  weiter  nach- 
zuforschen. Dieser  Grund  und  Ursprung  des  Zusammenhanges 
zwischen  Privat-  und  Staatsrecht  liegt  aber  darin,  dass  alles 
Frivatrecht  einst  Staatsrecht  war,  dass  alles  Privatrecht  nur 
auf  diese  Weise  im  Staate  seine  Quelle  hat,  dass  es  ursprünglich 
von  ihm  als  Staatsrecht  gesetzt  wurde.  Der  Staat  hatte 
ja  ursprünglich  überhaupt  gar  keine  Veranlassung,  andere  Be- 
istimmungen als  solche,  die  ihm  von  seinem  unmittelbaren  M  ach  t- 
nteresse  dictirt  waren,  zu  erlassen.  Erst  auf  einer  weit  vor- 
geschrittenen Entwicklungsstufe  gelangt  der  Staat  dazu,  auch 
über  Verhältnisse,  die  ihn  nicht  unmittelbar  angehen,  ge- 
setzliche Bestimmungen  zu  geben.  Aber  der  Anfang  alles 
Rechts  konnte  nur  im  Staatsrecht  liegen. 

Wir  sahen  es  ja  oben  (§  27  ff.),  wie  die  Hauptinstitute  des 
Privatrechts  Eigenthum,  Familie,  Erbrecht  die  das  Gerippe  des- 
selben ausmachen,  an  das  sich  dann  die  andern  Rechtsinstitute 
und  die  weitem  Ausführungen  derselben,  wie  der  lebendige  Kör- 
per anschliessen,  wir  sahen,  wie  diese  Hauptinstitute  ursprünglich 
als  eben  so  viele  Bedingungen  der  Machterhaltung  und  Herr- 
schaftsübung, von  der  herrschenden  Classe  für  sich  und  aus- 


*)  Sayigny  System  I  22. 
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s  c  h  1  i  e«  s  1  i  c  h  fuT  «ich  geschaflFen  wurden.  Wie  beutzntage  die 
Rechtsphilosophie  diese  Hauptinstitate  des  Privatrechts  erklärt, 
das  Eigenthnm  als  die  „  nothwendige  Bethätigang  der  mensch- 
lichen Persönlichkeit  in  der  materiellen  Welt*  die  Familie  .als 
die  natürliche  Lebensgemeinschaft  zwischen  Mann  und  Weib  * 
U.8.W.  U.S.  w.,  alle  diese  Erklärungen  sind  einem  spätem  Stadium 
der  Entwicklung  dieser  Rechtsinstitute  entnommen  wo  sie  bereits 
aus  dem  Staatsrecht  in  dessen  Sphäre  sie  sich  befanden,  heraus- 
traten, und  reines  „  allgemein  bürgerliches "  Privatrecht  wurden. 
Diese  Erklärungen  sind  nichts  anderes  als  Bestrebungen  das 
Gewordene  auf  ein  unwandelbares  immanentes  Prinzip 
zurückzuführen  ohne  sich  die  Mühe  zu  geben,  seiner  wirk- 
lichenEntstehung  nachzuforschen  und  sein  Wesen  aus  dieser 
'  wirklichenEntwicklung  zu  begreifen.  Das  glänzendste 
und  bekannteste  Beispiel  der  langsamen  Wandlung  des  Staats- 
rechts in  Privatrecht  bietet  die  Geschichte  des  röm.  Rechts. 
Jedes  der  genannten  Hauptinstitute  des  Privatrechts  ist  hier  zu- 
erst ein  Privileg  der  herrschenden  Classe ,  eine  öffentlith-recht- 
liche  Bevorzugung,  ein  derselben  eingeräumtes  staatsrechtliches 
Vorrecht,  welches  jedes  „  allgemeinen  *  durch  sich  selbst  giltigen 
Charakters  ermangelt.  Erst  mit  der  Zeit  wurden  diese  Privilegien 
ausgedehnt,  zu  wirklichem  Privatrecht  verallgemeinert. 

§  36. 
Ursachen  dieser  Entwicklung. 

Trachten  wir  nun,  uns  über  die  tiefere  Ursache  dieser  ewi- 
gen Wandlung  des  Staatsrechts  in  Privatrecht,  dieser  Tendenz 
des  Ersteren  sich  zu  Letzterem  zu  verallgemeinem,  sich  so  zu 
sagen  zu  privatisiren,  kennen  zu  lemen. 

Zwei  Momente  sind  es,  die  der  öffentlichen  Satzung  einen 
zum  „  allgemein  Bürgerlichen,  *  Privatrechtlichen  hinneigende  Ten- 
denz und  Richtung  geben.  Diese  Momente  sind :  der  wirth- 
schaftliche  VerkehrunddieBerührung  mit  fremden, 
den  staatlichen  Herschaftsverhältnissen  nicht  unterliege n- 
den  Volkselementen  ^). 

*)  Vergl.  Lenz,  über  die  geschichtliche  Entetehnng  des  Rechts 
1854  S.  193. 
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Die  Entwicklung  des  wirthsohaftlichen  Leb^is  erschüttert 
mit  der  Zeit  die  ursprünglichen,  durch  dieGrewalt  gelegten,  festen 
Grundlagen  des  materiellen  Daseins  der  herrschenden  Classe;  sie 
bringt  Bewegung  in  das  bisher  Unbewegliche  und  zwingt  die 
Mächtigen  und  Besitzenden,  um  neu  auftauchenden  wirthachaftli- 
chen  Bedürfnissen  Genüge  zu  leisten,  von  der  alten,  durch  den  Staat 
festgesetzten  Ordnung  abzuweichen  und  das  bisher  Feste  und  Un- 
erschütterliche in  den  Flusswirthschaftlicher  Bewegung  zu  stellen. 
Dazu  kommt  das  zweite  Moment:  die  freien  Fremden. 
Bisher  gab  es  nur  zweierlei  Rechtsverhältnis!^  eines  (das  jus  dvile 
bei  den  Römern)  das  da  zwischen  den  einzelnen  Mitgliedern  der 
herrschenden  Classe  galt,  das  andere,  das  ihnen  den  Beherrsch- 
ten gegenüber  zustand.  Aber  die  staatliche  Entwicklung  brachte 
die  Berührung  mit  den  freien  Fremden,  mit  der  plebs,  mit 
den  percgrinen,  die  ihre  Unabhängigkeit  und  Freiheit  ihrer  wirih- 
schafblichen  Macht  verdankten.  Man  bedurfte  ihrer  und  da 
musste  ein  drittes  Rechtsverhältniss  eintreten.  Man  nahm  Zu- 
flucht zu  einer  Analogie  des  jus  civile,  zu  einer  Ausdehnung  und 
Anwendung  desselben  auf  weitere  Kreise,  auf  neue  Verhältnisse, 
auf  neueRechtssubjecteundso  entstand  die  Idee  des  jus  naturale, 
des  jus  gentium. 

Das  Mittel  aber,  welches  dem  bisher  in  den  engen  Kreis 
der  „Bürger*  d.  h.  der  herrschenden  Classe  gebannten  Rechte 
zu  dieser  Erweiterung  auf  neue  Verhältnisse  und  neue  Rechts- 
subjecte  verhalf,  war  dieinterpretation,  die  durch  Analogie 
aus  den  ursprünglichen  Rechtssätzen  gezogene  Schlussfolgerung 
-auf  ähnliche  Verhältnisse  von  Dingen  und  Personen. 

Diese  Interpretation  die  im  Grunde  nichts  anders  ist,  als 
eine  juristisch -wissenschaftliche  Operation,  und  die  in  sich  den 
Keim  aller  spätem  juristischen  Wissenschaft  birgt,  sie  bewerk- 
stelligt zugleich  den  Uebergang  von  dem  ursprünglich  staats- 
rechtlichen Charakter  des  jus  zu  dem  allgemein-bürgerlichen,  zu 
dem  privatrechtlichen.  Zweierlei  bleibt  uns  daher  zu  beobachten 
übrig,  erstens  das  Wesen  dieser  Interpretation  und  zweitens  die 
Art  und  Weise  des  durch  dieselbe  bewerkstelligten  Ueberganges 
aus  dem  Staatsrechtlichen  in  das  Privatrechtliche,  oder  wie  man 
das  auch  ausgedrückt  hat,  aus  dem  fas  in  das  jus. 
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§  37. 
Römisches  Privatrecht. 

Nii'geiKls  lässt  sich  das  fSne  wie  das  Andere  so  gut  betrach- 
ten, wie  im  rOm.  Rechte.  Das  strenge  jas  civile  ist  im  Grande 
nur  Staatsrecht.  Das  «  speotat  ad  statum  rei  Romanae  *^  lässt  sich 
von  ihm  auf  all  und  jedem  Punkte  behaupten.  Das  quiritische 
Eigenthum,  ist  eine  staatsrechtliche  Einrichtung.  Nicht  der  Mensch 
als  solcher,  nicht  der  Bewohner  des  römischen  Territoriums, 
nur  derQuirite,dasMitglied  des  herrschendenStam- 
mes,  das  Mitglied  einer  gen  s,  ist  dieses  Eigenthums  fähig.  Die- 
ses ursprüngliche  Eigenthum  ist  nur  Folge  der  Herrschaft  — 
und  auch  das  Erbrecht  ist  nur  eine  Nachfolge  in  der  Herrschaft, 
Wer  »Herr*  ist,  der  ist  ,heres*  (herus).  Eben  so  gut  wie  das 
fSgenthum  und  das  Erbrecht  sind  die  Rechte  des  Familienvaters 
nichts  anderes,  als  ein  der  factischen  Herrschaft  zukom- 
mendes Attribut  Wie  über  Grund  und  Boden,  wie  über  Sklaven 
und  Vieh  so  herrscht  der  Quirlte  über  Weib  und  Kind.  Dieser 
Complex  von  « Rechten^  die  nichts  anderes  sind  als  die  Funk- 
tionen der  thatsächlichen  Herrschaft  genügt  vollkom- 
men, um  im  ^:sten  Anfange,  beim  Mangel  jedes  wirthschaftlichen 
Verkehrs^  jedes  Handels  und  jeder  Berührung  mit  Fremden,  den 
Staat,  die  innere  Ordnung  in  demselben  aufrecht  zu  erhalten. 
Dieses  jus  civile  ist  reines  Staatsrecht  —  und  dieses  Staats- 
recht macht  im  ursprünglichen  Zustande  jedes  Privatrecht  über- 
flüssig. Erst  das  Auftreten  der  persönlich  freien  plebs  und  so- 
dann ihre  aufkommende  Macht  zwingt  den  henschenden  Stand, 
die  ihm  staatsrechtlich  zukommenden  Attribute  mit  einer  per- 
sönlich  fVeien  und  wirthschaftlich  und  politisch  in's  Gewicht 
fallenden,  wie  wohl  nicht  herrschenden  Masse  zu  theilen,  sein 
Staatsrecht  in  Privatrecht  umzuwandeln;  und  derselbe  Process 
der  Verallgemeinerung  des  einstigen  Staatsrechts  vollzieht  sich 
sodann  zu  Gunsten  der  persönlich  freien  und  wirthschaftlich  in 
Betracht  kommenden  peregrinen. 

So  wie  aber  diese  Verallgemeinerung,  diese  Privatisirung  des 
einstigen  Staatsrechts  einerseits  unter  dem  Drucke  factischer  Ver- 
hältnisse unter  dem  Einfluss  wirthschaftlicher  Verkehrsentwick- 
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lung  vor  sieh  geht :  so  sind  es  aadererseits  die  Juristen^  die  Re- 
spondenten,  die  mittelst  ihrer  Interpretation  diese  Umwandlang 
des  Staatsrechts  in  Privatrecht  rechtfertigen  und  motivuren.  Denn 
wo  ein  Gresetz  fehlt,  da  stellt  sich  ihnen,  die  nothwendig  gewor- 
dene Wandlung  zu  rechtfertigen,  bald  ein  ,  juristischer  *  Begriff 
ein  und  die  Interpretatoren  sind  nie  verlegen  der  ursprünglichen 
öffentlich-rechtlichen  Satzung,  theils  Begriffe  unterzoschieben 
die  ihr  fremd  waren  oder  schlimstenfalls  mittelst  einer  fictio 
juris  das  was  geschehen  muss,  als  rechtlich  und  gesetzlich 
darzustellen.  Auf  diese  Weise  wird  aus  dem  jus  civile  ein  jus 
naturale  und  ein  jus  gentium  —  nicht  als  ob  diese  beiden  letzteren 
wirklich  existirende  Rechtscomplexe  wären,  sondern  weil  sie  zur 
Rechtfertigung  der  nothwendig  gewordenen  Wandlung  herhalten 
müssen.  Denn  da  die  neue  Rechtsanwendung  nach  dem  strengen 
jus  civile  unstatthaft  ist,  so  muss  derselben,  wenn  sie  nicht  als 
Unrecht  erscheinen  soll,  ein  anderes  jus  untergeschoben  wer- 
den; zu  diesem  Zwecke  erfinden  und  fingiren  die  römi- 
schen Juristen  ihr  jus  naturale,  und  unter  Umständen  auch  ihr 
jus  gentium. 

Anm.  a)  Diesem  fingirten  jus  naturale  waren  alle  solche 
Rechtsbegriffe  und  Satzungen  imputirt  und  aus  demselben  abge- 
leitet, welche  dem  jus  ciyile  fremd,  dennoch  mit  der  Entwicklung 
des  Verkehrs  und  der  Verhältnisse  sich  geltend  machten.  Eine 
solche  aus  dem  fingirten  jus  naturale  abgeleitete  fictio  juris  war  die 
Gleichheit  aller  Menschen.  Quod  attinet  ad  jus  ciyile,  seryi 
pro  nullis  habentur ;  non  tamen  et  jure  naturali,  quia  quod  ad  jus 
naturale  attinet,  omnes  homines  aequales  sunt  (T.  32  D.  de  R.  J, 
50. 17,]  ülp. ;  und  »quum  jure  naturali  omnes  liberi  nascerentur* 
L.  4  D.  de  just,  et  jure  [1.  1.]  Ulp,)  Diese  Gleichheit  war  in 
der  Wirklichkeit  nirgends  zu  finden;  dem  jus  ciyile  und  dem 
jus  gentium  war  sie  fremd  —  jure  gentium  servitus  inrasit.  — 
Da  man  aber  mit  der  Zeit  trotzdem  in  die  Lage  kam,  dem  einen 
oder  dem  andern  Sclayen  gewisse  Rechte  zuzuerkennen,  musste, 
um  diese  Meinung  juristisch  zu  rechtfertigen,  das  fingirte  jus 
naturale  und  die  fictio  juris:  »omnes  homines  aequales  sunt^ 
herhalten. 

Anm.  b.  Den  staatsrechtlichen  Charakter  des  römischen  jus 
ciyile  hebt  mit  Recht  Lenz  heryor :  » Das  Ciyilrecht,  *  schreibt  er, 
»was  wir  somit  wesentlich  als  in  dem  Zwölftafelgesetz  und  dessen 
Interpretation  beruhend   kennen  gelernt  haben,  war  inderThatein 
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jus  ci  T  i  1  e  in  dem  yon  mir  bereits  betonten  Sinne  eines  jus  c  i  y  i  u  m: 
Römische  Bürger  lehrten  und  lernten  es,  römische  Bürger  wandten 
es  an,  auf  römische  Bürger  wurde  es  angewandt.  Aber  es  war  ein 
Recht  der  römischen  Bürger,  der  Torzugsweise  durch  das  jus  ci- 

yile in  ein  politisches  Ganzes  yerschmolzenen  Stände 

der  Patrider  nnd  Plebejer Man  musste  aber  aber  römi- 
scher Bürger  sein,  um  seiner  theilhafbig  zu  werden.*  ^) 


*)  Lenz,  Ueber  die  geschichtliche  Entstehung   des   Rechts.  1854 
S.  193. 
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DIE  THEOEIE  DES  „KECHTSSTAATES." 


„Waa  sie    den  Q«Ut"  —  des  Staate«  —  „nennen" 
„Das  iat  der  Herren  eigener  Oeiit*'. 


R^ 


§1. 

Wissenscliaftliolie  Bearbeitung  des  Reobts. 

Wir  haben  im  ersten  Buch  die  prindpielle  Verschiedenheit 
des  Privatrechts  vom  Staatsrecht  nachgewiesen;  wir  haben  diese 
Verschiedenheit  sodanu  durch  die  Darstellung  der  ,  räumlichen '^ 
und  zeitlichen  Aufeinanderfolge  dieser  Bechtssphären  zu  erläutern 
gesucht 

Der  grosse  principielle  unterschied,  zwischen  Privat-  und 
Staatsrecht  findet  aber  auch  einen  charakteristischen  Ausdruck 
in  der  wissenschaftlichen  Behandlung  dieser  beiden  Gregenstände 
indem  er  auf  diesem  Grebiete  mit  Nothwendigkeit  zu  einer  ver- 
schiedenen Art  und  Weise  der  wissenschaftlichen  Darstellung 
and  Bearbeitung  führt 

Und  zwar  äussert  sich  diese  Verschiedenheit  der  wissen- 
schaftlichen Behandlung  schon  in  der  verschiedenen  Veranlas- 
sung, die  zu  derselben  vorliegt,  in  der  Verschiedenheit  der 
Zwecke,  die  durch  dieselbe  verfolgt  werden. 

Beim  Privatrecht  ist,  wie  wir  das  schon  wiederholt  erwähn- 
ten, mit  der  wissenschaftlichen  Behandlung  ein  practischer  Zweck 
verbunden.  Es  handelt  sich  um  Ergänzung  der  Gresetzgebung ; 
um  ihre  Anwendbarkeit  und  Anwendung  auf  wirkliche  Fälle. 
Das  praktische  Bedürfhiss  fordert  laut  und  gebieterisch  die  inter- 
pretirende  Thätigkeit  des  Richters;  das  Bedürfhiss  der  Interpre- 
tation fordert  die"  Thätigkeit  des  Reohtslehrers.  Ganz  anders 
verhält  es  sich  mit  dem  Staatsrecht,  respective  mit  seinen  zwei 
Unterarten  dem  Verwaltungs-  und  den\^  Verfassungsrecht.  Das 
Verwaltungsrecht  wird,  wie  wir  sahen,  nur  von  den  Zweckmässig- 
keitsrücksichten  der  Staatsgewalt  beherrscht  Die  Interpretation 
spielt  hier  eine  sehr  untergeordnete  Rolle:  eine  jede  sich  öfihende 
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Lücke  wird  schnell  durch  denMachtsprnch  der  Staatsgewalt 
im  Sinne  ihrer  Interessen  durch  neue  Instructionen  geföUt 
Nicht  logische  Deductionen  aus  gebildeten  Begriffen:  die 
Interessen  und  Bedürfnisse  der  Staatsgewalt  geben  da 
den  Ausschlag. 

Daher  ist  wissenschaftliche  Behandlung  des  Verwaltungs- 
rechts eine  dem  antiken  und  mittelalterlichen  Staat  ganz  unbe- 
kannte Sache.  Man  müsste  nur  in  der* trockenen  Wiedergabe 
des  factisch  Geltenden  die  Anfange  eines  solchen  suchen  wollen. 
Erst  die  neueste  Zeit  kennt  wissenschaftliche  Darstellungen  auf 
diesem  Grebiete  und  wir  werden  die  Ursachen  die  spedell  dazu 
fahrten,  gleich  kennen  lernen.  <       ' 

Früher  als  auf  diesem  Gebiete,  kam  es  auf  dem  des  Ver- 
fassungsrechjts  zu  wissenschaftlicher  Behandlung.  Denn  hier  war 
es  der  Kampf  der  Staatsgewalt  mit  dem  mächtig  gewordenen, 
um  Macht  undG-eltung  mit  ihr  ringenden  socialenBestand- 
theil,  der  frühzeitig  schon  auf  die  letzten  Gründe  von  Macht 
und  Recht,  auf  die  Aufgaben  und  Ziele  der  Herrschafl,  ja  auf  die 
Bedeutung  der  Persönlichkeit  des  „ Bürgers*  hmwies.  Zudem 
waren  es  immer  die  intelligentesten  Schichten  der  Völker,  die  unter- 
einander diesen  Kampf  eingiengen.  Kirche  und  Staat,  Könige 
und  Barone  treten  da  auf  den  Schauplatz  und  die  höchsten  Intel- 
ligenzen der  Völker,  stellen  ihnen  ihre  geistigen  Ej*äfte  zu  gegen- 
seitigem Angriff  und  Vertheidigung  zur  Verfügung. 

Aus  diesem  polemischen  Charakter  entwickelt  sich  dann 
eine  positive  Auffassung  des  Staatsrechte  als  des  rechtlichen  Ver- 
hältnisses der  maassgebenden  Factoren  des  Staatelebens  zu  einander. 

Schliesslich  aber  werden  dieselben  Anschauungen  die,  wie 
wir  das  bald  sehen  werden,  in  neuester  Zeit  die  wissenschaftliche 
Behandlung  des  Verwaltungsrechte  hervorriefen,  auch  für  das 
Verfassungsrecht  bestimmend  und  führen  dasselbe  wissenschaft- 
lichen Bearbeitungen  im  strengen  Sinn   des  Wortes  entgegen. 

§2. 
Privatrechts- Wissen  Schaft. 

Uebergehen  wir  nun  von  den  Motiven  der  Bearbeitung  zu 
der  Art  und  Weise,  der  M  e t  ho  d  e  derselben.     Für  diegenige, 
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des  Privatreclits,  ist  nun  wieder  die  i^Omische  mustergiltig.  Da 
können  wir  es  am  deutlichsten  beobachten,  wie  der  einzelne  im 
Gresetz  ausgesprochene  Rechtssatz  sich  nach  und  nach  mittelst 
juristischer  Interpretation  zu  einem  ganzen  folgerichtig  entwickel- 
ten Grebäude  erweitert,,  wo  jeder  Nachsatz  streng  logisch  aus  dem 
Vordersätze  abgeleitet  ist,  und  ein  Baustein  den  andern  stützt  und 
hält;  wie  der  einzelne  Rechtssatz  der  ursprünglich  nur  für  einen 
engen  Ejreis  von  Verhältnissen  passte,  nach  und  nach  zu  einem 
System  von  Rechtssätzen  entwickelt  wird  unter  die  dann  ganz 
ungezwungen,  Verhältnisse  subsumirt  werden,  die  der  ursprüngliche 
Rechtssatz  gar  nicht  ahnen  liess.  Vergegenwärtigen  wir  uns  diesen 
Gang  der  Entwicklung  des  Privatrechts  und  die  Entstehung  der 
Methode  seiner  Bearbeitung,  wird  uns  von  selbst  klar  werden. 

Aus  dem  Verhältniss  der  Herrschaft,  aus  dem  Bestreben 
dieselbe  zu  erhalten  und  zu  stärken,  entspringt  die  anfangs  öffent- 
lich-rechtliche Satzung  über  Eigenthum,  Familie,  Erbrecht  und 
Hand  in  Hand  mit  den,  von  uns  oben  geschilderten  immer  neuen 
Bedürfoissen  und  Anforderungen  des  sich  entwickelnden  Lebens 
entfaltet  sich  die  röm.  Jurisprudenz  zu  einem  folgerichtig  aus  den 
ersten  Grundlagen  sich  erhebenden  Riesenbau  —  der  die  ganze 
neue  Entwicklung  der  Dinge  und  Verhältnisse,  wie  ein  schützen- 
des Dach  überragt. 

Die  wirklichen  Verhältnisse,  das  Leben  selbst  gab  den  An- 
stoss  und,  ein  bewundernswürdiger,  logischer  Geist  erfand  jene 
juristische  Methode  die  dem  Privatrecht  aller  Völker  so  un- 
schätzbare Dienste  leistete. 

Dieser  Entwicklung  des  Privatrechts  entsprechend  gestaltete 
sich  der  Gang  der  wissenschaftlichen  Behandlung  des  römischen 
Privatrechts. 

Die  durch  die  Bedürfnisse  der  Praxis  hervorgerufene  und 
grossgezogene  juristische  Interpretation  barg  in  sich 
schon  den  Keim  aller  späteren  juristischen  Wissenschaft.  Die 
Methode,  welche  in  Anwendung  kam,  um  aus  bestehenden  knap- 
pen Rechtssätzen  neues  Recht  zu  erzeugen,  um  durch  Begriffe,  die 
man  aus  best^enden  Rechtsätzen  deducirte  neue  Rechtssätze  zu 
begründen  und  neue  Rechtsanwendung  zu  rechtfertigen :  dieselbe 
Methode  kam  nun  auch  mit  Bezug  auf  das  alte  Recht,  auf  die 
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gesammten  Rechtssatzimgeii  in  Anwendung  um  ihre  Yemünftig- 
keit  und  Nothwendigkeit  zu  beweisen,  um  dieselben  philosophisch 
zu  erklären. 

Der  erste  Schritt  zu  einer  wissenschaftlichen  Behandlung 
des  gesammten  Rechtsstoffes  war  freilich  nur  eine  sistematische 
Ordnung  ^) :  doch  schon  eine  solche  beruht  ja  inuner  auf  gewissen 
Grundbegriffen  aus  denen  sich  die  Ordnung  des  Stoffes  das 
»generatim  redigendo*  erklärt  und  ergiebt  So  hat  die  Noth- 
wendigkeit  der  Erzeugung  neuen  Rechtes  aus  dem  alten  zur  In- 
terpretation geführt ;  die  Interpretation  zurjuristischenBe- 
griffsbildung;  diese  zur  Erklärung  auch  des  alten  Rechtes, 
schliesslich  zur  sistematischen  und  juristisch  wissenschaft- 
lichen Erklärung  und  Behandlung  des  gesammten  Rechtsstoffes  ^), 

Dass  diese  Art  und  Weise  der  Behandlung  des  Privatrechts, 
von  den  Römern  angefangen,  bis  auf  uns  sich  erhielt,  jdass  sie 
bis  heutzutage  das  Wesen  und  den  Inhalt  der  juristisch-wissen- 
schaftlichen Literatur  ausmacht,  das  beruht  auf  der  schon  er- 
wähnten grossen  Nützlichkeit  dieser  Methode  für  die  Praxis,  in 
Folge  dessen  sich  dieselbe  des  Schutzes  und  der  Gunst  der 
Machthaber  und  Regierungen  von  jeher  erfreute. 

Schon  die  römischen  Kaiser  zeichneten  den  Stand  der  Juri- 
sten auf  zweierlei  Weise  aus,  indem  sie  demselben  einerseits  das 
Recht  des  Respondirens,  des  Ertheilens  von  Gutachten  verliehen  ^) 
und  andererseits  denselben  die  sistematische  Zusammenstellung' 
und  Bearbeitung  des  geltenden  Rechts  auftrugen  *). 

Diese  doppelte  Auszeichnnng  blieb  mit  Modificationen,  wie 
sie  den  veränderten  Zeiten  und  Verhältnissen  immer  entsprechend 


')  Q.  Mucius,  Pnblii  filius,  Pontifex  maximus,  jus  civUe  primus 
constituit  generatim  in  libros  decem  et  octo  redigendo. 

*)  Cicero  de  oratore  I  42 — 43. 

^  Primus  diyus  Augustus,  ut  major  juris  auctoritas  haberetur,  con- 
stituit ut  ex  auctoritate  ejus    responderent,   et   ex    iUo   tempore  peti  hoc 

pro  beneficio  coepit Massurius  Sabinus  ....  publice   respondit 

posteaque  hoc  coepit  beneficium  dari  a  Tiberio  Caesare,  hoc  tamen  iUi 
concessum  erat-     Pomponius  L.  2.  cit.  §  47. 

*)  Postea  Adrianus  rex  jubet  Julianum  juris  consultum  cum  Serrio 
Comelio  curate  colligere  et  certo  ordine  sub  titulis  coUocare  >jura*. 
(Yergl.  Lanz  Ueber  gesch.  Entstehung  des  Rechts  S.  220. 
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waren,  seit  den  römischen  Kaisern  bis  auf  unsere  Tage  ein  Erb- 
gut des  Juristenstandes  und  trug  zur  fortgesetzten  ausserordent- 
lichen Pflege  des  Privatrechts  nicht  wenig  bei.  Die  Wissenschaft 
des  Privatrechts  und  der  ihr  nächs  t  en  Sphären  des  öffentlichen 
Rechts  (Civilprocess,  Strafrecht  und  Strafprocess)  mit  einem  Wort 
die  Jurisprudenz,  verdankt  ihre  ununterbrochene  Entfaltung 
und  Entwicklung  seit  den  Römern  bis  auf  unsere  Tage  dem  Be- 
dürfhiss  der  Praxis  und  der  Gunst  der  Re^erungen  *).  Ganz  an- 
ders, wie  wir  es  bald  sehen  werden,  verhielt  es  sich  mit  dem 
Staatsrecht 

§3. 

Staats  rechts- Wissen  Schaft. 

Während,  wie  wir  das  sahen,  zur  wissenschaftlichen  Be- 
handlung des  Privatrechts  und  auch  des  Strafrechts  unddesPro- 
cessverfahrens  wichtige  pr actische  Motive  drängten  und  daher 

*)  Nor  yereinzelt  stehen  in  der  Geschichte  die  Beispiele  da,  wo 
Regienmgen  und  Machthaber  rieh  dem  Wahne  hingeben,  durch  eine  von 
ihnen  Torgenommene  aUseitige  Codification  für  die  Zukunft  jede  weitere 
Hilfe  der  jnristisehen  Wissenschaft  entrathen  und  dieselbe  überflüssig 
machen  zu  kOnnen.  So  yerbot  bekanntlich  Justinian,  nachdem  er  durch 
Excerpte  aus  der  ganzen  juristischen  Literatur  bis  auf  seine  Zeit  sein 
grosses  Sammelwerk  als  Gesetzbuch  proclamirte,  diese  alten  Bücher  aus 
denen  er  schöpfte,  mit  seinen  Pandekten  zu  yergleichen  oder  gar  neue 
Intepretationen  und  Commentare  über  diese  letzteren  zu  schreiben  —  ein 
Verbot  das  oflfenbar  als  der  Natur  der  Sache  zuwider  ganz  unwirksam  bleiben 
musste.  Eine  ähnliche  Tendenz  verfolgte  auch  theilweise,  mit  nicht 
grosserem  Erfolge  Friedrich  n.  bei  der  Abfassung  des  preussischen  Land- 
rechts. Seine  Absicht  dabei  war  nicht  nur,  dass  »einmal  ein  gewisses 
Becht  etablirt  und  die  unz&hligen  Edikte  aufgehoben  werden  mögen* 
(Verord.  v.  31.  December  1746  an  den  Grosskanzler  v.  Cocceji)  sondern 
er  gab  sich  auch  noch  der  eitlen  Hoflfhnng  hin,  dass  er  allen  »Advoka- 
ten* ihr  Handwerk  legen  werde. 

»Wann  ich  meinen  Endzweck  erlange,  schrieb  er  in  der  Kabinets- 
ordre  vom  14.  April  1780  an  den  Grosskanzler  von  Carner,  so  werden 
freilich  viele  Rechtsgelehrte  bei  der  Simplification  dieser  Sache  ihr  ge- 
heimnissvolles Ansehen  verlieren,  um  ihren  Subtilitätenkram  gebracht  und 
das  ganze  Corps  cer  bisherigen  Advocaten  unnütz  werden.  Allein  ich 
werde  —  desto  mehr  geschickte  Kaufleute,  Fabrikanten  und  Künstler 
gewftrtigen  können,  von  welchen  sich  der  Staat  mehr  Nutzen  zu  ver- 
sprechen hat.* 
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auch  die  Regierungen  diesen  wissenscIiaftliGlien  Arbeiten  gdnstig 
stimmten:  waren  für  Bearbeitung  des  Staatsrechts  nicht  nur  kei- 
nerlei solche  Motive  vorhanden  sondern  die  Regierungen  hatten 
obendrein  nicht  das  mindeste  Interesse  an  dergleichen  Bearbei- 
tungen des  Staatsrechts,  ja  sie  mussten  imGegentheil  dieses  Ge- 
biet von  aller  wissenschaftlichen  Einmischung  frei  zu  erhalten 
suchen. 

Zur  Bearbeitung  des  Privatrechts  ergriffen  die  herrsdienden 
Classen  die  Initiative:  ihnen  erst  folgten  die  Plebejer.  Höchst 
charakteristisch  in  dieser  Beziehung  ist  die  Erzählung,  aufweiche 
Weise  der  römische  Plebs  in  den  Besitz  der  geheimnissvollen,  bis 
dahin  vom  Collegiura  der  Pontifices  streng  gehüteten  Mysterien 
des  Privatrechts  gelangte  *).  Beim  Staatsrecht  fehlte  auch  diese 
Initiative.  Die  herrschenden  Classen  hatten  keinerlei  Interesse 
dieThatsache  ihrer  Herrschaft  in  irgend  welche  wissenschaft- 
liche Form  zu  bringen  2).  Das  einzige,  was  sie  far  diese  that- 
sächliche  Herrschaft  den  beherrschten  Classen  gegenüber  thaten, 
war  die  Festsetzung  eines  imponirenden  Apparates  von  Ceremo- 
nien  und  Feierlichkeiten;  höchstens  kommen  dazu  Erdichtungen 
über  geschichtliclie  Vorgänge,  über  Götter-  und  Heroenabstam- 
mung; Legenden  und  Fabeln  in  denen  die  einzelnen  öffentlich- 
rechtlichen  Einrichtungen  als  von  alten  Staatsgründem  und  Kö- 
nigen herrührend,  dargestellt  wurden. 

Mehr  brauchten  sie,  nachdem  einmal  die  Macht  in  ihren 
Händen  war,  für  das  Staatsrecht  nicht  zu  thun.  Die  beherrschten 
Classen  waren  noch  weit  davon  entfernt  diese  heiligen  Traditionen 
anzutasten,  dieselben  auf  ihren  Wahrheitsgehalt  zu  prüfen  und 
sich  an  die  Untersuchung  der  Berechtigung  der  von  den  Herr- 
schenden geübten  Herrschaft  zu  wagen.  Einzelnen  aber,  aus  der 
Plebs,  würde  eine  etwaige  öffentliche  Anstellung  solcher  Unter- 
suchungen gewiss  schlecht  bekommen  haben. 


*)  Postea  quum  Appius  Clandius  proposaisset  et  ad  forman  rede- 
gisset has  (legis)  actiones  Cnaeus  Flavius,  scriba  ejus,  libertini  filins, 
surreptum  librum  populo  tradidit.  Vergl.  Lenz  Gesch.  Entstehung  des 
Rechts.  S.  179. 

*)  »Die  Aufzeichnung  (des  Rechts)  beginnt  regelmässig  bei  dem 
Privatrecht  ,  Georg  Waitz  Grundzüge    der   Politik.  Kiel  1862  S.  10. 
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Aus  diesen  Gründen  fand  denn  aucli  das  Staatsrecht  der 
Römer,  bei  den  Römern  selbst  fast*  gar  keine  wissenschaftliche 
Bearbeitung  ^). 

§4. 

Anfänge  staatsrechtlicher  Literatur. 

Die  Anfange  einer  wissenschaftlichen  Bearbeitung  des  Staats- 
rechts treten  uns  überall  erst  da  entgegen,  wo  die  herrschenden 
Classen  über  ihre  Machtsphären  selbst  in  Streit  gerathen;  ein 
Maöhtoonflict  zwischen  den  einzelnen  Herrschaftsfactoren  giebt 
regelmässig  der  wissenschaftlichen  Bearbeitung  des  Staatsrechts 
die  ersten  Impulse. 

Diese  Erscheinung  ist  leicht  erklärlich.  Dem  Volke,  den 
beherrschten  Classen  gegenüber,  fühlen  sich  die  herrschenden 
Classen,  so  lange  sie  im  unbestrittenen  Besitz  ihrer  Macht  sind, 
keineswegs  veranlasst,  über  die  Berechtigung  ihrer  Herrschaft, 
über  die  etwaigen  Grenzen  und  Umfang  derselben  Rechenschaft 
zu  geben. 

Im  Augenblicke  aber,  wo  inmitten  der  Reihen  der  Herr- 
schenden selbst  über  die  üeber-  oder  Unterordnung  der  Einen 
über  die  Andern,  über  den  grösseren  Umfang  der  Machtsphäre 
der  Einen  oder  der  Andern,  ein  Zwist  ausbricht:  greifen  beide 
Parteien  mit  gleichem  Eifer  zur —  „Interpretation*.  Da 
werden  Gründe  für  und  wider  die  grössere  Macht  der  Hnen  an- 
geführt, da  werden  Geschichte  und  Gewohnheit  zu  Httfe  gerufen 
und  aus  allgemeinen  Vemunftgründen  Argumente  geholt,  für  die 
Sache  der  Einen  §egen  die  der  Andern. 

Die  politische  Streitfrage  der  sich  bekämpfenden  Par- 
teien, der  in  Zwiespalt  gerathenen  herrschenden  Classen 


')  üeber  die  ganze  juristische  Literatur  der  Römer,  sagt  Bruns: 
»Dem  Inhalte  nach  bezieht  sich  die  ganze  Literatur  überwiegend  nur 
auf  Priyat-  und  Strafrecht  und  die  beiden Processe.  Ein  Staatsrecht 
gjih.e8  ja  eigentlich  gar  nicht.  Die  Rechte  und  Pflichten  der 
Beamten,  Steuer  und  Fiscalrecht  und  Municipalrecht  ist  das  einzige,  wor- 
über auch  wohl  noch  geschrieben  wird,  aber  wenig.*  Holtzendorfs Ency- 
cbp&die  I  109.  »Die  Römer  haben  ihr  jus  publicum,  dass  wir  wüssten 
nie  wissenschaftlich  abgehandelt  »Hugo  Jurst.'  Encyclopädie  8.  Ausg.  S.  9f) 
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ist  der  Anfang  der  Wissenscliaft  des  Staatsrechts,  und  so  ist  es 
denn  anch  der  erste  grosse  politische  Kampf,  der  uns  in  der  ^ei* 
ten  Hälfte  des  europ.  Mittelalters  entgegentritt,  der  ELampf  der 
weltlichen  und  geistlichen  Macht,  der  Kampf  zwischen  Kaiser 
und  Papst,  an  den  sich  die  ersten  Anfange  der  deatschen  Staats- 
rechtswissenschaft knüpfen.  So  lange  noch  die  „  zwei  Schwerter, 
die  Grott  auf  Erden  liess,  zu  beschirmen  die  Christenheit*  dieses 
ihr  Amt  in  Frieden  miteinander  führten,  so  lange  gab  es  keine 
Staatsrechtslehre.  Im  XII.  und  XHI.  Jahrhundert  war  man  im 
Prinzip  über  die  friedliche  üebereinstimmung  dieser  zwei  Gre- 
walten  noch  einig  und  dieser  Harmonie  zwischen  den  beiden 
Herrschaftsfactoren  des  mittelalterlichen  Staates  giebt  die  Glosse 
des  Sachenspiegels  einen  sehr  bezeichnenden  Ausdruck :  ,  Diess 
sind  die  zwei  Schwerter  davon  im  Evangelium,  die  Jünger  sagten 
zu  Christo:  Hier  sind  zwei  Schwerter;  und  Christus  ihnen  ant' 
wertete  und  sprach:  es  ist  genug.  Diese  zwei  bedeuten  geistliche 
und  weltliche  Gewalt.  Das  eiiie  hatte  damals  St.  Petrus,  welches 
nun  der  Papst  hat;  das  andere  St.  Johannes,  das  nun  derKLaiser 
hat.  **  Aber  schon  im  XIV.  und  XV.  Jahrh.  greift  die  weltliche 
Macht  zur  staatsrechtlichen  Polemik  gegen  die  geistliche ;  die 
Untersuchungen  über  die  Stellung  der  beiden  Gewalten  zu  ein- 
ander werden  häufiger;  dieselben  führen  sodann  zur  Untersuchung 
der  Gründe,  des  Ursprungs  und  der  Berechtigung  jeder  dieser  G^ 
walten  und  legen  somit  das  Fundament  zu  der  betreffenden  Partie 
in  allem  späterem  deutschem  Staatsrecht  das  bis  heutzutage  immer 
gleichmässig  mit  der  Betrachtung  und  Analyse  der  obersten 
Rechtsgewalt  beginnt. 

A  n  m.  a)  Alls  erster  Schriftsteller,  der  mit  Bezug  auf  das  Ver- 
hältniss  des  Kaisers  zum  Papst  das  positive  d  eu  t  sehe  S  t  aats- 
recht  behandelte,  ist  Marsilius  Menandrius  aus  Padua  zu  nennen; 
(1312  Rector  der  Wiener  Universität ;  gestorben  im  Jahre  1318 
zu  München).  Seine  Schrift:  Defensor  pacis  adversus  usurpatam 
romani  pontificis  jurisdictionem  (Goldast  11  154). 

Ferner  Wilhelm  von  Occam,  Schüler  und  dann  Gegner 
des  Duns  Scotus,  lehrte  an  der  Pariser  Universität,  gestorben  1347. 
Seine  hiehergehörigeu  Schriften  sind :  a)  Disputatio  de  potestate  prae- 
latis  ecclesiae  atque  principibus  terranim  commissa  (Goldast  I  13). 
b)  Super  potestate  sunimi  pontiflcis  octo  quaestionum  decisiones 
(Goldast  II  S.  313)  und  c)  Dialogus  (Goldast  R.  394). 
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Endlicli  Leopold  von  Bebenburg:  de  juribus  regni  et  imperii 
Romanomm,  worin  die  Unabhängigkeit  des  Kaisers  von  der  päpst- 
lieben  Gewalt  bistoriscb  nachgewiesen  wird.  Vgl.  Pütter  Literatur 
des  teutschen  Staatsrechts  I  §  24  und  £.  Förster  Staatslehre  des 
Mittelalters  in  der  AUg.  Monatsschrift  f.  Wissenschaft  und  Litera- 
tur 1853. 

§5. 
Politische  Streitfragen. 

Eine  zweite  politische  Streitfrage,  die  die  herrschenden 
Classen  entzweite  und  somit  wieder  zur  publicistischen  Be- 
handlung der  betreffenden  Partie  des  Staatsrechts  Veranlassung 
gab,  war  die  Kais  er  wähl.  Mit  der  Ausbildung  der  Wahl- 
monarchie in  Deutschland,  mit  der  häufigen  Wiederkehr  der 
Königs-  und  Kaiserwahl,  mit  dem  Auftreten  der  die  Krone  sich 
streitig  machenden  Candidaten  und  ihrer  Parteien  ward  die  Kaiser- 
wahl in  all  ihren  Einzelnheiten,  ihrer  Entstehung  und  Bedeutung 
nach,  mit  Bezug  auf  die  Wähler  und  die  Grewählten  Gregenstand 
staatsrechtlicher  Untersuchungen. 

Je  mehr  die  Wahlmonarchie  das  Ansehen  und  die  Macht 
der  deutschen  Kaiser  untergrub,  desto  mehr  erstarkte  die  Landes- 
hoheit. Streit  und  Zwistigkeiten  zwischen  Reichshoheit  und  Lan- 
deshoheit mehrten  sich  und  ein  neuer  Zweig  des  deutschen  Staats- 
rechts ward  in's  Leben  gerufen.  So  oft  aber  diese  streitigen  Fragen 
der  innem  Reichspolitik  zu  einen  codificatorischen  Abschluss 
führten,  so  oft  die  widerstreitenden  Interessen  der  Machthaber 
zur  Abfassung  eines  Staatsgrundgesetzes  zwangen,  wie  z.  B.  zur 
goldenen  Bulle,  erfuhr  das  Staatsrecht  eine  ganz  besondere  För- 
derung da  sich  dann  alle  staatsrechtlichen  Anschauungen  der 
Zeit  um  ein  solches  Grundgesetz,  wie  um  einen  Kristallisations- 
kem  ansetzen  und  gruppiren  konnten;  ein  solches  Gresetz  ward 
sodann  von  den  entgegengesetzten  Parteien  commentirt  und  inter- 
pretirt  und  hatte  regelmässig  eine  ganze  staatsrechtliche  Literatur 
in  seinem  Grefolge.  War  auf  diese  Weise  einmal  eine  ganze  Reihe 
von  staatsrechtlichen  Fragen  und  Verhältnissen  Gegenstand  publi- 
cistischer  Behandlung  geworden,  so  bedurfte  es  nur  noch  eines 
formalen  Zusammenfassens  des  Vereinzelten  und  Speciellen  in 
ein  Gresammtbild,  um  ein  vollständiges  „  deutsches  Staatsrecht  ** 
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ZU  schaffen,   Bekanntlich  geschah  diess  schon  zu  Ende  'des  16. 

'  O  ;  ::;  'f    ■     '.il.it>-   • 

und  Anfang  des  17.  Jahrh.  wiewohl  man  von  eine^m  förmlichen 
System  des  deutschen  Staatsrechts  erst  seit  Gocceji  d.  1.  seit  dem 
Ende  des  17.  Jahrhunderts  sprechen  kann. 

Was  aber  von  allem  Anfang  an  die  wissenschaftliche  Be- 
handlung des  Staatsrechts  veranlasste,  das  blieb  filr  alle  Folge 
für  den  Charakter  dieser  Disciplin  bestimmend  und  maassgebend 
und  zwar:  die  Vertheidigung  eines  politischen  Par- 
teistandpunktes. Wie  sehr  man  auch  dem  Staatsrecht 
eine  wissenschaftliche  Form  zu  geben  bemüht  war:  so  blieb  es 
doch  immer  diejenige  Lehre  die  den  Stempel  der  politischen  Par- 

*  teistellung  nie  verläugnen  konnte;  es  blieb  inmier  (jUtöjenige  Ge- 
biet, auf  dem  sich  die  politische  Richtung  der  Beartleiter  trotz 
alledem  und' alledem  geltend  machte*). 

So  kommt  es,  dass  man  bei  jedem  System  oder  LehrBuch 
des  Staatsrechts  zweierlei  Elemente  zu  unterscheiden  hat;  erstens 
das  rein  Technische  und  Schematische,  zweitem^  die  politische 
oder  sociale  Richtung.  Jenes  bildet  den  Körper,  diese  die  Seele 
eines  jeden  staatsrechtlichen  Werkes. 

Mit  beiden  aber,  mit  Körper  und  Seele  hing  die  wissen- 
schaftliche  Bearbeitung  des  Staatsrechts  an  den  gegebenen  poU- 

.  tischen  Verhältnissen,  an  den  Ideen  und  Strömungen  der  Zeit. 
Jede  politische  Umwälzung  beeinflusste  diese  Disciplin  auf  dop- 
pelte Weise.  Durch  Aenderung  der  politischen  Verhältnisse  und 
Zustände  gab  sie  der  Staatsrechtslehre  einen  neuen  Gregen- 
stand  und  machte  die  früheren  Bearbeitungen  gegenstandslos  und  - 
durch  Erweckung  neuer  Ideen  und  Strömungen  brachte  sie  die 
alten  Banner  zu  Falle  und  zwang  die  Staatsreohtslehrer  sich  neuen 
Richtungen  und  Strömungen  anzuschliessen. 

Daraus  erklärt  es  sich,  dass  jede  bedeutende  europäische 
Umwälzung,  und  speciell  um  bei  unserem  Gegenstande  zu  bleiben, 
jede  politische  Umwälzung  in  Deutschland  immer  eine  Periode 
der  Staatsrechtsliteratur  schliesst  und  eine  neue  eröfinet.  Während 
solche  Umwälzungen  auf  andere  Disciplinen  gar  keinen  oder  nur 
einen  sehr  entfernten  und  mittelbaren  Einfluss  üben,  bilden  sie 
für  die  Staatsrechtslehre  wichtige  Wendepunkte,  die  auf  Form 
und  Inhalt,  auf  Stoff  und  G^ist  derselben  den  entscheidensten 
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Einfloss  üben.  So  begleitet  denn  die  deutsche  Staatsrechtslehre 
die  wechselnden  Schicksale  des  deutschen  Reiches  seit  dem  Mit- 
telalter bis  auf  unsere  Tage  mit  immer  gleicher  inniger  Theilnahme 
indem  sie  mit  unfreiwilliger  Resignation  in  den  entscheidenden 
historischen  Wendepunkten  ganze  Hekatomben  ihrer  besten 
W^ke  opfert,  um  in  den  neuen  Verhältnissen  flugs  wie  einPhönix 
aus  der  Asche,  zu  neuem  Leben  zu  erwachen. 

Anm.  a)  Dem  Gedanken,  dass  das  Staatsrecht  von  der  Sub- 
jeetiyit&t  des  Yer&ssers  mehr  beeinflusst  werde,  als  irgend  eine  an- 
dere juristische  Disoiplin,  gibt  Fütter  in  folgender  Stelle  Ausdruck : 
»Ob  ein  Vultejus  zu  Marburg,  ein  Lauterbach  zu  Tübingen,  ein 
Leyser  zu  Helmstädt,  hernach  zu  Wittenberg,  und  in  welchem  Jahr- 
hunderte ein  jeder  gelebt  habe,  kann  mir  beim  Gebrauche  derer 
Schriften,  welche  diese  Männer  über  das  römische  Recht  hinter- 
lassen haben,  ziemlich  gleichgültig  sein. 

Aber  ob  ein  Schriftsteller,  der  in  teutschen  Reichs-  und  Staais- 
saohen  mein  Wegweiser  sein  soll,  vor  oder  nach  dem  westphäUschen 
Frieden  gelebt  habe?  ob  er  auf  Universitäten  oder  in  an- 
eren  Diensten  gelebt  habe?  ob  er  seine  Wissenschaft  nur 
aus  Buehem  geschöpft  oder  auch  zu  anderen  Quellen  den  Zutritt 
gehabt  habe?  ob  er  katholisch  oder  evangelisch?  in 
kaiserlichen  oder  reichsständischen,  churfürst- 
lichen  oder  fürstlihen  Diensten  gewesen  sei?  Das  alles 
kann  mir  nicht  weniger  als  gleichgültig  sein.  Pütter  Literatur  des 
teutsch.  Staatsrechs  118. 

§6. 
Deutsche  Staatsrechts-Literatur. 

Traobten  wir  uns  nun  klare  Rechenschaft  darüber  zu  geben, 
wasiden  Inhalt  dieser  ganzen  deutschen  Staatsrechts-Literatur 
bildete,'  w.i«  dieser  Inhalt  behandelt  wurde,  und  welchen  Aen- 
derutt^en  Inhalt  und  Methode  dieses  Staatsrecht  bei  den  politi- 
schen Umwälzungen  Deutschlands  unterlag. 

Von  den  ersten  Anfängen  der  compendiarischen  und  siste- 
matischen  Bearbeitung  des  deutschen  Staatsrechts  bildete  die 
Darstellung  der  öffentlichen  Gewalten  und  der  staat- 
lichen Einrichtungen  den  Hauptinhalt  desselben.  Die 
Systematik  dieser  Darstellung  war  eine  nur  äusserliche  aus  kei- 
nerlä  oberstem  Begriffe  sich  ergebende.  Man  begann  meistens  mit 
der  Darstellung  der  Machtsphäre  des  Herrschers ,  schilderte  so- 
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dann  die  nach  ihm  folgenden  Macht&ctoren  im  Staate,  wie  z.  B. 
die  Landstände,  den  Adel,  die  Greistliclikeit  in  ihrer  staatlichen 
Bedeutung,  sodann  die  Organe  der  staatlichen  Herrschaft,  die  Art 
und  Weise  ihrer  Functionen  und  widmete  schliesslich  auch  be- 
scheidene Partieen  des « Sistems  '^  den  Ständen  und  ihren  Privile- 
gien, ja  manchmal  sogar  den  Unterthanen  und  Bauern  und  ihrem 
Verhältnisse  zu  den  Grundherren. 

.  Diese  Darstellung  pflegte  anfangs  rein  sachlich  und  objectiv 
gehalten  zu  sein;  später  gesellte  sich  das  Bechtsmoment  hinzu 
in  so  fern  man  die  geschilderten  Macht-  und  Herrschaftssphären 
der  einzelnen  Factoren  als  Bechtssphären  darstellte  und  die  Be- 
rechtigung der  thatsächlichen  Herrschaft  in  einem  System  urspröng- 
licher  „  Hoheits  *-  oder  von  Gott  verliehener  Rechte  und  aus  der- 
selben mittelst  Verleihungen ,,  abgeleiteter  *  Rechte  undPrivilegien 
begründete. 

Kam  dann  eine  politische  Umwälzung  dazwischen  und  warf 
das  ganze  scholastisch  aufgeführte  System  von  Hoheitsrechten 
und  verliehenen  Rechten,  von  Souveränitäten  und  Abhängig- 
keiten über  den  Haufen:  so  waren,  nachdem  der  politische  Sturm 
sich  nur  legte,  die  Staatsrechtler  wie  die  geschäftigen  Ameisen 
bald  wieder  an  der  Arbeit  ihr  zertretenes  und  beschädigtes  System 
auszubessern  oder  neu  aufeubauen  ^), 

§7- 
Einfluss  der  französischen  Revolution. 

Mitten  in  diess  Wechselvolle  Spiel  der  staatsrechtlichen 
Systeme,  kam  im  18.  Jahrhundert  die  geistige  und  politische 
Umwälzung  in  Frankreich  mit  ihren  tiefeingreifenden  Folgen,  die 
sie  auf  das  politische  Denken  und  Leben  aller  europäischen  Na- 
tionen übte. 

Während  man  bis  jetzt  gewöhnt  war,  nur  von  den  Rech- 
ten  der  Herrschenden  zu  sprechen  und  zu  schreiben  und  die 
Staatsrechtslehrersich  um  die  Rechte  der  Beherrschten  blutwenig 
kümmerten :  wurden  von  Frankreich  aus  plötzlich  die  ,  M  e  n- 
schenrechte^als  solche  proclamirt  —  Rechte,  die  man  bis  jetzt 
weder  als  Hoheits-  noch  als  staatlich  verliehene  Rechte  kannte. 


^)  Das^Weitere  über  deutsches  StaAtsrecht  s.  unten  Buch  lY. 
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Auf  keinem  andern  theoretischen  Grebiete  hatte  die  fran- 
zösische Revolution  einen  so  durchschlagenden  und  dauernden 
Erfolg  als  auf  dem  des  Staatsrechts.  Der  Einfiuss  derselben 
zeigte  sich  hier  vornehmlich  darin,  dass,  während  man  früher  alle 
Machte-  und  Herrschaitsrechte  von  oben  her,  aus  derSouveränetät 
der  Herrscher  ableitete,  man  jetzt  plötzlich  anfieng  alle  Macht 
und  Herrsdbaft  im  Staate  von  unten  her  aus  dem  Volke  abzu- 
leiten. Hier  unten  in  der  Masse  des  Volkes  erblickte  man  plötz- 
lich das  grosse  Reservoir  von  „  Menschenrechten  *,  den  Quell  aller 
yürrechte*  aus  dem  dann  alles  Recht  und  alle  Herrschaft  im 
Staate  abgeleitet  werden  müsse.  Um  aber  diese  Urrechte  und 
Menschenrechte  klar  zur  Greltung  kommen,  um  ihnen  ihr  Recht 
widerfahren  zu  lassen,  stellte  man  dieFormulirung  und  Grewähr- 
leistnng  derselben  in  einer  von  den  Machthabem  zubeschwörenden 
Constitution,  in  einem  Verfassungsgesetze  als  Postulat 
hin  —  und  erblickte  in  der  auf  solche  Grundlage  aufzubauenden 
Staatsorganisation,  in  dem  ,  constitutionellen  Staate  *  das  Ideal 
der  politischen  Bestrebungen.  Nur  ein  solcher  „  constitutioneller 
Staat*  sollte  dem  Recht  und  der  Grerechtigkeit  entsprechen. 

Dieses  Ideal  aber  zu  pflegen,  über  demGewoge  des  politischen 
Treibens  es  hoch  au&urichten  als  leuchtendes  Muster  und  Mass- 
stab der  Wirklichkeit,  galt  als  Aufgabe  des  „constitutionel- 
len Staatsrechts*,  welches  mit  Montesquieu  beginnend 
mit  der  Rottek-  und  Welker'schen  Schule  ihren  Höhepunkt  er- 
reicht, schliesslich  in  Mohl  seinen  trefflichen  Literaturhistoriker 
gefunden  hat  ^). 

Aber  auch  diese  Phase  des  Staatsrechts  scheint  sich  in 
unsem  Tagen  ausgelebt  zu  haben.  Die  Ereignisse  in  Deutschland 
seit  dem  epochemachenden  Jahre  1866  haben  auf  dem  Grebiete 
des  Staates  das  Rechtsideal  tief  erschüttert.  Und  wenn  auch 
die  Staatsrechtslehrer  dieser  letzten  Periode  noch  bemüht  waren. 


*)  S.  dessen  Abhandlung :  Die  Geschichte  und  Literatur  des  allg.  con- 
stltationenen  Staatsrechts.  Freilich  ist  hier  nur  das  »allgemeine*  nicht 
auch  das  positiye  constitutionelle  Staatsrecht  behandelt,  doch  hat  in  dieser 
ganzen  Periode  der  Sachlage  entsprechend  das  allgemeine  constitutio- 
nelle Staatsrecht  das  Uebergewicht  über  das  positive,  da  die  Staatsrechts- 
lehrer noch  immer  votwiegend  de  lege  ferenda  als  de  lege  lata  handeln. 

OnmplowloB,  BaehtMUat.  9 
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die  rasch  aufeinanderfolgenden  staatlichen  Umwälzungen  in  doc- 
trinäre  Staatsrechtsformen  zu  fassen,  so  ist  doch  der  Glaube  an 
die  Wahrheit  dieser  F'ormen  geschwunden.  Man  f&hlt  es  immer 
mehr,  dass  sie  ein  inhaltsloses  Kleid  sind,  eine  theatralisdie 
Draperie,  die  die  Blossen  der  jedes  Rechtscharakters  entbehren- 
den Wirklichkeit  zu  decken  die  Aufgabe  hat 

Ein  anderes  Schlagwort  ist  es ,  das  mittlerweile  fBr  die 
neue  Phase  des  Staatsrechts  in  Umlauf  kam  und  das  dieselbe 
vielleicht  am  zutreffendsten  charak  terisirt,  dieses  Schlagwort  heisst: 
Realpolitik.  Der  Realismus  in  der  Politik  und  im  Staats- 
recht verwirft  die  Gonsequenzen  staatsrechtlicher  Dogmen;  er  greift 
zurück  auf  die  einfachen  Prinzipien  derOpportanität  (S^Biok 
der  Staatsgewalt  und  der  Macht  der  Verhältnisse  unterordnet 
So  hat  auf  dem  Grebiete  des  Staates  das  Recht  seinen  Kreislauf 
vollendet  und  steht  wieder  an  dem  Punkte  von  dem  es  seinen 
Ausgang  nahm  —  der  staatlichen  Macht  und  ihren  Interessen 
sich  unterordnend.  Wie  sich  fiirder  das  Verhältniss  gestalten 
wird :  diese  Frage  gehört  nicht  mehr  der  Wissenschaft  an,  die 
der  Entwicklung  nicht  vorgreifen  kann.  Wird  der  Kampf  zwischen 
Recht  und  Macht  noch  einmal  beginnen  oder  wird  eine  bessere 
Erkenntniss  einer  zukünftigen  Generation,  einen  Ausgleich  her- 
beifuhren und  zwischen  diese  i  beiden  Factoren  Harmonie  und 
Versöhnung  zu  stiften  wissen.  Die  Lösung  dieser  Fragen  gehört 
der  Zukunft  an. 

§8. 

Hoheitsrechte  und  Menschenrechte,  Fürsten- und 

Volksso  uveränetät 

Abgesehen  von  den  durch  die  politischen  Umwälzungen  des 
deutschen  Reiches  bedingten  literarhistorischen  Wandlungen  des 
deutschen  Staatsrechts  lassen  sich  im  allgemeinen  für  alle  euro- 
päischen Staaten  entsprechend  der  oben  (§  5)  angegebenen  Ent- 
wicklung der  Anschauungen,  drei  Richtungen  der  Bearbeitung 
des  Staatsrechts  nachweisen;  drei  verschiedene  Grundlagen,  auf 
denen  dasselbe  aufgebaut  zu  werden  pflegte. 

Wir  sahen,  wie  das  Staatsrecht  aus,  dem  Kampfe  der  welt- 
lichen Macht  geg^n  die  geistliche  ent^^prang.    Die  Folge  davon 
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war  die  Ausbildung  der  Idee  der  Hoheitsreclite,  der  Sou- 
verän e  t  ä  t  aus  der  man  die  gesammte  öffentlich-rechtliche  Ein- 
richtung des  Staates,  alle  Rechte  und  Pflichten  der  Staatsunter- 
thanen,  alle  Functionen  der  Staatsorgane  ableitete.  Dieses  System 
der  Herrschersouveränetät  und  der  Hoheitsrechte  führte  Praxis 
und  Theorie  zur  Rechtfertigung  des  Absolutismus;  zum  Satze 
j,  l'etat  c'est  moi  •.  Einmal  bei  dieser  Verknöcherung  angelangt, 
konnte  dasselbe  den  neuen  im  staatlichen  Leben  erstehenden  Gre- 
walten  und  Machtfactoren  nicht  Widerstand  leisten.  Im  Augen- 
blicke, wo  der  souveräne  Absolutismus  aufhörte  der  Ausdruck 
der  grössten  Macht  im  Staate  zu  sein,  begann  es  an  innerer  Un- 
wahrheit zu  siechen  und  verlor  seine  Existenzberechtigung.  Diese 
Richtung  des  Staatsrechts  hatte  seit  dem  Ende  des  Mittelalters 
bis  in  das  18.  Jahrhundert  gedauert 

Die  Vorläufer  der  französischen  Revolution  setzten  als 
Grundlage  des  Staatsrechts  an  die  Stelle  der  Hoheitsrechte  des 
Herrschers  die  Menschenrechte,  an  die  Stelle  der  Sou- 
veränetätdes  Herrschers  diejenige  des  Volkes.  Im  Namen  der 
Volkssouveränetät  vollbrachte  die  französische  Revolution 
den  ümstoiz  aller  bestehenden  Verhältnisse  und  dieses  Prinzip 
wurde  sodann  anscheinend  auch  von  solchen  Herrschern  adoptirt, 
deren  Thaten  und  Handlungen  demselben  Hohn  sprachen.  Lange 
Zeit,  mehr  als  ein  halbes  Jahrhundert  mühte  die  Theorie  des 
Staatsrechts  sich  ab  dieses  Prinzip  aufrecht  zu  erhalten,  aus  dem- 
selben alles  Recht  und  alle  Pflicht  im  Staate,  alle  Grundsätze 
der  Regierung  und  Verwaltung,  alle  Satzungen  der  Verfassung 
abzuleiten.  Und  nicht  nur  die  Theorie  des  Staatsrechts,  auch 
die  Praxis  der  Gesetzgebung,  die  kundgemachten  Verfassungen 
der  ,  constitutionellen  *  Staaten  adoptirten  diese  fictio  juris  von 
der  Souveränetät  des  Volkes  und  stellten  die  Sätze  von  den 
»Rechten  des  Volkes*  an  die  Stelle,  wo  früher  nur  von  den 
Hoheitsrechten  dgr  Herrscher  die  Rede  war. 

Doch  dieses  Prinzip  der  Volkssouveränetät,  war  mit  der 
Todeskrankheit  des  Absolutismus,  mit  der  Innern  Unwahrheit, 
gleich  von  Anfang  an  behaftet.  Denn  die  staatliche  Macht  ruht 
nie  im  Volke,  in  der  grossen  Masse  und  hat  nie  in  derselben  ge- 
ruht  Die  staatliche  Macht  ist  nämlich   keine  Macht  der  Zahl 

9* 
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keine  brutale,  phisische  Gewalt.  Sie  ist  eine  geistige  Macht  die 
sich  die  pbisiscbe  Grewalt  dienstbar  zu  machen  versteht  Die 
Souveränetät  des  Volkes  ist  eine  grosse  Lüge;  denn  man  kann 
der  grossen  Masse  nicht  in  Wahrheit  ein  Recht  zusprechen  das 
sie  nie  und  nimmer  thatsächlich  auszuüben  versteht  Die  grosse 
Masseist  von  Natur  nicht  zum  Herrschen  sondern  zum 
Beherrscht  werden  beschaffen.  Wer  diese  von  selbst  in 
die  Augen  springende  natürliche  Thatsache  nicht  begreift,  wem 
Greschichte  und  Erfahrung  diese  Wahrheit  nicht  zu  Gremüthe 
führten,  mit  dem  ist  wahrlich  nicht  zu  rechten.  Wer  sidi  aber 
einbildet,  die  künftige  Entwicklung  der  Greschichte  in  ein,  ihrem 
bisherigen  natürlichen  Laufe  entgegengesetztes  Greleise  zu  bringen, 
der  hat  eben  von  der  die  Menschheit  beherrschenden  Macht  der 
Naturgesetze  keinen  Begriff,  der  ist  ein  Phantast  *). 

Immer  und  überall  war  die  grosse  Masse  von  einer  kleinen 
Minorität  beherrscht  und  diese  Thatsache  ist  der  einzige  Trost 
der  uns  bei  Betrachtung  der  Geschichte  der  Menschheit  bleibt 
Denn  mögen  auch  einzelne  und  viele  herrschende  Minoritäten 
grausam  und  »unmenschlich*,  gemein  und  unsittlich  ihre  Herr- 
schaft missbraucht  haben:  so  kann  es  doch  keinem  Zweifel  unter- 
liegen, dass  die  Massen  ni  e  anders  herrschen  könnten.  Denn  die 
Massen  haben  immer  und  überall  nur  thierische  Instincte; 
das  lehrt  uns  die  Geschichte  auf  jedem  ihrer  Blätter,  das  predigt 
uns  unaufhörlich  die  tägliche  Erfahrung.  Zu  wahrem  Menschen- 
thum,  zur  Menschlichkeit  im  edlen  Sinne  des  Wortes,  zum  Huma- 
nismus haben  sich  bisher  nur  kleine  Minoritäten  erhoben.  Daher 
ist  das  Prinzip  der  Volkssouveränetät  das  unsinnigste  und  ge- 
fahrlichste das  je  in  der  Geschichte  proclamirt  wurde  und  es  ist 
nur  ein  Glück,  dass  dieses  Princip  in  der  practischen  Anwendung, 
der  Natur  der  Sache  gemäss,  noch  immer  zu  Gunsten  vernünfti- 
ger Minoritäten  ausgenützt  wurde. 

Aber  auch  in  der  Wissenschaft  machte  sich  die  unvergäng- 
jiche  und  unverwüstliche  Natur  des  Staates  als  einer  Organi- 


*)  Eine  solche  phantastische  Richtung  schlägt  ein  ShTarcz  in 
«einem  j^che :  Die  Demokratie  Tgl.  unsere  Besprechung  desselben  in 
.der  Grünhttfschen  Zeitschrift  1879. 
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sation  der  Herrschaft  trotz  alle  dem  geltend  und  die£in- 
sicht  in  die  Haltlosigkeit  des  Grundsatzes  der  Volkssouveränetät 
konnte  nicht  ausbleiben.  Da  ward  ein  Ausweg  eingeschlagen 
zwischen  dem  einen  und  dem  andern  Extrem;  zwischen  Sou- 
veranetät  des  Herrschers  und  der  des  Volkes.   Man  erhob^den 

• 

Begriff  des  Staates  zum  obersten  Prinzip.  Aus  diesem  Be- 
griff nun  sollte  alles  Thun  und  Lassen  der  „  Staatsgewalten  *,  alle 
Hechte  und  Pflichten  der  Herrscher  und  Beherrschten  abgeleitet 
werden.  Aus  einem  willkührlich  an  die  Spitze  der  Systeme  des 
Staatsrechts  gestellten  Staatsbegriff  wurden  Rechtssätze  und 
Postnlate  abgeleitet,  um  diesen  Begriff  zu  rechtfertigen  —  um 
seme  Verwirklichung  theils  nachzuweisen,  theils  zu  fordern. 

Diese  Methode  hatte  das  eine  Gute,  dass  sie  die  Aufmerk- 
samkeit der  wissenschaftlichen  Forschung  auf  den  Begriff  des 
Staates  lenkte.  Indem  sich  nun  in  Folge  dessen  die  wissen- 
schaftliche Forschung  diesem  Begriffe  zuwandte,  konnte  es  nicht 
fehlen,  dass  sie  denselben  in  den  verschiedensten  Richtungen  suchte 
und  auf  den  verschiedensten  Punkten  gefunden  zu  haben  glaubte. 
Das  gab  wohl  Anlass  zu  einer  Reihe  von  Missverstandnissen  und 
Täuschungen  die  immer  und  ewig  dem  menschlichen  G^ist  den 
Weg  zur  Wahrheit  verlegen,  deren  Wegräumung  aber  eine  con- 
ditio sine  qua  non  der  Auffindung  dieses  Weges  bildet.  Die  wich- 
tigste Theorie  aber  die  in  dieser  letzten  Phase  des  Staatsrechts 
entstand,  ist  eben  die  Theorie  desRechtsstaates.  Sie  ist  die- 
jenige, die  heutzutage  noch  als  die  herrschende  betrachtet  werden 
muss  und  deren  Consequenzenaufdem  Gebiete  sowohl  des  Staats- 
und Volkslebens,  wie  auch  der  gesammten  Staatswissenschaften 
massgebend  sind.  Diese  Consequenzen  aber  sind  weder  für  das 
Leben  noch  für  die  Wissenschaft  heilsam  und  fruchtbringend. 
Sie  weidien  von  den  Wegen  der  Wahrheit  weit  ab  und  lassen 
gegriindetep  Verdacht  aufsteigen  gegen  die  Richtigkeit  und  Wahr- 
heit ihrer  Prämisse:  der  Rechtsstaatstheorie.  Diese  ist  es  daher 
die  wir  in  Folgendem  einer  eingehenden  Prüfung  unterziehen  wollen. 

Anm.  a)  Das  Frincip  der  Yolkssouyeränetät  wird  immeir  von 
dei^jenigen  Partei  prodamlrt,  die  momentan  sicli  des  Volkes  d.  i. 
der  Masse  gegen  die  herrscliende  Minorität  bedienen  will.  In  der 
Neuzeit  griff  zu  diesem  Manöver  zuerst  der  Jesuit  Bellarmin  (1542 
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bis  1621),  welcher  lehrte:  »Die  Gewalt  ruht  ursprünglich  nach 
göttlichem  Rechte  in  der  Menge  und  wird  durch  natürliches  Recht 
Yon  der  Menge  auf  £inen  oder  auf  Mehrere  übertragen  und  wenn 
sich  eine  gerechte  Ursache  findet,  kann  die  Menge  ein  Königreich 
in  eine  Aristocratie  oder  Democratie  umwandeln,* 

§9. 
Theorie  des  Rechtsstaates. 

Die  Theorie  des  Rechtsstaates,  versucht  es  zwischen 
den  beiden  extremen  Prinzipien  der  Herrschersouveränetät  und 
Volkssouveränetät  eine  VermittluDg  herzustellen. 

Nach  derselben  soll  weder  der  absolute  Wille  derMinorität 
noch  auch  der  der  Majorität  massgebend  sein:  nur  die  Idee  der 
Gerechtigkeit,  das  absolute  Recht  soll  im  Staate  vervrirklicht  wer- 
den. Zur  Verwirklichung  des  Rechts  und  der  Grereohtigkeit 
im  Staate  aber  gehört  es,  dass  Jedem  ein  gleiches  Mass  von 
Rechten  zustehe.  Die  Theorie  des  Rechtsstaats  beruht  auf 
dem  Grundsatze  der  Gleichheit.  Denn  zum  Begriff  des  ab- 
soluten Rechts  können  wir  gar  nicht  anders  gelangen  als  mit 
Zuhilfenahme  und  durch  Vermittlung  des  Grundsatzes  der  Gleich- 
heit. Auf  die  Frage:  was  ist  Jedermanns  Recht  im  Staate,  wäre 
eine  Antwort  unmöglich,  wenn  man  nicht  früher  die  Operation 
der  Gleichstellung  der  Herrschenden  mit  den  Beherrschten 
vollzöge.  Denn  alle  politischen  Re chte  der „ Staatsbürger* 
ja  alle  Menschenrechte  die  vorgeblich  aus  allgemeinen  Prinzipien 
und  Grundsätzen,  oder  gar  aus  der  Natur  des  Menschen  deducirt 
werden :  sie  sind  im  Grunde  nichts  anderes  als  Abstrahirungen 
der  Attribute  der  Herrschaft.  Aus  denjenigen  Machtbefugnissen 
und  Schutzvorkehrungen,  die  die  Herrschenden  und  Mächtigen 
thatsächlich  in  Anspruch  nahmen  und  übten,  wurden  mittelst 
ideeller  üebertragung  derselben  auf  die  Beherrschten  und  Ab- 
hängigen die  politischen  Rechte  der  Staatsbürger,  und  die  all- 
gemeinen Menschenrechte  construirt. 

Indem  nun  dem  Rechtsstaat  die  Verwirklichung  des  Rechts 
im  Staate  als  Aufgabe  zugetheilt  wurde,  musste  man  zu  seiner 
Grundlage  die  »Gleichheit**  fordern — denn  nur  auf  dem  Grunde 
der  Gleichheit  Hess  sich  das  allen  zustehende  Recht  formuliren. 
Indem  der  Rechtsstaat  dasRecht  verwirklichen  jedem  sein  Recht 
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widerfahren  lassen  soll,  muss  er  eo  ipso  jedem  «das  gleiche 
Rechf*  einräumen. 

An  diesem  ,  gleichen  Recht  für  Alle  *  scheitert  aber,  wie 
wir  das  sehen  werden,  das  Wahngebilde  des  Rechtsstaates. 
Denn  dieses  , gleiche  Recht*  ist  der  gerade  Gregensatz  zum  Be- 
griff des  Staates.  Als  Herrschaftsordnung,  als  nothwendige  Ueber- 
ond  Unterordnung  von  Herrschenden  und  Beherrschten  schliesst 
der  Staat  jedes  „  gleiche  Recht  ''aus,  macht  es  in  seinem  Bereiche, 
auf  seinem  Grebiete  unmöglich.  Als  Herrschaft  ist  der  Staat  noth- 
wendigerweise  das  ungleiche  Recht  d.  h.  die  ungleiche  Be- 
rechtigung. Die  Idee  des  Rechtsstaates  ist  ein  Phantom  da»  vom 
wirklichen  Staat  auf  jedem  Schritt  und  Tritt  Lügen  gestraft  wird. 
Aber  diese  Idee  ist  auch  ein  verhängnissvolles  Phantom  weil  es 
die  Massen  täuscht  und  ihnen  Trugbilder  vorzaubert  denen  sie 
nachjagen ;  sie  ist  ein  Irrlicht,  das  die  Verirrten  in's  Verder- 
ben lockt 

Betrachten  wir  nun  etwas  näher  die  Entstehung  der 
Idee  des  Rechtsstaates  und  die  verhängnissvollen  Consequen- 
2en  an  denen  sie  schliesslich  scheitern  muss. 

Anm.  a)  Einen  weiteren  Schritt  über  den  blossen  Rechtsstaat 
hinaus  glaubt  Ahrens  gethan  zu  haben,  indem  er  das  Recht  im 
Staate  nur  alk  nächsten  Zweck,  die  Cultur  aber  als  den  £nd- 
zw^k  bezeichnet.  »Der  Staat  iM  daher,  nach  seinet  Idee,  seinem 
eigensten  Wesen  Rech  tsordnung,  Rechtsstaat,  bat  aber 
durch  das  Recht  das  gesammte  menschheitliche  Culturleben  in 
einem  Volke  zu  ordnen,  ist  Humanitäts-  oder  Cultur-Rechtsstaat ; 
sein  nächster  unmittelbarer  Zweck  ist  das  Recht,  der  Endzweck 
jedoeh  humane  Cultur,  die  vom  Staate  aber  durch  das  spezifische 
Mittel  des  Rechts  erstrebt  werden  soll ;  denn  menschheitliche  Bil- 
dung ist  überhaupt  der  gemeinsame  Endzweck  fdr  alle  Lebens-  und 
Bildungskreise  auch  fär  Religion  und  ELirche,  Wissenschaft,  Kunst, 
welche  von  ihrer  Seite  die  menschliche  Bildung  fSrdem,  wenn  sie 
Tom  Staate  durch  das  Recht  gefSniert  wird'*  (Ahrens  bei  Holtzen- 
dorif  S.  60).  Abgesehen  von  der  ganz  unstatthaften  Parallelisirung 
der  Wissenschaft,  der  Kirnst,  mit  dem  Staate  ist  es  ganz  ungenau, 
dass  der  Staat  Jenen  Culturzweck  durch  das  Recht  und  die  Rechts- 
ordnimg fördert ;  yielmehr  thut  er  diess  durch  die  Herrschaft  und 
die  Herrschaftsordnung,  welche  uns  in  einem  gewissen  Stadium 
ihrer  Entwicklung  und  ihres  Gedeihens  als  Recht  und  Rechtsord- 
nung erscheint. 
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§10. 

HugoGrotius  nndMilton. 

Das  Wesen  des  Rechtsstaates,  ward  so  za  sagen  heraas- 
destillirt  aus  dem  französischen  Fr  ei  hei  ts-  und  dem  englischen 
y  er  fassungs  Staate. 

Derjenige  Staatsrechtslehrer  der  anerkanntermassen  die  Be- 
zeichnung ,  Rechtsstaat '^  zuerst  in  die  deutsche  Literatur  ein- 
führte, Robert  Mohl,  behandelt  in  seiner  Greschichte  und  Literatur 
der  Staatswissenschaften,  Band  I  S.  227  S.  die  , Entstehung 
und  Bildung  der  Idee  des  Rechtsstaates"  wobei  er 
mit  vollem  Rechte  die  ersten  Anfange  derselben  bei  Hugo  Gro- 
tius,  ihre  spätere  Entwicklung  yomehmlich  in  der  französischen 
und  englischen  Literatur  nachweist  i). 

In  der  That  muss  Hugo  Grotius'  Lehre  von  dem,  den  ge- 
genseitigen Rechtsschutz  bezweckenden  Staatsgründungsvertrage 
als  der  Anfang  der  Rechtsstaatstheorie  betrachtet  werden.  Gro- 
tius fiihrt  das  ganze  Staatsrecht,  die  Giltigkeit  des  ganzen  öffent- 
lichen Rechts  auf  diesen  Vertrag  zurück  und  gründet  so  den 
Staat  auf  das  vor  ihm  schon  existirende  Recht  Diesen  ursprüng- 
lichen Vertrag  aber  schliessen  nach  ihm  die  vollkommen  glei- 
chen und  freien  Bürger  und  der  Zweck  den  sie  dabei  im  Auge 
haben,  ist  einerseits  Rechtsschutz  andererseits  Wohlfahrt  Mit 
diesen  Sätzen  hat  Grotius  das  Fundament  gelegt  auf  dem  die 
Rechtsstaatstheorie  sodann  weiterbaute. 


')  üeber  Grotius  Lehre  sagt  Mohl:  »In  dieser  Lehre  des  »natür- 
lichen Rechts*  lagen  denn  schon  alle  wesentliohen  Grundgedanken  der 
Theorie  vom  Rechtsstaate,  nämlich  die  Auffassung  des  Staates  aus  dem 
Gesichtspunkte  eines  zufälligen  und  äusseren  Bedürfnisses;  das  Herror- 
gehen  desselben  aus  dem  freien  verständigen  WiUen  der  einzelnen  in 
vÖlUger  Isolirung  betrachteten  Persönlichkeiten;  die  ausschliessliche  Be- 
stimmung des  Staates  zu  einer  Rechtsanstalt  also  zu  einem  blossen  Mittel 

die  Beschränkung  auf  das  engste  Mass  von  Wirksamkeit  zur 

Schonung  der  negativen  Freiheit  der  Einzelnen ;  die  beliebige  Wahl  unter 
den  Einrichtungen  nach  Gründen  der  Nützlichkeit.  <  Mohl  Gresch.  und 
Liter.  I  230.  »Wie  in  England  so  knüpft  sich  auch  in  Deutschland  die 
Wissenschaft  des  philosophischen  Rechtes  und  zunächst  des  Rechts- 
staates unmittelbar  an  H.  Grotius   an*  1.  c.  S.  239. 
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John  Milton  wiederholte  in  seiner  Schrift  «das  Recht  der 
Könige  und  der  Magistrate  '  mit  grösserer  Präcision  diese  Fnnda- 
mentalsätze  der  Beditsstaatstheorie. 

,  Jedermann  mnss  zugeben,  dass  die  Menschen  von  Natur 
fireigeborene  Wesen  waren,  denn  als  sie  geschaffen  wurden,  waren 
sie  im  Bilde  Gottes  geschaffen  und  Gott  gab  ihnen  Gewalt  über 
alle  andern  (xeschöpfe.  Als  die  Menschen  zahlreicher  wurden 
und  wider  einander  Gewalt  übten,  ward  das  Bedürfhiss 
nach  verbundenen  Ansiedlungen,  Städten  und  Gemeinwesen 
empfunden.  Sie  sahen  die  Nothwendigkeit  ein,  eine  Autorität 
anzuordnen,  weiche  stark  genug  sei,  den  Frieden  und  das  gemeine 
Recht  mit  Macht  zu  schützen  und  die  Uebelthäter  zu  bestrafen. 
Da  ursprünglich  von  Natur  die  Kraft  sich  zu  vertheidigen  und 
zu  erhalten  in  jedem  Einzelnen  und  am  meisten  in  ihrer  aller 
Einigung  war,  so  theilten  sie  diese  Kraft  dem  Einen  mit,  dem  sie 
seiner  Weisheit  und  Trefflichkeit  wegen  als  ihren  Führer  ver- 
trauten und  den  andern,  von  denen  sie  ähnliche  Dienste  erwar- 
teten. Den  Ersten  nannten  sie  König,  die  andern  Magistrate. 
Nicht  um  sich  Herren  und  Meister  zu  setzen,  sondern  nur  bevoll- 
mächtigte und  beauftragte  Männer  zu  haben,  welche  die  Gerech- 
tigkeit nach  den  Gesetzen  der  Natur  und  nach  den  Bestimmungen 
der  Verträge  von  Amtswegen  unter  ihnen  handhaben,  für  welche 
sie  zuvor  sich  selber  helfen  mussten.  Um  der  Willkühr  zu  ent- 
gehen, machten  sie  dann  gemeinsame  Landesgesetze,  durchweiche 
auch  die  beschränkt  werden  sollten,  denen  sie  die  öffentliche 
Macht  anvertraut  hatten.  Nicht  mehr  der  launenhafte  Wille  der 
Oberen  sollte  über  sie  regieren,  sondern  Gesetz  und  Vernunft  und 
weil  die  Gesetze  doch  von  den  Mächtigen  nicht  immer  beachtet 
wurden,  so  verlangte  man  einen  Eid  von  den  Fürsten  und  Ma- 
^traten  bei  Antritt  ihres  Amtes,  dass  sie  die  Gesetze  treulich 
halten  wollen.  Da  auch  diese  Vorsicht  nicht  ausreichte,  wurden 
Räthe  und  Parlamente  gesetzt,  nicht  um  blos  Bücklinge  zu 
machen  vor  dem  Könige,  sondern,  um  mit  ihm  oder  ohne  ihn  zu 
bestinmiter  Zeit  oder  zu  allen  Zeiten,  wenn  irgend  eine  Gefahr 
drohte,  für  die  öffentliche  Sicherheit  zu  besorgen.  Die  Wahrheit 
des  Gesagten  er^bt  sich  aus  den  heidnischen  wie  aus  der  christ- 
lichen Geschichte,  obwohl  oftmals  die  Kaiser  und  die  Könige 
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versucht  haben,  das  Andenken  an  das  alte  Volksreeht  za  Gnnsten 
ihrer  Usurpation  auszutilgen.  Die  deutsche,  firanzösisdie,  4taKe- 
nische,  aragonische,  die  englische  und  nicht  am  irenigsten  die 
schottische  Greschichte  bestätigt  es,  und  wir  vergessen  nicht,  dass  der 
Normannen-König  Wilhelm,  obwohl  er  Eroberer  war,  dennoch  ge- 
nöthigt  ward,  zum  zweitenmal  bei  St  Alban  den  Eid  zu  schwören, 
ohne  den  das  Volk  ihm  nicht  gehorchen  wollte. ' 

Milton's  Darstellung  ist  hier  in  so  weit  falsch  als  er  bei  der 
Anführung  geschichtlicher  Beispiele  immer  vom  Volke  spricht, 
wo  nur  eine  herrschende  Minorität  in  Betracht  kam  und 
nun  die  dieser  herrschenden  Minorität  ihrem  Könige  (primus  intor 
pares)  gegenüber  zukommenden  Attribute  für  das  ^Volk''  im 
eigentlichen  Sinne  vindicirt  Daher  ist  es  ein  Trugsschloss,  wenn 
er  auf  die  obigen  historischen  Beispiele  gestützt  also  fortf&hrt: 
„Da.  also  alle  Macht  der  Könige  und  der  Magistrate  von  dem 
Volke  abgeleitet,  übertragen  und  anvertraut  ist,  um  der 
gemeinen  Wohlfahrt  Aller  willen  und  da  die  ursprüngliche 
Macht,  ohne  Verletzung  des  natürlichen  Greburtsrechtes,  nicht 
vom  Volke  weggenommen  werden  kann,  sondern  bei  demselben 
als  Fundament  zurückbleibt,  da  endlich  von  Aristoteles  und  den 
besten  Staatslehrern  der  König  als  der  Mann  erklärt  wird,  wel- 
cher zum  Heil  und  Nutzen  seines  Volkes  nicht  zu  seiner  eigenen 
Lust  regiert,  so  folgt  daraus  mit  logischer  Nothwendigkeit,  dass 
jene  Titel  von  souveränen  Herren,  natürlichen  Herren  und  der- 
gleichen, nur  aus  Anmassung  und  Schmeichelei  entstanden  sind. 

Daraus  folgt  schliesslich,  dass  das  Volk,  von  dem  alle 

obrigkeitliche  Autorität  ursprünglich  ausgeht 
und  dessen  Wohlfahrt  alle  Autorität  bezweckt,  das  Recht  hat» 
seine  Könige  zu  erwählen,  sie  auch  wieder  zu  verwerfen,  sogar, 
wenn  sie  nicht  zu  Tyrannen  verdorben  sind,  lediglich  Kraft  des 
natürlichen  Rechts  freigeborener  Männer,  die  Regierungsform 
zu  wählen,  die  sie  für  die  beste  erachten.  *  Wir  sehen  wie  da 
Milton  aus  substituirten  falschen  Thatsachen  sich  eingebildete 
Rechte  construirt  auf  einem  Gebiete,  wo  nur  Thatsachen  und 
Machtentscheidungen  gelten.  Das  Verlangen,  sich  die  Regie- 
rungsform wählen  zu  dürfen,  ist,  wenn  man  die  Macht  dazu  hat> 
gewiss  vernünftig:  die  Deduction  des  Rechtes  dazu  aus  fingir- 
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ten  Thatsachen  kann  momentan  politisch  und  zweckmässig  sein, 
ist  aber  wissenschaftlich  unhaltbar. 

§  11- 
Hobbes,  Spinoza. 

Im  Vergleich  mit  Grotius  bezeichnen  Hobbes  und 
Spinoza  in  so  ferne  einen  grossen  Fortschritt  in  wie  ferne  sie 
beide  das  Motiv  der  Staatengründung  weniger  idealistisch  auffas- 
sen und  sich  einer  realistischen  Betrachtung  desselben  nähern. 
Bezeichnend  aber  dafür  wie  fest  sich  die  Grotius'sche  Theorie  von 
dem  Staatsgründungsver trage  in  den  Geistern  jener  Zeit  ein- 
genistet hat,  ist  der  Umstand,  dass  sowohl  Hobbes  wie  Spinoza 
trotz  ihrer  mehr  realistischen  Auffassung  an  jenem  Staats- 
gründnngsvertrage  und  seinen  nothwendigen  Prämissen 
festhalten. 

Diese  Prämissen  sind  aber  erstens  die  Gleichheit  der 
Menschen.  «Von  Natur,  sagt  Hobbes,  sind  alle  Menschen 
unter  sich  gleich.  Die  gegenwärtig  bestehende  Ungleichheit  ward 
durch  das  Gesetz  eingeführt  **  ^)  Die  zweite  Prämisse  des  Staats- 
gründunggvertrages  ist  die  Freiheit  der  Menschen  im  Natur- 
znstande. 

Diese  Freiheit  besteht  darin,  dass  jedermann  ein  Recht 
auf  Alles  hat  *)  Aus  dieser  Gleichheit  und  Freiheit  ergiebt  sich 
niit  Nothwendigkeit  ein  Widerstreit  der  Interessen,  der  Kampf 
aller  gegen  alle  (bellum  omnium  in  omnes)  den  die  gleichen  und 
freien  Individuen  mittelst  des  Staatsgründungsvertrages  beizu- 
legen und  zu  schlichten  übereinkommen. 

Dass  die  Hobbes'sche  Idee  vom  Kampf  aller  gegen  alle  als 
Consequenz  des  Egoismus  und  der  Vertheidigung  der  Eigen- 
interessen, der  Wahrheit  näher  konnnt  als  die  Grotius'sche  Idee 
des  Gesellschaftstriebes,  ist  klar;  Hobbes  zeigt  sich  hier  als  fei- 


^)  Snnt  igitnr  omnes  homines  natara  inter  se  aequales.  Inaeqna- 
Utas  qnae  nunc  est  a  lege  ciriU  introducta  est.     Hobbes  de  cire  I.  3. 

*)  Natara  dedit  nnicuiqne  jus  in  omnia  ib.  I.  10.  Neqae  enim 
Juris  nomine  aUnd  significatnr  qnam  Ubertas  qnam  quisque  habet  fa- 
coltatibofi  natoralibns  secundum  rectam  rationem  utendi.  16.  I.  7, 
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nerer  Beobachter  und  tieferer  Kenner  der  menschliclien  Nator  als 
der  Idealist  Grotios:  aber  die  unnatürliche  Hypothese  eines  Ver- 
trages aller  mit  allen,  passt  schlecht  zu  jener  Voraussetzung  des 
Kampfes  aller  gegen  alle.  Auch  die  ans  gegenseitige  Furcht 
erfolgende  Unterwerfung  aller  unter  einen  Mächtigen  ist  nur  eine 
etwas  gezwungene  Erklärung  und  Rechtfertigung  des  Absolutismus. 

Eänen  bedeutenden  Schritt  vorwärts  auf  der  Bahn  der  £r- 
kenntniss  der  Natur  des  öffentlichen  Rechts  und  des  Staates  that 
Spinoza.  Auch  er  lässt  die  Menschen  im  Naturzustand  nicht 
so  harmlos  auftreten,  wie  Grotius. 

Auch  bei  ihm  handeln  die  Menschen,  ähnlich  wie  bei  Hobbes 
nicht  nach  den  Vorschriften  der  Vernunft,  sondern  dem  Drange 
der  Begierden,  ihren  blinden  Leidenschaften  folgend  *).  Aber 
auch  er  nimmt  eine  ursprüngliche  Gleichheit  und  Freiheit  aller 
Menschen  an.  Allen  Menschen  stehet,  auch  nach  Spinoza  das 
gleiche  Recht  zu  ihre  Kraft  zu  gebrauchen  und  ihr  Dasein  durch 
alle  möglichen,  vernünftigen  und  unvernünftigen  Mittel  zu  er- 
halten. Auch  Spinoza  lässt  durch  das  Zusammentreffen  der 
Rechte  Aller  auf  jedem  Punkte  die  Collision  entstehen  behufe 
deren  Ueberwindung  und  Ausgleichung  die  Menschen  zum  Staats- 
vertrage  Zuflucht  nehmen.  Indem  sie  sich  vereinigen  bewirken 
die  Menschen,  „  dass  sie  das  Recht,  welches  Jeder  von  Natur 
zu  Allem  hatte,  jetzt  gemeinschaftlich  haben  und  dasselbe  nicht 
mehr  durch  die  Gewalt  und  die  Begierde  eines  Jeden  sondern 
durch  die  gesammte  Macht  und  den  Willen  Aller  bestinunt 
werde  **  ^), 

Der  grosse  Fortschritt  aber  der  sich  in  den  Theorien  Spinoza*s 
bemerkbar  macht,  liegt  in  der  Constatirung  der  Verwandtschaft 
und  des  innigen  Connexes  zwischen  Macht  und  Recht.  In  dem 
Satze  Spinoza's,  dass  »jedes  Naturding  von  Natur  so  viel  Recht 
hat  als  es  Macht  besitzt,  dazusein  und  zu  wirken,  da  die  Macht 
jedes  einzelnen  Naturdinges,  wodurch  es  da  ist  und  wirkt  keine 
andere,  als  eben  die  absolutfreie  Macht  Gottes  ist"  —  in  diesem 
Satze  liegt  der  Keim  einer  tiefgreifenden  Erkenntniss  des  wahren 
Wesens  des  Staates.     Diesen  Keim  aber  hat  Spinoza  nicht  con- 


*)  Spinoza  pol.  Tract.  2.  5.  •)  Spinoza  Tract.  teolog.  pol.  16.  13. 
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sequent  entwickelt.  Die  unselige  Vertragstheorie  verlegte  auch 
ihm  den  Weg  zur  Wahrheit  und  hielt  auch  diesen  grossen  Greist 
im  Bannkreis  der  Bechtsstaatstheorie  fest  Einmal  bei  diesem 
Vertrage  angelangt,  verlässt  auch  Spinoza  die  richtige  Spur,  ver- 
liert auch  er  jeden  Contact  mit  der  Wirklichkeit  und  verirrt  sich 
auf  die  Pfade  juristischer  Deductipnen  über  den  Character  des 
Staates  aus  dem  Wesen  und  Inhalte  jenes  Vertrages.  Mag  er 
sich  nun  in  diesen  Deductionen  noch  so  sehr  von  Hobbes  unter- 
scheiden —  und  bekanntlich  glaubt  er  selbst  einen  solchen  unter- 
schied darin  zu  finden,  dass  er  das  natürliche  Recht  eines 
jeden  Menschen  auch  im  Staate  unangetastet  erhalten  haben  will 
—  im  Grunde  genommen  ist  es  derselbe  auf  dem  Gründungs- 
vertrage  basirte  Staat,  in  welchem  die  beiderseitigen  Rechte 
der  Herrscher  und  ünterthanen  aus  jenem  Vertrage  abgeleitet 
werden,  und  der  dieses  Recht  schützen  und  realisiren  soll,  also 
mit  einem  Worte  derselbe  Rechtsstaat,  den  Hobbes  in  der  be- 
sonderen Form  der  absolutistischen  Monarchie,  Spinoza  in  der 
eines  constitutioiiellen  Staates  construirt. 

Bei  dem  £inen  wie  bei  dem  Andern,  handelt  es  sich  in 
erster  Reihe  um  Rechte,  die  aus  dem  Gründungsvertrage  sich 
ergeben  und  deren  Aufrechthaltung  und  Schutz  Aufgabe  des 
Staates  ist.  Mag  jeder  von  ihnen  diesen  Vertrag  anders  deuten 
und  auslegen,  Hobbes  im  monarchisch -absolutistischen,  Spinoza 
mehr  im  demokratischen  Sinne :  die  M  e  t  h  o  d  e  der  C  o  n  s  t  r  u  c- 
tion  ist  dieselbe,  der  so  construirte  Staat  ist  der  später  soge- 
nannte Rechtsstaat. 

§12. 
Montesquieu,  Rousseau. 

Die  Lehren  von  Grotius,  Hobbes  und  Spinoza  sind  von  den 
deutschen  Staatsphilosophen  des  17.  und  18.  Jahrhunderts,  wie 
PuflFendorf,  Thomasius,'Wolflf  u.  a.  ganz  unproductiv  breitgetreten 
worden.  Gewiss  haben  diese  Bearbeitungen  zur  Entwicklung  der 
Rechtsstaatstheorie  noch  mehr  aber  zur  Popularisirung  derselben 
unter  den  gebildeten  Schichten  sehr  viel  beigetragen.  Aber  neue 
und  kräftige  Impulse  erhielt  diese  Theorie  erst  wieder  aus  Frank- 
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reich  durch  die  Schriften  Montesquiea*s  und  Bousseaa's. 
Es  ist  ein  Verdienst  des  Ersteren,  dass  er  sich  in  die  ab- 
geschmackten Abstractionen  über  den  Naturstand  der  Menschen 
und  wie  sie  aus  demselben  mittelst  Vertrages  in  den  bürgerlichen 
Stand  d.  h.  in  den  Staat  übertraten,  nicht  eingelassen  hat  ESn 
ferneres  Verdienst  Montesqüieu*s  ist  es,  dass  er  bestrebt  war 
die  Natur  des  Staates  als  einer  concreten  Erscheinung,  sowie  m 
sich  den  menschlichen  Sinnen  darstellt,  durch  eingehende  Unter- 
suchung ihrer  Merkmale  und  Lebensäusserungen  kennen  zu  lernen. 

Was  er  jedoch  über  verschiedene  Staatsformen,  ihre  Natur 
und  Principien,  sodann  über  den  ESnfluss  der  phisischen  Natur 
auf  Staaten  und  Gesetze  schrieb,  und  wobei  er  sich  anerkannter- 
massen  in  einem  Kreis  von  Irrthümem  und  Täuschungen  befand, 
können  wir  hier  fuglich  ganz  übergehen.  Dagegen  ist  die  Lehre 
Montesquieu's  über  die  einzelnen  Staatsgewalten,  ihre  Trennung 
und  ihr  gegenseitiges  Verhältniss  im  Staate  von  eminenter  Be- 
deutung  für  die  Fortentwicklung  und  Ausbildung  der  Bechts- 
staatstheorie  in  allen  Culturstaaten  geworden. 

Die  Urheberschaft  nun  dieser  Lehre  von  der  Grewalten- 
trennung,  die  gewöhnlich  Montesquieu  zugeschrieben  wird,  ge- 
bührt eigentlich,  wenn  wir  nicht  auf  Aristoteles  zurückgreHeo 
wollen,  Spinoza  ^).  Aber  Montesquieu  zuerst  hat  die  Beobachtung, 
dass  verschiedene  Organe  der  Regierung  verschiedene  Functionen 
derselben  ausüben  und  den  in  England  ausgebildeten  Constitutio- 
nalismus  dazu  benützt,  um  darauf  eine  ausführliche  Theorie 
zu  bauen  die  den  Zweck  verfolgt,  die  einzelnen  Gewalten  im 
Staate  in  ein  solches  Verhältniss  theils  gegenseitiger  Unabhängig- 
keit, theils  gegenseitiger  Controle  zu  bringen,  dass  auf  diese  Weise 
das  Re  cht  im  Staate  immer  triumphire  und  Willkühr  nicht 


I)  Zu  der  betreffenden  SteUe  in  Spinoza's  pol.  Tractat.  (7.  1.) 
macht  Hörn  die  Bemerkung :  Wir  finden  sonach  hier  schon  einen  be- 
deutenden Anklang  an  die  Theorie  von  Theiinng  der  Gewalt  in  gesetz- 
gebende und  vollziehende;  eine  Theorie  die  bekanntlich  später  von  Mon- 
tesquieu mit  viel  Geist  und  Scharfsinn  durchgeführt,  bis  auf  die  neueste 
Zeit  herab,  von  allen  rationellen  Staatsrechtslehren!  angenommen  und  seit 
der  französischen  Revolution  in  den  meisten  europäischen  Staaten  auch 
practisch  durchgeführt  wurde''.     Hom,  Spinoza's   Staatslehre  S.  130. 
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das  Regiment  fuhren  könne.  Damit  hat  Montesquieu  eine  der 
wichtigsten  Partieen  der  Rechtsstaatstheorie,  diejenige,  welche 
die  praktischen  Cousequenzen  derselben  auf  dem  Gfebiete  der 
Gesetzgebung  undVerwaltung  der  Staaten  enthält,  epochemachend 
begrQndet 

Im  Gregensatz  zn  Montesquieu  griff  wieder  Rousseau  zu  den 
ersten  Prämissen  dieser  Theorie  zurück  und  schildert  mit  leb- 
hafter Phantasie  doch  ohne  mindeste  wissenschaftliche  Grund- 
lage den  Naturzustand  der  Menschen,  das  Aufkommen  der  Un- 
gleichheit unter  der  ursprünglich  Gleichen  und  Freien  und  den 
yG^sellschaftsvertrag'  als  Grund  und  Anfang  alles  öffentlichen 
Rechtes  *). 

Mit  Recht  nennt  Mohl  Rousseau  die  Spitze  der  Lehre  vom 
natnrrechtlichen  Rechtsstaate.  „  Nicht  nur  führt  er  (Rousseau) 
den  Gredanken  der  ursprünglichen  Gleichheit  und  Freiheit  der 
Einzelnen,  der  Begründung  des  Staates  durch  freiwillige  Verträge 
und  der  üebertragung  der  Staatsgewalt  durch  das  Volk  und 
lediglich  für  das  Volk,  entschiedener  durch,  als  einer  seiner  Vor- 
gänger: sondern  ihm  eigenthümlich  ist  der  Satz  von  der  ünver- 
äusserlichkeit  der  Freiheit*  ^). 

Bekannt  ist  der  Einfluss  den  die  Lehren  Montesquieu*s, 
Rousseaa*s  und  ihrer  Anhänger  auf  den  Ausbruch  der  franzö- 
sischen Revolution  übten.  Den  „naturrechtlichen  Rechtsstaat* 
wie  ihn  die  Staatsphilosophen  von  Hugo  Grotius  bis  auf  Rousseau 
in  ihren  Lehren  ausbildeten  wollte  die  französische  Revolution 
in  die  Wirklichkeit  übersetzen.  Was  diese  Lehren  in  der  Form 
von  theoretischen  Ausführungen  enthielten,  dass  decretirte  die 
französische  Nationalversammlung  in  der  Form  von  Gesetzes- 
paragraphen, in  der  Form  von  Veifassuugsgesetzen. 

,Das  französische  V^Jk,  heisst  es  in  der  Erklärung  der 
Menschenrechte  vom  24  Juni  1793,  überzeugt,  dass  das  Ver- 


')  In  den  bekannten  zwei  Schriften:  Disconrs  sur  Forigine  et  le 
fondement  de  1* in^galHe* parmi  les hommes (1754)  und:  Da  contrat  social 
on  prineipes  da  droit  pablic  (1761). 

*)  Mohl  Gesch.  nnd  Liter,  I  S.  237.  Uebrigens  kommt  diese 
»ewig^  UnTeränsserlichkeit  der  Freiheit  als  UnTeränsserlichkeit  des  Natur- 
rechts  jedei  Menschen*  schon  bei  Spinoza  Tor. 
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gessen  und  die  VerachtaDg  der  natürlichen  Rechte  des 
Menschen  die  einzigen  Ursachen  des  Unglücks  der  Welt  seien, 
hat  beschlossen  in  einer  feierlichen  Erklärung  diese  heiligen  und 
unveräusserlichen  Rechte  auseinanderzusetzen,  damit  jeder  Büig^ 
stets  die  Handlungen  der  Regierung  mit  dem  Zweck  aller  gesell- 
schaftlichen Einrichtung  vergleichen  könne  und  sich  daher  durch 
die  Tyrannei  weder  unterdrücken  noch  erniedrigen  lasse;  damit 
das  Volk  stets  vor  Augen  habe  die  Grundlagen  seiner  Freihdt 
uud  seines  Glückes;  die  Behörde,  die  Norm  ihrer  Pflichten;  der 
Gesetzgeber  den  Gegenstand  seiner  Aufgabe*  *). 

E&  macht  heutzutage  einen  komischen  Eindruck,  wenn  man 
sieht,  mit  welcher  Naivetät  eine  gesetzgebende  Nationalversamm- 
lung es  den  Staatsphilosophen  aufs  Wort  glaubt,  dass  die  Mis&- 
achtung  der  „  natürlichen  Rechte  ^  des  Menschen,  das  Unheil  die- 
ser Welt  verschuldete,  und  dass  es  nur  der  neuerlichen  Procla- 
mirung  dieser  unveräusserlichen  Rechte  bedarf  um  alles  wieder 
gut  zu  machen ;  wie  sich  die  gesetzgebende  Versammlung  beeilt  den 
Bürgern  den  Inhalt  jenes  „  Gesellschaftsvertrages  *  in*8  G^ächtniss 
zu  rufen  damit  sie  ihn  auf  jedem  Schritt  und  Tritt  mitdenEbmd- 
lungen  der  Regierung  vergleichen  können  um  nur  ja  von  der  letzte- 
ren die  genaue  Erfüllung  jener  Stipulationen  zu  fordern ! 

Und  nun  kommen  diese  unveräusserlichen  Rechte :  Die  Gleich- 
heit, die  Freiheit,  die  Sicherheit  und  das  Eigenthum !  Die  nähere 
Erklärung  des  Wesens  dieser  Rechte  ist  den  Theorien  des  >  natur- 
lichen Rechtsstaates*  getreulich  entnommen.  „Alle  Menschen 
sind  gleich  von  Natur  und  vor  dem  Gesetz  •*,  heisst  es  da.  ,  Das 
Gesetz  ist  der  freie  und  feierliche  Ausdruck  des  allgemeinen 
Willens*.  „Die  Freiheit  ist  die  dem  Menschen  zustehende  Macht 


*)  ,Le  peuple  Frangais,  convaincu  que  Toubli  et  le  m^pris  des 
droits  natnrels  de  rhomme  sont  le  seules  causes  des  malhenrs  dn  Monde, 
a  resolu  d*exposer  dans  une  declaration  solennelle  ces  droits  sacr^s  et 
inali^nables  afin  qae  tous  les  citoyens,  pouvant  comparer  sans  cesse  les 
actes  du  gouvernement  avec  le  but  de  toutes  institution  sociale,  ne  se 
laissent  Jamals  opprimer  et  avilir  par  la  tyrarnie;  atin  que  le  peuple  ait 
toujours  devant  les  yeux  les  bases  de  sa  libert^  et  de  son  bonheur;  le 
magistrat,  la  regle  de  ses  devoirs ;  le  legislateur  1*  objet  de  sa  mission.  * 
D6claration   des  droits  de   rhomme  et  du  citoyen.  (24  juin  1793). 
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alles  das  zq  thun  was  den  Rechten  des  Nebenmenscben  nicht 
schadet**  .  .  .  a. s.  w.,  o.  s.  w.  Die  sodann  verkündigte  Verfassung 
der  französischen  Republik  versuchte  es,  den  Staat  so  zu  orgad- 
siren,  dass  allen  Franzosen  diese  ihre « unveräusserlichen  Rechte  '^ 
erhalten  blieben.  Wie  das  gelungen  ist,  lehrt  die  Greschichte  des 
Verlaufes  der  französischen  Revolution. 

§  13. 
Kant. 

Aber  die  Missgeschicke  des  französischen  Experimentes  den 
«  naturrechtliohen  Rechtsstaat '  zu  etabliren,  hielten  die  deutschen 
Philosophen  und  Staatslehrer  nicht  ab,  die  jenen  Experimenten 
zu  Grunde  liegende  Rechtsstaatstheorie  weiter  zu  pflegen  und  zu 
hegen.  Es  war  das  einerseits  in  den  Verhältnissen  tief  begründet 
und  hat  auch  bis  zu  einem  gewissen  Grade  keine  schlech- 
ten Früchte  getragen.  Nach  Pufendorfs,  Thomasius  und  Wolfe 
schon  erwähnten  naturrechtlichen  Schriften  entstand  in  Deutsch- 
land unter  dem  Einflüsse  der  gleichzeitigen  geistigen  und  politi- 
schen Bewegung  in  Frankreich,  die  Staatsphilosophie  Kants. 
IMeselbe  war  für  die  Ausbreitung  und  Popularisirang  der  Rechts- 
staatstheorie in  Deutschland  von  grosser  Tragweite.  Mehr  als 
ein  halbes  Jahrhundert  zehrte  Deutschland  an  der  Kant'schen 
Rechtsstaatstheorie  und  ihr  überwiegender  Einfluss  Hess  auf  dem 
Gebiete  der  philosophischen  Staatslehre  keine  andere  Richtung, 
und  wenn  sie  auch  an  und  für  sich  von  viel  grösserem  Werthe 
war,  zur  gebührenden  Geltung  gelangen. 

Die  Grundlagen  nun  dieser  Kant*schen  Rechtsstaatstheorie 
sind  die  alten,  von  Hugo  Grotius  angefangen  bis  auf  Rousseau  von 
allen  Staatsphilosophen  gepredigten.  Damach  giebt  es  ein  ,  an- 
geborenes Recht*  des  Menschen  und  dieses  angeborene  Recht  ist 
nach  Kant  ,  nur  ein  einziges  **.  Dieses  besteht  in  der  Freiheit  und 
Gleichheit.  „Freiheit,  sagt  Kant, i)  (Unabhängigkeit  von  eines 
Andern  nöthigender  Willkühr)  sofern  sie  mit  jedes  Andern  Frei- 
heit nach  einem  allgemeinen  Gesetz  bestehen  kann,  ist  dieses  ein- 


1)  Sämmtl.  Werke  v.  Rosenkranz  IX.  42. 
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zige,  ursprüngliche,  jedem  Menschen,  krafb  seiner  Menschheit 
zustehende  Recht  Die  angeborene  Gleichheit ....  die  Unab- 
hängigkeit nicht  zu  mehrerem  von  Andern  verbunden  zu  isireiden, 
als  wozu  man  sie  Wechselseitig  auch  v^binden  kann;  mithin  die 
Qualität  des  Menschen  sein  eigener  Herr  zu  sein ' 

Die  mit  solcher  angeborener  Freiheit  und  Gleichhdt  aus^ 
statteten  Menschen  können  ,  bevor  ein  öffentlich  gesetzlicher  Zn- 
stand errichtet  worden**  „niemals  vor  G«waltthätigkeit  gegen  ein- 
ander sicher  sein/^)  daher beschliessen  sie,  „man  müsse  aus  dem 
Naturzustande,  in  welchem  jeder  seinem  eigenen  Kopfe  folgt, 
herausgehen  und  sich  mit  allen  Andierü  (mit  denen  in  Wechsel- 
wirkung zu  gerathen  er  nicht  vermeiden  kann)  dahin  veirieinigeD, 
sich  einem  öffentlich  gesetzlichen  äus^m  Zwange  im  uhtänArerikn, 
also  in  einen  Zustand  treten,  darin  jedem  das,  was  Ar  das  Seilte 
anerkannt  werden  soll,  gesetzlich  bestimmt  und  durch  hinreichende 
Macht  (die  nicht  die  seinige,  sondern  eine  äussere  ist)  zu  Theil 
wirci  d.  i.  er  solle  vor  allen  Dingen  in  einen  bürgerlichen  Zu- 
stand treten.**  Damit  gründet  nun  Kant  den  Staat  auf  den 
„  Gesellschaftsvertrag  **  Rousseau*is  und  ande^r  Naturrechtslehrer, 
worüber  er  sich  übrigens  ganz  deutlich  ausspricht  „  Der  Act, 
wodurch  sich  das  Volk  selbst  zu  einem  Staat  constituirt,  eigent- 
lich aber  nur  die  Idee  desselben,  nach  der  die  Rechtmässigkeit 
desselben  allein  gedacht  werden  kann,  ist  der  ursprüngliche  Oön- 
tract,  nach  welchem  Alle  im  Volk  ihre  äussere  Freiheit  auf- 
geben, um  sie  als  Glieder  eines  gemeinen  Wesens  d.  i.  des  Volks 
als  Staat  betrachtet,  sofort  wieder  aufzunehrien  und  man  kann 
nicht  sagen :  der  Staat,  der  Mensch  im  Staate  habe  einen  Theil 
seiner  angeborenen  äusseren  Freiheit  einem  Zwecke  aufgeopfert, 
sondern  er  hat  die  wilde  gesetzlose  Freiheit  gänzlich  verlasen, 
um  seine  Freiheit  überhaupt  in  einer  gesetzlichen  Abhängigkeit 
d.  i.  in  einem  rechtlichen  Zustande  unvermindert  wieder  zu  finden; 
weil  diese  Abhängigkeit  aus  einem  eigenen  gesetzgebenden  Willen 
entspringt  **  ^). 

Mit  dieser  Wendung  ist  der  Uebergang  zum  Rechts- 
staat vollzogen,  der  auch  schon  durch  die  Definition  angedeutet 


•)  1.  c.  S.  156.    «)  1.  c.  S.  161. 
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wurde:  ,Eia  Staat  ist  die  Vereinigung  einer  Menge  von  Men- 
schen unter  Rechtsgesetzen' ^).  Diesen  so  entstandenen 
Rechtsstaat  nun  analisirt  Kant  ganz  im  Sinne  Montesquieu*s. 
,  Ein  jeder  Staat  enthält  drei  Gewalten  in  sich,  d.  i.  den  allge- 
mein vereinigten  Willen  in  dreifacher  Person :  die  Herrscherge- 
walt in  der  des  Regierers  und  die  rechtssprechende  Grewalt  in  der 
Person  des  Richters  . ,  .*  ^).  »Die  gesetzgebende  Grewalt  kann 
nur  dem  vereinigten  Willen  des  Volkes  zukommen.  Denn  da  von 
ihr  aus  alles  Recht  ausgehen  soll,  so  muss  sie  durch  ihr  Gesetz 
schlechterdings  Niemandem  Unrecht  thun  können.  Nun  ist  es, 
wenn  Jemand  etwas  gegen  einen  andern  verfügt,  immer  möglich, 
dass  er  ihm  dadurch  Unrecht  thue,  nie  aber  in  dem,  was  er  über 
sich  selbst  beschliesst.  Also  kann  nur  der  übereinstimmende 
und  vereinigte  Wille  Aller,  so  ferne  ein  Jeder  über  Alle  und  Alle 
über  einen  Jeden  eben  dasselbe  beschliessen,  mithin  nur  der  all- 
gemein vereinigte  Volkswille  gesetzgebend  sein.  '^ 

Es  ist  schon  aus  diesen  wenigen  Anführungen  klar,  dass 
Kant  auf  dem  Gebiete  der  Staatsphilosophie  im  Grunde  nur  der 
DoUmetsch  der  französischen  Staatstheorien  Montesquieu*s  und 
Ronsseau*8  in  Deutschland  war.  Seinen  überwältigenden  Einfluss 
aber  auch  auf  diesem  Gebiete  hat  er  gewiss  nur  der  hohen  Be-  . 
deutung  seiner  andern  philosophischen  Arbeiten  zu  verdanken. 

Anm.  a)  Eine  ganz  richtige  Kritik  dieses  Rousseau -Kant*- 
schen  Rechtsstaates  und  eine  treffende  Vergleichung  desselben  mit 
dem  Ausgangspunkte  der  Adam  Smith*schen  yolkswirthschaftlichen 
Theorie  findet  sich  bei  Hildebrand  (die  Nationalöconomie  der 
Gegenwart  und  Zukunft  1848)  S.  27  ff,:  »Gerade  so  wie  Rousseau 
und  Kant  eine  staatsrechtliche  und  politische  Schule  herrorriefen, 
welche  einen  absoluten  Staat  ohne  Rücksicht  auf  die  von  der 
Natur  g  e  g  e  b  e  n  e  n  Unterschiede  der  Menschheit,  auf  die  yer- 
schiedenen  Entwicklungsstufen  und  V^Tlkeranlagen  zu  construiren 
suchten,  ebenso  haben  Adam  Smith  und  seine  Anhänger  bis  auf 
Rossi  und  Quincey  herab  aus  den  speciellen  Thatsachen  einzelner 
Völker  und  Entwickelungsmomente  allgemein  giltige  Sätze  zu  ziehen 
und  so  eine  Art  Welt- und  Menschheitsöconomie  zu  schaffen  gesucht, 
welche  ganz  dem  damaligen  Zeitalter  rationalistischer  Yerstandes- 
aufklärung  entsprach 


4)  S.  158.    •)  1.  c. 
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»Hiezu  kommt  eine  zweite  Eigentbümlichkeit  der  Kant'scben 
Lehre,  die  sie  ebenfalls  mit  der  Staatsreobtslebre  und  der  gesamm- 
ten  Aufkläningsliteratur  jener  Zeit  gemein  hat.  Sie  geht  ron  derselben 
atomistischen Gnindanscbauung  der  menschlichen  und  bürger- 
lichen Gesellschaft  aus  und  betrachtet  die  einzelnen  Indiyiduen  als 
alleinigen  Zweck  der  Gemeinschaft.  Dem  politischen  Rationalismus 
erschien  der  Staat  nur  als  ein  Rechtsinstitut  zur  Garantie 
der  Freiheit  aller  Indiyiduen,  dem  öconomischen  Rationa- 
lismus die  Oconomische  Gesellschaft  nur  als  ein  Verein  oder  System 
Yon  Einzelwirtbscbaften  zur  leichteren  und  bequemeren  Befriedi- 
gung ihrer  Priyatbedür&isse.  Jener  gründete  die  GeseUschaft  auf 
den  Rechtsyertrag,  dieser  auf  den  Tauschyertrag  der  Einzelnen  und 
der  Priyatyortheil  der  Indiyiduen  galt  in  beiden  Fällen  als  die  Ur- 
sache und  das  Band  der  Gemeinschaft.* 


§  14. 

ßenjamin  Constant  und  Rotteck. 

Kant  hatte  in  der  Entwicklung  der  politischen  Ideen  fcir 
Deutschland  das  nachgeholt,  was  für  Frankreicb  dorch  Montes- 
quieu, Rousseau  und  durch  die  Publicisten  und  Redner  der  Re- 
volution (Sieyes,  Mirabeau  etc.)  geschehen  war.  Das  constitu- 
tionelle  Staatsrecht,  oder  mit  andern  Worten,  die  Theorie  des 
Rechtstaats  beherrschte  jetzt  mit  souveräner  Macht  Deutscb- 
land  und  Frankreich  und  alle  Länder  des  europäischen  Conti- 
nents,  die  diesen  beiden  tonangebenden  Nationen  folgten.  In  der 
weiteren  Ausbildung  dieser  Rechtsstaatstheorie  unterstützen  sich 
nun  gegenseitig  Franzosen  und  Deutsche. 

Wir  wollen  hier  nur  die  wichtigsten  zwei  Namen  nennen, 
welche  als  die  Repräsentanten  dieser  constitutionellen  Theorie 
für  mehr  als  die  ganze  erste  Hälfte  des  19.  Jahrb.  gelten  können, 
es  ist  der  französische  Schweizer  Benjamin  Constant  und 
Carl  V.  Rotteck.  Was  Bluntschli  von  dem  ersteren  sagt,  ist 
vollkommen  richtig:  »Er  hat  nicht  Epoche  gemacht  durch  die 
Findung  und  Begründung  neuer  Ideen  über  den  Staat  Er  folgt 
zumeist  den  früheren  constitutionellen  Theorien ;  aber  er  ist  durch 
die  klare,  kristallbelle  Darstellung  deraltenLehre  und  durch 
die  freie  und  umsichtige  Verarbeitung  der  Details  von  grossem 
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Einfluss  geworden  '^  ^).  Dasselbe,  wajs  hier  von  Constant  gesagt 
wird,  gilt  auch  von  Botteck.  Beide  haben  sie  einerseits  zur 
Verbreitung  und  Popularisirungder  oonstitutionellen  Staatstheorie, 
der  Theorie  vom  Rechtsstaate,  andererseits  zur  rationellen,  con- 
seqnenten  und  logischen  Ausbildung  derselben  das  meiste  beige- 
tragen. Auf  das  ganze  parlamentarische  Leben  der  oonstitutio- 
nellen Staaten  Europa*s  haben  Gonstant*s  und  Botteck*s  Werke 
einen  mächtigen  Einfluss  geübt  und  zwar  bis  weit  in  die  zweite 
Hälfte  unseres  Jahrhunderts  hinein.  Die  von  ihnen'  entwickelten 
Grundsätze  haben  in  so  manche  oonstitutionelle  Gresetzgebung 
Eingang  gefunden  und  von  ihren  Lehren  wiederhallten  fast  alle 
europäischen  Parlamente  bis  in  die  neueste  Zeit 

Den  treffendsten  Namen  freilich  der  G^sammtheit  dieser 
Grundsätze  und  Lehren  gegeben,  für  diese  ganze  Constitutionen* 
staatsrechtliche  Richtung  das  passendste  Schlagwort  gefun- 
den zu  haben,  dieses  Verdienst  gebührt  dem  äusserst  fruchtbaren 
Staatsrechtslehrer  dessen  Einfluss  und  Wirksamkeit  pngefähr  in 
der  Zeit  beginnt,  wo  die  persönliche  Thätigkeit  Rottecks  auf- 
hört —  wir  meinen  Robert  Mo  hl.  In  den  ersten  30er  Jah- 
ren Hess  Mohl  seine  «Polizei -Wissenschaft  nach  den  Grund- 
sätzen desRechtsstaats* ^)  erscheinen  und  gab  damit; einen 
prägnanten  Ausdruck  all  den  staatsrechtlichen  und  politischen 
Bestrebungen,  die  sich  bis  dahin  auf  das  Natur-  und  Vernunft- 
recht  gestützt  hatten.  Dem  Namen  nach  hört  mit  Rotteck 
das  Programm  des  vemunftrechtlichen  Staates  auf  und  beginnt 
mit  Mohl  das  Programm  des  Rechtsstaates;  der  Sache, 
dem  Wesen  nach  sind  diese  Programme  und  Theorieen  dieselben  ^). 


<)  Blnntschli  Gesch.  d.  Staats  S.  510.  Freilich  kannBluntschli 
nicht  umhin  zu  obigem  Urtheil  hinzuzufügen:  »Ton  einer  organischen 
Erkenntniss  des  Staates  als  eines  lebendigen  Wesens  ist  man  noch 
sehr  weit  entfernt*.  Diese  später  erfolgte  »Erkenntniss«  war  keinesfalls 
ein  Fortschritt  sondern  ein  grosser  Bückschritt. 

*)  1.  Auflage  1832.  >)  Diese  Uebereinstimmung  constatirtStein 
in  semem  »Yerwaltungsrecht"  I  297  (2.  Aufl.  1869)  indem  er  die  Be- 
merkung macht,  dass  »im  Grunde  genommen,  die  ganze  Bechtsphiloso- 
phie  seit  Hugo  Grotius  dahin  gehe,  denjenigen  Begriff  des  Staates  auf- 
zusteUen  tmd  zu  entwickeln  den  das  Wort  »Rechtsstaat*  bezeichnen  soll* 
Und  auch  Hohl  sagt  mit  Hecht  in  seiner  Encyclopädie  2.  Aufl.  S.  330: 


X50  n*  ^  ^^'  Loranz  T.  Stein. 

§  15. 
Lorenz  v.  Stein. 

Wir  gelangen  jetzt  zur  letzten  Phase  der  Entwicklung  der 
Rechtsstaatstheorie,  wo  sie  unter  diesem  ihrem  «neuen  Namen'' 
zuerst  Anerkennung  und  Greltung  sich  verschafift  um  sodann  in 
ihrer  Unhaltbarkeit,  wenn  nicht  ganz  erkannt,  doch  schon  geahnt 
zu  werden. 

Die  drei  Staatslehrer,  die  diese  letzte  Phase  der  Rechte 
Staatstheorie  glänzend  vertreten:  Stein,  Mohl  und  Gneist, 
haben  in  ihren  Schriften  einen  gemeinschaftlichen  Zug,  einen  ge- 
meinschaftlichen Gesichtspunkt  der  neu  in  die  Staatslehre  ein- 
tretend, sie  alle  drei  charakterisirt  -Es  ist  das  der,  insbesondere 
von  Stein  und  Mohl  ausgebildete  Begriff  der  , Gesellschaft"  der 
bei  allen  dreien  zum  Begriff  des  Staates  in  Beziehung  und  Ge- 
gensatz gebracht  wird  und  dessen  Verhältniss  zum  Staat  sie  als 
Kriterium  des  Rechtsstaats  inmier  im  Auge  behalten.  Alle  drei 
haben  sie  in  dem  Begriff  der  Gesellschaft  einen  neuen  Standpunkt 
gewonnen,  von  dem  aus  sie  dem  Wesen  des  Staates  bisher  ganz 
unbeachtete  Seiten  abgewinnen  und  dieselben  theilweise  in  ganz 
neuer  Beleuchtung  darstellen.  Welches  Loos  immer  dem  Begriff 
der  «Gresellschaft**  in  der  Staatslehre  beschieden  sein  mag,  dem 
Staatsphilosophen  der  ihn  zuerst  aufstellte  und  formulirte  gebührt 
unstreitig  das  Verdienst,  der  Staatswissenschaft  von  diesem  Stand- 
punkt aus  eine  mächtige  und  fruchtbringende  Anregung  gegeben 
zu  haben. 

Dieser  Staatsphilosoph  ist  Lorenz  v.  Stein;  das  epoche- 
machende und  bahnbrechende  Buch  in  dem  er  diese  bedeutende 
Gredankenthat  vollbrachte,  ist  seine  „  Geschichte  der  socialen  Be- 
wegung in  Frankreich  von  1789  bis  auf  unsere  Tage*  insbeson- 
dere der  erste  Band  dieses  Werkes  betitelt:  „Der  Begriff  der 
Gesellschaft  «*  *). 

Man  kann  die  ganze  spätere  Entwicklung  nicht  nur  der 


»Die  Mehrzahl  aller  neuem  politischen  Schriften  und  zwar  s&mmtlieher 
CulturvOlker  ist  rechtsistaat liehen  Inhaltes  auch,  wo  sich  der  Terfasser 
dieser  Bichtung  nicht  bewusst  sind«.      ^)  Leipzig  1850. 
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Rechtsstaatfitbeorie,  sondern  j^berhaupt  der  deutschen  Staats- 
rechtswissenschaft  nnd  allen  mit  ihr  zusammenhängenden  Dis- 
ciplinen  (Nationalöoonomie,  ,  Gresellschaftswissenschafb  ^ ,  etc.) 
ohne  genaue  und  eingehende  Würdigung  dieses  Werkes  Stein*s 
nicht  verstehen.  Wir  müssen  also,  bevor  wir  weiter  gehen,  uns 
bei  demselben  etwas  länger  aufhalten. 

iSn  selteneres  Gremisch  von  Idealismus  und  Realismus,  wie 
Stein,  hat  es  nie  gegeben.  Während  er  sowohl  in  seinen  Formen 
wie  in  seinem  Gredankengange  noch  ganz  die  idealistische  Philo- 
sophie, speciell  die  dialektische  Methode  Hegels  repräsentirt :  bricht 
sich  in  seinem  Inhalt,  ein  bisher  nngekannter,  unerbittli- 
cher Realismus  Bahn.  Stein  ist  ein  Realist  der  im  breiten 
Faltenwurf  des  Idealismus  einherschreitet. 

Gleich  in  den  ersten  Sätzen  seiner  einleitenden  Abhandlung 
»über  dei^  Begriff  der  Gesellschaft  und  die  Gesetze  ihrer  Be- 
wegung **,  schlägt  Stein  einen  Ton  an,  der  den  auf  dem  Naturrecht 
fussenden  Staats-  und  Rechtsphilosophen  ganz  fremd  war.  Auch 
jene  alle  nahmen  zu  ihrem  Ausgangspunkte  irgend  einen  im  Men- 
schen ruhenden  ,  Trieb  *  —  und  zwar  ward  die  ganze  Stufenleiter 
menschlicher  Triebe  durchmustert,  vom  Hass  bis  zur  Liebe,  vom 
grellsten  Eigennutz  bis  zur  reinsten  Sympathie  und  selbstlosestem 
Mitleid,  von  der  vernünftigsten  Erkenntniss  des  Interesses  bis 
zum  instinctiven  Gesellschaftstrieb;  die  ganze  Scala  menschlicher 
Grefühle  und  Leidenschaften  ward  herangezogen  um  die  ursprüng- 
liche Staats-  und  Gesellschaftsbildung  zu  erklären,  nur  ein  Ton 
in  dieser  Scala  ward  regelmässig  übergangen  und  diesen  einen 
Ton  schlägt  Stein  an,  wenn  auch,  um  es  hier  gleich  im  voraus 
zu  bemerken,  nicht  in  seiner  ganzen'FüUe,  nicht  in  seiner  gan- 
zen Tiefe  —  dieser  Ton  heisst:  Herrschaft. 

9  In  jedem  Einzelnen  lebt  ein  unbesiegbarer  Drang  nach  einer 
vollendeten  Herrschaft  über  das  äussere  Dasein,  nachdem 
höchsten  Besitz  aller  geistigen  und  sonstigen  Güter;  es  mag 
gleichgültig  sein,  wie  man  diesen  Drang  nennt,  aber  wir  finden  ihn 
wieder  auf  dem  Grunde  jeder  Mühe,  jeder  HoflBflung  ja  fast  jedes 

1)  1.  c.  p.  xm. 


Schmerzes;  er  ist  identisch  mit  demLeben  demi  er  ist  seine  Vor- 
aussetzung und  sein  Ziel  *. 

Wie  schon  erwähnt  halten  wir  das  was  hier  Stein  sagt,  so 
wi e  er  es  sagt,  weder  für  ganz  richtig  noch  für  ganz  präds  und 
genau :  und  dennoch  müssen  wir  anerkennen^^dass  in  diesem  Stein - 
sehen  Ausgangspunkt  im  Vergleich  mit  dem  Ausgangspunkt  aller 
Staats-  und  Rechtsphilosophen  vor  ihm,  ein  riesengrosser  Fort- 
schritt lag.  Erklären  wir  uns  gleich  hier,  worin  wir  den  Fort- 
schritt und  worin  wir  das  Unrichtige  und  Ungenaue  des  Stein*schen 
Satzes  sehen.  Den  ersteren  sehen  wir  in  dem  Betonen  des  H  e  r  r- 
schaftsdranges,  des  Strebens  nach  Besitz;  denn  in  der 
That  ist  der  Drang  nach  Herrschaft,  das  Streben  nachBedtz 
diejenige  wirkliche  Triebfeder  menschlichen  Handelns,  welche 
uns  einzig  und  allein  nicht  nur  den  Ursprung  aller  Staatsbildung, 
sondern  auch  das  ganze  Leben  und  die  Entwicklung  derßtaatenf 
ihr  Bestehen,  ihre  Dauer  und  ihren  Untergang  erklären  kann. 
Wenn  wir  alle  jene  menschlichen  , Triebe*,  die  das  Naturrecht 
in's  Feld  führte,  alle  jene  Instinkte  und  Grefühle,  welche  die  auf 
das  Naturrecht  sich  stützende  Rechts-  und  Staatsphilosophie  zum 
Ausgangspunkt  der  Erklärung  des  Staates  wählte,  als  eben  so 
viele  eitle  und  leere  Suppositionen  ansehen  müssen,  die  uns  die 
zu  erklärende  Sache  durchaus  nicht  erklären,  so  müssen  wir  an- 
dererseits in  dem  „Drange  nach  Herrschaft*,  in  dem  »Streben 
nach  Besitz  *  ein  Agens  anerkennen,  welches  nicht  nur  in  der 
wirklichen  Geschichte  sich  immer  bei  Staatengründungen  als 
einzig  und  allein  wirkend  und  wirksam  zeigt,  sondern  welches 
auch  im  Leben  und  in  der  Entwicklung  der  Staaten  zusehends 
vor  unsern  Augen  die  mächsigste  Triebfeder  bildet. 

Diesen  im  Vergleich  zum  Naturrecht  und  zur  Rechts-  und 
Staatsphilosophie  ganz  neuen  Ton  angeschlagen  und  ihn  in  der 
weitem  Ausführung  festgehalten  zu  haben,  ist  das  grosse  Ver- 
dienst S  t  e  i  n  's.  Und  nun  wollen  wir  auch  zugleich  sagen,  wo- 
rin uns  dieser  Stein'sche  Ausgangspunkt  ungenau  und  unrichtig 
zu  sein  scheint. 

Unrichtig  ist  vor  allem  die  Behauptung  Stein's,  dass  „in 
jedem  Einzelnen  ein  unbesiegbarer  Drang  nach  einer  voll- 
endeten Herrschaft  über  das  äussere  Dasein  *  lebt.    Von  „jedem 
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Einzelnen"  lässt  sich  eine  solche  Behauptung  keineswegs 
machen;  es  giebt  nicht  nur  „ Einzelne '^j  sondern  auch  ganze  Gre- 
meinschaften,  grosse  Vielheiten  von  Menschen,  die  keinerlei 
„Drang  nach  einer  vollendeten  Herrschaft  über  das  äussere 
Dasein*  besitzen;  die  sich  entweder  mit  einer  sehr  unvoll- 
endeten Herrschaft  begnügen  oder  gar  keine  wie  immer  ge- 
artete Herrschaft  anzustreben  fähig  sind.  Der  faktische  Zustand 
viel«:  Völkerschaften  kann  hier  als  schlagender  Beweis  dienen. 
Aber  nicht  auf  die  Einzelnen  kommt  es  hier  an.  Indem 
Stein  den  Herrschaftsdrang  des  E  i  n  z  e  1  n  e  n  voranstellt,  huldigt 
er  noch  den  individualistischen  Anschauungen  des  Natur- 
rechts und  der  abstracten  Rechtsphilosophie,  die  zu  dem 
Zwecke  immer  vom  Einzelnen  ausgehen,  um  in  der  Folge  wieder 
den  Einzelnen,  das  Individuum  als  den  letzten  Zweck  aller  (Je- 
meinschaft,  Staat  und  Gesellschaft  hingegen  nur  als  Mittel  für 
diesen  Einzelnen,  für  das  „Individuum"  darzustellen.  Diese  indi- 
vidualistische Anschauung  ist  ein  grosser  Irrthum,  in  den  das 
subjektive  Denken  nur  zu  leicht  verfällt.  Ist  es  doch  so  ver- 
lockend für  das  „Subjekt",  sich  selbst  als  den  Mittelpunkt  der 
Welt,  als  Anfang  und  Ende  alles  Geschehens,  als  höchsten  Zweck 
aller  staatlichen  und  gesellschaftlichen  Gestaltungen  hinzustellen! 

Aber  eine  objektive,  vorurtheilslose  Betrachtung  des  Lebens 
wie  der  Geschichte  zeigt  uns,  dass  diese  individualistische  An- 
schauung auch  nur  eine  optische  Täuschung  des  menschlichen 
Geistes  ist.  In  dem  Gange  der  Geschichte,  im  Leben  des  Staates 
ist  die  Bedeutung  auch  des  bedeutendsten  Individuums  eine  ver- 
schwindend kleine;  das  Individuum  ist  ein  Tropfen  Wasser  im 
dahinbrausenden  Strome,  höchstens  eine  Welle  von  den  unzähli- 
gen Wellen  des  Meeres. 

Nicht  der  Individualismus,  ein  ganz  anderes,  ein  demselben 
entgegengesetztes  Prinzip  ist  es,  welches  thatsächlich  in  Geschichte 
und  Leben  waltet,  welches  die  bewegende  Kraft  bei  allen  staat- 
lichen Entwicklungen  und  Umwälzungen  bildet!  Dieses  von  der 
Wissenschaft  bisher  nur  wenig  beachtete,  ja  fast  ganz  ungekannte 
Prinzip,  wir  wollen  es  im  Gegensatze  zum  Individualismus  den 
Syngenismus  nennen.  Dieses  Prinzip  ist  es,  welches  man  in 
Wahrheit  als  staatengründendes  und  staatenerhaltendes  bezeich- 
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neu  kann.  Denn  nicht  auf*  die  „Triebe^  des  Einzelnen,  nicht  auf 
des  Einzelnen  „Drang  nach  Herrschaft^  kommt  es  an  —  sie 
würden  weder  bei  der  Gründung,  noch  in  der  weiteren  Entwick- 
lung der  Staaten  eine  irgend  bemerkenswerthe  Bolle  spielen. 
Aber  immer  und  überall,  in  Greschichte  und  im  Leben  des  Staates 
sind  es  die  Triebe  und  die  ihnen  entsprechenden  Bewegongjen 
und  Handlungen  der  syngene tischen  Gruppen  und 
Vielheiten,  die  thatsächlich  die  Schicksale  der  Staaten  be- 
stinunen,  auf  dieselben  entscheidenden  Einfluss  nehmen.  MOgen 
diese  Gruppen,  Vielheiten  und  Gemeinschaften  in  der  Urgeschichte 
der  Menschheit  und  in  vorstaatlichen  Zuständen  als  Horden  oder 
umziehende  Sippen  auftreten,  mögen  sie  als  kriegerische  Stäname 
bei  Staatengründungen  thatkräftig  handelnd  eingreifen,  mögen  sie 
in  der  Geschichte  der  Staaten  als  Kasten  und  Glassen,  als  Schich- 
ten und  Stände,  die  bewegenden  Factoren  bilden:  immer  ist 
es  das  Prinzip  des  Syngenismus,  das  uns  in  diesen  Gruppen 
und  Vielheiten,  die  sich,  sei  es  einer  gemeinsamen  Abstammang, 
sei  es  eines  verwandtschaftlichen  Bandes  und  eines  unter  ihnen 
lebendigen  Blutuuilaufes  bewusst  sind,  entgegentritt  *). 

Nicht  also  Triebe  des  Einzelnen,  wohl  aber  Triebe  dieser 
syngenetischen  Gemeinschaften  können  als  Ausgangspunkte  von 
Staatsbildungen  in  Betracht  kommen.  Nicht  des  Einzelnen  Drang 
nach  Herrschaft  ist  in  staatlichen  Dingen  massgebend  und  ent- 
scheidend, einzig  und  allein  die  Herrschsucht  solcher  synge- 
netischer  Gemeinschaften.  Diese  Herrschsucht,  die  nach 
Besitz  nur  als  einem  Mittel  der  Herrschaft  strebt,  ist  in  d^rThat 
die  treibende  Kraft,  die  Staaten  gründet,  erhält  und  zertrflmmext. 

Dass  wir  nun  gerade  bei  Stein's  staatsphilospphisc^;lem  Aus- 
gangspunkte dem  Individualismus  den  Syngenismus  en^egen- 
setzen,  hat  seinen  guten  Grund,  den  wir  hier  nicht  verschweigen 
wollen.  Gerade  Stein  ist  derjenige,  der,  wenn  er  auch  noch 
theilweise  und  formal  in  der  naturrechtlichen  und  abstrakt- 
rechtsphilosophischen  Richtung  wurzelt,  dennoch  mit  seiner  Lehre 
von  der  Gesellschaft  und  mit  seinem  tiefen  Blick  in  die  socialen 
Elemente  des    Staates  und  ihre  Zusammenhänge,   über 


^)  Vergl.  oben  Buch  I  §  24. 
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jene  beiden  Richtungen  hinausgeht  Wenn  auch  nicht  mit  deut- 
lichen Worten,  wenn  auch  nicht  mit  vollem  Bewusstsein,  hat 
dennoch  Stein  im  Wesen  und  im  Grunde  der  Sache  dem  Prin- 
zipe  des  Indiiddualismus  im  staatlichen  und  gesellschaftlichen 
Leben  den  Todesstoss  gegeben  und  das  Prinzip  des  Syngenismus, 
wenn  auch  nirgends  bei  ihm  weder  mit  diesem  noch  mit  einem 
andern  Worte  J[)enannt,  findet  in  seinen  Ausführungen  so  manche 
kräftige  Stütze.  Bevor  wir  jedoch  auf  dieses  dem  Syngenismus 
halb  unbewusst  von  Stein  gelieferte  Gredankenmaterial  zurück- 
kommen, wollen  wir  zuerst  noch  jene  Punkte  besprechen,  die  uns 
in  dem  obigen  einleitenden  Satze  Steines  nicht  genug  genau 
pracisirt  zu  sein  scheinen. 

§  16. 

Der  Herrschaftstrieb. 

Der  Stein*sche  Satz,  dass  in  dem  Individuum  (,,  m  jedem 
ßnzelnen*)  ein  Drang  nach  einer  »Herrschaft  über  das 
äussere  Dasein*  lebt,  ist  eine  ziemlich  unklare  idealistische 
Phrase  auf  derem  Grunde  jedoch  eine  tiefe  reale  Wahrheit  ruht. 
Es  handelt  sich  nämlich  um  die  nähere  Präcisirung  des  Aus- 
druoks  ,  äusseres  Dasein  *.  Die  Idee  ist  nicht  neu  und  viele  Phi- 
losophen haben  sie  nach  der  Bibel  wiederholt,  dass  es  die  Be- 
stimmung des  Menschen  ist  »über  die  äussere  Natur«  über  die 
Erde  und  alles  »was  da  fleucht  und  kreucht*  zu  herrschen.  Die- 
ser Satz  wurde  oft  zur  Begründung  des  Eigenthums  und  des  Be- 
sitzes gebraucht.  Nun  lehrt  aber  Geschichte  und  Erfahrung, 
dass  die  wenigsten  Menschen  diese  Herrschaft  über  die  äussere 
Natur,  in  wie  ferne  sie  sich  in  Eigenthum  und  Besitz  darstellen 
sollte  in  irgendwie  erheblichem  Maasse  üben,  ja  dass,  wenn  man 
in  dieser  Herrschaft  die  Bestimmung  des  Menschen  sehen  wollte 
der  unvergleichlich  grösste  Theil  der  Menschheit  von  jeher  seine 
»Bestimmung*  ganz  verfehlt  hätte.  Andererseits  lehrt  dieselbe 
Geschichte  und  Erfahrung,  dass  eben  dieser  grösste  Theil  der 
Menschheit  statt  Subjecte  der  Herrschaft  über  die  Natur,  viel- 
mehr nur  Objecte  der  Herrschaft  anderer  Menschen  und  zwar 
der  verschwindenden  Minorität  der  Menschheit  liefert.  Diese  Be- 
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trachtüDg  muss  in  jedem  objectiv  Denkenden  über  jene  ,  Be- 
stimmung des  Menschen  znr  Herrschaft  über  die  äussere  Natur* 
gerechte  Zweifel  aufkommen  lassen.  Stein  reproducirt  nun  kei- 
neswegs jenen  alten  Satz  von  der  «Herrschaft  über  die  äussere 
Natur"  er  wählt  einen  noch  vageren  Ausdruck  in  den  man  viel 
mehr  hineininterpretiren  kann.  Stein  spricht  von  einer  ,  Herrschaft 
über  das  äussere  Dasein  **  ^).  Zum  äussern  Dasein  nun  gehört 
allerdings  nicht  nur  die  äussere  todte  Natur  sondern  auch  der 
Nebenmensch.  Substituiren  wir  nun  in  dem  obigen  Stein'schen 
Satz  statt , in  jedem  Einzelnen <*  das  uns  unrichtig  sdieint  das 
Kichtigere  «in  den  syngenetischen  Gruppen*  und  interpretiren 
wir  in  das  «äussere  Dasein*  auch  Menschen  hinein,  was  dem 
Sinn  dieses  Wortes  keineswegs  zuwiderläuft:  so  gelangen  wir 
mittelst  dieser  kleinen  Correctur  zu  dem  Ausgangspunkt  aller 
staatsphilosophischen  Untersuchungen  der  uns  der  einzig  richtige 
scheint.  Nach  Vornahme  dieser  kleinen  Correctur,  wollen  wir 
nun  Steines  einleitenden  Satz  vollkommen  acceptiren;  er  wird  dann 
folgendermassen  lauten: 

«In|den  syngenetischen  Menschengemeinschaf- 
ten lebt  ein  unbesiegbarer  Drang  nach  einer  vollendeten  Herr- 
schaft über  das  ä  ussere  Dasein,  nach  dem  Besitz  aller  gei- 
stigen und  sachlichen  Güter  .  .  .* 

Und  nun  wollen  wir  zeigen,  warum  erstens  Stein  von 
einem  solchen  Satze,  wie  wir  ihn  hierconstruiren,  nicht  ausgehen 
konnte  und  zweitens,  dass  in  seinen  weitem  Ausführungen  nichts- 
destoweniger eine  Masse  von  Beobachtungen  und  Bemerkungen 
zu  finden  ist,  welche  eine  solche  Correctur  seines  Satzes  auch 
von  seinem  Standpunkte  aus  vollkommen  rechtfertigen  würden. 

Was  nun  das  erstere  anbelangt,  so  ist  es  nicht  ohne  trif- 
tigen Grund,  wenn  Stein  dem  Naturrecht  und  der  abstracteu 
Rechtsphilosophie  das  Princip  des  Individualismus  entlehnt. 
Stein  braucht  jenen « Einzelnen  *,  jenes  abstracte  Individuum  um 
ebenso  wie  Naturrecht  und  Rechtsphilosophie  von  ihm  aus  erst 
zur  Gemeinschaft  zu  gelangen. 

0  An  einer  andern  SteUe  u.  z.  1.  c.  S.  LXXXIII  sagt  auch  Stein 
»da  die  Bestimmung  des  Menschen  überhaupt  die  Unterwerfung  der 
äussern  Natur  durch  seine  geistigen  Ejräfte  ist  ...  * 
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Diesen  Weg  vom  Einzelnen,  vom  Individuum  zur  „  Gresell- 
schaft"  glaubt  auch  Stein  sich  nicht  ersparen  zu  können;  und 
dennoch  ist  derselbe  ganz  überflüssig.  So  wie  man  nie  und  nir- 
gends in  der  Wirklichkeit  den  isolirten  Menschen  findet,  wie  man 
den  Menschen  vielmehr  immer  und  überall  n  u  r  in  syngenetischen 
Gremeinschaften  antrifil  (s.  oben  I  §  24.)  ebenso  braucht  eine  philo- 
sophische Betrachtung  der  Anfänge  des  Staates  keineswegs  von 
einen»  fictiven  Einzelnen,  von  einem  fictiven  Individuum  zu 
beginnen,  sondern  sie  kann  mit  gutem  Recht  von  der  Horde  oder 
dem  Stamme  als  erster  und  ursprünglicher  natürlich  er  That- 
sache  anfangen  und  von  da  aus  mittelst  der  Herrschaft  der  einen 
Gruppe  oder  Gremeinschaft  über  die  andere  sich  auf  die  klarste 
Weise  die  Entstehung  des  Staates  und  der  Staaten  erklären. 
Statt  dessen  aber  wandelt  Stein  den  alten  ausgetretenen  natur- 
rechtlichen Weg  der  vom  Einzelnen,  mittelst  der  Einsicht 
desselben  und  dessen  freien  Entschlusses  zur  Gresellschafb 
flihrt  Diese  Ausführung  Stein*s  ist  wi  rklich  höchst  naturrecht- 
lich, wenn  wir  nicht  sagen  wollen:  trivial.  Man  höre  nur: 
» . . .  .  Aber  zugleich  ist  jeder  Einzelne,  für  sich  betrachtet  ein 
unendlich  beschränktes  Wesen.  Seine  Kraft,  seine  Kenntnisse, 
ja  seine  Zeit  reichen  kaum  über  das  Nächste  hinaus,  nicht  ein- 
mal dazu  ist  er  fähig  alle  Genüsse  zu  geniessen,  die  das  kurze 
Leben  bieteft;  viel  weniger  dazu,  alle  Arbeit  zu  thun,  die  jene 
voraussetzen .... 

.  .  .  Jene  Begrenztheit  der  Einzelkraft  und  des  Einzellebens 
wird  zunächst  aufgehoben  in  der  unbeschränkten  Vielheit  der 
Menschen,  die  für  die  Erreichung  des  Zieles  der  Menschen  eine 
unbegrenzte  Kraft  und  eine  unbeschränkte  Zeit  bietet.  '^  Jene 
Vielheit  aber  die  :^für  den  Einzelnen  da  ist*,  ist  die  „Gemein- 
seßhaft  der  Menschen*  ^). 

Haben  wir  auf  diese  Weise  die  individualistische  und  ato- 
mistische,  dem  Naturrecht  und  der  abstracten  Rechtsphilosophie 
entlehnte  Basis  der  Stein*schen  Gesellschaftslehre  kennen  gelernt, 
so  wollen  wir  nun  zu  unserem  „  zweitens*  übergehen,  zur  Dar- 
stellung deijenigen  Ansichten  und  Ideen  Steins  über  Staat  und 

*)  1.  c.  XIV. 
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Gresellschaft  in  denen  er  selbststandig  und  originell  seine  eignen 
Bahnen  wandelt  und  dem  Erkenntniss  des  syngenetischen  Prin- 
zips des  Staats-  nnd  Gresellschaftslebens  sehr  nahe  kommt. 

§  17. 
Stein*8  Gesellschaftsbegriff. 

Vor  allem  nun  muss  hier  das  in  Betracht  kommen,  was 
unstreitig  das  grosse  Verdienst  Stein's  ist:  der  Einblick  und  die 
Erkenntniss  der  factischen  „  gesellschaftlichen  "  Zusammenhänge, 
die  dem  Staats-  und  Volksleben  zu  Grunde  liegen.  Freilich  sieht 
Stein  die  erste  Ursache  dieser  Zusammenhange  vorwi^end  in 
wirthschafblichen,  öconomischen  Verhältnissen  und  sclkeint  den 
Geschlechterzusammenhang,  den  er  keineswegs  übersieht,  erst  als 
Folge  jener  wirthschaftlichen  Zusammenhänge  und  als  Erfolg 
wirthschaftlicher  Action  aufzufassen. 

Der  Ausgangspunkt  Steins  auf  diesem  Gebiete  ist  nun,  dass 
a  das  Leben  jedes  Einzelnen  in  der  Erarbeitung  der  Güter  be- 
stehe *  (1.  c.  XVn).  Hier  bedient  sich  Stein  auf  wirthschaft- 
lichera  Gebiete  eines  ganz  analogen  üeberganges,  wie  wir  das 
oben  bei  ihm  gesehen  haben.  „  Allein  in  dieser  Gütererarbeitung  oder 
Ergänzung  zeigt  sich  die  grosse  Beschränkung  des  Einzelnen  am 
Deutlichsten.  Kein  Einzelner  ist  allein  im  Stande,  Güter  zu 
erwerben,  die  ihm  genügen Die  Bestimmung  des  Men- 
schen, meint  nun  Stein,  zwingt  daher  auch  die  Arbeit  der 
Menschen  zur  ]^]inheit.**  Diese  »Einheit  des  Güterlebens*  be- 
zeichnet man  ganz  einfach  als  die  „Volkswirthschaft". 
Stein  setzt  nun  auseinander,  wie  diese  „Einheit  des  Güterlebens" 
nothwendigerweise  eine  „organische"  sein  muss,  wie  sie  zu  einer 
„  Ordnung  des  Güterlebens "  zu  einem  „  Organismus  der  Güter- 
bewegung** wird. 

„  Indem  nun,  fahrt  er  fort,  das  Individuum  mit  seiner  Lebens- 
thätigkeit  eine  bestimmte  Aufgabe  hat,  tritt  es  durch  die- 
selbe fast  unwiderruflich  an  einer  ganz  bestimm- 
ten Stelle  in  diesen  Organismus  hinein;  und  diese 
Stelle  kann  es  nicht  wieder  verlassen.  So  wird, 
schliesst    Stein,  .  .  .    der    Organismus    der  Güterbe- 
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wegung  zur  Ordnnng  der  menschlichen  Gremein- 
schaft«  (1.  aXXII). 

Nachdem  aber  ,  jeder  Einzelne  von  dem  Erwerb  der  Güter 
in  seiner  persönlichen  Entwick lang  abhängig  ist"  und  »nach  dem 
Gresetze  der  Güterbewegung  stets  ein  Theil  und  Glied  derselben 
die  Voraussetzung  für  den  andern  ist"  so  folgt  daraus,  dass 
dasselbeGesetz  der  Güterbewegung  ^auch  jeden  Ein- 
zeln en  in  seinem  Güterleben  und  also  auch  in  seiner  Entwick- 
lung von  demjenigen  abhängig  macht,  was  die  Voraus- 
setzung seines  Erwerbes  durch  seine  Lebensthätigkeit 
bildet*  Auf  diese  Weise  „wird  durch  jenes  Gesetz  die  eine 
Persönlichkeit  abhängig  von  der  andern"  und  ,,  jene  Ordnung  der 
menschlichen  Gremeinschafb",  die  eine  nothwendige  Folge  der  Na- 
tur des  G^terlebens  und  der  Güterbewegung  ist,  erzeugt  ihrerseits 
eine  «  Ordnung  der  Abhängigkeit  der  einen  von  den  andern  in  der 
menschlichen  GremeinschafL "  Diese  Ordnung  der  Abhängigkeit 
aber  ist  ,im  Wesentlichen  stetsund  unabänderlich 
dieOrdnung  der  Abhängigkeit  derer,  welche  nicht 
besitzen  von  denen,  welche  besitzen." 

Das  ist  das  so  einfach  scheinende,  vor  unsem  Augen  im 
täglichen  Leben  ohne  ünterlass  sich  bewahrheitende  Gesetz, 
dessen  Erkenntniss  uns  aber  dennoch  erst  durch  Stein  so  nahe 
gerückt  wurde.  Mit  der  Formulirung  dieses  in  seiner  Einfach- 
heit so  grossartigen  Gesetzes  hat  Stein  der  Staatswissenschaft, 
die  demselben  bis  dahin  verschlossen  gewesene  Pforte  der  G  e  s  e  1 1- 
schaftslehre  geöABaet;  die  Bahn  zu  weitem  wichtigen  Beob- 
achtungen auf  diesem  Gebiete  freigemacht. 

Dabei  blieb  aber  Stein  nicht  stehen.  Er  selbst  schritt  auf 
der  so  frei  gemachten  Bahn  noch  bis  zu  einer  wichtigen  Er- 
kenntniss vor,  von  der  aus  es  nur  noch  eines  Schrittes  bedarf  zur 
vollen  Erkenntniss  des  Prinzips  des  Syngenismus.  An  der  Pforte 
der  G^sellschaftslehre,  indem  er  seinen  Blick  auf  die  „  Ordnung 
der  Abhängigkeit  derer,  welche  nicht  besitzen  von  denen,  welche 
besitzen"  richtete,  musste  eine  Erscheinung  die  volle  Auf- 
n)erksamkeit  des  Denkers  fesseln,  des  Forschers  höchste  Greistes- 
kraft  herausfordern.  Die  ,,  Ordnung  der  Abhängigkeit  derer, 
welche  nicht  besitzen,  von  denen,  welche  besitzen  "  bot  ihm,  auch 
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nur  bei  der  flüchtigsten  Betrachtung,  immer  mehr  aber  bei  einge- 
hender, den  Anblick  einer  Stabilität  und  zwar  einer  über 
Generationen  hinaus  sich  erhaltenden  Stabilität 

Diese  Erscheinung  musste  aufgeklärt  werden«  Dass  das 
Individuum  „  mit  seiner  Lebensthätigkeit  fast  unwidenroflich  an 
einer  ganz  bestimmten  Stelle  <*  in  die  Ordnung  der  Gremeinschaft 
eintritt  und  dass  es  „  diese  Stelle  nicht  wieder  verlassen  kimn* 
das  hat  uns  Stein  schon  oben  nachgewiesen.  Bei  dem  AnblidL 
aber  dieser  sonderbaren,  über  Grenerationen  sich  erstreckenden 
Stabilität  der  Abhängigkeitsordnung  der  Nichtbesitzenden  von 
den  Besitzenden  drängt  sich  ihm  folgende  weitere  Frage  aof: 
« Ist  nicht,  wenn  dann  auch  die  einmal  gefundene  Stellung  das 
ganze  äussere  Leben  der  Persönlichkeit  bedingt,  wenigstois  die 
Wahl  dieser  Stellung  eine  freie?  und  wenn  dann  auch 
jene  Ordnung  eine  feste  und  fär  die  Willkühr  unverrückbare  ist, 
weil  sie  aus  den  Elementen  des  Besitzes  und  der  Arbeit  hervor- 
geht,  die  mit  ihrer  Natur  und  mit  ihrem  Umfang  weit  über  den 
Einzelnen  hinausgreifen,  ist  dann  nicht  wenigstens  der  Einzelne 
befähigt,  für  seine  Persönlichheit  sich  in  dieser  Ordnung  dahin 
zu  stellen,  wohin  Lust  und  Individualität  ihn  treiben  ?  • 

Diese  Fragen  machen  fast  einen  wehmüthigen  Eindruck  und 
sie  sind  doppelt  ergreifend,  wenn  man  bedenkt,  dass  der  Denker, 
der  sie  sich  gestellt  hat,  noch  theilweise  behaftet  ist,  mit  dem 
verhängnissvollen  Erbe  des  Naturrechts  und  der  Rechtsphilo- 
sophie, mit  der  Vorstellung  von  dem  freien  Individuum,  von  dem 
Einzelnen,  den  ein  Herrschaftsdrang  beseelt,  dass  er  von  dem 
„  Begriff  der  Persönlichkeit "  ausgegangen  ist,  von  jenem  „  persön- 
lichen Leben,  das  sich  von  dem  unpersönlichen  oder  natürlichen 
Leben  dadurch  unterscheidet  *,  dass  es„einselbstbestimm- 
tes"  ist.  Und  nun  gelangt  er  angesichts  der  Stabilität  der  Abhän- 
gigkeitsordnung zu  diesen  Fragen,  die  den  fürchterlichsten  Zweifel 
enthalten  an  der  Wahrheit  jener  Ausgangspunkte.  Und  welche 
Antwort  weiss  ersieh  da  zu  ertheilen?  Ist  der  »Einzelne*  be- 
fähigt, sich  für  seine  „Persönlichkeit"  in  dieser  Ordnung 
dahin  zustellen, „wo ihnLustundlndividualität  treiben?" 

„Nein*  lautet  die  Antwort.  Es  liegt  in  ihr  ein  tragischer 
Ernst  und  ebenso  in  der  Begründung,  die  ihr  Stein  folgen  lässt; 
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^Mitten  in  jener  Ordnung  besteht  noch  eine  andere  Macht, 
deren  Bestimmung  man  bisher  fast  allein  im  Grebiete  der  Moral 
und  des  Rechts  gesucht  hat,  und  die  demnach  gerade  im  Leben 
der  Gremeinschafb  nicht  mehr  das  einzelne  Individuum, 
sondern  die  ganzen  Geschlechter  an  die  einmal  einge- 
nommene Stellung  in  jener  Ordnung  fesselt ''  ^  Diese  Macht,- 
meint  Stein,  ist  die  Familie.**  Wir  werden  später  sehen,  dass 
Stdn  damit  die  wahre  Sachlage  noch  nicht  ganz  klar  ausgedrückt 
hat,  wollen  aber  vor  der  Hand  seine,  jedenfalls  eine  grosse  Wahr- 
heit enthaltende  Begründung  dieser  Behauptung  anhören.  „  Die 
Familie  erzieht  die  Kinder;  und  da  die  Stellung  der  Familie 
durch  die  des  Mannes  gegeben  ist,  so  giebt  jene  den  Kindern  die 
Erziehung,  welche  durch  die  Stellung  des  FamilienhanpteB  mög- 
lich, wir  möchten  sagen,  natürlich  wird.  Die  Voraussetzungen 
iür  die  Erreichung  eines  Platzes  in  jener  Ordnung  der  Gremein- 
schafb müssen  dem  Einzelnen  durch  die  Familie  gegeben  werden.** 
Mit  obiger  verneinenden  Antwort  nun  und  ihrer  Begrün- 
dung hat  Stein  eigentlich  das  Band  zerrissen,  das  ihn  an  Natur- 
recht und  idealistische  Rechtsphilosophie  knüpfte;  die  Grund- 
lagen, die  ihm  diese  boten :  Individualismus,  Freiheit,  Persönlich- 
keit, alles  das  ist  jetzt  unter  seinen  Füssen  verschwunden.  Mit 
d^  Annahme  jener,  den  Einzelnen  beherrschenden  und  bestim- 
menden festen  Ordnung  der  Gemeinschaft  ist  er  all 
jenen  Grundsätzen  des  Naturrechts  und  der  abstracten  Rechts- 
philosophie, zu  denen  er  sich  in  den  einleitenden  Sätzen  noch  be- 
kannte, plötzlich  untreu  geworden.  Und  das  wollen  wir  ihm  als 
sein  grosses  Verdienst  anrechnen  und  desshalb  nicht  mehr  mit 
ihm  rechten,  dass  er  hier,  auf  diesem  Punkte  angelangt,  auf 
halbem  Wege  stehen  blieb  und  das  Prinzip  des  Indivi- 
dualismus aufgebend  und  verlassend  zum  Prinzip  des 
Syngenismus  nicht  vorgedrungen  ist.  Wir  wollen  uns  be- 
gnügen nachzuweisen,  auf  welche  Weise  und  in  wie  weit  er  die- 
sem letztem  Prinzip,  welches  zu  entwickeln  wir  in  Folgendem 
(§  18)  versuchen  wollen,  vorgearbeitet  hat,  um  dann  die  Art  und 
Weise  zu  beleuchten,  wie  Stein  zwischen  diesen  zwei  Prinzipien 
sich  hindurchzuwinden  und  dieselben  mit  einander  zu  versöhnen 
sucht   (§  19). 

OnmplowioB,  BeehtntMit.  ^  11 
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§18. 
Individualismas  und  Syngenismus. 

Fassen  wir  nun  die  bisherigen  Untersuchungen  Steines  zu- 
sammen. Nachdem  er  den  bestimmenden  Einfluss  d^  wirth- 
schaftlichen  Arbeit  anf  den  Einzeken  erkannte,  stellte  er  aodami 
anch  noch  den  zweiten  bestimmenden  Einfluss  fest,  der  den  ESo- 
zelnen  sozusagen  an  seine  wirthschafbliohe  Scholle  in  der  Ge- 
meinschaft bindet,  d.  i.  die  Familie.  Nun  bestimmt  aber  die 
wirthschaftliche  Stellung  die  Abhängigkeit  der  Mnen  von 
den  Andern,  d.  h.  die  politische  Stellung  des  ESnzelnai,  mil 
somit  stellt  sich  die  Kette  der  Verursachungen,  wenn  wir  von  der 
Familie  anfingen,  folgendermaassen  dar:  die  Familie  bestimmt 
die  wirthschaftliche  Stellung,  die  wirthschaftliche Stellni^ 
bestimmt  die  Abhängigkeitsverhältnisse,  d.  h.* die  politische 
Stellung,  demnach  bestimmt  die  Familienangehörigkeit 
die  wirthschaftliche  und  politische  Stellung  des 
Einzelnen. 

Gehen  wir  nun  einen  Schritt  weiter  und  fragen,  was  be- 
stimmt denn  die  Stellung  der  Familie  in  der  wirthschaftliohen 
Gemeinschaft?  Es  ist  weht  schwer  auch  bei  Stein  die  Ant- 
wort auf  diese  Frage  zu  finden.  »Die  Familien,  welche 
der  Klasse  angehören,  sagt  er  an  einer  spätem  Stelle 
(l.  c.  LVII),  übertragen  ihre  sociale  Stellung  an  ihre 
Nachkommen;  in  aller  Gesellschaft  ist  die  Geburt  die  Thatsache^ 
welche  die  Familienglieder  an  die  Klasse  knüpft.*  So- 
mit ist  denn  die  obige  Kette  von  Verursachungen  um  ein  wichti- 
ges Vorderglied  ergänzt;  vor  der  Familie  kommt  die  Klasse. 
Nach  dieser  Ergänzung  wird  nun  unsere  obige  Reihe  von  Folge- 
rungen sich  einfach  dahin  resumiren  lassen,  dass  es  die  Klasse 
als  die  Geschlechtsgemeinschaft,  als  die  syngenetische  Gruppe, 
wie  wir  es  nennen,  ist,  die  über  die  politische  Stellung  des  Hn- 
zelnen  in  der  „Ordnung  der  Gemeinschaft**  entscheidet,  die  diese 
Stellurg  des  Einzelnen  bestimmt.  IMnnern  wir  uns  nun,  dass 
die  Klasse  nichts  anderes  ist  als  eine  der  vielen  Formen,  in 
denen  sich  das  Prinzip  des  Syngenismus  ausdrückt;  eine  momen- 
tane Phase  der  Entwicklung,  die  von  der  Horde  und  dem  Stamme, 
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durch  die  Kajste,  zum  Stand  nnd  zur  Klasse  verläuft:  so  sehen 
wir,  wie  Stein  mit  seinem  obigen  Ausspruch  von  der  Klasse, 
die  der  Familie  «ihre  sociale  Stellung **  anweist,  ohne  die 
Sache  beim  Namen  zu  nennen,  die  allgewaltige  Wirksamkeit  des 
Prinzips  des  Syngenismus  in  der  »Ordnung  der  Gemein- 
schaft" anerkennt  Freilich  hält  Stein  immer  daran  fest,  dass 
die  erste  Ursache,  die  auch  der  Klasse  ihre  Stellung  anwies, 
die  die  eine  Klasse  iiber  die  andere  setzt,  eine  w irth schaft- 
lich e  war.  Denn  nur  nachdem  einmal  die  Gütervertheilung 
geordnet  ist,  nachdem  einmal  die  »  wirthschafbliche  Ordnung 
der  Gfemeinschaft''  erfolgte,  ist  über  den  Besitzlosen  der  Stab 
gebrochen.  „  Wer  kein  Kapital  hat,  kann  zu  keinem  gelangen. 
So  wird  aus  der  besitzenden  und  nichtbesitzenden  Klasse  ein 
besitzender  und  nichthesitzender  Stand ;  Besitz  und  Besitzlosig- 
keit fixiren  sich  in  den  Geschlechtern  und  die  Ordnung  der  Ge- 
sellschaft wird  zu  einer  festen  und  abgeschlossenen  •*  (1.  c.  CIII). 
Wir  brauchen  es  nicht  noch  zu  wiederholen,  dass  wir  hier 
anderer  Ansicht  sind.  Wir  sehen  das  wirthschafbliche  Moment 
keineswegs  mit  Stein  als  das  prius,  als  die  erste  bewegende 
Ejraft,  die  diese  ganze  Entwicklung  in's  Rollen  bringt,  an.  Uns 
scheint  vielmehr  die  Thatsache  der  politischen  Beherrsch- 
ung und  Herrschaftsübung  der  einen  syngenetischen  Gruppe 
über  die  andere,  das  erste  Glied  dieser  Kette  von  Verur- 
sachungen zu  sein;  erst  diese  Thatsache  erzeugt  unseres  £r- 
achtens  die  wirthschaft liehe  Stellung  der  einzelnen  synge- 
netischen Gruppen  und  damit  ist  das  Schicksal  der  weitem  Ent- 
wicklung nun  schon  ganz  nach  den  Gesetzen,  die  Stein  aufge- 
stellt, gegeben.  Fragt  man  uns  aber  über  das  prius  dieser  Herr- 
sdiaft,über  die  Ursache  derselben,  so  haben  wir  darauf  oft  schon 
die  Antwort  ertheilt:  Die  Macht  ist's,  die  die  Herrschaft  giebt, 
und  zwar  nicht  die  spätere  durch  Herrschaft  und  Wirthschaft 
potenzirte  Macht,  sondern  die  ursprüngliche  Ueberlegenheit  der 
einen  syngenetischen  Gruppe  über  die  andere.  Woher  aber  diese 
9  ursprüngliche  Ueberlegenheit  **  komme  —  darüber  frage  man  bei 
der  Naturwissenschaft  an,  vielleicht  dass  diese  einst 
darauf  wird  Antwort  geben  können. 
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§  19. 
Staat  und  Gesellschaft 

Wir  sehen  nun,  in  wie  weit  Stein  vom  Prinzip  des  Indivi- 
dualismus ausgehend,  dem  von  ihm  noch  nicht  klar  ansgesproche- 
nen  Prinzip  des  Syngenismus  sich  näherte  und  demselben,  wenn 
auch  unbewusst,  vorarbeitete. 

Aber  Stein  hat  jenes  erste  Prinzip,  den  Individualismus 
nicht  aufgegeben,  trotzdem  seinem  Scharfblicke  und  seiner  ge- 
nialen Intuition  auf  dem  Gebiete  der  wirthschaftlichen  „  Ordnung 
der  Gemeinschaft*  Etwas  entgegentritt  das  jenes  Prinzip  oflkn- 
bar  Lügen  strafte.  Vom  Prinzip  des  Individualismus,  von  der 
freien  Persönlichkeit  ausgehend,  gelangte  Stein  auf  wirth- 
schaftlichem  und  politischem  Gebiete  („Ordnung  der 
Abhängigkeit  der  Einen  von  den  Andern  *)  zu  Erscheinungen, 
die  jede  Freiheit  der  Persönlichkeit  ausschliessen,  die  die  ent- 
schiedene Negation  des  Prinzips  des  Individualismus  sind. 

Wie  hilft  sich  nun  Stein  aus  diesem  Dilemma?  Wir  er- 
wähnten es  schon.  Stein  will  diese  Gegensätze  versöhnen,  er  ^11 
die  Existenz  dieser  beiden  Prinzipien  beweisen,  ihre  beider- 
seitige Wirksamkeit,  ihr  gegenseitiges  Verhältciss  erklären,  ihren 
Kampf  untereinander  darstellen.  Er  nennt-  diese  beiden  Prin- 
zipien, das  der  Freiheit  und  das  der  Unfreiheit,  lässt  das 
erstere  durch  den  Staat,  das  letztere  durch  die  G e s e  1 1  s  ch  a f  t 
repräsentirt  sein  und  proclamirt  daher  auch  das  erstere  zum 
„Prinzip  des  Staates"  das  letztere  zum  „Prinzip  der 
Gesellschaft".  Die  Darstellung  nun  dieses  Gegensatzes  von 
Staat  und  Gesellschaft,  ihrer  entgegengesetzten  P r in cipien,  der 
„Bewegung"  derselben,  ihres  Kampfes  miteinander,  ist  der 
Kern  der  Stein'schen  Staatslehre,  die  wir  uns  noch  etwas  näher 
ansehen  wollen. 

Wie  nun  schon  erwähnt,  lässt  Stein  das  Prinzip  der  Frei- 
heit sich  im  Staate,  das  der  Unfreiheit  sich  in  der  Gesellschaft 
verkörpern  Demgemäss  erklärt  er  den  Staat  als  die  Gemein- 
schaft der  freien  Persönlichkeiten  die  „  fflr  die  Persönlichkeiten 
vorhanden,  Persönlichkeiten  umfassend",  die  in  Folge  dessen 
„  selber  ein  persönliches  Leben ",  daher  auch  „  ein  die  wesentlichen 
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Bedingungen  der  Persönlichkeit  in  sich  tragendes  Leben  **  ist  d.  h. 
eine  mit  einem  , selbstständigen  Willen^  ausgestattete 
^ selbststandige  Einheit*. 

Diese  Merkmale  zusammenfassend,  nennt  Stein  den  Staat 
a  die  als  -Wille  und  That  in  ihrer  Persönlichkeit  auftretende  Ge- 
meinschaft der  Menschen  •  (1.  c  XV)  »  die  zur  persönlichen  BSnheit 
erhobene  Gremeinschaft  des  Willens  aller  ßnzelnen*  (XXXIV) 
oder  noch  kürzer  den  „persönlichen  Organismus  des 
allgemeinen  Willens*  (1.  a  XXX),  welche  letztere  Defi- 
nition durch  seine  eigenen  Worte  näher  dahin  erklärt  werden 
kann,  dass  ,  die  Gremeinschaft  der  Menschen  in  der  Persönlich- 
keit des  Staates  die  organische  Einheit  ihres  Willens  findet* 

(xxvni). 

Im  Gregensatz  zu  dem  »die  Persönlichkeit  und  das 
Selbstbestimmende* repräsentirenden Staat, erklärt  sodann 
Stein  jene  andere  , organische  Einheit  des  menschlichen  Le- 
bens die  durch  die  Vertheilung  der  Güter  bedingt, 
durch  den  Organismus  der  Arbeit  geregelt,  durch  das 
System  der  Bedilrfniss^e  in  Bewegung  gesetzt  uad  durch 
die  Familie  und  ihr  Recht  an  bestimmte  Greschlechter  dau- 
ernd gebunden*  ist,  für  die  „menschliche  Gesell- 
schaft*. 

Dem  Staat  als  dem  „Persönlichen*  und  „Selbstbestim- 
menden*, setzt  Stein  in  der  Gresellschaft  „das  Nichtpersönliche* 
entgegen  „das,  was  seinen  Organismus  und  seine  Bewegung  nicht 
vom  allgemeinen  Willen  empfUngt  und  demnach  eine  allgemeine 
und  feste  Ordnung  der  Gemeinschaft  der  Menschen  aufstellt  auf 
der  Basis  der  natürlichen  Lebenselemente  *  (XXXI).  Wäh- 
rend „das  Prinzip  des  Staats  die  Erhebung  aller  Einzelnen 
zur  vollsten  Freiheit,  zur  vollsten  persönlichen  Entwicklung  ist  *, 
ist  dagegen  „das  Prinzip  der  Gesellschaft  die  Unterwerfung 
der  Einzelnen  unter  die  andern  Einzelnen  die  Vollendung  des  Ein- 
zelnen durch  die  Abhängigkeit  des  Andern  *  (XLIII). 

Aus  dem  Umstände  nun,  dass  Staat  und  Gesellschaft  ihrem 
innersten  Wesen  nach  nicht  blos  „  zwei  verschiedene  Grestaltungen 
des  menschlichen  Daseins*  spndern  überhaupt  „die  beiden  Le- 
benselemente aller  menschlichen  Gremeinschaft*  bilden  und  da 
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,  das  Wesen  des  Lebens  ein  beständiges  Ringen  des  persönlichen, 
selbstbestimmten  Elementes  mit  dem  anpersönlichen,  demNatOr- 
lichen  enthält''  ergiebt  sich  für  Stein  die  Conseqnenz,  dass  «der 
Inhalt  des  Lebens  der  menschlichen  Gremeinschaft  ein  bestän- 
diger Kampf  des  Staates  mit  der  Gesellschaft,  der 
Gresellschaft  mit  dem  Staate  sein  mnss*  (XXXI)  da  doch  anch 
„  das  Princip  des  Staates  mit  dem  Prinzip  der  Gresellschaft  in 
directem  Widerspruch  steht*  (XIHI). 

Die  dialektische  und  deductive  Methode,  nach  der  Stein 
seine  Gedanken  entwickelt,  bringt  es  mit  sich,  dass  er  vor  jeder 
neuen  Gredankenreihe  irgend  einen  abstrakten  Satz  hinstellt,  der 
eigentlich  gar  nichts  besagt,  gar  keine  reelle  and  po- 
sitive Bedeutung  hat  und  nur  dazu  da  ist  um  eine  formale 
Basis  für  eine  folgende  Gredanken-Entwicklung  abzngeben. 

So  hat  Stein  ganz  am  Anfange  der  hier  betrachteten  Aus- 
führungen, als  er  sich  anschickte,  den  „Begriff  der  Gesellschaft* 
aus  dem  „  unbesiegbaren  Drang  (des  Einzelnen)  nach  Herrschaft* 
zu  entwickeln  (XIII)  den  Satz  vorangestellt :  »Der  grösste  Wider- 
spruch den  die  irdischen  Dinge  enthalten,  ist  der  zwischen  dem 
Einzelneu  Menschen  und  seiner  Bestimmung*.  Diese  Worte 
haben  im  Grunde  gar  keine  Bedeutung;  sie  besagen  rein  gar  nichts. 
Denn  da  wir  über  die  B  e  s  t  i  m  m  u  n  g  des  Menschen  weder  etwas 
wissen,  noch  wissen  können,  so  können  wir  alles  Mögliche  und 
Unmögliche  in  der  Welt,  ganz  nach  unserm  Belieben  als  einen 
„  Widerspruch  *  gegen  diese  „  Bestimmung  *  setzen.  Aber  gerade 
diese  Eigenschaft  des  Wortes  „Bestimmung*  des  Menschen, 
dieser  Mangel  jeder  Bedeutung  und  daher  die  Möglichkeit  unter 
dem  „Widerspruch*  dieser  „Bestimmung*  alles  Beliebige  zu 
substituiren :  giebt  diesem  Satze  diejenige  formale  Brauchbar- 
keit, um  die  es  Stein  bei  seiner  deductiven  und  dialectischen 
Methode  zu  thun  ist.  Möge  der  Satz  an  und  für  sich  ein  reiner 
Widersinn  sein,  wenn  er  sich  nur  als  provisorische  StaflFel  zum 
weitem  deductiven  und  dialectischen  Aufbau  gebrauchen  lässt, 
dann  hat  er  seine  Aufgabe  glänzend  erfüllt. 

Ganz  des  gleichen  dialectischen  Manövers  nun  —  wir  ge- 
brauchen den  Ausdruck  keineswegs  in  schlechtem  Sinne,  da  es 
sich  hier  doch  um  eine  ganz   unbewusste  Reflexbewegung  der 


n.  I  la  Staat  und  Ctofellfoliafi  167 

deduGtiven  Methode  handelt  —  bedient  sich  Stein  auch 
hier,  wo  er  moh  anschickt,  uns  den  angekündigten  Kampf  dieser 
zwei ,  Gegensfttze  *,  des  Staats  and  der  Gresellsctiaft  zu  zeichnen. 
Der  Satz,  den  er  hier  voranstellt,  lautet  folg^ulennassen :  '^Eß 
ist  das  Wesen  eines  jeden,  zur  Einheit  verbundenen  Gegensatzes, 
dass  jeder  Theil  sich  durch  seine  eigene  Macht  zur  Herrschaft 
über  den  andern  zu  erfaehen  sucht*. 

Diese  Worte  haben  an  und  für  sich  gar  keine  Bedeutung, 
sie  besagen  nichts,  aus  der  einfachen  Ursache,  dass  das  Sub- 
ject  dieses  Satzes  ,  ein  zur  Einheit  erhobener  Gegensatz  *  gar  kein 
realer  Begriff  ist;  man  kann  sich  darunter  alles  Mögliche  in  der 
Welt  denken,  alle  möglichen  ,,zur  üSnheit  verbundenen  Gregen- 
sätze*.  Nun  wird  doch  Niemand  so  niuv  sein,  zu  glauben,  dass 
dieser  Ausspruch,  den  hier  Stein  in  deutlicher  Vorbereitung  des 
von  ihm  weiter  Vorzubringenden  thut,  auf  alle  diese  möglichen 
.zur  Einheit  verbundenen  Gregensätze*  passt  Dieser  ganze 
Stein*sche  Vordersatz  ist  einfach  nichts  anderes  als  eine  for- 
male'Satzbildung  die  eine  folgende  Gredankenreihe  einzuleiten 
hat;  dies^  Vordersatz  selbst  hat  gar  keine  reale  Bedeutung  und 
könnte  vch*  eine  beliebige  Gedankenreihe  in  einer  beliebig  ver- 
änderten Wort-Kombination  vorangestellt  werden.  Er  würde  z.  B. 
an  realer  Bedeutung  nicht  mn  ein  jota  verlieren,  wenn  er  also 
lautete :  ,  Es  ist  das  Wesen  eines  jeden  zur  Einheit  verbundenen 
Gegensatzes,  dass  jeder  Theil  sich  so  viel  als  möglich  dem  andern 
zu  asnmiliren  sucht*.  Es  ist  das  anscheinend  das  gerade  Ent- 
gegengesetzte des  Stein*schen  Vordersatzes:  darf  aber  gewiss  eben 
so  viel  oder  eben  so  wenig  auf  reale  Bedeutung  Ansprach  machen 
als  jener. 

Kehren  wir  nun  nach  diesem  kleinen  methodologischen 
Abstecher  zu  Stein's,  mittelst  obigen  Satzes  eingeleiteten  Dar- 
stellung des  Kampfes  zwischen  Staat  und  Gresellschaft  zurück. 
Den  Umstand,  dass  Staat  und  Gresellschaft  im  Gregensatze 
stehe,  d  e  d  u ci  r  t  Stein  aus  obigem  Vordersatze  über  das  „  Wesen 
des  zur  Einheit  verbundenen  Gegensatzes  *.  Nun,  die  Grundlage 
dieser  Deduction  ist,  wie  wir  sahen,  nicht  gerade  unerschütterlich 
und  sie  wird  ein  gewisses  Misstrauen  in  diesen  „  GegenslKtz  von 
Staat  und  Gresellsehaft*  und  was  Stein  daraus  folgert  nicht  an- 
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gerechtfertigt  erscheinen  lassen.  Wenn  wir  aber,  einmal  miss- 
trauisch  geworden,  nach  der  Realität  dieses  Gregensatzes  forschen 
so  entdecken  wir  bald,  dass  derselbe  in  der  Wirklichkeit  gar 
nicht  zu  finden  ist,  gar  nicht  existirt,  dass  es  nur  der  Gregensatz 
zwischen  idealistischerTäuschnng  und  rauher  Wirk- 
lichkeit ist,  den  Stein  in  dieser  Form  uns  darstellt  Dass  ihn 
der  Zwiespalt  zwischen  dem  idealen  Prinzip  der  Freiheit  und  Per- 
sönlichkeit und  der  r  e  a  1  e  n  Unfreiheit  und  Unpersönlichkeit  zn 
diesem  Gegensatze  von  Staat  und  Gresellschaft  brachte,^  sahen 
wir  schon ;  aber  überraschen  muss  es  uns  doch,  dass  St6in  uns 
selbst  ganz  unzweideutig  diesen  Gregensatz  als  einen  nur  zwischen 
Ideal  und  Wirklichkeit  existirenden  verräth.  „  Der  reine  B^riff 
des  Staates,  sagt  er  (XLY)  enthält  als  die  allgemeine  Persön- 
lichkeit, die  Vielheit  der  einzelnen  Persönlichkeiten  o  h  n  e  U  n  ter- 
scheidung.  In  allen  begrifflichen  Untersuchungen  ist  der  Ein- 
zelne dem  Staate  gegenüber  stets  als  dem  andern  gleich  und 
frei  gesetzt.  Allein  die  Gresammtheit  der  Angehörigen  eines 
Staates,  von  denen  jenes  Prinzip  der  Freiheit  gilt,  sind  eben  die- 
selben Persönlichkeiten,  welche  die  gesellschaftliche 
Ordnung  der  Gemeinschaft  bilden.  Nun  zeigen  die  Entwick- 
lung des  Begriffs  und  die  Darstellung  der  thatsächli- 
chenGesellschaft,  dass  diese  Vielheit  weder  als  eine  gleiche 
gedacht  werden  kann,  noch  dass  sie  eine  gleiche  ist.  Wir  sehen 
vielmehr  in  der  Gesellschaft  stets  als  ihr  allgemeinstes  und  un- 
abänderliches Verhältniss  eine  herrschende  und  eine  ab- 
hängige Klasse**. 

Was  bedeutet  nun  das  Alles  auf  gut  deutsch  ?  Nichts  an- 
deres als  dass  der  S  t  a  a  t,  den  sich  Stein,  nach  dem  Vorbild  des 
Naturrechts  und  der  abstracten  Rechtsphilosophie  inderldee 
construirte  auf  die  thatsächlichen  Verhältnisse  nicht 
passe;  dass  diese  letzteren  ganz  anders  gestaltet  sind;  dass  der 
Staat  in  der  Idee  aus  lauter  gleichen  und  freien  Einzelnen 
bestehend  gesetzt  wurde,  während  dem  er  in  der  Wirklichkeit 
aus  einer  „herrschenden  und  abhängigen  Klasse* 
besteht. 

Nachdem  aber  einmal  dieser  Unterschied  zwischen  Idee  und 
Wirklichheit  erkannt  ist,  nachdem  er  eingestanden  wird:  was 
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wäre  nun  das  Richtige?  Offenbar,  die  falsche  Idee  den  ,  remen 
B^riff*  fahren  zulassen,  ihn  aas  der  Wissenschaft,  die  sich  doch 
nur  mit  der  Wirklichkeit  und  nicht  mit  Phantomen  zu  befassen 
hat,  ein  fOr  allemal  zu  verbannen  und  sich  mit  dem  in  der  Wirk- 
lichkeit gegebenen  Staate  und  dessen  Bestandtheilen, 
mit  jener  ,  herrschenden  und  abhängigen  Klasse  ^  wie  das  Stein 
ausdrückt,  zu  beschäftigen.  Was  thut  aber  statt  dessen  Stein? 
Er  behandelt  jene  falsche  Idee  vom  Staate  als  etwas  Wirk- 
liches, nennt  zum  Unterschied  von  jenem  nur  in  der  Idee  existi- 
renden  Staate  den  wirklichen  Staat  mit  seiner  ,  herrschenden 
und  abhängigen  Klasse^  Gesellschaft  und  schildert  in  weit- 
läufigen Ausführungen  den  Kampf  jenes  nur  in  der  Idee  existi- 
renden  Staates  mit  dem  in  der  Wirklichkeit  existirenden  Staate 
den  er  (zur  besseren  Unterscheidung  der  Kämpfenden,  wie  man  das 
etwa  bei  militärischen  Manövern  thut)  „  Gresellschaft  ^  nennt. 

Das  ist  nun  das  Wesen  der  Stein'schen  Gegensätze:  Staat 
und  Gesellschaft;  das  ist  das  Wesen  seiner  Darstellung  des 
Kampfes  der  ^beiden  Lebenselemente  aller  menschlichen  Ge- 
meinschaft **  wie  er  (S.  XXI)  Staat  und  Gesellschaft  bezeichnet. 

§  20. 
Der  Kampf  zwischen  Staat  und  Gesellschaft. 

Fragen  wir  uns  nun,  welchen  Werth  haben  diese  Stein'schen 
Darstellungen  eines  eingebildeten  Kampfes,  zwischen  zwei  Geg- 
nern von  denen  einer  freilich  ein  leibhaftiges  Wesen,  der  andere 
aber  nur  ein  Gedankenschemen  ist?  Welchen  Wahrheitsgehalt 
bringt  der  Wissenschaft  eine  Gedankenarbeit,  die  mit  einem 
Ende  wohl  die  Erde  berührt  mit  dem  andern  aber  in  Wolken 
und  Nebel  verschwindet?  Auf  den  ersten  Blick  nun  könnte  es 
scheinen,  dass  jener  Werth  ein  sehr  problematischer,  dieser  Wahr- 
heitsgehalt gleich  null  sei.  Dem  ist  nicht  so.  Wir  werden  es 
sehen,  dass  alles,  was  sich  in  diesen  Darstellungen  Stein's  auf 
die  9  Gesellschaft "  und  ihre  Entwicklung  bezieht  einen  positiven 
und  reellen  wissenschaftlichen  Werth  hat;  es  beruht  das  Alles 
auf  solider  Grundlage  einer  scharfsinnigen  und  unbefangenen  Be- 
obachtung der  Wirklichkeit.     Was  aber  den  andern  Theil 
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dieser  Darstellungen  anbelangt  der  sich  anf  den  Staat  bezieht, 
so  hat  derselbe  wieder  unstreitig  einen  hohen  sittlichen  Werth, 
indem  er  alle  diePostulatezusammenfos8t,die  wir  vom  Stand- 
punkte unseres  heutigen  sittlichen  Bewusstseins  das  mn  Produkt 
unserer  Givilisation  ist,  an  den  Staat  oder  um  die  Stein'sche 
Terminologie  zu  gebrauchen  an  die, Gesellschaft*  zu  stellen  be- 
rechtigt sind.  Mit  andern  Worten,  Stein  stellt  uns  unter  dem 
Titel  »Gresellschaft*  den  wirklichen  Staat  dar,  wie  er  war 
und  wie  er  ist,  mit  seinem  ganzen  auf  den  Versohiedenheiten  des 
Besitzes  und  der  Macht  beruhenden  AbhängigkeitsverhältDissen 
oder  mit  einem  Worte  die  ganze  Organisation  der  Hemohaft  die 
uns  in  der  Wirklichkeit  im  Staate  entg^ntritt;  sodann  stellt 
uns  Stein  unter  dem  Titel,  Staat'  diese  in  der  Wirklichkeit  nicht 
existirende  ideale  Macht  dar,  von  der  er  wünscht,  dass  rie 
den  wirklichen  Staat,  den  Anforderungen  unseres  heutigen  rittli- 
chen Bewusstseins  gemäss  umforme  und  umgestalte. 

Der  Kampf  aber,  den  uns  Stein  darstellt,  zwischen  der 
„Gresellschaft'  die  der  Staat  ist  und  dem  , Staat*  der  kein 
Staat  ist,  sondern  eine  Idee,  dieser  Kampf  ist  nichts  anderes  als 
einfach  der  Gegensatz  zwischen  der  Wirklichkeit  und  dem  Ideal; 
es  ist  derselbe  Kampf  der  immer  und  überall,  wo  es  denkende 
und  fühlende  Menschen  giebt,  sich  abspielt  zwischen  dem  auf- 
strebenden menschlichen  G^ist  und  der  rauhen  Wirklichkeit ;  es 
ist  derselbe  Kampf  den  uns  die  Poesie  in  tausendfachen  Formen 
und  Bildern  immer  vorführt  und  vorführen  wird  —  der  Kampf 
des  Menschen  in  der  hohem  und  wahren  Bedeutung  dieses 
Wortes  gegen  die  Natur.  Dass  dem  nun  so  ist,  wollen  wir  an 
den  Einzelnheiten  der  Stein'schen  Darstellung  noch  näher  nach- 
weisen. 

§  21. 

Stein's  Irrthümer. 

Diese  Einzelnheiten  enthalten,  wie  das  gar  nicht  anders  sem 
kann,  wenn  man  eine  fictive  Grösse  mit  in  die  Rechnung  zieht, 
viel  Irrthümliches.  li}in  solcher  Irrthum  ist  die  vollkommene 
Trennung  und  Gegeneinanderstellung  von  Staat  und  Gesellschaft 
und  zwar  so,  als  ob  sie  in  der  Wirklichkeit  zwei  selbständig  ein- 
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ander  entgegenstehende  Existenzen  wären.  Nun  kann  es  wohl, 
wenn  man  gerade  an  Haarspaltereien  Grefallen  findet,  eine  Tren- 
nung dieser  beiden  Begriffe  geben,  man  kann  sich  diese  beiden 
Begriffe  im  subjektiven  Denkprooesse  abgesondert  hinstellen :  in 
der  Wirklichkeit  aber  hat  es  nie  einen  Staat  ohne  Gresellschaft, 
oder  eine  G^sellsohafb  ohne  Staat  gegeben.   Denn  wenn  man  sich 
mit  Stein  unter,  Gresellschaft*  den  Inbegriff  von  ,  herrschenden  • 
und  , abhängigen*  Klassen  denken  soll  (»Wir  sehen  vielmehr 
in  der  Gresellschaft  stets  als  ihr  allgemeinstes  und  unabänder- 
liches  Yerhältniss   eine   herrschende   und   eine  abhängige 
Klasse'  heisst  es  bei  ihm  S.XLY)  so  ist  mit  seiner  Gresellschaft 
inmier  schon  gleich  die  h  e  r  r  s  c  h  e  n  d  e  und  die  abhängige  Klasse, 
also  die  Herrschaft,  und  deren  wenn  auch  primitivste  Organisa- 
tion, mithin  der  Staat  existent.   Dass  man  sich  aber  viceversa 
einen  Staat  ohne  Gresellschaft  in  der  Wirklichkeit  existirend  nicht 
denken  kann,  braucht  wohl  keines  Beweises.   Nun  geht  aber 
Stein  bei  seiner  Detailausföhrung  über  den  Kampf  von  Staat 
und  Gesellschaft  von  dem  offenbar  irrthümlichen  Ausgangspunkte 
aus,  als  ob  einmal  in  der  Wirklichkeit  ein  Zustand  vorhanden 
gewesen  wäre,  wo  der  Staat  eine  von  der  Gresellschaft  ganz  ab- 
gesonderte  Existenz  geführt  hätte.    Diese  Annahme  Stein*s  er- 
hellt aus  seinem  hier  folgenden  Raisonnement.   In  der  (aus  einer 
herrschenden  und  abhängigen  Klasse  bestehenden)  ,  Gresellschaft  * 
meint  er,  ist  «die  Lage  der  herrschenden  und  mächtigen  Klasse 
fOr  äch  betrachtet^  in  voller  Harmonie  mit  der  Staatsidee.  * 

,An  sich  muss  der  Staat  wünschen,  dass  diese 
Klasse  exi stire,  er  muss  sie,  weil  in  ihren  einzelnen  Mit- 
gliedern das  Ideal  der  äussern  Lage  der  Persönlichkeit  verwirk- 
licht ist,  schützen  und  erhalten. «  Stein  empfiehlt  da  dem  „  Staat  * 
die  „herrschende  Klasse«  zu  schützen  und  zu  erhalten?  Offen- 
bar denkt  er  dabei  auch  an  die  Möglichkeit,  dass  der  „Staat* 
diese  ,  herrschende  Klasse  *  unterdrücken  und  zu  Grunde  richten 
wollte  oder  könnte?  Mit  einem  Worte,  Stein  denkt  da  an  eine 
,  herrschende  Klasse",  die  vom  „Staat"  abhängig  und  beherrscht 
wird  und  empfiehlt  die  „herrschende  Klasse"  dem  Wohlwollen 
und  dCT  Rücksicht  des  „Staates?"  Darin  liegt  nicht  nur  ein 
grosser  irrthum,  sondern  auch  ein  logischer  Widerspruch.   Die 
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herrschende  Klasse  ist  ja  eben  der  entscheidende  Factor 
im  Staate;  wenn  mau  sie  auch  nicht  den  „Staaf  nemaen  will, 
was  nicht  sehr  gefehlt  wäre,  so  moss  man  sie  doch  die  ^  Staats- 
gewalt nennen  und  zwar  immer  die  wirkliche,  wenn  aach 
nicht  immer  die  formale  Staatsgewalt  Die  Fürsprache  also 
beim  Staate  zu  Gunsten  der  herrschenden  Klasse  ist  zum  minde- 
sten überflüssig  und  verräth  eine  grundfalsche  Anschauung  — 
denn  die  herrschende  Klasse  wird  doch  immer  und  überall,  vor 
allem  andern  sich  selbst  —  sie  ist  die  Staatsgewalt  —  „  erhal- 
ten und  schützen 'S  nicht  deswegen,  weil  ihre  Mitglieder  nach 
Stein  „das  Ideal  der  Persönlichkeit'*  repräsentiren,  sondern  dess- 
wegen,  weil  keine  Klasse  je  sich  selbst  preisgiebt,  die  Herr- 
schalt, die  sie  besitzt,  auf;^iebt,  weil  alle  und  jede  Klasse  vor 
allem  naturgesetzmässig  und  natumothwendig  an  ihre  Selbster- 
haltung denkt. 

Diese  ganz  überflüssige  Fürsprache  beim  „Staate"  für  die 
„herrschende  Klasse"  zeigt  deutlich,  dass  Stein  sich  deuMStaat** 
als  eine  Macht  denkt,  die  nicht  nur  ausserhalb  der  „G-esellsohafb" 
(das  giengc  noch  halbwegs  an)  sondern  auch  ausserhalb  der 
„herrschenden  Klasse"  sich  befinde  —  und  das  ist  ein  grober 
Irrthum,  aus  dem  sich  sodann  weitere  Irrthümer,  wie  wir  das 
bald  sehen  werden,  ergeben. 

So  wie  die  Existenz  der  herrschenden  Klasse,  argumentirt 
Stein  weiter,  in  voller  Harmonie  mit  der  „Staatsidee"  sich  be- 
findet, so  ist  „  die  Lage  der  abhängigen  Klasse  im  Widerspruche 
mit  der  Idee  des  Staates"  (S.  XLVI).  Sonderbar!  —  Seit  es 
Staaten  gegeben  hat  und  so  weit  wir  in  der  Gegenwart  die  Exi- 
stenz  von  Staaten  betrachten  können,  konnte  man  noch  nirgends 
einen  ohne  das  Dasein  einer  abhängigen,  beherrschten 
Klasse  entdecken.  Daraus  sollte  man  doch  schliessen,  dass  „die 
Lage  der  abhängigen  Klasse  mit  der  Idee  des  Staates"  nicht 
„im  Widerspruch"  sei.  Wie  hat  es  denn  nun  Stein  herausge- 
bracht, dass  diess  der  Fall  ist  und  dass  seit  dem  Ursprung  der 
ersten  Staaten  bis  heutzutage  noch  jeder  Staat  einen  Wider- 
spruch mit  seiner  Idee  enthält.  Ja!  wenn  wir  uns  erinnern,  dass 
Stein  unter  Staat  seinen  abstrakten  Begriff"  „Staat"  versteht, 
dann  wird  uns  die  Sache  begreiflich;  aber  dann  ist  „die  Lage  der 
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abhängigen  Klasse"  nicht  im  Widerspruch  mit  der  Idee  des  (in 
der  Wirklichkeit  existirenden  und  einzig  möglichen)  Staates, 
sondern  lediglich  ein  Widerspruch  mit  S  t  e  i  n  's  „Idee  des  Staates." 

Aus  diesem  vermeintlichen  Widerspruch  iiun  folgert  Stein, 
dass  „der  Staat  daher  die  Existenz  dieser  Klasse  aufheben" 
müsse.  „Denn,  sagt  er,  nicht  das  Dasein  der  Gesellschaft  als 
solcher,  sondern  nur  das  Dasein  dieser  abhängigen,  unfreien  Klasse 
steht  mit  den  Forderungen  seiner  Idee  im  Widerspruch  I " 

Das  gerade  Gegentheil  von  diesen  Behauptungen  ist  wahr 
und  Stein*s  Irrthum  ist  auch  schon  mit  Zuhilfenahme  der  einfach- 
sten logischen  Manipulationen  leicht  zu  erweisen.  Denn  erstens, 
wenn  das  Dasein  einer  herrschenden  Klasse  „in  voller  Har- 
monie mit  der  Staatsidee"  ist,  so  kann  „das  Dasein  einer  abhän- 
gigen Klasse  nicht  im  Widerspruche  mit  dieser  Idee  sein,  da 
doch  der  Begrifl*  und  das  Dasein  einer  herrschenden  Klasse 
den  BegriflF  und  das  Dasein  einer  von  ihr  beherrschten  und  von 
ihr  abhängigen  nicht  nur  zur  Voraussetzung,  sondern  zum  noth- 
wendigen  Inhalte  hat.  Kann  es  denn  eine  herrschende  Klasse 
geben  ohne  eine  beherrschte?  Das  ist  ja  undenkbar  und 
eine  solche  Behauptung  enthielte  einen  Widersinn. 

üebrigens  erhellt  das  unrichtige  der  Stein'schen  Behauptung 
von  dem  Widerspruche  zwischen  dem  ^Dasein  einer  abhängigen 
Klasse  mit  der  Idee  des  Staates  auch  aus  einer  einfachen  Be- 
trachtung dieser  Letzteren.  Woher  hat  denn  Stein  seine  Idee 
des  Staates?  Wenn  er  eine  richtige  Idee  vom  Staate  haben  will, 
so  darf  er  ja  nicht  aus  beliebigen  und  willkührlichen  oder  aprio- 
ristischen  Ausgangspunkten  zu  ihr  gelangen,  sondern  er  muss 
und  soll  die  Staaten  in  ihrer  historischen  Entwicklung  und  wirk- 
lichen Existenz  betrachten  und  aus  einer  solchen  Betrachtung  die 
Idee  des  Staates  abstrahiren.  Was  hat  sich  uns  aber  aus  einer 
solchen  Betrachtung  vor  allem  als  das  Wesen  des  Staates  erge- 
ben ?  —  Es  ergab  sich  uns  als  das  Wesen  des  Staates  die  Or- 
ganisation der  Herrschaft  der  Einen  über  die  Andern  —  sei  es 
der  einen  Stämme,  Stände,  Kasten,  Klassen  oder  wie  immer  man 
diese  Gruppen  benennen  mag  und  in  welchen  Fonnen  sie  auch 
erscheinen  mögen  über  die  Andern.  Die  Idee  des  Staates  kann 
also  nur  diese  Herrschaft  zum  Inhalt  haben  —  zu  einer  Herr- 


Schaft  aber  gehören  ausser  den  Herrschenden  nothwendigerweise 
auch  Abhängige  und  Beherrschte.  Diese  letzteren  können  also 
ebensowenig  im  Widerspruche  mit  der  Idee  des  Staates  sein  wie 
die  Ersteren. 

Nun  geht*s  aber  bei  Stein  auf  der  abschüssigen  Bahn  der 
Irrthümer  immer  weiter. 

„  Der  Staat,  meint  er,  als  ein  lebendiges,  in  seiner  Aufgabe 
sich  bewusstes  Wesen  (!)  hat  den  Willen  und  die  Kraft  an  der 
Lösung  dieses  Widerspruches  (zwischen  dem  Dasein  der  abhän- 
gigen Klasse  und  der  Staatsidee)  zu  arbeiten.  *  Und  damit  er 
diese  Arbeit  durchführe,  fordert  Stein  vom  Staat  Folgendes: 
,,Der  Staat  wird  daher,  um  die  Abhängigkeit  der  niedem  Erlassen 
zu  heben,  zuerst  in  der  Verfassung  die  Gleichheit  des 
ö  ff  e  n  1 1  i  c  h  e  n  R  e  c  h  t  s  als  obersten  Rechtsgmndsatz  an&tellen; 
in  der  Verwaltung  wird  er  die  Hebung  der  niedem  Klassen  zum 
wesentlichen  Gregenstand  seiner  Thätigkeit  machen. '^  Nun  ist 
es  richtig,  dass  wir  heutzutage  in  Folge  unseres  gebildeten  und 
bis  zu  diesem  Punkte  gediehenem  sittlichen  Bewusstseins  diese 
zwei  Forderungen  an  den  Staat  stellen;  und  zuin  Ruhme  unseres 
Zeitalters  und  unserer  civilisirten  Staaten  kann  es  gesagt  werden, 
dass  dieselben  so  viel  als  möglich  diesen  zwei  Forderungen  Ge- 
nüge zu  leisten  trachten;  nur  ist  es  ein  grober  Irrthum  zu  mei- 
nen, dass  durch  die  sog.  ^Gleichheit  des  öffentlichen 
Rechts^  und  durch  das  Bestreben,  die  niedem  Klassen 
z  u  h  e  b  e  n ,  der  Staat  je  dazu  gelangen  könne  oder  solle,  das 
„  Dasein  ^  der  abhängigen  Klassen  aufzuheben.  Das  wird  nie  ge- 
schehen und  kann  nie  geschehen,  trotz  aller  , Gleichheit  des 
öffentlichen  Rechts*  nnd  aller  Bestrebungen  behufs  „  Hebung  der 
niedem  Klassen *',  denn  so  lange  der  Staat  sich  selbst  nicht 
aufheben  will,  so  lange  er  sich  selbst  nicht  aufgiebt,  wird  es 
in  ihm  herrschende  und  beherrschte  Klassen  geben;  alle  Gleich- 
heit aber  des  öffentlichen  Rechts  und  alle  Bestrebungen  behufs 
Hebung  der  niedem  Klassen  können  nur  den  Zweck  haben  und 
die  Aufgabe  erfüllen,  die  Formen  der  Herrschaftsübung  im 
Staate  zu  mildern,  dieselbe  zu  civilisiren,  die  Existenz- 
bedingungen der  abhängigen  und  beherrschten  Klassen  zu  bes- 
sern; an  derThatsache  der  Herrschaft  können  alle  diese 
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und  ähnliclie  öffentlichrechtliche  und  volkswirthschaftliche  Re- 
formen nichts  ändern  —  denn  diese  Thatsache  der  Herrschaft  ist 
das  "Wesen,  die  Seele  des  Staates  —  und  mit  dieser  That- 
sache sind  herrschende  und  abhängige  Klassen  nothwendigerweise 
und  unabänderlich  gegeben. 

Wie  ist  es  aber  möglich,  dass  ein  so  scharfer  Beobachter 
der  Wirklichkeit,  wie  Stein,  den  Widerspruch  übersehen  sollte,  der 
zwischen  dem  wirklichen  Staat  und  den  ihm  oben  zugemutheten 
Bestrebungen  .  um  die  Abhängigkeit  der  niedem  Klassen  zu  heben  ** 
besteht?  Die  Sache  ist  einfach.  Stein  übersieht  diesen  in 
der  Wirklichkeit  bestehenden  Widerspruch  nicht,  nur  nennt 
erden  wirklichen  Staat  eben  nicht  Staat,  sondern  ,,herr- 
schende  Klasse.*  Was  er  aber  als  .Staat^  bezeichnet,  das 
ist,  wie  wir  wissen,  ein  «  reiner  Begriffe  und  dem  lässt  sich  wohl 
etwas  mehr  zumuthen  als  sonst  ausführbar  ist.  Das  ist  nichts 
als  eine  idealistische  UeberschwängKchkeit.  Der  Wirklich- 
keit abas  wird  Stein  mit  folgenden  Worten  gerecht:  .Indem 
nun  aber  die  Existenz  der  g^ebenen  gesellschaftlichen  Ordnung 
inuner  auf  der  Erhaltung  jener  Abhängigkeit  b^uht,  so  geht  jede 
Massregel,  welche  eines  von  jenen  beiden  Zielen  verfolgt,  im  All- 
gemeinen gegen  die  gegebene  gesellschaftliche  Ordnung,  im  Be- 
sondem  aber  gegen  die  gesellschaftliche  Lage  der  herrschenden 
Klasse.  Gerade  mit  dieser  tritt  daher  der  Staat  in  scharfen 
Gegensatz  und  in  diesem  Gtsgensatze  resumirt  sich  der  Wider- 
sprach des  Staatsprinzipes  mit  dem  Prinzipe  der  Gresellachaft. 
Denn  die  herrschende  Klasse  ist  es,  welche  um  der  abhängigen 
will®  ihr«  bisherige  Herrschaft  und  die  Tausende  Grenüsse,  die 
sich  an  dieselben  schliessen,  verlieren  muss,  wenn  die  Bestrebun- 
gen des  Staates  siegen  .  .  . '  Welches  Gemisch  von  Wahrheit 
und  Täuschung!  Das  Yerhältniss  der  herrschenden  Klasse  und 
ihre  Stellung  zur  abhängigen  ist  ganz  richtig  gezeichnet:  aber 
falsch  ist  es,  als  ob  die  erstere  sich  durch  die  Massregeln  des 
„Staates"  je  bedroht  sehen  könnte  —  sie  sieht  sich  nur  be- 
droht durch  die  Bestrebungen  der  abhängigen  und  zur  Macht  und 
Herrschaft  strebenden  Klassen.  Vom  „Staate"  furchtet  sie 
nichts»  mit  dem  „Staate"  tritt  sie  in  keinen  Gegensatz  —  denn 
den  Staat  resp.  die  Staatsgewalt  hatsie  ja  in  ihren  Händen — 
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sonst  wäre  sie  ja  eben  nicht  die  ,, herrschende  Klasse.**  Sie  ist 
es,  weil  sie  eben  die  staatliche  Herrschaft  übt,  d.  h.  weil  sie  die 
Staatsgewalt  besitzt. 

Wenn  also  Stein  diese  Aosführung  damit  schliesst,  dass  er 
die  herrschende  Klasse  „am  die  Gonsequenzen  der  Natur  der 
Staatsidee  (d.  h.  Tendenz  der  Aufhebung  der  Abhängigkeit!)  von 
sich  abzuweisen**  „sich  so  sehr  als  mOglich  ausschliesslich  der 
Staatsgewalt  bemächtigen''  lässt:  so  hat  er  dieser  ganzen  durch 
ihn  inscenirten  Komödie  der  Irrungen  die  Krone  aufgesetzt 

^Man  bedenke  nur:  „Die  herrschende  Klasse  sucht  sich  der 
Staatsgewalt  zu  bemächtigen"  —  also  gab  es  eine  herrschende 
Klasse,  die  die  Staatsgewalt  nicht  besass  —  wer  besass  sie  also 
—  die  beherrschte?  welcher  Widerspruch!  oder  schwebte  die 
Staatsgewalt  über  der  Gresellschaft  wie  der  „Geist  Grottes  über 
den  Wässern"? 

Was  kann  denn  das  Wort  „herrschende  Klasse*  anderes 
bedeuten  als  diejenige  Klasse,  die  die  staatliche  Herrschaft 
übt,  also  die  die  Staatsgewalt  besitzt  Eine  Klasse,  welche  sich 
der  Staatsgewalt  zu  bemächtigen  sucht,  ist  eben  nicht  die  herr- 
schende —  sondern  die  abhängige. 

Was  trägt  bei  Stein  die  Schuld  an  diesem  Chaos  von  Wider- 
sprüchen ?  Wir  glauben,  diese  Schuld  trägt  der  umstand,  dass 
Stein  den  Fundamentalsatz  aller  Staatslehre  übersieht,  dass  der 
Staat  erst  da  beginnt,  wo  eine  syngenetische  Menschengruppe 
ihre  Herrschaft  über  eine  andere  aufrichtet  —  dass  also  mit  dem 
Dasein  einer  herrschenden  Klasse  der  Staat  anfängt  —  vor 
der  Thatsache  aber  dieser  Herrschaft  es  wohl  menschliches  Hor- 
d  e  nl  e  b  e  n  aber  keinen  Staat  gab.  Würde  er  diesen  Fundamen- 
talsatz kennen,  dann  würde  er  die  herrschende  Klasse  nie  nach 
der  Staatsgewalt  streben  lassen ;  er  würde  wissen,  dass  die  herr- 
schende Klasse  die  Staat'^gewalt  besitzt  und  durch  diesen  Besitz 
eben  die  herrschende  ist  und  dass  sie  nur  trachtet,  sich  in  diesem 
Besitze  zu  erhalten,  was  sie  durch  die  üebung  und  Wahrung 
ihrer  Herrschaft  thut. 

Es  ist  nun  eine  ganz  irrthümliche  und  willkührliche  Verwechs- 
lung und  Umgestaltung  der  wirklichen  Verhältnisse  und  Vorgänge 
wenn  Stein  die  herrschende    Klasse  erst  nach  dem  Besitz 
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der  Staatsgewalt  streben  lässt.  Herrschaft  und  Staat  sind  iden- 
tische Begriffe;  es  ist  ein  Zwillingspaar  das  gleichzeitig  auf  die 
Welt  kommt;  indem  eine  syngenetische  Gruppe  sich  zur  Herrin 
und  Herrscherin  einer  anderen  macht  • —  und  nur  so  und  nicht  an- 
ders kann  man  sich  den  Ursprung  aller  Staaten  denken  —  hat 
sie  die  staatliche  Herrschaft  aufgerichtet  d.  h.  den  Staat  und  die 
Herrschaft  oder,  wenn  man  will,  die  Herrschaft  und  den  Staat.  Vor 
dieser  Thatsache  war  sie  nicht  herrschende  Klasse,  aber  es  gab 
auch  keinen  Staat  und  auch  keine  1, Gesellschaft^  in  dem  Sinne 
in  dem  Stein  dieses  Wort  gebraucht,  als  G^sanuntheit  der  Ab- 
hängigen und  Herrschenden.  Vor  dieser  Thatsache  konnte  es 
nur  ein,  auf  den  Kreis  einzelner  syngenetischer  Gruppen  be- 
schränktes Hordenleben  geben  —  frei  von  jeder  Herrschaft, 
aber  auch  all  und  jeder  culturellen  Entwicklung  unfähig  und  in 
diesem  Zustande,  zu  ewiger  Stagnation  verurtheilt 

§22. 
Steines  Rechtsstaat 

Da,  wo  bei  Stein  die  «  herrschende  Classe  **  sich  der  „  Staats- 
gewalt bemächtigt  **  und  daher  nach  unserer  Anschauung  der 
Staat  entsteht,  da  endigt  bei  ihm  die  deductiv-dialectische 
Prämisse  und  seine  Ausführungen  passen  nun  schon  mehr  auf 
die  wirkliche  Entwicklung  der  Dinge.  Von  dem  Momente 
an,  wo  er  die  herrschende  Classe  als  im  Besitze  der  Staatsgewalt 
auftreten  lässt  (nach  unserer  Anschauung  ist  es  der  Zeitpunkt 
der  durch  Eroberung  durchgeführten  Staatsgründung)  von  dem 
Momente  an,  tritt  Stein  mehr  auf  den  Boden  der  Wirklichkeit 
und  in  seinen  Ausftihrungen  beginnt  wirkliches  Leben  zu 
pulsuren. 

Jetzt  gesteht  auch  er  es  zu,  dass  ,  der  Staat  unvermögend 
ist,  eine  Stellung  ausserhalb  der  Gesellschaft  einzunehmen, 
und  dass  er  daher  nicht  minder  unvermögend  ist,  den  Elemen- 
ten, welche  in  dieser  Gesellschaft  dieOrdnung  derGemein- 
schaft  entscheiden,  sich  zu  entziehen.  Durch  diese  innige 
und  durchaus  unvermeidliche  Verschmelzung  des  Staates 
mit  der  Gesellschaft  verliert  daher  der  erstere  alle  Macht,  sich 
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dem  Drange  der  in  der  letzteren  herrschenden  Classe  selbständig 
zu  widersetzen*  (S.  L).  Der  Staat  »verliert  die  Macht*  sagt 
Stein.  Wann  hatt  e  er  sie?  Nur  in  jener  deductiv-^lektischen 
Prämisse  Stein's!  Auf  dem  Boden  der  Wirklichkeit  erblasstnnd 
verschwindet  der  „Staat*  als  selbständiges  Wesen  und  taucht 
in  der  „Gesellschaft*  unter,  indem  er  seine „Grewalt*  der  »herr- 
schenden Klasse*  überlässt  Das  gesteht  nun  auch  Stein  zu  in 
den  Worten :  Seinem  Begriffe  nach  der  Herrschende,  ist  er  (der 
Staat)  imder  Wirklichkeit  der  Grehorchende*.  Nun  ist  aber 
klar,  dass  nicht  „der  Staat*  der  Grehorchende  ist,  sondern  nur 
das  abhängige  Volk,  die  abhängige  Klasse,  der  Befehlende  aber 
die  „  herrschende  Klasse  *.  So  löst  sich  denn  das  dunkle  dialek- 
tische Räthsel  sehr  einfach  folgendermassen  auf:  der  Staat  ist 
weder  der  „Herrschende*  noch  der  „Grehorchende*  —  in  „der 
Wirklichkeit  *  bleiben  uns  nur  die  herrschende  Klasse  und  cüe 
abhängige  übrig  —  sie  bilden  die  „  Gesellschaft  *  u  n  d  den  Staat 
Der  Staat  als  „reiner  Begriff*  hat  in  der  Wirklichkeit  keine 
selbständige  Existenz, ist  also  zum  mindesten  kampfunfähig! 
Desto  fähiger  aber  zu  erfolgreichem  Kampfe  erscheint  die  „herr- 
schende Klasse'^  Diesen  fortgesetzten  Kampf  um  Herrschaft,  um 
Erhaltung  und  S i c h e r u n g  derselben,  schildert  Stein  mu- 
sterhaft. 

Zuerst  nämlich,  meint  Stein,  trachtet  die  herrschende  Klasse, 
dass  an  der  „Bildung  des  Staatswillens  die  abhängige  Klasse  des 
Volkes  überhaupt  keinen  Theil  nimmt,  oder  s  o,  dass  der  Wille 
der  höhern  gesellschaftlichen  Klasse  den  Willen  der  abhängigen 
und  untergeordneten  überwiegt"  (S.  L.).  Aus  diesem  Bestreben 
nun  folgt,  dass  zu  jener  „Theilnahme  an  der  Bildung  des  Staats- 
willeus"  „Bedingungen  aufgestellt  werden,  deren  Erhaltung 
nur  in  der  Macht  der  höheren  Klasse  der  Gesell- 
schaft liegt"  (Besitz,  Census).  Um  ferner  „in  der  Staatsver- 
waltung zu  herrschen"  muss  sich  die  „herrschende  Gesellschafts- 
klasse" „das  Amt  unterwerfen"  (S  LH),  „diess  nun  geschieht*, 
fahrt  Stein  fort,  „zunächst  und  im  Allgemeinen,  abgesehen  von 
den  Individuen  dadurch,  dass  die  Uebertragung  des  Amtes  an 
das  Individuum,  dem  Beamteten ,  an  persönliche  Bedingungen 
gebunden  wird,  welche  nur  durch  die  Mitglieder  der  herrschen- 
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den  Klasse  erföUt  werden  können  und  über  deren  Vorhandensein 
die  Mitglieder  der  herrsclienden  Klasse  entscheiden . .  .**  (S.  IUI). 

üeber  diese  ^Entscheidung**  aber  giebt  sich  Stein  keinen 
ninsionen  hin.  Er  weiss  es  ganz  genau  und  spricht  es  offen  aus, 
dass  ^wo  nun  die  Herrschaft  jener  Klasse  im  Ganzen  gesichert 
ist,  da  tritt  das  individuelle  Interesse  in  jedem  einzelnen  Falle 
als  entscheidend  auf^  und  die  Besetzungen  der  Aemter  ge- 
schehen alsbald  nach  rein  persönlichen  Verhältnissen,  Verwandt- 
schaft, Reichthum, 'Einfluss,  Verbindungen  und  anderen  Be- 
ziehungen**. 

Nachdem  nun  alles  diess  vollzogen,  nachdem  der  Staats- 
wille nichts  anderes  ist,  als  der  Wille  der  herrschenden  Klasse 
und  die  Verwaltimg  des  Staates  in  der  Hand  dieser  Klasse  sich 
befindet  (nach  unserer  Anschauung  tritt  dieser  Zeitpunkt  zugleich 
mit  der  Staatsgründung  durch  Eroberung  ein)  da  erkennt  es 
Stein  an,  dasö  „die  wirkliche  Verwaltung**  damit  „die  Kraft 
verloren  (!)  hat**  „unabhängig  von  der  gesellschaftlichen  Herr- 
schaft die  wahre  (?)  Idee  des  Staates  zu  vertreten.  Grehorchend 
dem  Willen  der  verfassungsmässig  und  in  den  Händen  der  herr- 
schenden Klasse  befindlichen  Gresetzgebung,  besetzt  mit  den 
Gliedern  dieser  Klasse,  umgeben  von  ihren  Elementen,  dient  sie 
im  Ganzen  wie  im  Einzelnen  ihrer  Macht**  (S.  LHI). 

Stein  erkennt  es  nun  an,  dass  „auf  diesem  Punkte  der 
Satz  dann  erftillt  und  verwirklicht  ist,  dass  die  ganze  Staats- 
gewalt in  allen  ihren  Beziehungen  und  Theilen  nicht  der  Ge- 
sellschaft im  Allgemeinen,  auch  nicht  dem  Volke  als  solchem, 
sondern  der  herrschenden  Klasse  in  der  Gesellschaft  anheimfallt**. 

Von  diesem  Punkte  nun,  wo,  wie  wir  sagten,  die  deductiv- 
dialectische  Ausführung  Stein's  mit  der  wirklichen  Entwick- 
lung von  Staat  und  Gesellschaft  zusammentrifft,  zeichnet  Stein, 
nicht  wie  er  es  ausdrücken  möchte  und  gelegentlich  ausdrückt, 
den  Kampf  des  Staats  mit  der  Gesellschaft,  sondern  einfach  den 
Kampf  der  abhängigen  Klasse  gegen  die  herrschende.  Diese  Dar- 
stellung ist  tadellos. 

„Jede  Abhängigkeit  der  einen  Klasse  von  der  andern,  sagt 
Steiti,  beruht  auf  dem  Besitze*. 

«Jeder  Besitz  ist  ein  erworbener  und  kann  daher  auch  von 
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andern  erworben  werden.  Dieser  Erwerb  des  Besitzes  aber  wird,  in- 
dem er  den  Mitgliedern  der  abhängigen  Klasse  offen  steht,  den  Be- 
stand der  herrschenden  Klasse  und  ihre  Herrschaft  über  die  Staats- 
gewalt selber  gefährden."  Um  dieser  Grefahrvorzubeogen  statoirt 
die  herrschende  Klasse  „das  Recht,  welches  zunächst  in  Be- 
ziehung auf  die  ursprüngliche  und  leicht  zu  erhaltende  Form  des 
Besitzes,  den  Grundbesitz,  den  Grundsatz  der  Unveräusser- 
lichkeit  und  der  Untheilbarkeit  desselben  ausspricht  oder  die 
Veräusserung  oder  Vererbung  auf  die  Mitglieder  der  bereits  herr- 
schenden Klasse  beschränkt"  (S.  LY).  Diese  Herrschaft  der  Erlasse 
wird  ihrdurchdieFamilie  erhalten,  übergeht  durch  das  Medium 
der  Familie  auf  die  spätem  Geschlechter  und  Generationen  der- 
selben Klasse.  „Die  Familien,  welche  der  Klasse  angehören, 
übertragen  ihre  sociale  Stellung  an  ihre  Nachkommen;  in  aller 
Gesellschaft  ist  die  Geburt  die  Thatsache,  welche 
die  Familienglieder  an  die  Klasse  knüpft".  Wir 
sehen,  der  bei  Stein  nirgends  zum  deutlichen  Ausdruck  gelangende 
Gedanke  des  Syngenisraus  findet  in  seinen  Ausführungen  viel- 
faltige Unterstützung. 

Gegen  diese  ausschliesslichen  mit  allen  Mitteln  für  die  Dauer 
festgehaltene  Herrschaft  nun  der  herrschenden  Klasse  erhebt  sich 
die  „demokratische  Partei". 

„Ihr  Recht  und  ihre  Gewalt  besteht,  nach  Stein,  in  der  ab- 
stract  richtigen  Auffassung  der  Staatsidee;  ihr  Unrecht 
aber  in  der  vollständigen  Verkennung  des  Wesens  und  der  Macht 
der  Gesellschaft". 

Welch  sonderbarer  Widerspruch,  welch  ein  circulus  vitiosus 
birgt  sich  in  diesem  Satze !  Das  „Unrecht"  der  demokratischen 
Partei  besteht  in  der  „Verkennung  des  Wesens  der  Gesellschaft". 
Aber  diese  „Verkennung"  besteht  eben  in  der  abstrakten 
Auffassung  der  Staatsidee.  Dieses  Letztere  aber  soll  zugleich 
„richtig"  sein,  soll  zugleich  das  „Recht"  der  demokratischen  Partei 
sein.  In  einem  Athenzuge  bezeichnet  hier  Stein  ein  und  die- 
selbe Sache  (abstracte  Auffassung  der  Staatsidee  und  Ver- 
kennung des  Wesens  und  der  Macht  der  Gesellschaft)  für  richtig 
und  unrichtig,  für  „Recht"  und  „Unrecht".  Uebrigens  ist  Stein 
redlich  bemüht  und  darüber  wollen  wir  mit  ihm  keineswegs  strei- 
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ten,  die  beiderseitige  Berechtigung  sowohl  der  herrschenden  Klasse 
als  auch  der  ihr  entgegentretenden,  „demokratischen  Partei"  in 
Schutz  zu  nehmen  und  zu  vertheidigen.  Was  die  „herrschende 
Partei"  anbelangt  raisonnirt  er  folgendermassen ;  „Wenn  es  die 
Aufgabe  der  Menschen  ist,  in  ihrer  Herrschaft  über  die  Natur, 
in  ihrem  Besitze  und  Genüsse  äusserer  Dinge  zur  vollsten  Ent- 
wicklung zukommen,  wie  kann  man  denn  im  Namen  dieses Prin- 
zipes  diejenigen  anklagen  die  gerade  für  sich  persönlich  dies 
Prinzip  verwirklichen?  Wenn  das,  was  diese  sind  und  haben, 
das  Ziel  sein  soll  für  alle,  wie  kann  man  ihnen  zum  Vorwurf 
machen,  dass  sie,  wenn  auch  nur  noch  als  Einzelne,  dies  Ziel  er- 
reicht haben?"  Die  herrschende  Klasse,  meint  er,  „vertheidigt 
in  sich  dasGrebiet,  auf  welchen  die  Menschheit  wirklich  für  Einige 
erreicht  hat  was  das  Ziel  Aller  ist"  (S.  LXVII).  Darin 
aber,  dass  das  von  der  herrschenden  Klasse  Erreichte  „dasZiel 
Aller  ist"  liegt  offenbar  die  ewige  Berechtigung  der  „demokra- 
tischen Partei". 

Wenn  aber  die  „höhere Klasse  ihrenBesitz  gegen  die 
niedere  vertheidigt"  wozu  sie  vollkommen  berechtigt  ist 
und  die  niedere  Klasse  das  zu  erreichen  strebt  „was  das  Ziel 
Aller  ist*:  so  entsteht  offenbar  ein  Widerspruch  der  zum 
Kampfe  führen  muss.  Aber  Stein  macht  hier  wohlweislich  noch 
eine  sehr  feine  Distinction.  Diese  durch  das  blosse  Dasein  der 
herrschenden  Klasse  erzeugte  „  Unterordnung  und  Abhängigkeit 
der  niederen  Klasse  ist  ein  Widerspruch ",  meint  er,  doch  nur 
,  mit  der  höheren  Vollendung  der  Persönlichkeit  überhaupt,  aber 
sie  ist  kein  Widerspruch  mit  der  besseren  Lage  jener  höheren 
Klasse*.  Dieser  letztere  offenbar  viel  bedenklichere  Widerspruch 
entsteht  erst  dann,  wenn  die  höhere  Klasse  ihre  Macht  gebraucht, 
um  die  niedere  von  dem  Erwerbe  der  Güter  auszuschliessen, 
durch  welche  ihre  einzelnen  Glieder  in  die  herrschende 
Klasse  als  Gleiche  eintreten  könnten  *. 

Zu  diesen  „Gütern*  gehören  auch  (Ke  geistigen  Güter,  ge- 
hört die  „Bildung*.  Diese  Bildung  aber  ist  „die  erste  absolute 
Voraussetzung  der  Herrschaft  einer  gesellschaftlichen  Klasse*. 

„Von  dem  Erwerb  der  Bildung  geht  daher  die  erste  Be- 
dingung für  die  Erhebung  der  abhängigen  Klasse  aus*. 
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Dieser  Erwerb  istnicht  sdiwer,  da, die  geifitigen  Güter  keine 
Grenzen  haben;  jeder  kann  sie  erwerben  . .  .* 

Dieses  Prinzip  der  gleichen  Bildnngsfähigkeit  ist  das 
der  Gleichheit  der  Menschen'  (S.  LXXXII). 

Der  Erwerb  der  Bildnng  macht  es  dem  .  arbeitenden  (ab- 
hängigen) Stande'  femer  möglich  ,den  Werth  des  Besitzes  des 
besitzenden  Standes  an  sich  zq  ziehen''.  ,Diess  ;wird  um  so 
rascher  vor  sich  gehen,  je  höher  die  Bildung  des  arbeitenden 
Standes  steht  und  nm  so  durchgreifender  je  entschiedener  der 
herrschende  Stand  sich  von  der  Arbeit  überhaupt  zurückzieht^. 

Auf  diese  Weise  hat  der  arbeitende  Stand  ^d^irch  den  Er- 
werb der  geistigen  und  materiellen  Güter  die  Bedingungen 
verwirklicht,  welche  ihrer  Natur  nach  die  gesellschaftliche 
und  staatliche  Freiheit  erzeugen.  Durch  jene  fortgesetzte  Arbdt 
ist  er  zu  einem  Besitzenden  geworden,  indem  er,  neben  der  Bil- 
dung auch  noch  den  Werth  der  Besitzthume  als  Kapital  er- 
worben hat.  Und  jetzt,  meint  Stein  schliesslich,  ist  der  Sache 
nach  kein  wesentlicher  Unterschied  mehr  zwischen  ihm  und  der 
herrschenden  Klasse«  (S.  LXXXVIII). 

Dem  Rechte  nach  besteht  aber  noch  der  alte  Unterschied 
—  „und  dieser  Gegensatz  zwischen  der  wirklichen  und  der 
blos  rechtlichen  Gesellschaft  ist  der  Beginn  aller  äusse- 
ren Bewegung  der  Freiheit". 

Diese  Bewegung  kann  sich  nun  vollziehen  mittelst  politi- 
scher Reform  oder  mittelst  politischer  Revolution. 

Unter  politischer  Revolution  versteht  Stein  diejenige, 
welche  den  „durch  Arbeit  erworbenen  Besitz"  als  die  Grundlage 
der  neuen  Ordnung  hinstellt  Diese  politische  Revolution  hat 
nun  einen  Theil  der  &üher  abhängigen  Klasse  zur  Herrschaft 
gebracht:  doch  hat  sie  nur  die  Grundlage  der  Herrschaft;) 
resp.  die  Art  des  Besitzes  auf  den  die  Herrschaft  sich  stützt, 
verändert.  Statt  Grund  und  Boden,  wie  früher,  ist  jetzt  das  er- 
worbene Kapital  Grundlage  der  Herrschaft  geworden.  Aber 
der  alte  Widerspruch,  der  frühere  Gegensatz  zwischen  der  herr- 
schenden Klasse  und  der  abhängigen  lebt  in  dieser  neuen  Form 
wieder  auf.  Jetzt  heisst'B  wieder:  „Wer  kein  Kapital  hat, 
kann  zu  keinem  gelangen  ....  Besitz  und  Besitzlosigkeit 
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fixiren  sich  in  den  Geschlechtem  und  die  Ordnung  der  Gresell- 
schaft  wird  zu  einer  festen  und  abgeschlossenen^^  Der  in  neuer 
Form  auftauchende  alte  Gregensatz  verursacht  nun  die  Wieder- 
holung der  alten  Bewegung  in  neuen  Formen.  Stein  nennt 
sie  jetzt  „sociale  Bewegung*'  und  lässt  sie  in  eine  „sociale  Revo- 
lution" auslaufen.  Und  zwar  tritt  diese  sociale  Revolution  erst 
als  Communismus  sodann  als  Socialismus  auf.  „Der 
Gonimunismus  ist ...  .  das  erste  erfasste  System  der  socialen  Idee 
der  Gleichheit  und  ihre  erste  Anwendung  auf  die  Ordnung  der 
Gesellschaft  und  ihre  Grundlage,  das  persönliche  Figenthum,  sei 
es,  dass  dies  als  Besitz  oder  als  Kapital  erscheine'*. 

Der  Communismus  leidet  aber,  meint  Stein,  an  einem  innem 
Widerspruch,  weil  er  die  Herrschaft  des  Kapitals  über  die  Arbeit 
nicht  aufhebt  und  nur  diese  Letztere  statt  dem  individuellen  dem 
Gemeinschaftscapitale  unterwirft— und  zwar  beherrscht  im  com- 
munistischen  System  „das  Capital  der  Gemeinschaft  die  Arbeit 
despotisch"  (S.  CXI). 

Diesen  Uebelstand  zu  heben,  muss  ein  Ausgang  gefunden 
werden';  und  zwar  muss  derselbe  darin  liegen,  meint  Stein,  ,  dass 
dieses  Verhältniss  umgekehrt  werde  und  dass  das  Kapi- 
tal durch  die  Arbeit  beherrscht  werde."  Dieses  thut 
nach  Stein  der  Socialismus.  ^Der  Socialismus  ist  mithin 
das  zweite  System  der  socialen  Idee  der  Gleichheit,  das 
in  der  Anwendung  der  Herrschaft  der  Arbeit  über 
das  Kapital  besteht." 

Aber  indem  der  Socialismus  diese  Herrschaft  der  Arbeit 
über  das  Kapital  anstrebt ,  enthält  er  ebenfalls  einen  Widerspruch, 
denn  »die  Natur  des  Erwerbes  widerstreitet  diesem 
Prinzipe  des  Socialismus "  (S.  C  XIII).  Also  auch  er  ,  in  seinen 
verschiedenen  Gestaltungen  ist  daher  nicht  die  letzte  Stufe  der 
socialen  Bewegung.  *  Denn  die  durch  ihn  bewirkte  „  sociale  Reak- 
tion •  endigt  der  Natur  der  Sache  nach  —  da  die  arbeitende  Klasse 
selbst  nicht  die  Macht  hat,  die  Herrschaft  in  ihren  Händen  zu 
behalten  —  mit  der  D  i  c  t  a  t  u  r.  » Die  wirklich  gelungene  sociale 
Reaktion,  sagt  Stein,  führt  daher  stets  zur  Dictatur. " 

So  wie  diese  ganze  Darstellung  Stein's  offenbar  aus  der  Be- 
trachtung der  französischen  Geschichte  seit  dem  Ende  des  vorigen 
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Jahrhunderts  entspringt,  so  endigt  dieselbe  (da  sicf  im  Jahre  1850) 
geschrieben  ist  —  mit  der  Dictatur.  Der  Zusammenhang  mit 
der  Präsidentschaft  Napoleons  IDL  ist  unläugbar.  Dass  dieses 
Ende  Stein  nicht  befriedigt,  dass  er  diesen  Punkt  eben  noch  mdit 
für  das  Ende  ansieht,  ist  klar.  Demnach  geht  er  in  seiner  Dar- 
stellung vorderhand  nicht  weiter,  wiewohl  er  noch  einen  letzten 
Abschnitt  hinzufügt,  den  er  bedeutungsvoll  .die  sociale  Beform' 
betitelt.  Worin  aber  diese  bestehen,  soll,  dar&ber  giebt  er  an 
diesem  Orte  nur  ganz  unklare  und  allgemeine  Winke. 

,  Wir  wollten  die  Gresetze  der  Entwicklung  erklftren,  nicht 
aber  die  Massregeln  untersuchen,  durch  welche  die  menschliche 
Gremeinschafb  mit  eigener  Kraft  ihre  inneren  Widersprüche  zu  be- 
wältigen sucht«  (CXXIV). 

Dennoch  geht  aus  den  knappen  Andeutungen  und  behut- 
samen Winken,  die  Stein  hier  giebt,  so  viel  mit  Klarheit  hervor, 
dass  er  d  a  m  a  1  s  (1850)  die  Lösung  dieses  ewig  sich  wiederholen- 
den Widerspruches  zwischen  dem  was  er  die  ,  freie  Persönlichkdt« 
nennt  und  der  ,  gesellschaftlichen  Abhängigkeit ',  in  die  sie  immer 
von  neuem  verfallt,  kurz  die  Lösung  der  socialen  Frage  gin  d^ 
Gresetzen*^  sah,  „welche  das  Yerhältniss  zwischen  Kapital  und 
Arbeit  und  eben  dadurch  die  Gesellschaft,  die  Verfassung  und 
die  Entwicklung  jeder  einzelnen  Persönlichkeit  beherrschen* 
(CXXVII).  Mit  anderen  Worten,  Stein  scheint  damals  eine 
volkswirthschaftliche  Lösung  der  socialen  Frage  imAuge 
gehabt  zu  haben,  eine  Lösung,  die  sich  auf  dem  Boden  der  mate- 
ri eilen  Interessen  vollziehen  sollte,  in  dem  sie  auf  irgend  eine 
Weise  an  Stelle  des  Kampfes  zwischen  Kapital  und  Arbeit 
eine  Harmonie  zwischen  ihnen  herrstellte. 

Von  der  Durchführung  jedoch  des  Gedankens  einer  solchen 
Lösung  scheint  Stein  später  abgekommen  zu  sein;  wenigstens  ist 
er  in  seinen  zahlreichen  spätem  Werken  oonsequent  bemüht,  die 
Lösung  dieses  ewigen  Widerspruches,  dieses  Kampfes  zwischen 
,,  Staat  und  Gesellschaft',  wie  er  es  nennt,  auf  einem  ganz  andern 
Gebiete  herbeizufuhren  und  zwar  auf  dem  Gebiete  des  „Ver- 
fassungs-  und  Verwaltungsrechtes",  d.  h.  auf  poli- 
tischem Gebiete. 

Mit  zäher  Gonsequenz  festhaltend,  an  der  Theilung  und  Ge-- 
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genüberstellong  von  „Staat  und  Grefiellschaft"  führt  Stein  in 
seinen  späteren  vomehmlicli  dem  „Verwaltungsrechte"  gewid- 
meten Werken  den  Gedanken  aus,  dass  es  die  höchste  Aufgabe 
des  Staates  ist,  die  zügellosen  und  wilden  Elemente  der  „Gesell- 
schaft" znbemeistem  und  zu  bewältigen;  zwischen  ihren  einzel- 
nen Klassen  das  Gleichgewicht  aufrechtzuerhalten. 

Soll  der  Staat  diese  Aufgabe  erfüllen,  so  darf  er  sich  von 
keiner  Gesellschaftsklasse  beherrschen  lassen,  sondern  muss  in 
air  seinem  Thun  und  Handeln  nur  der  Allgemeinheit  dienen  S 
über  der  G^ellschaft  stehend  muss  er  ihr  Herr  und  Meister 
bleiben.  Da?  wird  er  aber  nur  dann  erreichen,  wenn  sein  Thun 
und  Lassen  der  adäquate  Ausdruck  des  „allgemeinen  Wil- 
lens* ist,  d.  h.  wenn  die  vollziehende  Gewalt  die  t^eue 
und  verlässliche  Dienerin  der  gesetzgebenden  Gewalt  ist. 

In  dem  „verfassungsmässigen  Verwaltungs- 
recht" siehtStein  dieGarantie,  dass  der  StaatRechtsstaat 
werde  und  bleibe. 

Diess  spricht  Stein  unter  andern  in  folgender  Stelle  ziem- 
lich deutlich  aus,  wo  er  von  der  Verantwortlichkeit  der  Verwal- 
tung spricht : 

„Die  gewaltige  Forderung  nach  Haftung  und  Verantwort- 
lichkeit ist  daher  seit  aller  Zeit  das  unbedingte  Kennzeichen  eines 
freien  Rechtslebens  im  Staate;  sie  sind  die  beiden  grossen  Grund- 
säulen, auf  denen  das  Staatsbürgerthum  das  verfassungsmässige 
Recht  der  Gesetzgebung  und  sein  eigenes  Recht  gegenüber  der 
Vollziehung  geschützt  weiss;  bei  der  ftirchtbaren  Gewalt,  welche 
er  der  letzteren  einräumen  muss  und  die  ja  dennoch  nichts  ande- 
res bedeutet  als  die  Gewalt  der  Wirklichkeit  gegenüber  der  Idee, 
ist  die  einzige  wahre  Sicherung  der  Freiheit  in  der  durch  Haftung 
und  Verantwortlichkeit  für  die  Vollziehung  geltenden  Rückfüh- 
rung derselben  auf  das  Gesetz  in  Wortlaut  und  Geist,  als  auf  den 
höchsten  Akt  der  Selbstbestimmung  der  Staatsidee;  und  die  or- 
ganischen Einrichtungen  und  Bestimmungen  daher,  welche  die 
Unterordnung  der  vollziehenden  Gewalt  unter  die  gesetzgebende 
feststellen  oder  die  Sicherung  der  Herrschaft  des  Gesetzes  über 
die  der  Verordnung,  eben  durch  Verantwortlichkeit  und  Haftung, 
bilden,  sind  das,  was  wir  mit  einem  jungen  Wort  im  alten 


186  n.  §  22.  Stein'i  Bechtetaat. 

Sinn  des  freien  Staatsbürgerthoms  den  Rechtsstaat  nennen. 
In  diesem  Sinne  wird  der  Rechtsstaat,  mag  man  ihn  defi- 
niren  wie  man  will,  nicht  etwa  bloss  zu  einem  Staate,  in  welchem 
„das  Recht  statt  der  Willkühr  gilt"  oder  welcher  die  Aufgabe 
hat  „das  Recht  zu  verwirklichen"  oder  was  dergleichen  Re- 
densarten mehr  sind,  sondern  der  Rechtsstaat  ist  der 
Staat  des  verfassungsmässigen  Verwaltungsrechts, 
der  normalen  Rechtsordnung  zwischen  Gesetz  nnd  Verord- 
nung. Damit  er  das  aber  sei  genügt  es  nicht  bloss,  diesen  Be- 
griff oder  seine  Formulirung  aufzustellen.  Noch  immer  ist  die 
Störung  jener  Harmonie  zwischen  beiden  möglich;  Haftnng  nnd 
Yeraütwortlichkeit  müssen  daher  auch  verprirklicht  werden  nnd 
diese  Verwirklichung  geschieht  durch  das,  was  wir  die  Rechts- 
pflege des  Verwaltungsrechts  nennen"  *). 

Mit  der  Forderung  des  „verfassungsmässigen  Verwaltongs- 
rechts"  und  der  „Rechtspflege  des  Verwaltungsrechts"  als  einer 
conditio  sine  qua  non  des  Rechtsstaats  hat  Stein  nur  eine 
Consequenz  ausgesprochen ,  zu  der  die  ganze  Rechtsstaatstheorie 
mit  Nothwendigkeit  hindrängte  und  die  auch,  wie  wir  das  sehen 
werden,  ausser  ihm  von  anderen  Repräsentanten  derselben,  ins- 
besondere von  Bahr  gezogen  wurde.  Denn  das  liegt  ja  von 
Hause  aus  im  Wesen  der  Rechtsstäatstheorie,  dass  sie  den  gan- 
ze n  Staat  so  zu  sagen  in*s  Privatrecht  übersetzen  möchte,  dass 
sie  a  1 1  e  s  öffentliche  Recht,  alles  Staatsrecht  nur  als  eine  Kate- 
gorie des  Privatrechts  anerkannt  haben  will,  dass  sie  jeden  an- 
dern, jeden  hö  h  e  r  n  Charakter  des  öffentlichen,  des  Staatsrechts 
negirt  und  dass  das  höchste  Ziel  ihres  Strebens  die  Unterwerfung 
des  ganzen  Staatesund  des  gesammten  Staatsrechts  unter 
die  Rechtspsrechung  einer  „unabhängigen"  Justiz  ansieht 

§23. 

Robert  Mohl. 

Während  Stein  mit  Betrachtungen  und  Untersuchungen 
über  die  „  Gesellschaft  •  beginnt  und  erst  später  bei  dem  „  Rechts- 
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Staat*  und  der  Formulirung  des  Wesens  desselben  anlangt:  fin- 
den wir  bei  M  0  h  1  den  entgegengesetzten  Entwicklungsgang.  M  o  h  1 
beginnt  seine  literarische  Laufbahn  mit  der  Construction  des  Be- 
griffe des  ,  Rechtsstaats  *,  den  er  dem  ,  Polizeistaat  *  entgegensetzt 
und  gelangt  erst  in  einer  spätem  Periode  seines  Wirkens  zum  Be- 
griff der  «Gesellschaft*  und  zu  Untersuchungen  über  denselben» 
Den  Rechtsstaat  stellt  Mohl  als  eine  von  den  vielen  Staats- 
gattungen hin,  wie  sie  den  verschiedenen  Lebensansichten  der 
verschiedenen  Völker  entsprechen. 

,,  Der  religiösen  Lebensrichtung  des  Volkes  entspricht  die 
Theokratie;  der  sinnlich  verkümmerten  die  Despotie;  der 
privatrechüichen  Forderung  der  Patrimonialstaat;  der  einfachen 
Familienansicht  der  patriarchalischeStaat;  dem  sinnlich  vernünfti- 
gen Lebenszwecke  der  Rechtsstaat  ^). 

An  dieser,  ganzen  Erklärung  ist  zwar  nichts  Reelles  und 
Wahres,  doch  kann  man  sie  als  Ausgangspunkt  einer  Schemati- 
sirung  der  Staatsgattungen  zur  Noth  gelten  lassen.  Uebrigens 
kümmert  uns  hier  nur  die  Definition  des  Rechtsstaates.  In  dieser 
Beziehung  fasst  Mohl  seine  Ansicht  .in  Folgendem  zusammen: 
„Ein Rechtsstaat  kann  also  keinen  andern  Zweck  haben  als  den, 
das  Zusammenleben  des  Volkes  so  zu  ordnen,  dass  jedes  Mit- 
glied desselben  in  der  möglichst  freien  und  allseitigen 
Uebung  und  Benützung  seiner  sämmtlichen  Kräfte  unterstützt 
und  gef5rdert  werde.  In  was  aber  diese  Unterstützung  und  Förde- 
rung zu  bestehen  hat,  ist  leicht  einzusehen.  Die  Freiheit  des 
Bürgers  ist  bei  dieser  Lebensansicht  der  oberste  Grundsatz.  . .  . 
9  Um  aber  dem  Staate  die  Möglichkeit  solcher  Unterstützung 
zu  verschaffen,  muss  jeder  Einzelne  einen  Theil  seiner  Kraft 
abtreten  zur  Bildung  einer  gemeinsamen  Masse  (der 
Staatsgewalt)  aus  deren  Mitteln  er  dann  in  den  Fällen  der 
eigenen  Unvermögenheit  wo  möglich  unterstützt  werde. " 

Es  sind  das,  wie  wir  sehen,  Grundansichten,  diß  sich  seit 
Hugo  Grotius  wie  ein  rother  Faden  durch  alle  Naturrechts- 
systeme ziehen.  Der  oberste  Zweck  des  Staates  ist :  das  Volks- 
leben so  zu  ordnen,  damit  alle  möglichst  frei,  also  auch 


^)  Mohl,  Polizeiwiflseiifiohaft  2.  Aufl.  I  5. 
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gleich  frei  ihre  sämmtlichen  Kräfte  üben  nnd  benützen  können. 
Denn  die  Ansicht,  dass  die  Staatsgewalt  von  allen- Einzelnen 
(also  mittelst  Vertrages)  gebildet  werde,  indem  jeder  „einen  Theil 
seiner  Elraft"  zor  Bildung  dieser  „gemeinsamen  Masse*'  hingebt, 
alles  diess  sind  lauter  Naturrechtsphantasien ,  wie  man  Ae  bei  allen 
Jfaturrechtslehrem  und  den  Vertretern  des  Vemunftrechts  findet 
Dazu  gesellen  sich  sodann  bei  Mo  hl  die  „ Gesellschafts **- 
Ideen.  Den  Gredanken,  dass  es  im  Staate  eine  Gresellschaft  oder 
Gresellschaftskreise  gäbe,  entwickelte  Mo  hl  bekanntlich  zuerst 
in  seiner  Abhandlung  „Die  Staatswissenschaften  nnd  die  Gesell- 
schaftswissenschaften "  ^).  Dass  die  Erkenntniss,  dass  es  im  Staate 
Gesellschaftskreise  ^ebt,  die  sich  unabhängig  vom  Staate  um 
gewisse  natürliche  Interessen  gruppiren,  ftlr  die  Staatswissenschaft 
von  grosser  Wichtigkeit  ist,  unterliegt  keinem  Zweifel  und  erhellt 
schon  aus  Stein's  Ausführungen  über  die  Gesellschaft  Wenn 
aber  Mohl  nun  nach  dieser  „Entdeckung^  dem  Staate  zumuthet 
dass  er  alle  diese  „Unterstützungs^ -Pflichten,  die  er  angeblich 
dem  Individuum  gegenüber  hat,  auch  noch  gegen  alle  Gesell- 
schaftskreise üben  solle :  so  heist  das  wohl  die  Bechtsstaatstheorie 
auf  die  Spitze  treiben.  Das  thut  aber  Mohl  in  der  Begriffsbe- 
stimmung des  Staates,  die  er  uns  in  seiner  Encyclopädie  giebt 
Damach  ist  der  Staat  „ein  dauernder  einheitlicher  Organismus 
derjenigen  Einrichtungen,  welche,  geleitet  durch  einen  G  e  s  a  m  m  t- 
willen,  sowie  aufrecht  erhalten  und  durchgeführt  durch  eine 
Gesammtkrafl,  die  Aufgabe  haben  die  jeweiligen  erlaubten  Le- 
benszwecke eines  bestimmten  und  räumlich  abgeschlossenen  Vol- 
kes und  zwar  vom  Einzelnen  bis  zur  Gesellschaft,  zu 
fördern,  soweit  von  den  Betreflfenden  dieselben  nicht  mit  eige- 
nen Kräften  befriediget  werden  können  und  sie  der  Gegenstand 
eines  gemeinsamen  Bedürfnisses  sind "  2).  In  der  Erläuterung 
dieser  Begriflfsbestimmung  des  Staates  meint  sodann  Mohl  mit 
Bezug  auf  diese  Unterstützungspflicht  des  Staates :  dass  der  Staat 
die  Förderung  sämmtlicher  Lebenskreise,  welche  in  sei- 


1)  Erster  Abdruck  in  der  Zeitschrift  f.  d.  ges.  Staatswissenschaft 
1851.  Zweiter  Abdruck  in  der  Gesch.  u.  Liter,  der  Staatswissenschaft. 
I  69.     ^  Mohl,  Enojdopädie  S.  72. 
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ner  Bevölkerang  sich  thatsächlich  vorfinden  and  somit  ihren  Zweck 
bilden,  znr  Aufgabe  hat,  erhellt  aus  der  Hülfsbedürftigkeit 
Aller"  (!)  i). 

Noch  eingehender  schildert  Mo  hl  sodann  den  Rechts- 
staat als  besondere  Staatsgattung  an  jener  Stelle  seiner  Ency- 
clopädie,  wo  er  schon  über  die  Angemessenheit  der  Benennung 
„Rechtsstaat"  gewisse  Scrupel  nicht  überwinden  kann').  Die 
Entstehung  dieses  Rechtsstaates  fasst  er  hier,  seinen  „  gesellschaft- 
lichen" Ideen  treu  bleibend  folgendermassen  auf.  Bei  „nüchter- 
ner Verständigkeit^  strebt  der  Mensch  «die  Entwicklung  seiner 
sämmtlichen  Kräfte  zunächst  als  vereinzelte  Persönlichkeit  und 
als  rein  individuelle  Aufgabe  zu  erreichen.  **  „  Aber  natürlich, 
fahrt  Mohl  fort,  macht  sich  bei  der  Beschränktheit  der  Mittel  der 
Einzelnen  das  Bedürfniss  einer  Verbindung  mit  Andern,  nament- 
lich einer  gesellschaftlichenGliederung  und  eines  ein- 
heitlichen Staates  geltend.  Zu  gesellschaftlichen  Elreisen 
vereinigen  sich  also  diejenigen,  welche  ein  ihnen  gemeinschaft- 
liches Interesse  einzeln  nicht  erreichen  können  und  daher  ent- 
weder bewusst  oder  auch  ohnebestimmteAb sieht  in 
gleicher  Lage  der  Verhältnisse  eine  Gemeinschaft  bilden.  Und 
ebenso  verhalt  es  sich  um  eine  Stufe  höher  mit  dem  Staate. 
Die  Unzureichenheit  der  gesellschaftlichen  Verbindungen  und  das 
Bedürfniss  ein  er  OrdnungundRechtser  ha  Itung  unter 
denselben  drängt  zu  einer  mächtigen  Verbindung.  Die  Selbst- 
thätigkeit  des  Einzelnen  und  die  der  gesellschaftlichen  Kreise 
wird  ergänzt  und  geordnet  durch  den  einheitlichen  Gedanken  und 
die  Gesammtheit  des  Staates."  Aus  dieser  Entstehungs- 
weise des  Staates  und  aus  dieser  Absicht  seiner  Gründer  leitet 
nun  Mohl  die  Aufgabe  des  Rechtsstaates  ab.  Dieselbe,  meint 
er,  sei  eine  doppelte:  „Erstens,  Aufrechthaltung  der  Rechtsord- 
nung im  ganzen  Bereiche  der  Staatskraft  als  ein  Bedürfniss  und 
ein  Gut  an  sich  und  als  Bedingung  alles  Weitern.  Zweitens,  die 
Unterstützung  vernünftiger  menschlicher  Zwecke,  wo  und  insoweit 
die  eigenen  Mittel  der  einzelnen  oder  bereits  zu  kleineren  Kreisen 
vereinigteri  Betheiligten  nicht  ausreichen. " 


«)  L  c.  S,  76.     *)  1.  c.  325. 
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Die  Erfüllung  dieser  Aufgabe  soll  im  Rechtsstaate  oflenbar 
durch  die  Art  und  Weise  seiner  Organisirung  ermöglicht  werden. 
An  dieser  letzteren  tritt  nun  wieder  das  Rechtselement  in  den 
Vordergrund,  dasjenige  Element,  das  ihn  neben  seiner  Entsteh- 
ungsweise und  „Aufgabe**  zum  Rechtstaate  stempelt  üeber  die- 
sen Grundcharakter  nun  des  Rechtsstaates  äussert  sichHohl 
wie  folgt: 

„In  allen  Formen  des  Rechtsstaates  sind  jedoch»  als  un- 
mittelbare Folgerungen  aus  dem  Grundgedanken, 
bestinunte  Rechte  der  einheitlichen  Gewalt  und  ebenso  gewisse 
Ansprache  der  einzelnen  Theilnehmer  und  der  thatsSchlich  be- 
stehenden gesellschaftlichen  Kreise  vorhanden.**  Mit  dieser  Wen- 
dung, in  der  ein  gewisses  flinlenken  von  den  starren  GhniKMUzen 
des  Naturrechtsstandpnnktes,  zu  den  praktischen  Compromiss- 
rücksichten  des  modernsten  Gonstitntionalismus  schon  sichtbar 
ist,  gelangt  Mohl  zur  Formulirung  der  gegenseitigen  Rechte  der 
die  G^sammtheit  repräsentirenden  Staatsgewalt  einerseits  xmd  der 
Einzelnen  andererseits.  Als  allgemeine  Rechte  dieser  letzteren 
werden  nun  getreu  den  Traditionen  dies  Naturrechts  aufgeftthrt: 
„Vorerst  Gleichheit  vor  dem  Gesetze,  d.  h.  BerücksiGh- 
sigung  der  Lebenszwecke  Aller  ohne  Unterschied  auf  persönliche 
Verhältnisse  und  objektive  Anwendung  der  allgemeinen  Normen 
ohne  Rücksicht  auf  Rang,  Stand  u.  s.  w.  des  Einzelnen;  Zwei- 
tens, nicht  nur  Bierechtigung  zur  Verfolgung  jedes  an  und 
für  sich  erlaubten  Lebenszweckes,  sondern  auch  ünterstÄtznng 
in  den  dazu  geeigneten  Fällen  ....  Drittens,  gleicher  An- 
spruch aller  Befähigten  auf  Antheil  an  öffentlichen  Greschäften, 
soweit  eine  solche  nach  der  besonderen  Art  des  Staates  den  ün- 
terthanen  überhaupt  zusteht,  sei  es  nun  als  Bekleidung  vonAem- 
tem,  als  unmittelbares  Stimmrecht  oder  als  active  und  passive 
Betheiligung  bei  einer  Vertretung Viertens,  persön- 
liche Freiheit,  indem  die  Unterwerfung  eines  Staatsgenossen 
unter  einen  andern  durch  Sclaverei,  Leibeigenschaft  oder  Hörig- 
keit irgend  einer  Art  jenem  die  Verfolgung  seiner  Lebenszwecke 
rechtlich  nicht  gestattet,  was  in  geradem  Widerspruch  mit  dem 
Grundgedanken  des  Rechtsstaates  ist.  Fünftens,  Freiheit  der  Gre- 
dankenäusseruug  in  jeder  Form  als  welche  ein  unentbehrliches 
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Mittel  ist,  zur  allseitigen  geistigen  Aasbildung,  auf  welche  die 
Bürger  des  Rechtsstaates  einen  unbeschränkten  Ansprach  haben. 
Sechstens,  freie  Religionsübung Sieben- 
tens, Recht  der  Orts  Veränderung Achtens  dieBe- 

fogniss  zur  Bildung  freiwilliger  Vereine.  ,  .  .  .  .**  Diesen 
Rechten  der  Einzelnen  setzt  Mohl,  wie  erwähnt,  gewisse 
Recht e  der  die  Gesammth ei  t  r  epr  äs  entirenden  Staats- 
gewalt gegenüber;  vor  allem  den  „  Anspruch  auf  gleichen  ver- 
fassungsmässigen  Grehorsam'S  sodann  die  „Berechtigung 
zur  Vornahme  aller  Massregeln,  welche  zur  Erreichung  des  Staats- 
zweckes erforderlich  sind,^  drittens,  endlich  das  „Recht  des 
Staatsoberhauptes  auf  entsprechendesEinkommen  aus  dem  Volks- 
vermögen,'*  Mit  dieser  Zutheilung  der  gegenseitigen  Rechte  an 
die  Einzelnen  und  die  Staatsgewalt,  bei  welcher  die  letztere  etwas 
knapp  bedacht  wurde,  ist  das  theoretische  Grerüste  des  Rech  t s- 
staats  fertig;  deijenigen  Staatsgattung  die  der  „nüchternen 
Verständigkeit"  unserer  Zeit  am  besten  entspricht  Wir  werden 
es  später  sehen,  wie  dieselben  aber  in  ihren  Consequenzen  aller 
„nüchternen  Verständigkeit"  nicht  weniger  Hohn  spricht,  wie  in 
ihren  Prämissen. 

§24. 
StahTs  Rechtsstaat 

Dass  mit  der  blossen  Bezeichnung  ,  Rechtsstaat'  nicht  viel 
gewonnen  war,  das  hatte  den  liberalen  Anhängern  des  neuen 
Schlagwortes,  Stahl  aufs  deutlichste  bewiesen.  Wir  sahen  schon 
einmal,  wie  dieser  scharfirinnige  Vertheidiger  der  überlieferten 
Rechts- und  Staatsordnung  es  verstand  die  h  i  s  1 0  r  i  s  c  h  e  S  c  h  u  1  e 
zu  düpiren  und  unter  ihrer  so  schnell  beliebt  gewordenen  Flagge 
seine  ultramontane  und  reactionäre  Contrebande  zu  schmuggeln. 
Granz  ähnlich  benutzte  er  auch  das  neue  Schlagwort  Rechts- 
staat 

Griff  er  aus  der  historischen  Schule  mit  Eifer  alle  Argu- 
mente heraus,  die  die  Ehrfurcht  für  das  historisch  Gewordene 
predigten,  um  mit  denselben  zu  Schlüssen  zu  gelangen,  die  der 
Grundrichtung  der  historischen  Schule  schnurstraks  entgegenliefen : 
so  machte  er  sich  auch  nicht  viel  Scrupel  darüber  in  den  neuen 
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Ruf  nach  dem  ^ Rechtsstaat*  einzustimmen  mn  sodann  seinen 
ultramontan-reactiouären  Staat  als  den  wahrkaftenRechts- 
staatza  proclamiren.  Dass  er  dabei  durch  Schärfe  des  Ge- 
dankens und  überzeugender  Dialectik  seinen  Gregnem  überlegen 
war  und  die  schwachen  Argumente  ftir  ihren  Rechtsstaat  sieg- 
reich widerlegte,  versteht  sich  bei  Stahl  von  selbst 

Dass  es  gerade  die  « Liberalen  *  sind,  die  das  Feldgeschrei 
vom  «Rechtsstaat^  erhoben,  das  bringt  Stahl  keineswegs  ans 
der  Fassung.  Er  findet  sich  gleich  in  die  neue  Lage.  ,  Es  liegt» 
meint  er,  im  Wesen  des  Staates  Beides,  ein  Reich  des  Rechte, 
«Rechtsstaat*  und  ein  Reich  der  Sitte,  ein  sittliches  Ge- 
meinwesen zu  sein,  und  das  ist  nicht  im  Widersprach  vermöge 
der  tieferen  Einheit  von  Recht  und  Sitte*.  Und  damit  hat  Stahl 
allerdings  etwas  ganz  Richtiges  gesagt.  «Der  Staat  soll  Rechts- 
staat sein,  fahrt  er  dann  ganz  gemüthlich  fort»  das  ist  die 
Lösung  und  ist  auch  der  Entwicklungstrieb  der 
neueren  Zeit.  Er  soll  die  Bahnen  und  Grenzen  seiner  Wirk- 
samkeit wie  die  freie  Sphäre  seiner  Bürger  in  der  Wdse  des 
Rechts  genau  bestimmen  und  unverbrüchlich  sichern  und  soll 
die  sittlichen  Ideen  von  Staatswegen,  also  direkt,  nicht  weiter 
verwirklichen  (erzwingen)  als  es  der  Rechtssphäre  angehört,  d.l 
nur  bis  zur  nothwendigsten  Umzäunung.  Diess  ist  der  Begriff  des 
Rechtsstaates,  nicht  etwa,  dass  der  Staat  bloss  die  Rechtsord- 
nung handhabe  ohne  administrative  Zwecke,  oder  vollends  bloss 
die  Rechte  der  Einzelnen  schütze,  er  bedeutet  überhaupt  nicht 
Ziel  und  Inhalt  des  Staates,  sondern  nur  Art  und  Charakter, 
dieselben  zu  verwirklichen. 

„  Der  Rechtsstaat  steht  daher  inj  Gegensatz  vor  Allem  zum 
patriarchalischen,  zum  patrimonialen,  zum  blossen  Polizeistaate, 
in  welchem  die  Obrigkeit  darauf  ausgeht,  die  sittlichen  Ideen  und 
die  Nützlichkeitszwecke  in  ihrem  ganzen  Umfange  und  nach  einer 
moralischen  daher  arbiträren  Würdigung  eines  jeden  Falles  zu 
realisiren,  er  steht  nicht  minder  aber  auch  im  Gegensatze 
zum  Volksstaate  (Rousseau,  Robespierre)  wie  ich  ihn  nennen 
möchte,  in  welchem  das  Volk  die  vollständige  und  positive  poli- 
tische Tugend  von  Staatswegen  jedem  Bürger  zumuthet  und  sei- 
ner eigenen  jeweiligen  sittlichen   Würdigung  gegenüber  keine 
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rechtliche  Schranke  anerkennt^.  Indem  Stahl  in  diesem  letzten 
Satztheil  den  Rechtsstaat  in  Gregensatz  stelltzum  Yolksstaat 
Boassean*s  and  Robespierres  hat  er  die  neu  ausgegebenen  und 
in  Umlauf  gesetzte  Münze  .Rechtsstaat^  bereits  geschickt  nach 
seinem  GeldfioLSS  umgeprägt  Denn  im  Sinne  der  liberalen 
Gründer  und  Erfinder  des  ,  Rechtsstaats  '  ist  derselbe  allerdings 
nichts  mehr  als  eine  Fortsetzung  und  zeitgemässe  Entwicklung 
des  Rousseau'schen  , Volksstaates"  —  von  einem  „6 e gen- 
satz e'*  zu  demselben  aber  hat  es  den  echten  Rechtsstaats- An- 
hängern nie  geträumt 

Dass  Stahl  nach  einer  solchen  Wendung,  fast  könnte  man 
sagen,  nach  einer  solchen  Fälschung  des  eigentlichen  Rechts- 
staatsgedankens in  der  weitem  Ausführung  und  Entwicklung  dem- 
selben mit  den  Anhängern  des  Rechtsstaates  in  Widerspruch  und 
CoUission  gerathen  musste,  versteht  sich  von  selbst.  Der  heftigste 
Znsammenstoss  aber  zwischen  Stahl  und  den  Rechtsstaats-An- 
hängem  erfolgte  auf  dem  Gebiete  der,  von  den  letztern  aus  ihren 
Theorien  gezogenen  practischen  Consequenzen,  insbesondere  aus 
Anlass  der  aufgeworfenen  Frage  über  Rechtssprechung  in 
Sachen  des  öffentlichen  Rechts. 

Dass  eine  solche  Rechtssprechung  der  Schlussstein  der  gan- 
zen Rechtsstaatstheorie  sein  muss,  ergiebt  sich  fast  von  selbst 
Wenn  zwischen  dem  ESnzelnen  und  der,  „die  Gresammtheit  re- 
präsentirenden  Staatsgewalt ",  ode^um  es  verständlicher  und  rich- 
tiger auszudrücken  zwischen  dem  Unterthan  und  der  Obrigkeit 
ein  gegenseitiges  Rechtsverhältniss  besteht,  wenn  ein  sol- 
ches bestehen  soll,  so  ist  es  offenbar,  dass  es  über  ihnen  beiden 
ein  Gericht,  eine  Rechtssprechung  geben  müsse,  welche 
im  Streitfalle  entscheide,  auf  welcher  Seite  das  Recht,  auf  wel- 
cher das  Unrecht  sei. 

Giebt  es  wider  die  Obrigkeit  und  über  ihr  kein  solches  Gre- 
richt,  dann  gäbe  es  ihr  gegenüber  nur  Pflichten,  keine  Rechte  — 
da  sie  nur  nach  freiem  Ermessen  und  Belieben  handeln  würde. 
Nun  bot  die  anscheinend  so  schwierige  Frage ,  auf  welche 
Weise  die  Obrigkeit  einer  Rechtssprechung  und  einem  Gerichte 
zu  unterwerfen  sei,  den  Anhängern  des  Rechtsstaats  gar  keine 
Schwierigkeit.   Hatten  sie  doch  in  ihrer  Rüstkammer  die  alte 

Q«mplo  wies,  BttditMtMtt.  X3 
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von  Montesquieu  ererbte  Waffe,  an  deren  Zauberkraft  sie  glaubten: 
die  Unabhängigkeit  der  richterlichen  Gewalt  Man 
brauchte  daher  nichts  anderes  als  nur  die  Missbräuche  der  voll- 
ziehenden Grewalt  vor  die  „unabhängige  richterliche  Grewalt"  zu 
bringen  und  das  Räthsel  war  gelöst,  der  Schlussstein  desBechts- 
staatsgebäudes  gefunden,  der  Rechtsstaat  fix  and  fertig.  Um 
diese  Frage  nun,  entbrannte  der  Kampf  zwischen  dem  verkappten 
Reactionär  und  den  echten  Rechtsstaatsanhängem. 

§25. 
Bahr. 

Die  Ansichten  dieser  letzteren  über  obige  Frage  spricht 
Bahr  klar  und  deutlich  aus. 

„Das  Privatrecht,  schreibt  er  '),  welches  die  Verhält- 
nisse der  Individuen  als  solcher  zu  einander  ordnet  erfreut  sich 
eines  verhältnissmässig  hohen  Grades  von  Ausbildung;  und  überall 
sind  Einrichtungen  getroffen,  welche  dessen  Verwirklichijng  im 
einzelnen  Falle,  soweit  nach  menschlichen  Verhältnissen  thonlich 
sichern  und  gewährleisten  sollen.  Ganz  anders  steht  es  mit  dem 
öffentlichen  Recht.  Zwar  ist  heutzutage  mehr  als  je  der 
Gedanke  lebendig,  dass  das  Verhältniss  zwischen  Regierenden 
und  Regierten  nicht  ein  solches  einseitiger  Gewalt»  sondern  des 
Rechtes  sein  soll;  .dass  beide  mit  Rechten  und  Pflichten  ein- 
ander gegenüber  stehen.  Allein  über  den  wahren  Charakter  die- 
ser Rechte  herrscht  vielfach  Unklarheit.  Fast  überall  ist  deren 
festere  Bestimmung  und  Begrenzung  erst  im  Entstehen  begriffen. 
Und  vollends  fehlt  es  an  Mitteln,  welche  die  Einhaltung  der 
Reohtsgreuzen  zu  Gunsten  der  Uuterthanen  rechtlich  sicherstellen 
und  gewährleisten**.  Eine  solche  Sicherstellung  und  Gewähr- 
leistung vermittelst  einer  unabhängigen  Rechtssprechung  erscheint 
Bahr  als  im  Wesen  des  Rechtsstaats  gelegen:  desshalb  versucht 
er  es  auch  „den  Entwicklungsgang  kurz  zu  zeigen,  den  unser 
noch  in  -/der  Kindheit  begriffenes  öffentliches  Recht  zu  nehmen 
hat,  wenn  es  anders  in  sich  selbst  zur  Sicherheit  gelangen  und 
zu  dem  Charakter  eines  wahren  Rechts  erstarken 
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soll".  In  diesem  Punkte  hatte  nun  Stahl  allerdings  eine  ganz 
andere  Meinung  ausgesprochen.  Die  Erklärung,  dass  der  Staat 
9 Rechtsstaat"  sein  solle,  hatte  ihn  nicht  im  mindesten  gehindert 
das  Verhältniss  zwischen  Regierenden  und  Regierten  keines- 
wegs als  ,  ein  Verhältniss  des  Rechtes "  im  Sinne  der  Rechts- 
staatsanhänger au&ufassen.  Denn  während  bei  diesen  letzteren 
der  Staat  nur  Rechtsstaat  ist  und  nichts  mehr,  lässt  ja  Stahl 
seinen  Staat  noch  obendrein  ,,ein  sittliches  Reich,  die  sittliche 
Welt*  *)  sein  und  dahat  es  doch  mit  dem  Verhältniss  des  „Vol- 
kes" zu  seiner  , Herrschaft",  zur  „ Obrigkeit"  eine  ganz  andere 
Bewandtniss. 

Denn,  wenn  der  Staat  ,  die  menschliche  Ordnung  und  Re- 
gierung ist,  durch  welche  die  menschliche  Gemeinschaft  der  Welt- 
ordnung Gottes  erhalten  und  seiner  Führung  als  Werkzeug  dienen 
soll,  in  Gt)ttes  Ermächtigung  und  Auftrag  etc.  eta "  da  ist  es 
doch  klar,  dass  man  mit  einer  solchen  Obrigkeit  nicht  so  um- 
springen kann,  wie  es  die  Rechtsstaatsanhänger  zu  thun  sich  an- 
massen.  Stahl  erklärt  demnach  unumwunden,  dass  die  Hand- 
lungen der  Staatsregierung  kein  Gegenstand  einer  Anfechtung 
vor  Gericht  seitens  der  Unterthanen  sein  können.  Wohl  muss 
die  Regierung  .bei  ihren  Handlungen  sich  innerhalb  der  Gesetze 
halten,  sie  muss  dieselben  als  Schranke  respektiren,  das  ver- 
langt der  Charakter  des  R  e  c  h  ts  s  t  a  a  t  e  s ;  da  aber  der  Staat  nicht 
nur  Rechtsstaat  sondern  auch  ein  ,  sittliches  Reich,  eine  sitt- 
liche Welt"  ist,  so  kann  von  einer  Rechtssprechung  über  die 
^  Handlungen  der  Obrigkeit  nach  Stahl  keine  Rede  sein.  » Die 
Regierung  des  Staates,  so  lautet  seine  diesbezügliche  Argumen- 
tation, greift  mit  ihren  Functionen  überall  in  die  Rechtspflege 
des  Unterthanen,  in  sein  Vermögen,  in  seine  Freiheit,  in  sonst 
ihm  besonders  zugestandene  Befugnisse  und  muss  hierbei  nach 
oder  bez.  innerhalb  der  Gesetze  verfahren;  sonst  büsst  der  Staat 
seinen  Charakter  als  Rechtsstaat  ein.  Wenn  nun  der  Unter- 
than  l^hauptet,  hierin  gegen  Gesetz  und  Recht  behandelt  zu  sein, 
entsteht  die  Frage,  wem  die  Entscheidung  zukommt,  der  Re- 
gierung selbst  (den  Behörden,  zuletzt  dem  Souverän)  oder  den 
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Gerichten  und  zwar  sowohl  hinsichtlich  der  Entscheidung  vorher, 
ob  der  Eingriff  geschehen  dürfe,  als  nachher,  ob  er  rechtmässig 
geschehen  sei,  oder  aber  Aufhebung  bez.  Wiederherstellung  oder 
Entschädigung  erfolgen  müsse.  Nach  der  Natur  des  Staates  als 
eines  sittlichen  Reiches,  dem  die  Einzelneu  als  Glieder  an- 
gehören, kann  nur  er  selbst»  seine  eigene  beherrschende  Macht, 
sohin  die  Regierung  das  Urtheil  über  die  gesetzmässige  Anwen- 
dung ihrer  Functionen  haben,  sie  kann  nicht  für  Vornahmen  der- 
selben erst  der  Entscheidung  der  Gerichte  als  einer  dritten  Macht 
bedürfen,  noch  weniger  kann  sie  selbst  der  Macht  der  Gerichte, 
deren  Verurtheilung,  Befehl  und  Vollstreckung  unterliegen"  *). 

Damit  hat  nun  Stahl,  nachdem  ei  einerseits  die  Bezeich- 
nung Rechtsstaat  adoptirte,  andererseits  vom  Standpunkt  seines 
„sittlichen  Reichs"  diejenige  Forderung  bestritten  und  abgelehnt 
in  deren  Erhaltung  die  Rechtsstaatsanhänger  die  conditio  sine  qua 
non  des  Rechtsstaats  erblicken  zu  müssen  erklärten.  Dass  übri- 
gens Stahl  diese  seine  Ansicht  auf  ganz  triftige  Gründe  stützt, 
lässt  sich  nicht  bestreiten.  „Dächte  man  sich  einen  Zustand, 
dass  über  die  Akte  der  Staatsgewalt,  sei  es  vor  ihrer  Vornahme 
sei  es  nachher,  richterliche  Entscheidung  überall  eintrete,  wenn 
der  Unterthan  sich  auf  Rechtsverletz'ing  beruft,  so  hätte  damit 
der  Staat  aufgehört,  wirklich  Staat,  ein  sittliches  Reich  über 
dem  Individuum  zu  sein,  er  würde  selbst  eine  blosse  Privatpartei, 
seine  Handlungen  verlören  den  Charakter  einer  höheren  Autorität, 
es  käme  ihm  sein  Herrschaftsrecht  gegen  den  Unterthan  nicht 
in  anderer  Art  zu  als  dem  Gläubiger  seine  Befugnisse  gegen  den 
Schuldner  —  und  die  Unterthanen  hätten  aufgehört,  ergänzende 
Glieder  des  Staates,  dieses  sittlichen  Ganzen  zu  sein,  sondern 
ständen  ihm  als  einem  Subjecte  ausser  ihnen,  als  losgetrennte, 
unabhängige,  gleichartige  Subjecte  gegenüber".  Ein  solcher  Zu- 
stand, meint  Stahl,  kann  nirgend  bestehen,  weil  der  Staat 
nirgend  seine  Natur  als  Staat  völlig  verläugnen 
k  a  n  n".  In  diesen  Ausführungen  Stahl's  liegt  viel  Wahres.  Dass 
die  Natur  des  Staates,  den  Stahl  an  einer  andern  Stelle  als 
einen  „Verband  eines  Volkes   unter  einer  Herrschaft"  be- 
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zeichnet,  dass  diese  Nator  des  Staates  einer  Herabziehung  der 
Verhältnisse  zwischen  dem  Einzelnen  und  der  Regierung  in  die 
Sphäre  des  Privatrechts  sich  widersetzt,  das  ist  vollkommen  richtig 
und  das  übersehen  leider  die  Anhänger  des  Rechtsstaats. 

Während  aber  diese  letzteren  starr  auf  ihrem  rein  privat- 
rechtlichen Standpunkt  verharren  und  gar  keinen  principiellen 
Unterschied  zwischen  Privat-  und  öffentlichem  Rechte  und  ihrer 
Greltendmachung  zulassen  wollen:  geht  andererseits  Stahl  der 
Frage  ganz  aus  dem  Wege,  ob  nicht  doch  der  moderne  Staat  im 
Vergleich  zu  dem  absoluten  „  Polizeistaat  ■  gewisse  Sphären  des 
öffentlichen  Rechtes  ihres  fiüheren  staatsrechtlichen  Charakters 
entkleiden  und  dieselben  zur  Sphäre  des  Privatrechts  heranziehen 
solle.  Und  dennoch  könnte  nur  in  einem  solchen  beiderseitigen 
Entgegenkommen  die  Lösung  des  schwierigen  Problems  gefun- 
den werden. 

§26. 
Bahr  contra  Stahl. 

Von  einem  solchen  Entgegenkommen,  von  einer  solchen 
nüchternen  Einsicht  in  die  Natur  des  Staates  als  einer  Herrschafts- 
ordnung ist  bei  dem  liberalen  Gegner  Stahl's,  der  es  unternahm, 
ihm  gegenüber  den  Rechtsstaat,  wie  er  sein  soll,  darzustellen 
und  zu  vertheidigen,  keine  Rede. 

Bahr  versucht  die  obigen  Ansichten  Stahl's  über  Rechts- 
sprechung in  Sachen  des  öffentlichen  Rechts  zu 
widerlegen.  Wäre  er  dabei  etwas  weniger  radical  zu  Werke  ge- 
gangen, so  hätte  seine  Widerlegung  gewiss  einen  grossem  Erfolg. 
Aber  Bahr  bestreitet  entschieden,  dass  es  zwischen  Recht  und 
Recht  einen  Unterschied  mit  Bezug  auf  dessen  Geltendmachung 
geben  könne.  Ob  Privat-  oder  öffentliches  Recht,  meint  er,  das 
bliebe  sich  ganz  gleich.  „  Man  kann,  sagt  er,  überhaupt  Rechte 
als  solche,  nicht  als  verschieden  gewerthet,  gegen  einander  ab- 
wägen wollen.  Ein  jedes  Recht  als  Recht  hat  gleichen  Werth 
und  gleichen  Anspruch  auf  Geltung  "  ^).  Dass  diese  Worte  Bähr's 
nur  eine  eitle,  inhaltslose  Doctrin  enthalten,  dass  dürfen  wir  wohl 
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nach  alledem,  was  wir  im  I.  Buche  ausfiQirten,  als  erwiesen  an- 
nehmen. Dass  Bahr  mit  diesem  Satze  keine  wirkliche  Wahr- 
heit, keine  positive  Thatsache,  sondern  nur  einen  fronmien  Wunsch 
ausdrückt,  geht  ja  schon  aus  seinen  eigenen  Worten  hervor,  die 
wir  oben  anführten.  Gresteht  er  es  doch  dort  selbst  ein,  dafis  es 
mit  dem  öffentlichen  Rechte  „  ganz  anders  stehe  *  als  mit  dem 
Privatrechte  und  dass  das  öffentliche  Recht  erst  dann  „  zum  Cha- 
rakter eines  wahren  Rechts  erstarken*  werde,  wenn  es  den 
ihm  von  Bahr  in  seinem  Buche  vorgezeichneten  Entwicklungs- 
gang nehmen  werde.  Bis  dahin  aber,  das  geht  aus  seinen  eigenen 
Worten  wohl  unzweifelhaft  hervor,  entbehrt  es  nooh  dieses 
„wahren  Charakters  des  Rechtes.*^  Nun  hat  es  aber 
die  Wissenschaft  nur  mit  Wahrheiten  und  Thatsachen,  mit  der 
Wirklichkeit  zu  thun;  was  künftig  werden  soll,  —  notabene 
wenn  gewisse  Bedingungen  eingehalten  werden,  also  was  künftig 
werden  kann,  aber  auch  nicht  werden  kann,  mit  einem  Worte, 
was  zweifelhaft  ist  ob  es  werden  kann,  das  ist  nicht  Gregenstand 
der  Wissenschaft  *). 

Nur  halb  wahr  ist  der  Vorwurf,  den  Bahr  gegenüber  Stahl 
erhebt,  dass  dieser  „  die  herrschende  Unklarheit  über  das  Wesen 
des  öffentlichen  Rechts  benützt,  um  das  Verhältniss  zwischen 
Obrigkeit  und  Unterthan  seines  rechtlichen  Charakters  leise  zu 
entkleiden  und  unter  dem  Vorwand  „sittlicher  Autorität*  zu 
einem  Verhältniss  einseitiger  absoluter  Gewalt  zu  machen  *. 

Richtig  ist  es,  dass  Stahl  die  ganz  unklare  und  unverständ- 
liche Phrase  von  dem  „  sittlichen  Reich  *  dazu  benützt,  um  aller- 


')  Bemerkt  zu  werden  verdient  allenfalls,  dass  Bahr  anf  keinen 
existirenden  Staat  als  Rechtsstaat  hinweisen  kann.  Dagegen  findet  man 
bei  ihm  solche  Aeussemngen,  wie  die  Folgenden :  >  Preossen  nach  seinen 
dermaligen  (1864)  Institutionen  ist  noch  weit  davon  entfernt,  Bechts- 
staat  zu  sein.  Oesterreich  freilich  noch  viel  weiter!*  —  Nun  Busslandf 
die  Türkei  etc.  wird  ihm  unter  seine  Bezeichnung  »Rechtsstaat*  gewiss  noch 
weniger  gepasst  haben,  ebenso  das  (damals  Napoleonische)  Frankreich; 
bliebe  also  nur  etwa  das  »englische  Muster*  —  nun  über  dieses  Muster- 
land als  »Bechtsstaat*  hat  Gneist  viele  Täuschungen  denen  sich  die 
Bechtsstaatsanhänger,  wie  Bahr  hingaben,  gründlich  berichtigt  —  und 
nach  diesen  Berichtigungen  passen  Bähr*s  Bechtsstaatsmerkmale  nicht 
einmal  auf  England. 
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lei  Klerikales  und  Reaktionäres  damit  zu  begründen  oder  viel- 
mehr zu  bemänteln.  Aber  wenn  diese  nebelhafte  Phrase  vom 
9 sittlichen  Reich*  allerhand  klerikalen  Tendenzen  Vorschub 
leisten  kann ,  so  ist  doch  die  Theorie  vom  « Reich  der  Freiheit 
und  des  Rechtes",  mit  der  man  liberalerseits  kämpft,  ebenfalls 
nur  eine  nebelhafte  Phrase.  Aber  zwischen  den  klerikalen  und 
liberalen  Phrasen  in  der  Mitte  lag  die  Wahrheit,  der  man  bei- 
derseits sorgfältig  aus  dem  Wege  ging,  die  einfache  und  nüchterne 
Wahrheit,  dass  der  Staat  ein  thatsächliches,  natürliches  Yerhält- 
niss  der  Herrschaft  sei,  welches  Sittlichkeit  und  Recht  erzeugt, 
selbst  aber  über  ihnen  im  ewigen  Strom  der  Thatsachen 
steht   — 

Dem  Stahrschen  Satz  gegenüber,  ,  dass  die  Staatsregierung 
(bez.  der  Souverain)  als  höhere  sittliche  Autorität  über  den 
Unterthanen  selbst  und  allein  die  Entscheidung  über  gesetz- 
mässige  Ausübung  ihrer  Functionen  gegen  dieselben 
hat  und  weder  vor  den  Functionen  über  jieren  Zulässigkeit;  noch 
auch  nach  ihren  über  deren  Rechtmässigkeit  oder  Entschädi- 
gungsfolge einer  andern  Autorität  unterliegen  kann**),,  setzt 
Bahr  den  einfachen  Widerspruch  entgegen,  dass  es  ^unwahr  sei, 
dass  das  öffentliche  Recht  nicht  ebensogut  geeignet  sei,  Gegen- 
stand eines  Richterspruchs  zu  werden,  als  das  Privatrecht "2). 
Den  Beweis  aber  för  diese  seine  negative  Behauptung,  etwa  durch 
einen  Hinweis  auf  wirkliche  Zustände  beizubringen,  ist  Bahr  nicht 
imstande.  Im  Gregentheil  liegt  in  seiner  Bemerkung,  dass,  «wenn 
bisher  auch  der  vom  staatsrechtlichen  Gesichtspunkte  aus  zu  con- 
struirende  Rechtsbesitz  in  den  meisten  Ländern  unausgebildet 
geblieben  ist,  so  ist  das  doch  nur  ein  einzelnes  Moment  in  der 
allenthalben  geschichtlich  begründeten  Erscheinung,  dass  für  die 
Umwandlung  des  Patrimonialstaates  in  den  Rechtsstaat  der  Ab- 
solutismus den  Durchgangspunkt  bildet"  —  in  dieser  Bemerkung 
sagen  wir,  liegt  stillschweigend  das  Zugeständniss,  dass  jener  Zu- 
stand, wo  das  öffentliche  Recht  Gegenstand  eines  unparteiischen 
Richterspruches  bilde,  kein  wirklicher  und  existirender ,  sondern 
nur  ein  gewünschter  und  erhoffter  sei,  wobei  allerdings  die  Frage 
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nach  der  Möglichkeit  seiner  Realisirung  noch  eine  offene  bleiben 
muss.  Dagegen  enthält  das  Bähr*sche  Buch  selbst  sehr  viele 
recht  drastische  und  charakteristische  Beispiele,  wie  die  Recht- 
sprechung über  öffentliche  Rechte,  wenn  sie  in  eine  gewisse  Sphäre 
unmittelbaren  Staatsinteresses  hineingreift,  all  und  jede 
Macht  verliert  und  so  lange  der  Staat  Staat  ist,  von  demselben 
eben  unwirksam  gemacht  wird.  Wir  wollen  nur  zur  Illustrinmg 
dieses  Satzes  auf  einige  dieser  bei  Bahr  angeführten  Beispiele 
hinweisen.  Als  im  Jahre  1818  das  Ob.-App.-Grericht  zu  Cassel 
erkannt  hatte,  dass  der  kurhessische  Staat  die  von  dem  König 
von  Westphalen  als  Zwischenherrscher  getroffene  Verfugungen 
über  kurhessische  Staatscapitalien  anzuerkennen  habe,  ergieng 
eine  kurhessische  Verordnung  vom  31.  Juli  1818,  welche  befahl, 
dass  alle  und  jede  Verfugung  der  Zwischenherrschaft  über  jene 
Capitalien  als  ungültig  erkannt  und  nur  „  an  den  Jerome  Bona- 
parte *  wirklich  geleistete  Zahlungen  von  den  öffentlichen  Gassen 
in  Zurechnung  angenommen  werden  sollen.  Das  von  Bahr  ange- 
führte zweite  Beispiel  aus  Kurhessen  ist  Folgendes:  Als  im  Jahre 
1850  die  eingesetzten  Kriegsgerichte  einen  Beamten  lossprachen, 
weil  die  ihm  als  Verbrechen  zur  Last  gesetzte  Thätigkeit  vor 
die,  die  kriegsgerichtliche  Zuständigkeit  begründende  Verordnung 
falle,  ergieng  eine  neue  Verordnung  v.  29.  April  1851,  welche 
die  Zuständigkeit  der  Kriegsgerichte  rückwärts  auch  auf  die  vor 
ihrer  Einsetzung  liegenden  Handlungen  erstreckte.  Und  nun  ward 
der  Freigesprochene  wegen  den  nämlichen  Handlungen  von  den 
nämlichen  Gerichten  von  Neuem  processirt  und  verurtheilt. 

Solche  Beispiele  des  Hinfälligwerdens  jeder  Rechtssprechung 
im  Augenblicke,  wo  sie  ein  unmittelbares  und  erhebliches 
Interesse  des  Staates  tangirt,  könnte  man  unendlich  viele  an- 
führen. Bahr  selbst  liefert  dazu  in  dem  Abschnitte  „Die  Rechts- 
sprechung in  Kurhessen  ■  einen  interessanten  Beitrag,  wobei  noch 
bemerkt  werden  muss,  dass,  wenn  Bahr  auch  von  unparteiischen, 
unabhängigen  und  dennoch  wirksamen  gerichtlichen ürtheilen 
über  staatsrechtliche  Fragen  in  Kurhessen  berichtet  (§43), 
dabei  doch  in  Betracht  kommen  muss,  dass  Kurhessen  in  der  be- 
treffenden Zeitperiode  im  Grund  genommen  kein  ganz  souveräner 
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Staat  war,  dass  er  vielmehr  über  sich  den  deutschen  Baudestag 
und  die  Pression  der  deutschen  Vormächte  fühlte. 

§27. 
Rudolph  Gneist. 

Wir  werden  auf  die  Frage  der  Rechtssprechung  über  öflfent- 
lichrechtliche  Verhältnisse  oder,  um  es  kurj  auszudrücken,  auf 
die  Frage  der  Verwaltungsjustiz  als  einer  Consequenz  der  Rechts- 
staatstheorie noch  später  zurückkommen  und  wenden  uns  jetzt 
zu  dem  letzten  grossen  Repräsentanten  der  Rechtsstaatstheorie, 
der  dieselbe  jedoch  langsam  und  unvermerkt  in  ihr  letztes 
Stadium  hinüberleitet,  in  jenes  Stadium,  wo  im  richtig  gestellten 
Spiegel  der  W  i  r  k  1  i  c  h  k  e  i  t  die  falschen  Prämissen  dieser  Theorie 
und  die  Unvereinbarkeit  derselben  mit  den  gegebenen  Verhält- 
nissen und  mit  der  Natur  des  Staates  von  selbst  in  die 
Augen  springt  und  jede  Hoffnung  auf  eineRealisirung  ihrer  Postu- 
late  aufgegeben  werden  muss. 

Diesen  schwierigen  Prozess  der  Erkenntniss  beschleunigt  zu 
haben  ist  das  grosse  Verdienst  Gneist*s.  Zu  dieser  Erkenntniss 
aber  gelang  er  selbst  ^nel  weniger  durch  staatsphilosophische  und 
allgemein  staatsrechtliche  Betrachtungen  und  Deductionen  als 
vielmehr  durch  ein  eingehendes  und  umfassendes  Studium  des 
positiven  Staatsrechts  insbesondere  Englands  und  Deutsch- 
lands, wozu  sichsodanil  eine  vieljährige  Erfahrung  im  praktischen 
Staatsleben  gesellte. 

Gneist  gesteht  es  mit  einem  Freimuthe,  der  nur  wirklicher 
Grösse  und  wirklichem  Verdienste  eigen  zu  sein  pflegt,  dass  Stein's 
a meisterhafte  Darstellung*  des  Begriffes  der  Gesellschaft  für  ihn 
von  „massgebender  Bedeutung"  geworden  sei  *). 

In  der  That  bildet  Stein's  Gesellschaftsbegriff  und  Stein's 
Anschauung  über  das  Verhältniss  der  Gesellschaft  zum  Staat 
dieHauptaxe,  um  die  sich  Gneist's  positiv-staatsrechtliche  Unter- 
suchungen drehen.  Dass  aber  Gneist  schliesslich  zu  reelleren  und 
positiveren  Resultaten  gelangt  als  Stein,  das  kommt  sowohl  von 


^  Gneist,  Rechtsstaat  2.  Aufl.  S.  333  Anm.  1. 
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der  ganz  verschiedengeartetea  Geistesbeschaffenheit  dieser  beiden 
Staatsgelehrten,  wie  auch  von  den  ganz  verschiedenen  wissen- 
schaftlichen Mitteln  und  Apparaten  so  zu  sagen,  deren  sie  sich 
bedienen. 

Während  Gneist  vorwiegend  die  wirklichen  Znstande  in 
Vergangenheit  und  Zukunft  studiert,  in  die  kleinsten  Details  des 
öffentlichrechtlichen  Staatslebens  eindringt  und  den  Boden  des 
Wirklichen  und  Möglichen  nie  verlässt:  ist  Stein,  wie  wir 
gesehen  haben,  mehr  Dialektiker,  der  die  Wirklichkeit  nur  aus 
der  Perspektive  ansieht  und  nur  insofeme  berücksichtigt,  in  wie- 
feme  sie  ihm  als  nebelhaftes  Substrat  seiner  Abstractionen  und 
Ideen  dient. 

Diese  letzteren  aber  sind  es,  mit  denen  Stein,  im  geraden  Ge- 
gensatz zu  Gneist,  fast  ausschliesslich  operirt  Gneist  handelt 
immer  nur  vom  positiven,  vom  wirklichen  Staat  und  seinen  Ein- 
richtungen: Stein  kennt  nur  den  Staat  in  der  Idee  und  untersucht 
nur  die  Momente,  den  Inhalt,  die  Form  dieser  Idee,  ihre  dialek- 
tische Entwicklung  u.  dgl.  Stein  ist  gewiss  sehr  anregend:  Gneist 
belehrend.  Ohnezweifel  hat  Stein  die  Entwicklung  der  Bechts- 
staatstheorie  durch  die  Formulirung  seines  Gesellschaftsbegrifb 
bedeutend  gefördert :  keiner  aber  der  neuern  Staatsrechtslehrer 
hat  uns  die  Natur  des  wirklichen  Staates  und  seiner 
Einrichtungen  besser  zu  erkennen  gegeben,  keiner  hat  uns  über 
den  wirklichen  Wahrheitsgehalt  der  Rechtsstaatstheorie  gründ- 
licher belehrt,  als  Gneist. 

Angeregt  durch  die  Stein'sche  Entwicklung  des  G^sellschafts- 
begriffs,  versucht  es  Gneist  in  seinen  grossartigen  Darstellungen 
des  englischen  Verfassungs-  und  Verwaltungsrechtes  die  Mannig- 
faltigk  eit  der  öffentlich-rechtlichen  Verhältnisse  aus  ihren,  im  Boden 
der  Gesellschaft  sich  verzweigenden  Wurzeln,  zu  erklären. 
Damit  hat  Gneist  aus  der  Stein'schen  Abstraction  einen  reellen 
Gewinn  zu  ziehen  versucht,  was  ihm  vollkommen  gelungen  ist 
Die  Idee  dieses  seines  Vorganges  ist  Gneist  vorerst  noch  nicht  in 
ihrer  vollen  Klarheit  zum  Bewusstsein  gekommen  und  es  hat 
lange  gedauert  bis  er  derselben  klaren  und  deutlichen  Aus- 
druck gab. 

Nur  erstinstinctmässig  sucht  er  in  seiner  ersten  Schrift  über 
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9 Adel  und  Ritterschaft  in  England"  nach  den  ökonomischen 
Ursachen  des  politischen  Uebergewichts  des  einen  Standes  über 
die  andern.  Dabei  bringt  er  sich  schon  zweierlei  zum  Bewusst- 
sein,  erstens  den  innigen  Causalzusammenhang  zwischen  der  öko- 
nomischen und  politischen  Stellung  der  einzelnen  Glassen  und 
Stände  im  Staate  und  zweitens  die  in  den  verschiedenen  Besitz 
und  Erwerbverhältnissen  wurzelnden  gegenseitigen  Abhängigkeits- 
verhältnisse der  socialen  Bestandtheile  des  Staates.  Und  noch 
einen  dritten  sehr  wichtigen  Gesichtspunkt  gewinnt  Gneist  aus 
diesen  seinen  Forschungen  und  zwar  den,  dass  es  im  wirkli- 
chen Leben  des  Staates  und  der  Gesellschaft  staatsrechtliche 
Bildungen  gebe,  die  durch  die  Macht  der  ökonomisch  und  politi- 
schen Verhältnisse  exisüren,  ohne  in  irgend  einem  Gesetze  ver- 
zeichnet zu  sein.  Diese  letztere  Erkenntniss  ist  es,  die  die  staats- 
rechtlichen Untersuchungen  Gneists  höchst  erfolgreich  förderten. 

ESne  solche  gesellschaftliche  Gestaltung  des  wirklichen  Le- 
bens,  die  im  Staatsrecht  eine  bedeutende  Rolle  spielt,  ohne  dass 
sie  im  Gesetz  irgend  wie  formulirt  worden  wäre,  erkannte  Gneist 
sehr  richtig,  in  der  englischen  G  e  n  t  r  y.  Das  Wesen  dieser  Gentry 
eruirt  Gneist  nicht  aus  dem  geschriebenen  Staatsrecht,  sondern 
aus  den  wirklichen  Strömungen  des  Lebens. 

„So  modifidrbar  diese  Gentry  erscheint,  sagt  Gneist,  so  un- 
zweifelhaft ist  es,  dass  sie  seit  mehreren  Jahrhunderten  die  eigent- 
liche Staatsmacht  in  England  darstellt*^  ,  J)as  Unterhaus  war 
von  jeher  ausschliesslich  in  den  Händen  der  Gentry".  ,J)er 
Geistliche  und  Advokat  ist  immer  ein  Gentleman  ohne  Rücksicht 
auf  das  Einkommen'^  ,  JMe  OfiSziersstellen  sind  von  der  Gentry 
besetzt  und  für  sie  käuflich"  ^). 

Solche  Sätze,  wie  diese  hier,  illustriren  vollkommen  die 
Methode  Gneist's  und  den  grossen  Fortschritt,  den  die  Wissen- 
schaft des  Staatsrechts  mit  ihm  gemacht.  Nicht  um  Interpre- 
tationen vonParagraphen,  nicht  umSchematisirun- 
gen  von  Verfassungs-  und  Verwaltungsgesetzen 
handelt  es  sich  hier:  das  öffentliche  Leben  selbst,  das  staatliche 
Thun  und  Lassen  werden  hier  treu  nach  der  Wirklichkeit  wieder- 


^)  Gneist  Adel  und  Bitterschaft  in  England  1853.  8   7. 
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zageben  versucht.  Fanden  sie  bereits  ihren  Ausdrack  in  Gresetzen 
um  so  besser;  war  diess  noch  nicht  der  Fall,  dann  finden  sie  es 
eben  in  der  Wissenschaft  des  Staatsrechts. 

Es  ist  ein  Schatz  von  Erkenntnissen,  welche  Gneist  auf 
diesem  Wege  der  Wissenschaft  vom  Staate  erschloss. 

Vor  allem  hat  er  auf  diesem  Wege  den  bei  Stein  so  ab- 
stracten  und  nebelhaften  Begriff  der  Gesellschaft  in  einen 
concreten  und  greifbaren  umgewandelt  und  das  Yerhältniss  der- 
selben zum  Staat  aus  einem  mehr  dialectischeü  Moment  in  ein 
plastisches  Bild  umgestaltet. 

Die  Gesellschaft  ist  ihm  gleichbedeutend  mit  dem  socialen 
Inhalt  des  Staates  in  so  fem  derselbe  sich  uns  als  in  einem  Netz 
gegenseitiger  Abhängigkeiten  verstrickt  darstellt:  der  Staat  hin- 
gegen ist  ihm  das  allmächtige  Band,  welches  dieses  Netz  zn- 
sammenhält,  und  dessen  Bewegungen  nach  Belieben  regelt  Die 
realistische  Schilderung,  die  Gneist  von  der  so  anfge&ssten  Ge- 
sellschaft und  ihrem  Verhältnisse  zum  Staate  giebt,  ist  voll  Leben 
und  Wahrheit. 

9  Im  ländlichen  wie  im  städtischen  Besitz  erschienen  zu- 
nächst die  arbeitenden  Glassen  massenweis  abhängig  durch  das 
Gesindewesen  und  den  häuslichen  Verband  der  Arbeitsgehülfen, 
welcher  in  der  neuern  Entwicklung  in  ein  kündbares  Lohn-  und 
Auftragsverhältniss  übergeht,  immer  aber  die  Existenz  des  Ar- 
beiters nur  von  der  Mässigung  des  Herrn  abhängig  macht  oder 
vielmehr  von  dessen  verständiger  Einsicht  in  sein  eigenes  Interesse. 
Diess  Abhängigkeitsverhältniss  erstreckte  sich  sodann  durch  die 
mittleren  Classen  hindurch  und  macht  den  kleineren  Grund- 
besitzer, Kaufmann,  Handwerker,  Unternehmer,  Capitalisten  ab- 
hängig von  dem  grösseren.  Auch  durchkreuzen  sich  die  ver- 
schiedenen Zweige  des  materiellen  Besitzes  unter  sich  und  mit 
dem  geistigen  Besitz.  Der  Haus-  und  Gutsbesitzer  wird  ab- 
hängig von  seinen  Gläubigern,  der  Unternehmer  vom  Capitalisten 
und  dieser  von  jenem ;  der  Advocat  und  der  Arzt  von  seinen 
Kunden,  der  Geistliche  von  seinen  Pfarrkindern  und  umgekehrt; 
der  Untergebene  von  seinen  oberen  Beamten  u.  s.  f.  Es  ist  un- 
möglich mit  wenig  Worten  diess  Netz  der  Abhängigkeitsver- 
hältnisse zu  erschöpfen.   Es  mag  ein  jeder  Einzelne  versuchen, 
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die  Personen  zusammenzuzählen  die  als  Familienglieder,  Diener, 
Handwerker,  Arbeiter  und  durch  sonstige  Gönner-  und  Kund- 
schaft von  ihm  abhängig  sind;  dann  die  Betrachtung  umkehren 
auf  die  Banden  die  ihn  selbst  binden;  diese  Rechnung  millionen- 
mal  vervielfältigen:  so  wird  ein  ungefähres  Bild  des  Netzes  von 
Abhängigkeiten  entstehen,  welches  wir  die  Gesellschaft 
nennen. 

„Sie  gliedert  die  Menschen  nach  materiellem 
and  geistigem  Besitz  in  feste  Klassen,  in  welchen 
der  Nichtbesitz  im  Ganzen  ebenso  erblich  ist  wie 
der  Besitz.  Sie  verbreitet  über  alle  Zweige  des  menschlichen 
Lebens  eine  Abhängigkeit,  die  mit  hundert  Fäden  jeden  Einzel- 
nen von  dem  Willen  und  der  guten  Meinung  Anderer  abhängig 
macht  und  den  Schwerpunkt  des  ganzen  Systems  zu- 
letzt in  eine  herrschende  Klasse  legt.  ^ 

Dass  dieser  „Schwerpunkt"  immer  auf  Seite  des  Be- 
sitzes ist,  darüber  igt  sich  Gneist  ganz  klar:  „Der  Grund, 
warum  die  besitzenden  Klassen  herrschen,  liegt  in  derNatur 
des  Besitzes  selbst.*  Aber  auch  über  das  Wesen  der  durch 
den  Besitz  bedingten  gesellschaftlichen  Abhängigkeit  und  Unab- 
hängigkeit hat  Gneist  eine  unübertroffen  nüchterne  Ansicht 
„Abhängig,  meint  er,  nennen  wir  den,  der  mit  sichtbaren 
Banden  von  Einem  oder  Wenigen  abhängt;  unabhängig  den,  der 
durch  hundert  unsichtbare  Fäden  gebunden  ist  Ein 
gewisser  Grad  von  Charakterstärke  mag  versuchen,  diese  Banden 
zu  zerreissen;  zu  lösen  vermag  sie  der  Einzelne  über- 
haupt nicht  Nur  die  Gesammtheit  kann  in  verständiger  Ein- 
sicht in  ihr  gemeinsames  wahres  Interesse  diese  Abhängigkeit 
versittlichen,  mildern,  aufheben,  so  weit  diess  durch 
menschliche  Einrichtungen  überhaupt  möglich  :unddieseEin- 
richtungen  bilden  den  Staat*  *). 

Wer  nun  Staat  und  Gesellschaft  so  realistisch  auffasst,  wie 
das  hier  von  Gneist  geschieht,  von  dem  ist  es  klar,  dass  er  keinen 
Augenblick  Anhänger  jenes  „  Rechtsstaates  "  sein  kann,  der  auf 
lauter  Prämissen  beruht,  die  im  wirklichen  Leben  des  Staates 


^)  Gneist,  Adel  und  Ritterscliaft  in  Engknd  S.  11. 
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nicht  anzutreffen  sind  und  der  mit  seinen  Zielen  und  Hoffianngen 
sich  an  eine  ferne  Zakonfb  und  an  ein  ideales  Menschengeschlecht 
wendet.  Ein  solches  realistisches  Eindringen  in  die  Natur  des 
Staates  und  der  Gresellschafb  musste  Gneist  allen  idealisti- 
schen Rechtsstaatstheorien  gegenüber  ablehnend  stimmen. 

Gneist  musste  bald  erkennen,  dass  sich  die  wirkliche  Natar 
des  Staates  und  der  Gesellschaft  gegen  alle  solche  Ideale,  wie  de 
die  Rechtsstaatsanhänger  zu  verwirklichen  hofften,  mit  aller  Gre- 
walt  sträube.  Von  dieser  negativen  Erkenntniss  war  es  nur  mehr 
ein  Schritt  zu  der  weiteren  positiven  Erkenntniss,  dass  die  An»- 
gleichung  der  politischen  und  socialen  G-egensätze,  von  deren 
Kampf  die  europäischen  Continentalstaaten  gegen  die  Mitte  un- 
seres Jahrhunderts  bewegt  waren,  sich  nor  auf  dem  Boden  des 
wirklich  en  Staates  vollziehen  könne. 

Dieses  spricht  Gneist  in  seinem  grossen  Werke  über  eng- 
lisches Verfassungsrecht  in  der  Vorrede  aus:  »Der  wirkliche 
Staat  in  seiner  Einheit  und  Rechtsoontinuität  ist  der  Boden, 
auf  dem  eine  Versöhnung  der  Gegensätze  möglich  ist,  welche  seit 
einem  Menschenalter  Deutschland  bewegen.  Nicht  zu  hoffen 
ist  sie  freilich,  so  lange  die  Meinung  herrscht,  dass  unsere  Staats- 
und Rechtsentwicklung  seit  Jahrhunderten  sich  auf  Irrwegen  be- 
finde. Wo  solche  Vorstellungen  als  Grundzug  durch  philosophische, 
juristische  und  theologische  Schulen  hindurchgehen,  ist  noch 
immer  ein  nervöser  Zustand  der  Nation  vorhanden,  in  welchem 
die  objektive  Anschauung  vom  Staate  verloren  geht  *  ^). 

Also  der  wirkliche  Staat  und  die  wirkliche  Gesellschaft  in 
ihrer  historischen  Entwicklung  müssen  der  Boden  sein,  auf 
dem  die  Verwirklichung  der  politischen  Ideale  zu  suchen  und  zu 
versuchen  ist.  Diesen  äusserst  fruchtbaren  Gedanken  nimmt  so- 
dann Gneist  in  seinem  spätem  Buche,  indem  er  uns  die  staats- 
philosophischen Resultate  seiner  positiv-staatsrechtlichen  Unter- 
suchungen bietet,  von  Neuem  wieder  auf  »  .  .  .  .  Die  heutige 
Welt,  schreibt  Gneist  in  seinem  „  Rechtsstaat  *,  in  ihren  tiefen  (Je- 
gensätzen  muss  auf  dem  Boden  der  Gesellschaft  begriffen  wer- 


')  Gneist,  Das  heutige  englische  Terfassongs-  und  Verwaltnngs- 
recht.  1857.  I  Th.  Vorrede. 
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den  ■  ^).  „  Auch  die  Wissenschaft,  heisst  es  da  weiter,  kann  sich 
der  Anerkennung  nicht  entziehen,  dass  jenes  abstracte  «Ich*', 
aus  welchem  das  ehemalige  Naturrecht  den  Staat  aufbaute,  nicht 
der  wirklichen  Welt  angehört,  dass  in  der  Wirklichkeit 
"nelmehr  jedes  Volk  sich  innerlich  scheidet  und  gliedert 
nach  den  Besitz  und  Erwerb  der  äussern  und  geistigen 
Güter,  zu  deren  Aneignung  und  Grenuss  die  Menschheit  bestimmt 
ist  — eine  Gliederung,  welche  ich  hier  in  dem  Begriff  der 
«Gesellschaft*  zusammenfasse  *  ^).  Indem  Gneist  hier  dem 
9 ehemaligen  Naturrecht'  jede  Berechtigung  abspricht,  entzieht 
er  dieselbe  auch  dem  aus  jenem  Naturrecht  sich  ergebenden  und 
noch  von  M  o  hl  mit  Vorliebe  gepflegten  und  construirten  „  Rechts- 
staat "  Wenn  er  nichtsdestoweniger  gegen  diesen  Namen  nicht 
protestirt,  wenn  er  sich  gleichfalls  quasi  als  Anhänger  des  „  Rechts- 
staat'^  hinstellt:  so  ist  es  doch  schon  klar,  dass  sein  Rechtsstaat 
etwas  ganz  anderes  sein  müsse,  dass  er  nicht  nur  mit  dem  „  ehe- 
maligen Naturrecht"  nichts  Gemeinsames  haben  könne,  sondern 
auch  von  allen  Gonsequenzen  desselben  sich  losspreche.  In  der 
That  ist  der  „  Rechtsstaat '',  den  uns  Gneist  in  diesem  seinem  Buche 
vorfahrt,  etwas  ganz  anderes,  als  was  man  seit  Mohl  darunter 
verstanden.  Gneist  föhrt  uns  hier  den  Beweis,  dass  man  den 
, Rechtsstaat^^  nicht  erst  in  Zukunftsträumen  zu  suchen  habe, 
dass  der  Rechtsstaat  seit  Jahrhunderten  in  Europa,  vorzugsweise 
in  Deutschland  und  England  existirte,  dass  man  ihn  da  ken- 
nen und  begreifen  lernen  müsse,  um  ihn  neuerdings  auf  jener 
alten  Grundlage  nach  Massgabe  der  Anforderungen  unseres 
Zeitalters  oonsequent  weiter  auszubilden  und  zu  entwickeln. 
Das  ist  nun  der  Gneist'sche  „Rechtsstaat",  den  er  in  seiner 
„Rechtscontinuit^"  und  „auf  dem  Boden  der  Gesellschaft"  be- 
griffen haben  will  und  wozu  er  mit  seinem  Buche  über  den  „Rechts- 
staat" das  Seinige  beizutragen  wünscht  ^), 


^)  Gneist  Der  Rechtsstaat  nnd  die  Verwaltiingsgerichte  in  Deutsch- 
land. 2.  Anfl.  Berlin  1879.     <)  a.  a.  0.  S.  1  2. 

')  Dass  Gneist  den, Rechtsstaat*  nicht  als  eine  besondere  »Staats- 
gattnng*  die  etwa  erst  zu  verwirklichen  wäre,  aoffasst,  geht  auch  ans 
folgender  Stelle  hervor:  »Als  eine  günstige  Vorbedeutung  kann  es  gel- 
ten, dass  mit  dem  stürmischen  Auftreten  der  neugesellschaftlichen  Lebens- 
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Zu  diesem  Zwecke  nun,  um  den  », Rechtsstaat*'  ia  seinem 
„lOOOjährigen  Bildungsgange"  zu  verstehen,  bedarf  es, 
meint  Gneist,  „  eines  Zurückgehens  auf  die  Natur  der  G-esellschaft 
in  ihren  allgemeinsten  Grundzügen*'  ^).  Damit  hat  uns  Gneist 
eigentlich  den  „  Rechtsstaat '-  in  der  Bedeutung  wie  ihn  nach 
Mohl  die  öffentliche  Meinung  auffasste,  escamotirt  und  will  uns 
statt  dessen  einfach  zum  Yerständniss  des  heutigen  Staates 
mittelst  der  Darstellung  seiner  historischen  Entwicklung  fahren. 
Ueberlassen  wir  uns  dieser  Führung  und  folgen  wir  Gneist  in 
dieser  Darstellung. 

§28. 
Gneist's  Gesellschaftsbegriff. 

Zuerst  nun  kommt  die  Schilderung  der  Anfänge  von  Staat 
und  Gesellschaft.  In  der  ganzen  Anlage  dieser  Schilderang  hat 
sich  Gneist  von  der  alten  naturrechtlichen  Methode  nur  in  so 
weit  entfernt,  als  er  gleich  in  den  ersten  Anfängen  zwischen  Ge- 
sellschaft und  Staat  unterscheidet  Im  Uebrigen  ist  auch  bei  ihm 
die  alte  naturrechtliche  Bemühung  vorherrschend,  die  Entstehung 
des  Staates  wo  möglich  als  einen  allmähligen,  friedlichen 
Prozess  darzustellen,  der  sich  mehr  weniger  in  den  Bahnen  des 
Rechts,  nach  unserer  heutigen  Auffassung  desselben  im  Staate, 
vollzogen  hat.  Von  der  eigentlichen  naturrechtlichen  Schule  hat 
diese  Schilderung  nur  den  Vorzug,  dass  sie  auch  auf  die  Besitz- 
Verhältnisse  als  Grund  und  Ursache  der  Ungleichheit  und 
Abhängigkeit  der  Einen  von  den  Andern  Nachdruck  legt. 

Auch  darin  hat  Gneist  die  naturrechtliche  Schule  weit  hin- 


anschauung  im  letzten  Menschenalter  mit  der  zeitweisen  AUeinherrschaft 
französischer  Gesellschaftslehren,  zugleich  das  Schlagwort  desBechts- 
staates  in  Deutschland  aufgetreten  ist,  als  Ausdruck  eines  Or- 
ganismus der  dem  zerfahrenen  Leben  der  Gesellschaft  die  bürgerliche 
Freiheit  wieder  zu  geben  und  zu  erhalten  unternimmt.  £s  ist  damit 
nicht,  wie  das  Wort  auszudrücken  scheint  eine  Einzel- 
institution gemeint,  sondern  ein  Grundcharakter  unserer  auf  das 
Einzelne  (?)  gerichteten  Rechtsbildung  u.  s.  w.*  Rechtsstaat.  Es  ist 
klar,  dass  Gneist  mit  alle  dem  die  ursprüngliche  Bedeutung  des  Mol)l'- 
schen  Rechtsstaats  modifiziren  will.      *)  a.  a.  0.  S. 
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ter  sieb  gelassen,  dass  er  die  erste  Ursache  der  Gesellschafts-  und 
Staatsbildnng  ähnlich  wie  Stein  in  keinem  der  bekannten  natur- 
rechtlichen „Triebe*',  sondern  in  dem  „Drang  nach  der  Herr- 
schaft über  die  Güter 'S  welche  den  Bedürfhissen  des  Menschen 
dienen,  sieht  *).  Gneist  hat  mit  diesen  Worten  ganz  so  wie  Stein 
die  Wahrheit  nahe  gestreift,  ja  dieselbe  sogar  unbewussterweise 
ausgesprochen,  wenn  wir  den  von  ihm  gebrauchten  Ausdruck 
„  Güter  **  jene  weiteste  nationalöconomische  Bedeutung  geben,  in 
der  dieses  Wort  auch  die  Menschen  umfasst.  Daran  hat  nun 
Gneist  allerdings,  wie  das  aus  seinen  weiteren  Ausführungen 
hervorgeht,  nicht  gedacht:  in  der  That  aber  ist  die  Herr- 
schaftssüoht  des  Menschen  nicht  nur  über  alle  andern  äusseren 
Güter  die  ^ seinen  Bedürfnissen  dienen^  sondern  insbesondere 
auch  sein  «Drang  nach  Herrschaft"  über  den  Menschen, 
der  nicht  minder  „  seinen  Bedürfhissen  dient*,  die  erste  und  nach- 
haltigste Ursache  aller  Staatenbildung.  Nach  dieser  Richtung 
verfolgt  nun  Gneist  seinen  Gedanken  von  dem  „  Drang  nach  der 
Herrschaft  über  die  Güter  *  nicht  und  bleibt  nur  bei  der  ganz 
natnrrechtlich  aussehenden  Bemerkung  stehen,  dass  zum  „Er- 
werb (dieser  Güter)  die  Kraft  des  Einzelnen  sich  unzureichend  er- 
weist*. ,  Diese  Beschränktheit  der  Einzelnkraft,  fährt  er  dann 
fort,  hebt  sich  in  der  Gemeinschaft  der  Menschen,  welche  zudem 
Zweck  in  neuer  Weise  sich  zu  gruppiren  beginnt*.  Hier  stellt 
Gneist  das  „  Gtiterleben "  d.  h.  das  wirthschaftliche  Leben  der 
Menschen  als  die  Triebfeder  der  „  gesellschaftlichen  *  Gruppirung 
derselben  hin,  aus  der  dann  der  Staat  erwächst. 

j,  In  diesem  Güterleben  sagt  er,  treten  die  verschiedenen  Be- 
sitz- und  Arbeitskreise  allmählig  aber  stetig,  in  einen 
wirthschaftlichen  Zusammenhang  und  in  eine  feste  Ordnung.  Es 
ist  die  Ordnung  der  Abhängigkeit  derer  welche  nicht 
besitzen  von  denen,  welche  besitzen.  *  Die  Aehnlichkeit  mit  der 
Stein'schen  Darstellung  ist  hier  augenfällig  2). 


*)  ebend.  ')  Denselben  Gedanken  drückt  Gneist  später  in  seinem 
»Bechtsstaat^  folgendermassen  aus:  »Feststehend  scheint  in  dem  unend- 
lich verzweigten  Organismus  des  Güterlebens  nur  der  Grundsatz,  dass 
jede  Art  des  Besitzes  eine  Abhängigkeit  der  Nichtbesitzenden  be- 
gründet, da«s  diese  Abhängigkeit  in  dauernder  Wirkung   alle  Lebensrer- 
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Nachdem  Gneist  diesen  „  allmähligen  and  stetigen  '^  Prooess 
geschildert,  namentlich  wie  sich  zoerst  im  Grand  besitz  die 
Abhängigkeit  .des  Hausgesindes  und  der  angesiedelten  Leute' 
von  dem  Grundbesitzer,  sodann  .imHandel  undGewerbe' 
die  der  ,  Gehilfen  zum  Geschaftsherm'^  und  endlioh  im  .  Gebiet 
des  geistigen  Lebens*^  ,  die  Hierarchie  des  Amts*^  heraosbUdeten, 
fahrt  er  fort:  , Diese  wirthschaftlicheOrdnung  yerfarei- 
tet  über  alle  Zweige  des  menschlichen  Lebens  eine  Abhfiogigkdt 
die  mit  zahllosen,  wenn  auch  meist  unsichtbaren  Fäden  jeden 
Einzelnen  von  dem  Willen  anderer  abhängig  macht  Schon  in 
jeder  lebenden  Generation  bildet  diese  Abhängigkeit  feste  Schidi- 
tungen.  Indem  sie  aber  den  Menschen  durch  sein  ganzes  Leben 
begleitet,  tritt  sie  auch  in  die  Familie  ein:  Sie  bedingt  dielfittel 
und  die  Gewohnheit  der  Erziehung  und  Ausstattang  der  Kinder 
und  führt  im  Ganzen  die  Kinder  wieder  dem  gesellschaftlichen 
Lebensberuf  der  Eltern  zu.  Die  Schichtung  des  Güter- 
lebens  wird  damit  zu  einer  dauernden  Ordnung  der  Generatio- 
nen*. Nach  dem,  was  wir  schon  oben  über  Gneist*s  voll- 
kommen richtige  Erkenntniss  des  Wesens  des  Staates  sagten: 
brauchen  wir  hier  über  diese  letzteren  Sätze  niphts  mehr  hinzu- 
zufügen. Es  sind  das  Züge  voll  Wahrheit  und  Realität,  die  die 
Hand  des  Meisters  verrathen. 

In  der  Zeichnung  des  Wesens  des  Staates  und  der  Ge- 
sellschaft steht  Gneist  bisher  unübertroffen,  nur  mit  Stein  vär- 
gleichbar  da:  nur  die  Art  und  Weise,  wie  auch  er  die  Ent- 
stehung dieser  seiner  Gesellschaft  darstellt,  ist  die  alte  natur- 
rechtlichc,  unklare  und  mit  aller  Geschichte  und  Erfahrung  in 
Widerspruch  stehende. 

Nie  und  nimmer  wird  der  nüchterne  Beobachter  der  Gre- 
scbicbte  und  des  Lebens  es  zugeben,  dass  jener  Process  der  Be- 
sitztheilung  vermöge  dessen  jene  „Ordnung  der  Abhän- 
gig k  e  i  t  *  in  der  Gesellschaft  sich  festsetzte,  dass  jener  Process 
ein  „allinähliger  und  stetiger  **  also  wie  das  auch  Gneist  andeuten 


hältnisse  durchdringt,  dass  sie  activ  und  passir  das  Leben  der  Familie 
beherrscht,  dass  sie  Herrschaft  und  Abhängigkeit  Ton  Generation  za  Ge- 
neration überleitet  und  damit  ein  Element  der  Unfreiheit  in  den  Staat 
trftgt«      Rechtstaat  2.  Aufl.  1879  S.  3. 
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will,  ein  friedlicher  sein  konnte.  Das  gerade  Cregentheil  lehrt 
uns  all  und  jede  Geschichte  und  ihre  Lehren  bestätigt  eine  genaue 
and  objective  Betrachtung  der  Natur  des  Menschen  und  des 
Lebens  der Gresellschaft  Nichts  anderes  als  nurGrewalt  und 
Elroberong  konnten  in  den  Anfängen  der  Geschichte  jene  „  Hen- 
Schaft  über  die  Guter '^  jene  „Ordnung  der  Abhängigkeit**  schaf- 
fen die  das  Wesen  jeder  geordneten  Gemeinschaft,  das  Wesen  des 
Staates  bilden.  Gegen  diese  Wahrheit  helfen  keine  Beschöuigungs- 
veisuche  mit  denen  man  eine  ganz  unnöthige  Ehrenrettung  der 
Staatenentstehnng  beabsichtigt. 

„In  den  Yolksgerichten,  sagt  Gneist,  erzeugt  (!)  und  be- 
festigt sich  als  Gewohnheitsrecht  nunmehr  jene  Ungleich- 
heit u.  s.  w."  n^\s  Gewohnheitsrecht"  wohl!  —  doch 
als  thatsächlicher  Zustand  setzte  sie  sich  fest  und  erzeugte  sich 
nicht  in  Yolksgerichten  sondern  in  Yolksschlachten.  Gneist 
meint,  dass  „dieser  Gang  der  Rechtsbildung  im  fortschrei- 
tenden Maass  zu  einer  Herabdrückung  der  Gemeinfreien  in  einen 
Zustand  der  Halbfireiheit  fährt*-.  Nein!  das  war  nirgends 
ein  „G«ng  der  Rechtsbildung**  sondern  überall  ein  Act  der  Ge- 
walt and  Uebermacht,  eine  Thatsache  der  Unterwerfung  die  dazu 
fährte.  „Krieg  und  Gewaltthat,  ffthrt  Gneist  fort,  beschleu- 
nigten diesen  Ekitwicklungsgang**.  Mn  grösseres  Zugeständniss 
glaubten  bis  jetzt  die  Staatsrechtslehrer  dem  „Krieg  und  der  Ge- 
waltthat** nicht  machen  zu  sollen,  als  nur  dass  sie  diesen  Ent- 
wicklung^ang  „beschleunigten**.  Diese  Yerschämtheit  ist 
hier  ganz  am  unrechten  Platze.  ,rBjieg  und  Gewaltthat  beschleu- 
nigten** nicht  nur  sie  erzeugten  diese  „Ordnung  der  Abhängig- 
keit** durch  die  gewaltsame  „Ordnung  des  Besitzes**  —  sie  waren 
es,  die  diesen  ganzen  spätem  Entwicklungsgang  ermöglichten  und 
in  Fluss  brachten. 

Ebenso,  wie  Gneist,  die  Entstehung  von  Staat  und  Gesell- 
schaft mit  Rücksicht  auf  unser  heutiges  im  Staate  erwachsenes 
Sittlichkeits-  und  RechtsgefQhl  beschönigend,  aber  ganz 
falsch  darstellt,  ebenso  schildert  er  auch  das  Entstehen  des  König- 
thums,  das  er  noch  obendrein  als  eine  speciell  germanische  In- 
stitution ansieht,  in  einer  Weise  die  zu  groben  Missverständnissen 
Anlass  geben  kann. 

14* 


212  IL  §  28.  Oneist*!  GesellsehaftibegTift. 

„Die  Ungleichheit  desRechts,  meint Gneist,  welche 
alsbald  nach  der  Völkerwanderung  in  schrofGster  Grestalt  hervor- 
tritt, jene  Ungleichheit,  welche  die  Menschen  nach  ihrem  Beedti 
und  ihrer  Abhängigkeit  mit  einem  Geldwerth  des  Leibes  mid  der 
Glieder  abschätzt  —  die  Bildung  einer  Ghrundherrlichkeit,  welche 
die  kleinen  Bauernschaften  erdrückt;  ein  Klassenrecht,  welches 
allen  Waffen-  und  Rechtsschutz,  alle  Gewalten  d^  Volksvear- 
sammlungen  in  die  besitzenden  Klassen  legt  —  leitet  den 
Sinn  der  Völker  zu  einer  dauernden  Gestalt  des 
Heerführers-  und  Richteramts  als  Königthum,  ndt 
einem  allmählig  befestigten,  von  der  Einsetzung  derherrsohenden 
Klassen  unabhängigen  Erbrecht.   Durch  diese  Schöpfung 
des  germanischen  Volksgeisteserhebtsicheinedauenide 
äussere  Grewalt  über  die  wechselnden  Interessen  der 
Gesellschaft^.  Diese  Darstellung  ist  durchwegs  falsch.  Gneist 
zeigt  sich  hier  von  der  Stein*schen  Idee,  dass  die  Staatsge- 
walt die  Aufgabe  habe  den  gesellschaftlichen  Interessenkampf 
im  Gleichgewicht  zu  erhalten  so  befangen,  dass  er  den  ihm  sonst 
in  so  hohem  Grade  eigenen  offenen  und  ungetrübten  Blick  auf 
die  geschichtlichen  Vorgänge  ganz  verliert  und  uns  die  Geschidite 
der  Entstehung    des  Königthums    im  täuschenden  Lichte  der 
Stein'schen  Theorie  darstellt.   Es  ist  nämlich  ganz  unrichtig  und 
irreführend  zu  behaupten,  „  die  Ungleichheit  des  Rechts  •  habe 
„den  Sinn  der  Völker  auf  das  Königthum  geleitet*  und  das- 
selbe quasi  als  ein  Product  einer  Art  von  P 1  e  b  i  s  c  i  t  hinzustellen. 
Das  Königthum  ist  nie  und  nirgends  als  Heilmittel  gegen 
die  „Ungleichheit  des  Rechts"  im  „Sinn  der  Völker* 
erkannt  und  von  diesen  „  Völkern  *  eingesetzt  worden. 

Immer  und  überall  ist  das  Königthum  aus  der  Führer- 
schaft der  herrschenden  Klasse,  vorerst  in  ihrem  eige- 
nen Interesse,  zur  besseren  Wahrung  und  Befestigung  der  durch 
dieselbe  eingesetzten  UngleichheitdesRechts  hervorgegan- 
gen. Dass  das  Königthum  hie  und  da  zeitweise  sich  auf  die  be- 
herrschten Klassen  gegen  exorbitante  Prätensionen  der  herrschen- 
den Klasse  stützte,  ist  eine  in  der  geschichtlichen  Entwicklung 
oft  vorkommende  Erscheinung  und  solche  Erscheinungen  sind  es 
allerdings,  welche  Theorien  ä  la  Stein  von  dem  Beruf  und  der 
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Aufgabe  der  Staatsgewalt  ihren  ideellen  Ursprung  und  einen 
Schein  von  Bereditigung  gaben.  Aber  im  höchsten  Grade  unge- 
fichichtlich  ist  es,  das  Königthum  aus  dem  «Sinn  der  Völker^, 
also  quasi  aus  der  Erkenntniss  der  Völker  und  ihrer  Initia- 
tive abzuleiten;  das  Königthum  hat  sich  vielmehr  dem  ,  Sinn  der 
Völker*  immer  und  überall  als  Verkörperung  der  Machtder 
herrschenden  Klasse  aufoctroyirt  und  hat  seine  Weihe  erst 
durch  die  geschichtliche  Entwicklung  erlangt,  in  der  es  sich  oft 
den  Völkern  als  wohlthätige  Macht  zu  erkennen  gab. 

Ebenso  falsdi  wie  diese  Gneist*sche  Darstellung  der  Genesis 
des  Königthums  ist  die  Darstellung  desselben  als  einer  „  Schöpfung 
des  germanischen  Volksgeistes ".  Es  ist  wirklich  unbegreiflich, 
wie  ein  so  grundlicher  G«lehrt^  und  Historiker  wie  Gneist  — 
eine  solche  in  der  deutschen  staatsphilosophischen  Literatur  frei- 
Uch  oft  vorkommende  nichtsdestoweniger  höchst  oberflächliche 
Behauptung  wiederholen  konnte.  Das  Königthum  ist  keine  Schöpf- 
ung irgend  eines  speziellen  nationalen  Geistes  ~  das  Königthum 
ist  eine  Schöpfung  des  menschlichen  Geistes  und  existirte  schon 
lange  9he  Germanen  die  Bühne  der  Geschichte  betraten.  War 
doch  schon  bei  den  Juden  das  Königthum  eine  Nachahmung  frem- 
der Völker;  agebe  uns  einen  König  so  wie  ihn  andere  Völker 
haben*  sagten  die  Juden  zu  Samuel  —  und  die  Schilderung,  die 
Samuel  entwirft,  zeigt  deutlich,  wie  bekannt  diese  Institution  in  der 
damaligen  Welt  war.  Schliesslich  ist  auch  die  folgende  Behaup- 
tung Gueist's,  dass  sich  «die  dem  Alterthum  unlösbare  Aufgabe, 
dem  "Staatsgedanken  einen  von  der  Gesellschaft  unabhängigen 
Vertreter  zu  geben,  (durch  das  Königthum)  in  grossartiger  Ein- 
fachheit gelöst*  hat,  eine  sehr  einseitige.  Es  ist  nämlich  pure 
Doctrin,  das  Königthum  als  eine  solche  „  unabhängige  Vertreter- 
schafb  des  Staatsgedankens  *  au&ufassen  und  ob  das  germanische 
Königthum  zu  einer  solchen  Auffassung  seiner  Stellung  mehr 
Berechtigung  habe  als  etwa  das  antike,  ist  keineswegs  ausge- 
macht. Richtig  ist's  wohl,  dass  ^  die  Monarchie  aus  der  herr- 
schenden Klasse  hervorgeht  und  die  Spitze  der  gesellschaftlichen 
Ordnung  bleibt  *,  aber  der  zweite  Theil  dieses  Satzes,  in  welchem 
Gneist  (ganz  im  Sinne  Lorenz  v.  Stein's)  den  Beruf  und  die  Be- 
stimmung der  Monarchie  angiebt  und  zwar  die  gesellschaftliche 
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Ordnung  ,zu  beherrschen  als  Vertreterin  der  dauernden  Be- 
stimmung der  Gesammtheit,  als  Schützerin  des  schwachem  Thdls 
in  allen  Rechtsbeziehungeu  zwischen  den  herrschenden  ond  di^ 
nenden  Schichten  der  Gesellschaft"  —  dieser  zweite  Theil  ent- 
hält zum  mindesten  eine  Doctrin,  die  die  geschichtliche  Wahr- 
heitsprobe  nicht  aushalten  würde.  Denn  wenn  es  auch,  wie  schon 
erwähnt,  oft  vorkam,  dass  sich  das  Königthum  in  GonfliotsfSileQ 
mit  der  herrschenden  Klasse,  auf  die  „dienenden  Schichten 
der  Gesellschaft"  stützte:  so  ist  doch  im  grossen  Ganzen 
das  Königthum  immer  und  überall  die  Vertretung  nnd  Verkör- 
perung der  Machtfiille  der  herrschenden  Klassen. 

Aber  die  Aufstellung  der  obigen  Doctrin  war  Gneist  zn 
demBehufe  nöthig,  um —  was  die  Tendenz  seines  ganzen 
Buches  ist  —  den  Beweis  zu  fuhren,  dass  der  Rechtsstaat  in  der 
geschichtlichen  Entwicklung  Deutschlands  sich  bereits  reali- 
sirte.  Nachdem  nun  nach  der  Theorie  Stein's  der  Rechts- 
staat darin  bestehen  soll,  dass  die  Staatsgewalt  die  sich  gegen- 
seitig bekämpfenden  und  hart  bedrängenden  gesellsc^iafUichfin 
Schichten  gleichmässig  beherrsche  und  diesen  gesellschaftlichen 
Kampf  im  Gleichgewicht  erhalte,  so  ist  Gneist  folgerichtig  be- 
strebt nachzuweisen,  dass  das  germanische  Königthum  eine  solche 
das  Gleichgewicht  der  gesellschaftlichen  Schichten  herstellende 
und  aufrechterhaltende  Stellung  einnahm  und  dass  daher  ißt 
Rechtsstaat  in  Deutschland  von  jeher  verwirklicht  oder  wenig- 
stens in  Entwicklung  begriffen  war.  Damit  hätte  Gneist  nun 
freilich  das  bewiesen,  was  er  sich  zu  beweisen  vornahm  —  auch 
that  er  diess  mit  viel  Geist  und  grosser  Gelehrsamkeit  —  nichts- 
destoweniger bleibt  das  alles  nur  eine  tendentiöse  Doctrin, 
die  man  in  der  Wirklichkeit  zu  erproben  gar  nicht  versuchen  darf. 

Um  jedoch  dieses  unser  herbe  Urtheil  über  die  Gneist'sche 
„Beweisführung"  nicht  unbegründet  erscheinen  zu  lassen,  wollen 
wir  dessen  Darstellung  noch  in  seinen  weiteren  Einzelnheiten 
verfolgen. 

Anro.  Gegenüber  den  Nachweisungen  Gneist's,  dass  das 
deutsche  Reich  der  »Rechtsstaat*  war,  dürfte  das  Urtheil  Hilde- 
brand*s  über  den  Rechtszustand  in  den  deutschen  Staaten  deslfit- 
telalters  interessant  sein.     »  Die  Herrschaft  des  Stärkeren  über  den 
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Sohwächeni,  die  Sebrankenlo§igkeit  der  Macht  des  Siegers  wurde 
nirgends  duroh  dne  ordnende  kräftige  Staatsgewalt  beschränkt, 
sondern  Alles  wuchs  unter  den  ohnmächtige  Reichsinstitutionen 
auf»  wie  die  Bäume  des  Waldes.  Was  natürliche  Kraft  besass, 
wurde  gross  und  stark  und  das  Schwache  wurde  yon  den  Mächti- 
gem gleichsam  todt  gewachsen*.  Hildebrand  Nationalöconomie 
1848  I.  54. 

§  29. 
Gneist's  Rechtsstaat 

fibenso  wie  Gneist  bestrebt  ist,  jene  die  ganze  Gresellschaft 
beherrschende  und  im  Gleichgewicht  erhaltende  Stellung  des 
deutschen  Königthums  als  „Rechtsstaatsmerkmal**  im  Sinne  der 
Stein*schen  Theorie  zu  erweisen:  ebenso  ist  er  bemüht  in  der 
Entwicklung  des  deutschen  Reiches  auch  noch  die  Existenz  einer 
andern  ESnrichtung  nachzuweisen,  welches  nicht  minder  von  der 
herrschenden  Staatslehre  als  Merkmal  und  conditio  sine  qua  non 
des  Rechtsstaates  hingestellt  wurde.  Wir  meinen  die  Yerwal- 
tungsjnrisdiction  und  wir  haben  in  Bahr  denjenigen  kennen  ge- 
lernt, der  dieselbe  als  die  Krönung  des  Rechtsstaatsgebäudes 
piodamirte. 

ISnem  so  gründlichen  Staatsrechtshistoriker  nun  und  einem 
so  geschickten  Anwalt  wie  Gneist  fällt  es  nicht  schwer  auch  die- 
ses Rechtsmerkmal  in  der  deutschen  Staatsrechtsentwicklung 
nachzuweisen.  —  Freilich  verf&llt  er  auch  hier  in  den  doppelten 
Fehler  seiner  „  germanischen  Königthumsdoctrin*^,  nämlich,  dass 
er  erstens  d<ra  Thatsachen  seiner  Idee  zu  Liebe Grewalt  anthut 
und  zweitens,  dass  er  etwas  als  speziell  Deutsches  ausgiebt,  was 
dch  mindestens  ebenso  ausgebildet  in  -  nichtdeutschen  Ländern, 
z.  B.  in  Frankreich  vorfand.  Die  folgende  der  deutschen  Verwal- 
tnngsjurisdiction  gewidmete  Stelle  soll  unser  Urtheil  besser 
illustriren. 

„IMe  deutsche  Rechtsanschauung  fägt  sich  nicht  leicht 
den  positiven  Geboten  der  Obrigkeit.  Wenn  sie  sich  aber  fügt, 
verlangt  Jedermann  bestimmt  zu  wissen,  wozu  er  verpflichtet  sein 
soll  und  hak  darauf  dass  auch  sein  Rechtsgenosse  nicht  minder 
belastet  w^e.  Diese  Grundrichtung  hat  frühzeitig  schon  zu  all- 
gemeinen  Normativfoestimmungen  far  den  Heerbann,  für  die 
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Grerichtshaltung  uad  für  den  Königs&iedcii  geführt,  die  sich  in 
unser  heutiges  Yerwaltungsrecht  fortsetzten.  Derselbe  Charakter- 
zug,  der  im  Privatrecht  den  Schutz  der  Person  nnd  des  ISgen- 
thums  mit  der  unserer  Nation  eigenthümlichen  Energie  festhält, 
verlangt  analoge  Garantieen  eines  rechtlichen  Yer&hrens  auch 
in  der  Handhabung  der  Staatsgebote,  welche  sich  in  die  spätoe 
^Yerwaltungsjurisdiction*^  fortsetzten.  Es  entsteht  daraus  eine 
gegenseitige  Durchdringung  von  Staat  und  Gresellschaft  in  ihren 
einzelnen  Gliedern  und  Schichten,  welche  diesem  Staatswesen 
eine  eigenthümliche  Schwerfälligkeit  undUndurchsichtigkeit,  zu- 
gleich aber  eine  grosse  Stetigkeit  und  selbst  in  Zuständen  schein- 
barer Erstarrung  eine  grosse  Lebenskraft  und  Entwicklungsfähig- 
keit bewahrt.  Diese  Grundrichtung  war  es,  welche  man 
mit  der  Bezeichnung  « Rechtsstaat*^  meinte,  ohne  jedoch  in  un- 
serem allgemeinen  Staatsrecht  zu  einer  präcisen  Begrifibbestim- 
mung  zu  gelangen.  '^ 

Hiemit  hat  uns  Gneist  seinen  Bechtsstaatsbegriff 
ziemlich  deutlich  formulirt.  Ausser  jener  monarohisohen  Staats- 
gewalt, die  im  Sinne  Steins  ü  b  er  der  Gesellschaft  steht,  dieselbe 
gleichmässig  beherrscht  und  bewacht,  gehört  also  darnach 
zum  Rechtsstaat  die  „Garantie  eines  rechtlichen  Verfahrens 
auch  in  der  Handhabung  der  Staatsgebote  ^,  was  man  spater 
„  Verwaltungsjurisdiction  **  nannte.  Diese  zwei  wichtigsten  Merk- 
male des  Rechtsstaats  find  et  aber  Gneist  im  deutschen  Reiche 
und  hat  somit  den  wahren  Rechtsstaat,  den  idealistische  Staats- 
rechtslehrer erst  in  der  Zukunft  zu  verwirklichen  hofilen,  bereits 
in  der  Wirklichkeit  und  zwar  im  deutschen  Reiche,  in  dem  ehe- 
maligen sowohl  wie  auch  schliesslich  in  dem  heute  neuerstandenen 
aufgefunden.  Ja !  Gneist  geht  noch  einen  Schritt  weiter.  Nicht  nur  in 
der  wirklichen  Entwicklung  der  deutschen  Staatseinriehtungen 
findet  und  erkennt  er  den  ,  Rechtsstaat  **,  er  entdeckt  ihn  auch 
in  den  deutschen  Ideen,  die  nach  seiner  Meinung  unter  dem 
Einfluss  des  deutschen  Rechtsstaates  nothwendigerweise  zu  einer 
„  Rechtsauflfassung  des  Staates  **  hingeleitet  werden  mussten. 

«In  den  hervorragenden  Staatsgebilden  Deutschlands 
hatte  die  Monarchie  ihren  Beruf  noch  in  anderer  Weise  erkannt, 
wie  die  Bourbonen  in  Frankreich.   In  unvergleichlicher  Pflicht- 
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txeue  hatten  die  Hohenzollem  in  Preussen  Staat  und  Gesellschaft 
in  neuer  Gliedemng  aufzubauen  begonnen.  Hier  hatte  auch  der 
protestantische  G^ist  es  zu  der  gänzlichen  Veräusserlichung 
der  Kirche  nioht  kommen  lassen.  In  den  deutschen  Grund- 
ideen ist  desshalb  dieBechtsauffassung  vomStaat 
die  entschieden  vorherrschende  geblieben  und 
mit  tiefe mErnst  gepflegt  und  fortgebildet  worden. 
Die  Zusanunenfassung  der  herrschenden  Gedanken  hat  seit  Puf- 
fendorf und  Elant  die  Theorie  des  Rechtsgesetzes  sogar 
zu  einer  einseitigen  Geltung  gebracht,  welche  nahezu  den  Staat 
nur  als  Zwangsanstalt  zur  Verwirklichung  des  Rechts  gelten  Hess. 
Ihre  Grundmaxime,  .  dass  Jedermann  seine  natürliche  Freiheit 
im  Handeln  soweit  beschränken  muss,  dass  die  gleiche  äussere 
Freiheit  seiner  Mitmenschen  daneben  bestehen  könne  '^,  war  eine 
nüchterne  Wahrheit,  welche  sich  aus  den  deutschen  Reichs-  und 
Landespolizeiordnungen  anschaulich  ergab.  '^  Nun,  wir  haben  es 
oben  nachgewiesen,  dass  die  Rechtsstaatsidee  weder  von  Puffen- 
dorf noch  von  Kant,  sondern  eher  von  Hugo  Grotius  und  Rous- 
seau herrührte ;  auch  dass  die  ,  deutschen  Reichs-  und  Landes- 
Polizeiordnungen '^  eine  Quelle  von  Rechtsstaatsideen  gewesen 
wären^  ist  eine  gewagte  Behauptung.  Eher  dürfte  es  richtig 
sein,  dass  zur  Zeit  derBlüthe  des  Naturrechts,  die  Ideen  desselben 
bis  in  diese  Polizeiordnungen  eingedrungen  seien.  Aber  wir  sehen, 
Gneist  ninunt  es  hier  mit  den  Thatsachen  nicht  sehr  gßnau.  Es 
lag  ihm  einmal  daran,  den  Rechtestaat  als  eine  nationale  deuteche 
Institution  und  Idee  hinzustellen  (die  „  nationale  Auffassung  '^  vom 
Rechtsstaat  ^  S.  33)  und  da  musste  sich  schon  die  G^chichte  und 
Literatur  einige  etwas  gewaltsame  Modiücirungen  gefallen  lassen. 
Haarklein  weist  es  Gneist  nach  wie  das  deutsche  Reich  und 
die  deutschen  Länder,  und  zwar  schon  seit  den  Garolingem,  den 
Rechtsstaat  bildeten,  der  erst  mit  der  Auflösung  des  deutschen 
Reiches,  insbesondere  durch  den  bösen  Metternichzu  Grunde 
gerichtet  wurde.  »Als  aber  nach  Auflösung  des  Reiches  in  dem 
deutschen  Bunde  der  regierende  hohe  Adel  das  Gegenge- 
wicht, welches  einst  in  der  Concurrenz  der  geistlichen  Fürsten 
und  zahlreicher  Reichsstädte  gelegen  hatte,  beseitigt  hatte;  als 
unter  Leitung  des  Fürsten  Metternich  der  Bund  die  einseitig- 
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sten  Grundsätze  der  polizeilichen  Repression  annahm:  da  war 
der  Organismus  des  Landesstaatsrechts  allerdings  nicht  genügend, 
um  Ausnahmsmaassregeln  abzuwehren,  welche  tief  ver- 
letzend in  den  deutschen  Rechtstaat  eingriffen'  ^. 
Nach  diesen  offenbar  vom  spezifisch  preussischen  Standpunkte  ge- 
haltenen Ausführungen  wird  es  niemanden  mehr  Wunder  nehmen, 
wennGneist  uns  zu  guter  Letzt  versichert,  dass  ^  gerade  dieYor- 
hältnisse  in  Preussen  dazu  geeignet  waren,  den  Organismus  der 
deutschen  Verwaltung  in  Widerspruch  mit  den  ans  Bellen  und 
Frankreich  herübergekommenen  Ideen  des  oonsdtutionellen  Staa- 
tes zu  bringen '^,  „die  nun,  fährt  erfort,  in  ihrem  Gegensatz 
(!)  gegen  die  Grundsätze  des  Rechtsstaats  darzalegen 
sind,  um  daran  die  Yerwaltungsreformen  des  letzten  Mensohen- 
alters  zu  knüpfen  '*^ ).  Der  Kern  der  Gneist*schen  Ausftkhrungen 
lässt  sich  nun  folgendermassen  kurz  resumiren:  .Den  Rechts- 
staat in  der  Verwirklichung  französischer  staatsphilosophischer 
Ideen  oder  gar  in  französisch-belgischem  Gonstitutionalismus  zu 
suchen,  ist  ein  grober  Irrthum.  Vielmehr  war  der  Rechtsstaat 
schon  seit  den  Garolingem  in  Deutschland  in  Entwicklung  be- 
griffen und  im  deutschen  Reiche  theilweise  schon  seine  Ver«riA- 
lichung  angebahnt  Diese  Entwickelung  des  Rechtsstaates  in 
Deutschland  unterbrach  nur  Metternich  und  hinderten  die 
französisch-belgischen  oonstitutionellen  Ideen.  Nun  Gottlob 
Oesterreich  aus  Deutschland  hinausgestossen,  Frankreich  besiegt 
und  in  Misscredit  gebracht  worden ,  kann  die  Realisirung  des 
deutschen  Rechtsstaates  ganz  ungestört  durch  Preussen  in  die 
Hand  genommen  werden. " 

Wir  brauchen  wohl  nicht  erst  hinzuzufügen,  dass  wir  in 
diesen  Ausführungen  Gneist's  mehr  den  sich  begeisternden 
preussischen  Patrioten  als  den  gründlichen  und  unparteiischen 
deutschen  Gelehrten  zu  bewundem  haben. 

§39. 

G  n  e  i  s  t 

Erwägt  man  nun  diesen  spezifisch  preussischen  Standpunkt 
Gneists  in  der  Rechtsstaatsfrage  und  das  für  die  objektive  Wlssen- 

»)  1.  c.  S.  164      «)  1.  c.  S.  167. 
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schaftspflege  m  Berlin  so  ominöse  Datam  „  1871  ^  in  der  diess 
Buch  entstand,  so  wird  die  Behauptung  leicht  erklärlich,  dass 
„  die  Negation  des  Rechtsstaates  in  der  französischen  Staats- 
bildung auf  nationalen  Eigenthümlichkeiten  beruht^  Die  weitere 
Ausfährung  dieser  Behauptung  leidet  ebenso  unter  etwas  tenden- 
tiöser  Dunkelmalerei  wie  der  vorhergehende  Abschnitt  über  den 
Rechtsstaat  in  Deutschland  sich  durch  Schönfärberei  auszeichnet 

Wenn  man  die  literargeschichtliche  Entwicklung  der 
Rechtsstaatstheorie  unparteiisch  betrachtet,  wenn  man  das  ge- 
waltige Gontingent  von  Ideen  berücksischtigt,  welches  von  den 
Franzosen  seit  Montesquieu  zu  dieser  Theorie  gestellt  wurde:  so 
muss  es  als  eine  Art  Undankbarkeit  erscheinen,  wenn  man  den 
Franzosen  all  und  jedes  abstreiten  sieht,  was  nur  mit  dem  ,Jtecbts- 
Staat"  zusanunenhängt.  „Nirgends,  meint  Gneist,  ist  die  stän- 
dische Scheidung  so  schroff  und  so  verletzend  für  die  mittlem 
und  untern  Klassen  zur  Entwicklung  gekommen  wie  in  Frank- 
reich." Das  französische  Königthum  hat  wohl  auch  die  Stände 
überwältigt,  das  gesteht  Gneist  zu,  „es  handelt  sich,  fögter  aber 
hinzu,  in  diesem  langhingezogenen  Kampf  stets  mehr  um  Macht- 
stellungen (!)  als  um  die  höheren  rechtsausgleichenden 
Aufgaben  der  Monarchie". 

Also  was  in  Deutschland  ein  Element  des  Rechtsstaates  ist, 
das  die  Stände  überwältigende  Königthum,  das  ist  in  Frankreich: 
die  Negation  des  Rechtsstaates!  Und  warum?  angeblich 
weil  es  sich  bei  diesem  Kampfe  in  Frankreich  —  um  „Macht- 
stellungen* in  Deutschland  (d.  h.  Preussen)  nur  um  die 
9  höheren  rechtsausgleichenden  Aufgaben  der  Monarchie  handelte*. 
Auf  diese  Weise  kann  man  freilich  alles  beweisen  und  alles  be- 
streiten; nur  gleitet  man  dabei  ganz  unversehens  von  der  Höhe 
der  Wissenschaft  auf  das  Niveau  des  Advocatengewerbes  herab. 
Auch  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit  die  man  in  Frankreich  viel 
früher  antrifft  wie  in  Deutschland,  darf  nach  Gneist  dort  nicht 
als  Rechtsstaatselement  gelten,  als  was  es  hier  wohl  gezählt 
wird.  »Die  Function  einer  Verwaltungsgerichtsbarkeit  wurde 
durch  den  Staatsrath  theilweise  erf&Ut,  heisst  es  da  von  Frank-r 
reich,  litt  aber  ebenso  an  den  Mängeln  'der  Gesetzgebung  (in 
Deutschland  etwa  nicht?)  wie  der  untern  Organe*.  Der  franzö- 


220  n.  i  30.  Gneitt 

sischen  Gesellschaft,  wirft  Gneist  einen.  Mangel  der  Achtung  vor 
dem  Rechte "  vor,  der  ihr  angeblich  schon  .  durch  das  anden 
regime  anerzogen  ward ;  ^  nichtsdestoweniger  gieng  gerade  ans  ihrer 
Mitte  ,,der  Anspruch  auf  eine  unmittelbare  Geltendnoiachung  aller 
Interessen  der  Gesellschaft  unter  dem  Namen  der  Volkssou- 
veränetät^  hervor ,  .welche  nunmehr  ihren  neuen 
heute  noch  nicht  vollendeten  Kreislauf  durch  die 
europäische  Welt  beginnt^  Damit  gelangt  nun  Gneist 
freilich  zum  besten  Theil  seiner  Ausführungen  über  Frankreich, 
zur  Kritik  der  französischen  Revolutionslehren,  mit  welcher  aber 
nicht  minder  das  ganze  in  Deutschland  meist  von  dorther  redpirte 
constitutionelle  Staatsrecht  getroffen  wird. 

„  Gelehrte  Abstractionen  aus  dem  Geist  des  englischen  Yer- 
waltungsrechts,  welche  Blackstone  einst  so  bezeichnet  hatte,  werden 
nun  als  ursprüngliche,  angeborene  unveräusserliche  Rechte  eines 
jeden  Menschen  hingestellt,  welche  nur  der  Declaration  bedürfen 
um  unmittelbar  zu  gelten*.  (Vergleich  Frankfurter  Grundrechte 
1S48!  u.  dgl.  in  Deutschland!) 

.Das  Recht  zur  Wahl  erschien  aber  nicht  als  ein  durch 
persönliche  Selbständigkeit  erworbenes,  sondern  als  dn  ange- 
borenes Menschenrecht ....  üeberall  sucht  das  gesellschaftliche 
Interesse  nach  ursprünglichen  Rechten,  nicht  nach  solchen, 
welche  erst  erworben  werden  sollen.  Freilich  begann  schon  mit 
den  ersten  Versuchen  ein  Zweifel,  wo  dies  Geburtsrecht  beginne. 
Allein  die  Minderjährigen  wurden  darüber  nicht  befragt,,  die  Frauen 
bei  Seite  geschoben.  Die  erwachsenen  Männer  nehmen  alsbald 
thatsächlich  die  angeborenen  Rechte  des  citoyen  für  sich  in  An- 
spruch. Der  Grundgedanke  der  Gleichheit  aber,  welcher 
stets  die  Mehrheit  für  sich  hat,  führt  zu  dem  allgemeinen  glei- 
chen Stimmrecht,  welches  sich  freilich  bei  seiner  Grundlegung 
doch  nur  als  das  Recht  einer  Minderzahl  darstellt ....  Für  den 
von  der  Mehrheit  gewählten  Verwaltungsrath  des  Demos  (die 
Legislative)  wird  nun  das  Recht  beansprucht,  als  volonte  generale 
den  Staatswillen  zu  bestinmien,  also  die  ausführenden  Beamten 
zu  bezeichnen  ....  Auch  unter  den  gemässigten  Richtungen 
stand  es  seit  jener  Zeit  fest,  dass  die  Volksvertretung  die  Mini- 
ster zu  designiren  habe,  dass  die  Minister  verpflichtet  seien  in 
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dane^mder  Üeberelnstimmung  mit  der  Legislative  zu  bleiben,  und 
dafis  diese  „politische  Verantwortlichkeit"  den  besten  Qrandsatz 
des  oonstitutionellen  Staatsrechts  bilde,  welchem  eine  rechtliche 
Verantwortlichkeit  als  untergeordneter,  eigentlich  veralteterStand* 
punkt  galt  Gneist  weist  nun  nach,  wie  die  Idee  der  Volkssou- 
veränetät  in  Frankreich  den  wahren  germanischen  .Rechtsstaat" 
wie  er  auch  m  der  englischen  Parlamentsverfassung  sich  äussert, 
unmöglich  macht,  indem  er  alle  „rechtlichen  Grundlagen"  der- 
selben „umkehrt".  „Mit  dieser  ümkehrung  erscheint-  nun  ver- 
bunden eine  Theorie  von  der  Theilung  der  Gewalten'im 
Staat,  welche  eine  maassgebende  Bedeutung  Ar  das  politische 
Denken  der  dvilisirten  Welt  gewonnen  hat".  Diesen  „umgekehrten 
Staatsbau",  stellt  nun  Gneist,  im  Gegensatz  zum  „germanischen" 
monarchischen  Rechtsstaat  so  dar,  dass  in  demselben  die  „Quelle 
aller  Gewalten"  in  der „Volkssouveränetät,  welche  ihren  Gesammt- 
willen  in  gesetzgebenden  Versammlungen  ausspricht",  ruht,  und 
dass  das  ganze  Staatswesen  von  da  mittelst  des  „Bndgetrechts" 
beherrscht  wird.  An  zweiter  Stelle,  unter  der  volkssouveränen 
Legislative  steht  die  unabhängige  „Gerichtsgewalt"  und  an  dritter 
Stelle  erst  kommt  die  Executive  zu  stehen.  *,J)ie  Executive  wird 
in  dieser  Ümkehrung  der  Parlamentsverfassung  aus  der  ersten 
m  (fie  dritte  Stelle  gesetzt".  In  näherer  Erläuterung  dieser  „um- 
gekehrten Parlamentsverfassung",  bemerkt  Gneist:  „Der  König 
hat  daher  keine  Repräsentativgewalt  nach  aussen:  Kriegser- 
klärungen, Friedensschlüsse,  Staatsverträge  sollen  vielmehr  erst 
bindend  werden  durch  Zustimmung  der  Volksvertretung**.  „Diese 
ümfkehrung  der  Rechtsbegriffe  des  oonstitutionellen  Staates" 
meint  Gneist,  „beherrscht  nicht  nur  Frankreich  sondern  die  r  o- 
manischen  Stämme  überhaupt,  so  wie  die  südeuropäischen 
Kleinstaaten  . .  . ." 

Diese  Darstellung  Gneist's  nun  ist  in  einem  Punkte  unge- 
nau. Sie  zeichnet  eigentlich  nur  eine  Theorie,  eine constitutio- 
nelle  Doctrin,  giebt  sich  aber  den  Anschein  als  ob  sie  wirk- 
liche und  thatsächliche  Staatseinrichtungen  Frankreichs,  der 
romai  ischen  Stämme  und  der  südeuropäischen  Kleinstaaten  zeich- 
nen würde.  Gneist  bezweckt  damit  für  seine  Darstellung  des 
germanischen   und    speziell   deutschen,    monarchischen 
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Rechtsstaates  die  rechte  Folie  zu  erhalten.  Er  will  damit  die 
«Garricatur  des  Parlamentarismus'^  bei  Romanen  und  allerhand 
romanisch-slavischen  Yölkergemisch  im  Gegensatz  zu  dem  eigent- 
lichen Rechtsstaat  in  Deutschland,  d.  h.  in  der  preussischen 
Monarchie  nachweisen.  In  Wahrheit  aber  ist  jene  oonstitutiooelle 
Doctrin  immer  und  überall  nur  Doctrin  geblieben;  als  solche 
aber  hat  sie  von  Frankreich  ausgehend  in  Deutschland  ebenso 
gut  geherrscht  wie  bei  den  .romanischen Stämmen  und  sfideuro- 
paischen  Kleinstaaten  '^;  in  die  wirkliche  Praxis  des  Staatslebens 
ist 'sie  aber  nirgends  übergegangen  —  in  Frankreich  ebensowenig 
wie  anderswo  und  das  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  rie  der 
Natur  jedes  Staatswesens  direct  zuwiderlauft  und  nie  und  nir- 
gends die  Macht  hat,  diese  Natur  zu  ändern. 

Nie  und  nirgends,  in  Frankreich  ebensowenig  wie  in  Deutsch- 
land (Frankfurter  Parlament  und  dergl.)  war  die  .  Volksrepräsen- 
tanz*^  je  der  Ausdruck  der  ,  Yolkssouverainetät*^,  dieses  inhalts- 
losen Begriffes,  dieses  Wortes,  das  nur  ein  eitler  Schall  ist  Mögen 
wir  französische  oder  deutsche,  romanische  oder  südeuropäische 
Revolutions-  oder  Restaurations-Parlamente  betrachten:  das 
9  Volk '^  hat  an  denselben  nie  und  nirgends  einen  wirklich^ 
immer  und  überall  nur  einen  fictiven,  nur  in  der  Doctrin  be- 
stehenden Antheil.  Diese  „  Yolksrepräsentanzen "  selbst  sind  im 
besten  oder  auch  im  ärgsten  Falle  (von  welchem  Standpunkt  man 
es  betrachtet)  die  Vertretung  einer  gebildeten  Mittelklasse,  einer 
Intelligenz,  die  den  früher  bevorrechteten  Ständen  die  Herr- 
schaft über  das  Volk  streitig  macht  und  deren  Wort- 
führer sich  zu  diesem  Zwecke  als  Vertreter  des  Volkes 
geberden. 

Aber  dieser  Umstand  kann  nie  und  nirgends  die  wahre 
Natur  des  Staates  ändern;  nur  die  Personen  wechseln,  die 
Sache  bleibt  dieselbe.  Dass  durch  diese  theilweise  Personenver- 
schiebung das  in  der  Natur  des  Staates  wurzelnde  Verhältniss 
der  verschiedenen  „Gewalten*  zueinander  keinerlei  Aenderung 
unterliegt,  dass  es  in  der  Wirklichkeit  nie  und  nirgends  eine  solche 
,  Umkehrung '^  des  Staatsbaues  gegeben  hat  wie  das  Gneist 
in  der  fi'anzösischen  „Negation  des  Rechtsstaates*'  schildert,  das 
geht  schon  aus  seiner  Schilderung  selbst  hervor.   Es  wird  nämlich 
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Gneist  selbst  schwer,  diese  seine  „umgekehrte  Ordnung^  der  Ge- 
walten in  vollem  Ernst  als  wirklich  existirend  zu 
schildern  and  er  kann  dabei  sich  des  Spottes  nicht  enthalten» 
dass  das  alles,  diese  ganze  Umkehrung  nur  in  der  oonstitutio- 
nellen  Phrase,  nicht  in  der  Wirklichkeit  existirte.  So  sagt  er 
selbst  in  dieser  Schilderang  des  „umgekehrten^  Staatsbaues,  der 
die  „Negation  des  Rechtsstaates**  sein  soll: 

„Die  Executive  führt  sich  dem  Namen  nat;h  (!)  als 
loyale  Yollstreckerin  der  „  ehrwürdigen  Hohheit  und  Stetigkeit 
des  Gesetzes  '^  em.  Allein  diese  Verbindung  bleibt  eine  blosse  Ge- 
wissensehe ....** 

.Die  Executive  ist  also  in  der  Wirklichkeit  nur  ein 
Organ  des  zeitigen  Willens  der  Gesellschaft,  d.  h.  der  Majorität 
der  starkem  Interessen,  welche  in  der  gesellschaftlichen  Vertre- 
tung zur  Zeit  vorwalten  •*  *). 

Mit  andern  Worten  ausgedrückt  ist  die  Executive  auch  im 
„umgekehrten  Staatsbau'*  das  Organ  des  Willens  der  grös- 
seren Macht  desjenigen  Interesses,  welches  unter  den  ge- 
gebenen Umständen  zu  seiner  Geltendmachung  die  grösste  Macht 
aufwenden  kann.  Das  aber  und  nichts  anderes  ist  die  Exe- 
cutive immer  und  überall  nicht  nur  im  „umgekehrten**,  sondern 
auch  im  aufrechten  Staatsbau,  nicht  nur  in  der  französischen  und 
romanischen  „Negation  des  Rechtsstaates**,  sondern  im  „germa- 
nischen Rechtsstaat  **,  wie  ihn  Gneist  in  der  preussischen  Mon- 
archie erkennt  Die  Stellung  der  Executive  bleibt  in  jedem 
Staate  dieselbe  —  sie  bleibt  das  Werkzeug  der  zeitigen 
Machthaber. 

Ob  in  Revolutionszeiten  die  Phrase  von  der  Volkssouveraine- 
tät  nocb  so  laut  schallt,  ob  in  Restaurations-  und  Reactionszeiten 
das  legitime  Recht  und  das  Gottesgnadenthum  proclamirt  wird 
—  das  ändert  an  dieser  Stellung  der  Executive  nichts.  Nur 
Theorie  und  Doctrin  können  auf  ihrem  Grebiete  den  Staatsban 
umkehren  —  auf  dem  Grebiete  des  wirklichen  Lebens,  des 
wirklichen  Staates  gelingt  das  nie. 

Der  Wille  des  Volkes  ist  ein  Unding  —  weil  das  Volk  nie 
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und  niimner  einer  einheitlichen  Willensrichtang  fähig 
ist;  nie  nnd  nimmer  können  Herrschende  and  Beherrschte,  Be- 
sitzende und  Nichtbesitzende  dieselben  Interessen,  daher  auch 
nie,  irgend  einen  gemeinsamen  Willen  haben  ^).  Nie  und 
nirgends  daher  kann  das  Gresetz  der  Ausdruck  des  Yolks- 
willens,  die  Executive  die  Ausführung  desselben  s^  Da- 
her sind  aber  auch  alle  Gneist'schen  Unterscheidungen  zwischen 
(französischer,  romanischer  und  südeuropäischer  Negation  des 
Rechtsstaates  einerseits  und  dem  germanischen,  monarchischen 
Rechtsstaat,  wie  er  sich  insbesondere  in  unsem  Tagen  inPrenssen 
verkörpert  andererseits,  ganz  willkührlich;  dieser  Gegensatz 
existirt  nicht  in  der  Wirklichkeit,  sondern  einzig  und  allein  in 
der  patriotischen  Phantasie  Gneist's. 

In  so  ferne  in  diesen  Ausführungen  Gneist*s  der  Gedanke 
ausgedrückt  werden  sollte,  dass  jene  französischen  constitutionellen 
Staatstheorien  an  unheilbaren  Grundgebrechen  kranken,  mit  dem 
Wesen  des  Staates  unvereinbar  seien  und  daher  nicht  realisirbar 
sind,  stimmen  wir  denselben  vollkommen  bei.  Aber  vollkommen 
unzulässig  ist  es  diese  Theorien  mit  der  wirklichen  Staatsver- 
fassung Frankreichs  und  anderer  romanischer  Staaten  zu  iden- 
t  i  f  i  c  i  r  e  n ,  diese  fictive  Staatsverfassung  dem  deutschen  „  Rechts- 
staat" entgegenzusetzen. 

üeber  diese  „Beurtheilung  französischer  Verhältnisse",  meint 
Gneist  selbst :  „Diese  unbefangene  Beurtheilung  der  franzö- 
sischen Verhältnisse  ist  indessen  von  neuem  Datum".  Wir  accep- 
tiren  gerne  diesen  Satz  jedoch  mit  der  Modification,  dass  wir  statt 
„Verhältnisse",  Th  e  ori e  n  setzen.  Nicht  die  französischen  „Ver- 
hältnisse", einzig  und  allein  dieDoctrinenundTheorien 
Frankreichs  beurtheilte  Gneist  in  obigen  Ausführungen. 

*)  Ganz  treffend  sagt  Gneist  an  einer  andern  Stelle:  >'Wftre  es 
möglich,  die  Forderungen,  welche  an  einem  einzigen  Tage  durch  Wort 
oder  Schrift  in  einem  gegebenen  Staate  erhoben  werden,  neben  einander 
zu  stellen  und  nach  ihrer  Ausführbarkeit  zu  prüfen:  es  würde  ein  Cbaoi 
so  widersprechender  Bestrebungen  zum  Vorschein  kommen,  dass  Niemand 
einem  Monarchen  oder  einem  Staatsmann  zumuthen  mOchte,  die  Summe 
dieser  Yorstellungen  d.  h.  die  öffentliche  Meinung  statt  seiner  regieren 
zu  lassen*  i Rechtsstaat  S.  239).  Dasselbe  Hesse  sich  mit  eben  so  yiel 
Recht  vom  »allgemeinen  Willen*  sagen. 
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Dass  diese  Benrtheilnng  ^von  neuem  Datom^  nod  auch  ^an- 
befangen^^  ist,  das  wollen  wir  gerne  zogeben,  ebenso  wie  den 
folgenden  Satz  Gneisfs,  dass  „ihr  vorang^angen  ist  ein  Menschen- 
alter einer  einseitigen  Anschanong,  welche  dem  französischen 
Muster  einen  tiefgehenden  Rinflnss  anf  die  Grestaltmig  der  Ver- 
fassung, der  Verwaltung,  des  Gerichtswesens  und  der  Gemeinden 
gestattet  hat^. 

Diesem  „üe^henden  Einfioss'^  französischer  Theorieen  auf 
Verfassung  und  Verwaltung  in  Deutschland  trat  nun  Gneist  nicht 
nur  in  seinem  Buch  über  den  Rechtsstaat,  sondern  auch  insbe- 
sondere in  seiner  Schrift  JBudget  und  Gresetz^  erfolgreich  entgegen. 
Die  Gediegenheit  der  Argumente,  deren  sich  Gneist  dabei  bedient, 
die  Fülle  der  auf  wissenschaftlichen  Studien  und  staatsmännischer 
Erfahrung  basirjenden  Beobachtungen,  die  er  uns  da  vorbringt, 
müssen  uns  gegen  eine  kleine  Kriegslist  nachsichtig  stimmen,  die 
Gneist  in  diesem  Kampfe  gegen  französische  Staatstheorieen 
gebraucht 

Trotzdem  anerkanntermassen  (vergl.  Mohl  über  die  Rechts- 
staatstheorie etc.  etc.)  der  landläufige  Begriff  des  „Rechtsstaats*^ 
sich  an  die  Realisirung  der  französischen  von  Montesquieu  her 
datirenden  Staatstheorieen  knüpft;  trotzdem  man  auch  in  Deutsch- 
land nur  dem  constitntionellen  Staate  ä  la  Benjamin  Constant, 
ä  la  Rotteck  und  Welker  geneigt  war,  das  Epitheton  „  Rechts- 
staat^ zu  geben:  vindicirt  Gneist  diese  Bezeichnung  nur  für 
seinen,  jene  französischen  Theorieen  ausschliessenden  und 
ihnen  den  Krieg  auf  Tod  und  Leben  ankündigenden  Staat. 
Gneist  will  auf  diese  schönklingende  Bezeichnung  „Rechts- 
staat** nicht  verzichten;  er  weiss,  dass  schönklingende  Worte, 
wenn  sie  auch  inhaltslos  sind,  oft,  namentlich  für  die  Masse,  viel 
bedeuten:  er  zieht  es  deshalb  vor  mit  kühnen  Advocatenstreichen 
diese  Bezeichnung  seinen  Gegnern  geschickt  zu  entwinden  und 
dieselbe  dem  von  ihm  vertheidigten  Staatswesen  zu  vindi- 
ciren.  Nicht  der  französisch  -  belgische  constitutionelle  Staat, 
den  die  Rotteks  und  Welkers  in  die  deutsche  Staatslehre  ver- 
pflanzten: nur  der  wirkliche  deutsche  Staat,  wie  er  im 
neuen  Preussen  sich  verkörpert,  der  solle  „Rechtsstaat"  heissen. 

üeber  diesen  Namen  nun  wollen  wir  mit  Gneist  nicht 
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rechten  —  diese  kleine  Kriegslist»  dass  er  den  Anhfingem  des 
Rechtsstaats  den  wirklichen  Rechtsstaat  so  wie  sie  ihn  in  der 
Doctrin  herausgebildet  haben,  escamotirt  und  ihnen  statt  desselben 
das  Bismark'sche  Preossen  unterschiebt,  diese  Eri^list  wollen 
wir  ihm  gerne  nachsehen.  Hat  er  doch  im  Grande  Bedit»  dass 
mit  jenem  doctrinären  Rechtsstaat  in  der  PraziB  niohts  anzafiulgm 
ist  nnd  sein  Kampf  gegen  diese  ursprünglich  franzOsisGhe  oon- 
stitationelle  Doctrin  ist  nur  allzu  berechtigL  IXesen  Ksm^t  nun 
in  dem  yielleicht  die  grösste  praktische  Bedeutung  Gneist^s  liegt 
und  in  dem  er  schliesslich  dazu  gelangt  den  döctrinären  y^echts- 
staat*'  gründlich  zu  widerlegen,  wollen  wir  jetzt  genauer  betmd&ten. 

§31. 

Das  Wesen  des  Budgetrechts. 

Die  ganze  oonstitutionelle  Doctrin  und  somit  auch  die  Theorie 
des  Rechtsstaats  gipfelt  in  dem  Satze,  dass  die  Regierung  des 
Staats  nur  YoUstreckerin  des,  in  der  Yolksrepräsentanz  sich 
äussernden  Volkswillens  sei.  Wollte  man  diese  Theorie  that- 
sächlich  in  das  wirkliche  Leben  des  Staates  einführen,  so  musste 
man  zu  dem  Satze  gelangen,  dass  die  Yolksrepräsentanz  es  ist, 
welche  der  Staatsregierung  die  Geldmittel  für  die  Zwecke  der 
gesammten  Staatsverwaltung  bewilligt  War  dieser  Satz  einmal 
anerkannt  und,  worauf  es  schliesslich  ankommt,  in  der  Praids 
geübt,  so  konnte  in  der  That  die  Regierang  nichts  anderes  sein 
als  das  ausführende  Organ  des  gesetzgeberischen,  Yolkswillötis*. 
Dann  würde  in  der  That  das  Yolk  respective  seine  Vertretung 
herrschen,  die  Regierung  nur  als  Mandatar  des  Volks  ver- 
walten. 

Aber  die  Praxis  des  Staatslebens,  die  von  der  unauslösch- 
lichen Natur  des  Staates  beherrscht  wird,  hat  es  in  entschei- 
dendenMomenten  immer  anders  gebracht;  in  indifferenten 
Dingen  die  den  Lebensnerv  des  Staates  nicht  tangirten,  hat  es 
immerhin  den  Anschein  haben  können,  als  ob  jener  constitutio- 
nelle  Satz  gelte.  Kamen  aber  von  Zeit  zu  Zeit  vitale  Staats- 
interessen zu  streitiger  Verhandlung  zwischen  Volksvertretung 
und  Regierung,  hat  es  diese  letztere  noch  immer  verstanden  durch 
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friedlicjie  oder  nicht  friedliche  Mittel  in  der  Vertheidigung  der 
Staatsinteressen  die  ihr  zukommende  Bolle  glücklich  durchzu- 
fahren und  sich  als  herrschende  Macht  zu  erweisen.  So  oft  aber 
diess  geschah,  ward  von  Seiten  der  constitutionellen  Theorie  immer 
wieder  roa  einem  Bechtsbruch  gesprochen  und  der  Vorgang  der 
Staatsgewalt  als  incorrekt  und  nicht  Constitutionen  bezeichnet. 

Diesen  Zwiespalt  zwischen  der  Theorie  des  Rechtstaates, 
nriwABP  dar  eoiBtitationrilenDoctrin  und  der  Praxis  des  Staats- 
lebens zu  heben,  unternahm  nun  Gneist 

Er  schlug  dabei  einen  Weg  ein,  den  er  schon  frfüusr  mit 
Erfolg  bei  einer  andern  Partie  des  Staatsrechts  betreten  hatte. 

Bekanntlidi  war  es  Gneist,  der  zuerst  darauf  aufmerksam 
machte,  dass  die  continentale  constitutionelle  Doctrin  in  Folge 
eines  vollkonunenen  Missverständnisses  des  Wesens  des  englischen 
Selfgovemement,  (indem  sie  das  Wort  in  seiner  buchstäblichen 
Bedeutung  nahm)  bis  zur  kleinsten  Dorfgemeinde  herunter,  überall 
Selbstverwaltung  „nach  englischem  Muster^^  verlangte,  während 
das  englische  Selfgovemement  nichts  mehr  als  eine  durch  von 
der  Regierung  aus  den  localen  G^ntry  ernannte  Ehrenbeamte 
geführte  Verwaltung  sei.  Er  hatte  in  dieser  so  wichtigen 
staatsrechtlichen  Frage  nachgewiesen,  dass  hier  Unkenntniss 
englischer  Zustände  ganz  irrige  und  unhaltbare  Doctrinen  er- 
zeugte. 

Denselben  Weg. nun  schlug  Gneist  ein  um  die  constitutio- 
nelle Doctrin,  die  sich  für  die  einzig  richtige  Bechtsstaatstheorie 
hielt  in  ihrem  innersten  Kern,  in  ihrem  wichtigsten  Punkte  zu 
treffen  und  da  ihre  Irrthümlichkeit  und  Unhaltbarkeit  nach- 
zuweisen. 

Diesen  Kernpunkt  der  constitutionellen  Doctrin,  bildet  be- 
kanntlich das  parlamentarische  Budgetrecht  das  man  als  das 
Becht  des  Parlaments  auffasste,  der  Regierung  von  Jahr  zu  Jahr 
die  für  die  gesammte  Verwaltung  nothwendigen  Geldmittel  zu 
bewilligen  oder  auch  zu  verweigern.  Von  allen  einzelnen  Geld- 
bewilligungsposten musste  jedoch  den  Regierungen  der  Natur 
der  Sache  nach  diejenige,  die  das  Militär  und  Kriegswesen  betraf, 
die  wichtigste  sein.  Zudem  war  von  den  meist  friedlich  ge- 
sinnten Volksvertretungen  eine  Verweigerung  der  Geldbewilligung 
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auf  diesem  Gebiete  immer  mehr  zu  befOrchteii  als  auf  iigeofl  wel- 
chem andern  Grebiet  der  staatlichen  Verwaltung. 

In  der  That  kommen  die  meisten  Oonflikte  z^dschen  Par- 
lament und  Re^erung  in  den  modernen  oonstitutionellen  Staaten 
des  Continents  aus  Anlass  des  «Militärbudgets'  zum  Ausbruch. 
Und  zwar  nahmen  diese  Conflikte  immer  einen  so  acnten  Cha- 
rakter an,  dass  angesichts  der  auf  ihrem  ,  constitutionellenBechte' 
beharrenden  Volksvertretung  und  den  ihr  vitalstes  Interesse  ver- 
theidigenden  Regierungen  immer  wieder  die  Ikitscheidnnggfrage 
aufgeworfen  werden  musste:  Constitutionalismus  oder  Absolutis- 
mus? Rechtsstaat  oder  Polizeistaat? 

Gneist  unternahm  es  nun  in  der  Schrift  ,  Budget  mid  Ge- 
setz ^  ^)  den  Nachweis  zu  führen,  dass  die  continentale  oonstitntio- 
nelle  Doctrin  oder  die  sog.  Rechtsstaatstheorie  dieses  ,  Budget* 
recht  ^  ganz  falsch  auffasse;  dass  dasselbe  in  so  weit  es  auf  dfiem 
angeblichen  „  englischen  Vorbild^  beruhe,  ganz  irrthümlich  ver- 
standen und  ausgelegt  werde,  und  dass  eine  jährliclie  Bewilligung 
oder  Verwerfung  des  Militärbudgets  nichts  weniger  als  ein  Recht 
des  englischen  Parlaments  sei. 

Schon  in  dieser  Schrift  macht  Gneist  einen  bis  dahin  unbe- 
kannten Unterschied  zwischen  „Constitutionalismus"  und  „Rechts- 
staat". Während  bis  dahin  die  Theorie,  den  „Rechtsstaat"  als 
den  „oonstitutionellen  Staat"  ansah,  als  denjenigen  Staat  den 
man  nur  durch  einen  strengen  und  consequenten  „Constitutio- 
nalismus" verwirklichen  könne:  macht  Gneist  die  tendentiöse 
Unterscheidung  zwischen  dem  auf  dem  stricten  Budgetrecht  nach 
dem  Worte  der  Verfassung  sich  steifenden  „Constitutionalismus" 
den  er  als  „französisch  -  belgische"  Doctrin  bekämpft  und  dem 
„Rechtsstaat"  den  er  nach  eigener  Idee  entwirft  und  wie  wir  aus 
seiner  oben  besprochenen  Schrift  über  den  Rechtsstaat  ersehen, 
als  deutsche  Praxis  der  französisch  -  belgischen  Theorie  ent- 
gegen stellt. 

Die  Grundidee  nun  dieser  Schrift  die,  wie  wir  das  sehen 
werden,  noch  in  seiner  spätem  „Gesetz  und  Budget"  bei  anderer 


^)  Bndget  nnd  Gesetz  nach  dem  constitutionellen  Staatsrecht  Eng- 
lands mit  Bücksicht  auf  die  deutsche  Reichsverfassung  Ton  Rudolf 
Gneist  1867. 
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Grelegenlieit  widerkehrt  ist  die,  dass  das  Budget  nicht  die  Ejraft 
habe,  Gesetze  ausser  Kraft  zu  setzen;  dass  daher  Staats- 
ausgaben und  Einnahmen  die  sich  auf  ein  früheres  Gresetz  stützen 
keineswegs  einseitig  durch  das  Parlament  der  Regierung  versagt 
werden  können.  ,J)er  Verlauf  der  Darstellung,  sagt  Gneist,  im 
Vorwort  zur  ersten  Schrift,  wird  ergeben,  dass  das  Verhältniss 
zwischen  Budget  und  Gesetz  nicht  weniger  bedeutet  als  den 
Scheidew^  der  den  sogenannten  Oonstitutionalismus  von  dem 
Rechtsstaat  scheidet^. 

In  der  historischen  Ausführung  nun  über  das  engische 
Budgetrecht,  wird  von  Gneist  nachgewiesen,  wie  in  England  ,.alle 
historischen  Hauptsteuem  permanent  geworden  und  in  den  heu- 
tigen Verhältnissen  mehr  als  %  der  Staatseinnahmen  der  Krone 
(dem  Staat)  dauernd  gesichert  sind^. 

„Der  bewegliche  Theil  der  Staatseinnahmen  beruht  auf 
einigen  wenigen  neueingeführten  oder  durch  gänzliche  Umwand- 
lung neugestalteten  Steuem^S  „Die  Bewilligung  der  Staatsein- 
nahmen Seitens  des  Unterhauses  beschränkt  sich  hiemach  auf 
seine  Zustinmiung  zu  den  speciellen  Finanzgesetzen,  durch  welche 
von  Jahr  zu  Jahr  diese  zwei  oder  drei  beweglichen  Steuern  nor- 
mirt  werden**. 

JLn  allen  Zeiten  unbekannt  dagegen  war  dem  englischen 
Parlament  eine  jährliche  Feststellung  der  gesammten  Staatsein- 
nahmen auf  ein  Conto.  Die  Einkünfte  der  Domänen  und  Forsten, 
die  ISnkünfte  aus  den  Zoll-  und  Accisegesetzen,  aus  Grund- 
steuern und  Asi^essed  Taxes  können,  da  sie  durch  perpetuirliche 
Gesetze  (und  common  law)  dem  Staat  übereignet  sind,  nicht  noch 
als  eine  Jahresbewilligung  der  Krone  übereignet  werden.  Ein 
solches  Verfahren  würde  schon  privatrechtlich  einen  Widerspruch 
enthalten;  noch  direkter  widerstreitet  es  dem  Staatsgrundgesetz, 
nach  welchem  Gesetze  nur  durch  G^etze  abgeändert  werden 
dürfen.  Hätte  das  Parlament  diese  Einnahmen  alljährlich  zu 
bewilligen,  so  könnte  es  solche  auch  verweigern.  Die  Verwei- 
gerung würde  enthalten  eine  Suspension  und  Ausserkraftsetzung 
bestehender  Landesgesetze,  welche  dem  Unterhause  so  wenig  zu- 
>6teht,  wie  der  Krone  .... 

,J)as  Parlament,  meint  Gneist,  konnte  die  Krone  nicht  bin- 
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den,  ohue  sich  selbst  an  den  verfassangsmässigen  Gang  der  Ge- 
setzgebung za  binden.  Die  Hauptfrage  über  die  Möglichkeit  eii»ar 
Verweigerung  von  gesetzlich  feststehenden  Einnahmen  sdtens 
des  Unterhauses  konnte  hienach  in  England  gar  nicht  au^B^eworfen 
werden.  Sie  war  grundsätzlich  ausgeschlossen  durch  den  obersten 
Grundsatz  der  constitutional  law. 

Der  zweite  Grundsatz  des  englischen  Staatsrechts,  »welcher 
den  Widerspruch  zwischen  G^ldbeschlüssen  und  Gesetzen  fem 
hält '',  ist  nach  Gneist,  «  dass  Ausgaben,  welche  dem  Betrage  nach 
gesetzlich  feststehen,  nicht  G^enstand  einer  budgetmfissigen  Be- 
willigung werden.  *  Dieses  « gesetzliche  Feststehen  *  ward  aber 
von  Zeit  zu  Zeit  auf  verschiedene  Posten  durch  ^  gesetzliche 
Fixirung*  übertragen  und  somit  diese  Posten  der  parlamentari- 
schen Budgetbewilligung  entzogen.  Die  Abgrenzung  aber  zwischra 
gesetzlich  feststehenden  Posten  und  solchen,  die  einer  parlamen- 
tarischen Budgetbewilligung  bedürfen  beruht,  wie  Gneist  richtig 
hervorhebt,  „  auf  den  vorgefundenen  Rechtsverhältnissen  und  auf 
der  Natur  der  Staatsbedürfnisse  '^  ^).  Den  G^enstand  des  Bud- 
getrechts und  Budgetbewilligung  bildet  daher  in  England  ^nxa 
der  bewegliche  Theil  der  Staatsausgaben  und  der  bewegliche 
Bruchtheil  der  Staatseinnahmen.  *  Nach  allen  diesen  auf  detul- 
lirten  Nachweisen  sich  stützenden  Ausführungen  gelangt  nun 
Gneist  zur  Begründung  des  englischen  Budgetrechts : 

„  Der  Grund  des  Nichtgebrauches  der  Befugniss,  das  ganze 
Etatsgesetz  abzulehnen,  liegt  darin,  dass  jede  bestinmiungswidrige 
Ausübung  der  Volksrechte  ebenso  wirkungslos  bleibt  wie  die  be- 
stimmungswidrige Ausübung  der  Rechte  der  Krone.  Die  Bud- 
getberathungen  sind  dazu  bestimmt,  die  öconomische  Gestaltung 
der  Staatsausgaben  und  die  sparsame  Bewilligung  der  beweg- 
lichen Jahressteuer  durch  Verhandlungen  mit  dem  Ministerium 
herbeizuführen.  Sie  sind  aber  nicht  dazu  bestimmt  eine 
Generalvollmacht  zu  bilden,  vermöge  deren  das  Unterhaus  von 
Jahr  zu  Jahr  die  Befugniss  zur  Führung  der  Staatsgeschäfte 
nach  freiem  Ermessen  zu  ertheilen  oder  zu  versagen  hätte  ..." 

Nach  solcher  Gharakterisirung  und  Begründung  des  eng- 

»)  1.  c.  S.  11. 
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Uschen  Badgetrechts  wendet  sich  Ghieist  sohliesslioh  gegen  die 
oontinentale  Aüffitösang  dieses  ^Reohtes  der  Yolksyertretong** 
9  Die  weitverbreitete  Yorstellong,  heisst  es  da,  als  ob  das  eng- 
lische Budgetrecht  auf  einer  Befiignissbenihe,  der  Staatsregierang 
alle  Einnahmen  nnd  alle  Aasgaben  Jahr  fflr  Jahr  zu  bewilligen 
oder  za versagen,  beruht  demnach  aafUnkenntniss  der 
dortigen  Reohtsyerhältnisse  and  Yerwaltongseinrich- 
tnngen.  Man  darf  sich  fOr  die  Weisheit  einer  solchen  Mnrichtang 
nicht  aaf  die  Jahrhunderte  alten  Erfkhrangen  und  die  erprobte 
Lebensfähigkdt  der  englischen  'Verfassung  berufen,  welche  yiel- 
mehr  das  Gregentheil  sagt  Abweichende  Theorien  haben 
aber  alllerdings,  schliesstGneist,  einen  bestimmenden 
Einf  luss  auf  die  YerfiEMSungen  des  Continents  geübt*  ^). 

Indem  Gneist  sodann  auf  die  abweichenden  hauptsächlich 
aus  Frankreich  stammenden  Theorieen  eingeht  xmd  ihren  ,  be- 
stimmenden ESnfiuss*  auf  die  neueren  continentalen  Verfassungen 
nachweist,  constatirt  er  mit  patriotischer  BefKedigung,  wie  dieser 
,bestinmi^ide  Einfluss^  französischer  Theorieen  an  der  Haltung 
der  preussischen  Regierung  im  Jahre  1850  scheiterte. 

Was  mm  diese  abweichenden  Theorieen  anbelangt, 
so  scheint  uns  Gneist  ihre  eigentliche  Genesis  nicht  genug  scharf 
aufgefasst  zu  haben.  Er  erklärt  sich  ihr  Entstehen  dadurch,  dass 
man  „auf  kürzestem  und  wenigst  mühevollem  Wege  den  Völ- 
kern des  Continents  die  unverjährbaren  Rechte  der  politischen 
und  persönlichen  Freiheit  zurückgeben,  den  verschiedenen  Klas- 
sen der  Gesellschaft  einen  wirksamen  Einfluss  auf  den  Gang  der 
Staatsre^erung  verschaffisn  wollte. *^  „ Der  kürzeste  Weg  da- 
zu war  die  Besetzung  der  Ministerien,  um  den  Gang  derMinister- 
verwaltung  unmittelbar  von  der  Mehrheit  emer  gewählten  Volks- 
vertretung abhlbigig  zu  machen.  Das  einfachste  Mittel  dazu 
war  eine  Einrichtung,  vermöge  deren  die  Volksvertretung  von 
Jahr  zu  Jahr  alle  Einnahmen  und  alle  Ausgaben  des  Staates 
zu  bewilligen  oder  zu  versagen  hat  Die  Wirksamkeit  dieses 
Mittels  war  so  einleuchtend,  dass  es  mit  überwältigender  Ueber- 
zeugungskraft  zu  einer  gemeinsamen  Theorie  wurde.  ^^  Diese  An- 

*)  l.  c.  S.  15. 
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sieht  über  Entstehang  der  Budgetrechtstheorie  scheint  ans  nicht 
ganz  richtig.  Diese  Theorie  ist  vielmehr  die  directe  und  oonse- 
quente  Folgerung  aus  dem  Grundsatze  der  YolkssouYeranetfit, 
aus  dem  Grundsatze,  dass  die  gesetzgebende  Gewalt  ihren  Sitz 
in  der  Volksvertretung  habe  und  dass  die  Regierung  nur  die  Yoll- 
zieheriu  des  Willens  dieser  Volksvertretung  sei.  Daraus  ergieht 
sich  einfach  die  Nothwendigkeit  für  die  Volksvertretung,  ein  Mit- 
tel in  Händen  zu  haben,  um  die  Executive  fortwährend  im  Zanine 
halten  zu  können.  Ein  solches  Mittel  ist  die  jährliche  BewilU- 
gung  der  for  die  Verwaltung  im  allgemeinen,  insbesondere,  der 
für  die  Militärverwaltung  nöthigen  Geldmittel. 

Dass  nun  die  preussische  Regierung,  trotzdem  diese  firan- 
zösische  constitutionelle  Budgetrechtstheorie  in  der  preussischen 
Verfassungsurkunde  von  1848  ihren  gesetzgeberischen  Ausdruck 
fand,  in  dem  Conflict  des  Jahres  1850,  der  Verwirklichung  der- 
selben sich  entgegenstemmte  und  von  ihrem  historischen  Rechte 
zu  Gunsten  dieser  neuen  constitutionellen  Doctrin  nicht  abdicirte 
und  trotz  des  gegentheiligen  Wortlautes  der  Verfassung  auf  die 
„  Perpetuität  der  Staatseinnahmen  ^  nicht  verzichten  wollte ;  darin 
erkennt  Gneist  eine  Thatsache  durch  die  im  Gegensatz  zum 
Constitutionalismus  »der  Grund  zum  Rechtsstaat  gelegt*  wurde. 

§  32. 
Gneist's  , Gesetz  und  Budget*. 

Für  diesen  seinen  ganz  aparten  Rechtsstaat,  der  hier  sowohl 
dem  Constitutionalismus  wie  auch  dem  mit  dem  constitutionellen 
oder  Verfassungsstaat  sonst  immer  für  gleichbedeutend  gehalte- 
nen Rechtsstaat  der  ajideren  Staatslehrer  entgegengesetzt  wird, 
besteht  Gneist  noch  einen  weiteren  Vertheidigungskampf  bei 
Gelegenheit  der  Ministerkrisis  vom  28.  März  1878,  einen  Kampf, 
der  diessmal,  wie  wir  diess  bald  sehen  werden,  zu  einem  noch 
gründlicheren  Bruch  mit  der  eigentlichen  Rechtsstaatstheorie 
fuhrt.  Veranlassung  zu  dieser  neuerlichen  Wiederaufnahme  des 
Processes  gegen  den  „  Constitutionalismus  *  war  der  Umstand,  dass 
das  Abgeordnetenhaus  die  von  der  Regierung  verlangte  Votirung 
zweier  Älinistergehalte  für  neu  zu  creirende  Ministerien  verwei- 
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gerte.  In  der  schon  erwähnten  Schrift  nun,  „  Gesetz  und  Bud- 
get* *)  tritt  Gneist  ^  der  herrschenden  Rechts-Vorstellung"  ent- 
gegen als  ob  das  „  Abgeordnetenhaus  vermöge  seines  Budgetrechts 
Ministergehalte  nach  freiem  Ermessen  ohne  Bücksicht  auf  Art. 
45.  Verf.-Urk.  („  der  König  ernennt  die  Mmister  **)  zu  bewilligen 
oder  zu  versagen  hätte".   (S.  35). 

Um  die  Irrthümlichkeit  dieser  Rechtsvorstellung  nachzu- 
weisen wirft  Gneist  auch  hier  die  uns  schon  aus  seiner  vorigen 
Schrift  bekannte  Frage  auf:  ist  das  Budget  ein  Gesetz?  hat  es 
als  solches  die  Kraft,  in  CoUisionsfällen,  bestehenden  Yerfassungs- 
und  Verwaltungsgesetzen  voranzugehen,  dieselben  also  un- 
wirksam zu  machen,  sie  aufzuheben?  und  hat  das  Parlament 
das  Recht,  vermittelst  des  ihm  verfassungsmässig  zustehen- 
den Budgetrechts  sich  in  die  innere  Organisation  der  Ver- 
waltung hineinzudrängen  und  dort  die  Rechte  der  vollziehenden 
Gewalt  der  Regierung  zu  schmälern  oder  gar  zu  usurpiren? 

Von  welch'  weitreichender  Bedeutung  diese  Fragen  für  jedes 
constitntionelle  und  parlamentarische  Regime  sind,  liegt  auf  der 
Hand.  Auch  wissen  wir  schon,  wie  die  gangbaren  Anschauungen 
der  oontinentalen  Parlamente,  wie  die  „  constitutionellen  Theo- 
rieen"  diese  Frage  beantworteten.  Gneist  schildert  diese  gang- 
baren Anschauungen  folgendermaassen:  „Man  geht  dabei  von 
der  Meinung  aus,  dass  —  neben  der  Verfessung  und  dem  ge- 
setzlichen Verwaltungsrecht  —  dem  Hause  der  Abgeordneten 
ein  selbstständiges  Recht  zustehe,  durch  seine  Bewilligungen  und 
Vorsorgungen  die  Staatsverwaltung  zu  organisiren.**   (S.  88). 

„ üeberaus  häufig  sind  in  unseren  Budgetberathun- 

gen  die  hier  zu  Grunde  liegenden  Aufl^issungen  dahin  ausgespro- 
chen worden:  das  Haus  habe  die  Befugniss,  grundsätzlich  jede 
Staatsausgabe  zu  bewilligen  oder  zu  versagen.  Diese  Befugniss 
könne  das  Haus  unbeschränkt  üben  (wie  im  Privatrecht)  nach 
der  Maxime :  qui  jure  suo  utitur  neminem  laedit  Das  Haus  könne 
daher  jeder  Geldbewilligung  Bedingungen  und  Voraussetzungen 
nach  pflichtmässigem  Ermessen  hinzufügen. "  (S.  90).  Auf  Grund 


'   ^)  Gneiat:  Gesets  und  Budget,  constHntionelle  Streitfragen  am  der 
preiuNrischen  Hmistadairia  Tom  Hftiz  1878.    B^rl«»»  Springer  1879. 
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dieser  gangbaren  Badgettheorieen  gelangte  non  das  prenssische 
Abgeordnetenhaus  dazo,  indem  es  die  von  der  Re^emng  ver- 
langten neuen  Ministergehalte  verweigerte,  die  kOnigliehe 
aof  §  45  y erf.-Urk.  beruhende  Prärogative  der  Hinister^nennong 
thatsächlich  beseitigen  zu  wollen.  IMesem  Vorgehen  tritt  nun 
Gneist  entgegen.  „Grelangen  nun  aber  die  Budgettheorieen,  meint 
er,  bis  zu  diesem  Punkt,  so  ist  der  von  der  Wissenschaft  längst 
aufgeworfenen  Frage  nicht  auszuweichen:  was  bleibt  Yondon 
königlichen  Recht  der  Mnisteremennung  Art  45  derVerC-Uik. 
übrig?  Was  bleibt  von  einer  einheitlichen,  verantwortIiche& 
Staatsregierung  übrig?  Was  bedeutet  in  allen  weiteren  Stufen 
die  gesetzliche  Organisation  der  Staatsbehörden  und  das  dazuge- 
hörige gesetzliche  Verwaltungsrecht?**  (S.  91).  Und  nun  folgt 
eine  in  ihrer  Art  classische  staatsrechtliche  Untersuchung,  in 
welcher  Gneist  noch  einmal  den  aus  seinen  früheren  Sdutf- 
ten  unszumTheil  schon  bekannten  Nachweis  führt,  dass  erstens 
„  ein  selbständiges  Ausgabenbewilligungsrecht,  welches  man  aus 
der  englischen  Verfassung  abgeleitet  und  als  Eckstein  aller  Rechte 
der  Volksvertretung  bezeichnet  hat,  in  England  überhaupt  nicht 
besteht**  (S.  117),  zweitens,  dass  auch  in  Frankreich  „auf 
dem  Boden  der  Volkssouveränetät**  „das  verfessungsmässig  erlas- 
sene Justiz-  oder  Verwaltungsgesetz  als  höhere  Autorität 
über  den  jährlich  wechselnden  Geldbeschlüssen  steht  •*  (S.  126). 
„  Der  G^anke,  durch  Budgetbeschlüsse  die  Verwaltung  organi- 
siren  zu  wollen,  ist  auch  den  extravagantesten  Doctrinen  der 
Volkssouveränetät  fremd  geblieben.  Noch  fremder,  meint  Gneist, 
ist  den  Franzosen  die  deutsche  Neigung,  die  einzelne  Geldbe- 
willigung mit  einem  Wenn  und  Aber  zu  belasten  und  damit  jedes 
geordnete  Verhältniss  der  Staatsgewalten  zu  verschieben.**  (S. 
127).  Drittens  endlich,  dass  nach  der  ganzen  Entwicklung 
des  öffentlichen  Rechts  in  Deutschland  und  in  Preussen  auch  hier 
die  Etatsverordnung,  das  Budget,  kein  eigentliches  Gesetz  sd. 
„Es  bleibt  also  (für  die  Etatsverordnung)  stehen,  das 
Verhältniss  einer  Ausführungsnorm  zum  Hauptp- 
gesetz.*' 

Diesen  aus  der  Betrachtung  der  concreten  Verhältnisse  in 
Frankreich  abgeleiteten  Satz  erklärt  sodann  Gneist  auf  folgende 
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Weise:  „Die  Recbtstheorie,  welche  der  Gesetzgeber  in  Justiz- 
and  Yerwaltangsgesetzen  als  daaemdeNorm  derBechtsverliält- 
nisse  ausspricht,  muss  doch  wohl  den  Vorrang  haben  vor  Moda- 
litäten der  Finanzansffihmng,  die  nur  für  ein  Jahr  aasgesprochen 
werden"  (S.  170).  „Die  Minister  bleiben  nach  wie  vor  berech- 
tigt und  verpflichtet,  im  CoUisionsfalle  den  höheren  Normen 
det  Yerfassnngs-  und  Yerwaltungsgesetze  Folge  zu  leisten,  von 
denen  die  Budgetnormen  nur  einen Theil  bilden"  (S.  183).  „Das 
Recht  einer  Verweigerung  des  Gresammtbudgets  (totale  Steuer- 
verweigerung) endlich,  welches  in  der  französischen  und  belgischen 
Budgettheorie  aus  dem  Grundsatze  derVolkssouveränetät  zu  folgen 
hat,  lässt  sich  nach  deutschen  Staatsgrundsätzen  nicht  construiren  *. 

Das  sind  die  Resultate,  zu  denen  Gneist  gelangt;  das  sind 
die  staatsrechtlichen  Thesen,  dfe  er  beweist.  Freilich  nicht 
im  juristischen  Sinne  dieses  Wortes,  sondern  nur  im  staats- 
rechtlichen. Und  darin  eben  liegt  unseres  Erachtens  die 
grosse  Bedeutung  dieser  seiner  neuesten  Schrift.  Dieselbe  ist  ein 
Beweis  mehr,  dass  man  mit  der  blossen  juristischen  Interpretation 
beim  Staatsrecht  nicht  auslangt,  dass  die  blosse  juristische  Methode 
beim  Staatsrecht  durchaus  unzureichend  ist. 

Die  ganze  glänzende  Beweisführung  Gneist*s,  der  jeder 
realistisch  denkende  Staatsrechtskenner  und  Politiker  beistimmen 
muss,  kann  mit  Zuhilfenahme  der  einfachsten  Regeln  juristi- 
scher Interpretation,  die  sich  an  die  Paragraphe  der  Ver- 
fassungsurkunde klammert,  über  den  Haufen  geworfen  werden. 
Das  f^lte  auch  Gneist  wohl,  der  sich  eben  aufsein  „ Jus^  nicht 
mindet  gut  versteht  wie  aufs  Staatsrecht,  der  aber  auch  den  ge- 
widtigen  Unterschied  zwischen  Juristerei  und  Staatsrecht  ganz 
richtig  begreift  Und  weil  sich  eben  Gneist  diesen  prinzipiellen 
Unterschied  immer  gegenwärtig  hält,  ist  er  fem  davon,  etwa  mit 
juristischer  Casuistik  seine  staatsrechtlichen  Thesen  erweisen 
za  wollen.  Vielmehr  setzt  er  den  juristischen  Interpretationen 
der  Parlamentarier  nur  staatsr^htliche  Argumente  entgegen  — 
Thatsachen  und  Präcedenzfälle. 

Denn  mag  man  die  Sache  drehen  und  wenden  wie  man  will, 
nicht  juristische  Methode,  nicht  juristische  Casuistik,  nur  That- 
sachen, Präcedenzfälle  und  Zweckmässigkeitsgründe  bilden  das 
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einzige  Rüstzeug  des  StaAtsrechts.  Den  ^  Juristen^  aber,  die  rieh 
auf  die  Verfassungsurkunden  berufen,  ruft  Gneist  die  bedeutnng»- 
Yollen  Worte  entgegen,  dass  „eine  Yerfassungsorkunde  nicht 
erst  den  Staat  schafft,  sondern  in  einen  bestehenden  Staat 
und  in  einen  Inbegriff  von  Rechtsverhältnissen  eintritt**  (S.  160). 
Freilich  darf  man  von  Gneist  der  sich  noch  immer  an  den  gang- 
baren und  populären  Ausdruck  „Rechtsstaat**  festklanunert  und 
von  ihm  nicht  lassen  will,  nicht  verlangen,  dass  er  dieser,  sdner 
ganzen  Methode  und  Beweisführung  zu  Grunde  liegenden.  Idee 
von  dem  principiellen  Unterschiede  zwischen  Privat-  nnd  Öffent- 
lichem Rechte  und  der  dadurch  bedingten  Nothwendigkeit  einer 
verschiedenen  Behandlungsweise,  den  entsprechenden  entschie- 
denen und  prägnanten  Ausdruck  verleihe. 

Auch  er  will  sich  noch  immer  den  Anschein  geben,  dass 
seine  „Auslegung**  eine  der  im  Privatrecht  üblichen  analoge  aä 
(S.  161),  auch  er  nennt  die  gegnerische  Ansicht  ,juristi8ch  nidit 
haltbar**  (S.  35).  Doch  ist  er  stens  sem  wirklicher  Vorgang  bd 
der  Beweisführung  ein  ausschliesslich  staatsrechtlicher  d.  h.  seine 
Methode  dabei  ist  eine  rein  historisch -politische  und  zweitens 
giebt  er  dem  Unwillen  gegen  die  juristische  Methode,  von  der  er 
es  fühlt,  dass  er  auf  ihre  Zustimmung  keineswegs  rechnen  kann« 
an  unzähligen  Stellen  seiner  Schrift  unzweideutigen  AusdrucL 

Für  unser  erstens  wollen  wir  nur  ein  Beispiel  hier  an- 
führen. „Man  kann  unsere  Zeitgenossen,  heisst  es  S.  161,  nicht 
oft  genug  daran  erinnern,  dass  unser  öffentliches  Recht  nicht 
erst  durch  die  Verfassungsurkunde  von  1850  entstanden  ist  Da- 
hinter liegen  die  Stein -Hardenbergischen  Organisationsgesetze, 
aus  welchen  sich  eine  ebenso  umfassende  Magna  Charta  redigiren 
lässt  Dahinter  liegt  das  allgemeine  Landrecht  Th.  II  Tit  6 — 19 
aus  dem  sich  noch  eine  zweite  Magna  Charta  im  Styl  unserer 
heutigen  Verfassungsurkunden  zusammenfugen  lässt.  Dahinter  liegt 
das  in  scharfen  klaren  Grundzügen  entwickelte  positive  Staats- 
recht, wie  es  in  unvergleichlicher  Tüchtigkeit  durch  Pütt  er  und 
die  Gröttinger  Schule  festgestellt  ist,  dessen  Begriffe  von  Regierungs- 
gewalt, Gesetz  und  Verordnung  heute  noch  dasselbe  bedeuten 
wie  vor  100  Jahren**. 

Das  alles  nun  ist  für  das  Staatsrecht  vollkommen  richtig: 
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dem  Civilisten  aber,  wie  will  man  es  ihm  weismachen,  dass  er 
von  dem  klaren  Wortlaut  der  heute  geltenden  Verfassung  ab- 
strahiren  und  sich  aufgehobene  Gesetze  und  verschollene 
Staatsrechtscompendien  zur  Richtschnur  nehme?  Nein,  die  Ju- 
risten wird  Gneist  schwerlich  auf  seine  Seite  bekommen,  und  die- 
ses Grefühl  ist's,  dem  er  wie  „zweitens''  erwähnt,  so  oft  in 
unwilligen  Ausdrücken  Luft  macht. 

So  schreibt  er,  indem  er  die  Unhaltbarkeit  der  gangbaren 
Vorstellungen  über  Ministerverantwortlichkeit  und  Ersatzpflich- 
tigkeit derselben  für  Etatsüberschreitungen  bespricht:  „Es  ist 
unverkennbar  die  Grewöhnung  an  Privatrecht  und  an  vermögens- 
rechtliche Entscheidungen,  welche  dazu  verleitet,  staatsrechtliche 
Fragen  nach  Analogieen  des  Mandats,  der  negotiorum  gestio  und 
versio  in  rem  entscheiden  zu  wollen,  für  deren  Unzulässigkeit 
schon  der  Gesichtspunkt  entscheidet^  dass  der  Staat  und  der 
vom  Staat  beauftragte  Beamte  nicht  Vermögens- 
interessen wahrnimmt,  sondern  öffentlichePflich- 
ten  erfüllt,  deren  Ausübung  durch  Verfassung  und  Gesetz 
geregelt  ist"  (S.  171).  An  einer  andern  Stelle  wieder  heisst  es: 
,J>a8  Haus  war  dagegen  nicht  berechtigt,  die  Bewilligung 
eines  Ministergehaltes  an  fremdartige,  nicht  finanzielle  Voraus- 
setzungen zu  knüpfen,  am  wenigsten  an  die  Bedingungen,  dass 
das  Programm  und  die  Person  des  neuen  Ministers  dem  Hause 
genehm  sei.  DieRechtsverständigen,  die  dabei  mitwirkten, 
bewegten  sich  anscheinend  auch  hier  in  einer  Verwechslung  mit 
privatrechtlichen  Verhältnissen.  Die  privatrecht- 
liche Logik  mag  aus  Artikel  99.  der  Verf.  ürk.  kurzweg  fol- 
gern, dass  das  Haus  ein  Ministergehalt  wie  ein  Secretärgehalt 
verweigern  könne.  Allein  unsere  Maxime:  qui  jure  suo  utitur 
neminem  laedit  hat  keine  Geltung  im  öffentlichen 
Recht  Hier  gilt  die  umgekehrte  Regel:  sie  jure  tuo  utere  ut 
alienum  non  laedas"  (S.  188)  *). 

')  Denselben  Gedanken  mit  specieUer  Beziehung  anf  das  Verhält- 
niss  der  Volksvertretung  züt  Ejrone,  drückt  Gneist  in  seiner  frühem 
Schrift  »Budget  und  Gesetz*  so  aus:  >.  .  .  denn  der  Verfassungs-  und 
Bechtsstaat  beruht  nicht  auf Compromissen  sondern  auf  der  gegen- 
seitigen Anerkennung  der  Rechte  der  Krone  und  des 
Volks«  s.  a.  a.  0.  S.  27. 
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Schliesslich  aber  weiss  sichGneist  in  seinem  Widerstreben 
gegen  jene  „privatrechtliche  Logik**  im  Staatsrechte  nicht  anders 
za  helfen,  als  indem  er  sie  als  einen  „Gredankengang**  bezeichnet 
„der  nicht  sowohldemRechtsstaatals  demJnristen- 
staat  angehört**  (S.  215).  Damit  hat  Gneist,  wenn  wir  nicht 
irren,  ein  geflügeltes  Wort  ausgesprochen,  das  auf  Jahrzehnte 
hinaus  noch  fortwirken  und  im  Kampf  des  Staatsrechts  gegen 
„privatrechtliche  Logik**  als  Banner  dienen  wird.  M^echts- 
staat  und  nicht  Juristenstaat!'*  ao  weit  gelangte  Gneist; 
er,  der  Anhänger,  ja  einer  der  eifrigsten  Pfleger  des  ,3echta8taa- 
tes**  in  der  Wissenschaft,  konnte  weiter  als  za  dieser  Distinction 
nicht  gelangen.  Freilich,  wenn  man  es  genaner  betrachtet,  liegt 
in  diesen  Worten  das  Bekenntniss  eines  begangenen  Fehlers,  dessen 
CTorrectur  aber  noch  ganz  anders  lauten  müsste. 

Denn  ist  der  moderne  Staat  wirklich  ein  Rechtsstaat,  ist 
Deutschland  und  vor  allem  Preussen,  woran  Gneist  festh&lt,  ein 
Rechtsstaat,  nun  dann  haben  wohl  die  Juristen  den  legitim- 
sten Anspruch  auf  ihn;  der  Rechtsstaat  gehört  ffiglich  den 
Juristen  und  ihrer  Methode;  vom  Rechtsstaat  zum  Juristen- 
staat fuhrt  eine  gebundene  Marschroute;  den  Rechtsstaat 
darf  man  den  Juristen  nicht  streitig  machen.  Aber  darin 
liegt  der  Fehler,  die  Bezeichnung  Rechtsstaat  passt  auf  keinen 
Staat  der  Welt,  hat  nie  auf  ihn  gepasst  und  wird  in  Ewigkeit  auf 
ihn  nicht  passen.  Dass  sie  den  modernen  Staat  so  benannten, 
das  ist  die  in  lobenswerthem  Eifer  begangene  gemeinschaftlidie 
Jugendsünde  der  alten  Herren  des  heutigen  deutschen  Staats- 
rechts, deren  schlimmen  Folgen  sich  nun  Gneist  durch  die  feine 
Distinction  „Rechtsstaat  ist  nicht  Juristenstaat**  zu  entwinden 
trachtet. 

Aber  diese  feine  Distinction  ist  doch  etwas  hinkend,  wie 
wir  sehen.  Sie  wird  über  die  Schwierigkeit  nicht  hinüberhelfen. 
Man  wird  sich  endlich  entschliessen  müssen,  den  Fehler  ganz 
einzugestehen;  man  wird  zur  Erkenntniss  gelangen  müssen,  dass 
der  Staat  eben  Staat  ist,  eine  culturelle,  historische  Thatsache, 
eine  thatsächliche  Herrschaft,  die  wohl  von  jeher  Recht 
und  Rechtssphären  erzeugt  hat  und  solche  immerfort  neu  in's 
Leben  rufen  wird,  die  aber  selbst  nur  Thatsache  ist,  keiner- 
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Biohergestellt.  Der  mittelalterliohe  Staat  schützte  das  Recht  zu 
leben  mittelst  des  Gompositionssystems.  Nach  Marx  undSchäflfle 
existirt  nan  freilich  auch  im  modernen  Staat  Antropophagie;  aber 
auch  der  grimmigste  Socialist  muss  Zogestehen,  dass  das  Recht 
zu  leben  vom  modernen  Gulturstaate  doch  schon  ganz  anders  ge- 
schützt wird,  wie  von  irgend  welchem  Staate  der  Vergangenheit 
£in  bedeutender  Fortschritt  lässt  sich  da  nicht  ableugnen.  Nor 
aus  diesem  ungeheuren  Fortschritt  lässt  es  sich  erklären,  dass  in 
unserem  Geiste  die  Vorstellung  eines  , Rechtes  zu  leben*,  ent- 
standen ist,  und  dass  wir,  wie  das  an  Proudhon  ersichtlich  ist, 
dieses  , Recht  zu  leben'  als  einen  über  allen  Zweifel  erhobenen 
Satz,  als  eine  unantastbare  Wahrheit  zum  Ausgangspunkte  wd- 
terer  Deductionen  nehmen  zu  können  glauben. 

Nun,  der  moderne  Staat  schützt  thatsächlich  in  grossem 
Maasse  das  Leben  des  Einzelnen  und  räumt  dem  Mnzelnen  das 
Recht  auf  dessen  Schutz  ein. 

Proudhon  verlangt  aber  noch  mehr;  er  verlangt  vom  Staat 
nicht  nur  den  Schutz  dieses  Lebens  —  darüber  wäre  kein  Stimt 
—  sondern  die  Gewährung  von  Mitteln  zur  Arbeit,  von  Plrodoo- 
tionsmitteln,  um  dem  Einzelnen  auch  einen  gewissen  Grrad  von 
bequemem  Leben  zu  versichern,  um  Noth  und  Elend  zu  be- 
seitigen. Gewiss,  diese  Forderung  sieht  sehr  human  aus  und  ist 
es  auch.  Nur  eines  darf  man  nicht  übersehen.  Die  For- 
derungen an  den  Staat  haben  eine  unüberschreitbare  Grenze,  das 
ist  —  die  Möglichkeit  seiner  Selbsterhaltung.  Man  kann  von 
dem  Staate  alles  verlangen  nur  nicht  was  er  als  Staat,  so 
lange  er  es  ist  und  bleiben  will,  nicht  leisten  kann.  Nun  ist 
Proudhon  ein  ehrlicher  Logiker  und  gesteht  es  selbst  zu,  dass  die 
Consequenz  seiner  Forderung  jedem  Einzelnen  den  Besitz  der  ihm 
nöthigen  Productionsmittel  zu  sichern,  schliesslich  die  Aufhebung 
des  Eigenthums  und  weiterhin  die  Anarchie,  die  Aufhebung  des 
Staates  und  all  und  jeder  Regierung  zur  Folge  haben  müsse. 
Diese  von  Proudhon  an  den  Staat  gestellten  Forderungen  smd 
also  vom  Staat  als  solchen  nicht  durchführbar  —  denn  der 
Staat  müsste  ja  aufhören  zu  existiren,  der  Staat  müsste  erst 
sich  selbst  aufheben  um  die  Verwirklichung  der  Proudhon*schen 
Forderungen  möglich  zu  machen.   Eine  solche  Forderung  an  den 
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um  eiu  blosses  Wort,  um  eine  eitle  Bezeichnung.^  Während  doo- 
trinäre  Parlamentarier  auf  die  ganze  theoretische  Entwicklang 
der  Rechtstaatstheorie  hinweisend,  nur  den  Staat,  der  diese 
ausgebildeten  Postulate  des  ,  Gonstitutionalismus '^  erflLllt,  mit 
dem  Namen  Rechtsstaat  beehren  wollen :  reclamirt  Gneist, 
diese  Bezeichnung  für  das  von  ihm  entworfenehistorische 
Bild  Preussens,  so  wie  es  sich  seit  dem  grossen  Kurfürsten  mit- 
wickelte und  wie  es  sich  nach  Ueberwindung  der  revolntionfiren 
Zuckungen  des  Jahres  1848  und  der  constitutionellen  Schrullen 
der  verschiedenen  Gonflictsjahre  unter  dem  Regime  Bismaicks 
weiterentwickelt. 

Dieser  Streit  um  das  Wort  Rechtsstaat  hat  in  der  That 
mehr  Sinn  auf  Seite  der  echten  Rechtsstaatler,  die  mit  dieser  Be- 
zeichnung das  Resultat  einer  jahrhundertealten  theoretischen  Ge- 
dankenarbeit festhalten  wollen,  als  auf  Seiten  Gneist*s,  der  diesen 
populär  klingenden  Namen  auf  den  Staat  übertragen  will,  der 
seinem  Ideale  entspricht,  der  auf  geschichtlicher  Entwicklung 
basirend  die  Bedingungen  der  Möglichkeit  in  sich  trägt  and  ein- 
zig und  allein  existenzberechtigt  ist 

Denn  uns  will  scheinen,  dass,  wenn  man  einen  solchen 
Staat  vertheidigt,  man  wohl  auf  den  eitlen  Klang  einer  Bezeich- 
nung verzichten  könne.  Mögen  sie  ihren  „Rechtsstaat"  behalten, 
dieses  in  sich  einen  Widerspruch  enthaltende  und  im  Grunde  ge- 
nommen sinnlose  Wort;  mögen  sie  es  behalten  als  Andenken 
und  Erinnerung  an  eine  ideale  Richtung  in  der  Staatsphilosophie 
die  viel  Gutes  anregte  und  viel  Unheil  stiftete. 

Die  Gegner  aber  dieses  doctrinären,  ewig  unrealisirbaren 
Rechtsstaats  brauchen  sich  nicht  gleich  Gneist  hinter  die,  wie 
wir  es  nachweisen,  ganz  unhaltbare  Redensart  zu  verschanzen, 
dass  der  „  Rechtsstaat  nicht  Juristenstaat "  sei,  um  mittelst  dieser 
Redewendung  dem  echten  Rechtsstaat  nur  die  Bezeichnung 
„  Juristenstaat "  zu  lassen  und  fiir  sich  die  Bezeichnung  „  Rechts- 
staat "zu  occupireu:  eine  solche  Taktik  ist  einer  guten  und  wissen- 
schaftlichen Sache,  mit  der  man  es  ehrlich  meint,  nicht  würdig. 

Die  Gegner  jenes  doctrinären  und  unrealisirbaren  Rechts- 
staates können  vielmehr  und  sollen  frei  und  frank  hervortreten 
und  oflfen  bekennen,  dass  die  Bezeichnung  „Rechtsstaat"  eine 
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ganz  sinnlose  sei,  die  sie  für  ihren  Staat  keineswegs  in  Anspruch 
nehmen  wollen.  Das  hätte  schon  Gneist  thun  müssen;  denn 
der  Staat  den  er  uns  zeichnet,  ist  wohl  der  einzig  mögliche,  es 
ist  derjenige,  den  wir  in  der  Greschichte  und  in  der  Wirklichkeit 
antreffen,  aber  er  ist  nicht  nur  nicht  Juristenstaät  sondern  auch 
ebensowenig  Rechtsstaat 

Der  Gneist'sche  ,  Rechtsstaat '^  ist  ganz  einfach  der  wirk- 
liche Staat  dessen  Kern  und  Wesen  vor  allem  eine  Herrschafts- 
ordnung ist,  wo  es  G^sellschaftisclassen,  wo  es  Herrschende  und 
Beherrschte  giebt;  es  ist  der  wirkliche  Staat  wie  er  aus  der  Ge- 
schichte hervorgegangen  und  weder  einem  Vertrage  sein  Ent- 
stehen noch  auch  einer  modernen  Verfassung  sein  Bestehen  und 
seine  Beschaffenheit  verdankt. 

Der  Umstand,  dass  in  diesen  wirklichen  in  seiner  histori- 
schen Entwicklung  begriffenen  Staat,  plötzlich  aus  doctrinären 
Hohen  und  revolutionären  Stürmen  eine  Verfassung  hineinge- 
schneit ist,  das  ändert  an  dem  Wesen  dieses  wirklichen  Staates 
sehr  wenig.  Denn  aus  diesen  allen  in  die  historische  Entwicklung 
der  Staaten  plötzlich  hineinschneienden  Verfassungen  wird  immer 
nur  so  viel  zur  Wahrheit  wie  viel  den  wirklichen  politischen  und 
socialen  Verhältnissen  und  der  wirklichen  Entwicklungsstufe 
dieser  Staaten  entspricht.  Alles  übrige  schmilzt  und  verdampft 
schnell  bei  dem  ersten  Sonnenblick  des  nüchternen  Menschenver- 
standes der  durch  das  Gewölke  der  Revolutionen  und  durch  die 
Nebel  der  Doctrinen  sich  hindurchbricht. 

Zurück  aber  bleibt  immer  und  immer  wieder  und  in  alle 
Ewigkeit  der  Staat  mit  seinem  unveränderten  Wesen  und  unzer- 
störbaren Kern,  wie  immer  auch  seine  äusseren  Formen  sich 
ändern  mögend  dieses  Wesen  und  dieser  Kern,  wir  bezeichneten 
es  schon  zu  widerholtenmalen,  ist  die  Herr  schart,  die  Voraus- 
setzung alles  Rechtes,  die  das  Recht  erzeugt  ohne  sich  je 
ganz  demselben  zu  beugen.  Denn  ini  Wesen  der  staat- 
lichenHerrschaft  liegt  es,  trotz  ewiger  nie  stillestehender 
Rechtserzeugung  doch  immer  und  immer,  einen  Reserve fond 
von  Herrschaft  f&r  sich  zurückzubehalten  der  über  dem 
Rechte  steht 

OnmplowioBi  BeohtMtaat.  X6 
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Kritik    der  Grundlagen   der  Bechtsstaatstheorie. 

§  33. 

Die  Freiheit 

Der  Gang  dieser  Untersacbangen  brachte  es  mit  sich,  da» 
wir  unser  letztes  Wort  über  den  , Rechtsstaat*  indem  wir  es  an 
die  Darstellung  der  Gneist*schen  Theorieen  knüpften  schon  ao- 
ticipando  aussprachen,  statt  es  bis  an  den  Schluss  aafzabewahren. 
Dieser  Umstand  darf  uns  jedoch  der  Arbeit  nicht  überheben, 
nachdem  wir  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Rechtsstaato- 
theorieen  schilderten,  auch  ihre  philosophischen  Grundlagen  und 
Elemente  noch  einmal  zu  prüfen,  um  aus  den  da  vorgefundenen  Itp- 
thümem  und  Täuschungen  uns  einerseits  die  Fehlschlüsse  und 
falschen  Folgerungen  dieser  Theorie  auf  politischem  Gebiete 
zu  erklären  und  um  schliesslich  die  letzten  Gonsequenzen  der- 
selben auf  volkswirthschaftlichem  Gebiete,  denComma- 
nismus  und  Socialismus  in  ihrer  ganzen  Unwahrheit  und  Ver- 
kehrtheit zu  begreifen  und  kennen  zu  lernen  '(s.  Buch  III). 

Wir  wissen  es  schon,  dass  die  Bechtsstaatstheorie  die 
natürliche  Freiheit  und  Gleichheit  der  Menschen  zu  ihrem  Aus- 
gangspunkte hatte. 

Prüfen  wir  nun  jeden  dieser  Grundsätze  insbesondere. 
Die  Idee  der  äussern  Freiheit  d.  h.  der  freien  durch 
Nebenmenschen  unbehinderten  Bewegung  des  menschlichen  Han- 
delns, die  wir  sodann  im  Staat  und  in  der  Gesellschaft  als  poli- 
tischeFreiheit  bezeichnen,  die  Idee  dieser  Freiheit  stammt 
aus  der  abstracten  Philosophie  und  ist  nur  eine  noth wendige  Er- 
gänzung der  Idee  der  sittlichenFreiheit.  Wenn  der  Mensch 
wie  es  die  abstracte  Philosophie  haben  will,  sittlich  frei  ist  d.  h. 
wenn  er  einen  freien  Willen  hat  und  seine  Handlungen  nur  nach 
freier  Selbstbestimmung  einrichtet,  so  kommt  ihm  coüsequenter- 
weise  als  einem  solchen  sittlich  freien  Wesen  Freiheit  seiner  Hand- 
lungen zu.  Seine  sittliche  Freiheit  erfordert  der  äussern  Be- 
dingungen ihrer  Bethätigung  d.  h.  der  mit  sittlicher  Freiheit  aus- 
gestattete Mensch  soll  auch  äusserlich  frei  sein,  seinen  Hand- 
lungen, seiner  Bewegung  in  der  äussern  Welt  sollen  keine  Schran- 
ken gesetzt  werden  a). 
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Nur  da  wo,  wie  in  der  G-emeinschaft,  im  Vereine,  im  Staate 
)  freie  Bewegung,  die  Freiheit  des  einen  Individuums,  mit  der- 
ügen  des  andern  collidiren  würde,  da  muss  sich  jedes  von  ihnen 
nd  ae  doch  gleich  und  gleichberechtigt)  diejenige  Schranke 
Gftllen  lassen,  die  einem  Gonflicte  der  Freiheit  des  einen  mit  der 
eiheit  des  andern  vorbeugt. 

Die  Norm  und  Regel,  mittelst  welcher  diese  Schranke  fest- 
setzt wird,  ist  das  Rech  t  (Kant). 

Es  ist  nun  klar,  dass  wenn  man  das  Dogma  von  der  Frei- 
it  des  Menschen  speciell  das  dogmatische  Postulat  von  der 
litischen  Freiheit  des  Menschen  prüfen  will,  man  zuerst  auf 
ssen  abstract-philosophische  Wurzel,  auf  die  sittliche  Freiheit 
rückgreifen  muss. 

Nun  ist  diese  sittliche  Freiheit  des  Menschen  bis  heutzu- 
ge  noch  immer  nur  ein  Problem  der  Philosophie;  die  positive 
Issenschaft  kann  diese  sittliche  Freiheit  nicht  so  ohne  weiteres 
id  bedingungslos  zugeben. 

Es  wird  gewiss  noch  längere  Zeit  und  vieler  Geistesarbeit 
dürfen,  bis  dieses  Problem  befriedigend  gelöst  werden  wird, 
euerdings  aber  sind  die  Stimmen  gegen  diese  sittliche  Freiheit 
s  Menschen  sehr  zahlreich  und  es  werden  gegen  dieselbe  sehr 
widitige  Gründe  in*s  Feld  geführt. 

Eines  aber  muss  schon  heute  zugegeben  werden,  dass  die 
Bgner  der  sittlichen  Freiheit  eine  sehr  respectable  Zahl  von 
ementen  nachgewiesen  haben,  die  bestimmend  auf  den  Willen 
ft  Menschen  einwirken  und  seine  Freiheit  zu  Gunsten  der 
othwendigkeit  bedeutend  einschränken.  Jedenfalls  ist  durch 
38e  Nachweisungen,  das  Gebiet  der  sittlichen  Freiheit  so  ein- 
engt, dass  dadurch  das  Dogma  von  derselben  in  seinen  Gründ- 
eten sehr  erschüttert  ist.  In  einem  solchen  Zustande  aber  ist 
Aselbe  als  Grundlage  und  Prämisse  der  politischen  Freiheit 
nz  unbrauchbar. 

Sehen  wir  aber  von  dieser  Prämisse  ab  und  befragen  die 
rktiche  Geschichte  über  die  Realität  dieser  Freiheitsidee,  so 
jm  darüber  kein  Zweifel  obwalten,  dass  es  nie  und  nirgends 
)en  Zustand  gab,  den  man  als  einen,  nur  durch  die  Rücksichten 
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auf  das  Zusammenleben  gleichmässig  beschr&ikten  Freiheitszn- 
stand  bezeichnen  könnte. 

Wenn  nun  jene  Norm  Recht  ist,  die  die  Freiheitshe- 
schränkung  des  Einzelnen  auf  ein,  durch  die  Rücksichten  auf  das  . 
Zusammenleben   in    der   Grcmeinschaft    nothwendig    gebotenes 
Maass  reduzirt :  so  hat  es  ein  Recht  in  der  Gremeinschaft,  im  Staate, 
noch  nie  gegeben. 

Denn  so  weit  uns  beglaubigte  Greschichte  nach  rückwärts  sa 
blicken,  so  weit  uns  vernünftige  Analogie  auf  vorgeschichtliche 
Zeiten  Rückschlüsse  zu  machen  gestattet:  ward  immer  und  üba- 
all,  von  den  ersten,  staatlichen  Anfängen  an,  die  Freiheit  der 
Einen  zu  Gunsten  derHerrschaft  der  Andern  beschränkt  oder 
wie  man  das  auch  ausdrücken  könnte,  zu  Gunsten  der  Freiheit 
der  Einen  die  ü  n  f  r  e  i  h  e  i  t  der  Andern  aufrecht  erhalten. 

Nichtsdestoweniger  wird  es  Niemandem  einfallen  zu  behaup- 
ten, dass  es  bis  zum  modernen  Rechtsstaat  (der  überdiess  nur  in 
der  Theorie  existirt,  wie  wir  das  nachgewiesen  haben),  noch  nie 
ein  Recht  im  Staate  gegeben  habe;  denn  ermüsste  folgerichtig 
auch  zugestehen,  dass  auch  im  heutigen  „Rechtsstaate*  nicht 
die  nothwendige  Rücksicht  auf  die  Möglichkeit  des  Zusammen- 
lebens CS  ist,  die  das  Maass  der  Freiheit  des  Einzelnen  bestimmt 
sondern  dass  auch  heutzutage  diesses  Maass  der  „Freiheit*  bei 
den  Einen,  nur  vom  Maass  der  H  e  r  r  s  c  h  a  f  t  der  Andern  abhängt; 
dass  also  auch  heutzutage  diese  Norm  des  Zusammenlebens  nicht 
durch  die  Möglichkeit  desselben,  sondern  durch  die  Herrschaft 
der  Einen  über  die  Andern  bestimmt  werde. 

Und  somit  existirt  denn  jenes  Recht,  das  da  nur  als  Mini- 
raum  der  durch  die  Rücksichten  auf  die  Möglichkeit  des  Zusam- 
menlebens geforderten  Freiheitsbeschränkung  gedacht  wird,  nur 
in  der  Abstraction  der  Philosophen  —  nicht  aber  in  der  Ge- 
schichte, im  wirklichen  Leben.  Jenes  Recht  also  ist  kein  wirk- 
liches Recht,  keine  reale  Erscheinung:  nur  ein  Postulat  der  idea- 
len, abstracten  Philosophie,  die  aber  noch  erst  den  Beweis  zu 
führen  hätte,  dass  ein  solches  Recht  und  somit  ein  die  Verwirk- 
lichung desselben  als  seine  Aufgabe  betrachtender  Staat,  also  ein 
Rechtsstaat,  in  der  Wirklichkeit  möglich  wäre. 

Dass  dieses  nicht  der  Fall  ist,  darüber  belehrt  uns  eine 
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objective  Betrachtung  der  Consequenzen  des  Prinzips  der  Freiheit 
die  sich  mit  den  unabweisbaren  Bedürftiissen  des  wirklichen 
Lebens  in  unversöhnlichem  Widerspruch  befinden  und  deren  Rea- 
lisirung,  wie  wir  das  noch  sehen  werden,  in  der  Natur  der 
Menschen  auf  unübersteigliche  Hindernisse  stösst. 

Anm.  a)  Man  würde  irren,  wenn  man  in  der  Annahme  des 
Grundsatzes  der  »Freiheit*  irgend  eine  Gewähr  einer  liberalen 
Richtung  im  Staatsrecht  sehen  wollte.  Alle  solche  aprioristische  und 
dogmatische  Prämissen  haben  das  Eine  gemeinsam,  dass  man  von 
ihnen  aus,  mittelst  Beductionen  überallhin  k9mmen  kann,  wohin 
man  eben  kommen  will.  Dass  die  >  Freiheit  ein  Urrecht  der  Men- 
schen ist*  das  verkünden  nicht  nur  die  französischen  Beyolutions- 
männer;  ganz  unbedenklich  wiederholt  diesen  Satz  auch  Stahl. 
Dass  nun  der  letztere  von  dieser  Prämisse  aus  zu  ganz  entgegen- 
gesetzten Resultaten  gelangt  als  jene  ist  klar.  Man  möge  aber  da- 
raus den  Werth  solcher  Phrasen  ermessen.  Als  Beleg  diene  nach- 
folgendes Raisonnement  StahFs: 

»Die  Freiheit  ist  ein  ürrecht  des  Menschen.  Denn  sie  ist  eine 
imtrennbare  Attribution  der  Persönlichkeit.  Ihr  Umkreis  ergiebt 
sich  aus  ihrem  richtigen  Yerständniss.  Das  Wesen  der  Freiheit  ist: 
nur  durch  sein  eigenes  Selbst  bestimmt  zu  werden.  Die  innere  mora- 
liscbe  Freiheit  ist  es  daher,  dass  der  Mensch  für  seine  Entschliess- 
ungen,  die  äussere  rechtliche  Freiheit,  dass  er  für  seine  Handlun- 
gen in  der  menschlichen  Gemeinschaft  nur  durch  sein  eigenes  Selbst 
bestimmt  werde  —  jenes  eigentliche  Willensfreiheit,  dieses  Hand- 
lungsfreiheit. 

^Das  innerste  Selbst  des  Menschen  aber  ist  ein  bestimmtes  sitt- 
liches Wesen  und  ist  Bewusstheit  desselben  imd  entschiedene  Aus- 
schliessung des  Entgegengesetzten  und  ist  Indiyidualität,  damit  im- 
endliche  schöpferische  Wahl  als  Offenbarung  der  Individualität. 
Innere,  moralische  Freiheit  besteht  desshalb  nicht,  wo  der  Mensch 
nicht  nach  seinem  sittlichen  Wesen  und  mit  Bewusstheit  desselben 
und  wo  er  nicht  nach  seiner  Indiyidualität  zu  handeln  vermag.  Der 
Mensch,  der  von  Sünde  und  Leidenschaft  bestimmt  wird,  der  un- 
ter dem  Fleisch  steht  statt  unter  dem  Geist,  ist  nicht  frei, 
sondern  unfrei  ...  *  Mit  diesen  letzten  Worten  hat  Stahl  eigent- 
lich die  sittliche  Freiheit  des  Menschen  geläugnet.  Denn  nicht  nur 
alle  Durchschnittsmenschen,  sondern  alle  aus  der  Geschichte  bekann- 
ten grossen  Männer,  die  Alexander,  die  Cäsars  imd  Napoleons  — 
stehen  sie  nicht  alle  j^  unter  dem  Fleisch  *  ?  Von  Menschen,  die 
nur  > unter  dem  Geiste*  stehen,  weiss  wenigstens  die  Profan-Ge- 
schichte  wenig  —  die  Heiligen-Geschichte  aber  müsste  erst,  um  uns 
in  dieser  Beziehung  sichere  Auskunft  zu  geben,  yom  profanen  Stand- 
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|iuukte  geprüft  werden.  Von  dieier  sittlichen  Freiheit  gelangt  nun 
Stahl  zur  » rechtlichen*  Freiheit. 

»Die  äU'^sere,  rechtliche  Freiheit  hedeht  sich  auf  das  ftusseie 
Handeln  im  Gemeinlehen,  dass  dieses  nicht  durch  andere  Mensohflik, 
namentlich  Willkühr  der  Obrigkeit,  sondern  durch  unser  eigenes 
Selbst  bestimmt  werde.  Sie  besteht  desshalb  darin,  dass  die  Ord- 
nung desselben,  der  wir  unterworfen  sind,  unserem  wahren  innersten 
Selbst  entspreche,  das  heisst,  wirklich  sittliche,  yemünftige  Lebeni- 
onlnung  sei:  dass  uns  die  Einsicht  in  ihre  Gesetze  und  ihre  Gründe 
zugänglich  sei.  so  dass  wir  ihr  mit  Bewusstheit  gehorchen;  dass 
unserer  Individualität  yoller  Baum  gew&hrt  seL* 
Bis  zu  diesem  Satze  wären  auch  die  Liberalen  mit  der  Stahrsohen 
»rechtlichen  Freiheit*  zufrieden.  Nun  kommen  aber  als  Consequens 
dieses  Freiheitsgrundsatzes  Sätze,  die  Yom  liberalen  Standpunkte 
schon  etwas  bedenklich  sind :    » Wir  sind  rechtlich  nicht  frd  unter 

unsittlichen,    unremünftigen  Gesetzen Dagegen  die  Auf- 

rechterhaltung  einer  öffentlichen  Lebensordnung  im  Yolke  und  die 
Unterwerfung  unserer  Handlungen  unter  dieselbe 
an  sich,  ist  keine  Schmälerung  unserer  Freiheit  sondern  yielmehr  ein 
Postulat  derselben  (?)  Durch  sie  werden  wir,  wenn  sie  wirklidi 
sittlich,  yemünfbig  sind,  nicht  gegen  unser  Selbst,  sondern  nach  ihm 
bestimmt  (!)  *  Hier  wird  offenbar  jemand  anderer,  also  etwa  die 
Obrigkeit  zum  Richter  eingesetzt,  die  es  besser  weiss  als  wir  selbst, 
ob  wir  »  nach  unserm  Selbst  oder  gegen  dasselbe  *  handeln  und  auf 
dieser  etwas  schlüpfrigen  ^  recht^philosophischen  *  Bahn  kommt 
Stahl  schliesslich  zu  folgendem  Resultat:  >Fine  Verletzung  der 
Freiheit  ist  darum  nicht  das  Verbot  und  die  Ahndung  OffentUcher 
Unehrbarkeit,  Gotteslästerung,  beliebiger  Ehescheidung,  sondern 
deren  Gestattung :  nicht  die  Aufrechthaltung  des  kirchlichen  Be- 
kenntnisses, der  Kirchenzucht,  der  Sonntagsfeier,  sondern  deren 
Preisgehung,  nicht  die  kirchliche  Ehe,  sondern  die 
Civilehe«  *). 

Es  braucht  wohl  keines  glänzenderen  Beweises,  wohin  man  alles 
von  solchen  aprioristischen  dogmatischen  Sätzen  wie  j»  Freiheit, 
Gleichheit  und  dergl.  ^  mittelst  rechtsphilosophischer  Deductionen 
gelangen  kann  und  welchen  Werth  solche  Sätze  haben!  — 

§  34. 
Selbstbestimmung   und   allgemeines  Stinämrecht 

Was  vor  allem  und  vom  Standpunkt  der  Logik  mit  Recht 
aus  dem  Prinzip  der  Freiheit  gefolgert  wird,  ist  das  Recht  der 

«)  Stahl  Phil.  d.  Rechts.  187=0.  II  S.  326. 
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Selbstbestimmung.  Dass  dieses  Recht  den  Staatsbürgern 
gewahrt  und  geschützt  werde,  ist  eine  Consequenz  des  Freiheits- 
prinzipes  und  ein  Postulat  der  Rechtsstaatstheorie. 

Dabei  wird  aber  die  Thatsache  übersehen,  dass  der  Mensch 
seiner  Natur  nach  in  all  seinem  Thun  und  Lassen,  in  seinem  gan- 
zen Leben  und  Handeln  von  andern  Menschen  und  äussern  Ver- 
hältnissen bestimmt  wird,  und  dass  die  Selbstbestimmung 
im  Leben  des  Individuums  eine  verschwindend  kleine  viel- 
leicht gar  keine  Rolle  spielt. 

So  wiedaslnslebentreten  des  Menschen  kein  Act  der  Selbst- 
bestimmung ist)  so  sind  zugleich  die  für  das  Leben  des  Menschen 
wichtigsten  und  entscheidendsten  Umstände,  wie  sein  Stand  und 
seine  Religion,  seine  geistigen  Anlagen  und  körperlichen  Kgen- 
schaften,  seine  Erziehung  und  Heranbildung  von  andern  Menschen 
oder  besser  von  äussern  Verhältnissen  über  ihn  verhängt. 
Gregen  die  Macht  dieser  Umstände  die  seine  Lebenslaufbahn  be- 
stimmen, führt  er  mit  all  seiner  ,  Freiheit  und  Selbstbestimmung* 
einen  ohnmächtigen,  fruchtlosen  Kampf.  Dem  Menschen  seine 
freie  Selbstbestimmung  lassen,  heisst  in  der  Regel  nur,  ihn 
der  Allmacht  der  äussern  Verhältnisse  in  die  er,  ohne  Selbst- 
bestimmung hineingerieth,  pberlassen.  Der  Mensch  ist  einmal  ein 
der  Selbstbestimmung  nicht  fähiges  Wesen,  Die  Bestimmung, 
die  er  zu  der  Zeit  erhält,  wo  er  jeder  Selbstbestimmung  unfähig 
ist  d.  i.  in  der  Kindheit  und  Jugend,  diese  Bestimmung  bestimmt 
auch  für  die  Folge  sein  ganzes  Leben.  Von  Freiheit  und  Selbst- 
bestimmung kann  hier  nur  in  sehr  beschränktem  Sinne  die  Rede 
sein.  Im  Momente  aber,  wo  er  selbständig'  wird  und  scheinbar 
nur  seiner  Selbstbestimmung  folgt,  ergreifen  ihn  die  öffentlichen 
und  staatlichen  Verhältnisse  mit  aller  Macht  und  bestimmen 
unwiderstehlich  sein  übriges  Leben.  Auf  jedem  Schritt  und  Tritt 
muss  er  da  die  staatlichen  Einrichtungen,  die  Grebote  und  Ver- 
bote der  Staatsgewalt,  die  Gesetze  des  Staates  in  dem  er  lebt^ 
mit  in  Rechnnng  ziehep,  nach  ihnen  sich  richten,  dieselben  be- 
folgen. Die  Selbstbestimmung  ^es  Individuums  ist  ein  Traum 
der  Idealisten. 

.  Ab  öffentlich-rechtliches  Prinzip  hat  diese  „  Selbstbestim- 
mung" gar  keinen  Werth.   Sie  ist  keine  Thatsache,  keine  Wahr- 
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heil  und  kaun  nie  Thatsache  und  Wahrheit  werden.  Den  Men- 
schen seine  Selbstbestimmung  lassen,  ist  in  den  gegebenen  Ver- 
hältnissen des  menschlichen  Lebens  eine  leere  Phrase:  als  leitende 
Idee  politischer  Erwägungen  und  CJonstructionen  hat  sie  in  der 
That  keine  Bedeutung. 

Und  doch  kann  man  nur  an  der  Eb.nd  dieses  Prinzipes  zudem 
weiteren  Grundsatz  des  allgemeinen  Stimmrechts  gelangen. 
Jeder  Staatsbürger  solle  das  Recht  haben,  ebenso  wie  er  als  ein- 
zelnes Individuum  ein  aliquoter  gleicher  Theil  des  Granzen  ist, 
auch  an  dem  Willen  des  Granzen,  an  dem  Staatswillen  mit  seinem 
Einzelwillen  zu  participiren.  Da  der  Wille  des  Ganzen  nur  die 
Summe  der  Einzelwillen  ist,  da  kein  Mnzelwille  vermöge  des 
Grundsatzes  der  Freiheit  und  Selbstbestimmung  unterdrückt  und 
bei  Seite  geschoben  werden  darf,  so  muss  jedem  Einzelwillen  die 
Grelegenheit  geboten  werden,  sich  über  den  Grang  der  öffentlichen 
Angelegenheiten,  wenn  auch  nur  indirect  durch  die  Wahl  seines 
Repräsentanten  zu  äussern.  So  ungefähr  lautet  die  B^ründung 
des  allgemeinen  Stimmrechts. 

Aber  falsch  wie  jene  Voraussetzungen,  die  es  begründen 
sollen,  ist  diese  Folgerung.  Das  allgemeine  Stimmrecht  ist  nie 
und  nirgends  verwirklicht  worden  und  kann  es  gar 
nicht  werden.  Formal,  scheinbar  wohl;  doch  unmög- 
lich, wenn  man  sich  vom  Scheine,  von  der  Form  nicht  täuschen 
lassen  will. 

Wenn  man  die  Stimmabgabe  des  Einzelnen  als  die  Abgabe 
seiner  Stimme  betrachten  soll,  so  muss  diese  Stimme  der  Aus« 
druck  seines  Willens  sein. 

Wenn  man  mit  Bezug  auf  irgend  ein  Ding  vernünftiger- 
weise einen  Willen  äussern  soll,  so  muss  man  zum  wenigsten  das 
Ding  kennen.  Soll  dieser  Wille  sich  auf  öffentliche  Verhältnisse 
beziehen,  so  muss  man  von  diesen  letzteren  einen  richtigen  Be- 
griff haben.  Zum  mindesten  muss  man  wissen,  welche  Gestalt, 
und  welcher  Gang  der  öffentlichen  Verhältnisse  dem  persönlichen 
Interesse  oder  dem  Interesse  einer  grösseren  Gesammtheit  nützt, 
und  welcher  ihm  schadet;  man  muss  zum  mindesten  die  Be- 
ziehung dieses  öffentlichen  Verhältnisses  zum  privaten  Interesse 
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kennen  um  einen  wirklichen  Willen  mit  Bezug  auf  diese  öffent- 
lichen Verhältnisse  zu  haben. 

Nun  ist  es  Thatsache,  dass  die  grosse  Masse  die  öffentlichen 
Verhältnisse  gar  nicht  kennt,  dass  sie  über  staatliche  Dinge  gar 
keinen  richtigen  Begriff  hat,  und  dass  sie  daher  gar  nicht  fähig 
ist,  mit  Bezug  auf  diese  Dinge  irgend  einen  Willen  zu 
haben.  Die  grosse  Masse  ist  für  öffentliche  und  staatliche  Dinge 
immer  blind  und  so  wie  man  einem  Blinden  nicht  zumuthen  darf 
über  die  Richtung  des  einzuschlagenden  Weges  einen  Willen  zu 
haben,  da  er  wegen  der  Blindheit  darüber  keinen  eigenen  Ent- 
schluss  fassen  kann :  ebenso  kann  man  der  grossen  Masse  nicht 
zumuthen,  über  öffentliche  Dinge  einen  Willen  zu  haben. 

In  der  That  ist  daher  wo  immer  das  allgemeine  Stimmrecht 
eingeführt  wurde,  damit  keineswegs  die  Möglichkeit  der  Kund- 
gebung aller  Einzelwillen  erzielt:  vielmehr  ist  dadurch  nur  dem 
Willen  einer  geistig  überlegenen  Minderheit  die  Gelegenheit  ge- 
geben inderForm  eines  Mehrheits-  oder  Gesammtwillens  auf- 
zutreten. Das  allgemeine  Stimmrecht  kann  nie  eine  Wahrheit 
werden  weil  die  grosse  Masse  nie  einen  wirklichen  geschweige 
denn  einen  vernünftigen  Willen  hat  oder  haben  kann :  sie  ist 
dessen  absolut  nicht  fähig  und  s  i  e  m  u  s  s  ihrer  Natur  nach  durch 
den  Willeneiner  kleinen  Minderheit  geleitet  und  bestimmt 
werden.  Das  allgemeine  Stimmrecht  öflhet  nur  das  Feld  für 
den  Kampf  der  Minoritäten  miteinander,  die  sich  der  Majorität, 
wie  der  Figuren  am  Schachbrett  bedienen,  um  den  Kampf  um 
Herrschaft  auszufechten  und  entscheiden  zu  lassen. 

Die  Masse  bleibt  dabei  immer  die  geschobene  und  geleitete, 
mag  sie  das  Stimmrecht  üben  oder  es  nicht  üben.  Dieses  Ver- 
hältnissist unabänderlich,  weil  es  in  der  Natur  der  Maasse  wurzelt 
die  einmal  so  beschaffen  ist,  dass  sie  beherrscht  und  geleitet  wer- 
den mnss. 

§  35. 
Selbstverwaltung. 

ESn  weiteres  Postulat,  zu  dem  die  Rechtsstaatstheorie  vom 
Grundsätze  der  Freiheit  aus  gelangt,  ist  die  Selbstverwaltung. 
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Die  Si>lbstverwaltung  bezog  man  hauptsächlich  auf  die  im 
Staate  cxistirendeu  kleineren  territorialen  Einheiten  (Gemeinden, 
Kreise,  Provinzen)  und  auf  gesellschaftliche  Eüreise  (Stände, 
Berufsklassen).  Die  wichtigere  Bolle  in  der  Rechtsstaatstheorie 
spielt  die  erstere. 

Aus  dem  Grundsatz  der  Freiheit  und  Selbstbestimmung  des 
Individuums  gegenüber  dem  Staate,  folgt  logisch  die  Freiheit  und 
Selbstbestimmung  der  territorialen  und  socialen  Bestandtheile 
des  Staates  diesem  letzteren  gegenüber.  Was  man  dem  Einzel- 
nen im  Prinzip  zuerkennt,  muss  man  ja  um  so  mehr  den  gx5sseren 
Gemeinschaften  im  Staate,  diesem  letzteren  gegenüber  zugestehen. 
Wenn  die  Unabhängigkeit  und  Selbstbestimmung  des  Individuums 
nur  durch  ein  Interesse  des  Staates  beeinträchtigt  werden  darf, 
wie  viel  mehr  muss  diese  Rücksicht  bei  grösseren  Gemeinschaften, 
wie  es  die  Gemeinden  sind,  obwalten?  Alle  Angelegenheitender 
letzteren  daher,  die  nicht  unmittelbar  das  Interesse  des  Staates 
tangiren,  müssen  dieser  Theorie  gemäss  der  „Selbstverwaltung* 
überlassen  werden.  „  Die  freie  Gemeinde,  so  lautete  das  bezüg- 
liche Schlagwort,  ist  die  Grundlage  des  freien  Staates ''.  Prüfen 
wir  nun  die  Richtigkeit  dieses  Postulates. 

Dasselbe  beruht  offenbar  auf  der  Idee,  dass  analog  der  doc- 
trinären  Aufifassung  des  Verhältnisses  des  Einzelnen  zum  Staat 
auch  die  Gemeinde  nicht  fär  den  Staat,  sondern  der  Staat  fardie 
Gemeinde  da  sei. 

Diese  Idee  ist  nun  ganz  falsch.  Ebenso  wie  die  Individuen 
nicht  aus  erkanntem  Bedürfnisse,  etwa  nach  reiflicher  Üeber- 
legung  mittelst  Vertrages  sich  den  Staat  geschaffen  haben,  eben- 
sowenig thaten  es  die  Gemeinden.  Mögen  sie  auch  historisch 
ganz  naturwüchsige  Complexe  sein,  die  der  Staat  vorfand,  so  kann 
es  doch  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  jenes  soziale  staaten- 
grüudende  Element,  dem  der  Staat  sein  Dasein  verdankt,  jenes 
Element,  das  die  Herrschaft  begründete,  die  vorgefundenen 
Keime  der  Gemeinden  in  den  Rahmen  dieser  Herrschaft  einfiigte, 
ihre  naturwüchsige  Organisation  den  Zwecken  dieser  Herrschaft, 
den  Zwecken  des  Staates  dienstbarmaohte. 

Wenn  man  also  auch  nicht  behaupten  kann,  dass  die  Ge- 
meinden als  naturwüchsige  sociale  Complexe  von  jeher  für  den 


II.  §  35.  Selbstverwaltung.  25^ 

Staat  da  waren,  so  kann  es  doch  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass 
sie  vermöge  der  Thatsache  der  Herrschaft  im  Staate  den  Zwecken 
dieses  letzteren  dienstbar  sind,  dass  also  ihre  ganze  Existenz  im 
Staate  sich  diesen  Zwecken  unterordnen  mnss.  So  verlangt  es 
die  Thatsache  der  staatlichen  Herrschaft,  die  Grundlage  aller 
staatlichen  Existenz. 

Die  Gremeinden  dienen  also  dem  Zwecke  der  staatlichen 
Herrschaft  Dieses  Verhältniss  finden  wir  überall  wo  wir  Staa- 
ten vorfinden.  Es  fragt  sich  nur,  ob  in  diesem  dienenden  Ver- 
hältniss der  Gremeinden  zum  Staate  nicht  eine  gewisse  freiheit- 
liche Entwicklung  Platz  greift,  ob  sich  nicht  auch  dieses  Verhält- 
niss von  rohen  Zuständen  zu  immer  civilisirteren,  humaneren  ent- 
wickelt? Das  letztere  ist  nun  allerdings  der  Fall. 

Wie  bei  roheren  und  primitiveren  Verhältnissen  die  Staats- 
gewalt als  herrschende  Glasse  unmittelbar  auf  den  Gremeinden 
lastet  und  dieselbe  ausbeutet;  wie  sie  in  entwickelteren  Zustän- 
den durch  Regierungsorgane  die  Angelegenheiten  der  Gremeinde 
stets  vom  Standpunkt  des  Staatsinteresses  selbst  leitet:  so  kann 
der  moderne  Staat  sich  darauf  beschränken,  eine  nur  wenig  fühl- 
bare mittelbare  Herrschaft  über  die  Gremeinden  zu  üben  und 
einen  bedeutenden  Kreis  ihrer,  ihm  indifferenten  Angelegenheiten, 
der  Selbstverwaltung  derselben  zu  überlassen. 

Doch  kommt  hier  die  wichtige  Unterscheidung  zwischen 
Land-  und  Stadtgemeinden  in  Betracht.  Das  Prinzipielle 
dieser  Unterscheidung  beruht  auf  dem  verschiedenen  Bildungs- 
grad der  Bevölkerung  der  Städte  und  Landgemeinden.  Wie  über- 
haupt mit  der  grösseren  geistigen  Bildung  der  sozialen  Bestand- 
theile  des  Staates  die  Nothwendigkeit  einer  unmittelbaren  und 
straffen  Herrschaft  aufhört  und  ein  Sichzurückziehen  der  Staats- 
gewalt auf  ^inen  engeren  Kreis  von  Regierungsangelegenheiten 
möglich  macht:  so  macht  der  verschiedene  Bildungsgrad  der 
städtischen  und  ländlichen  Bevölkerung  einen  Unterschied  in  dem 
Herrschaftsverhältniss  der  Staatsgewalt  zu  Stadt-  und  Land- 
Gremeinde. 

Die  blinde  Gonsequenzmacherei  der  Rechtsstaatstheorie 
kann  da  freilich  keinen  Unterschied  finden  —  sie  sieht  überall 
nur  die  freien,  gleichen  und  gleichberechtigten  Individuen  und 
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vindicirt  för  die  Gemeinschaften  derselben,  in5gen  es  Stadt-  oder 
Landgemeinden  sein,  das  gleiche  Selbstbestimmnngsrecht»  die 
gleiche  Selbstverwaltung. 

In  Wahrheit  verhält  sich  die  Sache  ganz  anders.  Nicht 
weil  sie  aus  freien,  mit  angeborenen  Menschenrechten  ausgestatte- 
ten Individuen  bestehen,  errangen  die  Städte  dem  Staate  gegen- 
über selbständige  Stellung  und  die,  nur  durch  das  unmittelbare 
Interesse  des  Staates  beschränkte,  Selbstverwaltung ;  sondern  weil 
sie  durch  Besitz  und  Intelligenz  zu  Machtfactoren  wurden,  mit 
denen  der  Staat  rechnen  musste.  Aber  diese  allein  entscheiden- 
den und  maassgebenden  Momente  treffen  bei  Landgemeinden, 
heutzutage  wenigstens,  noch  nicht  ein. 

Die  Landbevölkerung  ist  machtlos,  ohne  namhaften  Besitz 
und  ohne  Intelligenz.  Nicht  ohne  tiefe  Schädigung  seiner  wich- 
tigsten Interessen  könnte  der  Staat  der  rohen  und  ungebildeten 
Landbevölkerung  die  Selbstverwaltung  ihrer  Angelegenheiten 
überlassen.  Wo  dieses  in  Folge  doctrinärer  Postulate  geschehen 
ist,  da  blieben  die  traurigsten  EMahrungen  nicht  aus.  Die  heilig- 
sten Intc^ressen  der  Cultur  und  Civilisation  liefen  dabei  Grefahr 
aufs  Gröblichste  vernachlässigt  und  verletzt  zu  werden. 

Die  Rechtsstaatstheorie,  die  ihren  doctrinären  Grundsätzen 
folgend,  die  Selbstverwaltung  auch  für  die  Landgemeinden  ver- 
langen muss,  berief  sich  in  Deutschland  lange  Zeit  auf  das  Bei- 
spiel Englands.  Es  ist  das  Verdienst  Gneist's,  nachgewiesen  zu 
haben,  dass  diese  Berufung  auf  einem  groben  Irrthum  beruhe 
und  dass  das  englische  Selfgovernement  nichts  anderes  sei,  als 
die  Verwaltung  der  Angelegenheiten  der  ungebildeten  Landbe- 
völkerung durch,  von  der  Regierung  ernannte,  aus  der  localen 
Gentry  gewählte,  Ehrenbeamte.  Der  Kern  also  dieses  englischen 
Selfgovernement  ist  eben  nichts  anderes  als  die  Beherrschung 
der  Ohnmacht  und  Unwissenheit  durch  Macht  und  Intelligenz 
—  und  dieser  Kern  ist  der  einzig  gesunde  Lebenskern  aller  staat- 
lichen Herrschaft.  — 

§  36. 
Die  Gleichheit. 

Der  zweite  Ausgangspunkt  der  Rechtsstaatstheorie  ist  die 
uatürlicho  und  ursprüngliche  Gleichheit  der  Menschen.  Es  kann 
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keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  Gleichheitsidee  in  dem  mensch- 
lichen Geiste  durch  einen  Contrastirungsprocess  entstanden  ist, 
indem  man  der  im  wirklichen  Leben  immer  und  überall  ange- 
troffenen Ungleichheit  der  Menschen  ihren  direkten  Widerspruch, 
die  Gleichheit,  als  Idee  entgegensetzte. 

Auf  diese  Weise  im  menschlichen  Geiste  entstanden,  fand 
diese  Idee  zuerst  in  die  religiösen  Anschauungen  einiger  Völker 
z.  B.  der  Juden,  Eingang,  indem  sie  sich  da  zu  ihrer  Begründung 
den  schönen  Mythos  schuf,  dass  alle  Menschen  Kinder  eines 
Grottes  seien.  In  dieser  poetischen  Form  fand  diese  Idee  Auf- 
nahme in  der  Lehre  Christi,  verbreitete  ^ch  mit  derselben  über 
die  ganze  christliche  Welt,  und  übte  da  gewiss  einen  wohlthäti- 
gen  Einfluss  auf  Sittlichkeit  und  Recht,  wenn  sie  auch  die  that- 
sächlichen  Verhältnisse  von  Staat  und  Gesellschaft,  die  selbst- 
verständlich immer  und  überall  mit  ihr  in  grellstem  Contraste 
blieben,  nie  umzugestalten  vermochte.  Die  Gleichheitsidee,  wenn 
auch  durch  eine  so  weltbeherrschende  Lehre,  wie  das  Christen- 
thum  verkündet,  schwebte  doch  immer  nur  wie  ein  Ideal  über 
der  rauhen  Wirklichkeit,  die  immer  und  überall  das  Bild  der 
grellsten  Ungleichheit  bietet.  Dagegen  war  sie  immer  das  Losungs- 
wort aller  geistigen,  gegen  die  Gestaltungen  der  Wirklichkeit  ge- 
richteten Bewegungen  —  ein  ewiges  Ferment  aller  Revolutionen 
—  das  ewig  lodernde  heilige  Feuer  an  dem  die  leidende  Mensch- 
heit ihren  Lebensmuth  erwärmte,  ihre  Begeisterung  entflammte, 
ihren  Thatendrang  stärkte. 

Indem  die  Idee  der  Gleichheit  aller  Menschen  in  die  Staats- 
lehre eintrat  erzeugte  sie  da  eine  Auffassung  des  Staates  die  man 
mit  Recht  die  atomistische  benannte.  Der  Atomismus  sieht  in 
dem  Staate  eine  Masse  vollkommen  gleicher  und  gleichberech- 
tigter Individuen.  Der  Staat  die  „  bürgerliche  Gesellschaft  *  ist 
darnach  nichts  anderes  als  eine  rein  arithmetische  Summirung 
einer  gewissen  Anzahl  gleicher  Einheiten.  Alle  spätem  Ver- 
hältnisse des  Staates,  alle  in  der  Wirklichkeit  geschichtlich  ge- 
wordenen staatlichen  Verhältnisse  und  gesellschaftlichen  Ge- 
staltungen werden  zu  jener  elementaren  rein  arithmetischen 
Operation  in  Bezug  gesetzt  und  ihre  „Rechtmässigkeit"  an  der- 
selben geprüft.     Bestehen  sie  diese  Probe  nicht,  lassen  sie  sich 
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aus  jener  elementaren  arithmetischen  Operation  nioht  erklären 
und  deduciren  —  dann  werden  sie  alsfabch  and  nicht  berechtigt 
angesehen. 

Diesen  unberechtigten  Verhältnissen  mid  Grestaltnngen  wer- 
den daher  andere  entgegen  gestellt,  die  sich  aus  jenen  rein  arith- 
metischen Operationen  mit  jenen  gleichen  Staats-  nnd  Gesell- 
schafts-Atomen, mit  jenen  gleichen  Indiyiduen-ISnheiten,  ergeben. 

Auf  diese  Weise  gelangt  die  atonüstiache  Staatsanffiusung 
dazu,  den  thatsächlichen  Gestaltungen  des  öffentlichen  Rechts, 
welche  immer  und  überall  eine  hierarchische  üeber-  und  Unter- 
ordnung, eine  auf  thatsächlicher  Ungleichheit  beruhende  Herr- 
schaftsordnung darstellen:  ein  anderes  «  Recht 'entgegenzusetzen, 
welches  aus  solchen  rein  arithmetischen  Operationen  mit  den 
freien  und  gleichen  Individuen-Einheiten  resultirt 

War  es  nämlich  die  Summe  der  freien  nnd  gleichen  £Sn- 
heiten,  die  den  Staat  bilden  sollte  und  konnten  diese  Einheiten 
mit  den  ihnen  auf  Grund  des  ,,  angeborenen  '  Rechtes  auf  ^Frei- 
heit allen  gleich  zukommenden  Freiheitskreisen,  nicht  zu  einer 
Gesammtheit  zusammengefngt  werden :  so  wurde  rein  arithmetisch 
von  jedem  Individual-Freiheitskreise  eine  gewisse  gleiche  Quan- 
tität Freiheit  subtrahirt  und  durch  die  Summirung  der  so  übrig- 
gebliebenen Reste  gelangte  man  nun  zu  einer  existenzfähigen 
Gesammtheit.  Das  Maass  aber  dieser  nothwendigen  Subtrac- 
tion  von  den  einzelnen  Freiheitskreisen,  durch  die  man  zu  den 
zu  einer  Gesamiutheit  addirungsfähigen  Resten  gelangte,  war  — 
das  Recht. 

Ein  solches  Recht,  ward  nun  zum  Lebeusprinzip  des 
Staates  erklärt;  es  sollte  nicht  nur  Grundlage,  sondern  auch  der 
höchste  Zweck,  dessen  Verwirklichung  die  höchste  Aufgabe  des 
Staates  sein,  und  zwar  des  Rechtsstaates. 

Nun,  in  der  Idee  macht  sich  ein  solches  Recht  und  ein  sol- 
cher Rechtsstaat  sehr  schön  —  in  der  Wirklichkeit  aber  ist  das 
Recht  ganz  etwas  anderes  und  ein  solcher  Rechtsstaat  eine 
reine  Utopie.  Eine  nüchterne  Untersuchung  kann  darüber  keinen 
Zweifel  lassen. 

Vor  allem  aber  rauss  in  Betracht  gezogen  werden,  dass  wenn 
der  Staat,  was  unserer  Ansicht  nach  unleugbar,   eine  Herr- 
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schaftsordnung  ist,  wenn  Herrschaft  zu  seinem  innersten 
Wesen  gehört:  jener  Begrifif  von  Recht  der  auf  dein  Princip  der 
Freiheit  und  der  Gleichheit  ruht,  schon  von  Hause  aus  mit  die- 
sem Wesen  des  Staates  unvereinbar  ist.  Denn  dass  Herrschaft 
auf  den  gerade  entgegengesetzten,  auf  den  Principien  der  Unfrei- 
heit und  Ungleichheit  beruhen  muss,  bedarf  ja  keines  Beweises. 
Ist  dochdie  Herrschaft  nichts  anderes  als  eine  Unterordnung  der 
Einen  unter  den  Willen  der  Andern ;  wo  aber  eine  Unterordnung, 
Ist,  da  giebt  es  ja  Untergeordnete,  Herrschende  und  Beherrschte, 
Befehlende  und  Gehorchende  mit  einem  Worte  Unfreie  und  Un- 
gleiche —  da  kann  also  von  Freiheit  und  Gleichheit  keine  Rede 
sein.  In  dem  Sinne  nun,  wie.es  die  Rechtsstaats- Anhänger  neh- 
men, als  eine  gleiche  Beschränkung  der  allen  gleicherweise 
angeborenen  gleichen  Freiheit  ist  das  Recht  mit  der  Herrschaft 
die  das  Wesen  des  Staates  ausmacht  und  ohne  den  der 
Staat  nicht  gedacht  werden  kann,  ganz  unvereinbar. 

Indem  die  Rechtsstaatstheorie  den  Staat  als  ein  unter  glei- 
chen, gleichfreien  Individuen  geschlossenes  Rechtsverhältniss  auf- 
fasst,  ergiebt  sich  ihr  daraus  die  Folgerung,  dass  alle  Staatsge- 
nossen gleiche  Rechte  haben. 

Dieser  Grundsatz  der  Rechtsstaatstheorie,  wurde  durch  die 
frimzösische  Revolution  in  die  positive  Gesetzgebung  als  Ver- 
fassongsartikel  eingeführt  und  hat  sich  seitdem  an  der 
Spitze  aller  neuen  europäischen  Verfassungen  erhalten  wo  er  ge- 
wöhnlich als  «Gleichheit  vor  dem  Gesetze''  bezeichnet  und  zu 
den  «allgemeinen  Rechten  der  Staatsbürger'  gezählt  wird. 

«Als  allgemeine  Rechte  der  Staatsgenossen  im  Rechtsstaate 
ergeben  sich  aber,  sagt  Mohl,  nachstehende  Ansprüche.  Vorerst 
Gleichheit  vor  dem  Gesetze  d.  h.  Berücksichtigung  der 
Lebenszwecke  Aller  ohne  Unterschied  auf  persönliche  Verhält- 
nisse and  objective  Anwendung  der  allgemeinen  Normen  ohne 
Rücksicht  auf  Rang,  Stand  u.  s.  w.  des  Einzelnen"  ^). 

Fragen  wir  nun,  hat  sich  in  irgend  einem  Staate  je  eine 
solche  «  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  '^  realisirt  und  kann  sie  sich 
in  liegend  einem  Staate  realisiren?  Eine  unparteiische  Beobachtung 
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lehrt  uns,  dass  dies  nicht  möglich  ist  Wenn  es  auch  privat- 
rechtlich  eine  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  geben  kann,  so  ist 
doch  staatsrechtlich  von  einer  solchen  Gleichheit  nirgends  die 
llede  und  kann  es  nicht  sein.  Denn  nur  das  Privatrecht  ruht 
auf  dem  Prinzipe  der  Gleichheit  im  Bereiche  eines  Krdses, 
der  mit  der  Zeit  sich  auf  alle  Staatsgenossen  erweitem  kann: 
das  Staatsrecht  aber  ist  seinem  Wesen  nachüngldchh^it — denn 
Stajitsrecht  ist  Herrschaft,  Herrschaft  aber  istUeber-  undUnt^- 
ordnung  somit  das  G^entheil  von  Gleichheit  Im  Staatsrecht 
gilt  jeder  nach  Maassgabe  seiner  Macht  und  wollte  man  wie  es 
die  Gonsequenz  der  Rechtsstaatstheorie  fordern  wtlrde,  auch  im 
Staatsrecht  die  vollkommene  Gleichheit  der  Staatebürger  auf- 
rechterhalten um  so  den  Rechtsstaat  zu  realisiren,  so  müsste 
man  die  Wurzel  der  politischen  Ungleichheit,  die  ungleiche 
Macht  aufheben,  indem  man  jede  auf  diesem  Gebiete  sich  geltend 
machende  Ungleichheit  unverzüglich  ausmerzte.  Da  aber  erfah- 
ruugsgemäss  jede  Machtungleichheit  in  der  Besitzangleichheit 
wurzelt,  so  müsste  der  Rechtsstaat  fortwährend  damit  beschäftigt 
sein  vor  allem  die  Besitzgleichheit  als  Bedingung  Aet 
politischen  Gleichheit  aufrechtzuerhalten. 

Das  wäre  nun  eine  sehr  schwere  Aufgabe  für  denBechts- 
Staat,  denn  es  würde  sich  bald  zeigen,  dass  die  Besitzgleichheit 
ewig  die  Tendenz  habe  in  Besitzungleichheit  umzuschlagen  und 
eine  unparteiische  Untersuchung  der  Quelle  dieser  Tendenz  würde 
zur  natürlichen  Urgleichheit  der  Begabung  und  Befähigung  der 
Menschen  hinleiten.  Consequenterweise  müsste  nun  der  Rechts- 
staat auch  diese  Quelle  aller  Ungleichheiten  zu  verstopfen  suchen 
und  nur  gleichbegabte  Menschen  in  seinem  Reiche  dulden. 
Da  müsste  er  es  nun  mit  dem  lieben  Herrgott,  mit  der  Natur 
selbst  aufnehmen. 

Freilich  haben  auch  wir  es  nachgewiesen,  dass  im  Staate 
ein  Recht  entstehe,  dass  der  Staat  selbst  ein  Recht  erzeuge; 
aber  dieser  von  uns  nachgewiesene  Rechtsbegriff  beruhte  nicht  auf 
dem  Prinzip  der  Gleichheit  sondern  im  Gegentheil,  seine  Quelle 
war  die  natürliche  Ungleichheit  zwischen  den  Menschen,  er  ent- 
sprang aus  dem  Gegensatz  der  Staatsgewalt  und  der  Staatsunter- 
thanen,  der  Herrschenden  und  der  Beherrschten. 
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Wenn  nan  aber  auch  dieses  von  uns  nachgewiesene  Recht 
eine  Norm  des  Zusammenlebens  zwischen  Gleichen  und  gleich- 
gestellten geworden  ist:  so  sahen  wir  doch,  wie  dieser Gleidh- 
heitskreis  des  zum  Privatreoht  gewordenen  Staatsrechts  ein 
im  Grunde  ausserhalb  der  Staatsgewalt  liegender,'  von  ihr 
selbst  als  Geltungsgebiet  desselben  festgesetzter  war;  wie  sie 
aber  sich  selbst  ausser  diesem  Kreise  hielt  und  wie  sie  dem  Recht 
was  nicht  Privatrecht  geworden,  dem  Staatsrecht,  mit  Nichten  die- 
ses Gleichheitsprinzip  zuerkannte.  Ausser  dem  Privatrechtskreise 
blieb  das  Recht,  was  es  ursprünglich  war:  Staatsrecht,  das 
mit  dem  Prinzip  der  Gleichheit  nichts  zu  thun  hatte,  das  im 
G«gentheil  nur  die  Ordnung  der  Herrschaft  also  die  Ordnung  und 
Festsetzung  der  Ungleichheit  zum  Gegenstand  hat. 

Ohne  ein  solches  Recht  kann  man  sich  nie  einen  Staat 
denken;  in  diesem  Sinne  aber  waren  alle  Staaten  von  jeher 
Rechtsstaaten;  in  dem  andern  Sinne,  im  Sinne  des  in  einem  be- 
stimmten Kreise  das  Prinzip  der  Gleichheit  zur  Geltung 
bringenden  Privatrechts,  ist  weder  der  moderne  Staat  ein  Rechts- 
staat noch  wird  es  je  einer  sein. 

Trotz  dieser  offenbaren  Unhaltbarkeit  des  Grundsatzes  der 
Gleichheit  und  Gleichberechtigung  bildet  derselbe  sozusagen  den 
Leitstern  der  Rechtsstaatfetheorie.  In  der  ganzen  Construction  des 
Staates  und  der  Regierung  ist  diese  Theorie  bestrebt  dem  Grund- 
satze der  Gleichheit  der  Rechte  Rechnung  zu  tragen.  Wenn  da- 
her staatliche  Einrichtungen  eine  Regierungsorganisation  nöthig 
machen,  behufs  wekher  einzelne  Staatsgenossen  einen  Theil  ihrer 
Rechte  auf  andere  tibertragen,  so  ist  die  Rechtsstaatstheorie  be- 
müht, es  nachzuweisen,  wie  diese  letzteren  andererseits  mit  dem 
grösseren  Rechtskreis  auch  eine  entsprechende  Pflichtenlast  über- 
nahmen, damit  durch  diese  Vertheilung  der  Rechte  und  Pflichten 
die  ursprüngliche  Gleichheit  der  Rechte  nicht  alterirt  werde. 
Es  kann  in  dem  Rechtsstaate  von  einem  principiellen  Mehr  und 
Minder  von  Berechtigung,  von  einem  principiellen  Mehr  und 
Minder  der  Verpflichtung  keine  Rede  sein.  Wenn  der  ursprüng- 
liche Zustand  gleicher  Berechtigung  aller  zum  Zwecke  der  Staats- 
organisation modificirt  wird,  so  wird  dadurch  nur  die  Summe 
aller  Rechte  und  aller  Pflichten  sovertheilt,  dass  den  grössern 
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Rechten  der  Einen  grossere  Pflichten  entsprechen,  — dass  Nie- 
mand nnentgeltlich  mehr  Recht  bekomme  als  Andere.  Daraus 
ergicbt  sich  im  Rechtsstaat  ein  strengesRechtsverhältniss 
zwischen  Regierung  nnd  Unterthanen,  zwischen  Regierenden  und 
Regierten,  welches  als  aaf  einem  ausdrücklichen  oder  stillschwei- 
genden Vertrag  beruhend,  nach  den  Grundsätzen  des  Privatrechts 
beurCheilt  wird. 

Anm.  Die  Ansohauung,  als  ob  der  Staat  aus  gleichen 
und  gleichberechtigten  Individuen  bestehe,  führt  zu  dem  groben 
Irrthum,  ihn  als  eine  Art  »  Genossenschaft  *  anzusehen  und  mit  an- 
dern 9  Genossenschaften*  in  eine  Linie  zu  stellen.  Das  that  unter 
andern  auch  Bahr  in  seinem  »  Rechtsstaat.  *  Er  nennt  jene  »  Be- 
griffs-Ganzen (!),  in  welche  der  Einzelne  org^isoh  sich  einreiht^ 
so  dass  er  dadurch  eine  eigenthümliche  rechtliche  Stellung  gewinnt, 
Genossenschaften*  und  fährt  dann  fort: 

»Die  wichtigste  dieser  Genossenschaften  bildet  allerdings  der 
Staat.  Aber  er  bildet  nicht  die  einzige.  Und  für  die  Klärung  un- 
serer Begriffe  dürfte  es  von  höchster  Bedeutung  sein,  recht  zu  er- 
kennen, wie  das  Staatsrecht  nur  eine  einzelne  Art  jenes  allge- 
meinen, bisher  in  seinem  ganzen  Umfange  wenig  beachteten  Bechts- 
gebiets  bildet,  welches  wir  Genossenschaftsrecht  nennen 
können.*  Den  Staat  als  Genossfeuschafb  und  das  Staatsrecht  als 
Geiiossenscliaftsrecht  anzusehen,  das  war  ein  heute  wobl  schon  über- 
wundener Standpunkt,  der  sich  aus  der  ganzen  Rechtsstaatstheorie 
consequenterweise  ergab.  Jener  Standpunkt  aber  inrolyirte  ein  Toll- 
kommenes  Verkennen  der  Natur  des  Staates.  Genossenschaften  als 
3^  Verbindungen  mit  seines  Gleichen*,  zu  denen  der  Mensch  greift, 
da  er  ^^  manche  Interessen  für  sich  allein  gar  nicht  oder  nur  unroU- 
kommen  befriedigen  kann  *,  wie  Bahr  meint,  solche  Genossenschaften 
sind  erst  im  Staat  und  durch  den  Staat  mOglicb :  der  Staat 
selbst  aber  ist  mit  nichten  eine  solche  Genossenschaft.  Der  Staat 
ist  eine  Organisation  der  Herrschaft,  in  die  der  eine  Theil,  der  be- 
herrschte, immer  nur  durch  Gewalt  hineingezwängt  werden  muss 
und  in  der  er  anfangs  nur  durch  Gewalt,  sodann  nur  durch  die 
Herrschaft  festgehalten  wird.  Der  Genossenschaft  liegt  aber  der 
Begriff  der  freiwilligen  Vereinigung  zu  Grunde  und  dadurdi 
unterscheidet  sie  sich  vom  Staat.  Auch  kann  bei  der  Genossenschaft 
nur  von  einer  Verwaltung  gemeinsamer  Angelegenheiten  und 
Interessen  die  Rede  sein,  nicht  aber  von  einer  regelmässig  geübten 
Herrschaft. 

Dass  der  weitere  SatzBähr's,  »als  die  älteste,  schon  durch  die 
Natur  hervorgerufene  Verbindung  dieser  Art  lässt  sich   die  Familie 
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betrachten*,   eine  ganz  falsche  Yorstelliing  enthalte,  geht  aus  dem 
hervor,  was  wir  oben  (S.  87.  ff.)  sag^n  i). 

§37. 
Das  Majoritätsprinzip. 

Aber  nicht  nur  mit  dem  Begriff  des  Staates  steht  jener  doc- 
trinäre  Rechtsstaat  in  anversöhnlichem  Widerspruch:  seine  ato- 
mistisch-arithmetische  Grenesis  lastet  auf  ihm,  wie  ein  böser  Fluch 
und  drängt  in  seiner  ganzen  theoretischen  Entwicklung  zu  lauter 
Postulaten  die  mit  der  innersten  Natur  des  wirklichen  Staates, 
mit  den  natumothwendigen  Bedingungen  seiner  Existenz,  mit 
den  Gesetzen  seiner  Entwicklung  in  unlösbaren  Conflict  gerathen. 

Denn  wenn  der  Staat  unvermittelt  aus  einer  Anzahl  glei- 
cher Individuen-Atome  besteht,  so  kann  es  auf  die  Frage  nach 
dem  in  demselben  gelten  sollenden  Willen  nur  eine  Antwort 
geben.  Die  Summe  der  einzelnen  Willen  gibt  den  Willen  der 
,  Gresammtheit  —  gehen  die  Willen  der  Einzelnen  auseinander  so 
bleibt  von  diesem  arithmetischen  Standpunkte  aus,  nichts  übrig,  als 
die  g  r ÖS  ste  Summe  der  Einzelwillen  als  die  Ausschlaggebende, 
als  den  Ausdruck  des  Gresammtwillens  anzusehen.  Auf  diesem 
arithmetischen  Grundsatz  der  Majorität,  der  zugleich  auch  dem 
9  Rechts  "-Standpunkt  vollkommen  entspricht,  basirt  die  ganze 
Rechtsstaatsdoctrin.  Das  ganze  Leben  des  Staates,  Recht  und 
Gesetz,  äussere  und  innere  Politik,  Verwaltung  und  Justiz  alles 
das  soll  seine  Quelle  in  der  Majorität  haben  und  hat  sich  dieser 
Majorität  zu  unterwerfen.  Dieser  Majorität  wegen  ist  nach  der 
Rechtsstaatsdoctrin  der  Staat  da;  nach  ihren  Wünschen  und 
Interessen  hat  er  sein  ganzes  Thun  und  Lassen  einzurichten. 

Denn  aus  dem  Widerstreit  der  Einzelwillen  giebt  es  eben 
keinen  andern  Ausgang,  der  halbwegs  den  Schein  der  Vemünf- 
tigkeit^fdr  sich  hätte.  Wenn  man  nämlich  die  Entscheidung 
durchs  Loos,  als  nur  vom  blinden  Zufall  abhängig,  verwirft;  wenn 
man  den  Machtspruch  eines  Herrschers  als  ein  nichtfreiheitliches 
Aoskunftsmittel  perhorrescirt,  so  bleibt  bei  der  ünvoUkommen- 
hdt  menschlicher  Erkenntniss  und  menschlicher  Einrichtungen 
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nichts  übrig  als  der  grOssten  Summe  harmoiurenderfSDzelwilleQ 
die  entscheidende  Greltong  zuznerkennen.  Daw  auch  dieses  Ans- 
kunftsmittel  nur  ein  dorch  die  Noth  gebotenes,  kemeswegs  m 
vemänftiges  ist,  kann  keinem  Zweifel  unterliegen.  Das  Priimp 
der  Majorität  ist  ein  durchaus  falsches  und  unrichtigea.  Denn  die 
grossere  Zahl  der  Einzelwillen  ist  keineswegs  eine  Gewähr  fftr 
die  Zweckmässigkeit,  f&r  die  VemünJftigkeit,  f&r  die  Sittlichkeit 
des  Gewollten.  Im  G^ntheil  hat  die  Minorität  eher  die  Ver- 
muthung  der  grdsseren  Vemünftigkeit  fOr  sich.  Denn  das  kann 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  Masse  immer  gedankenks 
und  roh  ist,  Vernunft  und  Adel  der  Gesinnung  nor  einer  ver- 
schwindend kleinen  Minorität  der  Menschen  ögen  ist  IXese 
traurige  Thatsache,  die  wie  ein  Fluch  auf  der  Menschheit  lastet^ 
wird  in  staatlichen  Dingen  von  jeher  nur  dadurch  gemildert»  daas 
die  grosse  Masse  durch  die  Minorität  von  jedem  Einflnss  auf  den 
Gang  der  öifentlichen  Angelegenheiten  femgehalten  and  ausge- 
schlossen bleibt 

Jenes  umgekehrte  Verhältniss  aber  der  Vemfinfkigkeit  und 
der  Zahl,  das  uns  bei  den  grossen  Gesanuntheiten  entgegentritt, 
verschwindet  keineswegs  spurlos  in  den  kleineren  Krdsen  des 
Staatslebens.  Auch  hier  ist  die  grössere  Zahl  der  Einzelwillen 
noch  immer  nicht  eine  Gewähr  des  Besseren.  Dass  man  aber 
auch  hier  in  gewählten  Versammlungen,  in  Parlamenten  und  rich- 
terlichen Collegien  zur  Lösung  des  Widerstreites  der  Meinnngen 
an  die  Zahl  appellirt  und  der  Majorität  die  Entscheidung  über- 
lässt  ist  nur  ein  Beweis  der  Unvollkomraenheitder  geistigen  Mess- 
apparate die  den  Menschen  zur  Verfügung  stehen. 

§38. 

Die  Persönlichkeit  des  Staates. 

Die  E]rkenntniss,  dass  sich  die  starren  Consequenzen  der  an- 
genommenen Grundsätze  der  Freiheit  und  Gleichheit,  und  der 
auf  denselben  aufgebauten  Rechtsstaatstlieorie  in  der  Wirklich- 
keit, in  der  Praxis  des  Staatslebens,  nicht  durchführen  lassen, 
musste  sich  bald  deo  Staatsrechtslehrern,  mochten  sie  auch  noch 
so  warme  Anhänger  der  Rechtsstaatstheorie  sein ,  aufdrängen. 
Diese  Erkenntniss  einerseits  und  andererseits  das  Gebot  der  „  prak- 
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tischen  Vernunft*  sich  mit  den  thatsächlichen  Verhältnissen  des 
Staates  auf  einen  möglichen  Fuss  zu  setzen,  führte  im  wissen- 
schaftlichen Staatsrecht  zu  allerhand  Versuchen  die  Consequenzen 
der  Rechtsstaatstheorie  mit  der  Wirklichkeit,  mit  den  unabweis- 
baren Bedürfnissen  und  Existenzbedingungen  des  wirklichen 
Staates  in  Harmonie  zu  bringen.  Man  begann  nun  in  der  Staats- 
rechtswissenschaft einzulenken.  Man  begnügte  sich  die  Prin- 
zipien aufrechtzuerhalten  und  modifizirte  die  Consequenzen  mit 
Kücksicht  auf  bestehende  Gesetze  und  staatliche  Einrichtungen, 
oder  man  nahm  auch  Zuflucht  zu  willkührlichen  Abstractionen 
und  Fictionen,  die  analog  den  römischen  Rechtsfictionen,  mit 
feiner  Berechnung  auf  das  specielle  Constructionsbedürfniss,  den 
Widerspruch  zwischen  Theorie  und  Praxis  lösen,  und  der  Ver- 
legenheit der  in  ihre  doctrinären  Schlingen  sich  verstrickenden 
Staatsrechtslehrer  ein  Ende  machen  sollten. 

Eine  solche  Verlegenheit  bot  der  Grundsatz  der  Gleichheit 
und  Gleichberechtigung  aller  Staatsgenossen,  indem  er  von  der 
thatsächlichen  Ungleichheit  zwischen  Regierten  und  Regierenden, 
soweit  derselbe  nicht  mit  einer  blossen  proportionalen  Vertheilung 
der  gegenseitigen  Rechte  und  Pflichten  erklärt  und  durch  Nach- 
weisung eines  Gleichgewichtes  aufgehoben  werden  konnte,  gar  zu 
grell  abstach.  Denn  die  Möglichkeit,  das  Mehr  und  Minder  der 
Rechte  zwischen  Regierten  und  Regierenden,  zwischen  Beherrschten 
und  Herrschenden,  durch  eine  entsprechende  und  gleichgewichtigte 
Vertheilung  der  beiderseitigen  Pflichten  zu  erklären,  ohne  dass  der 
Grundsatz  der  Gleichheit  und  Gleichberechtigung  in's  Schwanken 
geriethe,  diese  Möglichkeit,  hat  im  wirklichen  Staate  ihre  ganz 
deutlichen  und  unläugbaren  Grenzen. 

An  diesen  Grenzen  angelangt,  mussten  die  Staatsrechtslehrer 
auf  eine  andere  Formel  bedacht  sein,  die  das  einmal  angenom- 
mene Prinzip  der  Gleichheit  nicht  verletzen  würde  und  dennoch 
keinem  Staatsgenossen  ein  Mehr  von  Rechten  andern  Staats- 
genossen gegenüber  einräumte;  eine  Formel,  die  die  Fülle  der 
Rechte  der  Regierenden  und  Herrschenden  in  eine,  über  alle 
Staatsgenossen,  auch  sie  selbst  mit  inbegriffen,  gleich  erhabene 
Sphäre  versetzte. 

Diese  Forniel  ist  die  »Persönlichkeit  des  Staates* 
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und  die  herrschende  Staatslehre  preist  Bluntschli  als  den 
grossen  Entdecker  derselben. 

In  der  That  giebt  sich  Bluntschli  viele  Mühe  die  Persön- 
lichkeit des  Staates  zu  beweisen,  doch  läuft  sein  Beweis  schliess- 
lich darauf  hinaus,  dass  „die  Anerkennung  der  Persönlichkeit 
di*s  Staates  fiir  das  Staatsrecht  nicht  weniger  anerlässlich  sei, 
als  für  das  Völkt*rrecht*  i).  Das  heisstnun  mit  andern  Worten, 
dass  für  die  herrschende  Rechtsstaatstheorie  diese  Annahme 
der  Persönlichkeit  des  Staates  ein  willkommenes  Anshilfsmittel 
ist.  Einen  andern  Werth  hat  diese  ganze  Annahme  nicht 

Für  die  Rechtsstaatstheorie  freilich,  die  die  absolute  Gleich- 
heit und  Gleichberechtigung  aller  Staatsbürger  zar  Grundlage 
ihrer  Constructionen  nimmt,  ist  es  sehr  bequem  sich  in  der  Per- 
sönlichkeit des  Staates  einen  Dens  ex  machina  zu  schafien  aof 
den  man  dann  ohne  Verletzung  des  Gleiohheitsprincipes  alle 
Herrschafts-  und  Regierungsrechte  übertragen  kann.  Nicht  die 
Herrschenden  herrschen  dann,  nur  der ,  Staat  als  Persönlichkeit", 
der  Wille  der  Herrschenden  ist  dann  der  Wille  des  Staates  der 
doch  als  Persönlichkeit  einen  Willen  haben  muss;  der  Inbegriff 
der  Bestrebungen  der  Herrschenden,  ihrer  Ziele  und  Absichten 
werden  dann  als  Staatszwecke  hipostasirt.  Alle  die  Pflichten  aber 
die  die  tliatsächliche  Herrschaft  den  Unterthanen  auferlegt,  wer- 
den als  Pflichten  gegen  die  „Staats-Persönlichkeit*  hingestellt 

Dass  dieses  alles  aber  nur  eine  Redeweise  ist,  die  gar  keine 
reelle  Thatsache  bezeichnet,  ist  klar.  Die  ganze  Art  und  Weise, 
wie  Bluntschli  diese  Persönlichkeit  des  Staates  begründet  ist 
reine  Phantasterei.  Er  deducirt  unter  andern  die  Persönlichkeit 
des  Staates  daraus,  dass  der  Staat  ein  „Organismus"  ein  „be- 
seeltes Kulturwesen  *  ist.  Diese  Prämisse  ist  ebenso  unhaltbar, 
wie  die  aus  derselben  gezogene  Consequenz^). 

§39. 

Verwaltungsjustiz. 

Der  Ideengang  der  Rechtsstaatstheorie  erreicht  seinen  Höhe- 
punkt in  der  Idee  der  Verwaltungsjustiz. 

*)  Lehre  vom  modernen  Staat  1876  I.  23.  2)  Vergl.  aber  auch 
Gerber*s  Abhandlung:  über  öffentliche  Rechte. 
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braucht  man  nicht  eiBt  za  dem  Wilden  nnd  zum  ünnen- 
schen  zurückzugehen:  dann  sind  die Th lere  glücklicher  wie  die 
Menschen.  Denn  auch  bei  Thieren  kommen  Selbstmorde  nicht  vor. 

Aber  Rousseau  will  überhaupt  den  Wilden  moralisch 
höher  stellen  als  den  staatlichen  Menschen.  Der  Wilde,  meint 
er,  sei  rein  menschlichen  Geföhlen  viel  zugänglicher  ab  derdvi- 
lisirte  in  dem  die  CSvilisation  diese  rein  menschlichen  Gefühle 
erstickt  habe  ^).  Diese  Behauptung  ist  eine  bekannte  dichterische 
Glorifioirung  des  Naturstandes,  der  die  moderne  Anthropologie 
jeden  realen  Boden  entzogen  hat 

Am  Schlüsse  des  ersten  Theiles  seiner  Abhandlung,  meint 
Rousseau,  es  ,  erwiesen  zu  haben,  dass  die  Ungleichheit  im  Natur- 
zustande kaum  fühlbar,  und  dass  ihr  Einfluss  dort  £Ei8t  null  ge- 
wesen wäre**  ^).  Gewiss,  wenn  man  einzelne  Horden,  einzelne 
syngenetische  Gruppen  von  Wilden  betrachtet,  wird  man  ünr 
gleichheit  und  Standesunterschiede  bei  ihnen  nicht  finden.  Aber 
zwischen  den  einzelnen  Horden  und  Gruppen,  da  gähnte  audi 
im  primitivsten  Zustande  eine  unausfüUbare  Kluft  der  Ungleich- 
heit, welche  nachweisbar  und  notorisch  immer  den  Cannibalis- 
mus  förderte.  Nur  im  Kreise  der  einzelnen  Horden,  Gruppen  und 
Stämme  findet  man  eine  Anerkennung  des  gleichen  Mensohen- 
werthes;  die  Angehörigen  der  andern,  der  fremden  syngenetischen 
Gruppe  sind  in  dem  so  poetisch  dargestellten  Naturzustande 
Rousseau's,  immer  gerade  gut  genug,  um  verspeist  zu  werden. 
Hätte  Rousseau  daran  gedacht,  er  hätte  vielleicht  den  Fortschritt 
der  Civilisation  anerkannt ').     So  aber  hat  er  für  den  der  das 
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')  Nach  Marx  und  Schäfide  freilich  steht  auch  heute  noch  in 
Europa  Antropophagie  und  Cannibalismus  in  voller  Blüthe.  »Eine  Arbei- 
terbevölkerung z.  B.  sagt  Schäffle,  die  Marx*schen  Ideen  reprodneirend, 
die  für  ihre  beseelten  Producte  (!),  die  Arbeitsdienste,  im  Lohn 
beharrlich  weniger  Geldanweisung  auf  Lebensmittel  zurückerhält,  als  sie 
für  die  gegen  Lohn  verkaufte  Arbeitskraft  an  ünterhaltsmitteln  auf- 
wenden muss,  wird  langsam  von  denjenigen  aufgezehrt, 
welche  die  Frucht  fremder  Arbeit  ohne  entsprechende  Aequivalente  ziehen ; 
unter  der  HüUe  des  Tauschverkehres  in  Sachgütem  und  in  Diensten  kann 
eine  Antropophagie,  und  zwar  ein  recht  grausamer  sein  Opfer  langsam 
verspeisender  ^aibalismos    stattfinden,    an    welchem  Alle  bet  hei- 
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Gelingt  es  der  Rechtsstaatstheorie  eine  solche  über  dem 
Einzelnen  and  der  Staatsgewalt  unparteiisch  rechtsprechendeGe- 
riohtsinstanz  zu  schaflfen,  dann  ist  die  Richtigkeit  der  Rechts- 
staatstheorie erprobt,  fOr  ihre  Wahrheit  der  Beweis  geliefert 

Wenn  es  sich  aber  zeigen  sollte,  dass  die  Schaffung  einer 
solchen  Instanz  nicht  gelingt  und  nicht  gelingen  kann,  dass  sich 
für  dies  aufgeführte  Grebäude  kein  Schlussstein  findet,  der  das 
Ganze  zusammenhält,  dann  wird  es  evident,  dass  im  Grebäude 
selbst  irgend  ein  Construotionsfehler  begangen  wurde. 

Dass  aber  kein  Staats-  oder  Verwaltungsgerichtshof,  welche 
wichtige  und  nützliche  Rolle  er  auch  im  modernen  Staate  spielen 
mag,  diejeni;Te  Aufgabe  zu  erftlllen  im  Stande  ist,  die  ihm  oon- 
sequenterweise  gemäss  der  Rechtsstaatstheorie  znfiülen  würde, 
das  zu  erweisen  ist  nicht  schwer. 

§40. 
Unabhängigkeit  der  Gerichte. 

Die  Frage  dürfte  interessant  sein,  wie  das  Staatsrecht  das 
jahrhundertelang  die  Lehren  von  der  Souveränetät  des  Staates 
und  seinen  Hoheitsrechten  pflegte  und  hegte  plötzlich  in  neuester 
Zeit  auf  die  Idee  von  der  Verwaltungsjustiz  kam,  auf  die  Idee 
einer  über  dem  Individuum  und  der  Staatsgewalt  stehenden 
Instanz  ? 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  diese  Idee  der 
Verwaltungsjustiz,  in  der  Montesquieu'schen  Lehre  von  der  „  Un- 
abhängigkeit des  Richteramtes  *  wurzelt.  War  diese  Lehre  einmal 
acceptirt,  so  ist  von  ihr  bis  zur  Construction  eines  auch  über  die 
Acte  der  Staatsverwaltung  wachenden  und  urtbeilenden  „  unab- 
hängigen Richteramtes  *  nur  ein  Schritt.  In  der  Tbat,  wenn  die 
Staatsgewalt,  wie  das  die  Montesquieu'sche  Lehre  predigte,  aus 
mehreren  unabhängigen  Gewalten  besteht  und  wenn  es  im  Staate 
eine  von  der  Gesetzgebung  und  Regierungsgewalt  unabhängige 
Gerichtsgewalt  giebt,  warum  sollte  man  sich  derselben  nicht  auch 
dazu  bedienen,  in  der  Regierung  und  Verwaltung  des 
Staates  die  Prinzipien  des  „Rechts  und  der  Gerechtigkeit*  auf- 
rechtzuerhalten und  den  Einzelnen  vor  „Ungerechtigkeiten*  der 
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Regierungs-  ja  vielleicht  auch  gar  der  Gesetzgebungsgewalt  zu 
schützen?  Die  Folgerung  wäre  ganz  vernünftig;  wenn  nur  auch 
die  Prämisse  richtig  wäre ! 

Die  Montesquieu'sche  Lehre  von  den  drei  Gewalten  im 
Staate  und  von  der  Unabhängigkeit  der  Gerichtsgewalt  hat  sich 
aber  überlebt.  Eine  eingehende  und  nüchterne  Betrachtung  der 
Staatseinrichtungen  liefert  den  Beweis,  dass  man  streng  genom- 
men, weder  von  einer  Theilung  der  Staatsgewalt  noch  von  einer 
Unabhängigkeit  des  Richteramtes  sprechen  könne.  W6h\  giebt 
es  ganze  Rechtssphären  mit  Bezug  auf  welche  die  Staatsgewalt 
sioh  ganzindifferent  verhält  und  die  dem  von  ihr  eingesetzten 
RichteramtevolleUnabhängigkeit  lässt.  Auf  dem  Punkte 
jedoch,  wo  das  mer  i  tor  i  sehe  Interesse  des  Staates  an  der  Rechts- 
sprechung beginnt,  d  a  m  u  s  s  die  Unabhängigkeit  desRichteramtes 
aufhören.  £Sn  anderes  Verhältniss  würde  die  Thatsache  der  Herr- 
schaft der  Staatsgewalt  aufheben,  würde  den  Staat  selbst 
negiren.  Welche  aber  diese  dem  Staate  indifferent  gewordenen 
Rechtssphären  sind,  haben  wir  oben  auseinandergesetzt.  Diese 
Rechtssphären  sind  nun  mit  der  steigenden  Entwicklung  des 
Staates  manigfacher  Vergrösserung  und  Entwicklung  fähig. 

Nun  giebt  es  im  modernen  Staate  Rechtssphären  die  nicht 
privatrechtlicherNatur  sind,  die  entschieden  öffentlich- 
rechtlich sind,  bezüglich  deren  jedoch  es  dem  Staate  eben- 
falls schon  indifferent  geworden  ist,  in  welchem  Ausmaasse 
der  Einzelne  seinen  Pflichten  nachkommt,  in  welchem  Aus- 
maasse die  Organe  des  Staates  die  Hoheits-  oder  Herrschafts- 
rechte über  den  Einzelnen  üben.  Mit  Bezug  auf  diese  öffentlich- 
rechtlichen Sphären  kann  man  sich  nun  wohl  ein  vom  Staate 
eingesetztes  und  „  unabhängig  **  nach'gewissen  staatlich  festgesetzten 
Normen  nrtheilendes  Richteramt  denken  und  das  ist  der 
Kern  des  neuestens  im  modernen  Staate  geschaffenen  Instituts 
der  Verwaltungsjustiz.  Irrthüralich  ist  es  aber,  so  wie  es  die  con- 
sequente  Rechtsstaatstheorie  will,  in  den  Staats-  und  Verwaltungs- 
gerichtshöfen Instanzen  zu  sehen,  die  unabhängig  von  der  Staats- 
gewalt über  alle  ihre Herrschaftsacte  gegenüber  dem  Einzelnen, 
zn  Grerichte  sitzen.  Solche  Gerichtshöfe  kann  es  im 
Staate  nicht  geben.  Mag  der  Staat  noch  so  viele  öffentlich- 
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rechtliche  Sphären  als  iudifferente  der  RechtssprechuQg  der  von 
ihm  eingesetzten  Gerichtshöfe  unterordnen:  immer  bleiben  ge- 
wisse Sphären  des  Staatslebens  mit  dem  vitalen  Interesse  des 
Staates  innig  verbunden  und  diese  Sphären  können  nur  der  Heri- 
schat't  des  Staates  untergeordnet  sein;  jede  Ausdehnung  der 
Vi'rwaltungsjustiz  auf  diese  Sphären  kann  nur  eine  scheinbare  sein 

A  n  m.  Sowohl  in  civilen  priYatreohtliohen  Verhältnissea  wie 
in  strafrechtlichen  gibt  es  Momente,  wo  vitale  Interessen  des  Staates 
gegen  den  gewöhnlichen  unpartheiischen  Gang  der  »  unabhängigen* 
Gerichte  Protest  erheben.  In  diesen  Fällen  muss  die  gewOhnlidie 
Rechtssprechung  diesen  Interessen  weichen.  In  eiTilrecbtliohen  An- 
gelegenheiten mOgen  ab  Beispiel  dienen  die  » Moratorien*  -—  ii 
strafrechtlichen  die  verschiedenen  »  Ausnabmsgesetze  *.  In  der  Ver- 
waltung wird  immer  in  erster  Linie  den  Interessen  des  Staates  Rech- 
nung getragen.  Nichtsdestoweniger  hat  sieb  im  modernen  Staate 
wie  schon  erwähnt,  ein  grosses  Gebiet  Offentlich-rechtlicberyerh&lt- 
nisse  herausgebildet,  bezüglich  welcher  der  Staat  dem  Individuum  eine 
unantastbare  individuelle  Rechtssphäre  zugestebt.  Mit  Rücksicht 
auf  diese  individuelle  Rechtssphäre  auf  Öffentlich-rechtlichem  Ge- 
biete ist  gewiss  die  Creining  von  Verwaltungsgerichtshöfen  ein 
grosser  Fortschritt  und  die  Rechtswissenschaft  findet  eine  lohnende 
Aufgabe,  diese  individuelle  Rechtssphäre  auf  Öffentlich-rechtlichem 
Gebiete  genau  abzugrenzen,  um  der  Verwaltungsjustiz  ibrerspriess- 
liches  Werk  zu  erleichtern.  In  dieser  Beziehung  ist  die  Arbeit 
Bähr*s  gewiss  bahnbrechend  und  verdientsvoU.  In  dem  betreffen- 
den Abschnitte  seiner  mehrgenannten  Schrift  (»VI.  Einzelne  Ver- 
hältnisse*) skizzirt  Bahr  diejenigen  »Verhältnisse,  in  Beziehung  auf 
welche  in  unserem  heutigen  Staatsleben  für  die  Thätig- 
keit  der  Regierungsgewalt  eine  Rechtsgrenze  regelmässig  besteht 
oder  wenigstens  ein  legislatorisches  Bedürfniss  sich  fühlbar  macht* 
und  deutet  an, »  wie  eine  solche  Begrenzung  auch  durcb  eine  Rechts- 
sprechung sich  zu  bethätigen  habe.  *  Diese  Verhältnisse  nun  sche- 
matisirt  Bahr  auf  folgende  Weise ;  A.  Verletzung  der  Unterthanen 
in  ihren  gewöhnlichen  (Privat-)Rechten.  B.  Verletzungen  der  Un- 
terthanen in  ihren  politischen  Rechten.  C.  Verletzungen  des  Staats- 
Ganzen. 

Zu  den  Verletzungen  unter  A  rechnet  Bahr  diejenigen  durch 
ungerechtfertigte  Ansprüche  auf  private  Leistungen  der  Untertha- 
nen und  zwar  auf  Steuer-,  Militärpflicht-,  Einquartirungs-,  Waffen- 
und  Wegebaudienst-Leistungen  u.  dgl„  sodann  durch  ungerechtfer- 
tigten Anspruch  auf  Expropriation  und  auf  Uebernahme  gewisser 
im  öffentlichen  Interesse  liegender  Functionen,  z.  B.  der  Vormund- 
schaft u.  dgl. 
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Zu  den  Verletzungen  der  Unterthanen  in  ihren  politischen 
Beehten  zahlt  Bahr  diejenigen,  die  die  Indigenats-,  Orts-  und  Staats- 
bürgerrechte des  Einzelnen,  ferner  die  Wahlfähigkeit  u.  dgl.,  end- 
lich die  die  Rechte  der  Staatsdiener  aus  ihrem  Dienstyerhältniss 
betreffen.  Was  nun  diese  unter  A  und  B  aufgezählten  Verhältnisse 
anbelangt,  so  lässt  es  sich  wohl  denken,  da  diese  Verhältnisse  im 
modernen  Staat  meist  gesetzlich  geregelt  sind,  dass  die  Verwal- 
tungsjustiz auf  Grund  dieser  gesetzlichen  Regelungen  dem  Einzel- 
nen, der  sich  von  einer  Verwaltungsbehörde  in  dem  ihm  aus  jenen 
öffentlich-rechtlichen  Gesetzen  zustehenden  Rechte  gekränkt  fühlt, 
dieses  ihm  gesetzlich  zustehende  persönliche  Recht,  zusprechen. 
In  dieser  Beziehung  hat  ein  Verwaltungsgerichtshof  vor  einem  ge- 
wöhnlichen Gerichtshof  keinerlei  principiellen  Vorzug,  nur  etwa  den 
grösserer  Specialität  in  Fachkenntnissen.  Denn  man  könnte  sich  die 
Rechtssprechung  über  diese  Verhältnisse  sehr  wohl  yon  den  ge- 
wöhnlichen Gerichtshöfen  geübt  denken. 

Diejenigen  Verletzungen  aber,  die  Bahr  unter  C  berührt  und 
die  nicht  das  Priyatinteresse  und  die  persönlichen  Rechte  Einzelner, 
sondern  das  »  Staats-Ganze  ^  berühren,  eignen  sich  ihrer  Natur  nach 
weder  zur  Rechtsprechung  vor  gewöhnlichen  —  noch  vor  Verwal- 
tungsgerichtshöfen, sondern  vielmehr  zur  parlamentarischen  Ver- 
handlung. Denn  ebensowohl  j^  Fälle  der  Nicht- Wahrung  des 
Staatsrechtes  durch  die  Regierungsgewalt  Einzelnen  gegen- 
über^ wie  auch  »Verletzungen  des  Staats-Ganzen  Seitens  der 
Regierungsgewalt  durch  Nichtwahrung  der  vorgeschrie- 
benen öffentlichen  Ordnung^  können  weder  den  Ein- 
zelnen zu  einer  Klagfährung  vor  dem  Verwaltungsgerichtshofe 
berechtigen,  noch  wäre  in  solchen  Fällen  eine  halbwegs  un- 
parteiische Rechtssprechung  zu  erwarten.  Das  sind  Fälle,  welche 
entschieden  nicht  vor  die  Verwaltungsgerichtshöfe,  sondern  lediglich 
vor  das  Parlament  gehören,  wo  sie  —  darüber  darf  man  sich  nicht 
täuschen  -—  immer  nur  eine  Erledigung  im  Sinne  und  Geiste  der 
herrschenden  Partei  finden  werden. 
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selbst,  als  Mitglied  der  Convention,  seine  gegen  das  Mgenthum 
gerichteten  Theorieen  fallen  liess*). 

üebrigens  konnte  der  Natur  der  Sache  nach  die  französische 
Revolution  —  wenn  wir  mit  diesen  Worten  die  gesetzgebenden 
Volksvertretungen  der  französischen  Revolution  bezeichnen  — 
gegen  das  Institut  des  Eigenthums  nichts  vornehmen.  Denn 
erstens,  ob  revolutionär  oder  nicht,  jede  staatliche  Herrschaft  — 
und  zur  Zeit  der  Revolution  befand  sich  dieselbe  in  den  Händen 
der  gesetzgebenden  Volksvertretungen — so  lange  sie  eine  solche 
bleiben,  so  lange  sie  nicht  abdidren  will,  muss  nothwendiger- 
weise  die  Grundlagen  ihrer  Macht  schützen.  Nun  beruht  aber 
jede  Macht  auf  dem  Eigenthum,  auf  dieses  zielen  alle  Macht- 
zwecke, jede  Herrschaft  stützt  sich  auf  dasselbe  und  erhält  sich 
mittelst  derselben.  Eine  staatliche  Herrschaft  und  mag  sie  eine 
noch  so  revolutionäre  sein,  sie  kann  höchstens  fremdes  Eigen- 
thum nicht  respectiren,  sie  kann  andere  berauben  —  aber  das 
Institut  des  Eigenthums  als  solches  aufheben,  das  kann  nur  Je- 
mand versuchen  der  nichts  hat,  der  weder  Macht  besitzt  noch 
Herrschaft  übt.  Nur  die  Anarchie  kann  ohne  Eigenthum  be- 
stehen. Sobald  aber  nur  aus  dem  Chaos  der  Anarchie  sich  irgend 
eine  G-ewalt  herausbildet,  irgend  eine  Körperschaft  die  Herrschaft 
und  Regierung  an  sich  bringt  und  somit  ein  Interesse  daran  er- 
langt diese  Herrschaft  zu  behalten,  diese  Regierung  auszuüben : 
dann  wird  sie  und  muss  immer  das  Institut  des  Eigenthums,  als 
nothwendige  Basis  all  und  jeder  Macht  und  Herrschaft  respectiren. 
Mag  sie  sich  an  fremdem  Eigenthum  noch  so  viel  vergreifen:  sie 
wird  das  unter  allen  möglichen,  plausiblen  und  nichtplausiblen 


^)  Sudre  macht  bei  dieser  Gelegenheit  eine  treffliche  Bemerkung 
die  wir  hier  nicht  unterdrücken  können:  „C*est  que  Brissot  subit  Tin- 
flnence  qu*exerce  inSvitablement  ,sur  les  esprits  que  le  fanatisme  n*  a  pas 
eompldtement  aveugUs  la  diff6rence  des  points  de  yue  oii  ils  se  trouvent 
plac^s.  Autre  chose  est  d*6tudier  la  soci6t6  du  sein  de  la  foule  et  de 
bas-fonds  de  la  mediocritS  et  de  l'in^xperience,  ou  d*en  contempler  le  taste 
ensemble  des  hauteurs  du  pouvoir  et  avec  la  perspicacit6,  que  donne 
l*habitnde  des  affaires.  Aussi,  la  plupart  des  hommes  qui,  apr6s  aroir 
profi&M^  des  doctrines  hostiles  aus  principes  d*ordre  et  d'autoiit^  sont 
axriT&s  a  participer  an  gouvemement,  ont  ils  ou  renonc6  k  ces  id6ei  w 
neM  detaüt  leurs  reaUsatlon«  a.  a.  0.  S.  248. 
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Vorwänden  thnn,  nur  das  Institut  als  solches  wird  sie  hoch  in 
Ehren  halten. 

So  und  nicht  anders  war  es  in  Frankreich  zur  Zeit  der  grofisen 
Revolution. 

Man  oonfisdrte  die  Güter  der  Kirche  um  dieselben  f&r  den 
Staat  in  Anspruch  zu  nehmen.  Aber  man  that  diess  unter  feier- 
lichen Erklärungen,  dass  das  Eigenthum  heilig  sei,  nur,  fögte 
man  hinzu,  dass  das  Eigenthum  der  Kirche  kein  eigentliches 
Eigenthum  sei,  und  dass  man  es  ftglich  wegnehmen  dürfe,  wenn 
höhere  staatliche  Rücksichten  es  verlangen  ^). 

Ebenso  konnte  die  Confiscation  der  Güter  der  Emignrten, 
die  im  Auslände  gegen  Frankreich  oonspirirten,  keineswegs  als  ein 
Angriflf  gegen  das  Institut  des  Eigenthums  gelten  ^). 

E^  war  aber  noch  ein  ganzandererUmstand  der,  anschei- 
nend ähnlich  den  zwei  obigen  Maassregeln,  als  Angriff  auf  das 
Eigenthum  gelten  konnte,  in  der  That  aber  nur  dn  Angriff  auf 
eine  Classe  von  Eigenthümern  war,  um  eine  andere  bis- 
her eigenthumslose  Classe  mit  freiem  Privateigenthum  auszustatten. 
Es  war  das,  die  in  der  Nacht  des  4.  August  1789  im  Sturm  der 
Begeisterung  von  der  constituirenden  Versammlung  beschlossene 
Aufhebung  all  und  jeder  Herrenrechte,  ein  Beschluss  der  Mllio- 
nen  Sklaven  zu  freien  Eigenthümer  machte. 


*)  Als  Mirabeau  in  der  Sitznng  der  constitaireiiden  YerBammlmig 
am  30.  October  1789  über  die  Frage  der  Confiscation  der  Güter  des 
Clems  das  Wort  ergriff,  meinte  er,  diese  Frage  scheine  gleichmAssig  »die 
anyerletzlichen  Satzungen  des  Eigenthums*  (cette  questionparait 
tenir  aux  r^gles  inviolables  de  la  propri6t6)  wie  aiich  den 
Öffentlichen  Gottesdienst,  die  politische  Ordnnng  und  die  ersten  Grundlagen 
der  gesellschaftlichen  Ordnung  zu  berühren.  Indem  er  die  Einziehung  dieser 
Güter  befürwortet,  thut  er  es  nur  im  Namen  des  Eigen  th um srechts 
der  Nation,  die  die  eigentliche  Eigenthümerin  dieser  Güter  sei.  »Qu'ai- 
je  donc,  messieurs,  voulu  montrer?  sagt  er  zum  Schlüsse  seiner  Red% 
une  seule  chose:  c*est  qu*il  est  et  qu*il  doit  dtre  de  principe  que  tonte 
nation  est  seule  et  vöritable  propriötaire  des  biens  de  son  clergS.  Je  ne 
▼ous  ai  demand^  que  de  consacrer  ce  principe  .  •  .  .* 

*)  » Ces  mesures  n*6taient  cependant,  ni  par  le  principe  qui  les  arait 
inspir^es  ni  par  leur  mode  d*application,  des  atteints  au  droit  de  pro- 
pri^t^«  sagt  mit  Hecht  von  beiden  diesen  Maassregeln  Sudre  a.  a.  0.  S.  25& 
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Konnte  nun  je  eine  gesetzgebende  Versammlung,  und  wenn 
sie  auch  nur  das  Organ  der  blutigsten  und  wildesten  Revolution 
war;  konnte  je  eine  Bewegung,  die  es  sich  zum  höchsten  Ruhme 
anrechnen  musste,  eine  zahlreiche  Klasse  von  Knechten  und 
Sklaven  zu  freien  Eigenthümem  erhoben  zu  haben;  konnte  eine 
solche  Bewegung  je  daran  denken  das  Prinzip  des  Eigenthums, 
das  Institut  selbst,  anzugreifen?  Offenbar  nicht  Das  Eigenthum 
als  solches  hatte  von  der  französischen  Revolution  nichts  zu  be- 
sorgen und  die  Millionen  neugeschaffener  freier  Eigenthümer  wür- 
den übrigens,  noch  im  ersten  Freudenrausche,  einen  Angriff  auf 
ihr  soeben  errungenes  freies  Privateigenthum  gewiss  blutig  ab- 
schlagen^). Dem  Institut  des  Eigenthums  als  solchem,  drohte  also 
ein  feindlicher  Angriff  nicht  von  der  offen  auftretenden,  von  der 
officiellen  »Revolution*  —  sondern  von  jenen  imFinstem  schlei- 
chenden Mächten,  von  jenen  Greistern,  die  im  Hintergrunde  der 
Revolution  ihre  gegen  all  und  jedes  Bestehende  gerichteten  Pläne 
schmiedeten  und  nur  vorübergehend,  auch  auf  der  Tribüne  des 
Convents  wie  ein  unheimliches  Signal  eines  unterirdischen  Vulkan- 
feuers  aufflammten. 

Anm.  a)  Diesen  Gonserratismus  in  Bezug  auf  das  Institut  des 
£igenthums  kann  Froudhon  der  französischen  Revolution  nicht  ret' 
zeihen.  >L*espritqui  produisit  le  mouvement  de  89  fiit  un  esprit  de 
contradiction,  ^  schreibt  er ;  >  oela  suffit  pour  demontrer  que  1*  ordre 
des  choses  qui  fiit  substitue  a  1*  anden  n*  eut  rien  en  soi  de  metho- 
dique  et  de  reflechi ;  que,  n^  de  la  col^re  et  de  la  haine  iL  ne  pou- 
yait  ayoir  1*  effet  d*  une  science  fondu  sur  1*  Observation  et  1*  etade . . .  ^ 
Froudhon  begreift  nicht,  dass  der  gesunde  Instinct  der  Massen 
es  war,  der  das  Institut  des  Eigenthums  aufrecht  erhielt  und  dass 
dieser  gesunde  Instinct  tausendmal  mehr  werth  ist,  als  seine  ver- 
meintliche » connaissance  approfondie  des  lois  de  le  nature  et  de  la 
soci^t^.^  (Froudhon:  Qu* est  ce  que  lapropriet^,  Farisl848,  S.  20.) 
üebrigens  urtheilt  Froudhon  über  die  wahren  Gründe  dieses  Gon- 
servatismus  der  französischen  Revolution  in  Bezug  auf  das  Eigen- 
thum ganz  richtig: 

»  Autrefois  la  noblesse  et  le  derge  ne  contribuaient  aux  charges 
de  TEtat  qu*a  titre  des  secours  yolontaires  et  des  dons  gratuits; 
leur  biens  ^taient  insaisissables  memes  pour  detes :  tandis  que  le  ro* 
turier,  accabl^  des  tailles  et  de  cory^es,  ^taitiiarcel^  sans  ivliohe 
tantötparlespercepteursduroi,  tant6t  par  ceux  des  seigneurs  et  du 
elerge:  le  mainmortable,  plaoö  au  rang  des  dhoses,  ne  pouyait  ni 
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tester  di  derrenir  heritaer;  il  evi  ^tait  de  lui  oomme  des  aikimanx, 
dont  let  serrioes  et  le  erd)t  apparti^nnent  aux  maitie  par  dioH 
d^aeeeMion.  Le  peuple  youlut  que  la  eondition  de  pro- 
pri^taire  fut  la  m^me  pour  tous;  que  cliacun  pnt 
jouir  et  disposer  librement  de  ses  biens,  de  ses  reye- 
DU8,  du  fait  de  son  travail  et  de  son  industrie.  Le 
peuple  D*inTenta  pas  la  propri^t^;  mais  oomme  eile  u*  existä  pas 
pour  lüi  au  m^me  titre  que  ponr  les  nobles  et  lestonsttTdsjfldecreta 
r  uDiformit^  de  ee  droit.  Let  formoB  aoerbes  de  la  proprietd,  la 
oorr^,  la  main-morte,  le  maitrise,  Texelusion  des  emplois  ont  dis- 
paru ;  le  mode  de  jouissauce  a  6te  modifi^ :  le  fond  de  la  chose  est 
demeur^  la  mdme.*  (L  o.  p.  24.) 

§7. 

Die  commanistisclien  Lehren  von  1790 — 1840. 

Wir  wollen  uns  nicht  in  die  Sohilderongen  der  Pläne  und 
Vorschläge  der  französischen  Communisten  zur  Zeit  der  firanzösi- 
sehen  Revolution,  eines  Saint-Jost,  Babeuf  und  ihres  gleichen 
einhasen  ^).  Als  Gtedankenarb^t  haben  äe  fast  nur  einen  psycho- 
logischen und  psychiatrischen  Werth:  als  geschichtliche  Ver- 
suche die  gesellschaftliche  Ordnung  umzugestalten,  schwangen 
sie  sich  kaum  zur  Bedeutung  eines  Strassentumultes  und  einer 
Strafverhandlung  auf.  Höchstens  darf  die  Unterdrückung  der 
Babeüfscheü  Verschwörung  und  des  von  ihm  geplanten  Anschlags 
die  Bedeutung  in  Anspruch  nehmen,  dem  Bez^nger  der  franzö- 
sischen Revolution,  Napoleon,  die  erste  Brücke  zum  künftigen 
Militärdespotismus  geschlagen  zu  haben.  Was  den  Gedanken- 
inhalt der  Phantasieen  und  Vorschläge  von  Saint- Just  und  Ba- 
beiuf  anbelangt,  so  ist  derselbe  durchwegs  von  den  uns  bereits 
bekannten  publicistischen  Vorläufern  der  französischen  Revolution 
erborgt.  An  Robespierre  aber ,  im  Gegensatz  zu  St- Just  und 
Babeuf,  zeigt  sich  wieder  die  Wahrheit  des  Satzes,  dass  im  Lichte 
der   Oeflfentlichkeit   ein   solch    widersinniges  Gedankenunkraut 


*)  Den  Inhalt  der  Pläne  und  Vorschläge  St.  Jiist*s  und  Babeufs, 
findet  man  ausser  in  Sudre  und  in  den  gro^^en  Ge^chichtrtrerken  über 
die  französische  Revolution  auch  bei  Stein:  Sociale  Bewegung  in  Frank- 
reich I  16Ü— 217,  Dühring :  Kritische  Geschichte  der  Nationalökonomie 
3.  326  ff. 
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gar  nicht  wuchern  kann,  wie  in  den  Schlupfwinkeln  der  Conspira- 
tion.  Als  die  revolutionäre  Presse  in  Paris  in  den  Jahren  1791 
und  1792  gegen  das  Institut  des  Eigenthums  und  gegen  die  Be- 
sitzenden ihre  Angriffe  zu  richten  begann,  war  es  Robespierre, 
der  in  seinem  ^Difenseur  de  la  Constitution*  (Nr.  4  Juni  1792) 
gegen  die  Zumuthungen  der  Gommunisten  protestirte —  „  Die 
Gleichheit  der  Güter-,  heisst  es  da,  sei  im  Wesentlichen  un- 
möglich in  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  denn  sie  setze  mit  Noth- 
wendigkeit  die  Gremeinschafb  der  Güter  voraus  die  bei  uns  offen- 
bar eine  noch  grössere  Chimäre  ist'  ^).   Der  äusserste  Punkt  zu 
dem  sich  Robespierre  in  seinen  Forderungen  -vorwagte,  war  di^, 
seitens  des  Staates,  den  Bedürftigen  zu  garantirende  Arbeit,  eine 
Forderung,  die  im  Vergleich  mit  der  extravaganten  eines  St-Just 
und  Babeuf  in  der  That  sehr  gemässigt  und  wenigstens  discutirbar 
scheinen  musste.  Denn  über  die  Babeufschen  Gresetzvorschläge 
deren  Art.  I  lautete:  »Die  Natur  gab  jedem  Menschen  ein  glei- 
ches Recht  auf  alle  Güter*  war  eine  vernünftig  Discussion 
nie  möglich.    Der  Widersinn  solcher  Sätze  lag  klar  zu  Tage. 
Wenn  »die  Natur*  so  grossmüthig  gewesen  war,  , allen  Men- 
schen ein  gleiches  Recht  auf  alle  Güter'  zu  verleihen:  so 
brauchte  sie  ja  nur  alle  wirklich  gleich  auszustatten.  Das  hat 
die  gütige  Natur  nicht  gethan.  Wenn  wir  übrigens  aus  irgend 
etwas  die  Absichten  der  Natur  zu  erkennen  im  Stande  wären: 
so  wäre  es  nur  aus  ihren  Werken.  Nun,  aus  einer  wirkli- 
chen, phisischen  und  moralischen  vollkommenen  Gleichheit  aller 
Menschen  würde  jener  Babeufsche  Satz  sich  ganz  logiscli  ergeben: 
aber  die  gerade  entgegengesetzte  That s ach  e  der  Natur  ist 
die  schlagendste  Widerlegung  der  ersten  Grundsätze  und  Aus- 
gangspuncte  des  Communismus.  Die  Haltlosigkeit  derselben  war 
es  denn  auch  und  nicht  allein  der  Militärdespotismus  Na  poleon*sI. 
der  den  crassen  Widersinn  eines  St.  Just  und  Babeuf  in  Frank- 
reich fortan  unmöglich  machten.  Was  die  spätem  oommunistischen 
Schriftsteller  Owen,  Saint-Simon  und  Charles  Fourier  in  den  ersten 
Jahrzehnten  unseres  Jahrhunderts  leisteten,  das  alles  fliesst  schon 
aus  einer  Abschwächung  und  Modificirung  jener  ursprünglichen 


*)  Tergl,  Svdre  S.  266. 
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Grundsätze  und  Ausgangspunkte  und  ist  bestrebt,  sich  in  die 
zwingenden  Verhältnisse  des  Bestehenden,  so  gut  es  geht,  ein- 
zufügen ^). 

Nach  St.  Simons  erfolglosen  Phantastereien,  nach  Owen*8 
und  Fouriers  im  Grossen  undGranzen  ganz  bedeutungslosen  Ver- 
suchen oommunistisohePhantasieen  in*s  wirkliche  Leben  zu  über- 
setzen: flüchtet  mit  Cabet*s  ^  Reise  nach  Icarien*,  der  Oomma- 
nismus  in  das  Gebiet,  wohin  er  einzig  hingehört,  in*s  Reich  der 
Poesie.  Dochuntemebmen  es  schon  in  den  vierziger  Jahren  wieder 
zwei  denkende  Köpfe,  die  ^ sociale  Frage'  auf  den  Boden  der 
Volkswirthschaftslehre  zu  verpflanzen:  essinddasLouisBlanc 
und  Proudhon. 

§8. 
Proudhon.  ' 

Proudhon  hat  vor  allen  seinen  oommumstischen  Vorgängern 
das  unbestrittene  Verdienst,  die  Frage  des  fSgenthums  mit  grossem 
Scharfsinn  und  gewaltiger  Logik  wissenschaftlich  analysirt  za 
haben.  Dass  sich  dabei  in  seinen  Ausgangspunkten  Lrrthümer 
befanden,  (deren  grösster  der  Grundsatz  der  absoluten  ,  Gleich- 
heit*,) und  dass  dieselben  in  den  Resultaten  seiner  Untersuchung 
als  falsche  Folgerangen  und  Postulate  an  den  Tag  traten,  das  ist 
eine  auch  bei  streng  wissenschaftlichen  Arbeiten  nur  allzu  häufige 
und  schwer  zu  vermeidende  Erscheinung,  die  man  der  Unzuläng- 
lichkeit der  geistigen  Kraft  des  Einzelnen  immer  und  überall 
nachsehen  muss.  Umsomehr  muss  diese  Nachsicht  Proudhon 
gegenüber  geübt  werden,  der  neben  mannigfachen  Irrthümern  so 
manche  schwierige  Frage  der  Volkswirthschaftslehre  mit  viel 
Geist  und  Wahrheit  behandelt  und  zu  deren  besserem  Verständ- 
nisse beigetragen  hat. 


^)  Ueber  Owen,  Saint-Simon  u.  Fourier  yergl.  ausser  Sudre  S.  296  bis 
303 auch  Stein:  Sociale  Bewegung  in  Frankreich  II  133  ff.  Derselbe: 
Socialismus  und  Communismus  des  heutigen  Frankreichs  S.  232  ff.  Jo- 
hannes Huber  in  Bluntschlis  Staatswörterb.  IX.  510  ff.  über  Saint-Simon 
speciell  vergl.  das  Werk  von  Carov6 :  Der  Saint-Simonismus  und  die  neuere 
franz.  Philosophie  Leipzig  1831.  Sodann  Dühring:  Elrit.  Gesch.  d.  Na- 
tionaldconomie  S.  264.  »Die  Missgebilde  der  socialen  PhantastikS 
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Seine  bekannteste  Schrift,  der  er  seinen  Ruf  verdankt,  ist 
die  im  Jahre  1840  erschienene  über  das  Eigenthum:  ^  Qu*  est  oe 
que  la  Propriiti*)?*  Die  Antwort,  die  er  auf  diese  Frage  er- 
theilte,  hat  viel  Aergemiss  verursacht.  »Le  propri6t6  c'estle 
vol  *,  ,  Eigenthum  ist  Diebstahl !  *  —  Diese  Begriflfsbestimmung 
rief  unter  dem  Hohngeschrei  und  Händeklatschen  der  Nichtbe- 
sitzenden in  den  besitzenden  Klassen  allgemeine  Entr^lstung  her- 
vor. Sudre,  der  französische  Greschichtsschreiber  des  Communis- 
mus,  wirft  Proudhon  dabei  Mangel  an  Originalität  vor  und  citirt 
ihm  sein  Original,  das  diesen  Ausspruch  vor  ihm  gethan,  Brissot 
de  Warville.  Dieser  Vorwurf  thut  Proudhon  keinen  Abbruch. 
Trotz  der  Identität  fast  des  Ausspruches  ist  der  streng  logische 
Beweis  seiner  These,  Proudhon's  selbständiges  Werk.  Und  dieser 
Beweis  verliert  nichts  anInteresse  und  wissenschaftlichem 
Werth,  wenn  es  sich  auch  bei  gründlicher  Betrachtung  heraus- 
stellt, dass  Proudhon  in  den  argen  Irrthum  verfiel,  eine  staat- 
liche und  staatsrechtliche  Institution  in  eine  enge  theils 
privat-  theils  strafrechtliche  Kategorie  hineingepresst  zu  haben, 
was  vollkommen  unstatthaft  ist  Freilich  ist  nach  dem  ganzen 
Stand  der  Wissenschaft  seiner  Zeit,  dieser  Fehler  Proudhons  ganz 
begreiflich  und  verzeihlich. 

Proudhon  geht  erstens  von  dem  nicht  nur  zu  seiner  Zeit 
aber  meist  auch  bis  heutzutage  herrschenden  Grundsatz  der  ab- 
soluten Gleichheit  aus,  übersieht  aber,  dass  diese  Gleichheit  nur 
im  Kreise  des  Civil-  und  Stra&echts  vom  Staate  dictirt  und 
formal  in  so  weit  sie  durch  die  Macht  des  wirthschaftlichen 
Verkehrs  nicht  im  vorhinein  schon  alterirt  ist,  von  Gresetz 
und  Gericht  aufrechterhalten  wird.  Die  Gleichheit  ist  kein  natür- 
liches, sondern  nur  ein  staatliches  Princip;  sie  gilt  nur  in  so 
weit,  in  wie  weit  der  Staat  sie  anerkennt  Sie  ist  aber  kein 
p  r  i  n  s  des  Staates ;  er  selbst  beruht  nicht  auf  diesem  Prindp  und 
all  die  Grundlagen  seiner  Existenz  beruhen  darauf  eben  so 
wenig.    Eine  solche  Grundlage  nun  ist  das  Eigenthum.    Nur 


^  Qn'est  ce  qne  la  Ptopri^ti?  on  r^chdrches  snr  le  principe  du 
droit  et  da  gonr^ement  par  G.  I.  Proudhon  Paris  1840.  Yergl.  ausser 
Sndxe  noch  Stein:  aociale  Bewegung  Band  m  S.  362. 
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Ungleichheit  konnte  die  Quelle  des  Eigenthums  so  wie  des 
Staates  sein  und  es  ist  vollkommen  falsch,  vom  Prinzipe  der 
Gleichheit  aus  wie  esProudhon  thut,  dasEigenthum  zu  kritiäien 
Creschieht  dieses  aber,  dann  kann  bei  logischem  Verfahren  das 
Resultat  freilich  gar  nicht  zweifelhaft  sein.  Denn  alles  Verstaat- 
liche, Ueberstaatliche  und  Reinstaatliche  muss  offenbar  von  einem 
sozusagen  innerstaatlichen,  also  vom  privat-  und  strafrechtlichea 
Standpunkte  aus  als  unrechtlich  und  ungerecht  erscheinen.  Das 
kann  gar  nicht  anders  sein. 

Wenn  man  so,  wie  esProudhon  thut,  vom  sozusagen  inner- 
staatlichen Prindp  der  Gleichheit,  den  Staat  und  eine  seiner 
Grundlagen,  das  Eigenthum,beurtheilt,  dann  ist  es  unvermeidlich, 
das  Eigenthum  als  Diebstahl  und  Raub  zu  verdammen;  ja  dann 
muss  der  Staat  selbst  als  eine  Zwangsanstalt  behufs  Orgauisinmg, 
Ermöglichnng  und  Erleichterung  des  Diebstahls  und  des  Raubes 
betrachtet,  der  Mangel  des  Staates  aber  als  der  einzig  gerechte 
Zustand,  die  Aufhebung  des  Staates,  die  Anarchie,  als  Postulat 
der  Grerechtigkeit  und  Vernunft  bezeichnet  werden. 

In  der  That  gelangte  Proudhon  zu  diesem  Resultate.  In- 
dem er  damit  beginnt,  vom  innerstaatlichen,  privat-  und 
strafrechtlichen  Grundsatze  der  Gleichheit,  das  Institut  des  Kgen- 
thums  rein  juristisch  zu  prüfen,  konnte  er  logisch  verfahrend 
zu  gar  keinem  anderen  Resultate  gelangen,  als  zur  Qualificimng 
des  Eigenthums  als  Diebstahl  und  Raub  und  noch  obendrein  zur 
Forderung  der,,Anarchie,  der  Abwesenheit  einesHerr- 
schers,  überhaupt  eines  Souveräns.*  Die  Anarchie, 
meint  dann  Proudhon,  sei  „  die  Form  der  Regierung  (?)  der  wir 
uns  täglich  nähern  und  die  eine  verjährte  Grewohnheit  als  die 
Spitze  der  Ordnungsbsigkeit  und  den  Ausdruck  des  Chaos  an- 
sehen lässt  *).  •  Das  war  alles  eine  rein  logische,  mittelst  juristi- 
scher, auf  eine  der  Grundlagen  des  Staates,  auf  eine  rein  staats- 
rechtliche Institution  angewendeter  Methode  gezogene  Consequenz 


')  Anarchie,  absence  de  maitre,  de  souverain,  teile  est  la  forme 
de  gouTemement  dont  nous  approchons  tous  las  jours  et  que  Fhabitude 
inyeter^e  de  prendre  rhomme  pour  r^gle  et  sa  volonte  pour  loi  nous 
fait  r^garder  comme  le  comble  du  d^sordre  et  Texpression  du  chaos. 
Proudhon  L  c  p.  242.J 


aus  dem  Prindp  der  Gleidiheit.  BetCE^t^n,  wir  dieses  Proad- 
hon'sche  Yerfahren,  mittelst  dessen  er  zu.  .diesem  Resultate  ge- 
laugte, etwas  näher. 

Die  Grande,  meint  Proudhon,  auf  di^  man  das  Eigenthum 
zurückfuhrt,  sind  zweierlei:  Oocupation  und  Arbeit.  Vermöge  des 
Princips  der.Gleidiheit  nun,  so  folgert  er  weiters,  ist  das  Recht 
zur  Occapatlon  far  alle  Menschen  gleich;  nur  die  zufalligen  Be- 
dingungen, die  zufällige  Möglichkeit  der  Occupation  ist  nicht 
für  alle  gleich.  Aber  diese  Zufälligkeiten  können  ja  das 
Recht  nicht  ändern,  die  Wirkungen  dieser  Zufälligkeiten  müssen 
daher  vor  diesem  gleichen  Rechte  Aller  zurücktreten.  In 
Folge  dessen  darf  es  und  kann  es  zu  gar  keiner  ISgenthums- 
bildung  kommen.  Wer  den  zufälligen  Umstand  der  sich  ihm 
dargebotenen  Möglichkeit  der  Besitzergreifung,  gegen  meinglei- 
ches Recht  dazu  geltend  machen  will,  der  hat  michbestohlen. 
Das  ist  ganz  logisch  —  aus  dem  gewählten  Ausgangspunkte. 
Die  Besitzergreifung  kann  also  kein  Grund  der  Eigen- 
thumsbildung  sem. 

und  die  Arbeit?  Proudhon  argumentirt  folgendermaassen. 
Der  Mensch  kann  nur  leben  indem  er  arbeitet.  Nun  kann  er  aber 
nicht  arbeiten,  wenn  er  nicht  die.  Werkzeuge,  die  Mittel  dazu  hat. 
Diese  Werkzeuge  nun,  diese  Productionsmittel  muss  er  haben, 
um  zu  leben.  £8  können  dieselbeu  daher  kein  Gegenstand  eines 
ausschliesslichen  Eigenthumsrechtes  sein.  Denn  jemanden  vom 
Eigenthum  und  Besitz  der  Productionsmittel  ausschliessen,  heisst 
ja,  ihm  das  Recht  zu  leben  streitig  maqhen  —  dazu. aber  hat 
Niemand  ein  Recht 

Auf  solche.  Argumentationen  gestützt,  gelangt  JProudhon  zu 
seinem  Resultate:  Das  Eigenthum  sei  Diebstahl. 

Wa&.nun  die  erste  gegen  den  Occapationstitel  gerichtete 
Argumentation  anbelangt,  begeht  Proudhon  in  derselben  folgende 
Fehler.  Der  Titel  der  Besitzergreifung  ist  im  Privatrecht . 
giltig;  hier  wurde,  er  vom  Staate  eingefabrt,,  voii  den  Juristen, 
den  römischen  voran,  begründet;  hier  ist  er  geltend..  Demi  die 
Aufgabe  des  Staates  ist,  im  Bereiche  seiner  Macht, und  seines 
Wirkungskreises  Ordnung  aufrecht  zu.  erhalten,  j.  Pe;r  Staat  dj^rf 
also  in  der  l^gerUchen, Sphäre,  in  de^  Sphäre» des  I^iivatrectLts 
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niclit  diu  Recht  der  Gewalt,  nicht  du  Fanstrecht  dnlden.  Der 
Staat  k&nn  nicht  dnlden,  dafis  in  der  Sphäre  seiner  staatlichen 
Herrschaft,  in  der  Bechtssphftre,  das  fSgenthum  dem  Stärkeren 
zufalle  und  dass  der  Schwächere,  weil  er  keine  Kraft  hat, 
unterliege.  Den  rohen  phyrischen  Kampf  muss  des  Staat  besei- 
tigen, er  darf  ihn  nicht  dnlden ;  denn  sein  Wesen  ist  es,  eine 
Ordnung  des  Lebens  herzustellen.  Nun  muss  er,  will  er  das 
Recht  des  Starkem  beseitigen,  ein  anderes  Princip  sanctioniien, 
bei  dem  die  Ordnung  bestehen  kann.  E.n  solches  bei  der  Erwer- 
bung des  Eigenthums  im  Staate  anstatt  des  Rechts  desStftrkem, 
welches  den  rohen  Kampf  in  Permanenz  erhalten  würde,  pro- 
clamirte  Prindp,  ist  das  der  Priorität  der  Besitzergreifhng. 

Der  Staat  verkündet  fOr  seine  ünterthanen  folgen- 
den Grundsatz:  Das  herrenlose  Gut  erwirbt  nicht  der  Stär- 
kere, der  es  erringen  und  im  Kampfe  behaupten  kann,  sondern 
der  glückliche  Erste,  der  es  zuerst  attrapirt  und  oocupirt 
Proudhon  beweist  nun,  dass  dieser  Grund  und  Titel  desfSgen- 
thumsrechts  ein  unrechtmässiger  und  unmöglicher  ist.  Da  ister 
aber  in  einem  doppelten  Irrthum  begriffen.  Denn  erstens  lässt 
sich  der  im  Staate  geltende,  vom  Staate  festgesetzte  Ooca-* 
pationstitel  des  Eigenthums  durch  gar  keine  ^  naturrechtlichen  '  und 
philosophischen  Argumente  erschüttern.  Der  Occupationstitel  ist 
eine  staatliche  Norm,  die  derStaat  in  die  Rechtssphäre  einführte  und 
festsetzte.  Als  solche  braucht  sie  nur  staatlichen  Zwecken  und  den 
Zwecken  der  vom  Staate  geschaffenen  Rechtssphären  zu  entspre- 
chen; erfüllt  diese  Norm  dieseAufgabe,  dann  ist  sie  zweckmässig  und 
insofeme  sie  dem  staatlichen  Rechte  entspricht,  auch  gerecht 
Mit  dem  Princip  der  Gleichheit  lässt  sich  gegen  diese  staat- 
liche Norm  nichts  ausrichten.  Denn  derStaat  erkennt  nur  die 
Gleichheit  an,  die  er  zwischen  seinen  ünterthanen,  zwischen  sei- 
nen Bürgern  festsetzt.  Gegen  diese  Gleichheit  verstösst  aber  das 
allen  gleicherweise  unter  gewissen  Umständen  zustehende  Oc- 
cupationsrecht  keinesfalls.  Alle  haben  nämlich  im  Staate  das 
gleiche  Occupationsrecht.  Jene  Gleichheit  aber,  kraft  deren  alle 
ein  gleiches  Recht  auf  alles  haben,  ist  eine  Utopie  —  der  Staat 
kennt  eine  solche  Gleichheit  nicht,  hat  sie  nie  proclamirt  und 
nie  anerkannt  Von  diesem  utopistischen  Standpunkte  aus  nun  kann 
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das  im  Staate  unter  gewissen  Umstanden  geltende  Occupations- 
recht  mit  nichten  angegriffen  werden. 

Aber  dieser  Angriff  Proudhons  beruht  noch  auf  einem  zwei- 
ten Irrthume. 

Proudhon  unterscheidet  nicht  und  übersieht  ganz  die  him- 
melweite Kluft  zwischen  dem  Eigenthum  als  solchem,  zwischen 
diesem  Institut  als  Grundlage  des  Staates  und  dem  im  Staate 
geltenden  Eigenthumsrecht.  Das  sind  aber  zwei  ganz  ver- 
schiedene Dinge. 

Erinnern  wir  uns,  wie  immer  und  überall  der  Staat  entstand. 
Es  war  ein  Act  der  Eroberung  durch  den  er  gegründet  wurde. 
Nicht  eine  Occupation  eines  herrenlosen  Grund  und  Bo- 
dens, nein!  eine  Eroberung  und  Unterwerfung  eines  bereits  durch 
eine  früher  dagewesene  Bevölkerung  occupirten  Landes  mitsammt 
den  unterworfenen  Leuten,  d  a  s  ist  der  Anfang  des  Staates  und  alles 
Eigenthums  *).  Aber  mit  der  Gründung  der  Herrschaft  hört 
der  Kampf  auf,  es  beginnt  der  Staat  und  mit  ihm  das  Recht  in 
der  innerstaatlichen  Sphäre.  Nun  werden  die  Arten  des 
Eigenthumserwerbesfestgesetzt,  nun  gelten  siealsRecht.  Aber  was 
nur  als  Recht  gilt,  darf  mit  nichten  als  Maasstab  angelegt  werden 
auf  Acte,  die  der  Schafiung  des  Rechts  vorhergehen.  Die  Eroberer, 
die  Staatengründer,  dieschafilen  durch  Eroberung  das  Sonde  r- 


^)  Ich  habe  diese  Behauptung  schon  zn  wiederholtenmalen  ausge- 
sprochen und  begründet.  Die  ZusammensteUang  der  geschichtlichen  Be- 
weise für  dieselbe  wäre  eine  rein  mechanische  Arbeit  die  man  sehr  leicht 
in  grSsstem  Maasstabe  durchführen  kann.  Denn  auf  jedem  Blatt  ver- 
zeichnet nns  die  Geschichte  solche  Staatengründnngen;  andere  aber  nnr 
ausnahmsweise  und  über  diese  scheinbaren  Ausnahmen  muss  ich 
mir  eine  Discusion  noch  Torbehalten.  Aber  für  meine  Behauptung  lassen 
sich  noch  andere  Belege  anführen  und  zwar  die  Ansichten  der  gefeiert- 
sten Historiker.  Auch  das  that  ich  schon  theilweise  oben  (I  §  10).  Hier 
mOge  noch  ein  Ausspruch  von  Thiers  Platz  finden  der  mir  gerade  unter 
die  Hand  fällt.  Dieser  grosse  Historiker  und  Yertheidiger  des  Eigen- 
thums, sagt  in  seiner  Geschichte  der  EeTolution  (Frankfurter  Ausgabe 
1853  B.  I.  S.  101):  , £n  abordant  jadis  le  territoire,  1  e s  conqu6rants, 
Premiers  auteurs  de  la  noblesse,  avaient  impos6  aux  hommes  des  Services 
et  aux  terres  des  tributs.  Tis  avaient  mdme  occup^'une  partie  du  sol  et 
ne  l'ayaient  que  suocessiyement  restitu^  aux  cultivateurs  moyennant  des 
fentoB  pefpetuelleBS 
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eigentham;  der  Staat  Schaft  das  ESgentlmmsredit.  Der  dop- 
pelte Fehler  Proudhon*s  ist  nun  evident  Er  macht  keinen  Unta- 
schied  zwischen  dem  vom  Staate  gesohaflfenen  Eigenthnms- 
recht  und  jenem  mit  der  Staatsgründnng  zugleich  in*s  Leben 
gerufenen  Eigenthum.  Das  fSgenthrnnsrecht  ist  eine  staat- 
liche Institution;  das  Eigenthum  selbst  ist  eine  mit  der  staatli- 
chen Herrschaft  zugleich  in*s  Leben  tretende  natürliche  That- 
sache.  Nun  ist  zu  unterscheiden:  das  staatlich  festgesetzte  Eigen- 
tbumsrecht  kann  durch  gar  keine  ^  natnrrechtlichen*  GrOnde  and 
Argumente  angefochten  werden.  Ist  es  einmal  f&r  die  staatliche 
Ordnung  nöthig  und  zweckmässig,  dann  sind  alle  natnrrechtlichen 
Einwendungen  unhaltbar  —  denn  salns  reipublicae  suprema  lex. 
Handelt  es  sich  aber  um  das  Eigenthum  selbst,  nm  das  Sonder- 
eigenthum,  das  zuerst  durch  die  £}robemng  und  Staatsgr&ndong 
in*s  Leben  gerufen  wurde,  da  können  wieder  juristische  and 
rechtliche  Argumente  keine  Anwendung  finden;  denn  da 
haben  wir  es  mit  einer  nackten  und  natürlichen  Thatsache  der 
Greschichte  zu  thun  —  und  die  Thatsachen  der  Geschichte  spielen 
sich  nicht  nach  juristischen  und  rechtlichen  Kategorien  ab,  dürfen 
auch  nicht  -unter  den  Maasstab  derselben  gestellt  werden.  Ifit 
andern  Worten;  das  Hgenthumsrecht  darf  nicht  von  einem  un- 
Btaatlichen, naturrechtlichen  oder  „natürlichen* Standpunkt, 
ebensowenig  aber  darf  das  Eigenthum  selbst,  diese  Grundlage 
des  Staates  als  natürliche  Thatsache  der  Geschichte,  von  einem 
engen  privatrechtlichen  und  juristischen  Standpunkt  beurtheilt 
werden. 

Diese  Unterschiede  hat  nicht  nur  Proudhon  übersehen,  aber 
auch  seine  Gregner  und  Kritiker.  Wie  viele  und  wie  schlagende 
Einwendungen  man  ihm  •  auch  gemacht  hat,  diese  Grundfehler 
seiner  Argumentation  haben  seine  Gegner  ganz  ausser  Acht  ge- 
lassen. Auch  sie  alle  wollten  das  Eigenthum  an  und  für 
sich  als  rechtlich  im  juristischen,  privatrechtlichen  Sinne  darstellen; 
sie  alle  wollten  das  im  Staate  bestehende  IXgenthumsrecht  auch 
vom  naturrechtlichen  und  natürlichen  Standpunkt  rechtfertigen. 
Sie  begaben  sich  auf  den  von  Proudhon  innegehaltenen  Boden, 
oder  vielmehr  Proudhon  stand  ganz  auf  dem  Boden  der  Rechts- 
wissenschaft und  Jurisprudenz.    Auf  diesem  ganz  unstatthaften 
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und  ffir  dföisie  FH,|e'Scli  tiidht  eignenden  Boden  bietet  der  Kampf 
zwisclien  Proudhon  und  sdnen  Gregnem  bis  heutzutage  ein  trau- 
riges Bild.  •  EnWs^its'  Proudhon,  der  mit  scharfer  und  correcter 
Logik  zu  einem  ganz  unsinnigen  Resultate  gelangt;  andererseits 
seine  zahlreichen  Gegner,  die  eine  gute  Sache  mit  unhaltbaren 
und  schwachen  Gründen  vertheidigen. 

Solfen  wir  nun  noch  von  der  zweiten  Argumentation 
Proudhons  handeln,  die  sich  auf  das  Recht  zu  leben  und  das 
daraus  folgende  Recht  zur  Arbeit  stützt? 

Das  ^ Recht* zu  leben*?  Wahrlich,  ein  sonderbarer  Aus- 
gangspunkt juristisch-logischer  Deductionen.  Ein  Recht  setzt  einen 
Berechtigten  und  einen  oder  viele  Verpflichtete  voraus,  die  dieses 
Recht  respectiren  püssen.  Gregen  wen  hat  man  /nun  das  „Recht 
zu  leben".  Aus  Proudhons  Auseinandersetzungen  geht  hervor, 
dass  es  der  Einzelne  gegenüber  der  Gesellschaft,  gegenüber  dem 
Staate  besitzt. 

Wie  will  aber  Proudhon  die  Existenz  eines  solchen  „  Rech- 
tes **  beweisen?  Das  Recht  ist  eine  staatliche  Festsetzung,  eine 
staatliche  Norm;  cias  Leben  ist  eine  natürliche  Thatsache.  Was 
hat  der  Staat;  was  die  Gesellschaft  mit  dem  Leben  des  Einzelnen 
zu  schaffen?  in' welcher  Beziehung  stehen  sie?  A  priori,  etwa  aus 
der  Natur  der  Sache  lässt  sich  da  nichts  behaupten^).  Leben 
und  Recht  sind  izfwe?''ganz  heterogene  Erscheinungen  die  mit  ein- 
ander a  priori  nichtig  zu  thun  haben.  Nur  in  so  ferne  treten  sie 
in  Beziehung,  in  wie  ferne  der  Staat  durch  seine  positiven  Normen 
eine  solche  Beziehung  festsetzt  und  sanctionirt  Diese  Festsetzung 
'in  der  Beziehung  des  Staates  zum  Leben  des  Einzelnen  steht 
wie  alle  staatlichen  Einrichtungen  im  Strom  der  geschichtlichen 
Entwicklung  und  unser  ürt heil  darüber  entspringt  der  je- 
weiligen Stufe  unseres  sittlichen  Bewusstseins,  das  diese  ganze 
staatliche  Entwicklung  mitmacht. 

Auf  vorstaatlicher  Stufe  nun,  auf  der  Stufe  des  wilden  Hor- 
denlebens finden  wir  Anthropophagie.  Dawar  es  mit  dem  „Recht 
zu  leben*  insbesondere  wenii' man  einer  fremden  Horde  angehörte, 
schlecht  bestellt.  In  primitiven  Staaten  finden  wir  Sklaverei  und 
das  Recht  der  Herren  über  Leben  und  Tod  der  Sklaven  zu  ent- 
seheiden.  Aach  da  War 'das  ,  Recht  zu  leben '^  nicht  sonderlich 
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sichergestellt  Der  mittelalterliche  Staat  schützte  das  Beoht  za 
leben  mittelst  des  Compositionssystems.  Nach  Marx  und  Schaffte 
exisürt  nan  freilich  anch  im  modernen  Staat  Antropophagie;  aber 
auch  der  grimmigste  Socialist  moss  zugestehen,  dass  das  Recht 
zu  leben  vom  modernen  Caltorstaate  doch  schon  ganz  anders  ge- 
schützt wird,  wie  von  irgend  welchem  Staate  der  Vergangenhät 
Ein  bedeutender  Fortschritt  Ifisst  sich  da  nicht  ableugnen.  Nor 
aus  diesem  ungeheuren  Fortschritt  lässt  es  sich  erklären,  dass  in 
unserem  Greiste  die  Vorstellung  eines  , Rechtes  zu  leben*,  emtr 
standen  ist,  und  dass  wir,  wie  das  an  Ptoudhon  ersichtlich  ist, 
dieses  , Recht  zu  leben'  als  einen  über  allen  Zweifel  erhobenoi 
Satz,  als  eine  unantastbare  Wahrheit  zum  Ausgangspunkte  wei- 
terer Deductionen  nehmen  zu  können  glauben. 

Nun,  der  moderne  Staat  schützt  thatsäohlich  in  grossem 
Maasse  das  Leben  des  Einzelnen  und  räumt  dem  Mnzelnen  das 
Recht  auf  dessen  Schutz  ein. 

Proudhon  verlangt  aber  noch  mehr;  er  verlangt  vom  Staat 
nicht  nur  den  Schutz  dieses  Lebens  —  darüber  wäre  kein  Strdt 
—  sondern  die  Gewährung  von  Mitteln  zur  Arbeit,  von  Produo- 
tionsmitteln,  um  dem  Einzelnen  auch  einen  gewissen  Grad  von 
bequemem  Leben  zu  versichern,  um  Noth  und  Elend  zu  be- 
seitigen. Gewiss,  diese  Forderung  sieht  sehr  human  aus  und  ist 
es  auch.  Nur  eines  darf  man  nicht  übersehen.  Die  For- 
derungen an  den  Staat  haben  eine  unüberschreitbare  Grenze,  das 
ist  —  die  Möglichkeit  seiner  Selbsterhaltung.  Man  kann  von 
dem  Staate  alles  verlangen  nur  nicht  was  er  als  Staat,  so 
lange  er  es  ist  und  bleiben  will,  nicht  leisten  kann.  Nun  ist 
Proudhon  ein  ehrlicher  Logiker  und  gesteht  es  selbst  zu,  dass  die 
Consequenz  seiner  Forderung  jedem  Einzelnen  den  Besitz  der  ihm 
nöthigen  Productionsmittel  zu  sichern,  schliesslich  die  Aufhebung 
des  Eigenthums  und  weiterhin  die  Anarchie,  die  Aufhebung  des 
Staates  und  all  und  jeder  Regierung  zur  Folge  haben  müsse. 
Diese  von  Proudhon  an  den  Staat  gestellten  Forderungen  sind 
also  vom  Staat  als  solchen  nicht  durchführbar  —  denn  der 
Staat  müsste  ja  aufhören  zu  existiren,  der  Staat  müsste  erst 
sich  selbst  aufheben  um  die  Verwirklichung  der  Proudhon'schen 
Forderungen  möglich  zu  machen.   Eine  solche  Forderung  an  den 
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Staat  ist  nnn  ein  Unsinn  und  lauft  übrigens  darauf  hinaus,  eine 
jahrtausendealte  geschichtliche  Entwicklung  rückgängig  zu  machen. 
Wir  werden  es  später  bei  der  Betrachtung  des  Laveley'schen 
Buches  über  das  Ureigenthum  sehen,  dass  Mangel  des  Sonder- 
eigenthums  und  das  blosse  Institut  der  gemeinschaftlichen  Be- 
nützung, dasMerkmalyorstaatlicher,herrschaftsloserZuständesind. 
Proudhon  sehnt  sich  also  in  diese  Zeit  zurück,  so  wie  sie  Rousseau 
als  Ideal  bezeichnete. 

Das  Axiom,  von  dem  aus  Proudhon  seine  ganze,  mit  der 
Forderung  der  Anarchie  schliessende  Deductionsreihe  stützt,  ist 
,  der  Mensch  hat  ein  Becht  zu  leben,  der  Mensch  muss  leben  *. 
Es  kann  aber  ein  anderes  Axiom  geben,  dass  vom  Stand- 
punkt der  Oivilisation  jenem  Proudhon*schen  füglich  entgegen- 
gesetzt werden  kann  und  das  zur  entschiedenen  Forderung  der 
Auf  recht  er  h^ltung  de  sStaatesundsomitder  Herrschaft 
und  des Eigenthums führt  und  dieses  Axiom  lautet:  die  Mensch- 
heit muss  vorwärts  kommen,  die  Menschheit  muss  zu  immer 
grösserer  Oivilisation  und  Cultur  vordringen.  Dieses  Axiom  wird 
wohl  das  Proudhon'sche  ^der  Mensch  hat  ein  Recht  zu  leben, 
der  Mensch  muss  leben*,  auflegen,  wird  ihm  jedenfalls  das 
Gleichgewicht  halten.  Oivilisation  und  Oultur  aber  sind  ohne 
Staat,  ohne  Herrschaft,  ohne  Regierung,  ohne  Eigenthum  un- 
möglich. Den  Beweis  dafür  liefert  die  Geschichte  der  Mensch- 
heit in  vollem  Maasse. 

Anm.  a)  Die  Idee  yom  > Recht  zu  leben*  entlehnt  Proudhon 
wie  das  aus  seinem  a.  a.  0.  S.  43  angeführten  Citat  hervorgeht, 
dem  englischen  Moral-Philosophen  R  e  i  d.  Proudhon  citirt  da  dessen 
Worte,  dass  >das  Recht  zu  leben  enthalte  in  sich  das  Recht,  sich 
die  Mittel  des  Lebens  zu  yerschaffen  und  dieselbe  Regel  der  Gerech- 
tigkeit, die  da  verlangt,  dass  das  Leben  des  Unschuldigen  geschont 
werde,  fordert  auch,  dass  man  ihn  nicht  der  Mittel  dieses  Leben  zu 
erhalten  beraube.  Diese  beiden  Dinge  sind  gleichmässig  geheiligt ...  * 
So  der  englische  Philosoph.  Und  nun  meint  Proudhon:  >  Ce  qui  a 
manqu^  au  philosophe  Reid,  ce  n'est  pas  la  connaissance  du  prin- 
cipe, c*  est  le  courrage  d'  en  suirre  les  consequences.  Si  le  droit  de 
vivreest  6ga\,  le  droit  de  trayailler  est  ^gal  et ^le  droit  d'occu- 
per  encor  ^gal.* 
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§9. 
Louis  Blana 

Während  Proudhon  den  Stier  bei  den  HOmern  packt  and 
zum  Zwecke  der  Verwirklichung  des  Princips  der  Gleichheit  das 
Eigenthum  aufheben  will,  mag  auch  darob  der  Staat  zu  Grunde 
gehen  und  das  Chaos  der  Anarchie  über  die  Menschheit  herein- 
brechen: ist  Louis  Blanc  in  seiner  Kritik  viel  politischer  and 
in  seinen  Vorschlägen  praktischer,  wenigstens  dem  Anscheine 
nach.  Louis  Blanc  geht  nicht  so  scharf  in*s  Zeug  wie  Proadhon 
und  trachtet  zuerst  durch  Reflexionen,  die  eines  tieferen  Grrundes 
der  Wahrheit  nicht  entbehren,  eine  günstige  Stimmung  f&r  seine 
Vorschläge  vorzubereiten. 

„  Kann  man  wissen, "  schreibt  er  in  seiner  sensationellsten 
Schrift  über  die  Organisation  der  Arbeit,  „ob  nicht  die  sogenann- 
ten Träumereien  einst  der  Menschheit  Nutzen  stiften?  Kann 
nicht  das,  was  heute  Träumerei  heisst,  in  zehn  Jahren  Wahrheit 
sein,  und  wäre  man  in  zehn  Jahren  zu  dieser  Wahrheit  gelangt, 
wenn  man  heute  nicht  geträumt  hätte?  Eine  politische,  religiöse 
oder  sociale  Frage  tritt  niemals  ans  Tageslicht,  ohne  mehr  Geg- 
ner als  Anhänger  zu  finden  und  gewinnt  sich  erst  dann  ihre  Vor- 
kämpfer, wenn  sie  Märtyrer  gemacht  hat.  Sind  nicht  alle  Ideen, 
durch  welche  die  Menschheit  mächtig  beherrscht  wurde,  anfongs 
für  thöricht  und  erst  später  für  weise  gehalten  worden^)?*  — 
Das  alles  ist  ganz  richtig,  nur  folgt  daraus  nicht,  dass  alle 
Thorheiten  einst  als  Weisheiten  anerkannt  werden  müssen, 
auch  wenn  sie  Märtyrer  gehabt  haben.  Es  hat  immer  auch  solche 
Thorheiten  gegeben  und  wird  immer  auch  solche  geben,  die  we- 
der von  der  Zeit  noch  vom  Märtyrthum  eine  Sanirung,  eine  Um- 
wandlung in  Wahrheit  und  Weisheit  zu  erwarten  haben.  Es  sind 
das  alle  jene  Lehren  und  Forderungen,  die  direkt  gegen  die  Natur 
der  Dinge  Verstössen ;  die  die  Dinge  und  Verhältnisse  in  Wider- 
spruch mit  ihrem  innersten  Wesen,  mit  dem  was  sie  nach  der 
Natur  sind,  bringen  wollen.  Und  zu  diesen  Lehren  und  For- 
derungen gehören  unseres  Erachtens  die  des  Communismus  und 
des  Socialisraus,  wie  wir  das  noch  zu  erweisen  hoffen. 


^)  Die  Befonn  der  Arbeit  Ton  Louis  Blanc  Leipzig  1848.  S.  9. 
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Loüis  BlaDc*s  Ausgangspunkt  ist  die  bittere  Enttftuschung, 
die  die  französischen  radicalen  Parteien  an  der  seit  der  Revolution 
von  1789  eingeführten  (politischen)  ^Freiheit*  erlebten.  Im 
Namen  der  ^Freiheit*  wurden  dem  wirthschaftlichen  Verkehr 
alle  Fesseln  abgenommen  und  das  Ende  war  wieder,  wie  das  unter 
Menschen  nicht  anders  sein  kann,  die  Knechtung  der  Einen 
durch  die  Andern,  das  Wohlergehen  der  Einen  auf  Kosten  des 
Elends  und  der  Noth  der  Andern. 

Während  sich  nun  die  Einen,  wie  Proudhon,  angesichts  die- 
ser Sachlage  zum  crassen  Oommunismus  wandten  und  das  Heil- 
mittel in  der  Aufhebung  jedes  Eigenthums  erblickten,  riefen  die 
Andern,  wie  Louis  Blanc,  um  neue  Beschränkungen  des  wirth- 
schaftlichen Verkehrs  und  forderten  vom  Staate,  der  freien  Con- 
currenz  feste  Zügel  anzulegen,  sie  zu  bändigen  und  zu  leiten. 
„Das  alles  verstösst  ja  aber  gegen  die  Freiheit! *  Diesen  Vor- 
wurf sieht  Louis  Blanc  vorher  und  begegnet  ihm  im  vorhinein.  Er 
verlange  alle  die  Beschränkungen  und  Fesseln,  meinte  er,  „  weil 
er  die  Freiheit  wolle.* 

,  Ja,  die  Freiheit!  Um  diese  handelt  es  sich  hier,  aber  um 
die  riechte,  um  die  Freiheit  för  Alle,  um  jene  Freiheit,  die  man 
überall  vergeblich  sucht,  wo  nicht  ihre  unsterblichen  Schwestern, 
die  Gleichheit  und  Verbrüderung  (^galit^  et  fratemit^)  sind^).* 
Diese  Gleichheit  vermisst  Louis  Blanc  „in  der  gegenwärtigen 
Gesellschaft*  und  daher  muss  der  Staat  eingreifen,  um  sie  her- 
zustellen. „In  der  gegenwärtigen  Gesellschaft*,  so  klagt  er, 
,  haben  wir  statt  der  Ungleichheit  der  Muskelkräfte  (?)  die  der 
Greistesentwicklung,  statt  der  leiblichen  Befehdung  die  der  Capi- 
tale,  statt  des  Missbrauchs  physischer  den  einer  conventioneilen 
Ueberlegenheit,  für  den  Schwachen,  den  Unwissenden  und  statt 
des  Schwachen  den  Armen.  Wo  ist  die  Freiheit?* 


*)  Louis  Blanc  a.  a.  0.  S.  12.  »Und  dieses  fortwährende  nnd 
T«rworrene  Widereinanderrennen  der  Macht  und  Ohnmaclit,  heisst  es  da- 
selbst weiter,  dieser  rechtlose  (?)  Zustand  der  Unterdrückung,  diese  un- 
sichtbare Tyrannei  der  Dinge^  welche  niemals  von  dem  hand' 
greiflichsten  Despotismus  übertroffen  worden  ist,  diess  wagte  man  Freiheit 
zu  nennen!*  Glaubte  Louis  Blanc,  dass  der  Zustand  von  Organisation 
durch  den  Staat  als  obersten  Controlor  und  Yertheiler  der  Arbeiten  ein 
Zustand  dto  »Frellieit«  wlare? 
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Wan  \clz  <iit?se  Klaise  ani  ist  sie  gearecht,  istsieyemliiiftig? 
Kluer  i3ii  ierseibtHi  Occm  Kinder  sind  gesund  and  kr&nklich, 
krlriig  izii  soawäL'iLÜcb.  zenial  and  beschränkt  —  es  ist  der 
bäkT^Cr  Uiäian.  vie  iu  einige  Commanisten  gethan  haben,  diese 
Unccfsciiieie  der  versdüedenen  Erdehang  zazoschreiben  and  sie 
L\ir±.  .isif^g^&ägce  Erziehangsmethüden  wett  machen  za  wollen. 
Di?  «^  rzglciciiheiten  sinni  die  natürlichen  Thatsachen,  gegen  die 
irr  McCäoh  TViivf  c-eoä  cuikämpft. 

Soi&c:;  Lsc  es  ja  offenbar  nicht  richtig,  dass  wir  heute,  statt 
ier  Ur^^leioiiaeLi  der  Miiäkelkräfte  die  der  Geistesentwickelung 
h  JL ':  e  c  * :  iean  sowohl  die  eine  wie  die  andere  dieser  Ungleich- 
heiccQ  rxi^cin  aeuie  wie  seit  der  Bschaflfnng  der  Welt.  Wir 
9  Q  A  b  e  n  *  Jkiioh  heute  diese  beiderlei  Grattangen  von  Ungleich- 
heicec  phpLsoae  und  geistige.  Nur  dass  hentzatage,  and  zwar  in 
modemec.  o'.vilisinen  Staaten,  an  Stelle  des  Kampfes  der  Mns- 
kcla  der  der  Nerven  getreten  ist ;  dass  hentzatage  i  m  dviUsirten 
Staate  üb^r  Mein  und  Dein  und  was  damit  zusammenhängt  nicht 
die  höhere  Eucwicklung  der  Muskeln  sondern  die  der  Nerven  ent- 
scheidet. Darin  aber,  dass  statt  der  rohen  physischen  Kraft  die 
höhere  geistige  Kjraft  den  Ausschlag  gibt,  liegt  doch  jeden 
falls  kein  Rückschritt.  Eis  läuft  treilich  auf  eins  hinaus,  ob 
ich  mit  kräftigerer  Faust  jemanden  den  Schädel  einschlage,  oder 
ob  ich  ihn  durch  höheres  Katifmement  zu  Verzweiflung  und  lang- 
samem Tode  bringe  —  doch  Linn  man  in  dieser  natürlichen 
Entwickluug  der  menschlichen  Verhältnisse  den  Gang  zum 
Besseren,  die  Tendenz  zum  Fortschritt  nicht  verkennen.  Der 
Staat  ist  es  heutzutage,  der  in  seinem  Bereiche,  in  der 
Rechtssphäre  dem  Kampfe  der  , rohen  Grewalten*  Einhalt 
gebot,  ohne  doch  dem  Kampfe  der  geistigen  Kräfte  bis  heute  Ein- 
halt thun  zu  können.  Es  ist  gewiss  ein  humanes  Bestreben,  auch 
diesem  Kampfe  wenigstens  i  m  S  t  a  a  t  e  ein  Ende  zu  bereiten 
und  wir  sehen,  dass  der  moderne  Staat  diesem  Bestreben  nicht 
feindlich  gegenüber  tritt,  ja  sogar  demselben  warm  sich  anschliesst 
(Fabriksgesetzgebung,  Wuchergesetzgebung  etc.)  Nur  eines  war 
ein  Unsinn,  die  natürliche  Entwicklung  der  Dinge  rückgängig 
machen  zu  wollen  und  nach  jenem  primitiven  Kampf  der  Muskel- 
kräfte sich  zurückzusehnen  oder  sich  dem  Wahne  hinzugeben, 
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dass  es  meDschlichen  Einrichtungen  je  gelingen  wird,  diese  Yor- 
aussetzuDg  der  Louis  Blanc*sclien  Freiheit,  seine  vollkommene 
, Gleichheit  und  Brüderlichkeit^  unter  Menschen  herzustellen. 
Das  will  aber  Louis  Blanc  mit  seiner  ^ Organisation  der  Arbeit' 
erreichen.  Dieselbe  soll  durchaus  kein  revolutionäres  Mittel  sein. 
Louis  Blanc  hütet  sich,  von  Aufhebung  oder  Theilung  desEigen- 
thums  zu  sprechen.  Er  appellirt  nur  an  den  Staat,  an  die  Be* 
gierung,  um  mit  ihrer  Hilfe  den  Armen  Arbeit  zu  geben.  »Es 
handelt  sich  also  nicht  darum,  sagt  er,  das  Vermögen  zu  theilen, 
sondern  nur  darum  das  Geld  allgemeiner  und  frucht- 
bringender zu  machen*. 

L.  Blanc  will  sich  mit  der  traurigen  Thatsache,  dass  für 
den  Armen  kein  Eigenthum  mehr  übriggeblieben  sei,  dass  „rund 
um  ihn  herum  der  Boden  in  Beschlag  genommen  ist',  und  dass 
9  das  Recht  des  ersten  Besitzergreifers  zum  E^igenthumsrecht  ge- 
worden ist  ^)  *  —  mit  dieser  Thatsache  will  sich  Blanc  befreun- 
den, er  will  sich  mit  ihr  aussöhnen.  Aber  dieses  nur  unter  einer 
Bedingung  und  diese  heisst;  ,  Sichert  den  Armen  Arbeit*. 

Mit  dieser  Wendung  hat  L.  Blanc  den  üebergang  vom  rohen 
Communismus  zum  Socialismus  vollzogen.  An  der  geschichtli- 
chen Thatsache  des  Eigenthums  will  er,  trotzdem  er  es  offenbar  als 
Ungerechtigkeit  ansieht,  rticht  rütteln.  Nur  den  bösen  Folgen 
der  freien  Concurrenz,  der  „gerühmten  Concurrenz*  will  er  ent- 
gegenarbeiten, will  dieselben  aufheben,  denn  „der  sociale  Theil 
der  Bevölkerung  Frankreichs  leidet!  Reicht  diess  noch  nicht 
hin  zur  Verurtheilung  unserer  Institutionen?*  ruft  er  aus.  Louis 
Blanc  will  hier  Abhilfe  schaffen  trotzdem  er  es  weiss,  dass  „we- 
niger leicht  als  Tiberius'  und  Nero's  Tyrannei,  diejenige  abzu- 
schütteln ist,  welche  von  der  Lage  derDinge  ausgeübt 
wird^)*. 

Diese  Lage  der  Dinge  die  er  als  die  „  schauderhafte  Folge 
der  freien  Concurrenz  *  ansieht  stellt  sich  ihm  folgendermaassen 
dar.  „Die  Handwerke  werden  von  den  Fabriken  erdrückt  und  die 
kleinen  Läden  von  den  grossen  Magazinen;  der  Pflug  überholt 
das  Grabscheit  und  das  Feldstückchen  des  Armen  kommt  unter 
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die  schmähliche 'Herrschaft  des  Wacherers;  die  Zahlnngsein- 
stellung  wird  allgemeiner;  die  Industrie  geht  durch  dieAnsdehnang 
des  schlecht  geregelten  Credits  in  ein  Spiel  über,  wobei  niemand, 
selbst  nicht  der  Spitzbube  auf  den  Gewinn  der  Partie  rechnen 
kann  und  endlich  verdrängen  diese  überall  scheusslichen  Wirren, 
die  so  geeignet  sind,  im  Herzen  der  Menschen  Neid,  Iffisstraaen 
und  Hass  zu  erzeugen,  nach  und  nach  alle  edlen  Bestrebungen 
und  lesen  die  Quelle  der  Biederkeit,  der  Hingebung  und  aller 
Poesie  trocken  *)  •.  Wie  will  nun  Louis  Blanc  dieser  traurigen 
Lage  der  Dingu  cabhclfen?  £r  macht  folgenden  Vonsclilag:  ,Die 
KogiiTung  muss  als  oberste  Leiterin  der  Prodnction  betrachtet 
und  demgemäss  mit  einer  grossen  Gewalt  bekleidet  werden. 
Ihre  Aufgabe  besteht  darin,  die  Goncurrenz  vermittelst  der  Gon- 
currenz  selbst  zu  verdrängen.  Die  Regierung  iQuss  eine  Anleihe 
machen,  deren  Ertrag  der  Errichtung  von  G^sellschaitswerkstftt- 
ten  in  den  Hauptzweigen  der  Nationalindustrie  zugewiesen  wird  *)  ■. 
Auf  solcher  Grundlage  fuhrt  nun  Louis  Blanc  im  Detail  seinen 
Plan  einer  ^Organisation  der  Arbeit*  aus  und  versichert  uns 
schliesslich,  dass  während  unter  dem  Regime  der  wirthschaftr 
liehen  Freiheit  „  stets  nur  das  Monopol  unter  dem  Trugbild  der 
Freiheit,  stets  nur  die  Tyrannei  unter  dem  Anschein  des  Fort- 
schritts *  zu  finden  sei :  „  die  vorgeschlagene  Organisation  so  vielen 
Ungerechtigkeiten  auf  einmal  ein  Ende  machen  wird  ^)  ". 

Nun,  die  Louis  Blanc'scben  Nationalwerkstätten  haben  eine 
doppelte  gründliche  Widerlegung  erfahren.  Die  nationalöoono- 
mische  Wissenschaft  hat  ihr  Verdict  über  das  Louis  Blanc'sche 
Project  längst  abgegeben  und  dieses  Verdammungsurtheil  ist  nur 
zu  gut  motivirt.  Dass  die  Praxis  der  französischen  Julirevolution, 
die  solche  Werkstätten  iu's  Leben  einführen  wollte  dieses  ür- 
theil  der  Wissenschaft  unterstützt,  darauf  wollen  wir  gar  nicht 
viel  Gewicht  legen.  Wenn  L.  Blanc  die  Freiheit  zu  verwirkli- 
chen strebt  und  bei  der  freien  Goncurrenz  nur  ihr  Trugbild 
sieht,  dieselbe  durch  staatliche  Oberleitung  und  Controle  der  In- 
dustrie sicherstellen  will,  so  befindet  er  sich  in  einem  bedenkli- 
chen circulus  vitiosus  zwischen  politischer  und  wirthschaft- 
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lieber  Unfreiheit.  Dass  bei  freier  Concurrenz  wirthscbafbliche 
Abbängigkeit  ja  sogar  Ausbeutung  der  Sobwäcberen  durch  die 
Mächtigeren  existirt,  wer  kann  das  leugnen?  Aber  an  Stelle  der 
wirtbschaftlicben  Abhängigkeit  und  Ausbeutung  tritt  allsogleich 
die  noch  viel  schlimmere  politische,  wo  der  Staat  als  irdische 
Allmacht  und  Vorsehung  den  gesammten  Verkehr,  Industrie  und 
Handel  leitet  und  tiberwacht,  die  Arbeiten  vertheilt,  den  Lohn 
auszahlt  u.  s.  w. 

Die  Entwicklung  der  europäischen  Staaten  gelangte  in  unserm 
Jahrhundert  zu  politischen  Freiheiten;  die  wirthschaftlichen 
Abhängigkeiten  kann  der  Staat  nicht  beseitigen,  nicht  bewäl- 
tigen. Er  kann  sie  höchstens  mildem,  ihre  missbräuchlichen 
Extravaganzen  in  gesetzliche  Schranken  eindämmen.  Auf  die- 
sem Wege,  in  dieser  Richtung  liegt  vorderhand  seine  fortschritt- 
liche Aufgabe.  Was  verlangt  statt  dessen  Louis  Bland?  Völli- 
ges Preisgeben  der  schwer  errungenen  politischen  Freiheiten  und 
—  ein  zehnmal  schwereres,  weil  mit  der  ganzen  Allmacht  des 
Staates  belastetes  wirthschaftiiches  Joch. 

Dabei  sehen  wir  ganz  davon  ab,  dass  Louis  Blanc  erstens 
an  den  Staat  Forderungen  stellt,  die  der  Natur  des  Staates  nach 
an  ihn  gar  nicht  gestellt  werden  können  und  zweitens  die  öoono- 
mische  Macht  des  Staates  inmitten  des  Weltverkehrs  vollkommen 
überschätzt  Und  zwar  stellt  er  jene  Forderung  von  einem  Stand- 
punkte, der  ein' rein  utopistischer  ist,  von  dem  aus  dieselben 
ihm  freilich  als  berechtigt  erscheinen  können,  —  weldier  Stand- 
punkt aber  durchaus  unberechtigt  ist 

Man  kann  doch  vernünftiger  Weise  von  jedem  Ding  nur 
das  verlangen,  was  es  seiner  innersten  Natur,  seiner  Bestimmung 
nach  leisten  soll  und  zu  leisten  vermag.  Was  werden  wir  von 
demjenigen  ss^en,  der  ein  Glavier  als  Dreschmaschine  wird  be- 
nfitzen wollen?  Wenn  man  an  den  Staat  Forderungen  stellt,  so 
mfissen  dieselben,  wenn  sie  auf  Vernünftigkeit  Anspruch  machen 
wollen,  der  innersten  Natur,  also  auch  der  Bestimmung  des  Staa- 
tes gemäss  und  entsprechend  sein.  Nun  ist  Louis  Blanc  freilich 
in  so  ferne  zu  entschuldigen,  als  die  ganze  naturrechtliche  Staats- 
lehre im  Staate  nur  eine  Versorgungsanstalt  der  freien  und  glei- 
chen Individuen  sah.  Ward  er  doch  dazu,  nach  Rousseau,  mittelst 
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Vertrages  in*8  Leben  gerufen,  damit  er  den  Einzelnen  schütze 
and  versorge,  dessen  Wohl  befSrdere,  dessen  Weh  besdtige  und 
heile.  Von  diesem  Standpunkte  hat  Louis  Blanc  nun  vollkom- 
men Recht,  wenn  er  angesichts  derNothlage  dernichtbesitzendmi 
und  arbeitenden  Klassen  den  Staat  an  seine  Pflichten  erinnert  und 
ihn  auffordert  ^e  wirthschaftliohen  Angelegenheiten  dieser  Klas- 
sen, die  sich  selbst  nicht  helfen  können  in  die  Hand  zu  nehmen 
und  dieselben  besser  zu  führen,  auf  dass  es  den  Armen  besser  geh& 

Dass  der  Staat  etwas  ganz  anderes  ist  als  eine  solche  Yer- 
sorgungsanstalt,  dass  eine  solche  Uebemahme  und  Leitung  der 
wirthschaftlichen  Angelegenheiten  der  Nichtbesitzenden  und  Ar- 
beitenden, weder  in  seinem  Berufe  noch  in  seiner  Au^be  liegt, 
(]aran  hat  Louis  Blanc  freilich  nicht  gedacht. 

Wir  wissen,  und  haben  es  zu  wiederholteumalen  betont,  dass 
der  Staat  etwas  ganz  anderes  ist  Der  Staat  ist  der  Herr- 
schaft wegen  da  und  was  er  für  das  Volk«  für  die  nichtbe- 
sitzende, für  die  abhangige  und  arbeitende  Klasse  thut,  das  that 
er  einzig  und  allein  im  Interesse  dieser  seiner  Herrschaft 

Es  ist  das  heutzutage  auch  fär  diese  Klassen  schon  sehr 
viel  und  wir  mögen  dessen  froh  sein.  Eine  aufgeklärte  Einsicht 
in  die  wahren  Interessen  dieser  Herrschaftsordnung  die  wir  Staat 
nennen,  hat  heutzutage  die  Hebung  und  Förderung  der  Interessen 
auch  der  untern  und  untersten  Stande  und  Klassen  zu  einem 
Theil  der  Aufgabe  staatlicher  Thätigkeit  gemacht  Diese  Thatig- 
keit  des  modernen  Staates  aber,  wie  sie  aus  seinem  vitalsten 
Interesse  und  nur  aus  diesem  entspringt,  hat  ihre  ganz  bestimmten 
durch  diese  Interessen  gezogenen  Grenzen. 

Louis  Blanc's  Forderungen  übersehen  das  alles;  der  Staat 
soll  nur  Sachwalter  und  Vormund  der  untern  Klassen  sein.  Er 
soll  seine  eigenen  Zwecke  den  Zwecken  dieser  Klassen  hintansetzen. 
Zu  einer  solchen  Thätigkeit  wird  sich  der  Staat  nie  berufen 
fühlen;  eine  solche  ausschliesslich  den  untern  Klassen  gewidmete 
wirthschaftliche  Thätigkeit  liegt  weder  in  der  Natur,  noch  im 
Berufe  und  in  der  Aufgabe  des  Staates. 

Louis  Blanc  überschätzt  aber  auch  bedeutend  die  wirth- 
schaftliche Potenz  des  Staates.  Denn  wie  will  er  den  Staat,  in- 
dem er  ihn  zum  Unternehmer,  zum  Industriellen  macht,  vor  den. 
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durch  freie  Concurrenz  des  Weltverkehrs  ihm  drohenden  Wech- 
selfällen schützen?  Ein  Staat  kann  politisch  noch  so  mächtig 
sein,  aber  auf  dem  Gebiete  der  Industrie  und  des  Handels,  wenn 
er  einmal  so  thöricht  wäre  es  zu  betreten,  ist  er  gleich  jedem  andern 
Grossindustriellen,  ein  schwaches  Schilf,  das  von  den  Stürmen 
des  Weltverkehrs  geknickt  werden  kann.  Welchen  Schutz  wird 
dann  der  heimischen  Arbeit,  den  nichtbesitzenden  arbeitenden 
Klassen  ein  bankerotter  Staat  leihen  können?  Oder  glaubt  Louis 
Blanc  an  einen  Staat,  der  der  Concurrenz  des  Weltverkehres 
Trotz  bieten  könnte,  der  gegen  die  wirthschaftlichen  Gefahren 
industrieller  und  commercieller  Weltcombinationen  gewappnet 
und  gefeit  wäre  ? 

Und  auch  abgesehen  von  diesen  äussern  Gefahren,  wie 
denkt  sich  Louis  Blanc  den  Bestand  seiner  projektirten  Orga- 
nisation der  Arbeit  im  Innern  des  Staates?  In  einer  spätem  Po- 
lemik mit  seinen  Gegnern  verwahrt  er  sich  wohl  dagegen,  als  ob 
er  den  Staat  zum  einzigen  Unternehmer  und  Industriellen  in 
seinem  Machtbereiche  machen  wollte.  Er  will  neben  ihm  die 
Privatunternehmung  bestehen  lassen.  Ist  es  aber  möglich  zu 
übersehen,  dass  es  hier  nur  zwei  Fälle  geben  kann.  Denn  ent- 
weder schlägt  der  Staat  die  Privatuntemehmung,  oder  diese 
letztere  schlägt  den  Staat.  Dass  zwischen  ihnen  der  Concurrenz- 
kampf  ausbrechen  muss,  dafür  sorgen  ja  die  ewigen  Gesetze  des 
Verkehrs.  Denn  auf  keinem  andern  Gebiete  tritt  der  Mensch  mit 
seinem  Willen  so  in  den  Hintergrund,  auf  keinem  andern  wird  er 
so  vollkommen  annullirt,  wie  auf  dem  des  wirthschaftlichen 
Verkehrs.  Mag  da  der  Staat  als  Unternehmer  vom  besten  Willen 
beseelt  sein  und  jeden  Concurrenzkampf  meiden,  mögen  die  einzelnen 
Privatunternehmer  von  denselben  löblichen  Absichten  beseelt  sein : 
das  hilft  ihnen  alles  nicht.  Auf  dem  Gebiete  des  Verkehrs  wer- 
den die  Producenten  und  Unternehmer  gegen  einander  getrieben, 
wie  von  unsichtbaren  Gewalten,  von  den  unerbittlichen  Gesetzen 
der  Nachfrage  und  des  Anbots.  Was  hilft  es  den  Producenten 
und  ÜntemAmem,  von  guten  Absichten  beseelt  zu  sein!  Nicht 
sie  sind  es,  die  unter  einander  den  wirthschaftlichen  Kampf  auf 
Leben  und  Tod  beginnen  —  die  Consumenten  sind's,  von  denen 
sie  mit  unwiderstehlicher  Kraft  in  die  Ajrena  gedrängt  werden. 
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Denn  die  Consumenten  rind's,  die  mit  feiner  SpOrnAse  es  bald 
heraaskriegen,  bei  welchem  ProdaoeDteii  sie  ihre  BedürfbisBe  bil- 
liger und  besser  befriedigen  können^). 

Und  gegen  diese  eine  und  einzige  Rfickmcht  verstammen  alle 
andern.  Der  billiger  Producirende  wird  am  Leben  erhalten,  der 
theurere  wird  mit  grösster  Kaltblütigkeit  und  Gleichgültigkeit  dem 
Tode  geweiht  Der  wilde  Kampf  zwischen  den  zwei  PiodacenteDf 
in  unserem  Falle  zwischen  dem  Staate  und  den  Privatantemeh- 
mem  entbrennt,  weil  es  die  Consumenten  so  entschieden  haben, 
weil  es  das  Interesse  der  Consumenten  verlangt  Nun  stellt  raoh 
in  der  Louis  Blanc*schen  Organisation  die  Sachlage  in  folgender 
Alternative  dar:  entscheidet  das  Interesse  der  Consumenten  fBr 
die  Privatunternehmer,  dann  ist  kein  Staat  wirthschaftlich  so 
m&chtig,  um  eine  unfruchtbare  Production  auf  die  Länge  zu  be- 
treiben und  aufrecht  zu  erhalten.  Dann  hat  das  Louis  Blanc*sche 
Experiment  (wie  es  im  Jahre  1848  theilweise  der  Fall  war)  ein 
jähes  Ende,  oder  es  reisst  den  Staat  in  den  wirthschaftlichen  Ab- 
grund. Entscheidet  hingegen  das  Interesse  der  Consumenten  fBr 
die  Staatsunternehmung,,  für  die  Staatsindustrie,  dann  wird  die 
Privatindustrie  in  diesem  Staate  geschlagen,  der  Staat  behauptet 
den  Platz,  er  bleibt  der  einzige  Unternehmer  und  Industrielle  in 
seinem  Machtbereiche  uud  lastet,  wie  wir  das  oben  erwähnten, 
mit  der  ganzen  wirthscbatllich  tausendfältig  potenzirten  Macht 
seines  Despotismus  auf  dem  Volke  so  lange,  bis  er  als  Unterneh- 
mer bei  der  ersten  besten  gegen  ihn  sich  wendenden  Combination 
des  Weltverkehrs  wirthschaftlich  zu  Grunde  geht  und  ein  politisch 
und  wirthschaftlich  geknechtetes  und  ausgebeutetes  Volk  mit  sich 
in's  Verderben  hinabzieht 

Ein  drittes  Resultat,  eine  dritte  Aussicht  kann  die  Louis 
Blanc'sche  Organisation  der  Arbeit  nicht  bieten. 

Anm.  a)  Die  socialistischen  Schriftsteller  pflegen  den  Unter- 
nehmer, den  Grossindustriellen  und  Fabriksproducenten  als  die 
Geissei  und  den  Blutsauger  der  arbeitenden  Klassen  darzustellen.  Sieht 
man  aber  der  Sache  auf  den  Grund,  so  fällt  gewiss  nicht  der  kleinste, 
vielleicht  aber  auch  der  grösste  Theil  der  Schuld  an  der  Ausbeutung 
der  arbeitenden  Klassen  auf  niemand  anderen,  als  auf  den,  ruhig  ge- 
niessenden und  auf  den  Capitalisten  und  Producenten  schimpfenden 
—  Consumenten.     Wenn  es  wahr  ist,  wie  man  das  so  ofb  betonte. 
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dass  der  Fabrikant  und  Untemehmer  die  Presse  ist,  die  aus  den 
arbeitenden  Klassen  den  letzten  Tropfen  Blutes,  die  letzte  Kraft  ihres 
Lebens  erbarmungslos  auspressen,  so  ist  es  nicht  minder  wahr,  dass  der 
Consumentes  ist,  der  die  Kurbel  dieser  Presse  dreht  und  dieselbe 
immer  straffer  und  strammer  anzieht.  Nichts  ist  leichter  zu  erweisen, 
als  die  Wahrheit  dieser  Behauptung.  Nehmen  wir  zwei  Indutsrie- 
Producenten.  Sie  produciren  fabriksmässig  einen  beliebigen  Artikel 
des  täglichen  Bedür&isses.  Der  eine  producirt  ihn  billiger  als  der 
andere.  Zu  wem  wird  sich  wohl  der  Consument  begeben,  yon  wel- 
chem Producenten  wird  er  seine  Waaren  beziehen,  welche  Rück- 
sichten werden  da  für  ihn  maassgebend  sein?  Es  kann  darüber  kein 
Zweifel  obwalten.  Der  Consument  wird  ohne  Zaudern  seine  Ent- 
scheidung zu  Gunsten  der  »billigeren  Quelle^  treffen.  Er  wird  sich 
wenig  darum  kümmern,  dass  an  dem  billigeren  Industrieproduct  die 
Schweiss-  und  Blutstropfen  des  gepressten  und  ausgebeuteten  Arbei- 
ters kleben  —  er  wird  das  billigere  Product  kaufen  und  damit  den 
theuereren  Fabrikanten  dazu  drängen,  auch  seine  Arbeiter  zu  pres- 
sen und  auszubeuten,  falls  er  selber  nicht  zu  Grunde  gehen  will. 
Und  was  thut  da  der  Consument  —  er  dreht  jene  furchtbare  Kurbel 
und  zieht  sie  kräftig  an,  deren  Drehungen  die  industrielle  und  capi- 
talistische  Presse  zu  immer  grösserem  Drucke  der  arbeitenden 
Klassen  zwingt. 

Wer  ist  denn  aber  dieser  herzlose,  dieser  tyrannische  Consu- 
ment, der  beim  Befriedigen  seiner  Bedürfnisse  keiner  edlen  Regung 
fähig'  ist,  der  immer  und  immer  unermüdlich  und  unablässig  nach 
jenen  Producten  späht,  an  denen  der  meiste  Schweiss  und  das 
meiste  Blut  des  Arbeiters  klebt.  Wer  ist  es?  Etwa  die  besitzenden 
Klassen  in  erster  Linie  ?  Bewahre !  Dieser  unerbittliche  und  herzlose 
Consument,  der  jene  furchtbare  Kurbel  dreht  und  anzieht  das  sind  wir 
alle,  reich  und  arm,  gross  und  klein  —  das  ist  der  Arbeiter  nicht  min- 
der wie  der  Capitalist  — ja  der  Arbeiter  gewiss  noch  mehr.  Denn  wenn 
der  Arbeiter  seinen  Kittel,  sein  Hemd  sich  kaufen  will,  er  wird  nur 
nach  jenen  greifen,  bei  deren  Herstellung  die  Ausbeutung  der  Arbeit 
am  grössten  war  —  die  also  am  billigsten  sind.  Und  man  ver- 
gegenwärtige sich  nur  die  Folgen  dieses  Vorgehens  des  Consumenten. 
Nicht  genug  daran,  dass  er  den  grössten  Ausbeuter,  den  grössten 
Plusmacher,  wie  ihn  Marx  nennen  würde,  unterstützt  und  fördert, 
dass  er  ihn  zum  Fortbetriebe  seines  » scheusslichen  Handwerks^  er- 
muntert: sondern  er  erklärt  auch  dem  humanen  Producenten,  der 
sein  Handwerk  weniger  grausam  betreibt,  den  Krieg  aufs  Messer : 
er  kauft  bei  ihm  nicht!  er  gibt  ihn  dem  Verderben  preis,  er 
weiht  ihn  dem  Tode.  Und  warum,  weü  er  nicht  genug  herzlos  war 
und  es  nicht  genug  verstanden  hat,  seine  Arbeiter  auszunützen, 
auszubeuten. 
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bt  es  nmi  jetrt  klar,  vo  eigeotlieh  die üfMwhM, dte'i— «*<■ 
Triebfedern  diesei  fftrehterlkheii  SdianspMa  Btechen,  das  vu  dar 
virthfbhaftliclie  Leben  bietet?  Ift*8  etwa  derFrodaeiml^  derüiBteKi- 
nehmer,  der  Gapitalist,  dem  wir  allein  dieSebnld  aafbftrdcn  kAmite? 
Nein;  wir  alle  sbd's,  wir  alle  Consnmenten,  wir  alle  JJmÜmm  vnd 
I^htbesitzer  —  wir  alle  werden  Ton  den  um  behemdienflen  G^ 
setflen  des  Verkehrs  getrieben,  diesen  flürehteriidieii  Kampf  awiedwa 
Capital  imd  Arbeit  immer  mehr  anm&ehen,  immer  fllnhtBi&liir 
ea  gestalten  —  wir  alle  —  die  Arbeiter  nioht  ansgwumnMB.  und 
der  Grund  des  Üebels?  —  Klagt  die  mensohlidie  Natur  an,  da  habl 
Ihr  die  Wahrheit  getroffen.  Könnt  Ihr  «ie  ändern  tob  Grtmd  aii% 
kOnnt  Ihr  ans  Mensehen  höhere  Weeen  maehta,  sie  Ton  dem  IMäbe 
der  mensehliehen  Natur  befreien,  dann  habt  Ihr  das  HeifaaitCäl  ge- 
ftmden! 

§10. 
Thiers. 

Auf  dem  Qronde  alles  Baisonnementa  derOonuninditio  nnd 
Socmlisten  seit  Bonsseao,  lag  ebenso  wie  auf  demGhnmde  dergUH 
zen  Natorrechtslebre  seit  Hugo  Grotios  ein  merkwUrdiger  Inp>' 
iham,den  ihre  Gegner  anfzadedien  entwed^  mdht  denMntboder 
nicht  die  gehörige  Einsicht  hatten. 

So  wie  dieNaturrechtslehrer  einerdichtetesNatanBehtihreD 
Systemen  und  Forderangen  zu  Grande  legten,  so  wie  Bonsseau 
von  einem  atopistischen  Naturzustand  ausgieng;  ebenso  stfttst 
sich  das  Raisonnement  der  Gommunisten  auf  den  Gedankoi, 
dass:  das Eigenthum kein  natürlicheslnstitat  sondemein  ge- 
sellschaftliches sei. 

Dieses  Argument  beruht  auf  der  Voraussetzung,  dass  nur 
natürliche  Einrichtungen,  die  nicht  vom  Menschen  und  der 
Gesellschaft  herrühren,  sondera  die  von  der  Natar  selbst  nr- 
sprünglich  eingesetzt  und  eingeführt  wurden,  heilig  und  unantast- 
bar seien.  Was  aber  Menschen,  was  die  Gesellschaft  einfHhrte^ 
damit  brauche  man  nicht  viel  Aufhebens  zu  machen;  so  wie  es 
eingeführt  wurde  ebenso  kann  es  auch  aufgehoben  werden. 

Merkwürdigerweise  nun  hatten  die  Gegner  des  Gommonis- 
mus,  wie  gesagt,  entweder  nicht  die  Einsicht  oder  nicht  den  Math, 
sich  gegen  diese  falsche  Voraussetzung  des  Gommnnismns  su 
wenden  und  so  wie  es  sich  gebührt  hätte,  einerseits  auf  den  fjiA' 
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chenja  viel  höheren  Werth  des  gesellschaftlichen  Ursprungs  des 
Eigenthnms,  andererseits  auf  die  Unhaltbarkeit  des  Gregensatzes 
zwischen  dem  Natürlichen  und  Gresellschaftlichen  hinzuweisen. 

Statt  dieses  auf  solche  Weise,  wie  wir  es  bald  zeigen  wollen 
zu  thun,giengen  die  Gregner  des  Communismus  auf  den  naturrecht- 
lichen Standpunkt  des  letzteren  ein,  acceptirten  sie  die  ganz  unsinnige 
Voraussetzung,  dass  nur  ein  ^natürliches*  Institut  heilig  und 
unantastbar,  ein  »gesellschaftliches*  dagegen  von  geringerer  Be- 
deutung, willkührlich  modifizirbar  und  leicht  abzuschaffen  sei. 
Kne  Folge  dessen  war  nun,  dass  diese  Gegner  des  Communismus 
statt  den  Standpunkt  der  Oommunisten  zu  untergraben  und  um- 
zustossen,  sich  selbst  auf  diesen  unhaltbaren  Standpunkt  begaben 
und  nun  den  Communisten  beweisen  wollten:  dass  das  Eigen- 
thum  kein  gesellschaftliches,  sondern  in  der  That  ein  natür- 
lich e  s  Institut  sei.  Auf  diesem  Punkte  aber  konnten  4ie  Com- 
munisten nicht  geschlagen  werden ;  h  i  e  r  hatten  sie  Recht  und  ihre 
Gegner  Unrecht.  Denn  dasEigenthum  ist  freilich  kein  natürliches 
und  naturrechtliches  Institut;  es  ist  ein  gesellschaftliches  und 
staatliches,  aber  als  solches  steht  es  an  Bedeutung  und  Werth 
nicht  nur  keinem  angeblichen  natürlichen  Institut  nach,  sondern 
als  solches  ist  es  eben  mehr  natürlich  und  naturgemäss  als  alle 
die,  von  einem  erdichteten  Naturstand  abgeleiteten  Institute. 

Betrachten  wir  nun  etwas  näher  diese  Streitfrage  und  die 
Fehler  die  sich  die  Gegner  des  Communismus  in  der  Vertheidigung 
der  guten  Sache  zu  Schulden  kommen  Hessen. 

Schon  Mably  hatte  in  seiner  Polemik  gegen  Mercier  de  la 
Riviere,  der  das  Grundeigenthum  als  in  der  » natürlichen  Ord- 
nung der  Dinge*  begründet  darzustellen  suchte,  nachzuweisen 
gesucht,  dass  das  Grundeigenthum  weder  ein  natürliches  noch  ein 
natumothwendiges  Institut  sei.  „Je  ne  puis  pas  consentir  que  la 
propriitÄ  fonciere  soit  d'  une  necessit^  physique.  La  nature,  au 
lieu  d'  6tre  notre  mere,  serait  notre  marätre,  si  eile  nous  eut  con- 
damn&  ä  faire  cet  Etablissement  pernicieux.  *  Also  damals  schon 
lag  der  Angelpunkt  der  Frage  darin,  ob  dasEigenthum  ein  „na- 
türliches* Institut  sei  oder  nur  ein  „menschliches«. 

AlsMirabeau  in  der  Nationalversammlung  für  das  gleiche 
Erbrecht  der  Kinder  eintreten  und  eineAenderung  der  diesbezüg- 


314  HL  •  10.  TUailk 

liehen,  den  titeilen  Sohn  prifU^girandea  Ogegtie  hwmttiigw 
wollte»  berfihrte  er  in  iieiner  xa  dieiem  Zweake  rnuagmAmMm. 
Bede  das  Institut  des  ElgenthomB^). 

liBntbeftQ  ist  nun  freilich  der  ganz  riditigeD  AnsWitdasi 
dasElgentham  ein  gesellschaftlichesl]iaätaitaei;<r]iiigpatr 
daher  dessen  natnrreohtliohen  Cihankt«.    »Wir  Uiuni 
nnn*9  hdsst  es  da,  ,  das  Kgenthnmsredht  so  ine  im  es  aariÜNa' 
als  eine  gesellsohaftlicbe  Sdi5pfimg  betnditeD.    Um  GeselM 
bSBdUrmen  nicht  nur  and  luüten  dasEiganthom  anftedit»  siftea^. 
zeogen  es  in  gewissem  Sinne;  sie  setsen  es  fast;  ns  gabaotilaK^ 
den  Platz  nnd  die  Ausdehnong,  die  es  unter  den  Utagodktos'. 
Hechten  einnimmt^).*    Andereneits  aber  nimmt  Moh 
Miiabeaa  den  falschen  Standpmikt  ein,  indem  er  ia 
(Jmstande,  dass  das  Eigenthom  ein  gesellschaftliches  InstiUit.istbfj 
die  Berechtigung  des  Gesetzgebers  begrfindet,  dtonslnstftnt 
beliebig  zu  ändern,  somit  also  dßa  falschen  Aosgangqmnkt  te 
Gommunisten  aoceptirt,  dass  nur  dn  «natürliches' Biatitiit. 
heilig  und  unantastbar,  ein  .gesellschaftliches*  beliebig  modift? 
drbar  und  leicht  abzuschafimi  sei.    Diesen  Gedanken  qpckbt  cT' 
auch  deutlich  aus:  «Da  dasEigenthum  den  bürgertidbenl&uriilld 
zu  seiner  Grundlage  hat,  so  ist  es  gleich  den  andern  Yortholeii, 
über  die  die  Gesellschaft  schaltet  und  waltet,  den  Gesetzen  und 
gegebenen  Bedingungen  unterworfen*).* 

Als  die  officielle  französische  Revolution  aus  Gründai, 
die  wir  oben  darlegten  (s.  o.  §  6),  das  Institut  des.ESgenthnms 
sanctioniren  und  heilig  erklären  wollte,  glaubte  derNationaloon- 


^)  Es  var  das  bekanntlich  seine  letzte  Arbeit,  über  der  ilm  der 
Tod  überraschte.  Sie  blieb  der  Nationalversammlung,  für  die  sie  ▼e^ 
fasst  war,  nicht  vorenthalten.  Während  der  Debatte  über  diese  Frage 
verlas  sie  der  Bischof  d*  Antun  von  der  Tribüne. 

>)  Nous  pouvons  donc  regarder  le  droit  de  propridt^  tel  qoe  Boaf 
Texer^ns  -comme  une  cr6ation  sociale.  Les  lois  ne  prot^genft  piH  ne 
maintiennent  pas  seulement  la  propri6t6 ;  elles  la  fönt  naitre  en  qilBl|iie 
Sorte ;  elles  la  dSterminent :  elles  lui  donnent  le  rang  et  Y  ^tendne  qa'elle 
occupe  dans  les  droits  du  citoyen.  Mirabeau  1.  c.  Y.  94. 

^)  La  propri6t6  ayant  pour  fondement  F^tat  social,    eUe    est 
jettie  comme  les  autres  avantages  dont  la  soci^  est  Y  arbitre»  k  da 
h  des  conditions*  16. 
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vent  diess  nicht  in  besserer  Weise  thun  za  können,  als  indem  er 
das  Eigenthnm  als  ein  „  natürliches  '^  and  daher  auch  als  ein 
a unverjährbares*  verkündigte.  ^Le  gouvemement*,  heisst  es  im 
Art.  I  der  Constitution  von  1793,  „  est  institu^  pour  garantir  a 
rhomme  la  jouissance  de  ses  droits  naturels  etimpre- 
scriptibles.«  ^Ces  droits*  fährt  Art.  II  fort  »sont  Tegalit^, 
la  libert^  la  suret^,  1  a  propri6t4* 

Ist  es  nun  nicht  äusserst  interessant,  dass  auch  in  der  Mitte 
unseres  Jahrhunderts  der  Streit  der  Communisten  und  ihrec 
Gregner  sich  noch  immer  um  diesen,  ganz  irrthümlioher  Weise 
aufgestellten  Gresichtspunkt  dreht,  ob  nämlich  das  Eigenthum  als 
ein  natürliches  Institut  heilig  und  unanfechtbar,  oder  als  gesell- 
schaftliches Institut  der  Abänderung  und  Aufhebung  leichter 
unterworfen  sei? 

Proudhon,  der  das  Eigenthum  abschaffen  will,  ist  vor  allem 
beflissen,  die  »Natürlichkeit*  und  »Naturrechtlichkeit*  desselben 
zu  bestreiten.  OflFenbar  richtet  er  da  seine  Kritik  in  erster  Reihe 
gegen  den  obigen  Artikel  der  Constitution  von  1793. 

»Wenn  das  Eigenthum  ein  natürliches  Recht  ist,  wie  das 
die  Declaration  von  1793  behauptet,  so  ist  ja  alles  was  mir  ge- 
hört eben  so  heilig  wie  meine  Person,  also  mein  Blut,  mein  Leben, 
ich  selbst;  wer  daran  sich  vergreift,  vergreift  sich  an  meinem 
Augapfel.  Meine  100,000  francs  Einkünfte  sind  ebenso  unver- 
letzUoh,  als  der  Taglohn  von  75  Centimes  der  Grisette,  meine 
Salons  ebenso  wie  ihr  Dachstübchen.  Wird  die  Steuer  nicht 
repartirt  auf  Grundlage  meiner  Kraft,  meines  Wuchses,  meiner 
Fähigkeiten:  so  kann  sie  ebensowenig  repartirt  werden  auf  Grund 
meines  Eigenthums.  * 

Proudhon  will  hier  den  gesellschaftlichen  Charakter  des 
Eigenthums  durch  die  Alternative  stützen,  die  er  dem  Staate 
stellt:  entweder  die  Natürlichkeit  und  Naturrechtlichkeit  des 
Mgenthums  zu  respectiren  und  es  daher  nicht  zur  Grundlage 
des  Steuerausmaasses  zu  nehmen,  oder  wenn  er  dieses  letztere 
thue,  wogegen  Proudhon  freilich  nichts  einzuwenden  hat,  den  rein 
gesellschaftlichen,  bürgerlichen  Charakter  desselben  für  den 
ficpndhon  eintritt,  anzuerkennen.  Diese  letztere  Anerkennung  aber 

Proudhon  nöthig  zu  haben,  um  eine  Abänderung,  bezie- 
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bnngBweise  dne  Aufhebmig  des  BSgepthnnHiimtitptt  n 
langen. 

Unter  den  Gegnern  des  Oommunkmu  und  Soofalinuu  in 
Frankrdoh  in  der  Mitte  nnserai  Jalulinndertf  ngt  inabewnuhm 
Thiers  hervor.  In  seinem  Buche  über  dasElganflumflndet(ddi 
gewiss  das  Beste  nnd  Schlagendste,  was  gegen  dieae  beiden  Dok- 
trinen je  vorgebracht  worden  ist  Aber  danuii  den  OQmnnndrtn 
den  natorrechtlichen  Boden  unter  den  FBssen  hinwigniaiRhfln, 
daolite  Thiers  so  wenig  wie  alle  andern  Gegner  des  GoanrnH 
nismns.  Im  Gegentheil,  beeilt  ear  sich  vor  allem,  in  den  cnta 
Worten  seines  Buches,  denselben  Standpunkt  eimnnflihmwL  Im 
der  erstenZeile  gldch  nennt  er  dasEigentIiimi,ebnnalltriidMn 
Instinct  des  Menschen,  des  Kindes^  des  üueireB^* 

Von  diesem  Gedanken  ausgehend  ist  er  sodann besliebtydsa. 
Mgenthum  als  eine  ursprüngliche,  natürliche,  in  der 
Natur  des  Menschen  wurzelnde  Thatsache  danusteUen  —  am 
so  ihre  Berechtigung  und  ihre  ünabftnderlichkeit  m  beraNa 
Dieses  Bestreben  fflhrt  ihn  nun  zu  ganz  fidschen,  nngesddofai^. 
liehen  Behauptungen  —  denir  das  Eigsnthom  ist  in  der  That 
eine  agesellsclu^liche*,  wie  es  die  Gommunisten  nannten,  eine 
staatliche  Einrichtung,  wie  wir  es  nennen.  Dass  man  in  den  • 
Anfangen  menschlicher  Geschichte  von  einem  Eigenthnm, 
d.  h.  von  einem  Sonder-  oder  Privateigenthum  keine  Vorstellung 
hatte,  das  haben  heutzutage  geschichtliche  Forschungen  festg^ 
stellt.  In  diesem  Punkte  hat  der  grosse  Historiker  Thieri  den 
Communisten  entschieden  unrichtige  Behauptungen  entg^^  ge- 
halten. ^... .  ich  untersuche  zuerst  ^  so  schreibt  er,  ,  die  mensch- 
liche Natur  in  allen  Landern,  in  allen  Zeiten,  in  allen  Zuständen 
der  Civilisation  und  überall  finde  ich  das  Eigenthum  ala  dne 
allgemeine  Thatsache,  die  keine  Ausnahme  duldet 2).  *    Auf  was 


*)  Qui  a  pu  faire  que  la  propri^t^,  instinct  natarel  de  riiooiiiia, 
de  r  enfant,  de  1*  animal,  bnt  uniqne,  recompense  indispensable  du  tnwrafl, 
^nt  mise   en  question?  Thiers,  de  la  propri6t6  p.  9, 

')  .  .  .  j*  examine  d*  abord  la  nature  hnmaine  dans  tons  les  payi, 
dans  toüs  les  temps,  h  tons  les  6tats  de  cirilisation  et  partoni  Je  tiovre 
la  propri6t^  comme  nn  fait  g^neral,  nniversel,  ne  sonflhuit 
ception«  Thiers  1.  c.  22. 
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stützt  Tluers  diese  Behauptung?  Auf  eine  Vorstellung  von  einem 
Naturzustande  des  Menschen,  die  er  sich,  man  kann  es  wirklich 
nicht  anders  ausdrücken,  mit  merkwürdiger  Naivetät,  durch  eine 
Abstraction  aus  den  Zuständen  der  ihn  umgebenden  civilisirten 
bürgerlichen  Gesellschaft,  herausbildet  Was  er  nun  da  in  diesen 
seinen  ganz  willkürlich  zusammengestellten  Naturzustand  hinein- 
dichtet, das  nennt  er  Naturrecht,  droit  naturel,  welches  er  sodann 
als  ausschlaggebend  und  entscheidend  in  die  Waagschale  der  Dis- 
cussion  wirft.  ,Die  instinctiven  Regeln*,  sagt  er  ^),  »dieses  ur- 
sprünglichen Zustandes,  die  Urzustände  aller  spätem,  die  allge- 
gemeinsten  und  nothwendigsten,  können  wohl  als  Naturrecht 
bezeichnet  werden.  Das  Eigenthum  nun  besteht  seit  jener  Zeit, 
denn  man  sah  nie,  dass  in  diesem  Urzustände  der  Mensch  nicht 
seine  Hütte  oder  sein  Zelt,  seine  Frau,  seine  Kinder  mit  einiger 
Anhäufung  der  Producte  des  Fischfangs,  der  Jagd  oder  seiner 
Heerden  in  Form  von  Familienvorrath  besässe. . . .  Bei  allen 
Völkern,  so  roh  sie  auch  sein  mögen,  findet  man  das  Eigenthum 
als  eine  ursprüngliche  Thatsache  und  dann  als  eine  Idee.  .  .  .* 

Leidet  diese  naturrechtliche  Begründung  des  Eigenthums 
bei  Thiers  an  einer  thatsächlichen  Unwahrheit,  da  dieser  sein 
Naturzustand  eine  reine  Erdichtung  ist:  so  ist  Thiers  auch  in  der 
logischen  und  sozusagen  philosophischen  Begründung  des  Eigen- 
thums nicht  ^el  glücklicher.  Die  Berechtigung  des  Eigenthums 
an  Gregenständen  der  äussern  Welt  durch  das  ,,  Eigenthum '^  des 
Menschen  an  seinen  Händen  und  Füssen  beweisen  zu  wollen,  ist 
ein  gar  zu  bizarrer  G-edanke,  dessen  Widerlegung  den  Commu- 
nisten  nicht  schwer  fallen  konnte. 

Plausibler  schon  ist  die  Erklärung  der  Ungleichheit  des 


^)  Les  rdgles  instinctiyes  de  cet  6tat  primitif,  les  plus  radimen- 
taires  des  toutes,  les  plus  g^n6rales,  les  plus  n^cessaires,  peuvent  bien 
6tre  appel^es  droit  natureL  Or  la  propri^t^  existe  dds  ce  moment,  car 
on  n'a  jamais  tu  que,  dazis  cet  6tat,  rhomme  n*eut  pas  sa  cabane  ou 
sa  tente,  sa  femme,  ses  enfants,  avec  quelques  accumulations  des  pro- 
duits  de  sa  p6che,  de  chasse  ou  de  ses  troupeaux  en  fonne  de  provisions 
de  famille  .  .  .  Chez  tous  les  peuples,  quelques  grossieis  qu'ils  soient, 
on  trouve  donc  la  piopri^tö,  oomme  nn  fait  d'abord,  et  puis  comme  une 
id^  .  .  .«Thiers  1,  c.  25. 


318  m.  1 10. 

Hgendiiimt  ans  der  nMttOiAai  Ih^lMSi^ 

FOsBe,  mit  einem  Worte  der  phyrfHdieii  md  giüägm  Itrwiiif 

fenbeiten  der  MeBSchea^). 

Den  materielle  Gnmd  allee  BgaÜataBB,  das  iBtM,  m»- 
doroh  die.Maisdien  imnm  ond  ftbenül  la  deondlMi  fflugm, 
«eht  Thien  in  dar  Aibdt^).  Die  Geinteheit  «bei;»  diM  nm  du 
Erarbeitete  anch  rahig  flnd  migartHrt  berflMn  ond  gmwwoB  iwri» 
das  ist  clas  staatlidi  gesdifltEte  ESganthnm*). 

Diese  seine  Ghrondansdiaiiimgen  iMmnirt  ThisBi  fclgandi 
maassen:  ,D^  Mensdi  hatein  entes  ESgentlnmiaa 
son  ond  seinen  Ffthigkeiten;  et  hat  ein 
Wesen  haftendes  aber  nicht  minder  beQqgeSi  äa 
seiner  Fähigkeiten,  und  dieses  amfiust  alles  vis  ma  Äs  €NMh 
dieser  Welt  nennt  und  welches  ihm  sa  gaiantina  £a  Oasell 
Schaft  ein  höchstes  Interesse  hat»  denn  ohne  dieae  fhnmthgght 
es  keine  Arbeit,  ohne  Arbeit  keine  CStrilisatioB,  fliohl  einml  dM 
Nothdürftige,  sondern  nur  Mend,  Raub  und  Baibam^-^  Dir 
Nachweis,  dass  aus  der  Ungleichheit  der  mensoldidKiiIlhlg- 


^)  Yoilib  donc  nne  premi^re  eip^  de  pr^priM  qui 
tax6e  d'  Usurpation :   moi  d*  abord,  puis  mes  fftcoh^  phyiiqiisg  mt  inW- 
lectuelles,  mes  pieds,  mes  mains,  mes  yenx,  mon  cerveaii,    en  «n  not 

mon  kme  et  mon  corps Mais  cette  propriM  ert  inegala»  mt  aisc 

oertaines  facultas  celui-ci  derient  riebe  e(  pnLwanL    EUes  loat  Is 
essentielle  de  ce  que  Tun  &  peu  Tantre  beaaconp.  1,  c  36* 

<)  Cet  6tre  si  depouiru  qui  n*  arait  rien,  se  tfoure  dant  Fi 
Par  quel  moyen  ?  par  le  trayul,  le  tnyaU  opinitoe  et  SnteUigeiift.  II  flrt 
nu,  priy6  de  tout,  en  paraissant  sur  la  terre;  mais  fl  a  de  fcesMi,  dsi 
facultas  inegalement  reparties  entre  leg  6tres  de  aon  espdce;  U  les  tmplniiti 
et  par  cet  emploi  il  arrive  h,  posseder  ce  qoi  lui  manqoaii,  k  tes  maitn 
des  616mcnts,  et  presque  de  la  nature*.  1.  c.  41. 

Ce  poisson  que  j\ai  pöche  avec  taut  de  patience,  ce  pain  qae  fai 
fabriqu6  avec  tant  d*effort,  k  qui  sont-ils?  A  moi  qui  ma  sttis  daank 
tant  de  peine  ou  bien  au  paresseux  qui  dormait  pendant  qae  Je  m'i^fli- 
quais  k  la  p^he  ou  k  la  cüiture?  1,  c.  42. 

^)  Qui  donc  se  donnerait  tous  ces  soins,  si  la  certitode  qn^  on 
pateur  ne  viendra  pas  detruire  ses  travaux  ou  sans  les  d^imire  •'en 
parer  pour  lui,  n*excitait,  ne  soutenait  1*  ardeur  delapreniito  deUsoeeadfli 
de  la  troisi^me  generation?  Cette  certitude»  qu*e8t-elle?  siiiOB  U  pnh 
priete  admise,  garantie  par  les  forces  de  la  soci6t^  L  c.  45, 

*)  1.  c.  p.  47. 
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keiten  nothwendigerweise  die  Ungleichheit  des  Eigenthums  er- 
wächst (Cap.  VI),  ist  vollkommen  richtig;  auch  lässt  sich  gegen 
die  Ansicht,  dass  das  Eigenthura  erst  dann  vollständig  sei,  wenn 
es  durch  Geschenk  oder  Vererbung  veräusserlich  ist,  nichts  ein- 
wenden :  nur  auf  einen  Punkt,  den  die  Communisten  zur  Unter- 
stützung ihrer  Lehren  so  oft  anführten,  geht  Thiers  nicht  näher 
ein,  d.  i.  auf  die  erste  Entstehung  des  grossen  Besitzes,  insbeson- 
dere des  grossen  Grundeigenthums.  Hier  waren  die  Communisten 
mit  ihrem  Argument,  dass  das  grosse  Eigenthum  der  civilisirten 
Staaten  auf  einem  ursprünglichen  Gewaltact  beruhe,  immer 
schlagfertig  bereit,  und  diesem  Argument^  begegnet  Thiers  nie 
mit  der  gebührenden  Energie,  ja !  er  scheint  ihm  ängstlich  aus 
dem  "Wege  zu  gehen. 

"Wenn  er  die  »  grossen  Güteranhäufungen  **  eine  „  nothwendige 
Folge  einer  überaus  angestrengten  Arbeit*  nennt,  welche  Güter- 
anhäufungen jetzt  ihren  Besitzern  „die  nöthige  Müsse  zur  Pflege 
der  "Wissenschaften  bieten,  *  so  muss  er  sich  seitens  der  Commu- 
nisten auf  ein  höhnisches  Lächeln  gefasst  machen. 

Das  war  es  ja  eben,  was  die  Communisten  so  oft  behaup- 
teten, dass  die  grossen  Güteranhäufungen  nicht  auf  , rechtliche*, 
sondern  auf  9 unrechte, gewaltsame*  Weise  zu  Stande  kamen;  das 
war  es  ja  eben,  was  sie  läugneten,  dass  diese  grossen  Güteran- 
häufungen  ein  Product  der  Arbeit  wären.  Eine  richtige 
Polemik  müsste  auf  diesem  Punkte  entweder  die  thatsächliche 
Behauptung,  oder  was  unseres  Erachtens  allein  möglich  ist,  unter 
Zogebung  der  behaupteten  Thatsache  die  aus  derselben  von  den 
Communisten  gezogenen  Consequenzen  widerlegen.  Das  hat 
nun  Thiers  nicht  gethan.  Er  hat  sich  einerseits  nicht  getraut,  der 
behaupteten  Thatsache  der  gewaltsamen  Entstehung  der  „grossen 
Güteranhäufungen  *  offen  in's  Auge  zu  sehen,  dieselbe  in  ihrem 
vollen  Maasse  zuzugeben  und  sodann  die  Bedeutung  und  Conse- 
quenzen derselben  in's  richtige  Licht  zu  stellen:  andererseits  war 
er  aber  doch  ein  zu  gründlicher  und  ehrlicher  Historiker,  um  nicht 
diese  von  den  Communisten  behauptete,  an  und  für  sich  richtige 
Thatsache  hie  und  da  durch  etwas  verschämte  Nebenwendungen 
zuzugestehen.  "Wo  er  aber  diese  Thatsache  der  ursprünglichen 
gewaltsamen  grossen  Güteranhäufungen  zugesteht  da  versucht 


\ 


?? 


820  ni.  I  11. 

er  es,  dieselbeQ  als  dmeh  das  omlveolitliQlM  Initilat  te  » Yajlk 
nmg«  sanirt  danasteUoi;  ein  VerlUiiiBii,  dai|  wie  wir  dMUl 
xeigeii  werden,  ebenfidls  nicht  ak  das  ridil^  hniMmet  maäm 
kann« 

§  11. 
Ursprung  des  Grundeigenthaiaa. 

«Man  kann  es  also  ab  Dogma  behaopten,*  aoluifcTIiin 
seine  Reihe  von  Argomentadonen  sasunniflD,  ,dan  Aemver-     - 
westliche  Ghnndlage  des  ESgenthnms  die  Arbeit  sei 'X*   N«n.  j 
kennt  Thiers  sehr  wohl  die  ESnwendnngen  der  OonutnüiMBtt  mt     \ 
diesen  Satz  nnd  versohwrigt  sie  nidit  :j 

,Eb  sei,  urird  man  ntin  sagen;  wenndie  Arbeit  dflrwakn 
Drsprong  des  fSgenthnms  ist,  dann  lassen  wir  es  fidlkoiimM 
gelten.  Diese  Grandlage  ist  sonatflriidi,sor^hHlbiBifedass<dflhli 
mnzawenden  und  alle  Widerrede  mfissig  isL  Aber  llt  dsätt  db 
Arbeit  immer  diese  Gmndlage?  Seht  ihr  mobt  tlt[Hnh,  wis  im 
bewegliche  ESgenthum  anbelangt,  nnermessHdie  OapitaHeii  ia  * 
gewissen  Händen  angehftoft  durch  List,  dueh  Spiel,  dudi  fis 
tollsten  und  strafbarsten  Speculationen  ?  Sehet  ihr  nicht,  was 
das  unbewegliche  Eigentham  anbelangt,  den  giitesten  Theil  dss 
Grundbesitzes  in  Händen  von  Menschen,  die  mit  nnredlioh  erwor- 
benem Grelde  es  kauften  von  einem  Sohne,  der  es  selbst  erbte  von 
seinem  Vater,  einem  feudalen  Herrn,  der  dnrch  Gonfiseatioiien 
mächtig  ward?  Und  wenn  man  die  Sache  genau  ansieht,  so  wer- 
den wir  die  List  and  Gewalt  als  Ursprung  des  Eigenthnms  viel 
häufiger  sehen  denn  die  Arbeit;  und  an  der  Grenze  jedes  Aoiken 
sollte  man  eigentlich  statt  des  Gottes  Terminas,  den  die  BXkner 
so  verehrten,  den  Gott  Mercur  setzen  mit  seinem  ScUai^jenstab 
und  seinen  Flügeln,  den  Mitteln  des  Betrugs  und  der  flocht').' 

Was  antwortet  nun  Thiers  auf  diese  ESnwendnngen  der 
Communisten,  die  er  selbst  so  treu  und  richtig  resumirt  Er  sagt: 
„Es  ist  wohl  wahr,  dass  an  der  Entstehung  jeder Gesellsdiaft  die 
Gewalt  mehr  Theil  habe,  als  die  Gerechtigl^eit;  das  Gef&hl  des 
Grerechten  und  Ungerechten  ist  bei  den  Menschen  noch  wenig 

»)  Thio»  1.  c.  p.  100. 
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entwickelt;  sie  werfen  sich  auf  den  Boden,  bemächtigen  sich  des- 
selben, streiten  um  ihn  mit  Grewaltthätigkeit,  und  bis  zur  Fest- 
stellung von  weisen  und  gerechten  Gesetzen  übertragen  sie  ein- 
ander auf  mehr  oder  minder  regelmässige  "Weise,  was  sie  auf  sehr 
unregelmässige  Weise  erworben  haben.  Mit  der  Zeit,  mit  dem 
Fortschritt  der  Sitten  und  der  Bildung  vervollkommnet  sich  die 
Gesetzgebung  und  das  Eigenthum  reinigt  sich  durch  eine  regel- 
mässige und  geregelte  üebertragung*).'* 

Sodann  beruft  sichThierB,  wie  wir  das  schon  erwähnt  haben, 
auf  das  Institut  der  Verjährung,  das  seit  den  römischen  Juristen 
alleVölker  anerkannten  und  ohne  welches  nirgends  ein  ruhi- 
ger Besitz  möglich  wäre.  Diese  Verjährung  aber  hat  einen  ver- 
nünftigen Grund  »da  der  lange  Besitz  eine  Vermuthung  der 
Arbeit  für  sich  hat  und  weil  ja  nichts  stabil  wäre,  wenn  man  den 
Nachforschungen  über  die  Vergangenheit  keine  Grenze  setzen 
möchte^).*  Und  nun  citirt  der  gelehrte  Historiker  eine  Reihe  von 
historischen  Belegen  um  zu  beweisen,  dass  es  in  ganz  Europa 
keinen  ruhigen  Besitz  gebe,  wenn  man  die  ursprüngliche  gewalt- 
thätige  Aneignung  als  Anfechtungsgrund  des  Besitztitels  gelten 
lassen  wollte.  So  würden,  meint  er,  die  Italiener  ihren  Grund- 
besitzern ihr  Eigenthum  streitig  machen,  da  sie  fast  alle  Abkömm- 
linge der  Ghibellinen  seien,  die  mit  den  den  Guelfen  confiscirten 
Gütern  belohnt  wurden;  aber  auch  die  Guelfen  waren  wahrschein- 
lich Heerführer  Carls  des  Grossen,  die  von  ihm  mit  den  Gütern 
der  Lombarden  belohnt  wurden,  welche  von  den  Lombarden  den 
Römern  abgenommen  wurden,  die  dieselben  als  Militärcolonisten 
nach  Vertreibung  der  früheren  Besitzer  besassen.  „Und  wirFran- 


^  n  est  bien  yrai  qa'  h  Y  origine  de  toate  soci£t6  la  riolence  a  plus 
de  port  qne  la  jnstice.  Les  hommes  ont  le  sentiment  da  juste  et  de 
r  injnste  moins  developpS ;  ils  se  ruent  sur  le  sol,  s*  en  emparent,  se  le 
dispatent  violemment  et  jusqu'ä  F  Etablissement  de  lois  sages  et  ^nitables 
se  transmettent  plas  oa  moins  r^gulierement  ce  qa*ils  ont  acquis  d*une 
manidre  tr^  irr^gnlidre.  Avec  le  temps,  arec  le  progr^  des  moenrs  et 
des  lomi^res,  la  Ugislation  se  perfectionne,  la  propri^tE  s*6pure  par  une 
transmission  legitime  et  bien  ordonn^e.  1.  c.  p.  106. 

*)  .  .  .  parce  qne  la  longne  possession  est  une  pr^somption  de  tra- 
▼ail,  parce  qne  rien  ne  serait  stable  s*il  n*y  arait  pas  nn  terme  ans 
recherches  snr  le  pass6  .  .  .  1.  c.  p.  108. 

Gamplowlea,  BsehtwUMt,  ^1. 
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zosen,  was  könnte  man  nicht  uns  sagen  über  den  Ursprung  des 
Grundeigenthuros,  welches  wir  besitzen?  Durch  die  Römer  den 
Galliern  entrissen,  die  selbst  in  starkem  Verdachte  standen, 
fremdes  Eigenthum  za  besitzen,  von  Cäsar  oft  dazu  benützt,  um 
römische  Verbrecher  zu  belohnen,  den  Römern  dann  entrissen 
durch  die  Barbaren,  durch  diese  letzteren  dann  während  mehrerer 
Jahrhunderte  allen  Ungerechtigkeiten  eines  feudalen  Regimes 
unterworfen,  den  Erstgeborenen  auf  Unkosten  der  jungem  Söhne 
zugesprochen,  gegeben,  wieder  zurückgenommen  and  umstritten 
von  feudalen  Herren,  die  sich  gegenseitig  durch  List  entrissen,  was 
sie  oft  durch  Gewalt  erlangten,  wurden  diese  Güter  dann  unter 
einer  regelmässigeren  Gesetzgebung  unserer  Könige  eine  ein  wenig 
geachtete  Besitzung,  als  plötzlich  die  Revolution  hereinbrach,  die, 
von  Neuem  Personen  und  Dinge  durcheinanderwürfelnd,  die  Söhne 
jener  feudalen  Herren  aufs  Schaffet  schickte  oder  ihre  Güter  con- 
fiscirte,  weil  sie  vor  dem  Schaffet  flüchteten,  dem  Clerns  seine 
Güter  entzog,  die  dieser  von  Sterbenden,  die  von  Gewissensbissen 
geplagt  waren  herauslockte,  —  und  alles  diess  an  den  ersten 
besten  um  einen  Spottpreis  hintangab !  .  .  .  Gibt  es  nach  solchen 
Erinnerungen  einen  einzigen  französischen  Grundeigenthümer,  der 
ruhig  sterben  könnte? 

» Und  was  sollen  wir  von  den  Spaniern  sagen,  die  so  schledit 
den  Boden  bewirthschaften,  den  sie  den  Arabern  entrissen,  den 
die  Araber  den  Gothen,  die  Gothen  den  Römern,  die  Römer  den 
Iberiem  wegnahmen  ?  Was  von  den  Türken,  die  den  Griechen  und 
die  wieder  weiss  Gott  wem  die  schönen  Ufer  des  Bosporus  raub- 
ten! Und  Amerika  selbst,  welches  Urtheil  sollen  wir  darüber 
fallen  ?  Da  sollte  es  scheinen  ist  gewiss  nur  die  Arbeit  die  Quelle 
des  Eigenthums,  denn  dorthin  kommen  Colonisten,  die  nur  ihre 
Arme,  einige  Ackergeräthe  und  einigen  Lebensunterhalt  von 
Europa  mitbringen  um  Urwälder  anzubauen,  wo  nur  Affen,  Pa- 
pageien und  Schlangen  wohnen.  Und  dennoch!  auch  sie  sind 
Usurpatoren,  denn  die  Nordamerikaner  die  ihnen  diese  Urwälder 
überlassen,  haben  sie  den  armen  Indianern  entrissen,  dunkelhäu- 
tigen oder  rothhäutigen,  ohne  anderen  Titel  als  die  Laune,  die  sie 
vor  zwei  Jahrhunderten  anwandelte,  wegen  Religionsstreitigkeiten 
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England  zu  verlassen.  Also  auch  Amerika  iät  ein  Ratibnest  von 
Grewaltthaten  und  Usurpationen^).* 

Und  welchen  Schluss  zieht  der  Publicist  aus  diesen  That- 
sachen,  die  der  Historiker  den  Communisten  zugestehen  muss? 
Wie  fangt  er  es  an,  um  nach  diesem  Zugestandnisse  die  aus  der 
obigen  Thatsache  von  den  Communisten  gezogenen  Consequenzen 
zu  widerlegen? 

Nun,  hier  ist  der  schwächste  Punkt  von  Thiers' Widerlegun- 
gen. „  Sprechen  wir  im  Ernste,  *  sagt  er,  ^  auch  wenn  wit  auf 
unvernünftige  Einwendungen  zu  antworten  haben.  Um  zu  arbei- 
ten muss  man  sich  des  Arbeitsstoffes  bemächtigen,  d.  h.  des  Bo- 
dens, der  ein  unentbehrlicher  Stoff  jeder  landwirthschaftlichen 
Arbeit  ist;  daraus  folgt,  dass  die  Occupation  der  erste  Act  ist, 
mit  dem  das  Eigenthum  beginnt,  und  die  Arbeit  der  zweite.  • 
Dieser  „  ernste  •*  Ausspruch  entspringt  nicht  einem  vollkommen 
ernsten  Denken :  er  enthält  einen  bedenklichen  logischen  Fehler. 
Thiers  verwechselt  hier  nämlich  Occupation  mit  gewaltthätiger 
Aneignung,  mit  Usurpation.  Alle  die  geschichtlichen  Acte,  die 
er  oben  selbst  citirt,  sind  ja  keine  Occupation  —  sondern  voll- 
ziehen sich  als  gewaltsame  Eroberungen  und  Usurpationen  aü 
schon  oceupirtem  Boden.  Dieser  Schluss  passt  also  schlecht 
zu  jenen  geschichtlichen  Thatsachen  und  die  Consequenzen  der 
Communisten  aus  diesen  letzteren  waren  auf  diese  Weise  sehr 
schlecht  widerlegt.  Eine  wirkliche,  urpr üngliche  Occupation 
wollten  ja  die  Communisten  als  einen  Arbeitsact  zur  Noth  gelten 
lassen,  nur  gegen  die  historisch  nachweisbare  Usurpation,  gegen 
die  gewaltthätige  Aneignung  von  Land  mitsammt  allen  ihren 
Folgen  protestirten  sie  und  dieser  Usurpation  gegenüber  wollten 
sie  keine  Verjährung  gelten  lassen.  Und  gar  der  Thiers'sche  Satz, 
mit  dem  er  jene  ,  Occupation  *,  die  aber  eine  gewaltthätige  An- 
eignung war,  rechtfertigen  will,  dass  „  man  um  zu  arbeiten  sich 
des  Arbeitsstoffes  bemächtigen  müsse  *  (pour  travailler  il  laut 
commencer  par  se  saisir  de  \a,  matiere  dessen  trava{l)!,(SeserSatz 
sollte  von  einem  Gegner  der  Communisten  und  Socialisten  gar 
nicht  ausgesprochen'  werden! 


»)  1.  c.  p.  110.  111. 
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Denn  das  ist  ja  der  Idbhaftige  Gfondnts  dBrOonniiiiiUfltm 
and  Sodalisten  —  anoh  sie  Follen  ja  idehtB  mehr  ak  imNa- 
men  des  Rechts  auf  Arbeit  den  sSUdTnir  Arbeit^  d*li.  AAoftt- 
mittel  —  und  da  ihnen  heatxatage^  d.  h.  der  roa  flmen  ^«rMe- 
nen  niohtbesitzenden  Klasse  diese  Ifittel  nidht  zu  Gebote  stehasp 
so  ist  ja  der  Thiers^sche  Satz  fttr  ae  wie  gesdhaffeii:  poor  tok- 
vailler  il  fout  oommenoer  par  se  siurirdelaniatikedeaoiitimvail 
c*est  a  dire  de  la  terre,  matike  indispensable  du  tnmul  agrioola 
— fib  besseres  Losungswort  konnten  uch  die  emm^rtestenOonir 
monisten  gar  nicht  erfinden  ine  dieses  da»  das  ihnen  ihr  heftjgrtat 
nnd  —  gelehrtester  Gegner  an  die  Hand  gab. 

und  worin  liegt  die  Ursache,  dass  dieser  ebeoao  gdehiliB 
und  erfahrene,  ebenso  geistrmöhe  wie  scharfidnnige  BeUmpfiBr 
des  Gommunismos  und  Sodalisnms  gerade  auf  dem  WTchtigstm 
Punkte,  wo  er  die  von  ihm  bekftm]^  Lehre  tSdtUoh  tnfien 
konnte,  sich  eine  BlOsse  ^bt  nnd  dnen  Sats  anaspricilit»  da;  so 
wie  er  von  ihm  ausgesprochen  ist,  zu  einem  trinmphiveDdenFdd^ 
geschrei  seiner  Gegner  sich  eignet  Wir  wollen  es  hier  nur  tarn 
aussprechen,  weil  wir  bald  darauf  untoi  ansflUurlidher  corflck- 
kommen  müssen,  die  Ursache  dieses  logischen  und  djaleotjedim 
Fehltrittes  liegt  in  dem  Mangel  der  Unterscheidung  zwischen  der 
geschichtlich-staatlichen  Sphäre,  aufweiche  dieBechtskategorieen 
absolut  keine  Anwendung  finden  und  der  innerstaatlichen  oder 
der  Rechtssphäre,  in  der  der  Staat  das  Recht  prodamirt  und 
aufrechterhält.  Rechtmässig  und  unrechtmässig  dnd  Begab, 
die  nur  auf  innerstaatliche,  in  der  Rechtssphäie  liegende  Verhält- 
nisse angewendet  werden  können;  der  Staat  selbst»  sein  Ent- 
stehen und  die  höchsten  Interessen  seines  Bestehens  blan- 
den sich  aber  hoch  über  dieser  Sphäre  und  können  mitdenERto- 
gorieen  dieser  Sphäre  gar  nicht  gemessen  werden.  Auf  die 
Landnahme,  die  den  Staat  in*s Leben  rief  und  als  die^ursprOog- 
liche  Güteranbäufang  '^  betrachtet  werden  muss,  dürfen  die  Ea- 
tegorieen  der  später  entstandenen  Rechtssphären :  rechtmfissig  und 
unrechtmässig,  mit  nichten  angewendet  werden,  und  zu  Gunsten 
dieser  ursprünglichen  Landnahme  ist  es  auch  ganz  ntmf.yifliaft 
und  überflüssig,  die  civilrechtliche  Kategorie  der  ,  Veijfthnuig*^ 
wie  das  Thiers  thut,  anzurufen. 


m.  §  12.  Bastiat,  Sndre.  325 

Diese  ursprüngliche  staatengründende  Landnahme,  diese 
,  ursprüngliche  Güteranhäufung  «,  auf  die  die  Communisten  immer 
anspielen,  kann  vom  Standpunkte  der  Bechtssphäre  weder  ange- 
fochten —  noch  braucht  sie  von  diesem  Standpunkte  aus,  wie 
das  Thiers  versucht,  gerechtfertigt  zu  werden.  Sie  steht  unter 
andern  Gesetzen  —  siemuss  nach  ganz  anderen  Kategorieen  be- 
urtheilt  werden,  was  wir  noch  später  zu  erweisen  hoflfen. 

Hier  müssen  wir  jedoch  um  der  Wahrheit  die  Ehre  zu  geben, 
erwähnen,  dass  bis  auf  diesen  einen  schwachen  Punkt  in  der 
Thiers'schen  Widerlegung  des  Communismus  und  Socialismus, 
alles  andere,  namentlich  der  ganze  Abschnitt  über  den  Socialis- 
mus, als  ein  Meisterstück  der  Polemik  bezeichnet  werden  muss. 
Mit  einer  grösseren  Gründlichkeit  und  zugleich  mit  einer  grösse- 
ren Klarheit,  mit  schlagenderen  Argumenten  und  überzeugenderen 
Gründen,  auf  die  wir  noch  gelegentlich  zurückkommen  müssen, 
ist  der  Sodalismus  nie  und  nirgends  widerlegt  worden. 

§12. 

Bastiat,  Sudre. 

Der  Nationalöconom  Basdat  hat  die  Communisten  und  So- 
cialisten  auf  allen  Grebieten  der  volkswirthschaftlichen  Doctrin 
wacker  und  unermüdlich  bekämpft.  Wir  können  hier  auf  die 
ganze  vielverzweigte  literarische  Thätigkeit  dieses  höchst  origi- 
nellen und  geistreichen  Schriftstellers,  den  Dühring  mit  Unrecht 
eines  Plagiates  an  Carey  beschuldigt,  nicht  eingehen  und  wollen 
hier  nur  den  Punkt  in's  Auge  fassen,  wie  Bastiat  im  Wesent- 
lichen das  Eigenthum  gegen  die  Communisten  vertheidigt. 

Da  begegnen  wir  denn  wieder  dem  von  uns  schon  charakteri- 
sirten  Irrthum  ^).  Auch  Bastiat  glaubt  fest  daran,  dass  es  sich  hier 

^)  .  .  .  je  me  demande  si  ce  droit  (la  propri^tS)  est  de  cräation 
legale  CQ  s'il  n'est  pas  an  contraire  ant^enr  et  sup6rienr  &  la  loi?  S'il 
a  fallu  qae  la  loi  vient  doxmer  naissanceaa  droit  de  propri6t6,  ou  si,  au 
contraire,  la  propri^tS  ätait  un  fait  et  an  droit  pr^existants  qui  ont  donnS 
naissance  k  la  loi?  .... 

....  Je  demande  si  le  droit  de  propri^t^  n*est  pas  an  de  cenx 
qni,  bien  loin  de  d^rirer  de  la  loi  positive,  prSc^dent  la  loi  et  sont  sa 
raison  d'dtre?*  Bastiat,  Propri^t^  et  loi.  Mai  1848.  Oeurres  compl^tes. 
N.  276,  277. 
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haupteäcblich  daram  handle,  ob  dasEigenthum  eine  ^ gesetzliche' 
Einrichtung  oder  eine  ,  natürliche  •  —  d.  h.  natorrechtliche  sei.  Er 
bemüht  sich  also  in  Vertheidigung  des  Eigenthums  die  erstere 
Ansicht  zu  widerlegen,  die  letztere  zu  begründen.  Bastiat  stellt 
sich  daher  die  Frage,  ob  das  Eigenthum  eine  gesetzliche  Schöpfdog 
sei  oder  ob  es  nicht  im  Gregentheil  schon  vor  und  über  jedem 
Gresetze  existire?  ob  das  Eigenthumsrecht  nicht  eines  jener 
Rechte  sei  die,  weit  entfernt  von  einem  positiven  Gresetze  herzu- 
rühren, Voraussetzung  und  Ekistenzgrund  des  Gresetzes  sind  ? 

Mit  der  Antwort  nun,  die  die  Oeconomisten  auf  diese  Frage 
geben,  indem  sie  das  Eigenthum  als  eine  natürliche  Thatsache, 
als  ein  ,  fait  providentiel  *  erklären  ^),  giebt  sich  Bastiat  noch 
immer  nicht  zufrieden. 

Er  geht  noch  weiter,  er  erklärt  das  Eigenthum  für  eine 
,  göttliche  Institution*  und  theilt  daher  dem  (menschlichen)  ,  Ge- 
setze", dem  Rechte,  nur  die  Aufgabe  zu,  über  Sicherheit  und 
ünverletzlichkeit  dieser  göttlichen  Institution  zu  wachen  ^).  ,  Nicht 
das  Eigenthum  *,  meint  er,  „  wohl  aber  das  Gresetz  ist  conven- 
tioneil «  »). 

Die  Schuld  an  diesem  vermeintlichen  Irrthum,  der  der  com- 
munistischen  Lehre  zu  Grunde  liegt,  an  dem  Irrthum,  dass  das 
Eigenthum  eine  gesellschaftliche,  eine  ,  conventioneile "  Ein- 
richtung sei,  will  Bastiat  dem  römischen  Rechte  zuschieben; 
dieser  « Irrthum  •*  ist  nach  ihm  eine  ,  römische  Idee  *  *).  Diese 
irrthümliche  „  römische  Idee  **  sei  dann  in  Rousseau  aufgetaucht, 
der  nicht  nur  das  Eigenthum,  sondern  obendrein  die  ganze  ge- 
sellschaftliche Ordnung   als  ein  » conventionelles  •*    Recht    be- 


^)  Les  6conomistes  pensent  que  la  Propriet6  est  un  fait  providentiel 
comme  la  Personne.  Le  Code  ne  donne  pas  Fexistence  h  Fune  plns 
qu'  ä  r  autre.  La  Propri6t6  est  une  cons6quence  n^cessaire  de  la  Consti- 
tution de  rhomme.  ib. 

*)  Voilä  pourquoi  nous  pensons  que  la  Propriet^  est  d*  institution 
divine,  et  que  c*est  sa  $ür6t6  ou  sa  s6curit6  qui  est  Tobjet  de  la 
loi  humaine^.  ib. 

^)  Ce  n'  est  pas  la  Propri^t6  qui  est  conventionnelle   mais  la  loL  ib. 

*)  Ne  soyons  donc  pas  surpris  de  roir  se  reproduire,  dans  le  dix» 
huitiöme  siöcle,  cette  idee  romaine  que  la  proprietö  est  un  fait  conyeu- 
tionnel  et  d*institution  Ugale  ....  ib. 
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trachtete.  Dieser  unheilvolle  Irrthom  war  nach  Bastiat,  Quelle 
der  communistischen  Lehren.  »Das  ist  klar,  meint  er.  Nimmt 
man  einmal  den  Grundsatz  an,  dass  das  Eigenthum  sein  Bestehen 
dem  Gresetze  verdanke,  dann  giebt  es  eben  so  viele  Arten  der 
Organisation  als  es  mögliche  Gesetze  in  den  Köpfen  der  Träumer 
giebt*  *).  Diese  Schlussfolgerung  scheint  Bastiat  unerschütterlich. 
Er  acceptirt  vollkommen  die  Logik  der  Communisten,  dass  nach- 
dem der  Gesetzgeber  es  ist,  der  das  Eigenthum  geschaffen,  das- 
selbe der  mannigfachsten  Aenderungen  und  Modificationen  seiner 
Grundlagen  und  Formen  unterliegen  kann. 

j,  Wenn  aber  im  G^gentheil  das  Eigenthum  eine  providen- 
tielle  Thatsache  ist,  die  aller  menschlichen  Gesetzgebung  vor- 
ausgeht und  bezüglich  deren  der  menschlichen  Gesetzgebung  nur 
die  Aufgabe  zufällt  sie  in  Ehren  zu  halten,  dann  kann  es  kein 
anderes  System  geben  *  ^), 

Offenbar  nur  dieser  Consequenzen  wegen  erklärt  Bastiat 
das  Eigenthum  nicht  nur  für  eine  natürliche  und  »  providentielle 
Thatsache  •,  sondern  wie  schon  erwähnt,  für  eine  „  göttliche  In- 
stitution*—  und  damit  meint  er,  die  Communisten  geschlagen, 
ihnen  die  Grundlage  ihrer  Lehren  zerstört  zu  haben. 

Von  dieser  Methode  der  Widerlegung  der  Communisten 
konnte  sich  auch  noch  in  der  zweiten  Hälfte  der  fünfziger  Jahre 
der  von  uns  ofterwähnte  Historiker  des  Conununismus  in  Frank- 
reich, Sudre,  nicht  befreien.  Auch  er  glaubt  Wunder  was  für 
Trumpf  gegen  denCommunismus  auszuspielen,  wenn  er,  den  Aus- 
gangspunkt desselben  negirend,  das  Eigenthum  als  eine  natür- 
liche und  naturrechtlioheEinrichtung  hinstellt. 


^)  Cela  est  Evident,  üne  fois  qu'on  pose  en  principe  que  la  Pro- 
pri6t4  tient  son  ezistence  de  la  Loi,  il  y  a  autant  de  modes  possibles 
dans  la  tdte  des  rdyenrs.  Une  fois  qa'on  pose  en  principe  que  le  16gis- 
latenr  est  charg6  d*  arranger,  combiner  et  petrir  ^  son  geh  les  person- 
nes  et  les  propri^t^,  11  n*y  a  pas  de  bomes  anx  modes  imaginables 
Selon  lesquels  les  personnes  et  les  propri6t^  pourront  6tre  arrang6es,  com- 
binto  et  p6tries.  ib.  283. 

*)  Si,  an  contraire  le  droit  de  propr|6t6  est  un  fait  proridentiel, 
ant^enr  h,  tonte  l^gislation  hnmaine,  et  que  la  l^gislation  hnmaine  a  ponr 
bnt  de  faire  respecter»  U  n*  y  a  place  pour  aucun  aatre  Systeme,  ib.  290. 
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Er  wirft  es  schon  Mirabeau  vor,  dass  dieser  «erf&llt  von  den 
Lehren  Rousseau's,  der  einen  der  G-esellschaft  vorhergehenden 
Zustand  voraussetzend  und  den  Gresellschaftszostand  auf  einem 
Vertrage  stützend,  behauptete,  dass  das  Eigenthum  keine  Aeusse- 
rung  eines  ursprünglichen  Naturgesetzes,  sondern  eine 
gesellschaftliche  Schöpfung  sei^).*  Sudre  glaubt  in  der  That 
wie  so  viele  Gregner  des  Gommunismus,  dass  in  der  Erklärung  des 
Eigenthums  für  eine  sociale  Einrichtung  die  Quelle  der  communisti- 
sehen  Irrlehren  und  die  grösste  Grefahr  liege,  der  man  nur  damit 
begegnen  kann,  dass  man  den  natürlichen  und  naturrechtliohen 
Charakter  des  Eigenthums  aufrecht  zu  erhalten  suche,  j.  Aus  dem 
Eigenthum  eine  sociale  Einrichtung  machen,*  sagt  Sudre,  .hiesse 
einen  sehr  gefahrlichen  Grundsatz  aufstellen.'  ,Denn  damit 
hörte  es  auf,  sich  auf  die  unerschütterliche  Grundlage  des  abso- 
luten  Rechtes  (!)  zu  stützen  und  beruhte  nur  mehr  auf  dem 
schwankenden  Boden  des  gesellschaftlichen  Nutzens.  Sohin 
konnte  die  Gesellschaft  und  die  sie  repräsentirende  politische 
Macht  dasselbe  nach  Belieben  ändern,  es  beschränken  und  zer- 
stören. Dessen  Aufrechterhaltung  oder  Aufhebung  war  nur  mehr 
eine  Convenienz-  und  Opportunitätsfrage.  Der  Communismus 
eines  Morelly  und  Mably  waren  ja  die  Consequenzen  einer  sol- 
chen Lehre.  Es  sollte  nicht  an  Logikern  fehlen,  dieselben  zu 
ziehen,  noch  an  Fanatikern,  dieselben  in  Anwendung  zu  bringen^).  • 


^)  Imbu  de  la  doctrine  de  Bousseau,  qui  snppose  un  6tat  antdrieur 
ä  la  societ^,  et  fait  reposer  celle-ci  sur  une  Convention,  Mirabean  sontint 
que  la  propri6t6  n*est  point  la  m  anif  es  tat  ion  d'ane  loi  primi- 
tive de  la  nature  mais  une  cr^ation  sociale.  Sudre  1.  c.  252. 

')  .  .  .  faire  de  la  propri6t6  une  cr^ation  sociale.  .  .  .  c*  etait  poser 
un  principe  plein  de  dangers.  Dans  ce  Systeme,  en  effet,  la  proprio 
et  rher6dit6  n*6taient  plus  des  cons6quence  necessaires  de  la  nature  de 
rhomme,  mais  le  resultat  d*une  Convention  hypoth^tique  et  sosceptible 
d*  6tre  annul6e  par  une  Convention  nouvelle.  Elle  cessaient  de  re- 
poser sur  la  base  inebranlable  du  droit  absolu  pour 
s* appuyer  sur  leterrain  mobile  de  r Utility  sociale.  Dks  lors, 
la  soci6t6,  le  pouvoir  politique  qui  la  repr6sente,  pouvaient  k  leui  grä  los 
modifier,  les  restreindre  ou  les  detruire.  Leur  maintien  ou  leur  abolition 
n'dtait  qu'une  question  de  convenance,  d*  opportunit6.  Le  communisme 
de  Horelly  et  de  Hably   etait  la  demiöre   consequence   d'une    paieille 
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§13. 
Natürlich  und  Conventionell. 

Trachten  wir  uns  nun  über  diese  Entgegenstellung  des  »von 
Natur  •*,  unabhängig  von  menschlichen  Satzungen,  Bestehenden 
und  des  auf  Grund  solcher  Satzungen  Geltenden,  also  des  „  Con- 
ventionellen *  und  Gesellschaftlichen,  klar  zu  werden.  Ist  diese 
Entgegenstellung  berechtigt  und  ist  das  angeblich  „Natürliche* 
in  derThat  höher  und  heiliger,  als  das  auf  menschlichen  Satzun- 
gen Beruhende? 

In  erster  Reihe  nun  und  im  Allgemeinen  hängt  diese  Ent- 
gegenstellung mit  der  Lehre  und  der  Anschauung  vom  „Natur- 
recht*  zusammen  und  in  wie  fern  es  auf  diesen  Anschauungen 
beruht,  brauchen  wir  darüber  kein  Wort  mehr  zu  verlieren  *)-• 
Das  Naturreoht  gehört  heute  wohl  zu  den  überwundenen  Stand- 
punkten und  in  so  ferne  sie  sich  darauf  stützen,  haben  Commu- 
nisten  und  ihre  Gegner  ganz  gleiohermaassen  keinen  Boden  unter 
den  Füssen. 

Betrachten  wir  aber  diese  Frage  speziell  im  Hinblick  auf 
das  Institut  des  Eigenthums.  Concediren  wir  zuerst  den  Gegen- 
satz von  Natürlichem  und  Conventionellem,  d.i.Satzungsmässigem. 
Auf  welche  "Weise  wäre  nun  das  Thatsächliche  dieser  Streitfrage 
zu  erweisen? 

Die  Communisten  behaupten,  das  Eigenthum  sei  nur  durch 
Satzungen  eingeführt,  ihre  Gegner  das  gerade  Gegentheil.  Beide 
Theile  wollen  ihre  Behauptungen  durch  philosophische  Erwägun- 
gen, auf  logisch-dialectische  Art  erweisen.  Bleibt  man  bei  dieser 
Methode,  dann  kann  der  Streit  nie  geendigt  werden.  Den  scharf- 
sinnigsten Deductionen  und  Auseinandersetzungen  der  einen  Seite, 
werden  immer  eben  solche  von  der  andern  entgegengesetzt  End- 
giltig  geschlichtet  werden  kann  der  thatsächliche  Theil  dieser 
Streitfrage  nur  auf  geschichtlichem  Wege,  wenn  man  die  Frage- 
stellung also  formulirt:  Kennt  die  Urgeschichte  der  Menschheit 
das  Eigenthum  oder  nicht?  Nur  durch  die  Feststellung  der  zeit- 


doetxine.    Les  logiciens  ne  deraient  pas  manquer  pour  la  deduire,  ni  les 
fanatiqnes  ponr  Tappliquer*.  Sadre  1.  c.  p.  254. 

0  VergL  mein  Philosophisches  Staatsrecht  §  4. 
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liehen  Ursprünglichkeit  und  Urantanglichkeit  des  Eigenthums 
kann  die  Frage  nach  der  Natürlichkeit  oder  Satzungsmässigkeit 
desselben  im  Sinne  der  Communisten  und  ihrer  Gregner  mit  eini- 
gem Anrecht  auf  Verlässlichkeit  beantwortet  werden.  Stellt  man 
aber  die  Frage  so  und  ertheilt  man  hiemit  der  Greschichte  und 
der  prähistorischen  Wissenschaft  das  Wort,  so  fallt  die  Ent- 
scheidung zu  Gunsten  der  Communisten  aus.  Weitschichtige  und 
gründliche  neuere  Forschungen,  deren  Resultate  in  dem  Buche 
von  Laveleye  ,  das  Ureigenthum  *,  auf  welches  wir  noch  aus- 
führlicher zurückkommen  müssen,  zusammengefasst  sind,  lassen 
darüber  keinen  Zweifel,  dass  das  Eigenthum  insbesondere  das 
Grundeigenthum  d.  h.  ein  einzelnen  Personen  ausschliesslich  zu- 
stehendes Recht  der  Benützung  und  Verfügung  über  Grund  und 
Boden,  in  den  Uranfängen  der  Geschichte  den  Menschen  unbe- 
kannt war ;  dass  in  diesen  Uranfängen  tiberall  nur  eine  Gremein- 
schafllichkeit  der  Benützung  und  Verfügung  über  Grund  und 
Boden  waltete,  die  erst  in  einer  späteren  Phase  der  Entwicklung 
dem  Eigenthum  d.  h.  dem  Sondereigenthum  erst  theilweise,  dann 
in  immer  grösserem  Maasse  Platz  machte.  Greschichtlich  also 
und  zeitlich  ist  das  Eigenthum  allerdings  eine  spätere,  der  Ge* 
meinschaft  folgende  Form  und  in  dieser  Beziehung  mögen  immer- 
hin die  Communisten  Recht  haben,  wenn  sie  das  Eigenthum  eine 
geschichtliche  Kategorie  nennen. 

Aber  mit  der  Entscheidung  dieses  thatsächlichen,  geschicht- 
lichen Theiles  der  Eigenthums-Streitfrage  und  zwar  zu  Ghmsten 
der  Communisten,  ist  der  Kern  derselben  noch  bei  weitem  nicht 
beantwortet.  Es  bedarf  dazu  noch  der  Beantwortung  der  übrigen 
Prinzipien-Fragen  in  die  wir  diese  grosse  Streitfrage  zerlegt  haben. 

Vor  allem  der  Frage,  ob  die  Entgegenstellung  des  Natür- 
lichen und  Satzungsmässigen  überhaupt  eine  Berechtigung  habe? 
Was  ist  natürlich,  fragen  wir  und  ist  das  menschlich  Satzungs- 
mässige,  das  Gesellschaftliche,  Conventionelle  und  Rechtliche  etwa 
mit  dem  Natürlichen  im  Widerspruch?  Ist  es  etwa  mindema- 
türlich,  oder  unnatürlich  oder  gar  widernatürlich  ? 

In  dem  Sinne,  wie  es  die  Communisten  und  auch  ihre  Gregner 
gebrauchen,  hätten  wir  unter  „  natürlich  **  dasjenige  zu  verstehen, 
was  durch  die  menschliche  Natur  bedingt,  dem  Urmenschen  sohou 
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vor,  and  unabhängig  von  jeder  gesellschaftlichen  und  staatlichen 
Satzung  eigenthümlich  war  und  daher  als  heilig  und  unantastbar 
zu  gelten  habe.  Was  hingegen  und  nachweisbar  in  späterer,  ge- 
sellschaftlicher und  staatlicher  Zeit  durch  menschliche  Satzung 
eingeführt  wurde,  das  ward  jenem  Natürlichen  als  etwas  minder 
Heiliges  und  beliebig  Modificirbares  entgegengesetzt. 

Eine  solche  Entgegenstellung  ist  nun  vollkommen  unstatt- 
haft. Denn  der  Gegensatz  von  Natürlichem  und  geschichtlich 
Gewordenem,  also  Satzungsraässigem,  ist  ein  rein  willkürlicher, 
der  nur  in  unserer  Idee,  durch  eine  willkürliche  und  ganz  be- 
liebige Abstraction  entsteht  Denn  erstens  können  wir  darüber 
was  natürlich  und  zwar  denMenschen  von  Natur  eigenthümlichsein 
soll,  gar  keine  Kenntniss  haben.  Wir  kennen  den  Menschen  nur 
als  ein  geschichtliches  und  gesellschaftliches  Produkt.  In  der 
Entwicklung  des  Menschen  den  Grenzpunkt  bestimmen  zu  wol- 
len, wo  das  Natürliche  aufhört  und  das  geschichtlich  Gewordene 
anföngt,  ist  unmöglich  und  ganz  unthunlich.  Es  ist  übrigens  ein 
vollkommenes  Verkennen  des  Wesens  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung, wenn  man  dieselbe  von  irgend  einer  natürlichen  Phase 
abtrennen  und  irgend  einem  natürlichen  Zustande  entgegensetzen 
will.  Ebenso  wie  in  der  äussern  Welt  nichts  Unnatürliches  vor- 
gehen kann,  denn  alle  Vorgänge  in  der  Natur  sind  eben  natür- 
lich: ebenso  ist  die  ganze  geschichtliche  Entwicklung  der  Völker 
und  der  Menschheit  ein  natürlicher  Process  in  dem  mchts  un- 
natürlich ist. 

Es  verräth  ein  schwaches  Denken,  wenn  man  sich  über  den 
Begriff  des  Natürlichen,  im  Gegensatz  zu  dem  geschichtlich  Ge- 
wordenen und  satzungsmässig  in  der  Gesellschaft  und  im  Staate 
Bestehenden,  keine  Rechenschaft  geben  kann. 

In  geistiger  und  in  moralischer  Beziehung  ist  der  Einzelne 
ein  Product  der  ihm  zu  Theil  gewordenen  Erziehung  und  der  in 
der  syngenetischen  Gruppe,  in  die  er  hineingeboren  ward,  herr- 
schenden Sittlichkeit.  Er  wächst  und  entwickelt  sich  in  einer  ge- 
wissen Athmosphäre  sittlicher  Begriffe  und  Anschauungen  und 
was  er  unbewusst  geworden,  wie  er  geistig  und  moralisch  sich 
unbewussterweise  herausbildete  das  alles  und  so  scheint  es  ihm 
ein^g  imd  alleia  natürlich  zu  sein. 
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Alle  die  Begriffe  und  Anschanangen  die  ihm  im  wörtlichsten 
Sinne  angeboren  sind,  weil  er  in  ihrem  Danstkreise  in*s  Leben 
trat  and  aufwuchs,  alle  diese  Begriffe  und  Anschanangen  die  ihm 
anerzogen  wurden,  bilden  fßr  ihn  die  Natur  der  Dinge,  das 
Natürliche;  denn  alle  diese  Begriffe  und  Anschauungen  ent- 
standen in  ihm  unbewussterweise,  ohne  dass  er  sich  noch  über  ihre 
Bildung  und  Entstehung  Rechenschaft  geben  konnte.  Angesichts 
dieser  geistigen  und  moralischen  Beschaffenheit  des  Menschen, 
welchen  Werth  fragen  wir,  hat  sein  Urtheil  über  das  Natürliche, 
über  das  von  Natur  dem  Menschen  Eigenthümliche  und  An^ 
borene?  Muss  ihm  doch  im  Bereiche  seiner  Begriffe  und  An- 
schauungen alles  das  als  „ natürlich'  erscheinen,  was  ohne  sein 
bewusstes  Mitwirken  in  seinem Greist  und Gemüth  entstand^ 
ist  Fängt  aber  einmal  die  tiefere  Reflexion  an,  ist  der  Mensch 
einmal  im  Stande  an  andere  Zeiten  und  Völker  seine  ,  natür- 
lichsten **  Begriffe  und  Anschauungen  zu  messen,  dann  weicht  das 
Grebiet  des  Natürlichen  immer  mehr  zurück,  dann  schrumpft  es 
immer  mehr  zusanmien,  dann  schwindet  endlich  ganz  die  Grenze, 
welche  das  Natürliche  vom  geschichtlich  Gewordenen  und  Satzungs- 
mässigen  trennt,  dann  wird  das  Natürliche  geschichtlich  und  das 
Geschichtliche  natürlich. 

Erst  von  dieser  letzteren  Erkenntniss  an  beginnt  eine  nüch- 
terne und  wahrheitsgetreue  Auffassung  der  Dinge  und  Verhält- 
nisse. Hat  man  es  einmal  begriffen,  dass  die  G-eschichte  ein 
Naturprozess  ist,  an  dessen  Anfang  ein  Chaos  roh  waltender 
Kräfte,  bei  dessen  Fortgang  allmälig  Bildung  und  Sittlichkeit  in 
fortwährendem  Entstehen  und  steigender  Macht  sich  entwickelt, 
dann  ist  man  erst  in  der  Lage,  das  Natürliche  auch  in  der  Ge- 
schichte und  in  dem  Satzungsmässigen  und  Conventionellen  zu 
erkennen  und  das  blinde  Vorurtheil  von  dem  Natürlichen  als 
einer  Voraussetzung  des  geschichtlich  Gewordenen  und  im  feind- 
lichen Gegensatz  zu  demselben  Zurückgebliebenen  und  Zurück- 
gedrängten, fallen  zu  lassen. 

Von  dieser  Erkenntniss  nun  waren  sowohl  die  blind-destruc- 
tiven  Communisten  wie  ihre  wohlmeinend-conservativen  Gegner 
weit  entfernt. 

Zu  dieser  Erkenntniss  aber  gelangt  man  durch  folgendeBe- 
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trachtuDg.  Dass  der  Mensch  ein  Stück  Natur  ist,  daran  lässt 
sich  wohl  nicht  zweifeln.  Nur  biblische  Einfalt  und  religiöse 
Vorurtheile  können  den  Menschen  als  den  Beherrscher  der  Natur 
darstellen.  In  der  That  ist  er  nur  ein  willenloses  Atom  im  gros- 
sen Weltgetriebe,  ein  Atom,  das  all  den  Kräften  unterliegt  und 
gehorchen  muss,  die  in  dem  grossen  All  der  Natur  wirksam  sind 
—  er  gehorcht  ihnen  gleich  dem  grossen  Planeten,  der  das  Weltall 
durchmisst  und  dem  mikroskopischen  Wesen,  das  im  Wasser- 
tropfen sich  tummelt 

Wohl  glaubte  der  Mensch  in  seiner  Einbildung,  dass  er  «im 
Reiche  des  Geistes,  im  Grebiete  des  Gredankens  *  Herr  sei,  dass  er 
da  den  Geboten  und  Befehlen  der  Natur  Trotz  bieten,  von 
ihr  unabhängig  sein  kann.  Doch  auch  das  war  nur  ein  Wahn. 
Die  Abhängigkeit  des  menschlichen  Geistes  von  natürlichen  Be- 
dingungen, von  all  den  in  der  Natur  wurkenden  Kräften,  lehrt  uns 
gründlich  und  beweiskräftig  die  moderne  Psychologie.  In  all  und 
jedem,  auf  physischem  und  psychischem  Gebiet,  ist  der  Mensch 
Sclave  und  nicht  Herr  der  Natur.  Wohl  ist  es  üblich  davon  zu 
reden,  dass  sich  der  Mensch  die  Natur  und  ihre  Kräfte  dienstbar 
macht:  doch  ist  das  nur  eine  Redensart,  die  gerade  das  G«gen- 
theil  von  dem  ausdrückt,  was  sie  auszudrücken  scheint  Der  Mensch 
macht  in  der  That  nur  sich  den  Kräften  der  Natur  dienstbar  — 
er  kann  nur  sich  unter  das  Joch  dieser  Kräfte  beugen  —  über 
diese  Kräfte  aber  hat  er  gar  keine  Macht 

Kann  der  Mensch  die  Expansionskraft  des  Dampfes  um  ein 
Haar  ändern?  Kann  er  dem  Magnet  gebieten,  dass  er  seine  Kraft 
anders  übe,  als  er  von  Natur  sie  übt? 

Kann  er  auf  andere,  als  die  ihm  von  Natur  vorgeschriebene 
Weise  einen  Organismus  in's  Leben  rufen  ?  Kann  er  einen  todten 
Organismus,  in  dem  die  Lebenskraft  erloschen,  wieder  beleben? 
Wo  ist  die  natürliche  Kraft,  an  deren  Wirkungsweise  der  Mensch 
ein  Jota  ändern  kann  ? 

Die  natürlichen  Kräfte  wirken  —  unabhängig  von  ihm  und 
unbezwingbar.  Er  vermag  nur  eines  —  ihre  Wirkungsweise  zu 
erkennen  und  sich  sodann  in  ihr  Joch  zu  spannen,  sich  vor  ihre 
Triebkraft  hinzustellen  und  dch  von  ihr  bewegen  und  treiben  zu 
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lassen  ^).  Wir  sagen,  er  mache  sich  diese  Kräfte  dienstbar,  da 
wir  glauben,  dass  er  sie  zn  seinen  Zwecken  ansbeatet  Welch 
grober  Irrthum.  Die  Sache  verhält  sich  gerade  umgekehrt  In 
derThat  macht  er  sich  diesen  Kräften  dienstbar  und 
diese  , seine"  Zwecke,  die  er  mittelst  derselben  erreicht,  sind  nur 
Zwecke,  oder  wenn  man  will  Erfolge  der  Natur,  die  sie 
mittelst  ihrer  Kräfte  (den  Menschen,  der  auch  nur  eine  solche 
natürliche  Kraft  vorstellt,  mit  inbegriffen)  erreicht. 

Freilich,  in  dem  Mikrokosmos  in  dem  wir  uns  bewegen, 
können  wir  uns  eine  solche  Anschauung  der  Dinge  schwer  an- 
eignen, liier  verwirrt  unsere  Sinne  dieser  kleine  eingebildete  Despot, 
der  da  meint,  die  ganze  Welt  sei  für  ihn  nur  da  und  drehe  sich 
nach  seiner  Pfeife;  hier  macht  uns  der  überall  sich  breitmachende 
und  herandrängende  „  Wille  "  des  Einzelnen  an  der  ewigen  Ord- 
nung, Harmonie  und  Nothwendigkeit  irre;  hier  sehen  wir  vor 
lauter  willkürlichem  Bewegen  und  Handeln,  da  wir  mitten  in 
diesem  kleinlichen  Getriebe  stecken,  nicht  das,  nach  ewigen,  un- 
wandelbaren Gesetzen  und  Regeln  sich  entwickelnde  Leben  der 
Menschheit. 

Uebrigens  ist  ja  unser  geistiges  Auge  ebenso  unvollkommen, 
wie  unser  physisches.  Wie  wir  mit  diesem,  die  Erscheinungen  der 
Natur  und  des  Lebens  nur  von  einer  gewissen  materiellen  Grösse 
angefangen  beobachten  können  und  unter  derselben  uns  das 
Mikroskop  nur  sehr  unzulängliche  Dienste  leistet,  so  dass  wir 
wohl  z.  B.  die  Lebensweise  grösserer  Thiere,  von  den  unzähligen 
aber,  im  Wassertropfen  lebenden  Geschöpfen,  mit  dem  Mikroskop 
nur  wenig  mehr  als  die  Thatsache  ihrer  Existenz  kennen:  ganz 
so  verhält  es  sich  mit  unserem  geistigen  Auge,  das  uns  geistige 
Erkenntniss  vermittelt.  Ja  noch  schlimmer,  denn  hier  fehlt  uns 
vollkommen  ein  Apparat,  der  uns  auf  geistigem  Gebiete  die  Stelle 
des  Mikroskops  vertreten  würde.  Wir  ahnen  wohl,  dass  auch  das 
Thun  und  Lassen  des  Einzelnen  unter  höheren  Gesetzen  steht, 
dass  dem  freien  Willen  ein  unmerklich  kleiner,  vielleicht  gar  kein 


^)  Charakteristisch  ist  daher  der  Aussprach  des  Engländers  Dr. 
Ure,  ans  Anlass  der  grossen  mit  Dampf  getriebenen  Fabriken :  » In  diesen 
grossen  Werkstätten  versammelt  die  wohlthätige  Macht  des  Dampfes  ihre 
Myriaden  von  Unterthanen*  (bei  Marx  Capital  S.  411). 
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Wirkungskreis  eingeräumt  ist:  aber  unser  Almen  kann  hier  we- 
gen Unzulänglichkeit  unserer  geistigen  Erkenntnissmittel  vorder- 
hand nicht  zu  irgend  einer  Gewissheit  gedeihen. 

Dagegen  gestaltet  sich  fOr  unsere  geistige  Erkenntniss  die 
Sachlage  schon  viel  günstiger,  wenn  wir  zu  jenen  grösseren  Ob- 
jeoten  au&teigen,  die  unser  geistiges  Auge  auch  unbewaffiiet  wahr- 
nehmen und  betrachten  kann.  Diese  grösseren  Objecto  auf  dem 
Oebiete  des  menschlichen  und  menschheitlichen  Lebens  sind  die 
verschiedenen  gesellschaftlichen,  sozialen  Gruppen,  die  durch  ir- 
gend ein  gemeinsames  Interesse  verbunden  i),  in  gemeinsamer 
Richtung  handelnd  in  das  Leben  und  die  Geschichte  der  Mensch- 
heit eingreifen. 

Im  Thun  und  Lassen  dieser  grösseren  Beobachtungsobjecte 
ist  es  uns  nicht  mehr  unmöglich  und  auch  nicht  mehr  schwer,  jene 
festen  Regeln  und  Gesetze  zu  erkennen,  denen  sie  unvermeidlich 
gehorchen;  jene  natürlichen  Kräfte  zu  entdecken,  die  ihrem  Leben 
und  Handeln  die  festen  Bahnen  vorzeichnen,  von  denen  keine 
menschliche  Kraft  je  sie  abzudrängen  im  Stande  ist.  Da  sehen 
wir  das  allmächtige  Wirken  dieser  Naturkräfbe,  da  erscheint  das 
Handeln  dieser  einzelnen  Theile  der  Menschheit,  dieser  sozialen 
Gruppen,  als  gewissen,  klar  erkennbaren  natürlichen  Kräften  un- 
abänderlich unterworfen  und  von  denselben  beherrscht  —  und 
diese  Erkenntniss,  die  auf  dem  Gebiete  des  Individuallebens  so 
schwer,  ja  nicht  erreichbar,  ist  auf  dem  Gebiete  dieser  grösseren 
Objecte  so  weit  vorgeschritten,  dass  wir  auf  Grund  derselben  in 
den  meisten  Fällen  auch  das  künftige  Handeln  und  Vorgehen 
dieser  socialen  Gruppen  mit  grosser  Gewissheit  vorausbesdmmen 
können. 

Nun  ist  aber  die  Geschichte  nichts  anderes  als  die  Gesamint- 
heit  der  Bewegungen  und  Handlungen,  die  Darstellung  des  Le- 
bens und  Webens  dieser  socialen  Gruppen.  Denn  nur  von  solchen 
Gruppen  gehen  alle  geschichtlichen  Thaten  aus,  wenn  auch  der 
täuschende  Schein  oft  Einzelne,  an  der  Spitze  dieser  Gruppen 


^)  Ueber  die  Hannigfaltigkeit  der  gesellschaftlichen  Gruppen  und 
Kreise  je  nach  den  Terschiedenen  natürlichen,  materieUen  oder  geistigen 
Interessen  um  die  sie  sich  concentriren,  vergl.  mein  Philosophisches  Staats- 
recht §  12. 
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wkdiligareB  Beruf  im  StMta.  Sie  sind  Mittel  uud  Stütien  der 
Herrschaft  und  kikinen  als  solohe  nioht  eutbehrt  werden.  IKe 
Uebel  und  Mängel  dieaer  Einriohtungen  laisaen  sieh  also  nur  im 
steten  Hinbliok  auf  die  Interessen  des  Staates  müdem  und  so  so 
sagen  bunoanisiren;  beseitigen  lassen  sie  sich  aber  nicht,  da  sie 
nur  nothwendige  Bt'gleiterscheinungen  der  Herrschaft  sind.  Wir 
wiederholen  es,  alles  sociale  Elend  und  also  auch  alle  socialen 
Fragen'  würden  geUtot  und  beseitigt,  wenn  einmal  das  Mittel  ge^ 
funden  wäre,  dass  die  Mensehen  nebeneinander  ohne  Herrschaft 
der  Einen  über  die  Andern  leben  k(Vnnten.  Vorderhand  ist  aber 
die  Möglichkeit  eines  solchen  Zustandes  eben  sowenig  absnsehen 
wie  die  Möglichkeit  des  Athmeus  im  luftleeren  Haume. 

§  19- 
Rodbertus. 

Einen  Schriftsteller,  der  von  seiner  ganz  selbstständig  und 
originell  aufgestellton  Gesellsohafts-  und  Wirth8chaftsthtM)rie 
sagt:  dieselbe  vermeide  die  Unklarheit  undVerirrungen  der  tVan- 
zösischen  Socialisten  und  kehre  den  Grundsatz  «das  Eigenthum 
ist  Diebstahl  *  in  den  richtigeren  um :  das  i'^genthum  ist  vor 
Diebstahl  «u  behüten  ^)  —  einen  solchen  Schriftsteller  darf  man 
wohl  nicht  zw  den  Socialisten  riHjhnen. 

Dennoch  spielt  RodlnTtus  in  der  theoretischen  Entwicklung 
der  socialen  I*>age  eine  beileutende,  nicht  hoch  genug  anzuschla- 
gende Rolle,  und  das  aus  zwei  Gründen. 

Erstens  hat  er  wie  kaum  einer  vor  ihm  das  Wt^sen  der 
socialen  Frage  in  echt  wissenschatUicher  Weise  untersucht  und 
behandelt  und  lieferte  so  den  gleichzeitigen  und  folgenden  socia- 
listischen  Schriftsteller  das  wichtigste  thatsächliche  Material, 
den  wahren  Status  causae,  den  diese  zur  Verfassung  ihrer  Anklage- 
schrift gegen  die  bestehenden  Verhältnisse  benützten  und  um  so 
besser  benützen  konnten,  da  RodlH>rtu8  sich  keiner  irgendwie 
möglichen  Beschönigung  der  Wirklichkeit  beflissen,  dieselbe  viel- 
mehr in  ihrer  ganzen  unerbittlichen  Nacktheit  darstellte. 

')  SoelAl»  Briefe  «n  ron  Rirchmami  tmi  Kodbsitas  dritter  Brief 
BsriUi  18S1.  &  Ifta. 
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scheinung  im  Hinblick  auf  den  geschichtlichen  Fortschritt  der 
Menschheit. 

A  n  m.  a)  Das  Handeln  des  einzelnen  Indiriduiiins  tr&gt  schein- 
bar den  Charakter  des  Willkürlichen  und  Zufälligen  an  sich.  Die- 
ser Charakter  schwindet  aber  ganz,  wenn  wir  das  Vorgehen  ganzer 
socialer  Gruppen  in's  Auge  fassen.  Betrachten  wir  z.  B.  das  Vor- 
gehen der  ein/einen  Stände  im  Staate,  so  lassen  sich  die  bestimmten 
Kegeln  und  Normen,  nach  denen  dasselbe  sich  richtet,  nicht  Ter- 
kenneu.  Ein  mächtiger  Stand  im  Staate,  sagen  wir  z.  B.  ein  Stand 
der  Grossgrundbesitzer,  wird  inuner  und  überall  danach  trachten 
die  gesetzgebende  Gewalt  in  seinen  Händen  zu  behalten  und  wird  den 
nichtbesitzenden  Stand  so  weit  er  es  kann  Yon  der  Gesetzgebung 
ausschliessen.  Dieses  Bestreben  und  das  aus  demselben  resultirende 
Vorgehen  wird  sich  in  allen  Ländern  und  in  allen  Zeiten  gleich- 
bleiben. Betrachten  wir  z.  B.  das  Vorgehen  des  mittelalterlichen 
Adels  in  allen  continentalen  Staaten,  in  England  wie  in  Ungarn,  in 
Frankreich  wie  in  Spanien,  so  werden  wir  darin  leicht  dieselben 
Motive  und  Triebfedern  und  in  Folge  dessen  dieselbe  Art  und  Weise, 
dieselbe  Methode  entdecken.  Daher  wird  uns  die  in  den  Händen 
des  Adels  ruhende  und  yon  ihm  ausgeübte  Gesetzgebung  dieser 
Staaten  dieselben  Tendenzen  und  Grundrichtungen,  dieselben  Zwecke 
und  Ziele  yerrathen. 

Oder  betrachten  wir  das  Verhalten  des  Mittelstandes,  der 
zwischen  Landvolk  und  Grossgrundbesitz  gestellt,  seine  Interessen 
wahrzunelinien  hat.  Wir  werden  in  den  verschiedensten  Ländern 
sein  Vorgehen  unter  bestimmten  Verhältnissen  ganz  gleich  finden. 
Betrachten  wir  z.  B.  wie  sich  dieser  Mittelstand  in  Folge  von  ge- 
wissen bedeutenden  Entdeckungen,  oder  in  Folge  sich  ausbreitender 
Bildung  und  Aufklärung  verhält:  wir  werden  überall  an  ihm  die- 
selben Bewegungen  und  Zuckungen,  dieselben  Bestrebungen  und 
dieselbe  Entwicklung  wahrnehmen  und  es  wird  uns  nicht  schwer 
sein,  auf  Grund  dieser  einmal  erkannten  Gesetze  seiner  Entwicklung 
und  der  natürlichen  Kräfte,  die  für  seine  Bewegung  maassgebend  wa- 
ren, in  andern  Ländern,  wo  sich  ein  solcher  Mittelstand  erst  zu  bU- 
den  anfängt,  den  Gang  seiner  Entwicklung  vorauszubestimmen,  ja, 
sein  Verhalten  unter  bestimmten  einzutretenden  Verhältnissen  und 
Bedingungen  ganz  genau  im  Voraus  anzugeben. 

Oder  nehmen  wir  das  Verhalten  von  verschiedenen  syngeneti- 
schen  Menschengruppen,  zwischen  denen  gar  keine,  weder  Bluts- 
noch  geistige  Gemeinschaft  obwaltet,  z.  B.  der  Weissen  und  der 
Rothhäute  Amerika's  zu  einander.  Es  bedurfte  nicht  viel  Scharf- 
sinnes, um  dieses  ihr  gegenseitiges  Verhältniss  seinerzeit  voraus- 
zusehen und  auch  heutzutage  ist  man  über  die  zukünftige  Ent- 
wicklung  desselben  nicht  im  Zweifel.      Die  Rothhäute  werden  den 
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Weissen  wo  sie  es  nur  können,  Hass  und  Feindschaft  entgegen  brin- 
gen und  die  Weissen  werden  schliesslicli  die  Rothhäute  immer  weiter 
von  ihrem  heimischen  Boden  yerdrängen  und  schliesslich  dieselben 
ganz  vertilgen. 

Oder  nehmen  wir  die  Verhältnisse  auf  yolkswirthschafblichem 
Grebiete.  Wir  kennen  schon  so  weit  die  Normen  und  Gesetze  der 
yerkehrtreibenden  Menschengruppen,  der  wirthschaftlichen  Factoren, 
dass  wir  jeder  neuen  wirthschaftlichen  Erscheinung  oder  Thatsache 
gegenüber,  das  Verhalten  und  die  Politik  jedes  dieser  Factoren  genau 
angeben  können,  da  sich  ihr  Vorgehen  nach  ganz  festen  und  un- 
wandelbaren Gesetzen  regelt.  Wir  können  genau  im  Voraus  be- 
stimmen, dass  nach  Eintritt  gewisser  wirthschaftlicherErscheinimgen 
und  Ereignisse  die  grossen  Industriellen  eines  LAndes  ihre  Thätig- 
keit  ausbreiten  und  potenziren  oder  im  Gegentheil  dieselbe  ein- 
schränken oder  gar  einstellen  werden.  Die  Ursachen,  warum  die 
Arbeiterbeyölkerung  in  einem  Zeitpunkte  willig  arbeitete,  in  einem 
andern  strikte  u.  dgl.  sind  kein  Geheimniss,  d.  h.  dieses  Vorgehen 
beruhte  nicht  auf  purer  Willkür  oder  auf  Zufälligkeiten,  sondern 
folgte  gewissen  festen  Gesetzen  und  war  yon  gewissen  natürlichen 
Kräften  beherrscht. 

Oder  wenn  wir  im  Parlamente  die  Vertretungen  yerschiedener 
Stände  und  Klassen  des  Staates  beobachten,  so  nehmen  wir  nicht 
nur  die  geheimsten  Gesetze  und  Normen  ihres  Vorgehens  in  Ver- 
gangenheit und  Zukunft  wahr,  sondern  wir  können  auch  auf  Grund 
dieser  Erkenntnisse  das  Verhalten  jeder  dieser  Partei  als  Vertretung 
ihres  Standes  und  ihrer  Klasse  bei  jedem  zukünftigen  Anlasse  im 
Voraus  bestimmen.  Wir  können  im  Voraus  wissen,  dass  die  Vertre- 
tung der  Industrie  sich  für  Schutzzölle  auf  Fabrikate  und  gegen 
Getreidezölle  erklären  werde;  dass  sich  die  Vertreter  der  herr- 
schenden Kirche  gegen  den  Schulzwang  und  gegen  Ausdehnimg  der 
Schulpflicht  stemmen  werden;  dass  Vertreter  der  Arbeiter,  wenn  sie 
im  Parliunente  erscheinen,  das  allgemeine  Stimmrecht  yerlangen 
werden  u.  s.  w.  u.  s.  w. 

Wir  sehen  also,  dass,  während  das  Thun  und  Lassen  des  ein- 
zelnen Individuums  imerklärlich  ist,  während  dasselbe,  wie  erwähnt 
den  Charakter  des  Willkürlichen  oder  Zufälligen  an  sich  trägt  und 
der  Lehre  vom  freien  Willen  eine  genügende  Stütze  bietet:  im  Ge- 
gentheile  das  Thun  und  Handeln  der  socialen  Ghruppen  nach  gewissen 
klar  zu  Tage  liegenden  Gesetzen  und  Regeln  vor  sich  geht,  so  dass 
bei  demselben  nur  noch  von  einer  Nothwendigkeit,  keinesfalls  aber 
von  einem  freien  Willen  die  Rede  sein  kann,  was  zur  Folge  hat, 
dass  wir  dieses  Vorgehen  imd  Handeln  in  den  meisten  Fällen  auch 
für  die  Zukunft  mit  derselben  G^wissheit  wie  bereits  bekannte 
Naturprozesse  vorausbestimmen  können.     Somit  fängt  für  unsem 
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Geist  bei  den  socialen  Gruppen  eine  Erkenntniss  an,  die  sich  bei  den 
Indiriduen,  wahrsobeinlich  in  Folge  der  UnzolAngliohkeit  unserer 
geistigen  Erkenntnissmittel  noch  nicht  Bahn  brechen  konnte  ^). 

§  14. 

Berechtigung  des  Privateigenthams. 

Wenden  wir  nan  die  Aasfähmngen  des  vorigen  Paragraphen 
auf  die  Frage  der  Berechtigung  des  Privateigenthnms  an.  Wir 
erwähnten  schon,  dass  die  Gommunisten  in  diesem  Punkte  Recht 
behalten,  dass  das  Privateigenthum  eine  verhältnissmässig  spät 
ausgebildete  Einrichtung  sei.  Das  prius  des  Eigenthums  aber, 
die  ihm  vorausgegangene  Form  der  Beziehung  der  Menschen  zu 
den  benutzbaren  Gregenständen  der  äussern  Welt,  insbesondere 
zu  Grund  und  Boden,  war  die  gemeinschaftliche  Benützung.  Diese 
historischeThatsache,werden wirnoch unten  durch dieLaveleye'sche 


')  Freilich  giebt  uns  anch  schon  diese  Erkenntniss  der  Geset» 
und  Regeln,  nach  denen  die  socialen  Gruppen  Toigehen  eine  wichtige 
Handhabe  nm  die  Handlungsweise  der  IndiTidnen,  m  so  ferne  sie  Ton 
gewissen  festen  Kegeln  undGtesetEen  beherrscht  wird,  m  erkennen.  Denn 
wenn  die  Handlungsweise  der  socialen  Gmppe  eine  regel-  nnd  normen- 
mässige  ist  nnd  der  Willkükr  und  dem  ZufaU  keinen  Spielraum  gewährt, 
so  ist  es  klar,  dass  auch  das  Individuum  in  so  ferne  es  ein  Bestandtheil 
einer  gewissen  socialen  Gruppe  ist,  eine  im  voraus  fest  bestimmte  Linie  sei- 
nes Vorgehens  und  Handelns  vorgezeichnet  hat,  die  es  im  grossen  Ganzen 
einhält.  Daher  bewegt  sich  die  Handlungsweise  und  das  Vorgehen  des 
Individuums,  in  so  ferne  es  ein  normales  und  berechenbares  Individuum 
also  um  den  statistischen  Ausdruck  zu  gebrauchen,  ein  Durchschnitts- 
individuum ist,  in  den  engen  Grenzen  der  von  seiner  socialen  Gruppe 
eingehaltenen  Bahn.  Somit  hätten  wir  auch  schon  für  die  Erkenntniss 
und  Bestimmung  der  Handlungsweise  nnd  des  Vorgehens  des  einzelnen 
Individuums  gewisse  Anhaltspunkte,  denn  seine  Willkühr,  sein  »freier 
Wille  *,  kann  diese  Grenzen  der  Bahn  die  seine  betreffende  sociale  Gmppe 
wandelt,  nicht  überschreiten  nnd  muss  sich  innerhalb  dieser  Grenzen  hal- 
ten, was  nun  im  grossen  Ganzen,  kleine  Abweichungen  abgerechnet,  auch 
für  den  Einzelnen  eine  gebundene  Marschroute  ergiebt.  Selbstverständ- 
lich wollen  wir  mit  diesen  Bemerkungen  auf  das  philosophische  Problem 
des  freien  Willens  nicht  eingehen,  nur  schien  es  uns  wichtig,  bei  Gre. 
legenheit  der  Betrachtung  der  socialen  Gruppen,  der  Gesetzmässigkeit  nnd 
Natumothwendigkeit  ihres  Handelns,  auch  auf  den  Zusammenhang  dieser 
Erscheinung   mit  dem  Problem   des    freien  Individualwillens  hinzuweisen. 
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Darstellung  erhärtet  sehen.  Auf  welche  Weise  ging  nun  die  Gre- 
meinschaftlichkeit  der  Benützung  in  das  Eigenthum  über?  Wir 
erwähnten  dieses  Ueberganges  schon  früher  und  müssen  ihn  hier 
näher  in*s  Auge  fassen. 

Die  Gemeinschaft  der  Benützung  war  eine  ganz  natürliche 
Erscheinung  inmitten  der  primitiven  syngenetischen  Gruppe,  im 
Bereiche  der  einen  Horde,  des  einen  Stammes.  Es  war  das  jene 
Urzeit,  in  der  der  Einzelne  noch  nicht  als  solcher  zur  Geltung 
kam  —  wo  die  Horde  ein  Gesammtleben  führte  das  sich  von 
dem  Leben  der  Thierhorden  vielleicht  wenig  unterschied.  Aus 
jener  Urzeit  des  Menschengeschlechts  hat  prähistorische  Forschung 
Spuren  mangelnder  Familieneinrichtungen,  vollkommener  ge- 
schlechtlicher Gemeinschaft  und  des  Mangels  jedes  Eigenthums 
aufgedeckt. 

Auf  welche  Art  und  Weise  aber,  nach  jenen  vorgeschicht- 
lichen und  vorstaatlichen  Prämissen  das  Individual-Eigenthum 
mitsammt  den  übrigen  Individualinstituten,  wie  z.  B.  der  Fa- 
milie, sich  festsetzte,  darüber  giebt  uns  schon  beglaubigte  Ge- 
schichte sicherere  Nachricht.  Namentlich  in  Betreff  des  Eigen- 
thums, beginnt  die  Geschichte  fast  jeden  Staates  mit  Eroberung 
und  gewaltsamer  Unterwerfung  eines  bewohnten  und  durch 
eine  ansässige  Bevölkerung  besetzten  Landes,  nach  welcher  Er- 
oberung wir  sodann  immer  und  überall  die  Sieger  und  Eroberer 
im  ESgenthum  des  eroberten  Landes  und  die  Besiegten  und  Unter- 
worfenen ihnen  gelgenüber  als  die  Nichtbesitzenden  erblicken.  Es 
kann  also  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  Eroberung  überall 
der  früheren  Gemeinschaft  der  Benützung  ein  Ende  machte,  und 
dass  zugleich  mit  dem  entstehenden  Gegensatz  der  Herrscher  und 
Beherrschten  und  somit  dem  Anfange  des  Staates,  sich  auch  der 
Gegensatz  der,  ihres  (gemeinschaftlichen)  Besitzes  Entblössten  zu 
den  neuen  Besitzern  und  Eigenthümem  herausbildete.  Dass  dieser 
.  neue  eroberte  Besitz  zuerst  noch  viele  Züge  der  Gemeinschaft- 
lichkeit mit  Bezug  auf  die  Eroberer  an  sich  trug,  scheint  aus 
vielen  noch  spät  erhaltenen  Spuren  hervorzugehen:  aber  nicht 
minder,  dass  das  Interesse  der  neuen  Herrschaftsorganisation,  des 
neugegründeten  Staates,  sehr  bald  die  Einführung  des  Individual- 
eigenthums  in  der  herrschenden  Klasse  forderte  und  förderte. 
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Das  iDdividualeigenthum  ist  somit  msprODglich,  wie  wir  das 
schon  oben  (I  §  27)  erwähnten,  als  eine  Herrschaftsmaassregel  ein- 
geführt worden,  als  ein  Stück  der  nenen  Herrschaftsorganisation, 
als  eine  der  Grundlagen  des  Staates.  Es  entstand  in  einem  der 
wichtigsten  Knotenpunkte  der  Entwicklung  der  Menschheit,  beun 
Zusammentreffen  zweier  blutsfremden  Stänune,  yon  denen  der 
eine  siegend  und  erobernd  dnrch  die  Gründung  seiner  Herrschaft 
und  somit  eines  Staatswesens,  die  neue  bisher  ungeahnte  fort- 
schrittliche Entwicklung  ermöglichte  und  anbahnte.  So  ist  das 
Institut  des  Eigenthums  und  zwar  des  Individualeigenthoms 
mit  den  wichtigsten  Errungenschaften  des  menschlichen  Geistes, 
mit  geordneter  Herrschaft,  mit  dem  Staat  und  mit  fortschrittlicher 
Entwicklung  innig  verknüpft  und  derUebergang  von  derG«mein- 
schaftlichkeit  der  Benützung  zum  Eigenthum  bezeichnet  eme  der 
segensreichsten  und  wohlthätigsten  Wandlungen  menschlicher 
Geschichte. 

Wenn  aber  die  G)mmunisten  darauf  Nachdruck  legen,  dass 
die  Gemeinschaft  der  Güter  das  Ursprüngliche  und  das  Natür- 
liche sei,  so  ist  es  klar,  dass  die  Einfuhrung  des  Eigenthums 
durch  das  staatsgründende,  erobernde  Element  ganz  ebenso  ein, 
nach  ewig  unwandelbaren  Gesetzen  sich  vollziehender  Act  eines 
nothwendigen  Naturprocesses  war.  Denn  hier  haben  wir  ^s  wie- 
der mit  socialen  Gruppen  zu  thun,  deren  Thun  und  Handeln  mit 
nichten  der  Willkühr  oder  einer  zufalligen  Laune  entspringt,  son- 
dern gemäss  natürlicher  Kräfte  und  constanter  Natur- 
gesetze vor  sich  geht.  Wo  immer  aber  zwei  blutsfremde  ein- 
ander physisch  und  moralisch  ungleiche  sociale  Gruppen  entgegen- 
treten, da  giebt  es  für  die  Höherstehenden,  für  die  Entwickelteren 
keine  andere  Wahl,  als  die  Niedrigeren,  die  minder  Ent- 
wickelten zu  unterjochen  und  ihrer  Herrschaft  zu  unterwerfen. 
Die  Herrschaft  des  Stärkern,  des  geistig  Ueberlegeneren  ist  ein 
Naturgesetz,  dem  sich  der  Einzelne  vielleicht  in  launenhafter  Re- 
signation entziehen  kann,  dem  aber  die  sociale  Gruppe  gar  nicht 
entgehen  kann.  Ist  sie  einmal  die  mächtigere,  die  geistig  höher 
entwickelte,  dann  fallt  ihr  die  Herrschaft  unvermeidlich  zu, 
dann  kann  sie  sich  der  üebung  derselben  über  die  minder  ent- 
wickelte sociale  Gruppe  gar  nicht  entwinden.  Die  Herrschaft  wird 
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ihr  mit  eben  solcher  Naturnothwendigkeit  zufallen,  wie  beim 
Aufgehen  der  Sonne  die  Finsterniss  sich  zerstreut,  mag  es  die 
Sonne  , wollen*  oder  nicht.  Die  Herrschaft  der  mächtigeren 
socialen  Gruppe  über  die  schwächere  ist  ein  Naturgesetz,  wie  nur 
irgend  eines  auf  dem  Gebiete  der  unorganischen  oder  organischen 
Natur  —  und  alles  das  was  die  mächtigere  sociale  Gruppe  zur 
Gründung,  Erhaltung  und  Befestigung  ihrer  Herrschaft  vornimmt 
und  thut,  das  thut  sie  mit  eben  solcher  Naturnothwendigkeit  als 
blindes  Werkzeug  dieses  zwingenden  natürlichen  Gesetzes,  wel- 
ches durch  die  Herrschaft  der  mächtigeren  socialen  Gruppe  über 
die  schwächere  wieder  höhere  geschichtliche  Zwecke  verfolgt  oder 
wenigstens  höhere  geschichtliche  Erfolge  herbeiführt.  So  voll- 
zieht sich  denn  die  Einführung  des  Individualeigenthums  seitens 
der  staatgründenden,  erobernden  socialen  Gruppe  mit  einer  ele- 
mentaren Gewalt  und  Nothwendigkeit,  der  wohl  das  Attribut 
„natürlich*,  welches  die  Q)mmunisten  nur  der  vorstaatliohen 
Gütergemeinschaft  zuerkennen  wollen,  in  eben  solchem  Maasse 
zukommen  mag.  Und  diese  „Natürlichkeit*,  diese  von  einem 
höheren  Naturgesetze  geforderte  Nothwendigkeit  des  Eigenthums, 
geht  ja  auch  schon  daraus  klar  hervor,  dass  sich  die  Einführung 
desselben  immer  und  überall,  in  der  gleichen  Entwioklungsphase 
der  Völkergeschichte,  zugleich  mit  der  Herrschaft  der  einen  socia- 
len Gruppe  über  die  andere,  zugleich  mit  der  Gründung  des 
Staatswesens,  Bahn  bricht  und  zwar  auf  ganz  gleiche  Weise,  in 
allen  Zeiten  und  in  allen  Weltgegenden  wo  immer  wir  unsem 
Blick  werfen,  in  China  und  Indien  —  in  allen  Staaten  Europas 
—  in  Afrika  und  Amerika. 

Und  angesichts  dieser  überwältigenden  Erscheinungen  sollte 
es  gestattet  sein ,  das  Eigenthum  eine  bloss  „  satzungsmässige, 
conventioneile  *  also  eine  willkührliche,  momentaner  Laune  ent- 
springende Institution  zu  nennen?  Oder  sollte  es  gestattet  sein, 
diesem  welthistorischen  Institute,  das  mit  der  Gründung  der 
Staaten,  also  mit  der  ganzen  fortschrittlichen  Entwicklung  der 
Völker  in  einem  innigen,  streng  causalen  Zusammenhang  steht, 
die  „Illegalität*  seiner  Entstehung  vorzuwerfen?  Als  ob  Herr- 
schaft der  Einen  über  die  Andern  je  auf  andere  Weise  als  durch 
Grewalt  oder  List  hergestellt  werden  könnte!  —  Herrschaft  — 
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die  doch  die  oouditio  sine  qua  non  jedes  geordneten  menschlichen 
Zusammenlebens  die  erste  und  unvermeidlichste  Bedingung  jedes 
geistigen  und  sittlichen  Fortschrittes  ist  Dieser  weltgeschicht- 
lichen Institution  des  Eigenthums  den  Vorwurf  des  nicht.  Natür- 
lichen *  machen,  ist  eben  so  kindisch,  wie  an  der  E}ntstehung  des- 
selben durch  Gewalt  denMackel  des  ,  Unrechtlichen  *  und  ,  Un- 
rechtmässigen '  finden  wollen  -  -  lauter  Kriterien  die  unserm  Greiste 
ganz  fremd  geblieben  wären  ohne  Voraussetzung  der  gewalt- 
samen Staatsgründung  und  der  mit  derselben  innig  verknüpften 
Einföhrung  des  Eigenthums.  Denn  nur  jene  gewaltigen  Nator- 
processe  der  Staatsgründung  und  Organisirung  der  staatlichen 
Herrschati,  also  unter  anderen  auch  der  ESnföbrung  des  ESgen- 
thums  brachten  die  geistige  und  sittliche  Entwicklung  der  Völ- 
ker zu  Wege,  die  unserem  Greiste  mit  der  Zeit  die  Begriffe  von 
Recht  und  Unrecht,  von  vertragsmässigem  und  gewaltthätigem 
Handeln  beibrachten  und  einprägten. 

Nun  mit  diesen  Begriffen  von  Rechtmässigem  und  Vertrags- 
mässigem im  Gegensatz  zu  Unrechtmässigem  und  Grewaltthätigem 
an  die  ersten,  natumothwendigen  Anfange  der  Staatsgründcng  sich 
wenden  und  die  dabei  mit  elementarer  Nothwendigkeit  sich  geltend 
machenden  Vorgänge  und  Acte  kritisiren  und  verurtheilen  wol- 
len das  ist  wohl  ein  rein  kindisches  und  unvernünftiges  Beginnen. 

§  15. 
Eigenthum  als  Herrschaftsmittel. 

Wir  haben  in  den  obigen  zwei  Paragraphen  das  Unhaltbare 
der  Entgegenstellung  des  Natürlichen  und  geschichtlich  Grewor- 
denen  hervorgehoben  und  sodann  die  geschichtlich  nachweisbare 
Einführung  des  Eigenthums  als  ein  Stück  Naturprocesses  kennen 
gelernt,  der  an  ^Natürlichkeit*  keinem  früheren  Zustand  etwas 
nachzugeben  braucht  und  auf  den  die  Kriterien  der  Rechtssphäre 
vollkommen  unanwendbar  sind.  Es  bleibt  uns  nur  noch  übrig, 
einen  Gedanken  näher  auszuführen,  den  wir  schon  oben  gelegent- 
lich aussprachen,  namentlich  die  Einführung  des  Instituts  des 
Eigenthums  als  Herrschaftsmittels,  als  einer  auf  Erhaltung  der 
Herrschaft  abzielenden  Maassregel,  nachzuweisen.  Diese  Aus- 
führung soll  die  wahre  Natur  und  das  innerste  Wesen  des 
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Eigenthums,  welches  die  Communisten  sowohl  als  ihre  Gregner 
ganz  verkannten,  aufdecken. 

Wir  sahen,  wie  das  Eigenthum  als  nothwendige  Folge  der 
Staatsgründung  entstand.  Fragen  wir  uns  nun,  was  war  denn 
dieses  Eigenthum  in  jenen  ersten  Anfangen,  was  war  sein  Zweck 
und  was  seine  Aufgabe.  Die  Juristen  pflegen  das  Eigenthum, 
wie  es  sich  ihnen  im  Staate,  in  der  Sphäre  des  staatlich  ge- 
schaffenen Rechtes  darstellt,  als  die  Befugniss  und  das  Recht  zu 
erklären,  über  einen  Gregenstand  nach  Belieben  zu  verfügen  und 
jeden  andern  von  der  Benützung  dieses  Gegenstandes  auszu- 
schliessen. 

Denken  wir  uns  nun  jene,  den  Staat  gründenden  Eroberer, 
die  das  eroberte  Land  gewaltsam  in  Besitz  nahmen.  Was  konn- 
ten sie  dabei  für  Ziel  im  Auge  haben,  welchen  Zweck  konnten 
sie  dabei  verfolgen  ?  War  es  ihnen  etwa  darum  zu  thun  über 
das  eroberte  Land  d.  h.  über  den  occupirten  Grund  und  Boden 
ausschliesslich  zu  verfügen?  War  ihr  Augenmerk  etwa  nur  dar- 
auf gerichtet,  den  eroberten  Boden  benützen  zu  können  —  und 
von  der  Benützung  desselben  jeden  andern  auszuschliessen?  Woll- 
ten sie  mit  einem  Worte,  ein  solches  Eigenthum  für  sich  con- 
stituiren,  wie  es  die  römischen  Juristen  und  ihre  modernen  Jün- 
ger formuliren?  Handelte  es  sich  ihnen  im  Grunde  um  ein  aus- 
schliessliches Verfügungsrecht  über  Grund  und  Boden?  Keines- 
wegs. Um  was  es  sich  diesen  ersten  Begründern  des  ESgenthums 
handelte,  das  war  mit  nichten  das  Verfügungsrecht  über  die 
Sache,  über  den  Grund  und  Boden.  Wenn  es  sich  ihnen  nur 
darum  handeln  würde,  so  brauchten  sie  denselben  nicht  erst  mit 
Gewaltanwendung  andern  Besitzern  abzuringen  und  vielleicht 
gar  mit  Strömen  Blutes  zu  erkaufen :  denn  herrenlosen  Grund 
und  Boden  gab  es  damals  noch  genug  in  der  Welt  Aber  diesen 
ersten  Staatsgründem  handelte  es  sich  in  erster  Linie  nicht  um 
das  Land,  nicht  um  den  Boden,  sondern  um  die  Arbeiter,  die 
den  Boden  fiir  sie  bearbeiten  sollten,  um  die  S  kl  a  v  en,  die  ihnen 
IKenste  leisten  sollten.  Die  unterworfene  und  nun  zu  Diensten 
verurtheilte  Bevölkerung,  das  war  die  Hauptsache,  das  war  das 
Ziel  der  Eroberung  und  Staatsgründung,  der  Boden  als  solcher 
kam  erst  in  zweiter  Reihe  in  Betracht  Wenn  sich  in  Folge  dieser 
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Eroberung  dann,  in  der  folgenden  ESntheilong  der  Landloose  ao/  (./ 
die  Mitglieder  des  herrschenden  Stammes  das  Institat  des  IncU- 
vidualeigenthums  an  Grund  und  Boden  zu  entwickeln  anfing:  so 
laß  diT  Schwerpunkt  dieses  Instituts,  dessen  Zweck  und  Auf- 
ßab(\  nicht  in  diT  ausschliesslichen  und  beliebigen  Verfögang 
über  die  todte  Sache  sondern  darin,  dass  durch  das  formale 
Kigi*nthum  an  Orund  und  Boden  dem  Eigenthümer  zugleich  die 
Dienste  der  an  die  Scholle  gebundenen  Arbeiter  und  Sklaven 
zufielen  ^). 

Mit  andern  Worten  und  im  allgemeinen  aasgedrückt,  der 
Werth  und  das  Wesen  des  Eigenthums  lag  nicht  in  der  Möglich- 
keit und  Befugniss  über  dietodteSachezu  yerfogen:  sondern 
darin,  dass  der  Besitz  und  das  Eigenthum  an  dieser  todten  Sache 
dt^m  Besitzer  und  Eigenthümer  zugleich  die  Dienste  der  an  diese 
todte  Sache  gefesselten  lebenden  Kräfte,  der  auf  diesem  todten 
Eigenthumsobjekt  ansässigen  Unterthanen  sicherte.  Diese 
letzteren  respektive  ihre  Dienste,  das  war  das  Wesentliche, 
das  Meritorische  am  Eigenthum :  die  Verfügung  über  die  todte 
Sache,  das  war  nur  die  leere  Form. 

Diis  war  also  die  ursprüngliche  Aufgabe  des  Eigenthums, 
(las  st'ine  Natur  und  sein  Wesen,  ein  Mittel  der  Herrschaft 
zu  sein  und  dem  Eigenthümer  nicht  etwa  die  Verfügung  über 
eine  todte  Sache,  sondern  die  Herrschaft  über  menschliche 
Arbeit  zu  sichern.  Und  diese  Natur  hat  das  Eigenthum  in  der 
Folge  nie  verläugnet,  dieses  sein  innerstes  Wesen  blieb  ihm, 
welche  verschiedenen  Formen  und  Gestalten  es  auch  in  der  Folge, 
mit  der  Entwicklung  des  Verkehrs,  der  Volks-  und  Weltwirth- 
schatl  annahm.  Ob  wir  das  mittelalterliche  Grundeigenthum  oder 
das  moderne  Capitaleigenthum  betrachten,  wir  werden  auf  dem 


*)  Ganz  richtig  ist  daher  die  Bemerkung  des  Engländers  Eden  in 
seiner  »Lage  der  Armen  und  Geschichte  der  arbeitenden  Klasse  Englands*, 
dass  es  »nicht  der  Besitz  von  Land  und  Geld  sei,  der  die 
Reichen  von  den  Armen  unterscheide,  sondern  das  Commando  über 
Arbeit«  (Vrgl.  Marx  Capital  I  603)  und  sohin  nennt  auch  Marx, 
jedes  individuelle  Capital,  eine  grössere  oder  kleinere  Concentration  von 
Productionsmitteln  mit  entsprechendem  Commando  über  eine  grössere 
oder  kleinere  Arbeiterarmee«  (L  c.  p.  611). 
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Grunde  dieses  in  wechselnden  Formen  immer  sich  gleichbleiben- 
den Instituts  dieselbe  Tendenz  entdecken,  dem  Eigenthümer  nicht 
etwa  die  ganz  zweck-  und  nutzlose  Verfugung  über  leblose  Dinge, 
sondern  ihm  die  freie  Verfügung  über  menschliche  Arbeit,  über 
menschliche  Dienste  zu  sichern.  Heute,  wie  in  den  ersten  Anfan- 
gen des  Individualeigenthums,  ist  das  Wesen  desselben  ein  Mittel 
der  Herrschaft  zu  sein;  an  diesem  Wesen  ändert  nichts,  ob  es  in 
Grund  und  Boden,  in  Gold,  Silber  oder  Werthpapieren  besteht. 

Fasst  man  aber  das  Wesen  des  Eigenthums  so  auf,  wie  wir 
es  hier  thun,  so  bietet  sich  für  die  Lösung  der  Frage  nach  der 
Nothwendigkeit  desselben  ein  ganz  neuer,  bis  jetzt  unseres 
Erachtens  vollkommen  übersehener  Standpunkt  dar. 

Diese  Frage  nach  der  Nothwendigkeit  desPrivateigenthums 
ist  nämlich  bis  jetzt  von  Communisten  und  Socialisten  einerseits 
und  von  ihren  meist  aus  den  Vertretern  der  Nationalöoonomie 
sich  recrutirenden  Gegnern  andererseits,  lediglich  auf  nationalöco- 
nomischem  Boden  erörtert  und  mit  wirthschaftlichen  Argumenten 
bekämpft  und  vertheidigt  worden.  Während  die  Communisten 
und  Socialisten  auf  die  socialen  Schattenseiten  des  Privat- 
eigenthums,  auf  die  üebel  und  Schäden,  die  in  dessen  Gefolge 
unvermeidlich  sich  einstellen,  hinweisen,  sind  ihre  nationalöcono- 
mischen  Gegner  bemüht,  das  mit  dem  Privateigenthum  innig 
verbundene  und  als  getrennt  von  demselben  undenkbare  Indivi- 
dualinteresse als  den  mächtigsten  Hebel  aller  wirthschaftlichen 
Entwicklung  darzustellen.  Auf  diesem  Boden  wird  der  Kampf 
um  diese  Frage  ewig  unentschieden  bleiben,  denn  die  beiderseiti- 
gen Argumente  sind  gleich  begründet  und  gleich  inhaltsschwer. 
Die  Schattenseiten  und  üblen  Folgen  des  Privateigenthums,  und 
eben  auch  des  Individualinteresses  sind  nicht  zuläugnen:  ebenso- 
wenig die  Unersetzlichkeit  desselben  als  öoonomischen  Hebels, 
trotzdem  ihn  die  Communisten  und  Socialisten  durch  alle  mög- 
lichen und  unmöglichen  Dinge  ersetzen  wollen.  Aber  auf  diesem 
Boden,  auf  dem  Boden  der  Nationalöconomie  behandelt,  scheint 
uns  diese  Frage  ganz  deplacirt. 

Auf  diesem  Boden  wird  sie  in  der  Theorie  nie  gelöst  wer- 
den. Vielmehr  muss  die  Frage  nach  der  Nothwendigkeit  des 
Eigeathums  von  dem  Gesichtspunkt  des  oben  dargelegten  wahren 
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Wesens  desselben  als  Herrschaftsmittels,  beurtheilt  werden.  Wir 
wollen  den  Communisten  nnd  Sodalisten  gerne  zageben  od» 
eigentlich  wir  wollen  darüber  mit  ihnen  nicht  streiten,  dass  sich 
das  Individualinteresse  als  wirthschaftlicher  Hebel  dnrch  irgend 
ein  anderes,  von  ibuon  vorgeschlagenes  Mittel  ersetzen  lasse;  wh 
wollen  es  als  erwiesen  annehmen,  dass  die  wirthschaftliche  Pto- 
duction  ohne  Privateigenthum,  ohne  Privatinteresse  eben  so  gut 
vor  sich  gehen  könnte,  wie  unter  dem  Re^me  des  Privateigen- 
thums.  Aber  wir  sehen,  dass  das  Eigenthum  als  Herr8chaf&- 
mittel,  als  Maassregel  der  Herrschaftsorganisation  entstand;  dass 
es  nur  eine  Form  war  für  den  viel  wichtigeren  Inhalt  und  zwar 
die  Verfügung  über  fremde  Dienste,  für  die  Benützung  fremder 
Arbeit,  mit  einem  Worte  für  die  Herrschaft 

Und  dieses  wahre  Wesen,  diese  innerste  Nator  des  ESgen- 
thums  können  wir  an  demselben  immer  und  überall  beobachten. 
Der  Gutsbesitzer  wäre  ein  wenig  beneidenswerther  Mensch,  wenn 
er  mit  seinem  £}igenthum  nichts  anderes  anfangen  könnte,  als 
was  ihm  die  römischen  Juristen  und  ihre  Nachbeter  mit  seinem 
Eigenthum  zu  thun  erlauben.  Wenn  er  seine  1000  Morgen 
Grund  nur  ,  ganz  willkürlich  benützen  und  jeden  andern  von  der 
Benützung  desselben  ausschliessen  könnte*  —  mit  dem 
allein  wäre  ihm  wenig  gedient.  Da  fasst  der  Gutsbesitzer  das 
Wesen  seines  Hgenthums  und  sein  Eigenthumsrecht  ganz  anders 
auf.  Er  rührt  nicht  einen  Finger,  um  seinen  Boden  zu  benützen 
—  dagegen  lässt  er  andere  Leute  für  sich  arbeiten,  ist  höchstens 
der  Befehlende  und  Verwaltende  auf  seinem  Gute,  also  der  über 
die  Dienste  seiner  Arbeiter  Verfügende  und  bezieht  schliesslich 
seine  Rente,  die  ihm  seinen  Unterhalt  sichert.  Oder  nehmen  wir 
den  Capitalisten.  Was  ihm  die  juristische  Definition  des  Eigen- 
thums  mit  seinem  Golde  und  Silber  zu  thun  gestattet,  das  ist  es 
nicht,  was  ihn  erfreuen  möchte.  Das,  was  er  mit  seinem  Golde 
und  Silber  thut,  das  scheint  die  juristische  Definition  ganz  zu 
ignoriren  und  nur  so  in  den  weiten  Falten  ihrer  logischen  Con- 
sequenzen  verborgen  zu  halten.  Für  ihn  ist  aber  gerade  dieses 
Verborgene  das  Wichtigste.  Mit  seinem  Gold  und  Silber  erkauft 
er  sich  die  Dienste  anderer  Leute;  dass  die  anderen  für  ihn  ar- 
beiten müssen,  dass  sie  ihm  mittelbar  oder  unmittelbar  dienen, 
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dass  er  über  ihre  Dienste  verfügt,  also  sie  in  versteckter  Form 
beherrscht  —  das  ist  das  Wesen  seines  Eigenthums,  und  nur 
deswegen  hat  es  für  ihn  einen  Werth. 

Aber  nicht  nur  in  den  Einzelverhältnissen  des  gesellschaft- 
lichen Lebens  bewährt  das  Eigenthum  diese  seine  unverwüstliche 
Natur:  in  den  grossen  Herrschaft^organisationen  aller  Staaten  der 
Vergangenheit,  wie  nicht  minder  im  modernen  Staate,  können  wir 
diese  Function  des  Eigenthums  constatiren.  Wer  herrscht  im 
Staate?  Die  durch  Eigenthum  und  Besitz  mächtige  Klasse. 
Warum  herrscht  sie,  was  ist  die  Grundlage  ihrer  Herrschaft? 
Weil  sie  durch  Besitz  und  Eigenthum  mächtig  ist;  ihre  Herrschaft 
beruht  auf  dem  Besitz  und  auf  dem  Eigenthum.  Denken  wir  uns 
heute  die  besitzende  Klasse  ihres  Besitzes  beraubt  und  es  kann 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  sie  mit  dem  Besitz  auch  ihre 
Herrschaft  an  den  glücklichen  Nachfolger  in  ihrem  Besitz-  und 
Eigenthum  verlieren  wird.  Eigenthum  und  Besitz  ist  also  inmier 
und  überall  ein  Mittel  der  Herrschaft,  und  zwar  ein  unentbehr- 
liches Mittel  derselben. 

Die  Frage  nach  der  Nothwendigkeit  des  Eigenthums  darf 
also  keineswegs  bloss  vom  Standpunkte  der  Production  und  Volks- 
wirthschaft  formulirt  werden,  wie  das  die  Communisten  und  ihre 
Gregner  aus  den  Reihen  der  Nationalöconomen  thun.  Diese  Frage 
sollte  einfach  lauten:  ist  ein  Zusammenleben  der  Menschen  ohne 
Herrschaft  möglich?  Ist's  möglich,  die  Herrschaft  und  ihre  Or- 
ganisation, also  den  Staat  aufzuheben?  Ist  eine  gedeihliche  Ent- 
wicklung der  Menschheit  bei  anarchischen  Zuständen  denkbar? 

Stellt  man  die  Frage  nach  dem  Eigenthum  in  dieser  Form, 
and  so  muss  man  sie  stellen,  wenn  man  das  wahre  Wesen  und 
die  wahre  Natur  des  Eigenthums  im  Auge  hat,  so  glauben  wir, 
dass  über  die  Antwort  nicht  lange  Zweifel  herrschen  können. 
Proudhon  freilich  hat  die  Consequenzen  seiner  communistischen 
Lehre  zu  ziehen  sich  nicht  gescheut  und  als  letzte  derselben  die 
Anarchie  hingestellt,  womit  er  wenigstens  seine  Logik  rettete. 
Aber  abgesehen  von  solchem  rohen  anarchistischen  Communismus 
ist  es  ja  jedermann  klar,  dass  Menschen  ohne  Herrschaft  gar 
nicht  existiren  können.  Die  Natur  der  Menschen  macht  Herr- 
schaft zur  Bedingung  eines  halbwegs  erträglichen  Zustandes. 
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( )hiu*  Herrschaft  verfallen  die  Menschen  in  die  furchtbarste  Bar- 
lianM  —  alle  Caltar,  aller  geistige  Fortschritt  ist  nur  im  Staate, 
durch  den  Staat,  also  durch  die  Herrschaft  möglich  geworden. 
Anarchie  wäre  gleichbedeutend  mit  dem  Verlust  alles  dessen, 
was  die  Menschheit  in  jahrtausendealter  staatlicher  Ent- 
wicklung an  materiellen  und  geistigen  Gütern  gewonnen  und  er- 
run&rt'n  hat. 

Die  Frage  dor  Herrschaft  aber  entscheidet  die  Frage  des 
Kiutnithums.  Ist  die  Herrschaft  unentbehrlich  und  entschieden 
nothwendig,  dann  ist  es  auch  das  Eigenthnm,  und  zwar  das 
„Sondereigenthum^.  Denn  ohne  Eigenthnm  ist  Herrschaft  un- 
denkbar und  unmöglich. 

Sonderbar  nehmen  sich  daher  bei  socialistischen  Schrift- 
stellern die  Klagen  gegen  das  Eigenthnm  aus,  dass  die  Ungleich- 
heit desselben  eine  Herrschaft  des  Besitzes  über  die  Besitzlosig- 
keit begründe;  diese  ,,üble  Folge''  des  Eigenthums  wird  als 
Argument  gegen  dasselbe  in's  Feld  geführt 

Nun,  mit  dieser  „  Folge  '^  des  Eigenthums  hat  es  seine  ToUe 
Richtigkeit:  Eigenthnm  und  Besitz  begründeten  in  der  That  dk 
Herrschaft  der  Einen  über  die  Andern.  Nun  ist  aber  diese  Herr- 
schaft leider  eine  Xothwendigkeit  und  wenn  das  Eigenthnm  die- 
selbe nicht  begründen  könnte,  müsste  man  auf  Mittel  sinnen, 
wie  dieselbe  auf  andere  Weise  zu  begründen  sei.  Das  ist  ja  eben  dt-r 
wichtigste  Beruf  des  Besitzes  und  Eigenthums,  dass  es  Herrschaft 
begründet  und  ermöglicht. 

Als  Argument  gegen  das  Eigenthnm  ist  die  Nachweisung 
dieser  „Folge*  lächerlich.  Wir  würden  denjenigen,  die  gegen 
Privateigenthum,  gegen  Ungleichheit  des  Besitzes  etc.  polemisi- 
ren,  in  Bezug  auf  die  von  ihnen  verlangte  Aufhebung  des  Privat- 
eigenthums,  der  Ungleichheit  des  Besitzes  etc.  ohne  weiteres  bei- 
stimmen, wenn  sie  uns  nur  statt  aller  Argumente  gegen  das 
Eigenthnm  den  Nachweis  liefern  wollten,  dass  ein  Zusammenleben 
der  Menschen  ohne  Herrschaft  der  Einen  über  die  Andern  mög- 
lich sei.  Nur  wenn  diese  Möglichkeit  einmal  auf  andere  Weise 
erreicht  sein  sollte,  wäre  Privateigenthum  überflüssig;  bis  dahin 
ist  es  unentbehrlich. 

Schliesslich  müssen  wir  noch  einer  Einwendung  begegnen» 
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die  uns  von  juristischer  Seite  betreffe  der  hier  gegebenen  Erklä- 
rung des  Eigenthums  gemacht  werden  könnte.  Indem  man  näm- 
lich dem  grossen  Grundeigenthum  und  dem  grossen  Capitaleigen- 
thum  unbedeutende  Objecte  substituirt,  solche  die  vom  Individuum 
selbst  benutzt,  ja  sogar  seines  Unterhaltes  oder  seiner  Ernährung 
wegen  verzehrt  werden,  wird  unserer  Erklärung  scheinbar  der 
Boden  entzogen.  Um  die  juristische  Erklärung  des  Eigenthums 
zu  rechtfertigen  könnte  z.  B.  auf  den  Apfel  hingewiesen  werden, 
den  sich  jemand  vom  Baume  pflückte;  er  ist  dessen  Eigenthümer; 
d.h.  er  kann  ihn  verzehren  und  jeden  andern  von  der Consumtion 
dieses  Apfels  ausschliessen.  Sei  aber  dieser  Apfel  etwa  ein  Mittel 
der  Herrschaft  über  jemanden? 

Wir  geben  nun  gerne  zu,  dass  man  einen  Unterschied 
machen  müsse  zwischen  jenem  Eigenthum,  welches  volkswirth- 
schaitlich  und  politisch  in*s  Grewicht  fällt  und  jenem  Bagatell- 
Eigenthum,  auf  das  sich  die  juristische  Definition  berufen  kann. 
Nur  von  jenem  Eigenthum,  vom  Grossgrundbesitz  und  Gross- 
capitalbesitz  handelt  offenbar  der  Gommunismus  und  Socialis- 
mus;  nur  jenen  bekämpft  er;  nur  jenem  gelten  die  scharfsinnigen 
Argumente  Proudhons  und  Louis  Biancas,  die  Angriffe  Lassale*s 
and  Marxens.  Dagegen  können  wir  hier  dieses  Bagatell-Eigen- 
thum,  das  nur  einen  kleinen  Mundvorrathdes  Einzelnen  auf 
^twas  längere  oder  kürzere  Zeit  darstellt,  da  dasselbe  auch  nicht 
im  entferntesten  in  die  hier  behandelten  Fragen  eingreift  und  auch 
von  Gommunisten  undSocialisten  unangefochten  bleibt,  ganz  aus 
dem  Spiel  lassen.  Auf  dieses  Eigenthum  mag  die  juristische  De- 
finition vollkommen  passen.  Aber  mit  Rücksicht  auf  jenes  Eigen- 
thum, welches  die  Leidenschaften  der  Gommunisten  und  Socia- 
listen  provocirt,  welches  in  derVolkswirthtchaft  und  Politik  eine 
Bolle  spielt,  welches  den  eigentlichen  Gegenstand  der  socialen 
DisGUSsion  bildet,  mit  Rücksicht  auf  jenes  Eigenthum  erfasst  die 
juristische  Definition  eine  ganz  bedeutungslose,  formelle  Seite  und 
dringt  in  den  Kern,  in  das  Wesen  desselben  nicht  ein. 

§  16. 
Gross-  und  Kleineigenthum. 
Mag  auch  der  hier  gemachte  Unterschied  zwischen  Gross- 
und  Kleineigenthum  vom  streng  logischen  und  juristischen  Stand- 
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punkte  noch  so  sehr  angefochten  werden;  mag  er  auch  theilweise 
unhaltbar  sein,  da  sich  die  Grenze  zwischen  diesen  beiden  Be- 
griffen schwer  bestimmen  lässt  und  dieselben  mannigfach  in  dn- 
ander  übergehen  und  mannigfach  den  gegenseitigen  Charakter 
annehmen:  so  ist  es  doch  sicher,  dass  der  Mangel  dieser  Unter- 
scheidung an  sehr  vielen  Missverständnissen  und  Verwirrungen 
in  den  Discussionen  der  socialen  Frage  Schuld  trägt     Es  mnss 
in  derselben  namentlich  die  Erscheinung  au&Uen,  dass  meistens 
die  C!ommunisten  und  Socialisten,  indem  sie  ihre  Angriffe  gegen 
das  Eigenthum  und  Capital  richten,  offenbar  an  das  Grosseigen- 
thum  denken:  während  ihnen  ihre  Gregner  mit  Ausführungen 
antworten,  die  auf  das  Kleineigenthum  passen.  Eine  UnteiBchei- 
dung  daher  zwischen  diesen  beiden  Categorien  von  ESgenthum 
wird  hier  jedenfalls  viel  zur  Klärung  beitragen,  wenn  sie  auch  in 
der  Wirklichkeit  nicht  immer  und  überall  sich  streng  durchfahren 
lassen  sollte. 

Wenn  die  Communisten  und  Socialisten  dasEigenthum  an- 
klagen, dass  es  der  Gewalt  und  List  seinen  Ursprung  verdankti 
so  antworten  ihre  Gegner  darauf  mit  dem  Nachweis,  wie  Eigen- 
thum  und  Capital  nur  durch  Arbeit  und  Sparsamkeit  entstehen. 
Eine  solche  Discussion  ist  in  der  That  lächerlich.  Sie  erinnert  an 
die  Situation  zweier  Fechter,  von  denen  keiner  die  Hiebe  des  an- 
dern parirt,  sondern  jeder  auf  die  entblösste  Seite  des  Gegners 
einhaut.  Denn  in  dieser  Discussion  mag  jede  Partei  Recht  haben, 
nur  denkt  die  eine  an  das  europäische  Grosseigenthum,  die  andere 
an  das  kleinbürgerliche,  freilich  oft  auch  sehr  angewachsene 
Eigenthum. 

Es  wäre  in  der  That  ungereimt,  von  dem  europäischen 
Grosseigenthum,  z.  B.  von  dem  Latifundienbesitz  europäischer 
Aristokratie  behaupten  zu  wollen,  er  sei  durch  Arbeit  und  Spar- 
samkeit (!)  entstanden.  Es  ist  klar,  dass  sich  derselbe  nur  auf 
Eroberung,  gewaltsame  Occupation  —  mit  einem  Worte  auf  ge- 
schichtliche Ereignisse  und  Umwälzungen  zurückführen  lässt 

Ebenso  sind  die  coUossalen  Capitalien  der  europäischen  Mil- 
lionäre gewiss  nicht  erarbeitet  und  erspart  worden ;  vielmehr  ver- 
danken sie  ihr  Entstehen  pfiffigen  Corabinationen,  die,  wenn  man 
will,  als  legale  List  bezeichnet  werden  können  —  so  dass  der 
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Ausspruch  der  Socialisten  von  der  „Gewalt  und  List*  auch 
richtig  sein  kann.  Was  folgt  aber  daraus?  An  Gewalt  in  vor- 
staatlichen und  ausserstaatlichen  (internationalen!)  und  List 
sogar  inmitten  staatlicher  und  rechtlich  geordneter  Verhältnisse 
hat  es  nie  gefehlt  und  wird  so  lange  sich  die  Natur  der  Menschen 
nicht  ändert  und  ihre  natürliche  Ungleichheit  nicht  schwindet, 
nie  fehlen.  Nur  zwingt  der  Staat  durch  seine  Rechtsordnung  die 
Gewalt  sich  in  die  Formen  der  legalen  List  zu  kleiden  und  ge- 
stattet ihr  nur  im  ausserstaatlichen,  internationalen  Verkehr  des 
Krieges  sich  ein  wenig  Luft  zu  machen.  Der  Staat  dämpft  also 
nur  die  natürlichen  rohen  Instincte  der  Menschen,  ohne  sie  unter- 
drücken zu  können,  kann  aber  selbst  die  ihm  als  menschli- 
cher Gemeinschaft  anklebende  Raubnatur  nicht  verläugnen, 
indem  er  im  Kriege  der,  auf  dem  Gebiete  seiner  Rechtsordnung 
gedämpften  Gewalt,  wieder  freien  Lauf  lässt 

Also  darüber  kann  kein  Zweifel  obwalten,  die  Thatsache 
ist  nicht  wegzuläugnen:  an  dem  europäischen  Grosseigenthum 
haben  vorstaatliche  Gewalt  und  staatlich  tolerirte,  also  legale 
List,  kurz  und  gut, Gewalt  undList,  diese  unvertilgbaren Charakter- 
züge des  Menschen  mitgearbeitet. 

So  entstanden  die  europäischen  Latifundien  und  die  europäi- 
schen Miliardencapitalien.  Nun  ?  das  wollen  die  Gommunisten  und 
Socialisten  rückgängig  machen? 

Denken  wir  uns  einen  Augenblick  ihre  Pläne  verwirklicht 
Die  europäischen  Latifundien  werden  unter  die  europäische  Be- 
völkerung gleich  vertheilt  —  und  Rothschild  zahlt  seine  bekann- 
ten zwei  Thaler  an  jeden  Deutschen  —  oder  nehmen  wir  an, 
einen  Thaler  an  jeden  Europäer.  Nehmen  wir  aber  auch  an,  dass 
die  europäische  Menschheit,  gerührt  durch  diese  Acte  der  Gross- 
muth  von  nun  an  sich  gründlich  bessert  und  alle  gewaltthätigen 
Triebe,  alle  List  und  Verstellung  in  Erlangung  persönlicher  Vor- 
theile  für  immer  aus  ihrem  Innern  ausmerze. 

Welcher  Zustand  würde  sich  da  herausbilden,  welcher  Zu- 
kunft würden  wir  entgegengehen  ? 

Jedermann  würde  kümmerlich  sein  Leben  fristen  —  es  gäbe 
kein  Grosseigenthum,  kein  einigermaassen  hervorragendes  Eigen- 
thum,  niemand  würde  also  im  Stande  sein,  die  Dienste  eines 
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andern  für  sich  in  Ansprach  za  nehmen.  Es  gäbe  keine  Herr- 
schaft und  keine  Abhängigkeit  Die  Aiistokratie  würde  keine 
Schlösser  und  Paläste,  BothschiM  keine  Bahnen  bauen;  Konst 
und  Wissenschaft  f&nden  keine  Belohnung  and  keine  Anspomong; 
allgemeine  Versumpf ang  und  Verthierong  wäre  die  unausbleib- 
liche Folge  dieser  wirthschaftlichen  »Oleichheit*. 

Nun  hat  die  thatsächliche  Entidcklung  der  Mensch- 
heit, die  wir  die  natürliche  nennen  wollen,  uns  vor  einer  sol- 
chen ,  Gleichheit'  der  Stagnation  und  YerBumpftmg  bewahrt  und 
uns  durch  die  «crasseste  Ungleichheit  der  Yertheilong  der  Güter' 
und  damit  durch  die  tausendfältigen  Verhältnisse  der  Hemchsft 
und  Abhängigkeit,  zur  höchstmöglichsten  Entwicklung  des  Ga- 
stes, zu  grösstmöglichem  Fortschritt,  zur  Bildung  und  zu  einem 
allerdings  bedeutenden  Grad  von  Gesittung  gebracht  —  und  an 
diesem  Fortschritt  und  an  dieser  fbtwicklung  hat  jene  Grewalt 
und  List,  jenes  nicht  erarbeitete  und  nicht  ersparte  sondern  er- 
oberte und  erlistete  Eigenthum  den  unbestreitbar  grOssten  AntheiL 

Wenn  wir  nun  dreierlei  bedenken,  dass  wir  erstens  ge- 
genüber geschichtlichen  Erscheinungen  gar  kein  anderes 
Kjiterium  des  Nutzens  oder  Schadens,  keine  andere  Begründung 
für  Lob  und  Tadel  haben,  als  in  so  ferne  diese  Erscheinung  den 
Fortschritt  und  die  geistige  Entwicklung  fördert  oder  hemmt; 
dass  wir  zweitens  den  ganzen  Naturprocess  der  Geschichte 
auf  diesen  Fortschritt  und  diese  geistige  Entwicklung  hinarbeiten 
sehen,  und  daher  dieselbe  als  den  einzigen  Erfolg  dieses  Natur- 
processes  hinnehmen  müssen;  dass  wir  drittensan  diesem,  auf 
diesen  Erfolg  hinarbeitenden  Naturprocess  der  Geschichte  die 
natürliche,  also  von  der  Natur  wenn  nicht  gewollte  doch  gesetzte 
Ungleichheit  der  Menschen,  mit  dem  durch  diese  Ungleichheit 
theils  hervorgerufenen,  theils  begünstigten  natürlichen  Trieben 
der  Gewaltthätigkeit  und  List,  mitarbeiten  sahen :  so  müssen  wir 
anerkennen,  dass  wir  uns  hier  einem  übermächtigen  Räderwerke 
gegenüber  befinden,  in  welchem  menschliche  Ungleichheit  mit 
allen  daraus  sich  ergebenden  menschlichen  Trieben  die  zur  Herr- 
schaft der  Einen  und  Abhängigkeit  der  Andern  führen,  inein- 
andergreifen und  als  natürliche  treibende  Kräfte  wirken,  um  das 
Ganze  eine  Bahn  vorwärts  in  immer  höhere  und  lichtere  Sphären 
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ZU  treiben,  eine  Bahn,  auf  der  wir  dieses  grosse  Räderwerk  nicht 
aufhalten  und  bei  einem  Versuche  dieses  zu  thun,  höchstens 
elendiglich  zermalmt  werden  können.  So  stellt  sich  uns  dieser 
grosse  Naturprocess  socialer  Entwicklung  dar,  in  dem  das  Eigen- 
thum,  speciell  das  Grosseigenthum  eine  so  wichtige,  unersetz- 
liche Rolle  spielt. 

Und  nun  wollen  wir  den  Faden  unserer  literar-geschicht- 
lichen  Darstellung  wieder  aufnehmen  und  einerseits  die  Nach- 
wirkungen der  communistischen  Lehren  auf  rein  wissenschaft- 
lichem Grebiete,  so  zusagen  die  wissenschaftlichen  Ausläufer  des 
Oonunnnismus  verfolgen,  andererseits  die  Art  und  Weise  betrach- 
ten, auf  welche  die  «Socialisten'  indem  sie  den  rohen,  die 
Aufhebung  oder  gar  gleiche  Theilung  alles  Eigenthums  predi- 
genden Communismus  verläugneten  durch  eine  ,,  Organisation 
der  Arbeit''  im  Sinne  LfOuisBlanc*s  die  Schattenseiten  des  Gross- 
eigenthums,  speziell  des  ^Gapitalismus''  beseitigen  wollen. 

§  17. 
Laveleye. 

Dem  fhmzösischen  Communismus  und  zum  guten  Theil  sei- 
nem prägnantesten  Vertreter,  Proudhon,  wird  das  grosse  Ver- 
dienst nie  abgestritten  werden  können,  die  wissenschaftliche  Un- 
tersuchung des  Eigenthums  nachhaltig  angeregt  zu  haben.  Wir 
sahen,  wie  den  sophistischen  Argumentationen  der  Communisten 
vorerst  mit  nationalöconomischem  Dogmatismus  entgegengetreten 
wurde.  Der  Kampf  blieb  unentschieden;  um  die  übliche  national- 
Qoonomische  Dogmatik  zu  schlagen  war  die  Sophistik  der  Com- 
munisten noch  immer  gut  genug. 

Nun  machte  sich  aber  das  Bedürfniss  geltend,  der  Frage 
historisch  näher  an  den  Leib  zu  rucken,  das  Institut  des  Eigen- 
thums in  seiner  historischen  Entwicklung  und  zugleich  in  seiner 
statistischen  Verbreitung  klar  zu  stellen.  Diese  Arbeit  war  nicht 
so  leii^ht  und  nicht  so  schnell  zu  vollbringen.  G-eschichte,  Alter- 
thums-  und  prähistorische  Forschung  reichten  sich  die  Hände,  um 
das  zu  einem  Gresammtbilde  nöthige  Material  zu  sammeln.  Die- 
ses Material  fleissig  benützt,  dieses  Gißsammtbild  mit  Geschick 
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und  Grcist  entworfen  and  gezeichnet  za  haben,  ist  das  Veidienst 
des  Franzosen  La^eleye.  Ohne  uns  also  bei  den  früheren  theils 
in  grösseren  Werken  zerstreuten  Untersuchungen  oder  mittler- 
weile veröffentlichten  kleineren  Monographieen  über  das  Eigen- 
thuin  aufzuhalten,  was  nicht  in  unserem  Programme  li^t,  wollen 
wir  hier  dem  die  Resultate  aller  bisherigen  Forschongen  über  das 
Eigenthum  zusammenfassenden  Layeley*schen  Werke  eine  ein- 
gehendere Betrachtung  widmen.  Wir  werden  sodann  die  an  den 
französischen  Socialismus  Louis  Biancas  anknüpfende  socialistische 
Literatur  in  Deutschland  zu  betrachten  haben,  in  der  schliesslich 
auch  die  Eigenthumsfrage,  von  den  deutschen  Socialisten  in  ihrem 
Sinne  wieder  aufgewärmt  wird. 

Wir  müssen  in  Laveleye^s  ,  Ureigenthum  "  zwei  Bestandtheile 
unterscheiden,  den  vorwiegenden  historischen,  der  meist  die  richtige 
Darstellung  der  Thatsachen  und  Entwicklungen,  und  den  mehr 
als  Anhängsel  an  die  historische  Darstellung  fignrirenden  kriti- 
schen Bestandtheil,  der  viele  irrthümliche,  im  Greiste  des  Gom- 
munismus  gehaltene  Schlussfolgerungen  enthält. 

Gleich  in  der  (1874  geschriebenen)  Vorrede  verkündet  La- 
veleye  sein  stark  comraunistisch  gefärbtes  Programm.  Er  repro- 
ducirt  hier  die  bekannte  Idee,  dass  die  französische  Revolution  mit 
ihrer  politischen  Gleichheitserklärung  die  wirkliche  Gleichheit  der 
Menschen  noch  nicht  herstellte,  da  die  ungleiche  Güterver- 
theilung  die  factische  Ungleichheit  der  Menschen  in  der  Gesell- 
schaft zur  Folge  habe.  »Wir  haben  die  Kasten  und  Privilegien 
abgeschafft,  wir  haben  überall  das  Prinzip  der  Gleichheit  vor  dem 
Gesetze  verzeichnet,  wir  haben  das  allgemeine  Stimmrecht  einge- 
führt; aber  gerade  hier  vermisst  man  gegenwärtig  die  Gleichheit 
der  Bedingungen.  Wir  glaubten  nur  die  Schwierigkeiten  der  po- 
litischen Ordnung  lösen  zu  müssen  und  siehe,  die  sociale  Frage 
erhebt  sich  mit  ihren  Dunkelheiten  und  Abgründen. " 

An  der  Heiligkeit  der  von  der  französischen  Revolution  ver- 
kündeten Dogmen  „  Freiheit  und  Gleichheit  **  zu  zweifeln  kommt 
Laveleye  nicht  in  den  Sinn;  ihn  quält  nur  der  Gedanke:  ^wie 
soll  man  die  unbeschränkte  Freiheit  mit  der  Aufrechthaltung  der 
bestehenden  Gesellschaftsordnung  vereinigen  und  es  bewirken, 
dass  die  Ungleichheit  der  Lebensbedingungen,  welche  man  für 
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nothwendig  erklärte,  fortbesteht  zugleich  mit  der  politischen 
Gleichheit,  welche  man  decretirt?*  (XI) 

^Das  ist  das  furchtbare  Problem,*  meint  er,  »welches  un- 
sere Gesellschaften  zu  lösen  haben,  wenn  sie  nicht  untergehen 
wollen,  wie  die  antiken  Gesellschaften.  • 

Nun,  furchtbar  in  der  That  wäre  es,  wenn  man  zwei  crasse 
Unwahrheiten  wie  Freiheit  und  Gleichheit,  mit  der  wirklichen 
Welt,  mit  dem  wirklichen  und  natumothwendigen  Zustand  der 
Gesellschaft  und  der  Menschheit  vereinigen  müsste.  Es  wäre  das 
nicht  nur  eine  furchtbare,  sondern  auch  eine  ganz  unlösbare  Auf- 
gabe. Denn  während  wir  naturgemäss  durch  ein  hoch  über  uns 
waltendes,  unserer  Einwirkung  weit  entrücktes  Gesetz  in  dem 
Zustande  der  Unfreiheit  und  Ungleichheit  leben:  sollen  wir  es 
vermögen,  diesen  wirklichen  Zustand  in  den  der  Freiheit  und 
Gleichheit  umzugestalten? 

Laveleye  scheint  nun  dieses  Problem  wohl  für  furchtbar, 
aber  nicht  für  unlösbar  zu  halten.  Die  Art  und  Weise  der  Lösung 
desselben  ^bt  er  ganz  genau  an.  Sie  beruht  auf  einem  negativen 
und  einem  positiven  Rathschlag.  Wir  brauchen  nur,  meint  er, 
die  antiken  Demokratieen  mit  ihrer  wirthschaftlichen  Ungleich- 
heit, mit  ihrem  Gegensatz  vonReich  undArm  nicht  nachzu- 
ahmen, dagegen  die  Lehren  des  Evangeliums  besser  zu  beher- 
zigen und  durchzuführen  —  dann  ist  das  „  furchtbare  ■  Problem 
gelöst.  Wir  müssen  die  betreffenden  Stellen  wörtlich  anfuhren, 
es  würde  uns  so  mancher  Leser  vielleicht  nicht  glauben  wollen, 
dass  ein  hervorragender  und  geistreicher  Schriftsteller,  der  nicht 
die  Absicht  hat  uns  eine  erbauliche  Kanzelpredigt  zu  halten,  die 
Lösung  des  socialen  Problems  auf  dieser  Grundlage  empfiehlt. 

„Das  Schicksal  der  modernen  Demokratieen*,  schreibt  La- 
veleye, „ist  vorbeschrieben  in  dem  Schicksal  der  antiken  Demo- 
kratieen. Der  Kampf  zwischen  Reichen  und  Armen  hat  sie  in's 
Verderben  gestürzt,  wie  er  uns  verderben  wird,  wenn  wir  nicht 
auf  der  Hut  sind,  *  (XII)  „  Die  sociale  Ungleichheit ",  sagt  La- 
veleye, „  hat  den  Untergang  der  Demokratieen  Griechenlands  ver- 
ursacht. •  (XIV)  Rom  bietet  ihm  selbstverständlich  „  dasselbe 
Bild*  —  das  braucht  er  uns  eigentlich  nicht  erst  zu  versichern; 
im  Gegentheil  wären  wir  sehr  neugierig  von  Laveleye  zu  er- 
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fohren,  welcher  Staat  der  Greschiohte,  welcher  Staat  der  Welt 
ihm  nicht  das$(4boBild  deftGegeDsatses  zwiachen  Arm  mid  Reich 
bieten  würde.  Uns  ist  ein  solcher  Staat  noch  nicht  bekannt 
geworden. 

9  In  Rom  ',  meint  Laveleye»  ,  hat,  wie  in  Griechenland,  die 
Ungleichheit  zuerst  die  Freiheit  umgebracht  und  dann  den  Staat 
vernichtet  *  Will  also  die  moderne  Gesellschaft  vor  Auflösung 
und  Untergang  sich  bewahren,  so  muss  sie  sich  hüten,  m  den 
Fehler  der  antiken  Demokratieen  zu  verfallen;  sie  m^  also 
nur  die  Lehren  des  Evangeliums  beachten  und  sich  nach  densel- 
ben richten,  meint  Laveleye.  «Für  uns*,  sagt  er,  .ist  dieGlddi- 
heit  der  Menschen  ein  Dogma  und  wir  gestehen  dieselben  Rechte 
den  Negern  wie  den  Weissen  zu.  Das  Ghristenthum  ist  dne 
Gleichheits-Religion.  Das  Evangelium  ist  die  frohe  Botschaft, 
welche  den  Armen  gebracht  wurde,  und  Christus  ist  nicht  der 
Freund  der  Reichen.  Seine  Lehre  läuft  auf  die  innigste  Brüder- 
lichkeit aller  Menschen  hinaus;  seine  unmittelbaren  Jünger  und 
die  religiösen  Orden,  welche  streng  seine  Worte  befolgen  wollten, 
lebten  in  Gütergemeinschaft.  Wenn  das  Ghristenthum  nach  dem 
Geiste  seines  Stifters  gelehrt  und  verstanden  würde,  so  würde  die 
gegenwärtige  Gesellschaftsordnung  nicht  einen  einzigen  Tag  be- 
stehen. *  (XVI)  Diese  Ausführungen  Laveleye's  zeigen  kein  tiefes 
Denken,  vielmehr  eine,  französischen  Schriftstellern  oft  eigenthüm- 
liche  Oberflächlichkeit.  Es  sind  das  lauter  ohne  gehörige  üeber- 
legung  ausgesprochene  Sätze.  ,  Die  Gleichheit  der  Menschen  ist 
ein  Dogma  **,  sagt  Laveleye.  Haben  Dogmen  in  der  Wissenschaft 
einen  Werth?  sind  denn  Dogmen  wissenschaftliche  Wahrheiten? 
Mit  Dogmen  sollte  uns  jeder  ernste,  wissenschaftliche  Forscher 
verschonen.  Von  wem  spricht  übrigens  Laveleye :  „  fiir  u  n  s  ist 
die  Gleichheit  der  Menschen  ein  Dpgraa**? 

Als  sein  Glaubensbekenntniss  nehmen  wir  es  hin,  auch 
mag  es  gelten  von  der  Masse,  die  nur  sinnlose  Phrasen  wiederholt 
In  gebildeten  Kreisen  und  bei  allen  ernsten  Schriflstellem  ist  der 
Glaube  an  dieses  Dogma  schon  längst  geschwunden;  die  wissen 
es  alle,  dass  „Gleichheit**  eine  Phrase,  „ Ungleichheit **  die  reale 
Wahrheit  ist 

Was  ferner  die  ;>  Zugestehung  der  gleichen  Rechte  an  die 


IXL  i  17.  LfbTeley«,  3g9 

Weissen  und  Neger  *  anbelangt,  somögesich  L.  nur  aus  wahrheits* 
getreuen  Schilderungen  aus  Amerika  die  Illustrationen  zu  diesem 
Satze  holen,  oder  möge  amerikanische  Stimmen  über  diese  Gleich- 
berechtigung hören.  Ja!  auf  dem  Papier  steht  diese  Gleichbe* 
recfatigung:  im  wirklichen  Leben  besteht,  mit  der  Allmacht  realer 
Verhältnisse  und  socialer  Beziehungen,  ihr  gerades  Gegentheil. 
f]s  wäre  wirklich  schon  an  der  Zeit  in  wissenschaftlichen  Schrif- 
ten solchen  populären  Phrasen  nicht  mehr  zu  begegnen.  Die  poli- 
tische Literatur  sollte  schon  einmal  aufhören,  durch  ewiges  Wie- 
derholen von  unrealisirbaren,  idealistischen  Grundsätzen  die 
Menschen  von  der  Wirklichkeit  abzuwenden  und  mit  derselben 
zu  verfeinden;  ihre  Aufgabe  wäre  es  vielmehr,  durch  Verbreitung 
wahrer  Erkenntniss,  durch  Blosslegung  der  realen,  nicht  zu  be- 
seitigenden, natürlichen  Verhältnisse,  die  Menschen  zu  einer  ruhi- 
gen Auseinandersetzung  mit  denselben,  zu  einer  Bescheidung  und 
Fügung  in*s  Unvermeidliche  anzuleiten.  Auch  mit  der  ,  Lehre 
Christi  von  der  Brüderlichbeit  aller  Menschen  **,  sollte  man  in 
der  Debatte  der  socialen  Frage  verschont  werden.  Könnte  diese 
Lehre  sich  verwirklichen,  gäbe  es  freilich  keine  sociale  Frage. 
Doch  haben  19.  Jahrhunderte  der  Geschichte  des  Christenthums 
noch  immer  nicht  hingereicht,  diese  Lehre,  die  übrigens  asiatische 
und  orientalische  Religionsstifber  auch  vor  Christus  schon  predig- 
ten, zu  realisiren.  Es  wäre  Zeit,  diese  Lehren  einmal  wenigstens 
in  der  politischen  Literatur  als  das  zu  nehmen,  was  sie  sind :  als 
eine  ewige  und  unsterbliche  Poesie  der  Menschheit  die  ihr  die 
traurige  Wirklichkeit  versüssen  soll;  alsSeu&er,  die  sich  der  ge- 
drückten Brust  der  leidenden  Menschheit  immer  wieder  entringen; 
als  Lichtstrahlen  des  Geistes,  die  den  wirklichen  Zustand,  m  dem 
wir  ans  befinden,  nur  allzugrell  beleuchten. 

Darf  es  aber  einem  ernsten  politischen  Schriftsteller  noch 
gestattet  sein,  diese  ,, Lehre  des  Evangeliums*'  zur  realen  Durch- 
führung in  Staat  und  Gresellschaft  zu  empfehlen?  Das  thut 
Laveleye.  « Meines  Erachtens*,  sagt  er,  ,  werden  die  modernen 
Demokratieen  dem  Schicksal  der  antiken  nur  entgehen,  wenn  sie 
Gresetze  annehmen,  welche  eine  allgemeine  Vertheilung  des  fSgen- 
thnms  bewirken  und  eine  grössere  Gleichheit  in  den  Lebensbe- 
dioig^ngen  der  verschiedenen  Klassen  herstellen.  Jener  oberste 
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Grundsatz  der  Gerechtigkeit:  jedem  nach  seinem  Werke!  mofis 
zur  Wahrheit  gemacht  werden  und  zwar  in  d^  Weise,  dass  das 
Eigenthum  wirklich  das  Resultat  der  Arbeit  ist,  und  dass  das 
Wohlbefinden  eines  jeden  im  richtigen  Verhältniss  zu  seiner  IGt- 
wirknng  bei  dem  Werke  der  Production  steht*.  (XVJil).  Wir 
sehen,  L.  trägt  sich  mit  weitreichenden  ümgestaltungsplänen  der 
wirklichen  Gesellschaftsordnung,  mit  Plänen  die  theils  demCom- 
munismus,  theils  dem  Sodalismus,  wie  wir  ihn  noch  nnten  ken- 
nen lernen  werden,  entlehnt  sind.  Das  Merkwürdigste  daran  ist 
nur,  dass  er  diess  thut  nach  solchen  umfangreichen,  wissen- 
schaftlichen Studien  über  das  ESgenthum,  wie  er  sie  angestellt 
und  wie  er  sie  uns  bietet  Haben  ihn  die  Resultate  dieser  For- 
schungen zu  solchen  Plänen  und  Vorschlägen  berechtigt?  Unserer 
Ansicht  nach  nicht  im  mindesten  und  das  wollen  wir  ihm  nach- 
weisen. 

Sehen  wir  uns  nun  zu  diesem  Zwecke  die  positiven  histo- 
rischen Resultate  der  L.'8chen  Forschungen  etwas  näher  an.  ,In 
dem  primitiven  Zeitalter,  sagt  L.  selbst,  indem  er  in  der  Vorrede 
diese  Resultate  zusammenfajsst,  überwiegt  das  sodale  Element  im 
Grundeigenthum.  Der  Boden  ist  Gemeinbesitz,  wel- 
cher dem  Stamme  gehört;  die  Einzelnen  haben  nur  die 
Nutzniessung  desselben  *  (XIX).  Laveleye  spricht  hiemit  eine 
der  wichtigsten  Thatsachen  aus,  die  durch  die  neuesten  Forschungen 
constatirt  wurden  —  und  wir  wollen  uns  angesichts  der  grossen 
Wichtigkeit  derselben  mit  diesem  seinem  blossen  Ausspruche 
nicht  begnügen,  vielmehr  auf  die  weiteren  speziellen  Nach- 
weisungen dieser  Thatsache  einen  wenn  auch  flüchtigen  Blick 
werfen. 

:^Bei  allen  ursprünglichen  G^sellschaftsbildungen,  heisst  es 
ferner  noch  in  der  Vorrede,  in  Asien,  Europa  und  Afrika,  bei 
den  Indem,  den  Slaven  und  Germanen,  wie  heute  noch  in  Russ- 
laud  und  auf  Java,  wurde  der  imGesammteigenthum  des 
Stammes  befindliche  Boden  von  Zeit  zu  Zeit  unter  alle  Fami- 
lien vertheilt,  so  dass  alle  nach  dem  Gebote  der  Natur  von  ihrer 
Arbeit  leben  konnten*.  (XXI)  „Bei  den  Jägervölkem  werden 
die  Jagdgründe,  bei  den  Hirtenvölkern  die  Weidetriften,  endlich 
bei  den  ersten  ackerbautreibenden  Völkern  die  angebauten  Fei- 
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der  als  Gollectiv-Eigenthum  des  Stammes  betra43htet 
nnd  niemand  kommt  auf  den  Gedanken,  dass  ein  Individuum 
darauf  ein  ausschliessliclies  und  erblicles  Recht  haben  könnte* 
(XXm).  Es  ist  wichtig,  vorderhand  aus  diesen  Äeusserungen  Ujs 
sich  zu  merken,  dass  er  hier  überall  von  einem  „  Gemeinbesitz, 
Gesammteigenthum  und  Goliectiv-ISgenthum  des  Stammes'' 
und  zwar  in  «primitiven  Zeiten*  spricht  Auch  aus  den  folgen- 
den Äeusserungen  Üs.  ergibt  sich,  dass  er  die  Thatsache  des 
überall  in  der  Urzeit  vorwaltenden  Collecti  v-Eigenthums 
des  Stammes  als  sicher  annimmt 

Man  hatte  g^laubt,  schreibt  L.  im  L  Kapitel,  ,dass  die 
Dorfgemeinschaften,  wie  sie  in  Bnssland  vorkommen,  ausschliess- 
lich den  Slaven  eigenthümlich  seien,  von  denen  man  sagte,  dass 
sie  oonunumstische  Naturanlagen  besässen.  IKeSlawophilen  rüh- 
men sogar  diese  iSnrichtung  als  eine  Besonderheit  ihres  Stammes, 
dem  dieselbe  nach  ihrer  Anschauung  das  Uebergewicht  richem 
soll,  indem  sie  ihn  vor  den  sodalen  Ausbrüchen  bewahre,  in  wel- 
chen alle  Staaten  des  Westens  rieh   auflösen  würden.   Heute 
kann  man  nadiwdsen  —  und  wir  w^en  versuchen  es  zu  thnn 
—  dass  diese  Gemdnsdiaften  bei  den  vefsdüedensten  Völkern 
bd  den  Gennanen  und  im  alten  Indien,  in  P^m  und  in  China,  in 
Mexico  und  in  Indien,  bei  den  Skandinaviem  und  beidenArabem 
genaa  in  denelben  Form  vorgekmnmen  sind    Wctu  man  so 
diese  ESnriditong  unter  allen  ffimmelsstridien  und  bri  allen 
Baasen  wiederfindet,  so  kann  man  darin  dne  nothwendige  Eat- 
wiAlm^sphase  derGesellsdiaftund  dne  ArtvonUniverBalgeseCz 
erblidLen,  weidies  in  der  Bewegung  der  Gnmddgenthnmsfomien 
vorwaltet.   Ke  Mensehen  der  Urwelt  haben  sidi  üboall 
denelben  phnopen  Weikzeage  bedient,  weldie  ihnen  der  Feuer- 
strin  liefete;  se  haben  den  Gnmdbentz  in  denelben  Weise  ood 
mrter  denselben  Befingongen  geregelt*  ^  (S.  3). 

,So  lange  der  Mensdi  im  UrEustaode  von  der  Jagd,  dem 
Fisdifiuig  und  vomSammeb  wüderFrödite  lebt,  denkt  er  kaom 
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damn,  sioh  den  Boden  eigßn  zu  machen;  er  betrachtet  als  sein 
nur  die  erbeuteten  oder  durch  seine  Hand  bearbdteten  IMnge.  Im 
Zustande  des  Hirtenlebens  beginnt  der  Begriff  des  Gnindeigen- 
thums  zu  keimen,  jedoch  heftet  er  sich  lediglich  an  den  Bayon, 
welchen  die  Heerdeu  jedes  Stammes  gewohnheitsgemäfis  durch- 
schweifen  und  häufige  Klagen  entstehen  wegen  der  Grenze  dieser 
Tritten.  Der  Gredanke,  dass  ein  einzelnes  Individnom  einen  Theil 
des  Bodens  als  ausschliesslich  ihm  gehörig  in  Ansprach  nehmen 
könnte,  kommt  niemand  in  den  Sinn;  die  Bedingungen  des  Elr- 
tenlebens  stehen  damit  in  absolutem  Widerspruch.  Allm&ligwiid 
ein  Theil  des  Bodens  in  Bearbeitung  genommen  und  es  entsteht 
der  Ackerbau;  aber  das  Gebiet,  welches  der  Clan  oder 
Stamm  innehat,  bleibt  sein  ungetheiltes  Eigen- 
thum.  Ackerland,  Weide  und  Wald  stehen  in  gemeinfichafUi- 
eher  Nutzung.  Später  wird  das  cultivirte  Land  zu  gleichen  Thei- 
len  unter  die  einzelnen  Familien  verloost;  lediglich  die  zeitweise 
Nutzniessung  fallt  so  den  Individuen  zu.  Der  Grund  und  Boden 
bleibt  noch  immer  das  gemeinsame  Eigenthum  des  Clan,  welchem 
er  von  Zeit  zu  Zeit  wieder  anheimfallt,  um  einer  neuen  Theilung 
unterzogen  zu  werden.  Diess  ist  das  System,  welches  gegenwärtig 
in  den  russischen  Gemeinden  in  Kraft  ist;  es  war  dai^enige  der 
germanischen  Stämme  zur  Zeit  des  Tacitus.  '^  (S.  4) 

Diese  hier  ausgesprochenen  Ansichten  finden  sodann  in  den 
speciellen  historischen  Nachweisungen  L.'s  ihre  volle  Bestä- 
tigung. Nachdem  er  zuerst  von  der  russischen  Dorfgemeinschaft 
und  von  der  auf  der  Insel  Java  gesprochen,  worauf  wir  noch  zu- 
rückkommen werden,  bespricht  L.  die  germanische  Mark  und 
weist  auf  die  übrigens  festgestellte  Thatsacbe  hin»  dass  y,  nicht  nur 
die  ganze  Gremarkung  ungetheiltes  Eigenthum  des  Clan,  sondern  es 
stand  auch  fast  das  Ganze  in  gemeinsamer  Nutzung.  '^  (S.  67.) 
^  In  Germanien  hatte,  wie  in  Russland  und  Indien,  die  Dorfge- 
raeinschaft  Familienbeziehungen  zur  Grundlage,  welche 
auf  eine  gemeinsame  Abstammung  zurückgingen.  Wie  der  schot- 
tische Clan  oder  die  römische  gens  pflegten  die  Einwohner  des 
Dorfes  die  Ueberlieferang,  dass  sie  von  einem  gemeinsamen  Urvater 
abstammten-  Im  skandinavischen  Norden,  wo  dänische  Gelehrte 
so  viele  Spuren  der  ui'sprünglichen  Agrarverfassung  wiedergefunden 
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haben,  wurde  anfangs  das  Land  von  Genossenschaften  bebaut, 
deren  Name  die  innigste  Beziehung  verräth;  sie  nannten 
sich  skuUdalid,  frändalid,  Freundenverein  ^).  Die  Mitglieder  der 
Markgemeinschaft  hiessen  Markgenossen,  oommarchani  oder  Be- 
erbte (im  lateinischen  viri  hereditarii).  Der  letztere  Ausdruck  ist 
bezeichnend:  die  Theilnehmer  am  Erbgut.  Der  freie  Mann  war 
niemals  ein  Enterbter;  er  hatte  ein  Recht  auf  einen  verhältniss- 
mässigen  Antheil  des  gemeinsamen  Stammgutes.  Die 
alte  familiäre  Gruppe,  welche  bei  den  Nomaden- 
völkern die  sociale  Einheit  bildet,  hatte  sicher- 
halten, nachdem  der  Stamm  zu  einem  sesshaften» 
ackerbautreibenden  Leben  übergegangen  war*. 
(S.  83). 

Auch  im  alten  Gallien  lässt  sich,  wie  L.  mit  Recht  her^ 
vorhebt,  GoUectiveigenthum  constatiren.  „  In  der  spätem  Kai- 
serzeit klagte  man  über  häufige  Usurpationen,  durch  welche  ein- 
fiussreiche  Leute  diesen  Besitz  zu  schmälern  suchten.  Die  ger- 
manischen Eroberungen  scheinen  das  Gesammteigenthum  unan- 
getastet gelassen  zu  haben;  denn  in  Deutschland  war  noch  der 
grösste  Theil  des  Bodens  Gemeindeeigenthum.  Aber  in  Frank- 
reich wie  in  England  missbrauchte  der  Lehensadel  die  Macht, 
welche  ihm  die  Gewohnheit  des  Waffentragens  verlieh,  um  wäh- 
rend des  Mittelalters  das  Grundeigenthum  der  Gemeinden  bedeu- 
tend zu  reduciren,  hauptsächlich  in  denjenigen  Gegenden,  wo  das 
Land  am  meisten  Werth  erlangte.  Die  Herren  behaupteten  nicht 
nur  das  Obereigenthum  am  Gemeindeland  und  haupt- 
sächlich an  den  Wäldern  zu  haben,  welche  ursprünglich  den 
Dörfern  gehörten,  sondern  sie  machten  selbst  Uebergriffe  auf 
das  bebaute  Land  und  vertrieben  die  Einwohner,  um  hier  wieder 
Wald  anzupflanzen  und  ihre  Jagdgebiete  zu  vergrössem.  *  (S, 
257.)  ,Man  muss  es  in  dem  trefflichen  Werke  von  Champon- 
niere  selbst  lesen,  wie  die  Dorfbewohner,  welche  das  Land 
bebauten,  ihres  Eigenthums  und  ihrer  Unabhängigkeit  beraubt 
w<»den  sind. «  (S.  258.) 


')  Wir  erinnem  hier  und  anlftssUch  der  weiteren  Stellen  ansLaveleye 
an  das,  was  wir  oben  IJ  §  18«  vom  Prinzip  des  Syngenismus  gesagt  haben« 
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Constatiren  wir  vorderhand  auch  aas  dieser  Stelle  L.*8 
den  von  ihm  nicht  hervorgehobenen  and  wie  es  scheint  als  aner- 
heblich ganz  übersehenen  Umstand,  dass  z^rischen  den  aas  den 
9 germanischen  Eroberungen'  hervorgegangenen  , Herren*  und 
jenen  ,  Dorfbewohnern  *,  über  deren  Gemeineigenthom  sich  die 
ersteren  ein  Obereigenthum  anmaassten,  offenbar  ein  genetischer 
Gegensatz  herrschte;  dass  wir  in  diesen  zwei  feindlich  sich  gegen- 
überstehenden Parteien,  den,  Dorfbewohnern'  einerseits,  and  den 
aus  , germanischen  Eroberungen'  hervorgegangenen  , Herren' 
andererseits,  offenbar  zweierlei  unter  einander  syngenetische  Grup- 
pen anerkennen  müssen.  Laveleye  übersieht  diesen  Umstand 
regelmässig:  wir  wollen  denselben  vorderhand  aas  allen  seinen 
betreffenden  Einzeldarstellungen  hervorheben,  um  uns  sodann  bei 
den  folgenden  Darstellungen  auf  denselben  berufen  zu  können. 

Ueber  England  schreibt  Laveleye:  ^Man  darf  nicht  zwei- 
feln, dass  ursprünglich  die  Feldgemeinschaft  wie  in  Germanien 
auch  in  Grossbritannien  allgemein  geherrscht  hat  ....  Aber 
schon  seit  der  angelsächsischen  Zeit,  bis  zu  welcher  die 
ältesten  Urkunden  hinaufreichen,  hat  die  gesellschaftliche  Ver- 
fassung tiefe  Umwälzungen  erfahren.  Ungleichheit  und  Klassen- 
scheidung traten  ein.  Der  Frohnhof  bildete  sich  und  trat  an  die 
Stelle  der  alten  Genossenschaft  gleicher  und  freier  Bauern. 
Schon  frühe  hatten  manche  adelige  Familien  mehr  Leibeigene, 
mehr  Vieh  und  erhielten  bei  der  Auf  t  heil  ung  einen  grösseren 
Landtheil.  Die  Heerführer,  welche  erbliche  Könige  geworden 
waren,  gelangten  allmälig  dazu,  sich  das  Verfügungsrecht 
über  die  unbebauten  Ländereien  zuzuschreiben  und  Schenkun- 
gen aus  denselben  zu  machen.  Das  Gemeindeland  der  ver- 
schiedenen Clans,  der  ager  publicus,  das  Folcland  wurde 

als    königliche  Domäne    angesehen '     Diese  Darstellung 

L.'s  ist  im  Ganzen  richtig.  Nur  wollen  wir  hier  wieder  consta- 
tiren, dass  er  auf  die  Thatsache  der  Eroberung  und  des  in 
Folge  derselben  entstandenen  Gegensatzes  der  stammfremden, 
unter  einander  syngenetischen  socialen  Gruppen  gar  kein  Gewicht 
legt.  Er  spricht  von  der  „angelsächsischen  Zeit',  seit  der. 
die  „  Verfassung  tiefe  Umwälzungen  erfahren  * :  womit  doch  offen- 
bar die  angelsächsischeEroberung  gemeint  ist,  die  ,das 
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Gemeindeland  der  verschiedenenClans*  nunmehr  an 
die  »Heerführer*  der  Eroberer  und  an  diese  letzteren  brachte. 
Wir  sehen,  Laveleye  schildert  die  aufeinander  folgenden  Zustände 
der  Eigenthumsformen,  also  das  vorhergehende  „  Gemeindeeigen- 
thum  '^  und  das  darauf  folgende  Sondereigenthum,  ganz  richtig : 
nur  unterlässt  er  es  ganz  auf  zwei  Umstände  hinzuweisen,  auf  die 
er  als  auf  tiefere  Ursachen  dieser  wechselnden  Eigenthumsformen 
besonderen  Nachdruck  legen  sollte,  und  zwar  auf  die  durch  die 
Eroberung  herbeigeführte  Umwälzung  und  auf  den  zugleich 
entstandenen  Stammesgegensatz  zwischen  den  früher  „  gleichen 
und  freien  Bauern"  und  den  nunmehrigen  „Herren".  Beobachtet 
man  diese  Umstände,  dann  erscheint  die  Umgestaltung  der  Eigen- 
thumsverhältnisse  in  einem  ganz  anderen  Lichte,  als  bei  Lave- 
leye; dann  erscheint  dieselbe  als  eine  Folge  der  neugegründeten 
Herrschaft,  als  Mittel,  dieselbe  zu  befestigen  und  aufrecht  zu  er- 
halten. Jedenfalls  muss  eine  geschichtliche  Darstellung,  die  sy- 
stematisch zwei  so  wichtige  Momente  wie  Eroberung  und  Stam- 
mesgegensatz wenn  nicht  ganz  unbeachtet  lässt,  doch  nicht  in  dem 
Maasse,  wie  es  gebührte,  würdigt,  als  wesentlich  lückenhaft  er- 
scheinen^). 


^)  Gelegentlich  kann  Laveleye  freilich    nicht  umhin  die  Eroberung 
als  den  Grund  der  Eigenthnmsverhältnisse  anzudeuten.     So   schreibt  er 
z.  B.  S.  446:  »Die  normannische  Eroberung  führte  in  ihren  Folgen  dazu 
Macht  und  Reichthum  der  höheren  Klassen   zu  yer mehren  und  die  Lage 
der   gemeinfreien  Leute  zu    Terschlechtem.     Schon   die  angelsftchsischen 
Könige  hatten  manche  Verleihungen  auf  unbebautem  Lande  gemacht  und 
80  die  Gremeindefluien  yermindert ;   aber  die  normanischen  Herrscher  be- 
trachteten sich  kraft  des  Rechts  der  Eroberung  als  Eigenthümer  des  ge- 
sammten  Bodens  und  machten  yiel  häufiger   derartige  Vergebungen ;  der 
grOsste  Theil  des  Folcland  yerwandelte  sich  in  königliche  Domftne  (terra 
regis)*.    Trotzdem  behält   Layeleye   diese  Thatsache   der  Eroberung  und 
deren  nachhaltige  Wirkungen  nicht  im  Auge  und  thut  gleich  darauf  z.  B. 
folgende  Aeussemng:     Diese  Unterordnung   der  Pächter  unter  die  Eigen- 
thümer, der  Leibeigenen   unter  die  Herren   hatte  sich  mit  Unterstützung 
der  Könige  genau,  wie  in  Deutschland  und  in  späterer  Zeit  in  Russland 
gebildet,  ohne  dass  eine  Eroberung  yorausgegangen  wäre,  welche  die  Be- 
negten  yon  den  Siegern  abhängig  gemacht  hätte*.  Layeleye  hat  es  eben 
gans  unterlassen,  die  Bedeutung  und  die  Nachwirkungen  der  in  England 
wie  anch    anderwärts    die   Grundeigenthumsrerhältnisse   umgestaltenden 
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Einen  grösseren  Platz  als  die  geschichtlichen  Nachweisnn- 
gen  nehmen  in  Laveleye*s  Bache  die  Schilderangen  der  gegenwär- 
tigen Gemeineigenthnms-Zastände  bei  Natarvölkem,  in  da 
Schweiz  nnd  in  Rassland  ein. 

'  Um ,  das  collectiveGrandeigenthnm  des  Dorfes,  wie  es  noch 
gegenwartig  in  Rassland  besteht,  *  zu  erkennen,  greift  L.  auf 
die  ,  sociale  Organisation  des  Stammes  bei  den  Nomaden 'zarQcL 
«Hier*,  sagt  er,  „ist  die  Herrschaft  des  Gresammteigenthan» 
eine  unmittelbare  Folge  des  Hirtenlebens  and  der  Familienorga- 
nisation."  (S.  7.)  Sodann  föhrt  er  fort:  ^Die  agrarische  Orga- 
nisation der  russischen  Dorfgemeinde  ist  ganz  ähnlich  derjenigen 
der  tartarischen  Horde,  nur  dass  dort  der  Boden  doroh 
Ackerbau  nutzbar  gemacht  wird,  hier  die  Viehwirthschaft  Regel 
isf  (S.  8.)  Diese  russische  Dorfgemeinde,  sagt  L.,  ,ist  nicht 
lediglich  eineVerwaltungseinheit;  sie  ist  vielmehr  eine  patriar- 
chale  Genossenschaft,  eine  Erweiterung  der  Familie,  deren 
Bande  so  innige,  deren  Solidarität  eine  so  enge  ist,  dass  ein  Frem- 
der nicht  ohne  Einwilligung  der  Mehrheit  in  derselben  aofgenom- 
men  werden  kann. *  (S.  12.)  „Die  patriarchale  Familie  ist  fie 
Grundlage  der  Gemeinde  und  die  Angehörigen  des  Mir  werden 
allgemein  angesehen  als  Abkömmlinge  eines  gemeinsamen  Stamm-^ 
Vaters.  •*  (S.  18.)  Informiren  wir  uns  nun  aus  Laveleye,  welche 
Ausdehnung  dieses  Gemeineigenthum  in  Russland  hat  und  in 
welcher  Form  demselben  das  Privateigenthum  entgegensteht  Wir 
finden  darüber  eine  Aufklärung  auf  S.  :  ,  In  ganz  Grossruss- 
land, d.h.  in  jenem  unermesslichen  Gebiete,  welches  sich  jenseits  des 
Dniepr  ausbreitet  und  von  30 — 35  Millionen  Menschen  bevölkert 
ist,  bildet  das  Land,  welches  nicht  der  Krone  und  dem 
Adel  gehört,  ungetheiltes  Gesammteigenthum  der  Gemeinde.  ■ 
Also  „nicht  der  Krone  und  nicht  dem  Adel**  —  Krone  und 
Adel,  also  mit  anderen  Worten  die  herrschende  Klasse,  die  auch 
in  Russland  im  grossen  Ganzen  durch  Eroberung  zu  dieser  Herr- 
schaft gelangte  und  dem  unterworfenen  Volke  gegenüber  stamm- 


Erobening  seitens  einer  fremden  syngenetischen  Gruppe  genaner  zn  unter- 
suchen und  das  Sondereigenthum  als  eine  nothwendige  Begleiterscheinung 
der  aufgerichteten  Herrschaft  in*s  Auge  zu  fassen. 
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Silikon  doR  IVUo«  dor  ArbeltAkraft  auf  Ihr  Minimum,  Ist  Wl  der 
knpitrtlistifiohon  l^roduotlon,  d«H  U^woist  Marx  (jnn«  unÄWoiM- 
haft,  dn.H  Alloi^nvJMiuliohsto.  Somit  -  -  und  da«  ti^t  da«  j^rowo 
(JohoituuiH.s  da?»  Marx  xxm  m  onthüUon  glaubt,  da«  jodooU  «ohon 
Uodl>or(UH  wr  ihm  andmitolo  —  boRahlt  dor  Ot»ldbo»iUor  nicht 
don  voUou  Worth  dor  Arboit  und  bohÄlt  don  üobon^chusis 
don  Mohrvrorth  ttir  nioh. 

DioHor  vom  Ari)oi(«M*  unont^dtlich  prinluolrto  Mohrworth 
nun,  ist  dorKoim  dos  KapiUl»;  dioPmotnlur  durch  die  dor  Clohl- 
l>osiUor  r.u  dom?»olbon  ptdanjj^  nennt  Marx  PluHmachorcl» 
Und  nun  ttl^oi^ohUttot  Marx  dio  lil>oralon  (>H?ünominton ,  dio 
SohUlor  Adam  Smith'«  und  dio  modornon  f'ivihttmUor  mit  nifti|t- 
litf.ondotn  Spottt  woil  «io  dion«  (iJtd\oinmi»H  dos  Mohrworthn  und 
dor  Pltismaohoivl  nicht  orkannton,  woil  «io  nicht  orkanntoi\,  da«» 
»ich  dio«o  Mohrworthim>duction  und  dio«o  Plu«machoroi  tu  der 
k  a  p  i  t  a  1  i « 1 1 «  c  h 0  n  P  r o d  u  c  1 1  o  n  «  wo  i « o  mit  Naturnothwon- 
dijjkoit  vollzieht,  dfv»«  dor  fiobnarboitor  in  dio«om  l^*oci»w  unci*- 
bittlich  dom  Moloch  Kapital  >HH)|>fort  wir^K  wfthivnd  dio«o  rc- 
lohrton  Herren  nur  von  l'Y^Mhoit  und  Gleichheit  u.  d^l»  fa«eln. 

„DioSphlliv  dor  Cirmilation  de«  Waatvnau«tÄU«oheH»  «ajitt 
Marx  nicht  mit  Untvcht,  innerhalb  doriM\  Schranken  Kauf  und 
Vorkauf  dor  Arbeitskraft  «ich  bewegt,  war  in  derThat  ein  wah- 
IV«  IOdondorannolH>ronet\  Men«chemwhte.  Wa«  allein  hierherwcht 
i«t  l'Yolhoit,  Gleichheit  KigiMithum  und  Hentham.  Freiheit! 
denn  Kliufor  \m\  VorkÄufer  einer  Wmire  t.  11  der  Arbeit«krÄft, 
«ind  mir  dmv.h  ihren  freien  Willen  bestimmt  Sie  contrahl- 
ivn  al«  ftvie,  nächtlich  obonbtlrtiRe  Per«onen.  DerKontrakt 
ist  da«  ftvie  l^'oduct,  \\H>rin  «ich  ihre  Willen  einen  gemein«*vmett 
Uecht«au«druck  gtd>on.  Gleichheit!  Denn  sie  boxiehon  sich 
nur  als  WaariMibesitr.or  auf  einander  und  tauschon  Aequivalent 
ftlr  Aequivalent.  lOigenthum!  Denn  jeder  wrftlgt  nur  tlbcr 
da«  Seine.  Bontham!  IVnn  jedem  xon  den  beiden  i«t  es  nur 
um  «ich  r.u  thun.  Die  einr.ige  Macht,  die  sie  Kusammon  und  In 
ein  VeiMltni««  bringt,  i«t  die  ihre«  Klgennutr.es,  ihre«  Son- 
dervort heiles,  ihrer  Privatinteressen.  Und  eben  well  so  jeder 
nur  fftr  sich  und  keiner  für  den  andern  kehrt,  v<)llbringen  alle, 
in  Folge  einer  pritstabllistrten  Harmonie  der  Dinge,  oder  unter  den 
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^.   t-r  2n:i:£-isi  der  Anne,  welche  der  Frohndienst  ihm  lieferte^ 

.    4 


r*:^::L  iir  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  ist,  wie  überall, 
..h  :  !-.!!<?  Y.cm  eeüUe  unmittelbare  Herrschaft  der  herr- 
T^-riYro  jz'Z  K  .fcsscn  a;if£ehoben,  an  ihre  Stelle  die  unmittelbare  Herr- 
^uj^^.  jtc  Kr:or.  der  Staatsgewalt  gesetzt  worden,  was  freilich 
.*:r  n.::;-.:*kr?c  Hrirschaft  der  herrschenden  Klasse,  als  eines 
-  .-ifaiteC:  '.-^1»:'-   ;:3i  mächtigen  Elementes  im  Staate  nicht  viel 

IW  lkiWcT*rrhälmiss  dieser  herrschenden  Klasse  2u  d^ 
:« >  -"v-i'icc  r^  J&hr^e  ^S61  geht  ungefähr  aus  folgender  Angabe 
:•:  Ijk"^:  -.^t  ':hCT..r.  ylm  Jahre  1861  besassen  im  eigentlichen 
Hoii^j^-c  :^:x:^^  H^nthümer  105.200»108  Desiatinen  Land 
:-  :  ?S  V  »..VÄ'c  Lei :«eürenen •.  Also  ungefär  100,000  zu  20  ICl- 
•:o:-;  .^  v-AT  im  Jahre  1861  das  Zahlenverhältniss  der 
:..-v.">-.-'i;r  \VjfcSNf  r^  V^herrschten  in  Russland  — einZahlen- 
^  .r:JL;;.  äv  ^  :  i*  :ur  iir  Entwicklungsstufe,  auf  der  sich  Buss- 
a.v  .inrzi^.t: .-  '>-dDie:«  ni.^ht  gerade  anormal  zu  sein  braucht 

l.iv'iiy.-  jciwÄTüit  r.un  ffibr  das  vOoUectiveigentlium'  die- 
s. :  ^  V,  '  V  '«r:r  *:*  AuY-rru  das  Privateigenthum  jener  100,000 
>*  Ar;  ;  .  *v.-.i  p.?:":  <.r:V:*:'.<:dnd  der  Begeisterung.  Man  hat  bei 
A.::.::  ,c-..i  .:::  U i'r-cictUxriiaft  in  Russland  die  Form  des  Col- 
-v:.^;  ^..  :>..:*.:•-*  ,:;:  lx»:ur^meinden  aufrechterhalten:  es  liegt 
;':v.*.  .-.::  bi.rrNc 2 :".:-"  K::\s$e  wenig  daran,  in  welcher  Form 
>>,-  r;  U. rrs*.  ::.i:^  ":::.  Alvr  es  ist  schwer  zu  begreifen,  wie  die 
Ivc.'s^i '■".;:  :u:  ,  Co '.;v:ivcigoiuhum *'  in  diesem  Gegensatz 
Nor.  KWvW  :>.:v::  ^i^*:::Dümo^l  und  20  Millionen  wenn  auch 
,iv.,'h:'.-.''.:vij:"-:r.:*r*  Niohtlvsitzor  und  Xichteigenthümer  Nahrung 
tliidoii  k.inu.  rr.,l:<i  CS  :;:oht  andererseits  klar,  dass  eine  normale 
torts^'hrittlioho  KntwlAUinsr  diesen  Gemeindebesitz  des  Mir  einst 
in  t'n:^ies  Kiiiouihuiu  Kiuzelner  auflösen  wird?  Dasselbe  Natur- 
ijesc'tz  der  sooialon  KuiwiekUuiir,  das  sich  überall  mit  fortschrei- 
teuder  Gvilisatiou  geltend  macht,  wird  sich  auch  in  Russland 
geltend  machen! 

Man  darf  dv.vb  nicht  veriiessen,  dass  wir  in  Russland  Zu- 
stände  vor  Augen  haben,  wie  sie  in  civilisirten  Ländern  schon 
zur  Vergangenheit  gehören.     Freilich,  wenn  man  in  der  socialen 
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Entwicklung  nur  for  vergangene  Formen  Sinn  hat,sicli  wieRousseau, 
nur  fiir  Urzustände  begeistern  will  und  socialen  Atavismus 
predigt  —  dann  ist  Russland  für  Europa  ein  Musterland,  aber 
dann  sind  Hottentotten  undBotokuden  ein  noch  besseres  Muster^). 
Nach  Russland  ist  es  vornehmlich  die  Schweiz,  für  deren 
Allmenden  Laveleye  schwärmt  „  In  den  ürcantonen  der  Schweiz 
sichern  die  denkbar  vollkommensten  Einrichtungen  der  Bevölke- 
rung seit  den  entferntesten   Zeiten   Freiheit,   Gleichheit,   Ord- 
nung und  so  viel  Glück,  als  Menschenloos  erlaubt.*     (S.  112.) 
Auf  die  Schilderung  dieser  Einrichtungen  übergehend,  schreibt 
Laveleye:  ,DieG«schichtsquellen  zeigen  uns  in  den  ersten  Zeiten 
des  Mittelalters  alemanische  Stämme,  von  denen  der  eine  das 
Gebiet  von  ünterwalden,  der  andere  das  von  üri,  der  dritte  das 
von  Schwyz  als  eine  einzige  ungetheilte  Mark  innehatte.  Später, 
als  verschiedene  Dörfer  entstanden,  bildeten  sie  getrennte  und 
autonome  Gemeinden,  aber  die  grosse  cantonale  Gemeinde  mit 
der  allgemeinen  Versammlung  allerEinwohner(?!)der  Lan- 
desgemeinde, blieb  bestehen.  Wir  haben  also  hier  eine  vollstän- 
dig freie  und  demokratische  Regierungsform.  Dieses  absolute,  bis 
in  die  entferntesten  Zeiten  hinaufsteigende  Selfgovemement  hat 
sich  ohne  Unterbrechung  bis  auf  unsere  Zeit  fortgepflanzt. "     (S. 
116.)     Wir  werden  bald  sehen,  dass  Laveleye  hier  im  Irrthum 
ist  und  dass  sein  Ausspruch:  «es  hat  nie  eine  vollständigere  De- 
mokratie g^eben  als  diejenige,  welche  seit  tausend  Jahren  in  der 
ürschweiz   besteht*  (S.  115)    durch   die   thatsäch liehen 
Verhältnisse  widerlegt  wird.   Denn  wenn  es  auch  richtig  ist, 
dass  die  Schweiz,  da  ,  in  ihre  Hochthäler  der  Feudalismus  nur 
spät  eingedrungen  ",  dort  ,  nie  grosse  Macht  erlangt  und  vor  dem 
Eade  des  Mittelalters  vollständig  ausgerottet  wurde,  *  dass  sich 


*)  Nüchtern  bückende  nusische  Schriftsteller  haben  diesen  wahren 
Sachverhalt  nicht  verkannt.  Die  von  ültraslayen  und  Panslavisten  ge- 
rühmte rassische  Feldgemeinschaft,  nach  der  französische  Commnnisten 
mit  solcher  Sehnsucht  und  mit  neidischen  Blicken  auslugen,  erscheint 
einem  Tschitscherin  als  die  Folge  der  Leibeigenschaft  die  mit  der 
Ahschafiiing  derselben  und  mit  der  Einführung  der  Freiheit  verschwinden 
wird.  VergL  Blontschli  und  Brater  StaatswOrterb.  Band  YL  386-411, 
«Doh  Laveleye  S.  22. 
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also  dort  «die  demokratischen  Einrichtimgea  der  ursprüng- 
lichen  Mark  m  ihrer  ganzen  Kraft  behauptet  haben*  (S.  121): 
so  ist  doch  der  Zustand  und  sind  die  Einrichtongen  die  wir  that- 
sSchlich  in  der  Schweiz  finden,  weder  mit  den  Lehren  der  wah- 
ren Demokratie,  noch  mit  denen  des  Gommanismns,  noch  auch 
mit  den  Anforderungen,  die  Laveleye  selbst  (s.  dessen  Vorrede!) 
an  die  Demokratieen  stellt,  im  Einklang.  Laveleye  schlägt  sich 
da  selbst  HOrenwir  nur  seine  Sc  hilderang  der  thatsäch- 
lichen  Zustände  in  der  Schweiz! 

,  Um  das  Recht  auf  einen  Nutzungstheil  am  Gemeindelande 
2u  erhalten,  genügt  es  nicht,  £Snwohner  der  Gremeinde  zu  sein, 
ja  nicht  einmal  dort  politisches  Bürgerrecht  auszuüben ;  man  mnss 
Ton  einer  Familie  abstammen,  welche  dieses  Recht  seitunvor- 
denklicher  Zeit  oder  wenigstens  vor   den  Anfang  dieses 
Jahrhunderts  besass'  (S.  123).  Also  das  ist  die  wahre  Demo- 
kratie,  das  die  Verwirklichung  des  Communismns   wo  jeder 
Mensch,  weil  er  Mensch  ist,  Eigenthum  haben  soll?  Ist  das  nicht 
vielmehr  ein   crasses  aristokratisches  Kastenwesen?  sind  das 
nicht  ganz  einfach  syngenetische  Gruppen  die  ihre  gemeinsamen 
Interessen  in  Form  eines  ungetheilten  Ck)llectivbe8itzes  verwalten, 
ebensogut  wie  andere  syngenetiscbe  Gruppen  ihre  gemeinsameo 
Interessen  in  der  Form  von  Adelsprivilegien,  oder  ausschliess- 
licher Grundbesitz-,  Regierungs-,  Amts-  oder  OfBciersföhigkeit 
wahren?  Lassen  wir  uns  femer  von  Laveleye  selbst  belehren, 
was  in  diesen  „  wahren  Demokratieen  •  die  Folge  des  crassen,  ari- 
stokratischen Kastenwesens  ist.  ^In  demselben  Dorfe  berichtet 
nun  Laveleye,  findet  man  so  neben  den  Berechtigten  eine  Anzahl 
Einwohner,  welche  von  all  diesen  die  Lage  der  ersteren  so  be- 
trächtlich verbessernden  Vortheilen  ausgeschlossen  sind  und  in 
Folge  dessen  sozusagen  zwei  verschiedene  Gemeinden  in  und 
nebeneinander.  Die  Beisassen,  wie  man  sie  nennt,  haben  sich  oft 
über  diese  Ungleichheit  beklagt  und  es  ist  zu  heftigen  Kämpfen 
zwischen  der  radicalon  Reforrapartei,  welche  gleiches  Recht  fTur 
alle  beanspruchte  und  den  Conservativen  gekommen,  welche  die 
alten  Beschränkungenaufrecht  erhalten  w(>llten«(&  123). 
,Da  e»  kein  allgemeines  Gesetz  über  den  Gegenstand  giebt,  so 
lind  die  Resultate  dieses  Kampfes  nicht  überall  gleich  gewesen; 
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aber  im  allgemeinen  (?!)  ist  man  zü  Vergleichen  gelangt, 
welche  den  blossen  ESnwohnem,  den  Beisassen  gewisse  (!) 
Redite  sichern*^  (S.  124).  Mit  den  Worten  »im  allgemeinen" 
und  » gewisse  Rechte  *,  sucht  Laveleye  die  Thatsache  zn  ver- 
dedLen,  dassesauch  in  den  Schweizer  Gemeinden  an  dem  Gegen- 
satze von  Reich  und  Arm,  von  Besitzenden  und  Besitzlosen,  von 
Herrschenden  und  Beherrschten  nicht  fehlt.  Wenn  es  nun  wahr 
wäre,  was  Laveleye  behauptet,  dass  ,bis  zur  Stunde  alle  Demo- 
kratieen  untergegangen  sind,  Weil  sie  mit  der  Gleichheit  der  po- 
litischen Rechte  nicht  auch  eine  derartige  Gleichheit  der  wirth- 
schaftlichen  Lage  herstellen  konnten,  dass  der  Kampf  zwischen 
Reich  und  Arm  vermieden  worden  wäre,  der  immer,  nach  man- 
cherlei Wechselfällen  mit  dem  Bürgerkriege  und  der  Dictatur 
endete*  — :  so  wäre  ja  auch  die  Schweiz  mit  ihrer  musterdemo- 
kratischen Einrichtung  der  Allmende  diesem  Schicksal  verfallen, 
da  ja,  wie  das  Laveleye  selbst  zu^bt,  dieser  Gegensatz  von 
Reich  und  Arm,  von  Besitzenden  und  ,  Beisasjsen  '^  auch  in  der 
Schweiz  nicht  fehlt.  Der  wahre  Sachverhalt  abfer,  über  den  La- 
veleye sich  vollkommen  täuscht,  ist  der,  däss  es  noch  nie  und 
nirgends  einen  Staat  und  sei  es  auch  die  demokratischeste  Re- 
publik ohne  diesen  Gegensatz  von  Reich  und  Arm,  von  Besitz 
und  Besitzlosigkdt,  der  doch  ein  nothwendiger  Ausflass  von  Heilr- 
schaft  und  Abhängigkeit  ist,  gegeben  hat,  und  dass  einen  solchen 
Staat  keine  Demokratie  der  Welt  zu  Wege  bringen  Wird.  Die^ 
sem  Gegensatz  aber  den  Untergang  der  Staaten  und  Demokratieen 
in  die  Schuhe  schieben,  ist  ganz  dasselbe,  wie  z.  B.  behaupten, 
dass  Menschen  desswegen  sterben,  weil  sie  essen  and  trinken  oder 
weil  sie  aufrecht  gehen  und  nicht  auf  allen  Vieren.  Staaten  sind 
eben  menschliche  Zurichtungen  und  Vergänglichkeit  liegt  in 
ihrem  Wesen;  ihr  Untergang  ist  natornothwendig  weil  er  höheren 
Grebilden  und  politischen  Gei^ltungen  Platz  macht.  Staaten 
möiäsen  untergehen,  es  giebt  keine  ewigen  Steutten  wie  es  keine 
unsterblichen  Menschen  giebt.  Nach  Mitteln  suchen  um  die  Staa- 
ten' unvergänglich  zu  machen,  heisst  s6'  viel,  wie  wunderthätige 
Lebenselixiref  bereiten  wollen.  Die  höchste  Naivetät  aber  ist  es, 
diese  ükV^gänglidhkeit  der  Staaten  diiUch  die  Aufhebuiag  von 
Ife!!<^hf  nüd'  Aritt;  von  Besitz  unä  Bei^itztGiiligMt  h^beiführen  wol- 
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len  —  dem)  ohne  Besitz  und  Besitzlosigkeit  ^ebt  es  auch  keine 
Herrschaft  und  Abhängigkeit  und  daher  auch  keinen  Staat 
Wenn  es  nun  keinen  Staat  giebt,  kann  er  freilich  nicht  unter- 
gehen —  leider  ist  aber  die  Entwicklung  der  Menschen  über  den 
vorstaatlichen  und  staatslosen  Zustand  des  wilden  Hordenlebens 
einmal  hinausgekommen  und  lässt  sich  in  jenen  von  eitlen  Schwär- 
mern so  vielbetrauerten  Zustand  nicht  m^hr  zurückdrängen. 

Wir  glauben  es  nicht  nöthig  zu  haben,  auf  die  weiteren 
Nachweisungen  Lavele7e*s  über  Collectiveigenthum  einzugehen. 
Was  er  darüber  aus  Java  und  Indien,  aus  Finnland  und  Skan- 
(Unavien,  aus  Niederlanden  und  Belgien,  aus  Amerika,  China  und 
Italien,  aus  den  südslavischen  Ländern  berichtet,  bietet  im  Grunde, 
wie  viel  Neues  und  Interessantes  es  auch  enthält  —  von  den 
obigen  Nachweisungen  nichts  wesentlich  Verschiedenes.  Alles 
was  er  in  seinem  Buche  nachgewiesen  hat,  lässt  sich  dahin  re- 
sumiren,  dass  jenem  primitiven  Zustande,  wo  halb  rohe  und 
uncivilisirte  Stämme  noch  in  unvermischtem  Zustande  als  stamm- 
verwandte syngenetische  Gruppen ,  ohne  jede  höhere  Gultnr 
ohne  staatliche  Entwicklung  ihr,  wenig  über  das  Niveau  des 
Thierischen  erhabenes  Dasein  fristen,  dass  jenem  Zustande  der 
Begriff  des  Sondereigenthums  fremd,  und  eine  fast  überall  gleiche 
Gemeinschaftlichkeit  des  Bodenbesitzes  eigenthümlich  ist. 

Was  nun  den  üebergang  von  diesem  Zustande  zu  dem  der 
staatlichen  Ordnung  und  somit  der  Herrschaft  der  Einen 
über  die  Andern,  des  Eigenthums  und  der  Besitzlosigkeit  anbe- 
langt, so  hat  wohl  Laveleye  hie  und  da  von  den  Thatsachen  die 
denselben  herbeiführten,  offenbar  Kenntniss,  er  ist  aber  weit  ent- 
fant  diese  Thatsachen  in  ihrer  wahren  Bedeutung  sich  klar  ge- 
macht zu  haben.  Laveleye  ist  es  sich  nicht  im  mindesten  be- 
irosBt  geworden,  dass  wir  es  bei  dem  überall  gleichmässig 
durch  Eroberung  seitens  eines  mächtigeren  Stammes  und  Unter- 
werfung der  ansässigen,  früher  angesiedelten  syngenetischen  Grup- 
pen, durch  die  auf  diese  Weise  eingeleitete  Herrschaftsgründung 
und  g\evctoeitige  Einführung  des  Sondereigenthums  der  herr- 
iciMiriö\Ö»aBe.  mit  einem  Naturprocess  zu  thun  haben,  der  sich 
aatt,.  xn^lffuerall  im  Interesse   einer  fortschrittli- 
'■L\iT'v\tkUiigder  Menschheit  mit  unerbittlicher 
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elementarer  Grewalt  vollzieht.  Vom  wissenschaftlichen  Stand- 
punkte ist  nun  Laveleye*s  grösster  Fehler  der,  dass  er  statt  die- 
sen Process  zu  untersuchen,  ihn  ganz  übersieht  und  die  Schatten- 
seiten des  Sondereigenthums  durch  die  Rückkehr  zu  einer  fHihe- 
ren  Entwicklungsstufe  saniren  will  —  in  dem  eitlen  Wahne  als 
ob  jene  frühere,  bei  minder  vorgeschrittenen  Völkern  hie  und 
da  noch  sich  vorfindende  Entwicklungsstufe,  von  allen  Schatten- 
seiten frei  wäre  und  nicht  ebenfalls,  wie  alle  menschlichen  Ein- 
richtungen ihre  besonderen,  ihr  eigenthümlichen  gewiss  noch 
schwerer  wiegenden  Uebel  und  Mängel  aufzuweisen  hätte. 

Und  auf  eine  solche  in  der  That  oberflächliche  Anschauung 
gestützt,  jammert  Laveleye  über  Griechen  und  Römer,  die  das 
Unheil  des  Privateigenthums  über  die  Welt  gebracht  —  nament- 
lich den  letzteren  kann  er  ihr  abscheuliches  quiritischesEigenthum 
nicht  verzeihen  —  und  empfiehlt  den  Culturvölkem  Europa's, 
voran  den  Franzosen,  sie  mögen  diese  unheilvolle  Erbschaft  der 
Römer  von  sich  abschütteln  und  sich  zu  den  alleinseligmachenden 
—  südslavischen  Hauscommunionen  bekehren!  Wahrlich,  man 
könnte  lachen,  wenn  solche  Erscheinungen  in  der  Literatur  nicht 
ihre  ernsten  und  traurigen  Seiten  hätten. 

In  einem  letzten  Abschnitte  über  „Theorie  desEigenthums' 
widerlegt  Laveleye  einige  in  der  That  unhaltbare  Theorieen  des 
£}igenthums,  theils  der  Juristen  und  Naturrechtslehrer,  die  dasselbe 
auf  einen  Urvertrag,contrat  social,  stützen,  theils  der  Nationalöco- 
nomen,  die  die  Einfuhrung  des  Sondereigenthums  als  Förderungs- 
mittel der  Production  rechtfertigen.  Die  Widerlegung  solcher 
Theorieen  ist  in  der  That  nicht  schwer.  Das  wissen  wir  schon 
genau,  das  Eigenthum  ist  weder  das  Werk  eines  G-esellschafts- 
vertrages,  noch  ist  es  als  wirthschaftliche  Maassregel  in 
Hinsicht  auf  das  allgemeine  Wohl  eingeführt  worden.  Als  Herr- 
schaft smittel  wurde  es  eingeführt,  als  solches  ist  es  unent- 
behrlich und  wird  so  lange  existiren,  so  lange  das  gedeihliche 
Zusammenleben  der  Menschen  einer  Herrschaftsorganisation 
bedarf. 

Nicht  unerwähnt  können  wir  es  aber  schliesslich  lassen,  wie 
sich  Laveleye  auf  dem  letzten  Blatte  seines  Buches  über  das 
Resultat  seiner  historischen  Nachweisungen  täuschte  schreibt 
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darüber:  ich  glaube  historisch  nachgewiesen  m  haben,  dass  in 
derThat  alle  Völker  nrsprünglidi  eine  Organisation  hatten,  welche 
jedem  Menschen  einen  Theil  des  prodoctiven  Bodens  ge- 
währte.* Das  ist  ganz  falsch!  E!r  lese  sein  Bach  noch  einmal 
aufmerksam,  er  wird  nicht  das,  was  er  da  behauptet,  wohl  aber 
ganz  was  anderes  darin  finden.  Nicht  solche  Organisationen  zeigt 
er  uns,  die  jedem  Menschen,  nur  solche,  wo  jedem  Stam- 
me s  a  n  g  e  h  0  r  i  g  e  n ,  jedem  gebomen  Mitglied  der  syngenetischen 
Gruppe  ein  Theil  des  productiven  Bodens  gewahrt  wird.  Ans 
dieser  Einrichtung  folgte  beiBerfthrung  der  Stämme  mit  Frem- 
den die  Nichtzulassung  derselben  zur  Gremeinschaft,  das  Siehab- 
schliessen  der  Kasten,  das  Beisassentimm,  die  Besitzlosigkeit. 
Nun  folgert  Laveleye  aus  seinem  vermeintlichen  Resultat, 
das  uns  seine  Nachweisungen  mit  nichten  geliefert  haben,  folgen- 
des: .Die  theoretische  Untersuchung  zeigt  auch,  dass  dasESgen- 
thum  (Laveleye  will  damit  sagen:  das  ESgenthum  fOr  jed^ 
Menschen)  eine  unentbehrliche  Bedingung  der  Existenz,  der  Frei- 
heit in  der  Entwicklung  des  Menschen  ist  Das  angeborene  Ge- 
fühl der  Gerechtigkeit,  das  Urrecht  (?)  und  das  Vemunftrecht 
sind  also  darin  einig,  jeder  Gesellschaft  die  Verpflichtung  aufzu- 
erlegeD,  sich  so  zu  organisiren,  dass  jedem  das  ihm  zukom- 
mende rechtmässige  Eigenthum  zu  Theil  werde.'  Also 
Selbsttäuschung  in  der  Prämisse  und  grober  Irrthum  in  der 
Schlussfolgerung.  Wir  sahen  nur,  dass  die  primitiven  syngene- 
tischen  Gruppen  ihren  Besitz  gemeinschaftlich  benützten  unter 
Ausschliessung  jedes  Fremden  —  nun  verlangt  Laveleye  von 
^ jeder  Gesellschaft  ,  dass  sie  ^j  edem"  sein  ihm  zukommendes, 
rechtmässiges  Eigenthum**  gewähre.  Zu  diesem  Schluss  berech- 
tigen ihn  seine  Nachweisungen  nicht,  ausser  er  würde  zuerst  die 
europäische  Menschheit  aus  ihrem  heutigen  Yölkergemisch  und 
ethnischem  Amalgam  zu  dem  primitiven  Stammes-  und  Horden- 
leben zurückfuhren  —  dann  könnte  er  mit  einigem  Anscheme 
von  Recht  jeder  syngenetischen  Gruppe  diese  von  ihm  aufgestellte 
„  Verpflichtung  *  auferlegen  *). 


^)  Die  SteUen   ans  Layeley's   » Ureigenthum *    citirten   wir  nach 
der  deutschen  Uebeisetzong  von  Bacher. 
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Socialismns  in  Deutsohland;  Mario. 

Deutschland  ist  von  einem  crassen  Communismos  verschont 
worden,  wenn  man  nicht  dem  wenn  auch  paradoxen,  dennoch 
gedankenvollen  und  geistreichen  Proudhon,  einen  platten  Pam^ 
phletisten  gemeiner  Denkungsart  wie  Weitling  entgegenstellen 
will.  Dagegen  hat  der  französische  Socialismus,  speziell  in  der 
von  Louis  Blanc  gegebenen  Form  nachhaltig  anregend  auf  Deutsch*» 
land  gewirkt  und  hier  eine  literarisch  sehr  ausgiebige  Bewegung 
hervorgerufen. 

Charakteristisch  für  den  Gregensatz  des  französischen  und 
deutschen  Geistes  ist  es  gewiss,  dass  die  kleine,  feurige  Schrift 
Louis  Blanc's  über  die  Organisation  der  Arbeit,  bald  darauf  in 
Deutschland  ein  sehr  breit  angelegtes  vielbändiges  gelehrtes  Werk 
eines  deutschen  Professors  hervorrief,  der  uns  dieselbe  Frage  Iq 
ausfuhrlicher  historisch-literarischer  Entwicklung,  theoretischer 
Begründung  und  Anleitung  zjor  praktischen  Lösung  vorführte. 
Wir  sprechen  von  dem  Werke  fcarl  Marlo's  (Professor  Winkel-r 
blech)  „  Untersuchungen  über  die  Organisation  der  Arbeit,  oder 
System  der  Weltöconomie  •  *). 

Wenn  dieses  Werk  auch  vielleicht  eben  wegen  seiner  breiten 
Anlage  und  seines  langsamen  heftweisen  Erscheinens  auf  die  all- 
gemeinde  Geistesströmung  in  Deutschland  seinerzeit  ohneEinfluas, 
ja  fast  unbeachtet  blieb  und  erst  durch  Schäffle  in  seinem  Buche 
,  Capitalismus  und  Socialismus  *  1870  aus  der  Verschpllenheit 
herausgezogen  und  lobend  empfohlen  wurde :  so  ist  es  doch  schon 
für  dasDecennium  nach  der  französischen  Februarrevolutipn  sehf 
wichtig  und  bezeichnend,  dass  die  französischen  socialistii^ep 
Ideen,  speziell  die  Ideen  über  Organisation  disr  Arbeit  in  Deutsch- 
land eine  so  eingehende  Behandlung  erfuhren^). 


*)  Kassel  bei  Appel  1850—1859. 
»  *)  Nach  Schäffle  nntemeht  auch  Dühring   in  der  Krit.  Qesch.  d. 

IfatdonalCc.  n.  d.  Socialismus  (1871)  das  Mitöo'sche  Werk  einer  ans- 
f&hriiehen  Erwähnung  (S.  563—571)  wobei  ei^  insbesondere  den  I.  Band 
der  iSm'  geecbMitliche  und  litentrische  EntwtdLkiDg  enthält,  lobend  hef- 
TOibfibit. 
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Marlons  Werk  trägt  schon  alle  charakteristischen  Züge  an 
sich,  welche  die  ganze  sodalistische  Bewegung  in  der  deutschen 
Literatur  bis  auf  unsere  Tage  auszeichnet.  Und  zwar  kann  man 
diese  Charakteristik  dahin  zusammenfassen,  dass  bei  voller  An- 
erkennung der  prinzipiellen  Ausgangspunkte  des  französischen 
Comniunismus,  dessen  extreme  und  extravagante  Schlussfolge- 
rungen oder  wenigstens  der  Ausdruck  derselben  behutsam  ver- 
mieden wird,  und  die  sociale  Frage  nach  dem  Muster  Louis 
Blanc*s  zum  grossen  Theile  von  dem  Gebiete  des  Eigenthnms 
hinweg  —  und  auf  das  Grebiet  der  Herrschaft  des  Capitals  über 
die  Arbeit  hinübergezogen  wird,  mit  welcher  theilweisen  Front- 
veränderung eben  der  Name  Socialismus  verbunden  ist  Frei- 
lich hat  diese  mehr  äusserliche  und  formale  als  wesentliche  Aen- 
derung  es  auf  die  Länge  nicht  verhüten  können,  dass  sich  auch 
der  deutsche  Socialismus  schliesslich  wieder  mit  derMgenthums- 
frage  eingehender  beschäftigte  (Adolf  Wagner,  Samter),  wobei 
er  sich  jedoch  inmier  auf  seine  socialistische  Operationsbasis 
stützend  und  zwischen  Nutz-  und  Productiveigentiium  unterschei- 
dend —  nur  für  dieses  letztere  die  Forderungen  des  Communis- 
mus,  in  einer  etwas  modificirtenForm  geltend  machen  zu  müssen 
glaubte. 

Von  dem  Marlo'schen  Werke  ist  für  uns  hier  speciell  der 
II.  Band,  der  die  theoretische  Begründung  seiner  Ansichten  ent- 
hält, der  wichtigste  und  auch  da  wollen  wir  gleich  zur  Unter- 
suchung seiner  Eigenthumsdoctrin,  die  doch  immer  und  überall 
den  Keim  der  socialistischen  Lehren  bildet,  übergehen. 

Aus  dem  aprioristischen  Satze,  dass  »Grott  dem  Menschen 
Persönlichkeit  verliehen  und  ihn  dadurch  befugte,  die  Natur 
als  Mittel  zu  seinem  Zwecke  zu  gebrauchen*,  folgert  Mario,  dass 
^  die  uns  verliehene  Herrschaft  über  die  Natur  nur  dann  unserer 
Bestimmung  entspricht,  wenn  wir  die  natürlichen  Gaben  auf  die 
gemeinnützigste  Weise,  d.  h.  dergestalt  benützen,  dass  jedem 
Einzelnen  der  grösstmöglichste  Lebensgenuss  zu  Theil  wird. ■ 
„Ueben  wir  die  Herrschaft  über  die  Natur**,  meint  er,  ^in  der 
genannten  Weise,  so  ist  sie  gerecht;  üben  wir  sie  in  anderer 
Weise,  so  ist  sie  ungerecht.  •  (S.  809.)  Diese  „  gerechte  *  Weise 
derUebung  unserer  Herrschaft  über  die  Natur  besteht  aber  darin, 
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däss  «alle  Mensch  en  ein  Recht  auf  Bearbeitung^  und  zwar 
,  ein  Recht  auf  die  fruchtbarste  Bearbeitung  der  natürlichen  Güter 
haben. '  Es  ist  klar,  dass  sich  unter  diese  so  allgemeine  Forde- 
rung der  j,  gerechten  *  Herrschaftsiibung  über  die  Natur,  alle  Po- 
stulate  der  Gommunisten  und  Socialisten  sehr  bequem  unterbrin- 
gen lassen. 

Proudhon's  Aufhebung  des  Sondereigenthums  und  Louis 
Blanc's  Recht  auf  Arbeit  finden  hier  gleichmässig  Platz.  Nun  ist 
freilich  Mario  so  ,  socialistisch  *  sagen  wir,  um  das  Erstere  nicht 
so  wie  Proudhon  zu  verlangen,  wie  wir  das  gleich  sehen  werden: 
was  aber  das  Recht  auf  Arbeit  anbelangt,  so  hält  er  daran  fest  als 
an  einem  Rechte,  welches  «  aus  dem  Recht  (!)  auf  gemeinnützige 
Benützung  der  natürlichen  Güter  entspringt.  •  (S.  840.)  Dieses 
Recht  auf  Arbeit,  meint  Mario,  « lässt  sich  nicht  verläugnen.  Es 
ist  das  unbestreitbarste  von  allen;  und  unsere  Nachkonunen  wer- 
den darüber  erstaunen,  dass  es  Menschen  gegeben  hat,  die  es  in 
Frage  stellten. «  (S.  842.) 

Was  nun  das  Eigenthum  betrifft,  unterscheidet  Mario  zwi- 
schen solchem  an  Genuss-  und  an  Werkmitteln.  Nun  folgt  aus 
seinen  obenerwähnten  Grundsätzen,  dass  ,  Alles  Eigenthum  die 
gemeinnützigste  Form  annehmen  muss.  *  Diess  aber  geschieht, 
meint  er,  «wenn  sowohl  die  Genuss-  als  Werkmittel  mit  wenigen 
Ausnahmen  vollständiges  Eigenthum,  die  meistenWerk- 
mittel, nämlich  die  beimGrossbetrieb  angewandten, 
Eigenthum  von  Associationen,  und  die  G^nussmittel, 
bis  auf  wenige,  die  wie  Brunnen,  öffientliche  Plätze  oder  An- 
lagen gemeinschaftlich  benützt  werden,  alleiniges  Eigenthum 
sind."  (S.851.)  Diese  Form  derEigenthumsordnung  nun,  ,wo  die 
meisten  Werkmittel,  nämlich  die  beim  Grossbetrieb  angewand- 
ten, Eigenthum  von  Associationen  sind*,  nennt  Mario  die  föde- 
rale, ein  Ausdruck,  der  später  bei  SchäfQe  eine  grosse  Rolle 
spielt.  Erwähnen  müssen  wir  nur  noch  zur  Charakterisirung 
Marlons,  dass  in  dieser  seiner  „  föderativen  *  Eigenthumsordnung 
«die  Bevölkerung  im  richtigen  Verhältnisse  zur  Naturkraft* 
bleiben  muss.  » .  . . .  Dieser  normale  Bevölkemngszustand  *, 
meint  Mario,  «ist  die  unerlässliche  Bedingung  zur  Verwirklichung 
jenes  Rechtes  auf  den  Erwerb  von  normal  beschaifenem  Eigen- 
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thum  und  der  Staat  hat  die  Pflicht^  diese  Bedingung  dnroh  ange- 
messene B^ulirung  der  Bevölkerung  hersostellen. '  (S.  858.) 

Es  wäre  unnüta^  wollten  wir  nadi  diestf  kurzen  Chaiak- 
terisirung  von  Marlons  socialistischerDoctrin  uns  auf  seine  breit- 
spurigen Begründungen  derselben  oder  auf  seinen  « practischec 
Theil'*  einlassen.  Mario  theilt  einerseits,  wie  gesagt,  and  wie  aas 
dem  Obigen  erhellt,  mit  den  Gommunisten  die  falschen  Aus- 
gangspunkte und  kann  andererseits  mit  seinen  Umgestaltung»- 
vorschlagen  ebensowenig,  wie  alle  französischen  sooialistisohen 
Projectenmacher  im  wissenschaftlichen  Sinne  ernst  genommen 
werden.  Statt  das  Bestehende  in  seiner  innem  Nothwendigkeit 
zu  begreifen,  die  Entwicklungsgesetze  desselben  zu  forschen: 
lässt  er  sich  wie  alle  Gommunisten  und  Sodalisten  von  dem 
Elend  der  arbeitenden  Klassen  anregen  um  die  offenbar  schlecht 
geleitete  ^Weltöconomie'  zu  verdammen  und  an  ihre  Stelle  eme 
verbesserte  vorzuschlagen. 

Solche  Vorschläge  sind  nun  sehr  leicht  zumachen —  wenn 
nur  auch  die  Gommunisten  und  Socialisten  über  die  Mittel  und 
Wege  einig  werden  wollten,  wie  diese  VorschlÄge  zu  verwirk- 
lichen, in's  Leben  einzuführen  wären.  Denn  d  a  treten  diesen  Vor- 
schlägen reale  Macht-  und  Herrschaftsverhältnisse  entgegen 
und  es  ist  nicht  genug,  an  die  Zahl  der  Dürftigen  und  im  Elend 
schmachtenden  zu  appeliren  und  auf  dieselbe  sich  zu  stützen: 
denn  das  ist  eben  eines  der  gewaltigsten  Gresetze  die  das  gesell- 
schaftliche und  staatliche  Leben  der  Menschheit  beherrschen, 
dass  die  Zahl  nicht  die  Macht  ist ;  dass  die  wirkliche  Macht 
immer  und  überall  bei  der  verschwindenden  Minorität  ist,  dass 
die  allergrösste  Majorität  nur  abhängig  und  beherrscht  sein  kann, 
dass  sie  zur  Herrschaft  ganz  und  gar  untauglich  ist. 

Auf  diesem  ehernen  Gesetze  nun  der  Herrschaft  der  Mino- 
rität über  die  Majorität,  beruht  das  feste  Gefüge  des  Staates,  ohne 
den  ein  halbwegs  gedeihliches  Zusammenleben  der  Menschen 
gar  nicht  denkbar  ist;  dieses  feste  Gefüge  aber  steht  den  Vor- 
schlägen und  Plänen  der  Coramunisten  und  Socialisten  wie  ein 
unübersteigliches  Hinderniss  entgegen.  Denn  alle  die  Einrichtungen 
die  sie  nur  vom  wirthschaftliehen  Standpunkt  zu  würdigen  wis- 
sen» haben  eine  weit  wichtigere  politische  Bedeutung,  einen  weit 
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wichtigeres  Beruf  im  Staate.  SAe  sind  Mittel  und  Stützen  der 
Herrschaft  and  k(»inen  ak  solche  nicht  entbehrt  werden.  Die 
üebel  und  Mängel  dieser  Einrichtungen  lassen  sich  also  nur  im 
steten  Hinblick  auf  die  Interessen  des  Staates  mildem  und  so  zq 
sagen  humanisiren;  beseitigen  lassen  sie  sich  aber  nicht,  da  sie 
nur  nothwendige  Begleiterscheinungen  der  Henrschaft  sind.  Wir 
wiederholen  es,  alles  sociale  Elend  and  also  auch  alle  socialen 
Fragen' würden  gelöst  und  beseitigt,  wenn  einmal  das  Mittel  ge^ 
fanden  wäre,  dase  die  Menschen  nebeneinander  ohne  Herrschaft 
der  Einen  über  die  Andern  leben  könnten.  Vorderhand  bt  aber 
die  Möglichkeit  eines  solchen  Zustandes  eben  so  wenig  abzusehen 
wie  die  Möglichkeit  des  Athmens  im  luftleeren  Baume. 

§  J9- 
Rodbertus. 

Einen  Schriftsteller,  der  von  seiner  ganz  selbstständig  und 
originell  aufgestellten  Gresellschafts-  und  Wirthschaftstheorie 
sagt:  dieselbe  vermeide  die  Unklarheit  undVerirrungen  der  fran- 
zösischen Socialisten  und  kehre  den  Grundsatz  ,  das  Eigenthum 
ist  Diebstahl  ■  in  den  richtigeren  um :  das  Eigenthum  ist  vor 
Diebstahl  zu  behüten*)  —  einen  solchen  Schriftsteller  darf  man 
wohl  nicht  zu  den  Socialisten  rechnen. 

Dennoch  spielt  Rodbertus  in  der  theoretischen  Entwicklung 
der  socialen  Frage  eine  bedeutende,  nicht  hoch  genug  anzuschla- 
gende Rolle,  und  das  aus  zwei  Gründen. 

Erstens  bat  er  wie  kaum  einer  vor  ihm  das  Wesen  der 
socialen  Frage  in  echt  wissenschaftlicher  Weise  untersucht  und 
behandelt  und  lieferte  so  den  gleichzeitigen  und  folgenden  socia- 
listischen  Schriftstellern  das  wichtigste  thatsächliche  Material, 
den  W£^en  Status  causae,  den  diese  zur  Verfassung  ihrer  Anklage- 
schrift gegen  die  bestehenden  Verhältnisse  benützten  und  um  so 
besser  benützen  konnten,  da  Rodbertus  sich  keiner  irgendwie 
möglichen  Beschönigung  der  Wirklichkeit  beflissen,  dieselbe  viel- 
mehr in  ihrer  ganzen  unerbittlichen  Nacktheit  darstellte. 


% 

^)  Sbeiale  Briefe  an  Ton  Kirchmaim  Ton  Rodbertus  dritter  Brief 
B«^  ISftl.  g.  152. 
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Zwciteas  aber  hat  er  der  spätem  theoretischen Entwick- 
lunp:  des  Sodalismus  in  so  ferne  vorgearbeitet,  ja  dieselbe  direct 
getVirdert,  als  er,  weit  davon  entfernt  —  nnd  das  müssen  wir  ihm 
als  Fehler  anrechnen  —  diese  Wirklichkeit  in  ihrer  Nothwen- 
dißkeit  zu  begreifen,  die  tieferen  Gesetze  ihrer  Entstehung  za 
würdigen,  vielmehr  eioe  Aendemng  derselben  und  damit  eine  Art 
Losung  der  socialen  Frage,  wenn  auch  nicht  mit  den  gewöhnli- 
chen, vom  Socialismus  vorgeschlagenen  Mitteln  (Aufhebung  des 
l^vateigenthums  etc.  etc  )  und  erst  für  eine  sehr  ferne,  für  uns 
^ar  nicht  in  Betracht  kommende  Zukunft,  in  Aussicht  stellt 

Betrachten  wir  nun  zuerst  den  von  Bodbertus  dargestellten 
Status  causae.  Er  schildert  uns  denselben  vorerst  an  dem  Ge- 
sohichtsfaden der  modernen  europäischen  Handelskrisen  und 
des  insbesondere  in  England  in  Folge  desselben  sich  entwickeln- 
den Pauperismus. 

„Pauperismus  und  Handelskrisen  —  das  sind  also  die 
Opfer,  um  welche  die  Gresellschaft  ihre  Freiheit  erkauft  hat  Mit 
Hilfe  des  Rechtes  entledigte  sich  diese  aller  ihrer  früheren  Fes- 
seln, sie  setzte  sich  in  den  vollen  Gebrauch  ihrer  productiven 
Kräfte,  Mechanik  und  Chemie  leihen  ihr  die  Gewalt  der  Natur, 
der  Creilit  bietet  die  Aussicht  andere  Hindemisse  zu  überwinden, 
mit  eint'm  Worte,  die  materiellen  Vorbedingungen,  die  freie  Gre- 
sellschaft auch  zu  einer  glücklichen  zu  machen,  sind  im  vollen 
Maasse  vorhanden  —  und  siehe  da,  das  alte  Unrecht  wird  nun 
durch  eine  neue  Noth  ersetzt.  Die  arbeitenden  Klassen,  die  früher 
einem  rechtlichen  Privilegium  geopfert  wurden,  werden  jetzt  einem 
thatsächlichen  zur  Beute,  und  diess  thatsächliche  Privilegium 
kehrt  sich  mit  vernichtender  Gewalt  zu  Zeiten  selbst  gegen  die 
Privilegirteu.  ** 

„  Fünf  Sechstheile  der  Nation  wurden  bisher  durch  die  Ge- 
ringfügigkeit ihres  Einkommens  nicht  blos  von  den  meisten  Wohl- 
thaten  der  Civilisation  ausgeschlossen,  sondern  unterliegen  dann 
und  wann  den  furchtbarsten  Ausbrüchen  wirklichen  Elends  und 
sind  immerdar  dessen  drohender  Gefahr  ausgesetzt.  Dennoch  sind 
sie  die  Schöpfer  alles  gesellschaftlichen  Reichthums.  Ihre  Arbeit 
beginnt  mit  aufgehender,  endigt  mit  niedergehender  Sonne,  er- 
streckt sich  bis  in  die  Nacht  hinein,  aber  keine  Anstrengung  ver- 
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mag  diess  Loos  zu  ändern.  Ohne  ihr  Einkommen  erhöhen  zu 
können,  verlieren  sie  nun  noch  die  letzte  Zeit,  die  ihnen  für  Bil- 
dung ihres  Geistes  hätte  übrig  bleiben  sollen.  Wir  wollen  an- 
nehmen, dass  der  Fortschritt  der  Civilisation  so  viel  Leiden  zu 
seinem  Fussgestell  bisher  bedurfte.  Da  leuchtete  plötzlich  die 
Möglichkeit  einer  Aenderung  dieser  traurigen  Nothwendigkeit 
aus  einer  Reihe  der  wunderbarsten  Erfindungen,  Erfindungen, 
welche  die  menschliche  Arbeitskraft  mehr  als  verhundertfachen. 
Der  Nationalreichthum — das  Nationalvermögen  im  Verhältniss 
zur  Bevölkerung  —  wächst  in  Folge  dessen  in  steigender  Pro- 
gression. Ich  frage:  kann  es  eine  natürlichere  Folgerung,  eine  ge- 
rechtere Forderung  geben,  als  dass  auch  die  Schöpfer  dieses  alten 
und  neuen  Reichthums  von  dieser  Zunahme  irgend  wie  Vortheil 
haben?  —  als  dass  sich  entweder  ihr  Einkommen  mit  erhöht, 
oder  die  Zeit  ihrer  Arbeit  ermässigt,  oder  immer  mehrere  Mitglie- 
der von  ihnen  in  die  Reihen  jener  Glücklichen  übergehen,  die 
vorzugsweise  die  Früchte  der  Arbeit  zu  brechen  berechtigt  sind? 
Aber  die  Staatswirthschaft  hat  nur  das  G^gentheil  von  dem 
Allen  zu  Stande  zu  bringen  vermocht.  Während  der  National- 
reichthum wächst,  wächst  auch  die  Verarmung  jener  Klassen, 
müssen  Specialgesetze  der  Verlängerung  der  Arbeitszeit  in  den 
Weg  treten  und  nimmt  endlich  die  Zahl  der  arbeitenden  Klassen 
in  grösserem  Verhältnisse  zu,  als  die  der  andern  *).  * 

Rodbertus  fragt  nun  auch  nach  den  Ursachen  dieser  trauri- 
gen Erscheinung  und  gelangt  zu  dem  Resultate,  dass  „  Pauperis- 
mus und  Handelskrisen  einer  und  derselben  Ursache  entspringen*' 
dass  es  «ein  und  derselbe  Umstand  ist,  in  dem  heutigen  Ver- 
kehr, der  diese  beiden  grössten  Hindemisse  eines  gleichmässigen 
und  ununterbrochenen  Fortschrittes  der  Gesellschaft  verschuldet. 
Dieser  Umstand  besteht  darin :  dass,  wenn  der  Verkehr  in  Bezug 
auf  die  Vertheilung  des  Nationalproductes  sich  selbst  überlassen 
bleibt,  gewisse  mit  der  Entwicklung  der  Gesellschaft 
verbundene  Verhältnisse  bewirken,  dass  bei  steigen- 
der Produotivität   der   gesellschaftlichen  Arbeit 
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der  Lohn  der  arbeitenden  Klassen  ein  immer  klei- 
nerer Theil  des  Nationalproduotes  wird  *).' 

Das  ist  das  von  Rodbertos  anfgeatellte  wirthschaft- 
liche  Gesetz,  welches  die  Nothlage  der  Arbeiter  verscholdet 
Aber  diess  Rodbertus'sche  Gesetz  ist  doch  nichts  anderes  als 
eine  Umschreibung  der  thatsftchlichen  Erscheinung.  Bb  besagt 
schliesslich  nichts  anderes,  als  dass  an  der  Nothlage  der  Arbeiter 
ihr  ewig  gleich  bleibender  kleiner  Antheil  an  dem  gesammten 
Nationalvermögen,  an  den  gesammten  Natiomüprodneten  die 
Schuld  trägt.  Eine  E]rklärong,  eme  Anfdecknng  der  wirklichen 
Ursache  dieser  Erscheinung  giebt  uns  dieses  Gesetz  mclit  Denn 
man  braucht  nur  die  Frage  anders  zustellen:  wamm  ist  der  Lohn 
der  Arbeit  immer  ein  so  geringer,  dass  der  Arbeiter  zn  emer 
ewigen  Nothlage  verdammt  ist?  —  und  das  Rodbertns'sche  Ge- 
setz bleibt  uns  die  Antwort  schuldig.  Die  Antwort  würden  wir 
nur  dann  erhalten,  wenn  uns  Rodbertus  jene  , gewissen  mit 
der  Entwicklung  der  Gesellschaft  verbundenen 
yerhältnisse^  auf  die  er  uns  oben  so  mysteriOs  verwiesen, 
klar  darlegen  würde. 

Das  fühlt  er  selbst  gut  und  kommt  desshalb  auch  in  seinen 
weiteren  Ausführungen  wiederholt  auf  jene  „  gewissen  mit  der 
Entwicklung  der  Gesellschaft  verbundenen  Verhältnisse*  zurück, 
ohne  jedoch  dieselben  irgenwo  mehr  als  blos  flüchtig  anzudeuten. 
Aber  auch  diese  Andeutungen  sind  höchst  wichtig  und  viel- 
sagend und  wir  wollen  sie  daher  theilweise  in  Betracht  ziehen. 

Nachdem  Rodbertus  die  Rente  als  alles  das  Einkommen 
definirt,  »  was  ohne  eigene  Arbeit,  lediglich  auf  Grund  eines  Be- 
sitzes bezogen  wird ",  stellt  er  sich  die  Frage,  wie  es  denn  ein 
solches  Einkommen  ohne  Arbeit  überhaupt  geben  könne  ?  Und 
in  der  Antwort  auf  diese  Frage  streift  er  sodann  jene  „gewis- 
s  e  n  V  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  8  e  **,  die  die  Nothlage  der  Arbeiter  bewirken. 

„  Da  es  kein  Einkommen,  wenn  nicht  durch  Arbeit  hervor- 
gebracht, geben  kann,  schreibt  er,  so  beruht  die  Rente  auf  zwei 
unumgänglichen  Vorbedingungen.  Erstens:  Es  kann  keine 
Rente  geben,  wenn  nicht  die  Arbeit  mehr  hervorbringt,  als  we- 
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nigstens  zur  Fortsetzung  der  Arbeit  für  die  Arbeitet  erforderlich 
ist,  —  denn  es  ist  unmöglich,  dassohne  ein  solches  Pltlß,  Jemand 
ohne  selbst  zu  arbeiten,  regelmässig  ein  Einkommen  beziehen 
kann.  Zweitens:  Es  kann  keine  Rente  geben,  wenn  nicht 
Einrichtungen  bestehen,  die  diessPlus  ganz  odet  zumTheil 
den  Arbeitern  entziehen  und  Andern,  die  nicht  selbst  arbeiten 
zuwenden  —  denn  die  Arbeiter  sind  durch  die  Natur  selbst 
immer  zunächst  im  Besitze  ihres  Produkts.  Dass  die  Arbeit  ein 
ein  solches  Plus  giebt,  beruht  auf  wirthschaftlichen  Gründet, 
solchen,  welche  die  Productivität  der  Arbeit  erhöhen.  Dass  diess 
Plus  ganz  oder  zum  Theil  den  Arbeitern  entzogen  und  Andern 
zugewandt  wird,  beruht  auf  Gründen  des  positivenRechts, 
das,  wie  es  sich  von  jeher  mit  der  Gewalt  coalirt 
hat,  so  auch  nur  durch  fortgesetzten  Zwang  diese 
Entziehung  durchsetzt,  ursprünglich  hat  die  Skla- 
verei, deren  Entstehung  mit  der  des  Ackerbaus 
und  des  Grundeigenthums  zusammenfällt,  diesen 
Zwang  geübt. 

„Die  Arbeiter,  die  in  ihrem  Arbeitsproduct  ein  solches  Plus 
hervorgebracht  haben,  sind  Sklaven  gewesen  und  der  Herr,  dem 
die  Arbeiter  und  damit  auch  das  Product  selbst  gehört  habeü, 
hat  den  Sklaven  nur  so  viel  davon  gegeben,  als  zur  Fortsetzung 
ihrer  Arbeit  erforderlich  war,  der  Rest  oder  da^  f  lüis  für  sich 
bebalten.  "Wenn  aller  Boden  des  Landes  in's  Privateigenthum 
übergegangen  ist,  wenn  damit  zugleich  Privateigenthum  an  allem 
Kapital  gegeben  ist,  so  übt  das  Grund-  und  Kapitaleigenthum 
einen  ähnlichen  Zwang  auch  über  freigelassene  oder  freie  Arbei- 
ter aus.  Denn  dies  wird  erstens  noch  eben  so,  wie  die  Sklaverei 
bewirken,  dass  das  Product  selbst  nicht  den  Arbeitern,  sondern 
den  Herrn  des  Bodens  und  Kapitals  gehört,  und  es  wird  zweitens 
bewirken,  dass  die  Arbeiter,  die  nichts  besitzen,  gegenüber  den 
Herren,  die  Boden  und  Kapital  besitzen,  froh  sind,  von  ihrem 
eigenen  Arbeitsproduct  nur  einen  Theil  zum  Unterhalt  ihres  Le- 
bens, d.  h.  wieder  zur  Fortsetzung  ihrer  Arbeit  zu  erhalten.  So 
ist  allerdings  an  die  Stelle  der  Anordnung  des  Sklavenbesitzers 
der  Vertrag  des  Arbeiters  mit  demLohnherm  getreten,  aber  die- 
ser Vertrag  ist  nur  formell,  nicht  materieH  flrW  üÄ^  rfftr  Hunger 
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ersetzt  fast  völlig  die  Peitsche.  Was  früher  Futter  hiess,  heisst 
jetzt  Lohn  •  *). 

Da  hat  uns  nun  Rodbertus  in  Hintergründe  der  wirthschaft- 
lichen  Krscheinungen  jene  ,  gewissen  Yerhaltnisse''  angedeutet, 
die  die  ungleiche  Theilung  des  Arbeitsproducts  in  Lohn  and 
Kente,  d.  h.  in  den  Antheil  des  Arbeiters  and  des  Besitzers  be- 
wirken. Und  zwar  sind  es  die  , Einrichtungen  die  dies 
Plus  (das  wesentlich  die  Arbeit  darüber  hervorbringt  als  zur 
Fortsetzung  der  Arbeit  fiir  die  Arbeiter  erforderlich  ist)  ganz 
oder  zumT  heil  den  Arbeitern  entziehen  und  Andern 
die  nicht  selbst  arbeiten  zuwenden*'. 

Diese  Einrichtungen  aber  beruhen,  wie  das  Rodbertus 
in  obiger  Stelle  ganz  ausdrücklich  andeutet  auf  dem  positi- 
venHecht,  das,  wie  es  sich  von  jeher  mit  der  Grewalt  coalirt 
hat,  so  auch  nur  durch  fortgesetzten  Zwang  diese  Entziehung 
durchsetzt.  *  Und  nun  geht  Rodbertus  etwas  näher  auf  die  Spe- 
cificirung  dieser  Einrichtungen  des  ,  positiven  Rechtes  '^  ein  und 
nennt  als  solche  für  die  früheren  Zeiten  »die  Sclaverei*,  und 
turdie Gegenwart, das  Grund-  undCapitaleigenthum.' 
Das  sind  nun  jene  , gewissen  Verhältnisse*,  das  sind  die  ^^ Ein- 
richtungen **,  welche  „jenen  Zwang  üben*. 

Diese  seihe  Theorie,  die  die  Erscheinungen  der  Wirklichkeit 
vollkommen  richtig  wiedergiebt  (worin  sie  nicht  genug  gnmdlicli 
ist,  darüber  wollen  wir  später  handeln),  setzt  Rodbertus  in  seinem 
dritten  Briefe  noch  ausführlicher  auseinander,  indem  er  sie  da 
Ricardo's  (und  Kirchmann's)  Theorie  der  Rentenentstehung  ent- 
gegeni^^tzt.  „  Auch  ich  *,  sagt  er  da,  „  sehe  in  jedem  Theil  des 
gesellschaftlichen  Einkommens  nichts  als  Arbeitspro  du  et, 
auch  ich  sehe  in  denjenigen  Theilen  des  gesellschaftlichen  Ein- 
kommens, die  man  Grundrente  und  Capitalgewinn  nennt,  das  Ar- 
Witsproduct  A  n  d  e  r  e  r  als  Derer,  die  sie  beziehen,  allein  ich  habe 
eine  andere  Erklärung  für  diese  gesellschaftliche  Er- 
schein une  als  Ricardo^  eine  Erklärung,  die  mir  mehr  sowohl 
mit  *^on  wirthiH^haftlichen  Thatsachen,  als  den  Grundsätzen  des 
KA-'htt^  nlvr»^in7u:>t.immon  scheint,  als  diejenige,  welche  die 
Kvvtrtir's,-»hc  Thivrir  iriobu  .  .  . 
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,  Diese  vierte  Theorie,  deren  Grandzüge  ich  schon  in  meinem 
vorigen  Briefe  mitgetheilt  habe,  lasse  ich  hier  nun  aosfiQirlicher 
folgen. 

,Zu  allen  Zeiten,  so  lange  dieXheilung  der  Arbeit  existirt, 
sind  zwei  Thatsachen  mit  ihr  verbanden  gewesen,  auf  die  sich 
der  Ursprang  sowohl  der  Grandrente  als  des  Capitalgewinnes, 
das  heisst  der  Rente  überhaapt  zurückfuhren  lässt  Die  erste 
dieser  Thatsachen  ist  wirthschaf  tlicher  Natar.  Sie  ist  die, 
dass  die  Arbeit,  seitdem  sie  getheilt  ist,  mehr  hervorbringt,  als 
die  Arbeiter  za  ihrem  Lebensanterhalt  and  zur  Fortsetzung  ihrer 
Arbeit  bedürfen,  dass  sie  also  so  viel  hervorbringt,  am  die  Mög- 
lichkeit zu  gewähren,  dass  Andere  davon  mitleben  können, .... 

, Die  zweite  dieser  Thatsachen  ist  rechtlicher  Natur.  Sie 
ist  die,  dass,  seitdem  die  Theilung  der  Arbeit  existirt  seitdem 
also  die  Arbeit  erst  so  productiv  geworden  ist,  dass  sie  mehr  als 
den  nothwendigen  Unterhalt  der  Arbeiter  hervorbringt,  seitdem 
sie  die  Möglichkeit  gewährt,  dass  Andere,  die  nicht  arbeiten,  von 
dem  Arbeitsproduct  mitleben  können,  dass,  sage  ich,  eben  so 
lange  Boden  und  Kapital  and  deshalb  auch  das  Arbeitsproduct 
selbst  niemals  den  Arbeitern,  sondern  andern  Privatpersonen  gehört 

haben Nur  vor  der  Theilung  der  Arbeit,  also  vor  dem 

Beginn  aller  Givilisation  ist  der  isolirte  Arbeiter  im  Besitz  zu- 
gleich des  Bodens,  des  Gapitals  und  seines  Arbeitsproductes,  ist 
der  Boden  noch  sein,  auf  dem  er  jagt,  der  Bogen  noch  sein,  mit 
dem  er  schiesst,  das  Wild  noch  sein,  das  er  erlegt  Aber  wo 
Theilung  der  Arbeit  existirt,  hört  diess  anmittelbare  Eigenthums- 
verhältnlss  des  Arbeiters  zum  Boden,  zum  Capital  und  zum  Ar- 
beitsproduct auf.  Der  Boden  ist  nicht  mehr  sein,  den  der  Arbeiter 
beackert,  sondern  eines  Anderen,  welcher  Grundbesitzer  und  in 
dieser  Beziehung  nichts  weiter  ist;  die  Pflüge  sind  nicht  mehr 
sein,  womit  der  Arbeiter  den  Boden  bestellt,  sondern  eines  An- 
dern, welcher  Gapitalist  heisst,  sei  er  blosser  Gapitalist  oder 
Pächter,  oder  zugleich  der  Grundbesitzer;  das  Getreide  endUch, 
das  der  Arbeiter  mähet  und  einscheuert,  ist  nicht  mehr  sein, 
sondern  des  Grundbesitzers  oder  des  Gapitalisten,  dem  jener  es 
überlassen  hat * 

Mit  dieser  der  Wahrheit  voUkonmien  entsprechenden  Schil« 
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derang  and  mit  den  sie  begleitenden  Ansfflinmgen  widerlegt 
Rodbertos  ganz  zntreflfend  die  Begründung  des  ESgenthnms  als 
Arbeitsprodnctes,  wie  man  sie  bei  Thiers  nnd  den  meistenNa- 
tionalöoonomen  findet  and  fährt  dann  also  fort :  ,  leb  weiss  nun 
wohl,  dass  die  Nationalöoonomen  mir  einwerfen,  wenn  es  hente 
aach  so  sei,  es  mindestens  arsprünglich  anders  gewesen.  Der  Bo- 
den, der  heute  allerdings  nicht  mehr  dem  Arbeiter  gehöre,  sei 
doch  in  seiner  ersten  Cultar  das  Product  seines  ersten  fSgen- 
thümers  oder  das  Eigenthum  seines  ersten  Prodnoenten  gewesen 
and  sei  dann  von  diesem  in  rechtmässiger  üebertragnng  seinem 
heutigen  Besitzer  nur  überkommen.  Auch  das  ELapital,  das  frd- 
lich  heute  ebenfalls  dem  Arbeiter  nicht  gehöre,  sei  doch  in  sei- 
nem Ursprünge  nur  das  Product  des  ersten  Kapitalisten,  von  dem 
es  durch  eine  Reihe  vonGrenerationen  an  den  heutigen  gekommen 
sei.*  «•  •  •  .  Diese  unsinnige  Behauptung'^  fährt  Bod- 
bertus  fort,  9  hat  mir  von  jeher  widerstanden.  Wie?  Werden 
denn  nicht  alle  Tage  neue  Culturen  am  Boden  angebracht,  werden 
nicht  neue  Entwässerungen  u.  s.  w.  vorgenommen  und  zwar  von 
andern  als  dem  Grundbesitzer,  nämlich  von  den  Arbeitern,  die 
dieser  nur  anstellt,  denen  aber  desshalb  doch  nichts  an  Boden 
gehört?  Entstehen  nicht  noch  alle  Tage  neue  Kapitalien,  die  nichts 
weniger  als  das  Arbeitsproduct  derer  sind,  denen  sie  angehören? 
Und  sollte  die  vermeintliche  einmalige  ursprüng- 
liche Thatsache,  dass  die  erste  Bodenkultur  und 
die  ersten  inTheilung  der  Arbeit  producirten  Ka- 
pitalien den  Producenten  gehört  hätten,  ihre 
eigene  Wiederholung  für  alle  Ewigkeit  haben  un- 
möglich machen  können?  Das  Prinzip  des  Rechtes  hätte 
in  die  £}rfahrung  treten  können,  um  sich  dann  für  alle  Zukunft 
selbst  zu  vernichten? —  Nun,  auch  die  Behauptung,  dass  es  ur- 
sprünglich anders  gewesen,  ist  historisch  falsch  und 
selbstwirthschaftlichunmöglich.  Auch  ursprünglich, 
so  lange  als  dieTheilung  der  Arbeit  besteht, haben 
thatsächlich  Andere  den  Boden  angebaut  und  das 
Capiatl  producirt,  als  Diejenigen,  denen  Beides 
gehört  hat;  hätten  selbst  Diejenigen,  denen  es  ge- 
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hört  hat,  niemals  für  sich  allein  den  Boden  anzu- 
bauen und  das  Capital  zu  produciren  vermocht 

„  Steigen  Sie  bis  zu  den  ältesten  Nationen,  den  ersten  welt- 
geschichtlichen Trägem  unserer  Kultur  herab  —  so  weit  der 
Blick  in  der  Geschichte  zurückzudringen  vermag  und  wo  er  nur 
noch  auf  Theilung  der  Arbeit  stösst,  was  finden  Sie  dort  in 
höchster  Potenz  verwirklicht?  Die  Ausbeutung  des  Einen  durch 
den  Andern,  die  Ausbeutung  von  Weib  und  Kind  und  Sklaven, 
die  Ausbeutung  der  Familie  durch  den  , »Herrn**.  Jene  ge- 
horchen und  dienen,  dieser  herrscht  und  geniesst;  jene  arbeiten, 
während  diesem  der  erstkultivirte  Boden,  das  Capital  und  das 
Arbeitsproduct  zu  eigen  gehört.  Diese  Ausbeutung  der  Familie 
durch  den  Herrn  ist  eben  so  alt  als  die  Theilung  der  Arbeit,  eben 
so  alt  als  das  »Recht*,  ohne  das  die  Theilung  der  Ar- 
beit nicht  bestehen  kann.  Nur  vor  Theilung  der  Arbeit 
findet  dieselbe  nicht  statt.  Betrachten  Sie  die  Stammgesellschaft 
eines  Jägervolkes,  diejenige  gesellschaftliche  Verbindung,  die  wohl 
dem  Zustande  der  Theilung  der  Arbeit  am  nächsten  vorausgeht 
—  hier  hört  mit  der  Theilung  der  Arbeit  auch  jene  Ausbeutung 
auf.  Hier  sind  Alle  frei,  hier  gehört  noch  Jedermann  seine  Jagd- 
beute und  sein  Jagdgeräthe,  hier  gehört  auch  der  Boden,  auf  dem 
er  jagt,  ihm  eben  so  sehr  an,  als  jedem  Andern  seines  Stanimes. 
Hier  giebt  es  keine  dauernde  Unterwerfung  des  Einen  unter  den 
Andern.  Hier  tritt  die  natürliche  Emancipation  aus  der  Familie 
(??)  mit  dem  hinreichenden  Alter  ein,  wie  in  Thierfamilien.  Hier 
werden  besiegte  Feinde  noch  getödtet.  —  Alle  diese  trübsten 
Anfänge  rechtlicher  und  gesellschaftlicher  Zustände  sindProduct 
einer  wirthschaftlichen  Nothwendigkeit.  Wenn  Jedermann  nur 
soviel  Beute  macht,  als  nöthigist,[um  sich  und  sein  Weib  allein  zu 
unterhalten  und  seine  Kinder  gross  zu  futtern,  so  kann  Niemand  auf 
Kosten  eines  Andern  leben,  so  kann  es  keine  wirthschaftliche 
Unterwerfung  geben,  so  müssen  noch  die  besiegten  Feinde  ge- 
tödtet werden, — oder  sie  müssten  begnadigt  werden,  da  sie  nicht 
zu  gebrauchen  sind,  was  aber  den  Sieg  aufgeben  hiesse.  Mit  der 
Theilung  der  Arbeit  hingegen,  mit  dem  Ackerbau,  der  die  Arbeit 
productiv  genug  macht,  um  Andere  von  dem  Producte  der  Ar- 
beit mitleben  lassen  zu  können,  beginnt  auch  sofort  die  Sklaverei, 
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tuirt  ^::h  za  dem  ersten  wirtlischafUichea  Fortschritt  auch  sogleich 
mit  irr  Sklaverei  der  erste  rechtliche  Fortschritt,  deim 
r>  h~n  dir  Tödtung  des  überwundenen  Feindes  auf  und  wird  nur 
z,i:  Auslf  uiuug  des  Dnen  durch  den  Andern. 

,  DieGrschichte  vermag  uns  kein  Volk  aufzuzeigen,  bei  dem 
ii-  tT^:tl:  >puren  der  Theilung  der  Arbeit  und  des  Ackerbaas 
i:i:hi  auch  mit  solcher  wirthschaftlicher  Ausbeutung  zusammen- 
ütitc.  U-i  dem  nicht  die  Last  der  Arbeit  den  Einen,  und  deren 
Frucht  dru  Audem  zugefallen  wäre,  bei  dem,  mit  andern  Wor- 
ten, die  Theilung  der  Arbeit  sich  nicht  in  der  Form  der  Unter- 
wcHur.^  dcT  Linea  unter  die  Andern  gebildet  hätte.  Nur  isolirte 
TA-.:fch!irit%.  dirse  plötzlich  wieder  verschwindenden  Arbeitsthei- 
ruu^vc  siud  diti-srm  ersten  Ausbeutungssysteme  vorangegangen. 
Die  reirolmässige  ^Vrlieistheilung,  die  den  Einzelnen  ihre  beson- 
deren  imuier^leichen  Lebensbeschätligungen  zuweist,  aus  deren 
Zusoiiimccvirkun:!  t-rst  wieder  der  Lebensunterhalt  för  Alle  re- 
^^u'tiru  diese  ArUiistheiluns,  die  das  dauernde  Band  der  hea- 
ti^\:  Gx-^ellschaft  bildet,  ist  überall  nur  im  Schutze  der  Gewalt 
t  uisiAxiden.  ist  das  I^roduct  des  Zwanges  von  Seiten  des  Einen 
.:c.:  diT  rr.tirwonung  von  Seiten  des  Andern.  Die  ältesten  histo- 
:>:'-i:*.  r:k.:::dt::  wissiu  das  nicht  anders  und  selbst  noch  die 
i:T.:v'-.>:h-,  rh-."..'S..v'^-^'*tLht  unter  dem  Einfluss  der  Anschauung 
d:i>i:>  ;r.:::".::v-r.  Zusumdes  .... 

,D:-:  lv/n;iuyi;:rig  der  Natioualöcünomen,  dass  wenigstens 
.:rsyr.:::j: '../:;  l>>.icr.,  Kapital  und  Arbeitsproduct  den  Arbeitern 
c-.V.^r:  V..i:::".  :>t  also  s^^  wenig  historisch,  dass  vielmehr  umge- 
k/r-:  ,:rs;r.;:-.^'.:;h  uiolit  Mos  Boden, Kapital  und  Arbeitsproduct, 
s^ /.iir;.  .v.:/:\  ";':h  liio  ArK^iter  selbst  Anderen  gehört  haben, 
.•..".>s  \  .■:".:::■; lir  .i.ti'  urspründiche  Ausbeutungssystem  noch  um  so 
V  :,  :;Är.;r  .i'.s  i.is  hoiuisie  gowesen  ist,  als  die  Sklaverei  härter 
.-,>  .;.i>  li:.:/..:-  ".".vi  Kapitalsi'igouthuui  ist*. 

K;  r  N.it:.r.\U'\.vnom  vor  Rodbertus  hat  die  wahre  Sach- 
..iC^\  .•>  V:'.h.i.:-.:iss  dor  Arbeit  zum  Besitz  und  zum  Kapital, 
.i.ui  \^:ih'.v  Wisiv.  dir  Arboitstheiluni?  und  die  wirthschaftliche 
Ivv.; ;.:...'.;:  dos  Kijir.uhums  so  nüchtern  und  objectiv,  so  echt 
^■ss;*:*s.*:i.j:Vi:v*li  d,^^s^^slollt,  wio  dieser  bedeutende  und  epoche- 
iu,-4**ho:'.v:o.  wio^^ohl  aK<iclulich  von  Manchen  mit  Stillschweigen 
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übergangene  Nationalöoom  *).  Aber  indem  er  uns  mit  über- 
zeugenden Gründen  und  mit  unwiderleglicher  Logik  das  seit  den 
ersten  historischen  Zeiten  bestehende  wirthschaftliche  Missver- 
hältniss  zwischen  Arbeit  und  Besitz  als  Folge  der  Theilung  der 
Arbeit  nachwies,  einer  Theilung  die  mit  gewissen  ,  Einrichtungen 
des  positiven  Rechts'  in  engem  Zusammenhange  steht:  bleibt 
ihm  noch  die  wichtigste  Frage  zu  beantworten,  eine  Frage  die  auch 
in  der  Staatslehre  beim  Kapitel  über  Staatenentstehung  ihr  Ana- 
logon  findet,  nämlich:  »Ist  die  Theilung  der  Arbeit  die  Folge 
einer  freien  Uebereinkunft  gewesen,  in  welcher  die  gemeinsame 
Kultur  verabredet,  ein  gemeinschaftliches  Eigenthum  beschlossen, 
das  gemeinsame  Produkt  Allen  gehört  hätte  und  unter  Allen 
vertheilt  worden  wäre  ?  Diese  Behauptung,  antwortet  Rodbertus, 
würde  an  Unwahrheit  noch  die  übersteigen,  dass  das  Grund- 
und  Kapitaleigenthum  sich  auf  das  eigene  Product  des  isolirten 
Arbeiters  gründe.  So  wenig  dem  Staate  ein  Gesell- 
schaf tsver  trag  vorangegangen  sein  kann, so  wenig 
kann  auch  die  Theilung  der  Arbeit  das  Product 
einer  freien  Uebereinkunft  sein.  Jene  Theilung  der  Ar- 
beit, die  in  dem  Austausch  des  Ueberflüssigen  besteht,  ist  frei- 
lich das  Product  individueller  Bedürfnisse,  die  zu  der  Ueberein- 
kunft des  Tausches  fuhren.  Allein  die  Theilung  der  Arbeit,  die 
productionswirthschaftlicher  Natur  ist,  die  in  der  Cooperation  liegt, 
die  allein  das  Princip  des  Mehrertrages  der  getheilten  Arbeit  ist, 
kann  sich  ursprünglich  nur  auf  Zwang  und  Gewalt  gründen*. 

Wie  Schade,  dass  diese  Ideen  Rodbertus'  weder  von  Natio- 
nalöconomen  noch  von  Staatsrechtlem  gebührend  beherzigt  wur- 
den! Ebenso,  wie  diese  letzteren  fortfuhren,  den  Staat  aus  der 
Uebereinkunft  der  gleichen  und  freien  Individuen  abzuleiten,  so 
waren  jene  von  dem  Gedanken  befangen,  dass  die  Theilung  der 
Arbeit  ihres  grossen  Nutzens  wegen,  den  Menschen  so  einleuch- 
tend sein  musste,  dass  sie  sich  zu  derselben  ausfreienStücken 
entschlossen.  Rodbertus  hat  auf  Grund  der  volkswirth- 
schaftlichen  Theorie  diese  Vertragsutopieen,  so  wie  die  Einbildung 


^)  Z.  B«  Ton  Dühring  in  dessen  »Kritische  Geschichte  der  Na^ 
tionalöeonomie*  woCarey,  im  Vergleich  za  Bodbertns  ein  Zwerg,  künst- 
lich zu  einer  Grosse  ersten  Banges  aufgebläht  wird. 
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der  Nationalöconomcn,  dass  sich  das  ESeentham  ursprünglich  aof 
Arbeit  gründe,  ganz  treffend  widerlegt  und  dabei  auf  den  noth- 
wendigen  Gredankenprocess  der  zu  solchen  ütopieen  fuhrt,  in 
folgender  Stelle  ganz  richtig  hingewiesen.  »In  der  That*,  sagt 
er,  ,  der  Idee,  dass  das  Eigenthum  sich  nur  auf  der  Arbeit  gründe, 
nur  dem  Product  der  Arbeit  entsprechen  dürfe,  ist  es  wie  allen 
socialen  Ideen  ergangen:  Wenn  die  Menschheit 
sie  eben  neu  gefasst  hat,  werden  sie  in  edlemoder 
eigennützigem  Eifer  als  der  Geschichte  schon  zu 
Grunde  liegend,  dargestellt,  während  siedochnur 
erst  in  der  Zukunft  ihreVerwirklichung  suchen'^). 

So  weit  wären  wir  mit  Bodbertus  vollkonmien  einverstan- 
den. Er  hat  die  thatsächliche  Entwicklung  nicht  nur  wissen- 
schaftlich d.  h.,  so  wie  sie  nur  eine  objective  Forschung  als  wahr 
erkennt,  dargestellt,  sondern  er  hat,  was  noch  mehr  ist,  auf  (Ue 
im  menschlichen  Denkprocess  liegenden  Ursachen  einer  falschen 
Darstellung  dieser  Entwicklung  hingewiesen. 

Aber  nun  kommt  der  Punkt  in  den  Ausführungen  Bod- 
bertus, wo  unserer  Ansicht  nach  der  objective  Forscher  dem. be- 
fangenen und  voreingenommenen  Publicisten  das  Wort  überlässt 
und  wo  dieser  Publicist  in's  socialistische  Fahrwasser  hinüber- 
gleitet. Diess  thut  Rodbertus,  indem  er,  nachdem  er  es  einer- 
seits wohl  zugegeben,  dass  „  Boden,  Kapital  und  das  unmittelbare 
Arbeitsproduct  dürften  und  dürfen  auch  niemals  dem  Arbeiter 
zu  eigen  gehören,  mindestens  nicht,  wenn  die  Theilung  der  Ar- 
beit entstehen,  bestehen,  sich  entwickeln,  erweitern  und  damit 
über  die  Gesellschaft  das  Füllhorn  ihrer  wunderbaren  Schätze 
sollte  ausgiessen  können*:  dennoch  andererseits  es  als  eine  ,  Un- 
gerechtigkeit* bezeichnet,  dass  diese  den  Arbeitern  nicht 
gehörenden  Productionsmittel,  ^  dass  Boden,  Kapital  und  Arbeits- 
product andernPrivatpersonen  gehören  *.  Damit  hat  Rod- 
bertus den  verhängnissvollen  Schritt  gethan  mit  dem  er  den  Bo- 
den der  Wissenschaft  verlässt  und  die  Bahn  der  ^  Socialpolitik  ** 
die  Bahn  der  Tendenz  betritt.  Und  was  bewegt  ihn  zu  diesem 
Schritt?  Die  einfache  subjective  Meinung  dass  er  tur  die  Leiden 
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derMeosohheit»  für  die  sociale  Noth  ein  Heilmittel  besitze  in  der 
Umgestaltung  der  Eigenthumsyerhältnisse; sodann 
die  Anschanang  über  eine  „  Grerechtigkeit  **  und  „  Ungerechtigkeit ' 
der  Eigenthumsyerhältnisse  die  auf  der  Täuschung  beruht,  dass 
man  die  staatlichen  Verhältnisse  und  die  Grundlagen  der  staat- 
lichen Herrschaft  mit  den,  dem  Privatrechtsgebiete  entnommenen 
Kategorien  von  , rechtmässig  und  unrechtmässig*,  von  «gerecht 
und  ungerecht''  messen  kann. 

Rodbertus  übersieht  es  eben  ganz,  so  wie  alle  volkswirth- 
schaftlichen  und  socialistischen  Schriftsteller  die  die  herrschen** 
den  Begriffe  über  „Recht**  und^^Staasrecht**  kritiklos  adoptiren; 
dass  man  die  Kriterien,  die  dazu  dienen,  auf  dem  Gebiete  des 
Privatrechts  Recht  von  Unrecht,  Gerechtes  von  Ungerechtem  zu 
unterscheiden,  keineswegs  von  diesem  Gebiete  auf  andere  über^ 
tragen  darf,  die  ihrer  Natur  nach,  da  sie  keine  rechtlichen  son- 
dern nur  staatliche  und  herrschaftliche  smd,  solchen  Kriterien 
gar  nicht  unterworfen  werden  können.  Rodbertus  meint,  dass 
wohl  „jenes  negative  Eigenthumsverhältniss  (d.  Il, 
dass  „Boden,  Kapital  und  Arbeitsproduct  niemals  den  Arbeitern 
gehören**)  diejenige  Seite  der  hier  behandelten  Thatsache  ist, 
welche  nicht  nur  unumgänglich  ist,  so  lange  auf  Theilung  der  Arbeit 
das  Glück  der  Gesellschaft  ruhen  soll,  sondern  die  auch  die 
Grundlage  gerechter  Eigenthumsyerhältnisse  für  die  Zukunft  in 
sich  schliesst:  dass  hingegen  aber  „dieses  positiveEigen» 
thumsverhältniss  (d.  h.,  dass  Boden, Kapital  und  Arbeits- 
product zugleich  andern  Privatpersonen  gehören) diejenige 
ist,  welche  eine  Veränderung  erheischt  (?)  weil  sie  eine  Un- 
gerechtigkeit (?)  der  Eigenthumsyerhältnisse  in  der  Gegenwart 
birgt,  denn  sie  bewirkt,  dass  auch  das  Einkommen  der  Arbeiter 
nicht  einmal  äqual  ihrem  Arbeitsproduct  ist**.  Rodbertus  lässt 
sich  hier  bei  Beurtheilung  der  Eigenthumsyerhältnisse  von  An- 
schauungen über  gerecht  und  ungerecht  leiten  und  verleiten  die 
auf  den  Staat  und  die  wirthschaftliohen  Grundlagen  seiner  Herr- 
schaft gar  nicht  angewendet  werden  können. 

Diese  Anschauungen  wurzeln  offenbar  in  der  Rechtsstaats- 
theorie, in  den  Prinzipien  der  Gleichheit,  in  dem  Grundsatz 
9 jedem  das  gleiche  Recht*.  Nach  diesen  Anschauungen  schliesst 
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schon  die  Ungleichheit  das  Recht  aus,  ist  Ungleichheit  Ungerech- 
tigkeit Der  Umstand,  dass  der  Boden,  das  Oapital  und  die  Ar- 
beitsprodncte  den  Arbeitern  nicht  gehören,  erkennt  der  Natio- 
nalöconom  Bodbertns  von  seinem  volkswirthschaftlichen 
Standpankt  aus  als  eine  Wohlthat  für  die  Gesellschaft  und  daher 
als  vollkommen  gerechtfertigt  an.  Nur  die  Thatsache,  dass  (Ue 
Einen  Besitz  haben,  die  Andern  nicht,  dass  Boden,  Capital  und 
Arbeitsproduct  den  einen  Privatpersonen  gehört,  während 
ihn  die  andern  Privatpersonen  nicht  haben,  diese  Thatsache  er- 
scheint Rodbertus  offenbar  der  durch  sie  begründeten  Ungleich- 
heit wegen  als  ungerecht  und  ungerechtfertigt  In  diesem  Paukte 
aber  müssen  wir  dem  Nationalöconomen  eine  mangelnde  ISnsicht 
in  die  Natur  des  Staates  und  der  staatlichen  Verhältnisse  vor- 
werfen. Was  würde  Rodbertus  sagen,  wenn  ihm  ein  Staats- 
rechtler seine  These  von  der  ,  unumgänglichen  Thatsache,  dass 
das  Arbeitsproduct  nicht  dem  Arbeiter  gehört',  anfechten  würde 
und  ihm  auf  dem  Grebiet  der  Yolkswirthschaft  den  Grundsatz 
aufoctroyren  wollte,  ,  jeder  Arbeiter  solle  Herr  seines  Arbeitspro- 
ductes  sein  *,  Rodbertus  lehnte  offenbar  und  oonsequenter  Weise 
diese  Zumuthung  des  Staatsrechtlers  mit  dem  Hinweise  darauf 
ab,  dass  dieser  von  der  Natur  der  Volks wirthschaft  keinen  Begriff 
habe  und  dass  dieses  „negative  Eigenthumsverhältniss  unum- 
gänglich ist,  so  lange  auf  der  Theilung  der  Arbeit  das  Glück  der 
Gesellschaft  beruhen  soll  *.  Nun  ficht  oben  der  Nationalöcouom 
Rodbertus  die  staatsrechtliche  Thatsache  des  ungleichen  Besitzes 
und  des  Privateigenthums  als  eine  „Ungerechtigkeit*  an.  Darauf 
wollen  wir  antworten,  dass  er  es  zwar  sehr  gut  verstehe,  was 
wirthschaftlich  „  unumgänglich  *  sei,  dass  er  aber  für  das,  was 
politisch,  staatlich  unumgänglich  sei,  weniger  Sinn 
und  Verständniss  zeige.  Denn  ebenso  wie  auf  der  Theilung  der 
Arbeit  das  „  Glück  der  Gesellschaft  beruhe  *,  ebenso  beruht  auf 
dem  Privateigenthum  und  auf  der  Ungleichheit  des  Be- 
sitzes die  staatliche  Herrsohaftsordnung,  die  wohl  ebenso  darauf 
Anspruch  machen  kann,  eine  »unumgängliche**  Thatsache  ge- 
nannt zu  werden,  auf  der  das  „  Glück  der  Gesellschaft  *  zum 
mindesten  eben  so  viel  oder  eben  so  wenig  beruht,  wie  auf  der 
Theilung  der  Arbeit  Ueberhaupt  ist  ja  die  Theilung  der  Arbeit, 
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deren  Wichtigkeit  und  Nutzen  die  Nationalöconomen  einstimmig 
anerkennen,  eigentlich  nichts  anderes  als  die  eine  Seite  der  Me- 
daille, deren  andere  nothwendigerweise  die  Herrschaft  und  damit 
auch  dasPrivateigenthum,  ohne  das  es  keine  Herrschaft  giebt,bildet. 
Denn,  wenn  Theilung  der  Arbeit,  wie  das  Rodbertus  ganz  richtig 
betont,  kein  Werk  freier  üebereinkunft,  sondern  der  Gewalt 
und  des  Zwanges  ist,  so  ist  doch  offenbar  diese  Theilung  der 
Arbeit  nur  durch  Unterwerfung  der  Einen  unter  die  Macht  der 
Andern,  durch  die  Herrschaft  und  staatliche  Grewalttibung  mög- 
lich. Wie  also  einerseits  die  Theilung  der  Arbeit  nur  durch  das 
Inslebentreten  der  Herrschaft  und  mit  ihr  zugleich  entsteht,  so 
hat  andererseits  diese  Herrschaft  gar  keinen  weiteren  und  anderen 
Zweck,  als  eben  diese  Theilung  der  Arbeit  herzustellen.  Könnte 
die  Herrschaft  diese  Theilung  der  Arbeit  nicht  bewirken,  so  wäre 
sie  ganz  zweck-  und  gegenstandslos.  Sie  könnte  gar  nicht  exi- 
stiren,  weil  sie  keinen  Sinn  und  keinen  Werth  hätte.  Nur  als 
E]rzeugerin,  Begründerin,  als  Erhalterin  und  Beschützerin  der 
Theilung  der  Arbeit  hat  die  Herrschaft  einen  Sinn  und  nur  als 
solche  hat  die  staatliche  Herrschaftsorganisation  ihre  hohe  Be- 
deutung für  den  Fortschritt  der  Menschheit.  Dass  aber  diese 
Herrschaft  auf  dem  Privateigenthum  beruht,  dass  sie  desselben 
als  nothwendiger  Grundlage  gar  nicht  entbehren  kann,  das  haben 
wir  schon  oben  nachgewiesen. 

Rodbertus  nun  verkennt  diese  thatsächliche  Entwicklung 
und  diesen  thatsächlichen  Zustand  nicht  —  wie  er  aber  dazu 
kommt  das  nothwendige  Resultat  dieser  Entwicklung  und  den 
wirthschaftlichen  Ausdruck,  den  sich  derselbe  in  der  Rente 
schafft,  zu  verdammen,  das  ist  unbegreiflich.  Ist  doch  die  Rente 
(gleichviel  ob  Grund-  oder  Capitalsrente)  nichts  anderes,  als  die 
unvermeidliche  Consequenz  dieses  zugleich  wirthschaftlichen  und 
politischen  Umschwunges,  der  sich  durch  die  Herrschaftsbegrün- 
dung und  Theilung  der  Arbeit  im  Leben  der  Menschheit  vollzieht 
und  wer  nur  einer  dieser  Thatsachen  also  z.  B.  wie  Rodbertus 
der  Theilung  der  Arbeit  ihre  hohe  kulturelle  Bedeutung  nicht 
abspricht,  von  dem  ist  es  nicht  zu  begreifen,  wie  er  die  Rente  als 
etwas.  Ungerechtes*,  als  einen  Raub  amBigenthum  der  Arbeiter 
hinstellen  kann.  Das  thut  nun  aber  Rodbertus  und  dieser  Wider- 


I 


394  ni.  I  19.  RodbflttBi. 

Spruch  bildet  die  schwache  Seite  seiner  Theorie.  Die  meist  rich- 
tige Erkenntniss  der  thatsächlichen  Entwiddimgy  die  schon  ans 
früheren  Stellen  hervorleuchtet,  resumirt  Bodbertos  schliesslich 
in  folgendem  Absatz: 

,  Auf  diese  beiden  Thatsachen,  jene  wirthsohaftliche, 
dass  die  Arbeit  mit  ihrer  Theilung  so  productiv  wird,  dass  An- 
dere ohne  zu  arbeiten  von  dem  Producte  mitleben  können,  und 
diese  rechtliche,  dass  seit  der  Theilnng  der  Arbeit  Boden, 
Capital  und  Arbeitsproduct  anderen  Privatpersonen  als  den 
Arbeitern  gehören  —  gründet  sich  in  nothwendiger  Folge  die 
dritte,  dass  auch  diese  anderen  Privatpersonen,  ohne  zu  arbei- 
ten, wirklich  davon  mitleben,  dass  das  Arbeitsprodnct  der  Ar- 
beiter nicht  mehr  wie  vor  der  Theilung  der  Arbeit  ihrem  Eior 
kommen  äqual  ist,  sondern  zu  einem  bedeutenden,  mit  der  Zu- 
nahme der  Productivität  wachsenden  Theil  jenen  Grund-  und 
Gapitaleigenthümem  einkommt ;  —  auf  diese  beiden  Yorbedin- 
dingungen  einer  hinreichenden  Productivitftt  der  Arbeit  und  des 
Grund-  und  Kapitaleigenthums  gründet  sich  die  Rente 
überhaupt,  sowohl  Grundrente  als  Kapitaleigenthum  *  ^). 

Aber  mit  dieser  richtigen  Erkenntniss  der  thatsächlichen 
Entwicklung  contrastirt  seltsam  die  Anschauung  als  ob  «dieAn- 
theile  der  Arbeiter,  Grundbesitzer  und  Kapitalisten  amProduct* 
die  doch  in  ihrem  bestehenden  Verhältniss  ein  Resultat  dieser 
ganzen  zugleich  politischen  und  wirthschaftlichen  Entwicklung 
sind,  dass  diese  Antheile  ,  nicht  durch  eine  sociale  Vorsicht  durch 
ein  vernünftiges  gesellschaftliches  Gesetz  geregelt,  sondern 
gleichfalls  den  Wirkungen  des  sich  selbst  überlassenen  Tausch- 
verkehrs, den  sog.  natürlichen  gesellschaftlichen  Gresetzen 
überlassen  *  sei.  Diese  Gegeneinanderstellung  eines  »  vernünftigen 
gesellschaftlichen*  und  eines  »natürlichen  gesellschaftlichen* 
Gesetzes  erinnert  an  die  ersten  französischen  Conmiunisten,  die 
das  in  der  Gesellschaft  Bestehende  als  dasSatzungsmäs- 
sige  und  »Conventionelle*  dem  »Natürlichen*  ent- 
gegenstellten. Nur  dass  jene  das  Satzungsmässige  und  Conven- 
tionelle verdammten  und  das  als  »  Natürlich  *  angenommene  und 
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fingirte  als  das  Bessere  reclamirten;  während  Bodbertus  im  Gre- 
gentheil das  Bestehende  als  „  Wirkung  des  sich  selbst  überlas- 
senen  Tauschverkehrs  •*  also  als  Resultat  eines  »  natürlichen  ge- 
sellschaftlichen **  Gresetzes  verdammt  und  an  Stelle  dessen  etwas 
Satzungsmässiges,  Conventionelles,  was  ,  durch  eine  sociale  Vor- 
sicht, durch  ein  vernünftiges  gesellschaftliches  Gresetz  geregelt* 
wäre,  verlangt. 

Aber  ebenso  wie  jene  französische  Entgegenstellung,  wie 
wir  das  oben  (S.  329  ff.)  gezeigt  haben,  haltlos  ist,  ebenso  ist  es 
diese  des  Rodbertus.  Denn  gleich,  wie  es  eine  Täuschung  ist,  zu 
glauben,  dass  das  Bestehende  nicht  Natürlich  sondern  Conven- 
tionell  ist,  so  ist  es  auch  ein  Irrthum  zu  glauben,  dass  man  den 
natürlichen  Gesetzen,  die  die  Entwicklung  der  Gresellschaft  be- 
herrschen durch  ^sociale  Vorsicht*  und  »ein  vernünftiges  gesell- 
schaftliches Gesetz  *  begegnen  und  beikommen  kann.  Es  ist  eine 
Anmaassung'^des  menschlichen  Geistes  das  was  in  Folge  natür- 
licher Verhältnisse  immer  und  überall  mit  gleicher  Natumoth- 
wendigkeit  sich  Bahn  bricht  als  ungerecht  und  unvernünftig  zu 
bezeichnen  und  zu  wähnen  der  menschliche  Geist  könne  diese 
»ungerechte  und  unvernünftige  *  Ordnung  mittelst  »socialer  Vor- 
sicht *  in  eine  »  gerechte  und  vernünftige  *  verwandeln. 

Der  ungleiche  »Antheil  der  Arbeiter  am  Arbeitsproduct* 
wie  das  Rodbertus  nennt,  ist  nichts  anderes,  als  eine  Folge  einer 
langen  Reihe  von  natürlichen  Thatsachen  und  Verhältnissen, 
die  in  ihrem  letzten  Grunde  in  der  natürlichen  Beschaffenheit 
der  Menschen,  in  ihren  kosmischen  Daseinsbedingungen  wurzeln. 
Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  nicht  all  und  jedes  Bestreben 
die  wirkliche  Lage  der  Gresellschaft  mit  dem  fortschreitend  sich 
entwickelnden  sittlichen  Bewusstsein  in  Einklang  zu  bringen  be- 
rechtigt wäre;  sind  doch  diese  Bestrebungen  selbst  nur  eine  noth- 
wendige  Begleiterscheinung  dieses  ganzen  natürlichen  Entwick- 
lungsprocesses:  nur  darf  die  Wissenschaft  es  nicht  übersehen, 
dass  der  menschliche  Geist  seiner  Natur  nach,  in  seinen  Idealen 
immer  weit  über  die  wirkliche  Möglichkeit  hinausschiesst,  die 
nothwendigen  Grundproportionen  des  gesellschaftlichen  Daseins 
nur  zu  leicht  übersieht 

Eine  solche  Grundproportion  des  gesellschaftlichen  Daseins 
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ist  eben  die  Herrschaft  und  mit  ihr  in  ontrennbaiem  Znsammen- 
hange  das  Privateigenthum  mit  all  semen  Folgen,  also  auch  dem 
kleineren  Antheil  der  Besitzlosen  an  dem  sog.  ,  Arbeitsprodact*. 
Wenn  Nationalöoonomen  und  Socialisten  diese  Gnmdproportion 
umstürzen  wollen,  weil  sie  angeblich  eine  Ungerechtigkeit  ent- 
hält :  so  stehen  sie  dabei  auf  einem  ganz  isrillktihrlichen  Stand- 
punkt der  mit  nichten  ein  vernünftiger  ist,  da  er  doch  alle 
natürlichen  Bedingungen  des  gesellschaftlichen  Daseins  ignorirt 
Und  das  lässt  sich  schon  daraus  ersehen,  dass  alle  die  Argumente 
mit  denen  sie  ihren  Standpunkt  stützen  wollen,  ganz  unhalt- 
bar sind. 

So  stützt  z.  B.  Rodbertus  seine  ganze  Demonstration  von 
der  Ungerechtigkeit  und  Unvemünftigkeit  des  kleineren  Antheils 
der  Arlxnter  an  ihrem  »Arbeitsproduct*  darauf,  dass  das  von 
dom  Arbeiter  physisch  und  thatsächlich  Erzeugte  ihr  .Ar- 
l)eitsproduct'  sei.  Diese  Ansicht  ist  nun  ganz  fälsch.  Denn  das 
,  Arbeitsproduct*  der  Arbeiter  ist  ja  nur  mit  Hilfe  der  eingeffihr- 
tenTheilung  der  Arbeit  producirt,  die  doch  nur  durch  alle 
die  Mittel  der  Herrschaft,  also  unter  anderem  auch  durch 
das  Privateigenthum  aufrechterhalten  wird.  Dieses  ,Ar- 
beitsproduct  **  ist  also  mit  nichten  blos  ein  Werk  der  Arbeiter, 
sondern  zum  grössten  und  wichtigsten  Theil  ein  Werk  derjeni- 
gen, die  durch  die  Herrschaft,  die  Theilung  der  Arbeit  und  das 
Privateigenthum  dieses  Arbeitsproduct  ermöglichen.  Und  der 
grössere  und  stets  wachsende  Antheil  dieser  Nichtarbeiter  an  dem 
,  Arbeitsproduct  *  entspricht  genau  dem  immer  wachsenden  An- 
theil, den  der  Staat,  die  Herrschaft,  die  Theilung  der  Arbeit  und 
das  Privateigenthum  an  diesem  Arbeitsproduct  haben. 

Das  Rodbertus'sche  Gesetz,  „  dass  bei  steigender  Producti- 
vität  der  gesellschaftlichen  Arbeit  der  Lohn  der  arbeitenden 
Klasse  ein  immer  kleinerer  Theil  des  Nationalproductes  wird  % 
ist  also  vellkommen  richtig:  aber  aus  den  angedeuteten  Ur- 
sachen ist  diese  Erscheinung  eine  vollkommen  natürliche  und 
nothwendige.  Könnten  wir  heute  die  ganze  fortschrittliche  Ent- 
wicklung der  Menschheit,  an  der  die  staatliche  Herrschaft  seit 
Jahrtausenden  arbeitet,  gewaltsam  zurückschrauben,  so  dass  der 
Einfluss  dieser  Herrschaft  und  all  ihrer  Mittel  (also  auch  des  Privat- 
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eigenthums)  wieder  auf  Null  reducirt  würde,  dann  würde  von 
selbst  wieder  der  Antheil  der  Arbeiter  an  dem  Arbeitsproduct  in 
die  Höhe  schnellen,  dann  würden  die  Arbeiter  wieder  ihr  gan- 
zes Arbeitsproduct  gemessen  und  besitzen.  Denn  mit  dem  Auf- 
hören all  und  jeder  Herrschaft(alsoauch  der  Theilung  der  Arbeit,  des 
Privateigenthums  etc.  etc.)  würde  in  derThat  der  Zustand  wieder 
zurückkehren,  wo  das  Arbeitsproduct  ausschliesslich  das  Werk 
der  Arbeiter  wäre,  was  es  h  e  u  t  e  nicht  ist.  Dass  aber  heute  das 
Arbeitsproduct  nicht  das  Werk  der  Arbeiter  ist,  das  muss  auch 
Rodbertus  gelegentlich  zugestehen.  Sagt  er  doch  selbst  an  einer 
Stelle;  „die  grössere  Productivität  der  Arbeit  ist  geistigen 
Ursprunges^)«  und  giebt  damit  zu,  dass  die  physische  und 
mechanische  Erzeugung  noch  nicht  zum  ausschliesslichen  Besitz 
und  Grenuss  des  Arbeitsproductes  berechtige.  Im  Gregentheil  kann 
diese  physische  und  mechanische  Erzeugung  in  der  That  nur  zu 
einem  kleinen  Antheil  an  dem  Arbeitsproduct  berechtigen,  der 
mit  der  wachsenden  geistigen  Entwicklung,  die  die  Pro- 
ductivität der  Arbeit  steigert,  der  Natur  der  Sache  gemäss 
immer  kleiner  wird,  bis  er  auf  das  Minimum  herabsinkt. 

Rodbertus  will  nun  diesem  üebelstande  auf  diese  Weise 
abhelfen,  dass  er  Maassregeln  empfiehlt,  „  um  den  wachsenden 
Strom  des  gesellschaftlichen  Reichthuras  zu  verhindern,  sich  auch 
noch  femer  ausschliesslich  in  die  Rente  zu  ergiessen'*.  Nun  ist 
aber  Rente  in  letzter  Linie  nichts  anderes  als  der  Antheil,  den 
die  „geistige  Urheberschaft*  am  Arbeitsproducte,  also  der  Staat 
und  die  staatliche  Herrschaft,  also  die  herrschenden  Klassen  für 
sich  beanspruchen  und  es  ist  nicht  abzusehen,  wie  sich  bei  der 
immer  wachsenden  Macht  dieser  geistigen  Urheberschaft  dem 
Anwachsen  ihres  Antheiles,  der  Rente,  ein  Halt  gebieten  liesse. 
Nur  dann  könnte  ein  Haltepunkt  im  Anwachsen  der  Rente  ein- 
treten, wenn  jede  geistige  Urheberschaft  an  der  Productivität 
wegfiele,  also  wenn  die  Menschheit  so  weit  sich  vervollkommnete, 
dass  ohne  Staat  und  ohne  Herrschaft,  ohne  Theilung  der  Arbeit 
und  ohne  Privateigenthum  die  höchste  Productivität  der  Arbeit 
gesichert  wäre  —  ein  Zustand,  der  vorderhand  nicht  denkbar  ist 
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Bis  dahin  aber  beherrscht  die  gesellschaftliche  Entwicklung  das 
«Gesetz  eines  sich  selbst  überlassenen  Verkehrs,  das  Gesetz,  dass 
der  relative  Lohn  der  Arbeit  in  dem  Verhältniss  sinkt,  als  sie 
selbst  priKlactiver  wird.'  Rodbertus  nennt  dieses  Gesetz  ein 
„  grausames "  und  l)ecabsichtigt  es  durch  Empfehlung  von  geeig- 
neten Vorschlägen  „  in  sein  G«gentheil  umzukehren.  • 

Ob  dieses  Gesetz  grausam  ist,  darüber  wollen  wir  nicht 
recht(>n ;  mit  eben  so  viel  Schein  der  Berechtigung  könnte  man 
alle  das  menschliche  Leben  beherrschenden  natürlichen  Gesetze 
„ grausam'  nennen. 

Nur  eines  wollen  wir  schliesslich  noch  hervorheben,  dass 
dieses  G<?setz  des  wachsenden  Antheiles  der  ,,  geistigen  Urheber- 
schaft* an  dem  Arbeitsproducte  nur  eine  nothwendige  Folge  da- 
von ist,  dass  die  geistige  Entwicklung  der  Menschheit  selbst  eine 
sehr  unverhältnissmässige  ist  Der  geistige  Fortschritt  nämlich 
einer  verschwindenden  Minorität  der  Menschen  steht  in 
gar  keinem  Verhältnisse  zu  der  vollkommenen  Stagnation  oder 
im  besten  Falle  zu  dem  ganz  unmerklichen  Schneckenfortschritt 
der  grossen  Majorität  der  Menschheit.  Es  ist  nun  oiSenbar,  dass 
jenes  „  grausame  ^  wirthschaft liehe  Gt»etz  nichts  anderes  ist,  als 
die  nothwendige  Folgt»  dieses  viel  tiefer  liegenden  Gesetzes  mensch- 
licher Entwicklung.  Jenes  Missverhcältniss  auf  wirthschaftli- 
ccliem  Gebiete  ist  nur  der  Ausdruck  des  womöglich  noch  grös- 
seren Missverhältnisses  auf  geistigem  Gebiete.  Während  eine 
verschwindende  Minorität  mit  Riesenschritten  vorwärts  schreitet, 
kommt  die  allergrösste  Majorität  der  Menschheit  in  geistiger  Be- 
ziehung fast  gar  nicht  vorwärts.  So  lange  aber  National- 
öconomen  und  Socialisten  nicht  ein  Mittel  erfinden,  dieses  Miss- 
verhältniss  zu  heben  und  dieses  Gesetz  der  geistigen 
Entwicklung  in  sein  Gegentheil  zu  verwandeln :  trauen  wir 
ihren  Vorschlägen  zur  Hebung  jenes  wirthschaft  liehen 
Missverhältnisses  und  zur  Abänderung  jenes  grausamen  Gesetzes 
wenig. 

§20. 
Carl  Marx. 

Knes  der  grössten  psychologischen  Räthsel  auf  dem  Gebiete 
der  socialistischeu  Literatur  bleibt  Carl  Marx.  Ein  Wissenschaft- 
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ticlies  Talent  ersten  Ranges,  eine  wissenschaftliclie  Leistungs- 
fähigkeit die  ihres  Gleichen  sucht,  ein  in  die  verborgensten  Fal- 
ten des  wirklichen  Lebens  tief  eindringender  Geist  und  trotz  alle- 
dem eine  so  geringe  Widerstandskraft  gegen  die  lockenden  Irr- 
lichter coramunistischer  und  socialistischer  Ideale!  Doch  will  es 
uns  scheinen,  als  ob  in  dieser  letzteren  Beziehung  in  den  zwanzig 
Jahren  seit  1847  bis  1867,  in  deren  ersterem  Marx  im  Vereine 
mit  F.  Engels  sein  »Manifest  der  kommunistischen  Partei •* 
erliess  und  in  deren  letztem  sein  Hauptwerk  „  das  Kapital  *  er- 
schien, im  Geiste  dieses  aussergewöhnlichen  Schriftstellers  eine 
grosse  Umwälzung  sich  vollzogen  hätte.  Wenigstens  finden  wir 
in  dem  genannten  Hauptwerk,  von  dem  leider  nur  erst  der  erste 
Band  erschien,  im  Ganzen  keine  Spur  mehr  jener  jugendlich- 
schwellenden Zuversicht  mit  der  im  „Manifest*  von  1847  der 
, Untergang*  der  Bourgeoisie  und  „der  Sieg  des  Proletariats* 
verkündet  wurde.  Und  vielleicht  ist  es  auch  nicht  zu  gewagt,  die 
Vermuthung  auszusprechen,  dass  das  übrigens  gewiss  sehr  be- 
dauerliche  Nichterscheinen  der  Fortsetzung  dieses  Marx'schen 
Hauptwerkes  seit  1867  mit  einer  Entwicklung  des  Erkenntnisses 
und  einer  Wandlung  der  wissenschaftlichen  üeberzeugung  des  Ver- 
fassers zusammenhängt?  Wäre  es  doch  nichts  Ungewöhnliches 
und  Marx  darin  keine  Ausnahme,  wenn  sich  die  jugendliche  Hoff- 
nungsfreudigkeit mit  wachsender  Erkenntniss  erst  in  bange  Zwei- 
fel und  schliesslich  in  stumme  Verzweiflung  umgewandelt  hätte. 
Wie  immer  es  auch  sein  mag,  wir  besitzen  in  diesem  ersten 
Bande  trotz  mannigfacher  Mängel,  eine  ungewöhnliche  Leistung 
eines  eminent  kritischen  Geistes  und  eine  Frucht  ungeheurer  Ge- 
lehrsamkeit, und  wir  müssen  es  daher  dem  Menschen  Marx 
schon  nachsehen,  wenn  in  seinem  wissenschaftlichen  und  so  ge- 
lehrten Werke  hie  und  da  noch  ein  gedämpftes  Rollen  wie  eines 
fernen  Donners  jugendlicher  Leidenschaft  widerhallt.  —  Denn 
im  Grunde  sollte  für  Leidenschaft  kein  Platz  sich  mehr  finden 
da,  wo  eine  gereifte  Erkenntniss    die  „Naturgesetze  der 
kapitalistischen  Production*  untersucht. 

,  Es  handelt  sich  um  diese  Gesetze  selbst,  sagt  Marx,  um 
diese  mit  eherner  Nothwendigkeit  wirkenden  und 
sich  durchsetzenden  Tendenzen*.  Wie  sehr  Marx  die  Na- 
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turnolhwendigkeit  würdigt,  mit  der  sich  diese  Gesetze  and  Ten- 
denzen durchsetzen,  bezeugen  seine  folgenden  Worte:  «Das  in- 
dustrielle entwickeltere  Land  zeigt  dem  minder  entwiokelten  nnr 
das  Bild  der  eigenen  Zukunft!'  ^) 

£r  spricht  es  übrigens  klar  ans,  dass  es  ,  der  letzte  End- 
zweck dieses  Werkes '  (»das  Capital')  sei,  «das  öoonomische 
Bewegungsgesetz  der  modernen  Gesellschaft  zu  enthüllen. '  Ja, 
er  unterlässt  es  auch  nicht,  sich  ausdrücklich  gegen  jede  unwis- 
senschaftliche Nebentendenz  zu  verwahren.  ,  Zur  Vermeidang 
möglicher  Missverständnisse  ein  Wortj*  schreibt  er.  »Die  Ge- 
stalten von  Capitalist  und  Grundeigenthümer  zeichne  ich  keines- 
wegs im  rosigen  Licht  Aber  es  handelt  sich  hier  um  die  Personen 
nur,  soweit  sie  die  Personification  öconomischer  Kat^orieen  sind, 
Träger  von  bestimmten  Klassenverhältnissen  und  Interessen. 
Weniger  als  jeder  andere  kann  mein  Standpunkt,  der  die  Eat- 
wicklung  der  öconomischen  Gesellschaftsformation  als  einen  na- 
turgeschichtlichen Process  auflPasst,  den  Einzelnen  ver- 
antwortlich machen  für  Verhältnisse,  deren  Geschöpf  er  social 
bleibt,  so  sehr  er  sich  objectiv  über  sie  erheben  mag.  •     (S.  XI.) 

Wir  wollen  nun  davon  absehen,  dass  unzählige  Stellen,  ja 
der  ganze  Ton  von  Marx'  Buch,  diese  vorausgeschickte  Verwah- 
rung nicht  zu  rechtfertigen  scheinen;  dass  er  eben  in  leidenschaft- 
licher Aufwallung  meistens  den  Capitalisten  und  Grundeigen- 
thümer direkt  verantwortlich  zu  machen  scheint  für  das  Elend 
der  Arbeiter,  für  alle  Unbill,  die  das  „ Capital  •*  der  ,  Arbeit* 
zufügt,  für  den  ewigen  „  Ausbeutungsprocess  •*,  die  sich  zwischen 
diesen  beiden  Factoren  der  Production  zu  Gunsten  des  ersteren 
und  zum  Verderben  des  letzteren  abspielen. 

Wie  gesagt,  wir  wollen  diese  leidenschaftlichen  Ausbrüche 
nicht  dem  Forscher  Marx,  wir  wollen  sie  dem  Menschen  zu 
Gute  halten  und  nur  das  in  Betracht  ziehen,  was  jener  uns  Po- 
sitives und  Wissenschaftliches  zur  Aufklärung  der  socialen  Frage 
bietet.  Dieses  lässt  sich  nun  in  kurzen  Worten  resumiren.  Marx 
nimmt  vor  unseren  Augen  eine  Art  Vivisection  vor  und  zeigt  uns 
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den  wirthschaftlichen  Process,  der  sich  in  der  » capitalistischen 
Production  "  vollzieht. 

Seine  Analyse  macht  den  Eindruck,  als  ob  man  uns  bei 
einer  fröhlichen  Mahlzeit  den  Bauch  aufschlitzte  und  uns  den 
physiologischen  Process  des  Verdauens  bis  in  seine  kleinsten, 
nicht  gerade  apetitlichen  Details  bioslegte.  Was  uns  Marx  zeigt, 
das  ist  im  Grunde  nichts  anderes  als  die  wirthschaftliche  Seite 
der  socialen  und  politischen  Abhängigkeitsverhältnisse  im  Staate. 
Bieten  nun  schon  diese  letzteren  im  allgemeinen  keinen  erhebenden 
Anblick,  so  ist  ihre  wirthschaftliche  Seite,  dieser  innere  physio- 
logische Process,  der  jene  äusseren  Verhältnisse  ermöglicht  und 
unterhält,  geradezu  grauenerregend. 

Aber  schliesslich  ist  dieser  innere  Process  nichts  mehr  und 
nichts  weniger  als  die  untrennbare  Grundlage  jener  nach  Aussen 
hervortretenden  und  daher  mehr  sichtbaren  Abhängigkeitsver- 
hältnisse. Diesen  inneren  Process  in  seiner  ganzen,  nackten  und 
grauenhaften  Wahrheit  dargestellt  zu  haben  ist  nun  gewiss  ein 
grosses  wissenschaftliches  Verdienst,  das  man  Marx  nicht  ab- 
sprechen kann. 

Nur  irrt  Marx,  wenn  er  glaubt,  dass  eine  fortschrittliche 
Entwicklung  der  Menschheit  diesen  grauenhaften  Verdauungs- 
process — und  das  ist  er  nach  Marx  buchstäblich,  da  das  Capital 
die  Arbeitskraft  consumirt — ^^  beseitigen  und  ganz  aufheben 
könne. 

Marx  spricht  seine  Ueberzeugung  dahin  aus,  ,dass  die 
jetzige  Gesellschaft  kein  fester  Crystall,  sondern  ein  umwand- 
lungsfähiger und  beständig  im  Processe  der  Umwandlung  begrif- 
fener Organismus  ist. "  (S.  XII.)  Das  mag  in  einem  sehr  be- 
schränkten Sinne  und  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  richtig  sein. 
Doch  ebenso  wie  ein  Organismus  trotz  aller  Entwicklung  und 
seiner  Natur  entsprechenden  Wandlung,  die  Grundverhältnisse 
seines  Wesens,  die  Grundbedingungen  seiner  Existenz  nicht  än- 
dert: ebenso  ist's  mit  der  »  Gesellschaft  •*.  Die  Grundverhältnisse 
dieses  von  Marx  geschilderten  » Productionsprocesses "  sind  von 
jeher  dieselben,  trotzdem  die  Formen,  in  denen  sich  derselbe 
vollzieht,  in  ewiger  Wandlung  begriffen  sind  —  und  sie  werden 
trotz  aller  Wandlungen  dieser  Formen  auch  in  der  Zukunft  die- 
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selben  bleiben.  Diese  Fomien  weiden  nch  hamanisiren,  si» 
werden  menschlicher  werden,  Ae  weiden  vielldcht  unser 
Grefiihl,  unser  sittliches  Bewnsstsein  nicht  so  empOren,  wie  heut- 
zutage: aber  die  Grmndverhältnisse  dieses  ProdactioDsprooesBea, 
die  nichts  anderes  sind  als  die  Innen-  oder,  wenn  man  will,  Kehrseite 
der  politischen  AbhftngigkeitsverhUtmsse,  die  werden  gernm  so 
lange  ihr  Wesen  beibehalten,  so  lange  Menschen  in  socaleo 
und  politischen  AbhftngigkeitsverhUtnissen  leben  werden. 

Marx  nennt  die  auf  capitalistisdies  Privateigenihum  sidi 
stützende  capitalistische  Prodnctionswdse,  der  er  die  Schuld  an 
dem  immer  grosseren  Elend  und  Jammer  der  Arbeiter  zuschreibt, 
eine  historische  Kategorie  und  prophezrit  ihr  in  einer 
Schlussstelle  seines  Buches  den  Unteigang,  resp.  ihre  Wandlung 
in  die  , Cooperation  freier  Arbeiter*  und  in  ein  «Ge- 
meineigenthum"  derselben  «an  der  Erde  und  den 
durch  Arbeit  selbst  produoirten  Produotions- 
mitteln'i). 

Aber  diese  Prophezeiung,  diese  Yerhdssung  eines  neuen 
und  besseren  Zeitalters,  die  Marx  am  Schlüsse  seines  Werkes  an 
einer  von  uns  unten  (§  23  Note  a)  wOrtlich  dtirten  Stelle  anbringt, 
ergiebt  sich  durchaus  nicht  aus  dem  Inhalt  des  ganzen  Budes 
und  erscheint  vielmehr  nur  als  ein  lockeres  Anhängsel  ohne  jeden 
Zusammenhang  mit  dem  Grenzen.  Marx  scheint  am  Ende  seines 
Buches,  dessen  ganzer  Gredankengang  durchaus  nicht  zu  einer 
solchen  Prophezeiung  drängt,  ja  zu  einer  solchen  keineswegs  be- 
rechtigt, das  Bedürfhiss  gefählt  zu  haben,  einerseits  auf  auij^ 
rissene  Wunden  einige  Tropfen  Balsam  zu  giessen,  andererseits 
seinen  Jugendlieben  Idealen,  die  in  ähnlichen  Yerheissungen 
gipfelten,  ein  unblutiges  Sühnopfer  darzubringen. 

Und  so  lässt  es  sich  vielleicht  auch  erklären,  dass  er  an 
jener  Scblussstelle  seines  Buches  sich  an  sein  communistisches 
Manifest  vom  Jahre  1847  erinnert  und  dasselbe  in  der  Anmer- 
kung zu  derselben  citirt.  In  dem  ganzen  sonstigen  Inhalt  des 
Buches  ist  aber  nicht  nur  nichts  enthalten,  das  uns  auf  einen 
solchen  Schluss,  auf  eine  solche  Verheissung  vorbereiten  würde, 
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sondern  ganz  im  Gegentheil:  dieser  ganze  Inhalt  entspricht  mehr 
dem  im  Vorwort  enthaltenen  Programme,  nach  welchem  es  sich 
hier  um  ,  Gesetze  und  Tendenzen  ^  handelt,  die  „  mit  eherner 
Nothwendigkeit  wurken  und  sich  durchsetzen  *> 

Und  so  braucht  es  denn  auch  eine  kritische  Betrachtung  des 
Marx'schen  Buches  mit  dieser  Schlussverheissung  nicht  gar  so 
genau  zu  nehmen  und  kann  sich  auf  die  blosse  Würdigung  der 
von  Marx  gelieferten  Analyse  der  ,  capitalistischen  Productions- 
weise*'  beschränken. 

Um  diese  Analyse  zu  vollbringen,  holt  Marx  etwas  weit 
aus.  Nachdem  er  den  Unterschied  von  Gebrauchswerth  und 
Tauschwerth  constatirt  hat  i)  betritt  er  den  eigentlichen  Aus- 
gangspunkt seiner  ganzen  Untersuchung  mit  dem  Satze,  dass  „  als 
Werthe  dieWaaren  nichts  sind  als  krystalisirte  Arbeits 
,  Ein  Gebrauchswerth  oder  Gut  hat  also  nur  einen  Werth,  weil 
Arbeit  in  ihm  vergegenständlicht  oder  materialisirt  ist^. 
Das  Maass  dieses  Werthes  aber  ist,  meint  Marx  dasQuantum 
der  in  ihr  enthaltenen  Arbeit,  welches  sich  wieder  durch  die 
Zeitdauer  und  zwar  durch  die  dazu  ^ gesellschaftlich  noth- 
wendige'  Zeitdauer  bestimmt 

Da  es  aber  verschiedene  Arbeitskräfte  giebt,  so  ist  es 
nicht  nur  die  Zeitdauer,  die  den  Werth  der  Arbeit  bestimmt.  Es 
folgt  vielmehr,  dass  ,die  Werthgrösse  einer  Waare  direct  wie 
das  Quantum  und  umgekehrt  wie  die  Productivkrafb  der  sich 
in  ihr  verwirklichenden  Arbeit  wächst*  (S.6).  Alle  »menschliche 
Arbeit*  aber  hat  das  Gemeinsame,  dass  sie  „Verausgabung  von 
menschlichen  Hirn,  Muskel,  Nerv,  Hand  u.  s.  w.  *  ist  (S.  10). 

Nach  dem  nun  Marx  die  sich  an  den  Begriff  des  Werthes 
knüpfenden  Grundbegriffe  der  Nationalöconomie,  sodann  die  Be- 
griffe Waare  und  Geld,  den  Austausch  und  Circulationsprocess 
dieser  beiden  Verkehrselemente  in  sehr  scharfsinniger,  doch  stark 


*)  »Die  Nützllclikeit  eines  Dinges  für  das  menschliche  Leben 
maeht  es  zum  Gebrauchswerth*  (S.  2).  »Der  Tanschwerth  erscheint  zu- 
D&chst  als  das  quantitaÜTO  Verhältniss,  die  Proportion,  worin  sich  Ge- 
braucbswerthe  einer  Art  gegen  Gebrauchswerthe  anderer  Art  austauschen 
ein  Verh&ltiiiss  das  beständig  mit  Zeit  und  Art  wechselt.  Der  Tausch- 
w«Kth  jersdieint  daher  als  etwas  Zufälliges  und  rein  Relatives  .  •  •*  (S.  3). 
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Hegerseber,  dialectisch-analytisclier  Methode  unteiBucbt  oder 
eigentlich  zerfasert,  gelangt  er  za  dem  Knotenpunkt  seiner  Dar- 
stellung: zum  Urowandlungsprooess  des  Geldes  in  Kapital. 
Er  wirft  die  Frage  auf:  wie  und  auf  welche  Weise  wird  Geld  za 
Kapital?  ^denn,  sagt  er,  als  Kaufmittel  und  als  Zahlungsmittel 
realisirt  es  nur  den  Preis  der  Waare,  die  es  kauft  oder  zahlt, 
während  es,  in  seiner  eigenen  Form  verharrend,  zum  PetieMt 
von  gleichbleibender Werthgrösse  erstarrt"  (S.129).  Mit  andern 
Worten,  wenn  das  Geld  nur  dazu  da  wäre,  den  WaarentauBch 
zu  vermitteln,  woher  käme  die  Kapitalbildung?  Wenn  der 
Geldbesitzer  fOr  sein  G^ld  eine  Waare  bekommt,  auf  welche 
Weise  gelangt  er  dann  zur  Ansammlung  von  E^apital?  Marx 
stellt  sich  hier,  als  ob  er  von  der  Erzielung  eines  Gewinnstes  beim 
Waarenaustausch  nichts  wissen  wollte;  er  lässt  den  Handel  ab- 
sichtlich bei  Seite  da  er  uns  direkt  zur  Industrie  fuhren  will. 
Folgen  wir  ihm.  Er  entdeckt  uns  nun  das  Greheimniss,  auf  dem 
die  Verwandlung  des'purenWaaren-Eintauschmittels,  des  Geldes, 
in  Kapital  beruht.  Dieses  Greheimniss  besteht  in  Folgendem: 
der  Greldbesitzer  ist  so  glücklich  und  findet  auf  dem  Markte  eine 
Waare,  die  wie  ein  verzaubertes  Ding  ganz  sonderbare  Eligen- 
schaften  besitzt.  Indem  ernähmlich  diese  Waare  verbraucht, 
liefert  sie  ihm  einen  —  Tauschwerth!  Diese  ganz  , spezi- 
fische Waare*  die  solche  Wunder  vollbringt  ist  —  »die  Arbeits- 
kraft« (S.  130). 

Wie  kommt  nun  der  Greldbesitzer  dazu,  fragt  Marx,  die 
Arbeitskraft  des  ihm  als  Person  doch  ganz  gleichen  und 
gleichberechtigten  Arbeiters  zu  kaufen?  ,Die  Natur", 
sagt  Marx,  »producirt  nicht  auf  der  einen  Seite  Greld-  oderWaa- 
renbesitzer  und  auf  der  anderen  blosse  Besitzer  der  eigenen  Ar- 
beitskräfte. Dieses  Verhältniss  istkeinnaturgeschichtliches 
und  ebensowenig  ein  gesellschaftliches,  dasalleuGeschichts- 
perioden  gemein  wäre.  Es  ist  offenbar  selbst  das  Resultat 
einer  vorhergegangenen  historischen  Entwicklung,  das  Product 
vieler  öconomischer  Umwälzungen,  des  Unterganges  einer  ganzen 
Reihe  älterer  Formationen  der  gesellschaftlichen  Production.* 

(S.  132.) 

Wir  sehen,  Marx  setzt  schon  hier  bei  dem  ersten  Ausgangs- 
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punkte  der  »capitalistischenProductionsweise*,  wo  sich  der  Greld- 
besitzer  mit  dem  Arbeiter  auf  dem  Arbeitsmarkte  zum  erstemnal 
begegnen,  seine  kritischen  Hebel  an.  Schon  dieser  erste  Act 
missßlllt  ihm.  „ Dieses  Verhältniss  ist  kein  naturge schicht- 
liches...'' sagt  er  und  will  damit  allerdings  einen  Tadel 
ausgesprochen  haben.  Erinnert  das  nicht  ganz  an  die  französi- 
schen Communisten,  die  gegen  das  Sondereigenthum  den  Tadel 
erhoben,  dass  es  kein  natürliches,  sondern  ein  künstliches, 
conventionelles  Verhältniss  sei? 

Diesem  sonderbaren  Tadel  gegenüber  wollen  wir  uns  nun 
nicht  darauf  berufen,  was  wir  oben  im  §  13  über  die  ganze  irr- 
thümliche  und  haltlose  Entgegenstellung  des  Natürlichen  und 
Conventionellen  sagten,  wir  wollen  uns  vielmehr  Marx  gegen- 
über auf  —  ihn  selbst  berufen. 

In  seiner  Schrift  » Misere  de  la  Philosophie.  Reponse  &  la 
Philosophie  de  la  Misere  par  M.  Proudhon  (1847)  *  sagt  Marx 
wörtlich:  „Les  eoonomistes  ont  une  singuliere  maniere  de  pro- 
ceder.  11  n'y  a  pour  eux  que  deux  sortes  d'institution,  celles  de 
Tart  et  celles  de  la  nature.  Les  institutions  de  la  fi6odalit6  sont 
des  institutions  artificielles,  celles  de  la  bourgeoisie  sont  des  in- 
stitutions naturelles.  Ils  ressemblent  en  ceci  aux  theologiens,  qui 
eux  aussi  ötablissent  deux  sortes  des  religions.  Toute  religion 
qui  n'est  pas  la  leur  est  une  invention  des  hommes,  tandis  que 
leur  propre  religion  est  une  emanation  de  dieu*)."  Ist  es  nicht 
sonderbar,  dass  derselbe  Schriftsteller,  der  in  den  obigen  Worten 
jene  haltlose  Entgegenstellung  eines  willkürlich  als  naturgemäss 
hingestellten  Zustandes  gegenüber  einem  eben  so  willkürlich  als 
künstlich  (oonventionell)  bezeichneten,  so  richtig  kritisirt:  bei  der 
Betrachtung  der  ihm  unliebsamen  capitalistischen  Productions- 
weise,  speciell  bei  der  Betrachtung  des  Arbeitsmarktes  den 
Vorwurf  erhebt,  dass  »diess  Verhältniss  kein  naturgeschicht- 
liches" (also  kein  natürliches!)  sei?  Ist  das  nicht  die  alte  öco- 
nomistische  Methode,  die,  wie  das  Marx  selbst  in  der  hier  citirten 
Stelle  ganz  richtig  bemerkt,  an  das  Vorgehen  der  Theologen  er- 
innert?   Freilich  scheint  Marx  unter  ,  naturgeschichtlich  ■  nicht 
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,  Natürliches  und  Naturgemässes  *  wie  die  fraozOuBchen  Oomma- 
nistcn  zu  verstehen:  dennoch  aber  geht  aas  semen  Worten  hßt" 
vor,  dass  er  darunter  etwas  versteht,  »was  allenGeschichts- 
periodcn  gemein'  sei.  Der  Unterschied  also  zwischen  seinem 
„Naturgeschichtlichen*  und  dem  aNat&rlichen  und  Naturge- 
mässen'  der  alten  französischen  Gommunisten  ist  im  besten  Falle 
von  gar  keinem  Belang.  Jene  nämlich  verstehen  darunter  einen 
Zustand,  den  sie  als  den  ursprünglichen,  ohne  menschliches  Zu- 
thun  existirenden  voraussetzen,  und  den  sie  dessw^en  als 
einen  heiligen  und  ehrwürdigen  erhalten  resp.  wiedereingef&hrt 
haben  wollen:  Marx  hingegen  versteht  unter  seinem  «naturge- 
schichtlicben  Yerliältniss*'  offenbar  ein  solches,  .das  allen  Ge- 
schiobtsperioden  gemein  '^  ist  und  dadurcheben  den  Beweis 
seiner  Naturmässigkeit  und  Natürlichkeit  liefert  Wie  gesagt,  der 
Unterschied  ist  nicht  von  Belang  und  der  Angriff  des  .  Arbeits- 
marktes%  weil  er  nicht  naturgeschichtlich  ist,  unterschei- 
det sieb  blutwenig  von  dem  Angriff  der  Gommunisten  auf  gesell- 
scbaftlicbe  Ungleichheit,  weil  dieselbe  nicht  .naturgemäss*  sei 
Schliesslich  ist  es  aber  auch  gar  nicht  richtig,  dass  der 
„Arbeitsmarkt',  wo  der  Geldbesitzer  Arbeitskräfte  kauft,  nicht 
„allen  Gescbicbtsperioden  gemein  wäre*.  Nur  die  Form,  die 
äussere  Gestalt  des  Verhältnisses  ist  vielleicht  neu  und  dem 
Wechsel  unterworfen :  das  Wesen  der  Sache  ist  uralt  Dieses 
Wesen  liegt  darin,  dass  die  Menschen  der  Dienste  und  .  Arbeits- 
kräfte'* anderer  Menseben  bedürfen  und  dieses  Bedürfiiiss  auf 
einem  oder  dem  andern  Wege  naturnothwendig  befriedigen  müssen. 
Die  primitivste  Form  der  Befriedigung  dieses  Bedürfnisses  nach 
Menscbendiensten  ist  die  Gewalt;  die  civilisirtere  Form  ist  der 
auf  dem  „  Arbeitsmarkte  ^  sieb  vollziehende  Kauf.  Diesen  Kauf 
nun  stellen  die  Socialisten  als  einen  hinterlistigen  dar;  wir 
werden  sehen,  wie  Marx  nachweist,  dass  der  Käufer  (der  Capi- 
talist)  bei  diesem  Kaufe  den  Verkäufer  (den  Arbeiter)  arg  über- 
vortheilt,  dass  er  ihn  obendrein  beraubt  und  schindet.  Das  alles 
mag  nun  seine  Richtigkeit  haben,  so  ist  es  doch  unbestreitbar, 
dass  auch  der  fürchterlichste  Zustand  der  Arbeiterausbeutung  von 
heute,  gegenüber  der  Sklaverei  und  gewaltthätigen  Art  und 
Weise  der  Befriedigung  des  Bedürfnisses  nach  Menschendiensten 
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in  primitiven  Zeiten,  ein  grosser  Fortschritt  ist.  Dieser  Fortschritt 
berechtigt  einerseits  zur  Hoffnung,  dass  sich  das  Yerhältniss 
zwischen  den  Dienenden  uud  den  die  Dienste  Benützenden,  zwi- 
schen den  Besitzenden  nnd  Besitzlosen,  mit  der  fortschrittlichen 
Entwicklung  der  Menschheit  noch  bis  zu  einer,  heute  ungeahnten 
Stufe  der  Vollendung  vermenschlichen  kann;  dass  es  von 
einem  gewaltthätigen  und  listig  ausbeutenden  zu  einem  humanen 
und  gegenseitig  wahrhaft  nützlichen  sich  entfalten  kann ;  anderer- 
seits ist  dieser  offenbare  Fortschritt  gewiss  auch  ein  Sporn  und 
Stachel,  eine  weitere  menschenwürdige  Ekitwicklung  dieses  Ver- 
hältnisses anzustreben. 

Eines  aber  muss  dabei  streng  im  Auge  behalten  werden : 
dass  diese  Entwicklung  sich  nur,  um  es  mit  Marx*  Worten  auszu- 
drücken, in  den  , naturgeschichtlichen*  Grenzen  bewegen  kann, 
also  in  den  Grenzen  die  diesem  sich  entwickelnden  Verhält- 
nisse in  , allen  Greschichtsperioden  gemein*  war,  wie  das  Marx 
selbst  erläutert. 

Diese  , naturgeschichtlichen'  Grenzen  aber  sind  die  sociale 
und  ^rthschaftliche  Ungleichheit,  der  Besitz  und  die  Be- 
sitzlosigkeit, die  Herrschaft  und  die  Abhängigkeit,  der  active  und 
passive  Zwang. 

Nun  glauben  aber  die  Communisten  und  Socialisten  in  die- 
sen «natnrgeschichtlichen*  Grenzen  die  Ursache  alles  Jam- 
mers und  Elends  der  arbeitenden  Klassen  zu  finden  und  alle  ihre 
Vorschläge  sind  auf  die  gewaltsame  Wegräumung  dieser  Grenzen 
gerichtet  Das  ist  ein  eitles,  unsinniges  Unternehmen.  Diese  Gren- 
zen, die  in  der  That  ,  naturgesohichtlich  *  sind,  werden  sie  nie 
wegräumen  können.  Ein  vernünftiges  Bestreben  kann  sich  einzig 
und  allein  innerhalb  dieser  Grenzen  halten  und  hier  eine 
Homanisirung,  eine  menschenwürdigere  Gestaltung  des  Verhält- 
nisses zwischen  Herrschenden  und  Abhängigen,  zwischen  Be- 
sitzenden nnd  Besitzlosen,  zwischen«  Elapital  und  Arbeit  herzu- 
stellen trachten.  Wir  werden  aber  gleich  sehen,  dass  es  diese 
a naturgeschichtlichen  Grenzen*  selbst  sind,  die  Marx  in  seinem 
ISfer  gegen  das  Capital,  ganz  weggeräumt  wissen  will. 
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,MelirwertIi  und  Plasmacherei". 

Nachdem  uns  Marx  auf  ,  diese  eigenthümliche  Waare:  die 
Arbuitskrafl '^  hingewiesen,  welche  das  Wunder  zu  Stande  bringt, 
ihR'ui  Ersteher  ausser  sich  selbst  noch  etwas  mehr  und  zwar  die 
Möglichkeit  der  Verwandlung  seines  Geldes  in  Kapital  zu  bieten: 
geht  er  nun  daran,  uns  das  ganze  Geheinmiss  dieses  Wunders 
aufzudecken.  !*>  analysirt  zu  diesem  Zwecke  zuerst  die  Arbeits- 
kraft und  ihren  Werth.  Hier  ist  er  ausnahmsweise  sehr  bün- 
dig. „  Die  Arbeitskraft  **,  sagt  er,  „  existirt  nur  als  Anlage  des 
lebendigen  Individuums.  Ihre  Production  setzt  also  seine  Existenz 
voraus.  Diese  gegeben,  besteht  ihre  Production  in  seiner  Bepro- 
duction  oder  Erhaltung.  Zu  seiner  Erhaltung  bedarf  das  leben- 
dige Individuum  einer  gewissen  Summe  von  Lebensmitteln.  Die 
zur  Production  der  Arbeitskraft  nothwendige  Arbeitszeit  löst  sich 
also  auf  in  die  zur  Production  dieser  Lebensmittel  nothwendige 
Arbeitezeit  oder  der  Werth  der  Arbeitekraft  ist  der  Werth  der 
zur  Erhaltung  ihres  Besitzers  nothwendigen  Lebensmittel.  Die 
Arbeitskraft  bethätigt  sich  jedoch  nur  durch  ihre  Aeusserung, 
bethät  Igt  sich  nur  in  der  Arbeit.  Durch  ihre  Bethätigung,  die  Arbeit, 
wird  aber  ein  bestimmtes  Quantum  von  menschlichem  Muskel, 
Nerv,  Hirn  u.  s.  w.  verausgabt,  das  wieder  ersetzt  werden  muss  *  *). 
Dieser  nothwendige  Ersatz  und  zwar  das  Minimum  desselben, 
das  zur  Erhaltung  der  Arbeitekraft  unentbehrlich  nöthig  ist,  bil- 
det die  Minimalgrenze  des  Preises  der  Arbeit. 

„Die  letzte  Grenze  oder  Minimalgrenze  desWerths  der  Ar- 
beitskraft wird  gebildet  durch  den  Werth  einer  Waarenmasse, 
ohne  deren  tägliche  Zufuhr  der  Träger  der  Arbeitekraft,  der 
Mensch,  seineu  Lebensprocess  nicht  erneuern  kann,  also  durch 
den  Werth  der  physisch  unentbehrlichen  Lebensmittel.  Sinkt 
der  Preis  der  Arbeitskraft  aufdieses  Minimum,  so  sinkt  er  unter 
ihren  Werth,  denn  sie  kann  so  nur  in  verkümmerter  Form 
erhalten  werden  und  sich  entwickeln*.  Der  Tauschwerth  jeder 
Waare  ist  aber  bestimmt  durch  die  Arbeitszeit,  erfordert  um  sie 
in  normaler  Güte  zu  liefern.  Dieser  letzte  Fall  hingegen,  dieses 

•)  1.  c.  S.  134. 
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Sinken  des  Preises  der  Arbeitskraft  auf  ihr  Minimum,  ist  bei  der 
kapitalistischen  Production,  das  beweist  Marx  ganz  unzweifel- 
haft, das  Allergewöhnlichste.  Somit  —  und  das  ist  das  grosse 
Geheimniss,  das  Marx  uns  zu  enthüllen  glaubt,  das  jedoch  schon 
Rodbertus  vor  ihm  andeutete  —  bezahlt  der  Greldbesitzer  nicht 
den  vollen  Werth  der  Arbeit  und  behält  den  üeberschuss, 
den  Mehrwerth  für  sich. 

Dieser  vom  Arbeiter  unentgeltlich  producirte  Mehrwerth 
nun,  ist  der  Keim  des  Kapitals;  dieProcedur  durch  die  der  Geld- 
besitzer zu  demselben  gelangt,  nennt  Marx  Plus  macherei. 
Und  nun  überschüttet  Marx  die  liberalen  Oeconomisten ,  die 
Schüler  Adam  Smith's  und  die  modernen  Freihändler  mit  giftig- 
ätzendem Spott,  weil  sie  diess  Geheimniss  des  Mehrwerths  und 
der  Plusmacherei  nicht  erkannten,  weil  sie  nicht  erkannten,  dass 
sich  diese  Mehrwerthproduction  und  diese  Plusmacherei  in  der 
kapitalistischen  Productionsweise  mitNatumothwcn- 
digkeit  vollzieht,  dass  der  Lohnarbeiter  in  diesem  Process  uner- 
bittlich dem  Moloch  Kapital  geopfert  wird,  während  diese  ge- 
lehrten Herren  nur  von  Freiheit  und  Gleichheit  u.  dgl.  faseln. 

3,  Die  Sphäre  der  Circulation  des  Waarenaustausches,  sagt 
Marx  nicht  mit  Unrecht,  innerhalb  deren  Schranken  Kauf  und 
Verkauf  der  Arbeitskraft  sich  bewegt,  war  in  der  That  ein  wah- 
res Eden  der  angeborenen  Menschenrechte.  Was  allein  hier  herrscht 
ist  Freiheit,  Gleichheit,  Eigenthum  und  Bentham.  Freiheit! 
denn  Käufer  und  Verkäufer  einer  Waare  z.  B.  der  Arbeitskraft, 
sind  nur  durch  ihren  freien  Will  en  bestimmt.  Sie  contrahi- 
ren  als  freie,  rechtlich  ebenbürtige  Personen.  Der  Kontrakt 
ist  das  freie  Product,  worin  sich  ihre  Willen  einen  gemeinsamen 
Rechtsausdruck  geben.  Gleichheit!  Denn  sie  beziehen  sich 
nur  als  Waarenbesitzer  auf  einander  und  tauschen  Aequivalent 
für  Aequivalent.  Eigenthum!  Denn  jeder  verfugt  nur  über 
das  Seine.  Bentham!  Denn  jedem  von  den  beiden  ist  es  nur 
um  sich  zu  thun.  Die  einzige  Macht,  die  sie  zusammen  und  in 
ein  Verhältniss  bringt,  ist  die  ihres  Eigennutzes,  ihres  Son- 
dervortheiles,  ihrer  Privatinteressen.  Und  eben  weil  so  jeder 
nur  für  sich  und  keiner  für  den  andern  kehrt,  vollbringen  alle, 
in  Folge  einer  prästabilisirten  Harmonie  der  Dinge,  oder  unter  den 
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Auspiden  einer  allpfifBgenVonehiiDgi  nur  das  Werk  ihres  vedi- 
seisei  tigen  Vortheils,  des  Gemeinnatcensi  des  Gesammtint^fesses' 
(S.  140).  Ohne  Zweifel  bt  Marx  za  solchem  Spott  berechtigt; 
in  dem  wirthschaftlichen  Verkehr,  in  dem  kapitalistischen  Pro- 
duotionsprooess  die  Verwirklichang  der  Prindpien  der  Frdheit 
and  Gleichheit  sehen  wollen,  das  verdient  TadeL  Nor  tänsoht 
sich  Marx  und  gleich  ihm  alle  Socialisten,  wenn  sie  glauben,  dass 
eine  solche  Verwirklichang  nnr  durch  die  Schuld  der  liberalen  Oeoo- 
nomisten,  der  Freihändler  und  Smithianer  bis  nun  nicht  erfolgte; 
dass  sie  aber  unter  ihren  Auspiden  nun  vollkommen  durch- 
geführt werden  wird.  Dass  diese  letztere  T&uschung  ganz  ebenso 
tadelns-  und  beklagenswerth  ist,  wie  die  erstere,  das  wollen  wir 
nachweisen;  zu  diesem  Zwecke  aber  noch  Mher  die  Harx'sdie 
Detail-Darstellung  der  ,Production  des  Mehrwerths*  uns  etwas 
näher  betrachten. 

Wie  Virgil  seinen  Dante  durch  Fegfeuer  und  Hölle  f&hrt, 
80  unternimmt  es  Marx ,  den  Leser  ,  in  die  verborgene  Stätte 
der  Production'  zu  fähren,  »an  deren  Schwelle  zu  lesen  ist:  no 
admittence  exoept  on  bnsiness^  das  hier  ungefähr  gleichbedeu- 
tend ist  mit  jenem  lasdate  ogni  speranza! 

»Beim  Scheiden  von  der  Sphäre  der  einfachen  Grculation 
oder  des  Waarenaustausches  **,  bemerkt  hier  Marx,  »  woraus  der 
Freihändler  vulgaris  Anschauungen,  Begriffe  und  Maassstab  für 
sein  Urtheil  über  die  Gesellschaft  des  Gapitals  und  der  Lohn- 
arbeit entlehnt,  verwandelt  sich,  so  scheint  es,  schon  in  etwas  die 
Physiognomie  unserer  dramatis  personae.  Der  ehemalige  Greldbe- 
sitzer  schreitet  voran  als  Capit allst,  der  Arbeitskraftbesitzer 
folgt  ihm  nach  als  sein  Arbeiter;  der  Eine  bedeutungsvoll 
schmunzelnd  und  geschäftseifrig,  der  Andere  scheu,  widerstreb- 
sam, wie  Jemand,  der  seine  eigene  Haut  zu  Markte  getragen  und 
nun  nichts  anderes  zu  erwarten  hat,  als  die  —  Gerberei.* 

Nun,  den  Process  dieser  Gerberei,  oder  eigentlich  Schinderei 
hat  Marx  nicht  nur  mit  der  allergrössten  Minutiosität  eines  auf- 
merksamen Beobachters,  sondern  obendrein  mit  dem  ganzen  Hilfe- 
apparat HegePscher  Dialektik,  blossgelegt  und  mit  einer  erstaun- 
lichen Fülle  concreter,  aus  amtlichen  Berichten  englischer  Parla^ 
nients-  und  Regierungs-Commissionen  geschöpfter  Beispiele  nur 
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zu  grell  illustrirt  Aus  dem  .  Arbeitsprooess'  werden  uns  da  erst 
die  „einfaclieQ  Momente':  die  Arbeit,  ihr  Gegenstand  und 
ilire  Mittel  vorgefahrt,  das  Wesen  und  gegenseitige  Yerhältniss 
der  letzteren  untersucht  Das  Resultat  dieses  Prooesses,  die  in 
ihm  auftretenden  Personen,  der  Ch&rakter  des  ganzen  Processes, 
die  verschiedenen  begrifflichen  Seiten  sowohl  der  Arbeitsmittel 
wie  des  Arbeitsproductes,  alles  das  fuhrt  uns  sodann  Marx  mit  dem 
grössten  Aufw^and  dialektischer  Kunst  vor:  um  uns  schliesslich 
ganz  klar  und  deutlich  nachzuweisen,  dass  —  der  Capitalist  den 
Arbeiter  betrogen,  bestohlen,  beraubt  habe. 

Dieser  Anklageact  beruht  auf  folgenden  Grundlagen.     Um 
den  Productionsprocess  in  Gang  zu  bringen,  gebraucht  der  Capi- 
talist sein  Geld  in  doppelter  Weise:  er  kauft  Productionsmittel 
und  Arbeitskraft     Der  Theil  des  Capitals,  der  in  Productions- 
mittel (Rohmaterial,  Arbeitsstoflfe  etc.)  angelegt  wird,  verändert 
seine  Werthgrösse  im  Productionsprocesse  nicht  Marx  nennt  ihn 
constantes  Capital.  |,Der  in  Arbeitskraft  umgesetzte  Theil 
des  Capitals  verändert  dagegen  seinen Werth  im  Productions- 
processe.   Er  reproducirt  sein  eigenes  Aequivalent  und  einen 
üeberschuss  darüber,  Mehrwerth  . .  .•  Dieser  letztere 
Umstand  ist  nun  die  Quelle  alles  Unheils,  das  das  Capital  anstiftet- 
Würde  auch  der  in  Arbeitskraft;  umgesetzte  Theil  des  Capitals 
constant  bleiben,  würde  er  nicht  , variabel'  sein  und  keinen 
Üeberschuss  über  sein  eigenes  Aequivalent,  keinen  Mehrwerth  pro- 
dudren  —  dann  wäre  die  Quelle  alles  Jammers  und  aller  Noth 
verstopft.  Der  Capitalist  hätte  dann  kein  Interesse,  den  Arbeiter 
zu  exploitiren  —  ja  es  gäbe  dann  gar  kein  Capital,  denn  das 
Geld  wäre  ja  nie  dazu  gelangt,  Capital  zu  werden!     Marx  be- 
gnügt sioh  aber  nicht  mit  dem  summarischen  Nachweis  dieses 
unheilvollen  Resultates   der   capitalistischen   Productionsweise. 
Mit  der  Apodicticität  eines  Mathematikers,  um  die  er  auf  diesem 
Gebiete  allerdings  sehr  zu  beneiden  ist,  rechnet  er  es  heraus,  in 
wie  idel  Stunden  des  Arbeitstages  der  Arbeiter     den   Werth 
der  thatsächlich  verausgabten  Arbeitskraft  und  daher  auch  den 
ihm  vom  Capitalisten  gezahlten  Preis  reproducirt,  und  wie  viele 
Stunden  er  ganz  unentgeltlich,  rein  für  den  Capitalisten  Mehrwerth 
schafit  —  dn  Product,  welches  seltsamerweise  nicht  das  Eigen- 
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tbum  desjenigen  wird,  der  es  geschafien,  also  des  Arbeiters,  son- 
(hm  —  welch  himmelschreiende  Ungerechtigkeit!  mft  Marx, hier 
^anz  in  demselben  Irrthum  wieRodbertos  befongen — dasEigen- 
tbum  desjenigen,  der  es  nicht  geschafien  hat,  also  des  Gapitalisten! 

,Die  zweite  Periode  des  Arbeitsprooesses',  schreibt  Marx, 
« die  der  Arbeiter  über  die  Grenzen  der  nothwendigen  Arbeit 
hinausschanzt,  kostet  ihm  zwar  Arbeit,  Verausgabung  von  Ar- 
l>eitskraft,  bildet  aber  keinen  Werth  för  ihn.  Sie  bildet  Mehr- 
werth,  der  den  Capitalisten  mit  allem  Reiz  einer  Schöpfong 
aus  Nichts  anlacht.  **  Marx  berechnet  sodann  genau  die  .Rate 
dieses  Mehrwerthes  **  und  bringt  es  heraus,  dass  sie  100  % 
l>eträgt.  „  Also  arbeitet  der  Arbeiter  die  eine  Hälfte  des  Tages 
für  sich  und  die  andere  für  den  Gapitalisten',  ruft  er  schliesslicL 
y,  Der  Arbeiter  verwendet  mehr  als  die  Hälfte  seines  Arbeitstages 
zur  Production  eines  Mehrwerthes,  den  verschiedene  Personen 
auf  verschiedene  Vorwände  hin  unter  sich  vertheilen.  •  (S.  187.) 

Marx  ist  nun  weit  entfernt,  diese  offenbare  Ungerechtigkeit, 
die  er  zu  wiederholten  Malen  als  Ausbeutung,  Raub  und  Dieb- 
stahl bezeichnet,  lediglich  auf  Rechnung  eines  höheren  wirth- 
schaftlichen Gesetzes,  einer  »mit  eherner Nothwendigkeit wirken- 
den und  sich  durchsetzenden  Tendenz  **,  von  der  er  allerdings  in 
der  Vorrede  sprach,  zu  stellen :  er  zögert  vielmehr  keinen  Augen- 
blick neben  der  »  capitalistischen  Productionsweise  *,  neben  der 
abstracten  Macht  des  „  Capitals  *  auch  noch  den  „  schmunzeln- 
den *  Capitalisten  solidarisch  mit  jenen  unsichtbaren  Mächten, 
also  quasi  als  ihren  verantwortlichen  Minister  direct  zur  Ver- 
antwortung zu  ziehen.  Das  Verbrechen  des  Capitalisten  besteht 
nun  in  Folgendem,  „  Der  Capitalist  hat  die  Arbeitskraft  zu  ihrem 
Tageswerth  gekauft,  ihm  gehört  ihr Gebrauchswerth während 
eines  Arbeitstages.  Er  hat  also  das  Recht  erlangt,  den  Arbeiter 
während  eines  Tages  für  sich  arbeiten  zu  lassen.  Aber  was  ist 
ein  Arbeitstag?  Jedenfalls  weniger  als  ein  natürlicher  Lebenstag. 
Um  wie  viel? 

„  Der  Capitalist  hat  seine  eigene  Ansicht  über  diess  ultima 
Thule,  die  nothwendige  Schranke  des  Arbeitstages.  Als  Capita- 
list ist  er  nur  personificirtes  Capital.  Seine  Seele  ist  die  Gapital- 
seele.     Das  Capital  hat  aber  einen  einzigen  Lebenstrieb,  den 
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Trieb,  sich  zu  verwerthen,  Mehrwerth  zu  schaffen,  mit  seinem 
Constanten  Theil,  den  Productionsmitteln,  die  grösstmögliche 
Masse  Mehrarbeit  einzusaugen.  Das  Capital  ist  verstorbene 
Arbeit,  die  sich  nur  vampyrmässig  belebt  durch  Einsaugung  le- 
bendiger Arbeit  und  um  so  mehr  belebt,  je  mehr  sie  davon  ein- 
saugt. Die  Zeit,  während  derer  der  Arbeiter  arbeitet,  ist  die  Zeit, 
während  derer  der  Capitalist  die  von  ihm  gekaufte  Arbeitskraft 
consumirt*  Es  kommt  aber  ein  Augenblick,  wo  sich 
»plötzlich  die  Stimme  des  Arbeiters  erhebt*  und  dem  Capita- 
listen  die  ganze  Ungerechtigkeit  seines  Vorgehens  entgegenhält: 
»Die  Benutzung  meiner  Arbeitskraft  und  die  Beraubung 
derselben  sind  ganz  verschiedene  Dinge!*  so  lässt  Marx  den  Ar- 
beiter ausrufen. 

Nun  gesteht  wohl  Marx  zu,  dass  „  das  Kapital  die  Mehr- 
arbeit nicht  erfunden  *  habe.  Marx  ist  zu  gelehrt,  zu  scharfsinnig, 
um  den  wahren  Sachverhalt  zu  übersehen  oder  gar  nicht  zu  be- 
greifen. Er  weiss  es  wohl,  dass  »überall,  wo  ein  Theil  der  Ge- 
sellschaft das  Monopol  der  Productionsmittel  besitzt,  der  Arbei- 
ter, frei  oder  unfrei,  der  zu  seiner  Selbsterhaltung  nothwendigen 
Arbeitszeit  überschüssige  Arbeitszeit  zusetzen  muss,  um  die  Le- 
bensmittel für  die  Eigner  der  Productionsmittel  zu  produciren, 
ob  dieser  Eigenthümer  nun  ein  atheniensischer  xaXoc  xa^aftöc, 
ein  etruskischer  Theokrat,  civis  romanus,  normannischer  Baron, 
amerikanischer  Sklavenhalter,  walachischer  Bojar,  modemer 
Landlord  oder  Gapitalist  ist*.  Dennoch  glaubt  M.,dass  die  Aus- 
pressung von  Mehrarbeit  und  Mehrwerth  aus  dem  Arbeiter  nie 
so  schrankenlos  vor  sich  gieng,  wie  in  der  modernen  capitalisti- 
schen  Productionsweise.  » Indess  ist  klar,  *  sagt  er,  » dass,  wenn 
in  einer  öconomischen  Gresellschaftsformation  nicht  der  Taus ch- 
werth,  sondern  der  Gebrauchswerth  des  Produotes  vor- 
wiegt, die  Mehrarbeit  durch  einen  engeren  oder  weiteren  Kreis 
von  Bedürfnissen  beschränkt,  aber  kein  schrankenloses  Be- 
dürfniss  nach  Mehrarbeit  durch  den  Charakter  der  Pro- 
duction  selbst  gegeben  ist.*  (S.  203.) 

Würde  es  Marx  gelungen  sein,  diesen  letzteren  Satz  zu  be- 
weisen, dann  würde  er  in  der  That  gegen  die  capitalistische  Pro- 
duction    den    schwersten  Vorwurf   vorgebracht  haben.    Abe^: 
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diesen  Beweis  hat  Man  nicht  erbracht    Dass  die  aof  Leib- 
eigenschaft and  Sklaverei  beruhende  Volkswirthschaft  and  Pro- 
duction  den  Arbeiter  weniger  aosbeatete,  dass  sie  aus  ihm 
weniger  Mehrwerth  presste  und  dass  diese  grossere  Ausbeutong, 
(Uese  grössere  Plusmacherei  eine  Folge  der  capitalistischen  Pro- 
ductionsweise  sei,  diesen  Beweis  hat  Marx  nicht  erbracht  and  diesen 
Beweis  muss  uns  der  Socialbmus  ewig  schuldig  bleiben.    W& 
wollte,  wer  könnte  es  läugnen,  dass  das  Loos  der  Arbeiter  in 
hochentwickelten  modernen  Industriestaaten  ein    f&iditerlicheB 
ist :  aber  aus  all  den  Schilderongen  des  grfisslichen  Elends,  des 
bodenlosen  Jammers,  der  da  überall  herrscht,  wo  das  übermäcln 
tige  Getriebe  des  Weltverkehrs   und  der  Weltconcurrenz    die 
Schwungräder  der  Production  in  rasende  Bewegung  versetzt  und 
den  Gregensatz  zwischen  Reich  und  Arm  immer  greller  hervor« 
treten  lässt  —  aus  all  den  Schilderungen  folgt  noch  keineswegs 
ein  Verdammungsurtheil  der  modernen  Production,  sondern  nur 
die  Berechtigung  der  Forderung  nach  B^lung  dieser  Verhält- 
nisse im  Interesse  der  Sittlichkeit  und  Menschlichkeit  and  im 
Sinne  eines  humanen  Rechtes  und  fortschrittlicher  Gerechtigkeit 
Denn  wer  wollte  andererseits  die  riesigen  Wohlthatenläng- 
nen,  die  der  Aufschwung  der  Industrie  und  die  Ausdehnung  des 
freien  Weltverkehrs  der  ganzen  Menschheit  brachte  und  fort- 
während bringt?  Sind  mit  demselben  Schattenseiten  verbunden, 
nun  wohl,  so  mögen  sich  alle  Bestrebungen  auf  die  Milderung 
und  womögliche  Beseitigung  derselben  mit  vereinten  Kräften  rich- 
ten. Aber  die  »capitalistischeProductionsweise*  selbst  über  Bord 
werfen,  die  diesen  ungeahnten  Aufschwung  ermöglichte  und  her- 
beiführte, um  sich  damit  auch  ihrer  Schattenseiten  zu  erwehren 
das  wäre  ein  wahnsinniges  Unternehmen,  wenn  es  auch  die  Mög- 
lichkeit der  Realislrung  für  sich  hätte,  was  keineswegs  der  Fall  ist 
Nun  sind  aber  auch  die  Anklagen  die  Marx  und  nach  ihm 
die  ganze  Schaar  von  kathederlosen  —  und  Katheder-Socialisten 
gegen  die  capitalistische  Production  vorbrachten  in  zwei  Punkten 
grundfalsch. 

Erstens  ist  es  nicht  richtig,  dass  die  natural wirthschaft- 
liche  Productionsweise  mit  ihrer  Sklaverei  und  Leibeigenschaft 
für  die  arbeitende  Klasse  eine  günstigere  war;  auch  der  ärgste 
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and  grauenvollste  Zustand  der  Arbeiter  in  den  moderneu  Industrie- 
staaten ist  unstreitig  im  Vergleich  mit  antiken  oder  mittelalter- 
lichen Sklaven-  und  Leibeigenschaftszuständen,  wo  die  Arbeiter 
körperlicher  Pein  und  Qual  unterworfen  waren  und  alle  auch 
die  maassloseste  Willkühr  ihrer  Herren  über  sich  ergehen  lassen 
mussten,  ein  ungeheurer  Fortschritt. 

Zweitens  aber  ist  es  nicht  richtig,  dass  das  Elend  und 
die  Noth  der  Arbeiter  mit  der  capitalistischen  Productionsweise 
in  nothwendigem  und  unvermeidlichem  Oausalzusammenhange 
stehen,  und  dass  Staat  und  Gesellschaft  den  Missbräuchen  dieser 
Productionsweise  nicht  feste  Grenzen  zu  ziehen  und  die  arbeiten- 
den Klassen  vor  Uebergriffen  zu  schützen  im  Stande  wären,  ohne 
diese  capitalistische  Productionsweise  selbst  zu  beseitigen.  Die 
englische  Fabriksgesetzgebung  ist  in  dieser  Beziehung,  wenn  auch 
noch  ein  schwacher  Anfang,  dennoch  ein  leuchtendes  Beispiel. 
Auf  diesem  Wege  hat  die  Humanisurung  des  Verhältnisses 
zwischen  Capital  und  Arbeit  und  die  Hebung  der  Lage  der 
arbeitenden  Klassen  noch  eine  ungeahnte,  grosse  und  fortschritt- 
liche Entwicklung  vor  sich.  Aber  nur  auf  diesem  Wege. 

Dass  der  entgegengesetzte  Weg,  die  vollkommene  Ab- 
schaffung der  kapitalistischen  und  ESnfÜhrung  einer  collectivisti- 
schen  Productionsweise  und  somit  völlige  Aufhebung  und  Ab- 
schaffung dieses  Verhältnisses  zwischen  Capital  und  Arbeit,  oder 
um  mit  Marx  zu  sprechen,  die  Abschaffung  der  unentgeltlichen 
Mehrwerthproduction  und  der  Plnsmacherei  eine  utopistische  Idee 
iaty  das  wollen  wh:  nun  nachweisen. 

§22. 

Capitalistische  Production. 

Marx*  Anklage  gegen  das  Capital  und  die  Capitalisten  be- 
ruht durchwegs  auf  Anschauungen,  die  er  der  von  ihm  so  viel 
gesdmiähten  Nationalöconomie  entnimmt  Es  sind  das  einige  als 
elementar  geltende  Anschauungen  und  Grundsätze,  die  von  der 
Nationalöconomie  und  nach  ihr  von  Marx  als  selbstverständlich 
angenommen  weiden,  die  aber  in  der  That  ganz  unrichtig  sind. 

Der  erste  ^eser  Sätze  ist,  der  uns  schon  vonBodbertus  her 
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bekannte,    dass   die  blosse  physische  Arbeit  das  ausschliess- 
liche Eigenthuin  des  Arbeiters  an  dem  Producte  der  Arbeit  be- 
gründet. Die  gegensätzliche  Erscheinung,  dass  der  Arbeiter  nicht 
ausschliesslich  für  sich  arbeitet,  dass  das  Product  seiner  Arbeit 
theilweise  oder  gar  grösstentheils  einem  andern  zufällt,  nennt 
Marx  ein  »eigcnthümliches Phänomen".  Das  Selbstverständliche 
für  ihn  wäre,  wenn  das  ganze  Arbeitsproduct  dem  Arbeiter  aus- 
schliesslich gehörte  —  da  er  nach  dem  Vorgänge  der  ,  klassischen' 
sowohl  wie  der  ,  Vulgärrxx)nomie  ■  in  der  Arbeit  einen,  Eigen- 
thum  amProdu  cte  derselben  begründenden  Rechts- 
a  c  t  sieht.   Dass  es  im  .  Arbeitsprocess '  nicht  so  ist,  darüber  ist 
Marx  ganz  entrüstet.     ,Das  Product  ist  Eigenthnm  des 
Capitalisten,"  rufl  er  erstaunt,  „nicht  des   unmittel- 
baren Producenten,  des  Arbeiters."     (S.  150.)    Nan, 
Marx  ist  hier  im  Inthum:  sein  Erstaunen  und  seine  Entrüstung 
über    dieses   „eigenthLunliche  Phänomen"  ist  eine  Folge  einer 
falschen  Prämisse,  eines  falschen  Grundsatzes,  die  er  als  selbst- 
verständlich annimmt,  die  es  aber  nicht  ist  Und  das  haben  ihm  die 
„klassische"  und  die  „Vulgäröconomie"  (gewiss  aber  auch  nicht 
minder  Rodbertus)  angethan.  Darob  könnte  er  den  ersteren  mit 
Recht  zürnen,  während  er  ihnen  in  so  vielenPunkteu  Unrecht  thut 
Dass  Arbeit  im  allgemeinen  dem  Arbeiter  ihr  ganzes  Pro- 
duct zur  ausschliesslichen  Verfügung  stelle,  dass  der  Arbeiter 
ausschliesslicher  Eigenthümer  des  Productes  seiner  Arbeit  werde, 
ist  ein  Wahn.     Ein  solches  Verhältniss  ist  in  staatlichem  Zu- 
stande ganz  undi-nkbar  und  ein  solches  Recht,  wenn  es  ein 
solches  gäbe,  ganz  unrealisirbar.     Marx  hat  darüber  gar  nicht 
nacligedacht,  denn  sonst  wäre  es  unmöglich,  dass  ein  so  tiefer  und 
scharfer  Denker  diese  Wahrheit  nicht  erkennen  sollte.     Kein 
Mensch  kann  auf  der  Stufe  des  staatlichen  Zustandes,  auf  wel- 
chem Gebiete  immer,  für  sich  allein  arbeiten.  Das  ist  eben  „der 
Segen  der  Arbeit"  dass  sie  nothwendigerweise  immer  und  überall 
für  andere  „Mehrwerth"  liefert,  dass  sie  ihrer  innersten  Natur 
nach  nicht  „privat"  sein  kann,  sondern  „social"  sein  muss.   Für 
sich  kann  der  Mensch  —  wenigstens  im  Staate  —  nur  Müssig- 
gang  treiben;  kaum  fangt  er  zu  arbeiten  an,  liefert  er  „Mehr- 
werth" für  andere.     Der  Gelehrte,  der  in  seinem  Studirzimmer 
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arbeitet  —  was  producirt  er  für  sich  und  was  für  andere?  Für 
sich  kaum  den  „nothwendigen  Ersatz",  das  „Aequivalent"  seiner 
Verausgabung  an  Muskel-  und  Nervensubstanz"  —  den  ganzen 
Mehrvorrath"  für  andere,  und  der  Staatsmann,  der  seiner 
Aufgabe  gewachsen  ist^  arbeitet  er  nur  für  sich?  Ist  das,  was  er 
für  den  Staat  leistet,  nicht  ein  enormer  Mehrwerth  im  Vergleich 
mit  seinem  Gehalte,  der  ihm  ein  entsprechendes  oder  gar  luxuriö- 
ses Leben  sichert?  Und  der  Herrscher  selbst,  mag  er  ein  noch 
so  schwelgerisches  Leben  fähren,  durch  die  Function,  die  er 
im  Staate  vollzieht,  welch  ungeheuren  „Mehrwerth"  für  andere 
schafft  er  durch  dieselbe  im  Vergleich  mit  seiner  Civilliste? 
Was  hat  Kaiser  Josef  11.  für  enormen  Mehrwerth  producirt 
für  seine  Völker  im  Vergleich  mit  dem  Gelde,  das  er  etwa  auf 
seinen  Hofstaat  von  ihnen  bezog?  Und  hat  Friedrich  der  Grosse, 
hat  Napoleon  I.  etwa  nur  für  sich  gearbeitet?  Haben  sie  für 
die  Völker  Europa's  nicht  einen  Mehrwerth  geliefert  an  dem 
diese  lange  noch  zehren  werden?  Doch  könnte  es  scheinen, 
dass  wir  Sophismen  nachjagen  und  der  entscheidenden  Frage  aus- 
weichen, womit  denn  der  faule,  parasitische  Gapitalist,  der  nur 
vom  Mehrwerth  der  Arbeiter  lebt,  auch  für  andere  Mehrwerth 
producirt? 

Nun,  in  derThat,  wir  weichen  dieser  Frage  nicht  aus.  Könnte 
es  wirklich  jemanden  geben,  der  die  collossalen  Wohlthaten  ver- 
kennen oder  läugnen  wollte,  die  die  Industrie  und  „  capitalistische 
Production*  der  gesammten  Menschheit  erweist?  Hat  der, faule, 
parasitische''  Capitalist,  der  des  ,, schnöden  Gewinnes*  wegen, 
Dampfmaschinen  in  Bewegung  setzt  und  tausende  «  Hände  '^  Mehr- 
werth erzeugen  lässt,  wirklich  nur  für  sich  produciren  lassen? 
Hat  er  durch  diese  Production  in  der  That  nicht  auch  für  Tau- 
sende ferne  Consumenten  seiner  Industrie -Producte  wirklichen 
Mehrwerth  geschaffen  indem  er  ihnen,  zu  früher  unerhört  billigen 
Preisen,  die  mannigfachsten  Bedürfnisse  ihres  Lebens  sei  es  Nah- 
rungsmittel oder  Kleidungsstoffe  oder  andere  der  Bequemlichkeit 
dienenden  Dinge,  liefert?  Ist  der  Gewinn,  den  er  bezieht,  in  der 
That  das  höchste  und  werthvoUste  Gut  dieses  Productions- 
prooesses?  Sind  die  grossen  Wohlthaten  der  Industrie,  die  er 
schaffen  hilft,  nicht  ein,  seinen  persönlichen  Gewinn  weit  über- 
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Steigender  Mehrwerth  der  andern  za  Gute  kommt?  Sollte  nun  aber 
dieser  allgemeine  Charakter  menschlicher  Arbeit,  dieses  ihr  imma- 
nente Wesen  gerade  bei  der  Arbeit  der  Arbeitersich  verläugnen? 
Sollte  nur  der  Arbeiter  ausschliesslich  fär  sich  arbeiten  und  aus- 
schliesslicher Eigenthümerseines  Arbeitsproductswerden?  Ganzim 
Gregentheile  ist  es  nur  natürlich,  dass  je  gröber  die  Arbeit,  je  roher 
und  materieller  sie  ist,  je  weniger  Vorbereitung  und  geistiger  Ent- 
wicklung sie  bedarf,  desto  geringer  der  persönliche  Grewinn  und 
Nutzen  und  in  desto  greifbarerer  Form  die  Mehrwerthspro- 
duction  für  Andere  ist.  Denn  das  unterliegt  einmal  keinem  Zwei- 
fel, dass  im  Systeme  der  Arbeitstheilung  das  mit  der  Gründung 
des  Staates  beginnt^  all  und  jede  menschliche  Arbeit,  möge  sie 
materieller  oder  geistiger  Art  sein  —  ihrer  innersten  Natur  nach 
eine  Mehrwerthsproduction  für  Andere  ist:  nur  ist  diese 
bei  höheren  und  edleren  Arbeiten  unsichtbar  und  minder  greifbar, 
bei  minderen  und  gemeineren  so  offenbar,  dass  es  ein  Marx  sogar  on- 
temehmen  konnte,  ihre  „  Rate  '^  mathematisch  feststellen  zu  wollen. 

Und  ist  etwa  eine  solche  Mehrwerthsproduction  für  Andere 
ein  beklagcnswcrther  Umstand,  ein  Unglück  für  die  Menschheit? 
Ganz  im  Gegentheil  liegt  in  dieser  nothwendigen,  dem  Einzelnen 
bewussteu  oder  uiibewussten,  doch  immer  und  überall  unvermeid- 
lichen Mehrwerthsproduction  für  Andere  das  grosse  G^heimniss 
all  und  jedes  Fortschritts  der  Menschheit,  all  und  jeder  kultu- 
rellen Entwicklung.  Ohne  Mehrwerthsproduction  für  Andere  wür- 
den wir  heute  noch  vielleicht  als  Wilde  in  Wäldern  herumirren 
und  mit  Wurzeln  und  Eicheln  unser  Leben  fristen. 

Denn,  würde  der  primitive  Mensch  immer  nur  die  dringend- 
sten Bedürfnisse  seiner  Leiblichkeit  zu  befriedigen  trachten,  würde 
er  nie  zur  Mehrwerthsproduction  d.h.  zur  Production  des  j,Ueber- 
schusses  über  den  nothwendigen  Ersatz  seiner  verausgabten  Ar- 
beitskräfte *,  um  uns  ganz  Marxisch  auszudrücken,  geschritten 
sein,  so  würde  er  auch  nie  aus  dem  primitiven  Zustand  der  Wild- 
heit, der  materiellen  und  geistigen  Dürftigkeit  und  Rohheit,  her- 
ausgekommen sein.  Auf  welche  Weise  kam  aber  der  primitive 
Mensch  dazu,  diesen  ersten  so  wichtigen  Schritt  von  der  blossen 
Production  für  seinen  täglichen  Bedarf  zur  Mehrwerthsproduction 
zu  thun? 
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Wenn  man  bedenkt,  dass  es  noch  heutzutage  in  Europa 
Gegenden  gibt,  wo  das  La  ndvolk,  wenn  es  nicht  vom  Hunger  ge- 
trieben wird,  nicht  arbeitet,  sondern  es  dann  vorzieht,  sich  dem 
Trunk  zu  ergeben,  so  wird  man  es  begreifen,  dass  die  Frage  was 
wohl  den  primitiven  Menschen  bewogen  haben  mag,  die  natür- 
liche Trägheit  zu  überwinden  und  zu  einer  Mehrwerthsproduction 
zu  schreiten,  durchaus  keine  unberechtigte  ist. 

Wenn  wir  aber  in  der  Entwicklungsgeschichte  der  Völker 
diejenige  Phase  in's  Auge  fassen,  wo  dieselben  von  einem  primi- 
tiven, vorstaatlichen  Zustand  in  den  Zustand  staatlicher  und 
cultureller  Anfange  hinübertreten  und  wenn  wir  da  überall,  das 
Institut  der  Sklaverei  vorfinden :  so  müssen  wir  mit  Rodbertus, 
obige  Frage  dahin  beantworten,  dass  in  der  wirthschaft- 
lichcn  Entwicklung  der  Menschheit  der  auf  die  Einen  durch 
die  Andern  geübte  Zwang  es  war,  der  die  erste  Mehrwerths- 
production und  zwar  eine  solche  fiir  Andere  anbahnte.  Die 
Greschichte  scheint  uns  überall  in  der,  auch  in  der  Natur  der 
Menschen  begründeten,  Annahme  zu  bekräftigen,  dass  die,  alle 
Cultur  und  allen  Fortschritt  ermöglichende  Mehrwerthsproduction, 
nur  als  eine  Mehrwerthsproduction  für  Andere  und  nur  unter  der 
Pression  eines  physischen  Zwanges  begonnen  hat.  Für  eine  andere 
Annahme  lässt  uns  weder  die  Betrachtuig  der  Geschichte  noch  die 
der  menschlichen  Natur  einen  Raum.  (Vrgl.  oben  S.  389  ff). 

Und  wenn  wir  nun  diesen  wirthschaftlichen  Entwicklungs- 
gang der  Menschheit  mit  der  gegenwärtigen  Structur  des  wirth- 
schaftlichen Verkehrslebens  vergleichen,  tritt  uns  eine  ganz  über- 
raschende Erscheinung  entgegen,  die  wir  nicht  Naturgesetz  nennen 
wollen,  obwohl  sie  von  der  modernen  Naturwissenschaft  auf  dem 
Gebiete  der  Evolutionstheorie  und  Embryologie  beobachtet,  als 
solches  bezeichnet  wurde.  Denn  ähnlich  wie  die  moderne  Natur- 
geschichte die  Phasen  der  aufsteigenden  Entwicklung  des  Thier- 
reichs  bis  zum  Menschen  in  der  Entwicklung  des  menschlichen 
Embryo  wiederfindet:  so  finden  wir  die  Phasen  des  wirthschaft- 
lichen Entwicklungsganges  der  Menschheit,  von  der  ersten  zwangs- 
weise in  Gang  gebrachten  Mehrwerthsproduction  bis  zur  recht- 
lich freien  Mehrwerthsproduction  civilisirter  Zeiten,  in  dem 
Stracturdurchschnitt  des  modernen  Wirthschafts-  und  Verkehrs- 
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lelteiis  wieder.  So  wie  in  jener  ersten  Phase  der  geschichtlichen 
Entwicklung,  der  auf  die  Sklaven  geübte  Z  w  a  n  g  die  erste  Mehr- 
werthspruduction  veranlasste :  so  wird  noch  heatzutage  auf  der 
untersten  Stufe  des  wirthschaftlichen  Lebens,  wenn  auch  in 
etwas  freieren  und  civilisirteren  Formen,  dennoch  im  Grunde  durch 
Zwang  Mehrwerth  prodacirt  Und  das  ist  freilich  der  grosse 
Unterschied  der  Mehrwerthsprodnction  ßir  Andere  des  Gelehrten 
und  des  Staatsmannes,  des  Künstlers  und  Industriellen,  dass  bei 
ihnen  keinerlei  Zwang  das  leitende  Motiv  bildet:  doch  ist  dieses 
Kingreifen  des  Zwanges  auf  der  untersten  Stufe  meuschlicher 
Arl  Kjit,  die  ihrer  Natur  nach  von  keiner  höheren  Triebkraft  in  Bewe- 
gung gesetzt  werden  kann,  eine  Erscheinung,  die  ebenso  natur- 
nothwendig  scheint,  wie  jene  erste  aller  Gultur  vorausgehende 
Entwicklungsphase  der  Menschheit,  auf  der  uns  die  Skiavereid.  L 
durch  physischen  Zwang  in*s  Werk  gesetzte  Arbeitstheilung  and 
Mehrwerthsprodnction  für  Andere,  entgegentritt 

Aber  die  Betrachtung  dieses  Structurdurchschnittes  des  ge- 
genwärtigen wirthschaftlichen  Lebens  zeigt  uns  auch  noch  die 
andere  Thatsache  in  deutlichem  Lichte,  nämlich,  dass  diese  wirth- 
schaltlichen  Abhängigkeitsverhältnisse  nur  eine  Seite  darstellen 
der  socialen  und  politischen  Hierarchie  der  Gesellschaft;  dass  sie 
nur  der  Ausdruck  sind  der  auf  socialem  und  politischem  Gebiete 
bestehenden  Abhängigkeitsverhältnisse,  deren  G^sammtordnung 
eben  den  Staat  ausmacht. 

Denn  der  durch  den  Capitalbesitz  auf  die  besitzlose 
Masse  geübte  Zwang  zur  Mehrproduction  erinnert  uns  ja  daran, 
dass  auf  einer  früheren  Stufe  geschichtlicher  Entwicklung  derselbe 
Zwang  durch  rohe,  physische  Gewalt  und  Uebermacht  geübt 
wurde*).  Nun  sind  die  Erscheinungen,  die  in  Folge  dieses  mora- 
lischen oder  eigentlich  wirthschaftlichen  Druckes  auf  die  besitz- 
lose Arbeitermasse,  uns  entgegentreten,  in  vielen  Stücken  den 
Erscheinungen  ähnlich,  die  uns  die  Sklaverei  des  Alterthums  und 
der  Neuzeit  bieten:  und  wenn  man  auch  einerseits  den  ungeheuren 
Fortschritt  nicht  verkennen  darf,  der  in  den  Verhältnissen  der 


*)  »Der  römische  Sklave  war  durch  Ketten,   der  Lohnarbeiter  ist 
durch  unsichtbare  Fäden  an  seinen  Eigenthümer  gebunden  S  Marx  1.  c.  551, 
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Capitalisten  zu  den  Arbeitern  im  Vergleich  zu  dem  Verhältniss 
der  Sklavenhalter  zu  ihren  Sklaven  sich  Bahn  brach,  und  ande- 
rerseits den  immer  mehr  wachsenden  Einfluss  des  modernen 
Staates  auf  die  Humanisirung  dieses  Verhältnisses  für  die 
Zukunft  nicht  hoch  genug  anschlagen  kann,  so  ist  es  doch  klar, 
dass  der  moderne  Staat  aufdiesen  Abhängigkeitsverhältnissen  der 
Arbeit  vom  Capital  ebenso  ruht,  wie  der  primitive  Staat  auf  der 
Sklaverei. 

Auf  welche  Weise  aber  an  eine  vollkommene  Aufhebung 
und  Abschaffung  dieser  wirthschaftlichen  Abhängigkeit  der  Besitz- 
losigkeit vom  Besitz,  der  Arbeit  vom  Capital,  dieser  Mehrwerths- 
production  der  Arbeit  und  dieser  Plusmacherei  des  Capitals  ge- 
dacht werden  kann,  ist  gar  nicht  abzusehen. 

Denn  wie  wir  oben  das  Eigenthum  als  Herrschaftsmittel 
erkannten,  ohne  welches  die  Herrschaftsordnung  des  Staates  zu- 
sammenbräche, ebenso  ist  die  wirthschaftliche  Abhängigkeit  der 
Arbeit  vom  Capital  einer  der  Grundpfeiler,  auf  denen  die  staat- 
liche Ordnung  ruht.  Diejenigen  nun,  die  die  Aufhebung  der 
wirthschaftlichen  Abhängigkeit  der  Arbeit  vom  Capital  verlan- 
gen, ja  sogar  die  Durchführung  derselben  dem  Staate  zumuthen, 
geben  sich  einer  groben  Täuschung  in  Bezug  auf  den  Staat  hin. 

Sie  fassen  nämlich  den  Staat  als  eine  Institution  auf,  deren 
Aufgabe  es  ist,  für  das  gleiche  Wohl  aller,  für  das  gleiche 
Recht  aller,  für  die  gleiche  Freiheit  aller  zu  sorgen.  Nun 
ist  freilich  an  einer  solchen  Auffassung  des  Staates  die  Rechts- 
staatstheorie Schuld;  sie  hat  genug  lange  solche  Ideen  und  Auf- 
fassungen verbreitet  und  popularisirt,  ohne  zu  bedenken,  dass  sie 
damit  Aspirationen  wecke,  die  zwischen  Menschen  nie  und 
nimmer  verwirklicht  werden  können.  Von  all  diesen  ihm  zuge- 
mutheten  Aufgaben  ist  keine  mit  dem  Wesen  des  Staates  ver- 
einbar. Gleiches  Wohl,  gleiches  Recht,  gleiche  Freiheit  sind 
Ideen,  die  mit  dem  Begriff  des  Staates  in  directem  Widerspruche 
stehen.  Seinem  innersten  Wesen  nach  eine  Organisation  der 
Unterordnung  und  Ueberordnung  von  Menschengruppen  und  Ge- 
sellschaftskreisen, befestigt  und  kittet  er  diese  Organisation  durch 
Abhängigkeitsverhältnisse,  die  auf  physischem  oder  «morali- 
chem*,  besser  gesagt  wirthschaftlichem  Zwange  beruhen. 
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Wollte  er  diesen,  sein  festes  Fandament  bildenden  Zwang  auf- 
heben, dann  lOste  er  selbstinArderisch  die  auf  demselben  bem- 
henden  Abhängigkeitsverhältnisse  und  das  ganze  Grebäude  seiner 
Ilerrschatlsordnung  stürzte  zusanrmen.  Nun  hat  aber  dennoch  der 
Staat,  trotzdem  er  Jones  gleiche  Wohl,  jenes  gleiche  Recht  und 
gleiche  Freiheit  nie  und  nimmer  verwirklichen  kann,  von  allen 
denkbaren  gesellschaftlichen  Einrichtungen  die  allerhöchste  Be- 
deutung und  den  allerhöchsten  Werth:  weil  er  überhaupt  ein 
gedeihliches  Zusammenleben  der  Menschen  ermöglicht,  d.  h. 
ein  solches,  welches  eine  fortschrittliche  Entwicklung  der  Gultor 
und  Civilisation  und  damit  zugleich  einen  immer  grösseren  ver- 
hältnissmässigen  Wohlstand  aller,  eine  immer  grössere 
verhältnissmässige  Freiheit  aller  und  einen  immer  grösse- 
ren gesichertem  Rechtskreis  jedes  EXnzelnen  fördert. 

Es  mag  nun  recht  traurig  sein,  dass  es  nur  der  Staat  ist, 
der  ein  solches  gedeihliches  Zusammenleben  der  Menschen  ermög- 
licht, dass  der  einzige  Preis,  mit  dem  die  Menschen  die  Cultor 
und  Civilisation  bezahlen,  eine  Herrschaftsordnung  ist,  die  ihrer 
Natur  nach  gleiches  Wohl  und  gleichesRecht  und  gleiche 
Freiheit  nicht  aufkommen  lässt:  doch  stehen  wir  hier  einer 
höheren  Nüthwendigkeit  gegenüber,  einer  Nothwendigkeit  die  in 
der  Natur  der  Menschen  begründet  ist  und  ohne  Aenderung 
dieser  letzteren,  die  doch  nicht  in  unserer  Macht  liegt, 
nicht  beseitigt  werden  kann. 

Wollte  man  aber  dennoch  (und  gesetzt  man  könnte  es!) 
unter  Aufhebung  aller  socialen,  politischen  und  wiithschaftlichen 
Abhcliigigkeits-  und  Zwangsverhältnisse  des  Staates,  allen  Men- 
schen die  gleiche  Freiheit  geben,  so  würde  dieselbe  bald,  nicht 
das  gleiche  Recht,  sondern  die  gleiche  Rechtlosigkeit  und  in  wei- 
terer Folge,  bei  vollkommener  Anarchie  und  bei  völligem  Unter- 
gang aller  Errungenschaften  der  Civilisation,  das  gleiche,  thierische 
Elend  aller  zur  Folge  haben,  aus  dem  die  Menschen  ein  erneuter 
Processder  zwangsweisenMehrwerthsproduction  der 
EinenfürdieAndern,  mittelst  von  Neuem  sich  aufbauender 
Herrsshaftsordnungen  mit  systematischer  Ausbeutung  der  Einen 
durch  die  Andern,  erst  wieder  erlösen  müsste. 

So  stehen  wir  denn  vor  der  socialen  Frage,  die  sich  uns  als 
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innerster  und  immanenter  Kern  der  ,  staatlichen  ^  !E>age  darstellt 
wie  vor  einem  übermächtigen  Naturgesetz,  dem  wir  uns  fiigen 
müssen,  wie  so  vielen  andern  Naturgesetzen  die  unser 
Dasein  beherrschen.  An  die  Möglichkeit  der  Aufhebung 
dieses  Naturgesetzes  ist  gar  nicht  zu  denken:  was  allein  dem  den- 
kenden Menschen  als  würdige  Aufgabe  seines  Strebens  vorschwe- 
ben darf,  das  ist  die  Art  und  Weise,  wie  den  Druck  dieses  Na- 
turgesetzes auf  die  Menschen  zu  mildern,  ihnen  das  Schicksal 
deni  sie  einmal  nicht  entgehen  können,  immer  erträglicher  zu 
machen.  Und  in  dieser  Richtung  wird  der  Staat,  der  diese  Ver- 
hältnisse unwillkührlich  und  naturnothwendig  verschuldete,  auch 
derjenige  sein,  der  einzig  und  allein  die  möglichst  grösste  Abhilfe 
schaffen  kann  —  nur  darf  zu  diesem  Zwecke  freilich  an  den 
Grundpfeilern  seiner  Existenz  nicht  gerüttelt  werden;  denn  der 
Staat  kann  ja  nur  helfen  innerhalb  der  noth  wendigen  Schran- 
ken seiner  Existenz  und  auf  Grundlage  der  Bedingungen  die  seinen 
Bestand  sichern. 

§  23. 

Ursprüngliche  Accumulation. 

Die  zweite  schwere  Anklage,  die  Marx  gegen  das  Kapital 
erhebt  lautet,  wenn  wir  uns  seiner  Ausdrucksweise  bedienen,  ganz 
kurz:  ursprüngliche  Accumulation.  Darunter  versteht 
Marx  alle  mögliche  gewaltsame  oder  listige  Aneignung  fremden 
Eigenthums  als:  Raub,  Diebstahl,  Betrug  u.  dgl.  Während  er 
bis  jetzt  nur  den  ,  capitalistischen  Productionsprooess  im  be- 
ständigen Fluss  seiner  Erneuerung*  betrachtete,  wendet  ersieh 
jetzt  dem  ersten  Ursprung  dieses  Processes  zu ;  denn  „  irgendwo 
und  irgendwann  muss  er  doch  anfangen  *.  Ueber  diesen  Ursprung 
stellt  Marx  vorerst  folgende  Vermuthung  auf.  „Vonunserm  bis- 
herigen Standpunkt  isteswahrscheilich,  dass  der  Kapitalist 
irgend  einmal  durch  irgend  eine,  von  unbezahlter  fremder  Ar- 
beit unabhängige,  ursprüngliche  Accumulation  Geld- 
besitzer ward  und  daher  den  Markt  als  Käufer  von  Arbeitskraft 
beschreiten  konnte*  (S.  556).  Zwar  braucht  es  nicht  erst  des 
Kainszeichens  einer  ,  ursprünglichen  Accumulation*  um  das  Ka- 
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pital  als  einen  ganz  nnrechtinftssigen  und  luurpirten  Besitz  er- 
scheinen zu  lassen,  denn  auch  ,  ganz  abgesehen  von  aller  Acca- 
niulation  verwandelt  die  blosse  Continuit&t  des  ProductioDs- 
processes,  oder  die  einfache  Reproduction ,  nach  kürzerer  oder 
längerer  Periode,  jedes  Kapital  nothwendig  in  aoounmlirtes  Ka- 
pital oder  kapitalisirten  Mehrwerth"  (S.  557).  Denn  dieser  Pro- 
ductionsprocess  geht  so  vor  sich,  dass  nach  einer  Reihe  von  Jahren 
von  dem  vorgeschassenen  Kapital  ,  kein  Werthatom  mehr  fort- 
existirt'  und  der  Kapitalist  nur  noch  mit  «accumulirtem  Kapital' 
arbeitet.  Aber  Marx  weist  es  auch  noch  nach,  dass  diese  wäh- 
rend des  Productionsprocesses  vor  sich  gehende  ^Accumulationdes 
Kapitals  ^  nichts  anderes  ist  als  die  Fortsetzung  der  "ursprünglichen 
Accumulation  ',  dass  es  jeae  ,  Erbsünde  '  ist  die  da  fortwirkt. 

9 Diese  ursprüngliche  Accumulation',  meint  Marx,  , spielt 
in  der  politischen  Oeconomie  ungefähr  dieselbe  Rolle,  urie  d^ 
Sündenfall  in  der  Theologie.  Adam  biss  in  den  Apfel  und  da- 
mit kam  über  das  Menschengeschlecht  die  Sünde.  Ihr  Ursprung 
wird  erklärt,  indem  er  als  Anecdote  der  Vergangenheit  erzählt 
wird.  In  einer  längst  verflossenen  Zeit  gab  es  auf  der  einen  Seite 
eine  fleissige  Elite  und  auf  der  andern  faulenzende  Lumpen.  So 
kam  es,  dass  die  ersten  Beichthum  accumulirten  und  die  letzte- 
ren schliesslich  nichts  zu  verkaufen  hatten,  als  ihre  eigene  Haut 
Und  von  diesem  Sündenfall  datirt  die  Annuth  der  grossen  Masse, 
die  immer  noch,  aller  Arbeit  zum  Trotz,  nichts  zu  verkaufen  hat 
als  sich  selbst  und  der  Reiohthum  der  Wenigen,  der  fortwährend 
wächst,  obgleich  sie  längst  aufgehört  haben,  zu  arbeiten  ■.  Hier 
bezieht  sich  Marx  ausdrücklich  aufThiers,  dessen  Eigenthums- 
begründung  auch  wir  oben  als  unrichtig  nachweisen.  Marx  hat 
vollkommen  Recht,  wenn  er  mit  Bezug  auf  Thiers  sowohl  wie 
auf  die  Oekonomisten  im  Allgemeinen,  spottet,  dass  „  sobald  die 
Eigenthumsfrage  in's  Spiel  kommt,  wird  es  heilige  Pflicht,  den 
Standpunkt  der  Kinderfibel  als  den  allen  Altersklassen  und 
Entwicklungsstufen  allein  gerechten  festzuhalten**.  Auch  wissen 
wir  es  ja  zur  Genüge,  dass  es  thatsächlich  richtig  ist,  dass  „  in 
der  wirklichen  Geschichte  Eroberung,  Unterjochung,  Raubmord, 
kurz  Gewalt  die  grosse  Rolle  spielen**.  »In  der  sanften  politischen 
Oeconomie  herrschte  von  jeher  die  Idylle  ....  In  der  That  sind 
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die  Methoden  der  ursprünglichen  Accumulation  alles  andere,  nur 
nicht  idyllisch  **  (S.  700).  Nur  können  wir  aus  diesem  immerund 
überall  in  der  Geschichte  sich  wiederholenden  „  ursprünglichen 
Accumulationsprocess**  der  kapitalistischen  Productionsweise  von 
heute  keinen  Vorwurf  machen,  noch  auch  können  wir  in  dieser 
,  Erbsünde  •  einen  Grund  finden,  die  kapitalistische  Productions- 
weise als  eine  unrechtmässige  und  unberechtigte  zu  verdammen. 
Dass  jene  ersten  geschichtlichen  Vorgänge  nicht  „  idyllisch  *  waren, 
das  haben  wir  selbst  wiederholt  hervorgehoben  und  dafür  auch 
Rodbertus  als  Gewährsmann  citirt. 

Doch  haben  wir  es  schon  gezeigt,  dass  man  jene  ,  ursprüng- 
lichen *  Vorgänge  nicht  vom  Standpunkte  des  oodificirten  Rechtes 
böurtheilen  darf;  es  sind  das  Vorgänge,  die  sich  jeder  recht- 
lichen Beurtheilung  entziehen  und  das  ist  eben  der  grosse  Vorzug 
unseres  Zeitalters  und  des  modernen  Staates,  dass  solche  „  ursprüng- 
liche Accummulationen«,  in  denen  »Gewalt  die  grosse  Rolle« 
spielt,  im  Staate,  zu  den  Unmöglichkeiten  gehören. 

Dass  der  capitalistischen  Productionsweise  eine  auf  Sklaven- 
arbeit beruhende  Productionsweise  vorhergieng,  das  haben  wir 
gesehen;  aber  wir  sahen  auch,  dass  die  Begründung  der  Sklaverei 
durch  Unterjochung,  der  erste  Schritt  auf  der  Bahn  menschlicher 
Culturentwicklung  war. 

^  Nun  geht  Marx  freilich  in  seinen  geschichtlichen  Betrach- 
tungen über  ,  ursprüngliche  Accumulationen*  nicht  so  weit  zu- 
rück und  fasst  nur  die  „Verwandlung  der  feudalen  in  die  capita- 
listische  Exploitationsweise  «  in*s  Auge.  Dieselbe  erscheint  ihm 
als  ein  „  Scheidungsprocess  des  Arbeiters  von  den  Arbeitsbedin- 
gungen*. „Der  Ausgangspunkt  der  Entwicklung*,  meint  er,  „war 
die  Knechtschaft  des  Arbeiters.  Ihr  Fortgang  bestand  in  einem 
Formenwechsel  dieser  Knechtung.*  (S.701.)  „Die  Expropriation 
des  Arbeiters  von  Grund  und  Boden  bildet  die  Grundlage  dieses 
ganzen  Prooesses.  *  Sodann  schildert  Marx,  wie  diese  Expropriation 
und  Verwandlung  der  „feudalen*  in  „capitalistische*  Exploita- 
tionsweise in  England  vor  sich  gieng  und  fasst  das  Resultat  dieser 
Schilderung  folgendermaassen  zusammen:  „Der  Raub  der  Kir- 
chengüter,  die  fraudulente  Veräusserung  der  Staatsdomänen,  der 
Diebstahl  des  Gemeindeeigenthums,  die  usurpatorische  und  mit 
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rücksiohtslosem  Terrorismus  vollzogene  Yerwandliug  von  fea- 
(lalem  uud  Claneigenthum  in  modernes  Privateigentham,  es  waren 
eben  80  viele  identische  Methoden  der  ursprünglichen  Aocuma- 
lation.«  ^S.  718.) 

Ander  Wahrheit  dieser  Schilderung  zu  rütteln  kann  uns  am 
weni^stoneinfliillen;  es  handelt  sich  nur  darum,  ob  die  Folgerun- 
};i*n,  die  Marx  aus  diesem  Nachweis  der  ,  Methoden  der  ursprüng- 
lichon  Accumulation"  zieht,  richtig  und  berechtigt  sind.  Sehen 
wir  uns  also  erst  diese  Folgerungen  genauer  an. 

Nachdem  er  constatirte,  dass  ,  das  von  Grund  und  Boden 
gewaltsam  expropriirte,  verjagte  und  zum  grossen  Vaga- 
bunden gemachte  Landvolk  durch  grotesk-terroristische  Gresetze 
in  eine  dem  System  der  Lohnarbeit  nothwendigeDisciplin  hinein- 
gepeitscht, gebrandmarkt,  gefoltert'  wurde  und  dass  sodann  «im 
Fortgang  der  capitalistischen  Production  sich  eine  Arbeiterklasse 
entwickelte  die  aus  Erziehung,  Tradition,  Grewohnheit  die  Anfor- 
derungen jener  Producbionsweise  als  selbstverständliche  Natur- 
gesetze*^ anerkannte;  stellt  er  sich  die  Frage:  was  denn 
eigentlich  der  Kern  dieser  Umwälzung  war?  Die  Antwort  darauf 
lautet:  ^Soweit  sie  nicht  unmittelbare  Verwandlung  von  Sklaven 
und  Leibeigenen  inLoharboiter,  also  blosser  Formwechsel 
ist,  bedoutot  sie  nur  die  Expropriation  der  unmit- 
telbaren Producenten  d.h.  die  Auflösung  des  auf 
eigener  Arbeit  beruhen  den  Privateigen  th  ums.*' 

Hier  nun  wird  Marx  ganz  unversehens  von  der  süssen»  Jugend- 
Ilegelei**  überwältigt.  Warum  sollte  denn,  nachdem  einmal 
der  These  des  auf  eigener  Arbeit  beruhenden  Privateigen thums 
die  A  n  t  i  t  h  e  s  e  der  Expropriation  und  des  capitalistischen  Privat- 
eigentbums  gefolgt  war,  nicht  dieser  letzteren  wieder  die  Syn- 
these der  „  Expropriation  der  J!]xpropriateurs  **  folgen  ?  Es  muss 
doch  gar  zu  verlockend  sein,  sich  der  Schwingen  der  HegeVscheu 
Dialektik  zu  bedienen,  wo  einen  der  feste  Boden  der  Wirklich- 
keit und  der  realen  Verhältnisse  verlässt,  wenn  ein  Forscher  wie 
Marx  am  Schlüsse  eines  Werkes,  das  so  viel  solider  Gedanken- 
arbeit uns  bietet,  der  Versuchung  nicht  widerstehen  kann  (und 
dabei  spielten  die  von  uns  oben  S.  399  angedeuteten  Motive  viel- 
eicht auch  mit),  uns  nach  der  Thesis  der  vorcapitalisti- 
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sehen  und  Antithesis  der  capitalistisclien  Productions- 
weise,  für  die  Zukunft  die  Syuthesis  der  —  Cooperation 
freier  Arbeit  zu  verkünden*). 

Nun,  im  „logischen  Process"  mag  diese  zukünftige  Pro- 
ductionsweise  sich  nicht  schlecht  ausnehmen;  als  Gegenstand 
einer  ernsten  wissenschaftlichenU  ntersuchung  können 
wir  sie  nicht  gelten  lassen.  Nur  eines  wollen  wir  noch  bemerken* 

Wollte  man  geschichtlich  nachweisbare  Gewaltacte  der  Ver- 
gangenheit (die  doch  Marx  selbst  verdammt!)  als  ebensoviel 
Rechtstitel  der  Vergeltung  ansehen:  dann  hätte  es  überhaupt  mit 
allen  Errungenschaften  menschlicher  Entwicklung  und  Civilisation 
bald  ein  Ende  mit  Schrecken.  Dass  die  Vergangenheit  reich  an 
Brutalitäten  war,  das  wissen  wir:  daraus  aber  den  Schluss  auf 
„Expropriation  der  Expropriateurs"  zu  ziehen,  ist  ein  Wahnsinn. 
Denn  warum  sollte  sich  dann  das  Rad  der  Expropriationen  nicht 
immer  fortwälzen  und  warum  sollten  die  neuen  Expropriateurs 
nicht  immer  wieder  expropriirt  werden?  Eine  solche  Geschichts- 
auf^tösung  können  wir  nicht  theilen.  Wir  wissen,  dass  „an  der  Wiege 
der  Menschheit  die  Gewalt  stand"  (Samter);  auch  wollen  wir 
für  die  Vergangenheit  es  zugeben,  was  Marx  ganz  im  All- 
gemeinen sagt,  dass  „die  Gewalt  der  Geburtshelfer  jeder  alten 
Gesellschaft"  war,  „die  mit  einer  neuen  schwanger*' gieng;  auch 
wollen  wir  nicht  läugnen,  dass  der  Gewalt  gewiss  noch  eine  grosse 
Rolle  in  der  Geschichte  menschlicher  Entwicklung  beschieden  ist: 
nur  eines  können  wir  nicht  zugeben,  dass  von  Gewaltacten  der 
Vergangenheit  auf  Gewaltacte  der  Zukunft  geschlossen  werden 
müsse  und  noch  weniger,  dass  es  ein  würdiger  Beruf  der  Denk- 
arbeit und  Philosophie  sei,  solche  Schlussfolgerungen  zi  ziehen 
und  im  Vorhinein  solche  gewaltsame  Umwälzungen  zu  verkünden 
und  als  berechtigt  hinzustellen. 

Uns  will  vielmehr  die  Geschichtsaufiassung  als  eine  wür- 
digere erscheinen,  die  die  menschliche  Entwicklung  der  Wahrheit 
gemäss  „von  der  Wiege  der  Gewalt"  ausgehen  lässt,  sodann  aber 
die  stetige  Abnahme  der  Gewalt  als  Factors  derEntwicklung  und  die 
stetig  wachsende  Humanität  in  den  Verhältnissen  der  Menschen 
wahrheitgemäss  constatirt  und  daraus  den  vollständigen  Sieg 
der  letzteren  und  das  Verschwinden  der  ersteren  als  Merkmal 
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dieser  Entwicklung  hinstellt    Zum  Blindesten  aber  ist  es  eine 

billige  Forderung  an  alle  Wissenschaft,  die  doch  selbst  nur  dne 

Frucht  ruhiger  und  friedlicher  Entwicklong  ist»  dass  sie  einer 

solchen  und   nur  einer  solchen  Entwicklang  das  Wort  rede  und 

so  viel  in  ihrer  Macht  zur  Förderung  einer  solchen  beitrage,  statt 

immer  als  Sühne  der  Grewaltacte  der  Vergangenheit  neue  Ge- 

waltacte  zu  verkündigen  und  zu  fordern. 

Anm.  a)  Diese  g^Dze  echt  Hegel'sche  Gonstniotion  ist  gar  za 
bezeichnend  und  zeigt  uns  g^r  zu  klar  die  Aohillesferse  der  Marx'sehea 
Theorie,  aU  dass  wir  sie  übergrehen  könnten.  » Das  PriyatMgenthani 
des  Arbeiters  au  seinen  Productionsmitteln  *,  heisst  es  da»  » ist  die 
Grundlage  des  Kleinbetriebes,  der  Kleinbetrieb  eine  nothwendige 
Bedingung  für  die  Entwicklung  der  gesellschafUichen  Producücn  und 
der  freien  Individualität  des  Arbeiters  selbst.  Allerdings  ezistirt diese 
Productions weise  auch  innerhalb  der  Sklaverei,  Leibeigensohaft  und 
anderer  Abhängigkeitsverhältnisse.  Aber  sie  blüht  nur,  sehnellt  nur 
ihre  ganze  Energie,  erobert  nur  die  adäquate  klassische  Form,  wo 
der  Arbeiter  freier  Privateigenthümer  seiner  von  ihm  selbst  gehand- 
habten Arbeitsbedingungen  ist,  der  Bauer  des  Ackers,  den  er  bestellt, 
der  Handwerker  des  Instrumentes,   womit  er  als  Virtuose  spielt. 
Diese  Productionsweise  unterstellt  Zersplitterung  des  Bodens  und  der 
übrigen  Productionsmittel.     Mit   der   Conoentration   der   letzteren 
scliliesst  sie  die  Cooperation,  Tlieilung  der  Arbeit  innerhalb  derselben 
Productionsprocesse   gesellschaftlicher  Productivkrafib,  aus.      Sie  ist 
nur  verträglich  mit  engen  naturwüchsigen  Schranken  der  Production 
und  der  Gesellschaft.     Auf  einem  gewissen  Höhegrad  bringt  sie  die 
materiellen  Mittel  ihrer  eigenen  Vernichtung  zur  Welt.  Von  diesem 
Augenblicke  regen  sich  Kräfte  und  Leidenschaften  im  Gesellschafts- 
sclioosse,  welche  sich  von  ihr  gefesselt  fühlten.  Sie  m  u  s  s  vernichtet 
werden,   sie  wird  vernichtet.     Ihre  Vernichtung,  die  Verwandlung 
der  individuellen  und  zersplitterten  Productionsmittel  in  gesellschaft- 
lich concentrirte,   daher  das  zwerghafte  Eigenthum  Vieler  und  das 
massenhafte Eigenthum Weniger,  daher  die  Expropriation  der 
grossen  Volksmasse  von  Grund  und  Boden  und  T^hens- 
mittoln   und  Arbeitsinstrumenten;  diese  furchtbare  und  schwierigpe 
Expropriation  der  Volksmasse  bildet  die  Vorgeschichte  des  Capitals. 
Sie  umfasst  eine  Reihe  gewaltsamer  Methoden,  wovon  wir  nur  die 
epochemachenden  als  Methoden  der  ursprünglichen  Accumulation  des 
Capitals  Revue  passiren  Hessen.  Die  Expropriation  der  unmittelbaren 
Producenten  wird  mit  schonungslosestem  Vandalismus  und  unter  dem 
Trieb  der  infamsten,  schmutzigsten,  kleinlichst  gehässigsten  Leiden- 
schaften vollbracht.  Das  selbst  erarbeitete,  sozusagen  auf  Verwach- 
sung des  isolirten,  unabhängigen  Arbeitsindividuums  mit  seinen  Ar- 
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beitsbedingungen  beruhende  FriTateigenthum  wird  yerdräDgt  durch 
das  capitalistische  Frirateigenthum,  welches  auf  Exploitation  frem- 
der, aber  formell  freier  Arbeit  beruht.  Sobald  dieser  Umwandlungs- 
process  nach  Tiefe  und  Umfang  die  alte  Gesellschaft  hinreichend  zersetzt 
hat,  sobald  die  Arbeiter  in  Proletarier,  ihre  Arbeitsbedingungen  in 
Capital  verwandelt  sind,  sobald  die  capitalistische  Froductionsweise 
auf  eigenen  Füssen  steht,  gewinnt  die  weitere  Vergesellschafbung 
der  Arbeit  und  weitere  Verwandlung  der  Erde  und  anderer  Produc- 
tionsmittel  in  gesellschaftlich  ausgebeutete  also  gemeinschaftliche 
Productionsmittel,  daher  die  weitere  Expropriation  der  Priyateigen- 
thümer,  eine  neue  Form.  Was  jetzt  zu  expropriiren  ist,  ist  nicht 
länger  der  selbstwirthschaftende  Arbeiter,  sondern  der  viele  Arbeiter 
exploitirende  Capitalist.  Diese  Expropriation  vollzieht  sich  durch 
das  Spiel  der  immanenten  Gesetze  der  capitalistischen  Production 
selbst,  durch  die  Concentration  der  Capitalien.  Ja,  ein  Capitalist 
schlägt  viele  todt. 

Hand  in  Hand  mit  dieser  Concentration  oder  der  Expropriation 
vieler  Capitalisten  durch  wenige,  entwickelt  sich  die  cooperative 
Form  des  Arbeitsprocesses  auf  stets  wachsender  Stufenleiter,  die  be- 
wusste  technologische  Anwendung  der  Wissenschaft,  die  planmässige 
Ausbeutung  der  Erde,  die  Verwandlung  der  Arbeitsmittel  in  nur 
gemeinsam  verwendbare  Arbeitsmittel  und  die  Oeconomisirung  aller 
Productionsmittel  durch  ihren  Gebrauch  als  gemeinsame  Productions- 
mittel, combinirter,  gesellschaftlicher  Arbeit.  Mit  der  beständig  ab- 
nehmenden Zahl  der  Capitalmagnaten,  welche  alle  Vortheile  dieses 
Umwandlungsprocesses  usurpiren  und  monopolisiren,  wächst  die 
Masse  des  Elends,  des  Drucks,  der  Knechtung,  der  Degradation,  der 
Ausbeutung,  aber  auch  die  Empörung  der  stets  anschwellenden  und 
durch  den  Mechanismus  des  capitalistischen  Productionsprocesses 
selbst  geschulten,  vereinten  und  organisirten  Arbeiterklasse.  Das 
Capitalmonopol  wird  zur  Fessel  der  Froductions- 
weise, die  mit  und  unter  ihm  aufgeblüht  ist.  Die  Concentration 
der  Productionsmittel  und  die  Vergesellschaftung  der  Arbeiterreichen 
einen  Punkt,  wo  sie  unverträglich  werden  mit  ihrer  capitalistischen 
Hülle.  Sie  wird  gesprengt.  Die  Stunde  des  capitalistischen 
Privateigenthums  schlägt.  Die  Expropriateurs 
werden  expropriirt. 

»Die  capitalistische  Productions-  und  Aneignungsweise,  daher 
das  capitalistische  Privateig^nthum  ist  die  erste  Negation  des  indi- 
viduellen, auf  eigene  Arbeit  gegründeten  Privateigenthums.  Die 
Negation  der  capitalistischen  Production  wird  durch  sie  selbst,  mit 
der  Nothwendigkeit  eines  Naturprocesses,  producirt.  Es  ist  die 
Negation  derNegation.  Diese  stellt  das  individuelle  Eigen- 
thum  wieder  her,  aber  auf  Grundlage  der  Errungenschaft  der  capi- 
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talist  iseben  Aera,  der  Cooperation  freier  Arbeiter  und  ibiem  Ge- 
meineigentbum  an  der  Erde  und  den  dureb  die  Arbeit  selbst  pro- 
ducirteD  Pruductionsmitteln, 

Die  Versi'andlang  des  zersplitterten,  auf  eigener  Arbeit  der 
Individuen  bombenden  Prirateigentbums  in  capitalistiscbes,  istnatdr- 
licb  ein  ungleich  mebr  langwieriger,  harter  und  schwieriger  Process, 
al»  die  Verwandlung  der  bereits  auf  gesellssbaftlicber  Exploitation 
der  Productionsmittel  beruhenden  capitalistischen  Prirateigenthums 
in  gesellschaftliches  Eigenthum.  Dort  bandelte  es  sich  um  die  Ex- 
propriation der  Volksmasse  durch  wenige  Usurpatoren,  hier  bandelt 
es  sich  um  die  Expropriation  weniger  Usurpatoren  durch  dieVolks- 
mas<e.  * 

§  24. 

Lassalle. 

Wir  beschäftigten  uns  etwas  eingehender  mit  Marx  nnd 
können  nun  dafür  die  ganze  mehr  agitatorische  als  wissenschaft- 
liche Literatur  des  Socialismns,  seit  Marx  bei  Seite  lassen.  Aach 
Lassalle*s  Schriften  gehören  unstreitig  nur  in  diese  Gattung. 
Als  philosophischer  und  juristischer  Schriftsteller  hat  Lassalle 
jedenfalls  eine  selbständige  Bedeutung :  auf  dem  Gebiete  der  Volks- 
wirthschaft  und  des  Socialismus,  auf  dem  er  bei  Lebzeiten  am 
meisten  von  sich  redon^machte,  reproduciit  er  nur  fremde,  meist 
Marx'sche  Ideen,  indem  er  den  schweren  Geschützkampf  des  letzte- 
ren in  leichtes  und  wirksames  Geplänkel  umsetzt. 

Seine  Angriffe  auf  die  Oeconomisten  der  Smith'schen  Schule, 
auf  Freihändler  und  Manchestermänner  sind  meist  sehr  glücklich; 
er  weiss  ihre  schwache  Seiten  gut  zu  treffen.  Aber  das  ist  auch 
alles  was  er  hier  leistet.  Seine  positiven  Ideen  über  die  sociale 
Frage  und  ihre  zukünftige  Entwicklung  beruhen  theils  auf  ganz 
haltlosen  Hegerschen  Constructionen  und  auf  einem  die  wahre 
Natur  des  Staates  vollkommen  verkennenden  Rousseau-Kant- 
Fichte'schen  Idealismus.  Uebrigens  tritt  bei  Lassalle  der 
Zusammenbang  zwischen  staatsrechtlichen  und  wirthschaftlichen 
Fragen  desswegen  viel  deutlicher  hervor,  weil  er  seine  Angriffe 
gegen  die  socialen  und  wirthschaftlichen  Missstände  zumeist 
vom  naturrechtlichen  Standpunkt  aus  richtet,  so  wie  er 
auch  schliesslich   nur  in    einer  Reform   der   staatsrechtlichen 
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Stellung  der  Arbeiter  ein  Mittel  sucht,  ihre  sociale  und  wirth- 
schaftliche  Lage  zu  verbessern. 

Diesem  wirtbscbaftlicben  Standpunkt  entspricht  es,  wenn 
Lassalle  für  jeden  Menschen  »well  er  Mensch,  weil  er  ein  ver- 
nünftiges Wesen*  einen  ,  Antheil  an  der  Herrschaft  über  den 
Staat  *  fordert  *).  Auch  ist  es  nur  eine  Consequenz  dieses  Natur- 
rechts,  wenn  Lassalle  vor  allem  (Kommunismus  zurückscheut  und 
das  Eigenthum  als  unantastbar  erklärt.  Aber  als  Anwalt  der 
Masse  zieht  er  aus  den  naturrechtlichen  Doctrinen  alle  di  e,  auf  den 
Zweck  des  Staates  sich  beziehenden  Consequenzen,  welche  zu 
Gunsten  der  Massen  lauten  und  deren  Folgerichtigkeit,  die  natur- 
rechtlichen Prämissen  einmal  zugegeben,  ganz  unzweifelhaft  ist 

Nur  eine  solche  Consequenz  ist  es,  wenn  Lassalle  erklärt, 
dass  „  der  Arbeiter  und  Kleinbürger,  mit  einem  Worte  die  ganze 
nicht  Kapital  besitzende  Klasse  berecht  igt  sei,  vom  Staate 
zu  fordern,  dass  er  sein  ganzes  Sinnen  und  Trachten 
darauf  richte,  wie  die  kummervolle  und  nothbeladen  materielle 
Lage  der  arbeitenden  Klassen  zu  verbessern  und  wie  auch 
ihnen,  durch  deren  Hände  alle  die  Reichthümer  producirt  worden 
mit  denen  unsere  Civilisation  prunkt,  deren  Händen  alle  die  Pro- 
ducte  ihre  Entstehung  verdanken,  ohne  welche  die  gesammte 
Gresellschafb  keinen  Tag  existiren  könnte,  zu  einem  reichlicheren 
and  gesicherteren  Erwerbe  und  damit  wieder  zu  der  Möglich- 
keit geistiger  Bildung  und  somit  erst  zu  einem  wahrhaft  men- 
schenwürdigen Dasein  zu  verhelfen  sei  —  *  und  wenn  er  eine 
solche  Thätigkeit  des  Staates  als  dessen  „wahrhaft  enZweck* 
ansieht  ^). 

Denn  nichts  widerspricht  ja  mehr  allen  Prämissen  des  Na- 
turrechts,  auf  denen  Lassalle,  wie  auf  einem  Evangelium  fusst, 
als  die  Confiscirung  des  ,  Antheils  an  der  Herrschaft  im  Staate  • 
die  doch  allen  , Mensehen  als  solchen*  gebührt,  zu  Gunsten 
einer  Minorität  von  Besitzenden.  Auf  dem  Standpunkte,  auf 
dem  er  steht,  und  den  ihm  die  „  herrschende  Staatslehre "  gar 
nicht  streitig  machen  konnte,  genügt  es  Laßsalle  vollkommen,  nur 
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diese  nackte  Thatsache  des  Ausschlusses  der  Majorität 
von  der  Theilnahme  an  der  Herrschaft  zuconstatiren  —  die 
Ungerechtigkeit  derselben  braucht  er  von  seinem  Standpunkte 
aus  gar  nicht  zu  beweisen. 

Sein  wichtigster  Anklagepunkt,  der  von  seinem  Standpuncte 
keiner  weiteren  Motivirung  bedarf,  lautet:  «Wie  im  Mittelalter 
der  Grundbesitz  das  herrschende  Princip  der  Vertretung  auf  den 
deutschen  Reichstagen  war,  so  ist  jetzt  im  directen  oder  ver- 
kappten Census  der  Steuerbetrag  und  somit,  da  dieser  durch  das 
Kapitalsvermögen  eines  Mannes  bedingt  wird,  in  letzter  Instanz 
der  K  a  p  i  t  a  l  b  e  s  i  t  z  dasjenige  was  das  Wahlrecht  zu  den  Kam- 
mern und  somit  den  Antheil  an  der  Herrschaft  über 
den  Staat  bestimmt*  ^). 

Diese  Thatsache  ist  vollkommen  richtig  —  in  Lassalles  An- 
klageact  gegen  die  bestehende  Gresellschaftsordnong  bildet  sie 
den  gravirendsten  Thatbestand. 

Und  das  um  so  mehr,  da  doch  nach  seiner  geschichts-phi- 
losophischen  Auffassung  die  Zeit  wo  Eigenthum,  Besitz,  Kapital 
über  den  Antheil  an  der  Herrschaft  im  Staate  zu  entscheiden 
hatte  bereits  verflossen  sei  und  zwar  —  mit  dem  24  Fe- 
bruar 1848 ! 

^  Am  24.  Februar  1848,  meint  er,  brach  die  erste  Morgen- 
röthe einer  neuenGeschichtsperiode  an.  An  diesem  Tage 
brach  nämlich  in  Frankreich,  in  diesem  Lande  in  dessen  gewal- 
tigen innern  Kämpfen  die  Siege  wie  die  Niederlagen  der  Freiheit, 
Siege  undNiederlagenfürdiegesammte  Menschheit  bedeuten,  eine 
Revolution  aus,  die  einen  Arbeiter  in  die  provisorische  Regierung 
berief,  als  den  Zweck  des  Staates  die  Verbesserung  desLooses 
der  arbeitenden  Klassen  aussprach  und  das  allgemeine  und  directe 
Wahlrechtproclamirte,durch  welches  jeder  Bürger,  der  sein21.Jahr 
erreicht  hatte,  ohne  alle  Rücksicht  auf  seine  Besitzverhältnisseeinen 
gleichmässigen  Antheil  an  der  Herrschaft  über  den  Staat,  an  der 
Bestimmung  des  Staatswillens  und  Staatszweckes  empfing'*  ^j. 

Damit  ist  die  ^  neue  und  dritte  Weltperiode "  angebrochen, 
in  der,  der^vierteStand",  sein  Princip  zum  herrschenden  Prin- 
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cip  der  Gresellschaft  erheben  und  alle  ihre  Einrichtungen  mit  den- 
selben durchdringen  will*. 

,  Dieser  vierte  Stand,  in  dessen  Herzfalten  kein  Keim  einer 
neuen  Bevorrechtung  mehr  enthalten  ist  (wie  das  beim  dritten 
der  Fall  war,  der  die  Bourgeoisie  zur  Welt  brachte!)  ist  eben 
desshalb  gleichbedeutend  mit  dem  ganzen  Menschenge- 
schlecht Seine  Sache  ist  daher  in  Wahrheit  die  Sache  der 
gesammten  Menschheit,  seine  Freiheit  ist  die  Freiheit  der  Mensch- 

m 

heit  selbst,  seine  Herrschaft  ist  die  H  e  r  r  s  c  h  a  f  t  A 1 1  e  r  ■.  (üeber 
wen?  denn  wenn  alle  herrschen  gibts  ja  keine  Beherrschten!) 

Damit  nun  diese  Freiheit  Aller  und  Herrschaft  Aller  ver- 
wirklicht werde,  empfiehlt  Lassalle  dem  Volke  ,  jeder  Zeit  das 
allgemeine  und  directe  Wahlrecht  als  sein  unerlässliches  politi- 
sches Kampfmittel  als  die  allerftmdamentalste  und  wichtigste 
seiner  Forderungen*  zu  betrachten. 

Dass  das  Volk  mit  diesem  ausgezeichneten  Kampfmittel 
nichtsdestoweniger  wie  die  Erfahrung  z.  B.  in  Prankreich  lehrte, 
unter  das  abscheulichste  Joch  gerathen  kann,  darüber  macht  sich 
Lassalle  keine  Sorgen.  „  Wir  haben,  meint  er,  in  Frankreich  in  den 
Jahren  1848  und  1849  zwei  schlechte  Wahlen  hintereinander 
gesehen.  Aber  das  allgemeine  und  directe  Wahlrecht  ist  das 
einzige  Mittel,  welches  auf  die  Dauer  von  selbst  wieder  die  Miss- 
griffe ausgleicht,  zu  denen  sein  momentan  irriger  Ge- 
brauch führen  kann*.  So  tröstet  sich  eben  derjenige,  der 
das  allgemeine  und  directe  Wahlrecht  als  heiliges  Dogma  hin- 
nimmt und  dessen  wahresWesen  nicht  weiter  untersuchen  mag. 

Was  bedarf  es  denn  noch  für  ihn  einer  solchen  Untersuchung  ? 
Ergibt  sich  denn  diese  Forderung  des  allgemeinen  und  directen 
Wahlrechts  nicht  klar  und  deutlich  aus  dem  Begriff  des 
Staates  und  des  Staatszwecks?  Diese  Begriffe  haben 
die  Bourgeoisie  und  der  Liberalismus  gefälscht:  Lassalle  meint 
sie  richtig  gestellt  zu  haben. 

„Die  Bourgeoisie*,  sagt  er,  „habe  die  Doctrin  producirt: 
die  Aufgabe  des  Staates  bestehe  darin,  die  persönliche  Freiheit 
des  Einzelnen  und  sein  Eigenthum  zu  schützen.  Diess  sei  die 
Doctrin  der  wissenschaftlichen  Vertreter  der  Bourgeoisie,  dies  die 
Doctrin  ihrer  politischen  Führer  oder  des  L  i  b  e  r  a  1  i  s  m  u  s.  Aber 
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diess  sei,  meiut  Lasaalle,  eine  hOchat  dfiiftige,  anwiMenachaft- 
liche  und  der  wahren  Natur  des  Staates  nicht  entsprechende 
Theorie*.  Das  Letztere  iroWea  mr  Laasalle  gerne  ingeben:  nur 
wollen  wir  uns  auch  seine  Theorie  Tom  Staate  etwas  fgeoaxuet 
ansehen.  Neues  nun  finden  wir  an  cUeser  seiner  Theorie  Tom 
Staate  nichts:  er  hat  sie  im  grossen  Garnen  den  natonechtlidien 
Systemen  entlehnt,  nur  etwas  modeminrtnnd  neu  yerhrfimt.  Die 
Greschichte,  meint  er,  sei  ein  Kampf  mit  der  Nator,  mit  dem 
Elend,  der  Unwissenheit,  der  Machtlosigkeit  und  somit  der  Un- 
freiheit aller  Art,  in  der  wir  uns  im  Naturzastande,am 
Anfang  der  Geschichte  befinden.  Die  fortschreitende  Besiegung 
dieser  Machtlosigkeit,  das  sei  die  Entwicklung  der  Freiheit,  welche 
die  Geschichte  darstelle.  In  cUesem  Kampfe  wflrden  wir  nie- 
mals einen  Schritt  vorwärts  gemacht  haben,  wenn 
wir  ihn  als  Einzelne,  jeder  für  sich,  jeder  allein 
geführt  hätten  oder  führen  wollten.  Der  Staat  sei  nun 
gerade  diese  Einheit  und  Verbindung  der  Individuen 
zu  einem  sittlichen  Ganzen,  welche  die  Function  habe,  die- 
sen Kampf  zu  führen,  eine  Vereinigung,  welche  die  Kräfte 
aller  Einzelnen,  die  in  sie  eingeschlossen  sind,  milionenfach  ver* 
mehrt,  die  Kräfte,  welche  ihnen  allen  als  Einzelnen  zu  Gebote 
stehen  würden,  milionenfach  vervielfältigt*  *). 

Das  ist  nun  alles  sehr  richtig,  aber  es  ist  bei  weitem  nodi 
nicht  Alles.  Wahr  ist  die  Thatsache  des  Kampfes  mit  der 
Natur;  wahr  ist,  dass  diesen  Kampf  zu  fähren  nur  der  Staat  uns 
in  den  Stand  setzt;  wahr  ist's,  dass  wir  in  diesem  Kampf  ohne 
den  Staat  niemals  einen  Schritt  vorwärts  gemacht  haben  würden 
wenn  wir  ihn  als  Einzelne,  jeder  für  sich,  führen  wollten.  Aber 
das  Unvollständige  dieser  Theorie,  ihre  wesentliche  Lücke  liegt 
darin,  dass  Lassalle  in  das  Wesen  dieser  „Vereinigung  der  In- 
dividuen* dieser,  Einheit  und  Verbindung  ■  derselben  nicht  näher 
eingeht.  Da  liegt  der  Fehler;  in  diesem  Punkte  nämlich  fahrt 
eine  Oberflächlichkeit  zu  argen  Missverständnissen. 

Denn  d  as  darf  nie  und  nimmer  verkannt  werden,  dass  diese 
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,  Verbindung  und  Einheit  ■,  dass  diese,  Vereinigung  ''der  Individuen 
nie  und  nimmer  eine  freiwillige  war  und  eine  solche,  zu  Folge 
der  Natur  der  Menschen,  nie  sein  kann.  Zwang  musste  diese 
nothwendige  und  wohlthätige  Vereinigung  stiften  und  nur  Zwang 
und  Herrschaft  kann  sie  zusammenhalten.  Indem  Lassalle  dieses 
wesentliche  Moment  des  StaatsbegriflFes  übersieht:  gelangt  er  für 
seine  offenbar  als  freiwillig  eingegangen  gedachte  »Verbindung 
vonlndividuen'zu  einer  ganz  irrthümlichen  Zweckaufstellung, 
bei  der  das  Schwergewicht  ebenso  in  den  Einzelnen  verlegt 
wird,  wie  die  „Verbindung"  offenbar  aus  der  Einsicht  und  dem 
freien  Willen  der,  Individuen"  abgeleitet  wurde.  Darnach  sollen 
nun  ,  durch  die  Staatsvereinigung  dieEinzelnenin  den  Stand 
gesetzt  werden,  solche  Zwecke  und  eine  solche  Stufe  des  Da- 
seins zu  erreichen,  die  sie  als  Einzelne  niemals  erreichen  könn- 
ten '.  „  Der  letzte  und  inhaltliche  Zweck  des  Staates  sei  somit 
der:  das  menschliche  Wesen  zur  positiven  Entfaltung  und 
fortschreitenden  Entwicklung  zu  bringen  ..."  ,  Die  Bestimmung 
des  Staates,  meint  Lassalle  femer,  sei  es  und  müsse  es  sein,  dem 
Einzelnen  durch  die  Vereinigung  Aller  zu  einer  solchen  Ent- 
wicklung zu  verhelfen,  zu  der  er  als  Einzelner  nicht  befähigt  wäre". 

Wir  sehen,  hier  läuft  alles  auf  den  Einzelnen,  seine  Ent- 
faltung und  Erhebung  auf  die  höchstmögliche  „Stufe  des  Da- 
seins** hinaus;  er,  der  Einzelne,  half  den  Staat  mitbegründen, 
er  schloss  die  Verbindung,  er  vereinigte  sich  mit  den  Andern 
zum  Staate  und  erwartet  nun  seinen  Lohn  dafür :  die  grösst- 
möglichste  Hilfe  vom  Staate,  die  er  zu  seiner  persönlichen  Ent- 
faltung bedarf.  Das  ist  nun  der  grosse,  im  alten  Naturrecht  wur- 
Tielnde  Irrthum  Lassalle's  —  den  wir  kurz  als  Individualis- 
mns  bezeichnen. 

Der  wirkliche  Staat  hat  mit  dem  Individuum  nichts  zu 
schaffen.  Er  gieng  nicht  aus  dessen  Initiative  hervor  und  er 
kümmert  sich  um  dasselbe  nicht  im  mindesten.  Nur  grössere  Ge- 
meinschaften, dem  Zuge  ihres  Gresammtinteresses  folgend,  haben 
in  gewaltsamem  Zusammenstoss  mit  andern,  Staaten  gegründet 
Die  Vortheile  dieser  „Verbindungen"  im  Kampf  mit  der  Natur 
kommen  nur  der  G-esammtheit  und  den  von  ihr  umschlossenen 
Bestandtheilen  zu  Statten  —  auf  die  Einzelnen,  auf  die  Indi- 
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viducn  kommt  es  dabei  gar  nicht  an.  Die  Bewegungen  desStaa- 
tosy  seine  innere  Entwicklang,  die  die  oben  von  Lassalle  mit  Recht 
hervorgehobene  Bedeutnng  fiir  die  menschliche  Cnltor  haben, 
diese  Bewegung  und  Entwicklung  ist  eine  Maassenbewegung  mit 
Maassenwirkungen,  in  denen  der  Einzelne  ganz  bedeutungslos 
verschwindet  Der  Einzelne  bedeutet  fßr  den  Staat  gar  nichts: 
der  Staat  arbeitet  nur  mit  Massen,  und  die  Wirkungen  seiner 
Arl>eit  lassen  sich  nur  an  Massen  bemerken.  Eine  Staatstheorie 
die  das  Individuum  an  die  Spitze  und  an  das  Ende  des  staat- 
lich(4i  Entwicklungsprooesses  stellt,  ist  in  einer  vollkommen  fal- 
schen Anschauung  begriffen.  ESne  solche  Theorie  besass  das 
Naturrecht  und  von  daher  hat  sie  Lassalle  entlehnt  Für  ihn 
besteht  daher  der  Staat  aus  lauter  „Persönlichkeiten^  und  er 
gibt  sich  so  lange  nicht  zufrieden,  bis  der  letzten  „Persönlichkeits 
im  Staate  nicht  ihr  volles  Recht  zur  „Erfüllung  ihrer  Bestim- 
mung*' zur  „Entfaltung  ihres  menschlichen  Wesens**  geworden 
ist.  Eitel  Traumwerk!  Juristische  Denkungsweise!  Die  Juris- 
prudenz kennt  nur  Persönlichkeiten  und  mag  daran  gut  thun. 
Der  Staat  kennt  keine  Persönlichkeiten  —  das  Auge  des  Staates 
ist  nur  fähig,  Massen  und  Gruppen  zu  sehen;  diese  Massen  und 
Gruppen  lenkt  und  leitet  er  nach  seinem  Interesse ;  schiebt  sie 
hin  und  her,  vorwärts  uud  rückwärts  wie  der  Feldherr  die  Krie- 
gerschaaren  am  Schlachtfeld.  Der  Einzelne  fallt  da  mit  Nichten 
in's  Gewicht.  Zermalmend  geht  das  Rad  des  Staates  über  Ein- 
zelne hinweg :  zerstreut  liegen  Leichenhaufen  an  der  Bahn  seiner 
Entwicklung;  es  sind  die  Opfer  die  er  bringen  muss;  er  kennt 
nur  eine  Pflicht — vorwärts  zukommen,  sein  Interesse  zu  fördern, 
Macht  erringen.  Vorwärts  strebend,  reisst  er  die  Massen  mit 
sich  fort  und  sie  folgen  ihm  im  grossen  Ganzen,  ob  auch  Hun- 
derte und  Tausende  „Individuen*  kraftlos  am  Wege  hinsinken 
und  elendiglich  zu  Grunde  gehen.  Die  „Einzelnen*  gehen  da 
unter  —  die  Massen,  wenn  auch  mit  Schweiss  und  Blut  bedeckt, 
machen  den  Weg  mit. 

Am  Wege  aber  stehen  Träumer  und  Juristen  und  rufen 
dem  Staate  zu,  der  Einzelnen  eingedenk  zu  sein,  die  Per- 
sönlichkeit zu  achten,  der  menschlichen  Wesen  sich 
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ZU  erbarmen :  doch  die  Zeit  drängt,  der  Staat  eilt  und  ,  ein  Narr 
wartet  auf  Antwort  •. 

Dieses  Verkennen  der  Natur  des  Staates,  diese  rein  indivi- 
dualistische Auffassung  desselben  erklärt  vollkommen  den  Stand- 
punkt Lassalles  in  der  socialen  Frage.  Denn  der  rein  individua- 
listischen Auffassung  des  Staates  ist  die  Mehrheit  der  In- 
dividuen der  Staat;  dieser  Mehrheit  soll  der  Staat  sich 
fugen;  ihretwegen  ist  er  da;  ihren  Bedürfiiissen  hat  er  Rechnung 
zu  tragen,  ihre  Lasten  aber  genau  im  Verhältniss  zu  ihren 
Rechten  abzumessen. 

Was  nun  das  Letztere  anbelangt,  so  verhält  sich  die  Sache, 
der  eigenthümlichen  Natur  des  Staates  zu  Folge,  gerade  um- 
gekehrt 

Weil  der  Staat  eine  Herrschaft  der  Minorität  über  die 
Majorität  ist,  so  folgt  aus  dieser  seiner  Natur,  dass  die  Mehrheit 
als  die  beherrschte  verhältnissmässig  mehr  Lasten  trägt  und 
weniger  Rechte  hat.  Vom  individualistichen  Standpunkt  Lassalles 
kann  es  keine  grössere  „Ungerechtigkeit"  geben. 

Das  thatsächliche  Verhältniss  nun  des  Beherrschtseins  die- 
ser unvergleichlich  grossen  Majorität  mittelst  der  ihr  aufgelegten 
(Steuer)  Lasten  und  zwar  solcher  Steuer-Lasten  die  ihr  gar  keine 
Rechte  geben,  also  der  indurecten  Steuer,  dieses  thatsächliche  Ver- 
hältniss weist  Lassalle  ziffermässig  ganz  gründlich  nach  und  nach- 
dem er  diess  gethan,  ruft  er  von  seinem  naturrechtlichen  in- 
diiddualistischen  Standpunkte,  mit  dem  das  Alles  freilich  in 
grellem  Widerspruch  steht,  Zeter  und  Mordio  über  die  böse  Welt 
und  verlangt  —  Grerechtigkeit! 

Er  hat  es  nachgewiesen,  was  für  kleine  Handvoll  Leute 
es  sei,  die  die  obersten  Steuerklassen  fällen  und  wie  wenig  sie 
dem  Staate  leisten  und  wie  der  Staat  das  Gros  seiner  Einkünfte 
von  dieser  unzähligen  Masse  armer,  besitz-  und  rechtloser  Leute 
bezieht 

>ünd  unter  dieser  winzigen  Handvoll  Leute  (von  den  ober- 
sten Steuerklassen)  die  sich  allein  regt,  allein  bewegt,  allein  spricht' 
perorirt,  nur  ihre  eigenen  Interessen  kennt  und  verficht  und  sich  so 
sehr  einredet  Alles  zu  sein,  dass  sie  sich  wahrhaftig  sogar  noch 
einredeti  sie  sei  es,  welche  die  Steuern  aufbringe  —  unter  dieser 
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Handvoll  Menschen  windet  sich  in  stammer  onaossprechlicher 
Qual,  in  wimmelnder  Zahl  das  unbemittelte  Volk, , . .  prodozirt 
Alles,  was  uns  das  Leben  verschönt^  macht  uns  die  un^lässliche 
Bedingung  aller  Gesittung,  die  Existenz  des  Staates  mög- 
lich, schlägt  seine  Schlachten,  zahlt  seine  Steuern  —  und  hat 
Niemand  der  an  es  dächte  und  es  verträtet 

Man  kann  den  thatsächlichen  Znstand  der  staatlichen  Herr- 
schaft nicht  ergreifender  schildern  als  es  mit  diesen  paar  kräfti- 
gen Strichen  Lassalle  gethan  —  aber  in  demselben  Athem- 
ziige  in  dem  er  uns  den  ganzen  Abgrund  des  Elends  schildert 
den  die  staatliche  Herrschaft  oflfenhält,  in  demselben 
Athemzuge  muss  auch  Lassalle  die  » Existenz  des  Staates,  die 
unerlässliche  Bedingung  aller  Gesittung  ^  —  nennen.  Nun,  an 
dieser  Existenz  des  Staates,  also  an  der  Thateache  der  staat- 
lichen Herrschaft,  will  er  nicht  rütteln:  und  glaubt  er  jenen  Ab- 
grund des  Elends,  den  diese  Herrschaft  ihrer  Natur  nach  offen 
hält,  schliessen  zu  können?  Das  glaubt  Lassalle  und  zwar  mit- 
telst der  „Cooperativ  Associationen".  Um  aber  diese  CJooperativ- 
Associationen  in*s  Leben  rufen  zu  können  verlangt  er  die  EQlfe 
—  des  Staates. 

Hier  nun  hört  die  Wissenschaft  auf  —  hier  beginnen 
Wünsche,  Forderungen,  Pläne  und  Vorschläge.  Hier  beginnen 
Experimente  die  möglicherweise  der  Wissenschaft  ein  schätz- 
bares Material  liefern  können.  Jedenfalls  ist  es  nicht  ihre  Sache 
den  Strebungen  und  Strömungen  des  Lebens  entgegenzutreten. 
Sollten  Cooperativ- Associationen  das  Loos  der  Arbeiter  mildem 
können,  dann  wären  sie  gewiss  von  grossem  Nutzen.  Sollte  dieser 
Nutzen  erwiesen  sein  und  die  Errichtung  solcher  Associationen 
nicht  anders  als  durch  gewisse  —  mögliche  und  zulässige  — 
Opfer  des  Staates  ermöglicht  werden  können,  dann  wären  auch 
diese  geboten. 

Leider  ist  bis  jetzt  in  keiner  dieser  Richtungen,  trotz  viel- 
facher Versuche,  irgend  etwas  Namhaftes  und  Erspriessliches 
geleistet  worden.  All  und  jede  Staatsunterstützung  erwies  sich 
als  unwirksam,  ja  sogar  als  unheilbringend;  Selbsthilfe  hingegen, 
in  einzelnen  Fällen  von  Umständen  begünstigt,  erzielte  bessere 
Resultate  —  im  Allgemeinen  aber  scheiterten  die  auf  Selbst- 
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hilfe  gegründeten  Associationen  an  den  mannigfachsten  Schwierig- 
keiten die  aas  der  Natnr  der  menschlichen  Interessenströmungen 
und  des  menschlichen  Egoismus  fliessen.  Alles  in  Allem  aber  ist 
eines  klar:  dass  der  in  der  Kritik  der  öconomischen  Zustände 
und  der  öconomischen  Doctrinen  so  scharfsinnige  und  geniale 
Lassalle  uns  als  letztes  positives  Resultat  all  seiner  Kritik  und 
all  seines  Denkens  über  die  sociale  Frage  ein  Wort  hinwarf,  das 
in  sich  die  Lösung  dieser  schwierigen  Frage  enthalten  sollte,  das 
aber  bei  näherer  Betrachtung  sich  als  ein  verhältnissmässig  in- 
haltsloses erweist  Denn  der  geistige  Kern  dieses  Wortes  ist  in 
gar  keinem  Verhältniss  zu  der  Grösse  der  Aufgabe  als  deren 
Lösung  es  auftritt  Die  Cooperativ-Association  ist  ein  unschul- 
diges Hausmittel  das  manchmal,  in  beschränkten  Verhältnissen 
unter  günstigen  Umständen  eine  practische  Greschäftsführung»- 
Methode  sein  und  dann  ihren  Theilnehmem  gewisse  Vortheile 
sichern  kann.  In  Tausend  andern  Fällen  wird  dieselbe  Gre- 
schäftsform  sich  als  trügerisch  und  unzulänglich  erweisen  und 
ihre  Theilnehmer  in  Noth  und  Elend  stürzen. 

Aber  mit  der  socialen  Frage  als  solcher,  mit  der  Lage  der 
arbeitenden  Klassen  im  allgemeinen,  mit  der  tausendköpfigen 
Hyder  des  Elends,  auf  der  die  menschliche  Gresellschaft  ruht,  mit 
jenem  tiefen  und  finsteren  Abgrund  der  Noth  an  dessen  Bande 
wir  stehen  und  in  dessen  offenen  Schlund  wir  verzweifelnd  hin- 
einstarren —  mit  alle  dem  hat  dieses  eitle  und  kleinliche  Wort 
Cooperativ-Association  nichts  zu  schaffen.  Es  ist  ein  Trugbild, 
eine  bittere  Täuschung  mehr  auf  dem  Leidensgange  der  Mensch- 
heit —  ein  schwacher  Trost  der  kaum  für  AugenblidLe  vorhält 

Kathedersocialisten. 

§25. 

Schäffle. 

Die  Lehren  der  Socialisten  fanden  von  derjenigen  Seite,  die 
am  berufensten  dazu  wäre  dieselben  zu  widerlegen,  nämlich  sei- 
tens der  wissenschaftlichen  Vertreter  der  Volkswirthschaft,  eine 
auflhllend  nachsichtige  Beurtheilung.  Diese  Erscheinung  erklärt. 
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sich  leicht,  wenn  man  bedenkt,  daas  die  ganze  neoere  Staats- 
Wissenschaft  und  mit  ihr  zogldch  auch  die  YollLBwirthschaftslehie 
auf  demselben  gemeinsamen  Boden  der  natnrreohtlichen  und 
rechtsstaatlichen  Doctrinen  fusste. 

Aus  den  gemeinsamen  Prämissen  Aber  die  Rechte  der  Per- 
s<5nlichkeit,  über  Gleichheit  und  Freiheit,  über  den  Rechtszweck 
des  Staates  u.  dgl.  mussten  auch  die  akademischen  Lehrer  der 
Volkswirthschaft  zu  denselben  Resultaten  gelangen,  wie  die 
enragirtesten  Sodalisten  und  konnten  ttch  von  diesen  letzteren 
nur  durch  eine  gewisse  Reserve  unterscheiden,  die  sie  sich  in 
Formulirung  ihrer  letzten  Resultate  und  Forderungen,  mit  Rück- 
sicht auf  ihre  Stellung  auferlegten.  Ini  Grrunde  aber  hat  der  So- 
cialismus  in  Deutschland  von  den  Lehrkanzeln  aus  eine  nicht 
geringere  Förderung  erfohren,  wievonderRednerbühnederVoUu- 
versammlungen. 

Der  erste  dieser  Kathedersocialisten,  der  hier  in  Betracht 
kommen  muss,  ist  Schäffle.  Unter  dem  Scheine,  den  Sodalismus 
objectiv  kennen  lernen  zu  lassen,  nimmt  SchäfBe  denselben  in 
warmen  Schutz,  bekämpft  er  dessen  Gregner  und  liefert  ihm  unter 
der  Hand  die  kräftigste  Unterstützung  an  Argumenten  und 
Gründen. 

Diese  Tendenz  Schäffle*s,  die  in  seinen  Schrift;en  immer 
wieder  und  wieder  hervortritt,  möge  man  ausstellen  wie  die  bei- 
spielsweise folgende  sich  veranschaulichen. 

,Also  „„  Ewigen thum  ist  Diebstahl !  Freche  Narren;  sie, 
die  theilen  wollen,  sie,  die  die  Devise  der  Grerechtigkeit,  suum 
cuique,  übersetzen:  „Nimm  Jedem  das  Seine"  behaupten  auch 
noch :  der  ehrliche  Bürger  sei  ein  Dieb !  *  ■  Indessen  gemach !  Proud- 
hon  oder  Lasalle  oder  die  Andern,  die  vor,  mit  oder  nach  ihnen 
das  Eigenthum  als  Diebstahl  erklärten,  huldigen  mit  ihrem  Satze 
nicht  der  Meinung,  dass  alle  Bürger  mit  Blendlaternen  und  Nach- 
schlüsseln zu  ihrem  Besitze  gekommen,  oder  wie  Taschendiebe 
operirt  haben.  Sie  meinen  vielmehr,  dass  die  objective,  in  volks- 
wirthschaftlicher  Hegemonie  des  Capitals  bestehende  heutige 
Ordnung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  selbst  es  sei,  welche  den 
bestgläubigen  Besitzenden  dahin  führe,  ja  in  der  Concurrenz  dazu 
nöthige,  die  Arbeiter  im  Lohn  weit  unter  dem  wahren  Werth  der  Ar- 
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beitsleistung  abzufinden,  ihnen  also  täglich  einen  Theil  ihres  Ar- 
beitsertrages abzuschweissen  und  so  aus  der  Frucht  fremder  Arbeit 
den  Capitalreichthum  anzuhäufen^).* 

Schäffle  will  hier  offenbar  die  Gegner  des  Socialismus 
lächerlich  machen,  indem  er  ihnen  ganz  unvernünftige  Ideen  über 
denselben  impntirt  und  giebt  zugleich  seine  Uebereinstimmung 
mit  den  Hauptlehren  von  Rodbertus  und  Marx  über  Mehrwerth 
und  Tlusmacherei  zu  erkennen.  Die  Stelle  ist  für  Schäffle 
charakteristisch,  denn  in  demselben  Tone  und  in  derselben  Ten- 
denz ist  sein  ganzes  Buch  überCapitalismus  und  Socialismus  und 
seine  Schrift  über  die  „Quintessenz  des  Sodalismus'*  gehalten. 

Im  Interesse  dieser  Tendenz  Schäffle's  liegt  es  auch,  die 
Ausbreitung  und  Macht  des  Socialismus  in  den  übertriebensten 
Farben  zu  schildern.  „Schon  hat  ihr  Glauben  (der  Socialisten) 
sich  Hunderten  mitgetheilt,  die  neue  Lehre  gewinnt  die  Bedeu- 
tung eines  Evangeliums,  das  durch  vielleicht  noch  viele  Unter- 
drückungen und  Verfolgungen  hindurch  nur  immer  mehr  Apostel 
sich  schaffen  wird.^^  Mit  solchen  etwas  übertriebenen  Schilderun- 
gen wendet  er  sich  an  diejenigen,  „welchen  es  um  Gerechtigkeit 
und  Versöhnung,  um  Verhinderung  der  socialen  Revolu- 
tion durch  die  sociale  Reform  zu  thun  ist^  Das  also 
ist  Schäffle's  laut  verkündetes  Programm:  sociale  Reform 
zur  Verhinderung  socialer  Revolution.  Wir  werden  trachten  uns 
eine  Idee  davon  zu  machen,  was  Schäffle  darunter  versteht 

Die  Nothwendigkeit  einer  solchen  socialen  Reform  motivirt 
Schäffle  ganz  einfach  mittelst  detailirter  Reproduction  der  Doc- 
trinen  von  Marx  und  Lassalle.  Alle  die  Marx*schen  Theorieen 
über  Mehrwerthproduction  und  Plusmacherei,  über  Ausbeutung 
des  Arbeiters,  darüber  dass  „unter  der  Hülle  des  Tausch  Verkehrs 
in  Sachgütem  und  in  Diensten  eine  Anthropophagie,  und  zwar 
ein  recht  grausamer,  sein  Opfer  langsam  verspeisender  Eanniba- 
lismos  stattfinden  kann^)'S  wie  Schäffle  sich  behutsam  aus- 
drückt, indem  er  zu  verstehen  giebt,  dass  ein  solcher  Kanniba- 
lismus thatsächlich  stattfindet  —  alle  diese  Theorieen  setzt 


*)  Schäffle,  Kapitalismus  und  Socialismus  S.  4. 
*) 'Kapitalismus  und  Socialismus  S.  18. 
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SchäfHe  in  behutsam  objectiverFonn  auseinander  aus  der  jedoch 
scMue  volle  Zustinunung  zu  denselben,  die  er  nicht  einmal  mit 
eine  m  ernsten  iVrgumente  bekämpft»  ganz  unzweideutig  hervor- 
geht, sowie  die  Tendenz  die  Zuhörer  und  Leser  für  dieselben  za 
^'winnen. 

Unter  diesen  Theorieen  nimmt  den  ersten  Platz  offenbar  die 
Eigenthumstheorie  ein.  Schäffle  ninunt  hier  vor  allem  den  So- 
cialismus,  wie  wir  das  auoh  schon  oben  gesehen  haben,  vcnrimge- 
rechteu  Vorwürfen  in  Schutz.  „DerSocialismus^,  sagt  er,  »«wendet 
sich  nicht  gegen  Eigenthum  und  Vermögen  überhaupt,  sondern 
gegen  die  heutige  Art  der  Verbindung  der  Güter  zum  persön- 
lichen Vortheil  weniger  Privaten,  gegen  das  grund-  und  geld- 
aristokratische PrivateigenthuQL^ 

Also  diese  „Verbindung  der  Güter  zum  persönlichen  Vor- 
theil weniger  Privaten*'  nennt  auch  Schäffle  eine  ..heutige^? 
Gab  es  je  eine  Zeit,  wo  es  in  dieser  Beziehung  anders  war?  In 
diesem  Wörtchen  „heutige'*  steckt  eben  die  ganze  List  des 
Kathedersocialismus,  die  ganze  Gewissenlosigkeit  der  Agitation! 
Denn  diese  „Verbindung  der  Güter  zum  persönlichen  Vortheil 
weniger  Privaten"  ist  nicht  heutig  und  nicht  gestrig,  sie  ist  ein 
naturnothwendiges  CoroUar  all  und  jeder  staatlichen  Herrschaft 
und  durch  diese  letztere  unvermeidlich  gesetzt.  Es  gab  nie,  in 
keinem  Staate,  einen  andern  Zustand  und  all  und  jede  staatliche 
Herrschaft  involvirt  eine  solche  „Verbindung  der  Güter".  Diesen 
Zustand  einen  „heutigen"  nennen,  um  ihn  als  einen  vorübergehen- 
den Missbrauch  darzustellen,  ist  seitens  wissenschaftlich  gebil- 
deter Männer  eine  Art  Machiavellismus. 

Nur  dieses  „heutige"  „grund-  und  geldaristokratische 
Privateigenthum"  will  Schäffle  reformiren,  und  zwar  nicht  durch 
dessen  Aufhebung,  sondern  durch  eine  Art  der  Completirung  und 
Vervollständigung  desselben,  durch  die  es  Allen  möglich  sein 
solle,  Privateigenthum  zu  erlangen.  „Der  vernünftige  Socialismus", 
schreibt  Schäffle,  „z.  B.  bei  Mario,  weist  mit  Klarheit  den  Un- 
gedanken  von  sich,  dass  Eigenthum  oder  Vermögen  in  jeder 
Form  aufgehoben  werden  solle  —  er  will  vielmehr  eine  viel 
bessere  und  allgemein  befriedigende  Ausbildung  per- 
sönlicher Güterkreise.     Nicht,  dass  Niemand  Eigenthum  habe, 
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sondern  dassAlle  ein  ihrer  ausgebildeten  Individualität  ent- 
sprechendes Vermögen  erlangen  können,  ist  die  Forderung 
der  vernünftigen  socialen  Beform  an  die  Gesell- 
schaft" 

Das  ist  nun  des  Pudels  Kern!  Das  ist  Sohäffle's  „sociale 
R  eform".  Er  ist  so  freundlich,  das  Eigeuthum  nicht  aufheben 
zu  wollen:  sondern  will  dasselbe  Allen  nach  einem  gewissen 
Maassstabe  zuwenden  und  zugänglich  machen.  Im 
Grunde  ist  das  nur  eine  andere  Formel  für  die  alte  Forde- 
rung des  (Kommunismus.  Denn  ob  man  alles  Privateigenthum 
aufhebt  und  alles Eigenthum zu  gemeinschaftlichem  erklärt:  oder 
ob  man  Allen,  ausgehend  „von  der  Idee  der  Berechti- 
gung aller  Individuen"  Hgenthum  zuwenden  will:  das  ist 
ja  ganz  eins  und  dasselbe.  Sobald  Alle  als  „berechtigte 
Individuen"  Recht  und  Anspruch  auf  Eigenthum  haben,  ist 
eben  unter  anderer  Form  die  G^meinschaftlichkeit  alles  Eigen- 
thums  proclamirt,  schon  einfach  desswegen,  weil  „Alle"  ein  unbe- 
grenzter, in's  Unendliche  stets  wachsender  Begriff,  dasJESgenthum 
aber  leider  ein  sehr  begrenzter  Begriff  ist.  Wenn  Alle  als  „be- 
rechtigte Individuen"  Recht  und  Anspruch  auf  Eigenthum  haben 
—  dann  ist  die  Aufhebung  all  und  jedes  Privateigenthums  nur 
eine  Frage  der  Zeit. 

Logisch  aber  drückt  diese  SchäfQe*sche  Formel  nichts  an- 
ders aus,  als  was  alle  Gommunisten  von  jeher  verlangen.  Und 
das  gesteht  übrigens  auch  SchäfBe  implicite  selbst  ein,  indem  er 
die  obige  Ausfuhrung  mit  dem  Satze  schliesst:  ,JPür  wahre 
Christen  dagegen  hätte  es  seit  1800  Jahren  das  erste  Gesell- 
schaftsproblem sein  sollen"  (nämlich  diese  Umgestaltung  des 
Eigenthums).  Damit  wollte  SchäfBe  offenbar  ganz  nach  der 
Methode  aller  Communisten  seine  Forderung  der  „socialen  Re- 
form" mit  dem  Hinweis  auf  das  Urchristenthum  begründen. 

Aber  ganz  so  wie  die  Gommunisten  vergisst  Schäffle,  dass 
das  „wahre  Christenthum"  nicht  von  dieser  Welt  ist,  dass 
das  wahre  Christenthum  eine  Religion  der  Entsagung  und  Re- 
signation war;  dass  es  mit  Nichten  die  Hände  ausstreckte  nach 
den  Gütern  dieser  Welt,  dass  es  sich  von  diesen  Gütern  vielmehr 
abwandte,  dass  das  wahre  Christenthum  eine  .Gemeinschaft  der 
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Armen  war,  dass  es  irdische  Güter  versclimähte  und  nicht  nach 
denselben  Jagd  machte  und  dass  es  dem  wahren  Christenthom 
nie  eingefallen  ist,  gleich  den  modernen  Gonmianisten  and  So- 
cialisten  mit  Neid,  Missgunst  und  Verlangen  nach  dem  „grond- 
und  geldaristokratischen  PrivatvermOgen^  auszulugen! 

Das  Urchristenthum  war  eine  reine,  von  allen  ircUschen 
Schlacken  freie  Idee,  baar  aller  irdischen  Be^erden  und  Leiden- 
schaften. Der  moderne  Gommunismus  und  Sodalismus  hingegen 
streckt  begehrlich  seine  Arme  nach  den  Gütern  der  Beätzen- 
den, lechzt  nach  irdischen  Genüssen  um  die  er  die  Reichen 
beneidet  und  dieser  tief  im  Schlamme  irdischer  Be^erden  wur- 
zelnde ,  Glaube  S  wie  ihn  Schftffie  nennt,  will  sich  mit  demUr- 
christenthum  vergleichen  ? 

Und  auf  welche  Weise  willSchäffle  seine  ,  sociale  Beform' 
seine  Neugestaltung  des  Eigenthums  durchführen  damit  dasselbe 
,  Allen  ■,  als  ,  berechtigten  Individuen  •  zugewendet  werde  ?  Auf 
diese  Frage  antwortet  uns  SchäfBe  wieder  mit  einer  Formel 
wie  Lassalle  mit  seiner  Cooperativ- Association  —  mit  einem 
Worte  darunter  man  alles  Mögliche  verstehen  kann,  das  an  und 
für  sich  nichts  besagt,  das  eigentlich  nur  ein  leerer  und  eitler 
Schall  ist  der  vorderhand  gar  keine  Bedeutung  hat.  Diese 
Formel  lautet:  Collectiv-Vermögen  oderGesammt- 
Eigenthum. 

j,  Meines  Dafürhaltens,  sagt  Schäffle,  ist  tüchtige  Entwick- 
lung der  Collectiv-Vermögen  heute  wie  immer  ein  Hauptmittel 
Allen  individuelle  Entwicklung  und  eine  ihrer  Individualität 
angopasstes  Vermögen  zu  ermöglichen ". 

Zur  besseren  Empfehlung  dieses  seines  Heilmittels  der  socia- 
len Missstände  stellt  er  dasselbe  als  etwas  durchaus  nicht  Neues 
sondern  als  ein  schon  längst  in  Gebrauch  gewesenes  und  be- 
währtes dar.  » Man  hat  diese,  das  Privatvermögen  ergänzende 
und  stützende  Collectiv-Vermögen  immer  gehabt,  in  neuerer 
Zeit  aber  nicht  im  erforderlichen  Maasse,  nicht  immer  in  zeit- 
ireniässen  Formen  und  nicht  für  productive  Zwecke  zur  An- 
wendung gebracht.  Erschrecke  man  doch  nicht,  Collectiv-Ver- 
mögen in  zeitgemässen  Formen  anzuerkennen,  nachdem  man  das- 
selbe immer  hatte*! 


/ 


y 


in.  §  25.  Schäffle.  445 

Von  Erschrecken  ist  gewiss  keine  Rede;  wenn  sichSchäffle 
nur  deutlich  darüber  aussprechen  wollte,  wie  er  sich  diese 
Einführung  des  Collectiv-Vermögens  denkt,  was  er  darunter  ver- 
steht. Aber  statt  solcher  deutlichen  und  klaren  Auseinander- 
setzungen, finden  wir  bei  ihm  ewig  dieselben  ganz  unbestimmten 
und  nebelhaften  Anempfehlungen  von  ,  CoUectiv-Vermögen  *  in 
zeitgemässen  Formen,  orakelhafte  Aussprüche  nach  deren  greif- 
barer Deutung  wir  in  seinen  Werken  vergebens  uns  umschauen 
und  die  durch  die  fortwährenden  Hinweisungen  auf  das  Vermögen 
—  modemer  Actiengesellschaften  und  auf  staatlichen  Besitz  an 
Commnnicationsmitteln  etc.  durchaus  nicht  erklärt  werden. 

Es  ist  das  ein  ewiges  Herumreden  von  einem  ganz  myste- 
riösen Collectiv- Vermögen  das  alle  socialen  Uebel  heilen  soll 
und  zu  dem  die  Menschen  nach  Schäffles  Versicherung  sehr  leicht 
kommen  können,  wenn  sie  nur  erst  einmal  aufhören  wollten  — 
Menschen  zu  sein  und  es  mit  der  Selbstlosigkeit  und  Reinheit 
von  Engeln  versuchen  wollten.  „Eine  Reform  des  Vermögens, 
zum  Vortheile  Aller,  versichert  Schäffle,  wird  gefunden 
werden,  wenn  der  Staat  und  die  Gremeinden  immer  mehr  zum 
Vortheil  Aller  nicht  zum  Privatnutzen  Einzelner  organisirt 
werden  und  wenn  der  pflegende  Familiensinn  und  die  Hingabe 
der  Reichen  mit  ihrem  Ueberschuss  andieSammt- 
interessen  —  in  Stiftung,  öffentliche  Dienste,  Vereine  u.  s.  w. 
aufs  Reinste  geweckt  nnd  aufs  Höchste  gesteigert  wird". 

Das  ist  freilich  ganz  richtig;  wenn  die  Gemeinden,  d.  h. 
die  an  der  Spitze  derselben  Stehenden,  nicht  an  sich  und  den 
kleinen  Kreis  der  Ihrigen,  sondern  in  erster  Reihe  an  die  G  e- 
sammtheit  denken,  was  vorderhand  nur  in  ütopia  der  Fall 
ist;  wenn  der  Staat,  d.h.  die  an  der  Spitze  desselben  stehenden, 
die  besitzenden,  machthabenden  und  herrschenden  Klassen  nicht  in 
erster  Reihe  an  sich,  sondern  an  „alle  berechtigten  Individuen 
im  Staate",  an  dieG«sammtheit  denken  wollten  und  an  sich  nur 
ein  wenig  vergessen;  wenn  endlich  die  Reichen  „ihren  Ueber- 
schuss an  die  Sammtinteressen"  hingeben  würden :  dann  freilich 
wäre  die  SchäfBe'sche  „sociale  Reform"  durchgeführt. 

Ja,  wenn,  wenn  —  aber  auf  dieses  wenn  eben  kommt  es 
an.     Wenn  die  Menschen  Engel  wären,  dann  gäbe  es  keine  so- 
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Minimum  als  unveräusserlich  ganz  ausser  den  freien  Verkehr 
setzen :  dann  würde  einfach  das  niedrigste  Niveau  der  mensch- 
lichen Bedürfnisse  sich  im  unterschiede  zu  den  früheren  um  den 
ganzen  Werth  jenes  staatlich  verliehenen  Minimaleigenthums 
heben,  der  Werth  jenes  Minimaleigenthums  würde  auf  Null  sin- 
ken und  das  Elend  und  die  sociale  Frage  würden  bald  von  Neuem 
da  sein. 

Wir  brauchen  aber  gar  nicht  so  weit  zu  gehen.  Die  Masse 
hat  noch  ein  ganz  anderes  Mittel,  ihre  elende  Lage  trotz  aller 
Maassregeln,  die  der  Staat  dagegen  ergreifen  wollte,  permanent 
zu  erhalten,  d.  i.  die  ganz  gedankenlose  Beproduction.  Wir  kön- 
nen uns  hier  auf  diess  traurige  Capitel  nicht  weiter  einlassen, 
nur  so  viel  müssen  wir  bemerken,  dass,  wenn  der  Staat  heute 
allen  Individuen  ein  Minimaleigenthum  verleihen  wollte,  was 
Samter  und  die  Socialisten  im  Grunde  verlangen,  es  mit  seiner 
Freigebigkeit  angesichts  der  ganz  sinnlosen  Reproduction  der 
arbeitenden  Klassen  bald  ein  Ende  hätte.  Denn  je  unbedeuten- 
der die  „Persnlichkeit*der  Individuen,  desto  grösser  (im  grossen 
Ganzen)  die  Reproduction.  Es  scheint,  als  ob  diese  Geltend- 
machung der  Individualität  die,  wie  Samter  richtig  bemerkt,  im 
Wesen  des  Menschen  liegt,  auf  der  niedrigsten  socialen  Stufe,  wo 
sie  sich  gar  nicht  anders  äussern  kann,  sich  „  blindwüthend  *  in 
der  Reproduction  äussert  und  dieses  Naturgesetz  der  mit  dem 
Niedergange  der  ^  Persönlichbeit  **  steigenden  Reproduction  sorgt 
dafür,  dass  trotz  aller  Eigenthumsbetheilung  des  Staates  das 
Elend  und  die  sociale  Frage  nicht  aus  der  Welt  geschafft  werden. 
Wenn  aber  die  Masse  und  in  ihrem  Namen  die  Socialistenfiihrer 
ihr  Elend  den  höheren  Klassen  vorwerfen,  so  mögen  sie  doch  nur 
an  die  ünverhältnissraässigkeit  der  beiderseitigen  Reproduction 
denken,  der  nothwendigerweise  die  ünverhältnissraässigkeit  der 
materiellen  Lage  entspricht.  Eine  Betheiligung  aber  aller  Indi- 
viduen mit  Minimaleigenthum  würde  angesichts  dieser  unver- 
hältnissmässig  fortschreitenden  Reproduction  bald  jede  Wirkung 
verlieren. 

Schliesslich  noch  eine  Bemerkung.  Die  ^Persönlichkeit* 
hat  nur  insoferne  Werth,  in  wie  fern  sie  die  selbstthätige  Geltend- 
machung der  Individualität  ist.  Macht  sich  nun  die  Individualität 
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Unterstützangsgenossenschaften  gebildet  worden  ist,  zeigt  einen 
Zug  der  neuenZeit  zu  grossartiger  Bildung  von  Gresammt- 
vermögen  neuer  Art."  Kann  man  sich  eine  grössere  Unklarheit, 
eine  grössere  Verschwommenheit  der  Begriffe  denken,  als  wie  sie 
hier  zu  Tage  tritt? 

„Collectiwermögen"  von  Gresellschaften  sind  erstens  keine 
neue  Erscheinung  unserer  Zeit;  auch  das  Mittelalter  kannte  sie 
zur  Grenüge.  „CoUectiwermögeu"  aller  Art  hat  es  von  jeher 
gegeben,  auch  schon  im  Alterthum  und  in  viel  höherem  Grade 
im  Mittelalter.  Aber  dieses  Eigenthum  und  Vermögen  aller 
möglichen  Genossenschaften  und  juristischen  Personen,  ist  ja 
seiner  wirthschaftlichen  Natur,  seinem  Wesen  nach  vom  Privat- 
eigenthum  gar  nicht  verschieden.  Denn  dass  Mehrere  daran 
Antheil  haben,  das  ändert  ja  nichts  an  dem  Wesen  des  Eigen- 
thums  alsHerrschaftsmittels;  ein  solches  Eigenthum  bleibt 
ja  immer  Sondereigenthum,  auch  wenn  es  statt  einer  phy- 
sischen Person  hunderten  gehört.  Ein  solches  Eigenthum  ist  ja 
nur  eine  Zusammenfassung  wirthschaftlicher  Kräfte,  um  ein 
wirthsohaftliches  Ziel  desto  sicherer  zu  erreichen  und  in  so  ferne 
jedes  Eigenthum  im  Staate  zugleich  ein  Berrschaftsmittel  ist,  wird 
durch  eine  solche  Znsammenfassung  wirthschaftlicher  Kräfte 
dieses  Herrschaftsmittel  nur  potenzirt»  gefestigt  und  gesichert. 
Aber  eine  Aenderung  des  Wesens  des  Eigenthums  und  Ver- 
mögens wird  durch  eine  solche  Form  desselben,  durch  eme  solche 
Zusammenfassung  wirthschaftlicher  Kräfte  keineswegs  herbeige- 
führt Und  auch  das  Vermögen  einer  Unterstützungsgenossen- 
schaft ist  entweder  ein  zu  wohlthätigeu  Zwecken  gewidmetes 
Vermögen,  das  eine  ganz  aparte  Stellung  hat,  in  dem  man  aber 
keinen  Keim  einer  wirthschaftlichen  Umgestaltung  der  Eigen- 
thumsverhältnisse  sehen  kann,  denn  Wohlthätigkeitsanstalten  und 
Verfolgung  wohlthätiger  Zwecke  werden  immer  nur  ein  Appendix 
gesunder  wirthschaftlicher  und  staatlicher  Verhältnisse  und  von 
der  Existenz  derselben  abhängig  sein ;  oder  aber  die  Unterstützungs  - 
genossenschaft ist  eine  gegenseitige,  dann  ist  sie  eine  Art  Assecu- 
ranzgesellschaft  und  ihr  Vermögen  trägt  vollkommen  den  Gha- 
lakter  des  Sondereigenthums  einer  Anzahl  von  Mitgliedenk 

Von  all  diesen  Gestaltungen  des  „Collectiwermögens"  aber 
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einen  Uebergang,  eine  Brücke  zu  entdecken  za  einem  Gollectiv- 
vermögen  „zum  Yortheil  Aller^«  dazu  gehört  eine  ganz 
cigenthümlicbe  Phantasie,  die  sich  an  willkfirlich  geschaflkne 
Wortähnlichkeiten  klammert,  indem  sie  das  Vermögen  von  Ge- 
nossenschaften und  juristischen  Personen  ,,GollectivvermögenS 
nennt  und  ganz  willkürlich  jener  künftigen  Eigenthamsgestaltong 
„zum  Vortheil  Aller"  dieselbe  Bezeichnung  vindicirt  So  ist*8 
freilich  leicht  Beweise  zu  föhren,  dass  das  künftige  „GoUectivver- 
mögen  „zum  Yortheil  Aller"  doch  schon  heute  that- 
sächlich  existirt  ^)! 

Dass  die  Lage  der  besitzlosen  arbeitenden  Klassen,  die  im- 
mer und  überall  eine  traurige  war,  heutzutage  durch  den  Gregen- 
satz  zu  überfeinerter  Cultur  und  zu  dem  exquisiten  Genussleben 
einer  vorgeschrittenen  Civilisation  nur  desto  greller  und  crasser 
hervortritt,  wer  wollte  es  läugnen.  Ob  es  gerade  die  Eägenihums- 
losigkeit  ist  die  diesen  traurigen  Zustand  verschuldet,  das  ist  noch 
die  Frage.  Man  kann  sich  ohne  Eigenthum  in  einer  verhUtnifis- 
mässig  guten  und  gesicherten  Stellung  befinden  und  es  kann  auch 
der  arbeitenden  Klasse  durch  vereinigte  Vorkehrungen  und  Maass- 
regeln fär  den  Fall  der  Arbeitsunfähigkeit  eine  gewisse  Sicher- 
stellung des  I^bensunterhaltes  gewahrt  werden,  ohne  dass  man 
desshalb  utopistischen  Eigeuthumsumgestaltungen  naohjagt  f&r 
die  kein  realer  Boden  zu  finden  ist. 


*)  S  a  m  t  e  r  lässt  sich  darch  die  CoUectiv  form  des  Öffentlichen  nnd 
Gesellschafts-Eigenthams  nicht  blenden  nnd  erkennt  ganz  richtig  an,  dass 
all  dieses  Eigenthum  seinem  Wesen  nach  nicht  aufhOre,  Privateigen- 
thum  zu  sein.  »Sobald,  wie  es  jetzt  unzweifelhaft  der  FaU  ist,  sagt  er, 
die  Grundlage  der  Gesellschaft  Privateigenthum  bildet,  so  erscheint,  das 
in  der  Gesellschaft  auftretende  öffentliche  Eigenthum  auch  nur  als  Pri- 
vateigenthum der  Gesellschaft  d.  h.  die  Gesellschaft  wird  als  PriTatperson 
neben  den  andern  gedacht  und  somit  ihr  Eigenthum  lediglich  als  Priyat- 
eigenthum  behandelt*  (Sociallehre  S.  111).  In  viel  höherem  Grade  ist 
das  beim  Eigenthum  aller  industriellen  und  gewerblichen  Gesellschaf- 
ten, Vereine  und  Actienuntemehmungen  der  Fall  von  dem  Schftffle  so 
yiel  Aufhebens  macht,  als  ob  das  schon  die  Vorhut  des  CoUectiy-Eigen- 
thums  wäre.  Man  kann  es  nicht  genug  wiederholen,  das  Eigenthum  die- 
ser Gesellschaften  ist  lauter  reines  Privateigenthum  einer  Mehrheit 
von  Personen. 
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Es  sind  daher  folgende  Sätze  Schäffle*s,  die  er  mit  allen 
oommunistischen  und  socialistischen  Schriftstellern  gemein  hat^ 
durchaus  nicht  als  erwiesen  zu  betrachten.  „Ohne  den  sichernden 
Halt,  heisst  es  da,  irgend  eines  äussern  Vermögens  ist 
sittliche,  menschenwürdige  Entwicklung,  Lebensglück  und  Le- 
bensfiriede  nicht  möglich.  Die  Wiederbekleidung  (?)  des  Prole- 
tariats mit  genossenschaftlichen  Gesammteigen  gehört  daher  zu 
den  erquickendsten  Erscheinungen  fiirjedenStaatsöconomen,  wel- 
cher in  den  Arbeitern  Menschen  und  Brüder  nicht  Maschinen« 
prädestinirte  Arbeitsthiere  und  Sklaven  sieht.  Auch  für  denjeni- 
gen, welcher  Ungleichheit  des  Vermögens  für  nothwendig  und 
wohlthätig  ansieht,  muss  die  Entmenschung  grosser  Massen  in 
proletarischen  Zuständen  ein  Gräuel  sein  '.  Das  Letztere  ist  voll- 
kommen richtig,  aber  die  proletarischen  Zustände  können  ge- 
bessert, können  menschenwürdiger  gestaltet  werden,  ohne  Um- 
gestaltung der  Eigenthumsverhältnisse.   Ohne  Zweifel   liegt  es 
nicht  nur  in  der  idealen  Sphäre  der  Pflichten  des  modernen  Staa- 
tes, sondern  es  liegt  in  der  viel  realeren  Sphäre  seiner  Interessen, 
dass  er  der  Lage  der  besitzlosen,  arbeitenden  Klasse  seine  volle 
Aufmerksamkeit  und  seine  Obsorge  zuwende.  Erthutdiess  theil- 
weise  schon  und  wird  es  immer  mehr  thun  müssen.  Einerseits 
durch  Schulzwang,  andererseits  durch  eine  rationelle'  Fabriks- 
gesetzgebung und  Handhabung  derselben   wird  der  moderne 
Staat  die  Missstände  in  der  Lage  des  vierten  Standes  immer  ein- 
greifender und  nachhaltiger  mildem  müssen.    Nur,  woran  nicht 
zu  denken  ist,  das  ist  an  eine  Umgestaltung  der  aus  der  Natur 
der  menschlichen  Verhältnisse  und  der  Natur  der  Menschen  sich 
ergebenden  Eigenthumsverhältnisse,  so  wie  sie  sich  bis  heutzu- 
tage überall  als  Resultat  der  geschichtlichen  Entwicklung  her- 
ausgebildet haben.   Von  einer  solchen  Umgestaltung  die  Ver- 
besserung der  Lage  des  vierten  Standes  zu  erwarten,  ist  eine 
Phantasterei.  Diese  Eigenthumsverhältnisse,  speciell  das  Sonder- 
eigenthum,  das  ,  grund-  und  geldaristokratische  Privateigenthum  ' 
ist  mit  dem  Staate  und  seiner  Herrschaftsordnung  so  innig  ver- 
wachsen, dass  es  mit  diesem  steht  und  fällt.  Wem  diese  Eigen- 
thumsverhältnisse ein  Gräuel  sind,  der  habe  den  Muth,  mit  Rous- 
seau und  Proudhon  die  Anarchie  und  die  Rückkehr  der  Mensch- 
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hcit  iu  die  Wildniss  der  Uraeit  als  die  Gonaeqaenz  der  Aof- 
hebang  derselben  hinzustellen.  Schftffle  will  von  dieser  Gonseqnenz 
nichts  wissen :  dagegen  predigt  er  mit  seinem  «  Collectiv-ESgen- 
thum  zum  Vortheil  Aller'  einen  Zustand  über  den  er  sich  selbst 
offenbar  ganz  im  Unklaren  ist 

Ein  zweites  Schlagwort,  welches  SohäfBe  dem  von  ihm  ans 
der  gewiss  nicht  unverdienten  Vergessenheit  auf  den  Schild  er- 
hobenen Mario  entlehnt  ist  der:  Ooonomische  Flkieralismas. 
Gleich  dem  «Gollectiv-ESgenthum*  soll  dieser  ,  Ooonomische 
Föderalismus'  ein  Zaubermittel  sein,  mit  dessen  Hilfe  Schä£Be 
alle  Missstände  der  heutigen  Gresellschaft  bannen  will.  Was  er 
aber  über  diesen  ,  Ooonomischen  Föderalismus  "  sagt^  das  ist  alles 
ebenso  überschwänglich  und  unklar,  wie  das  von  ihm  über.Cbl- 
lectiv-Eigenthumzum  Vortheil  Aller '  Vorgebrachte.  £b  w&reeinem 
so  routinirten  Schritlsteller,  wie  Sch&fBe,  gewiss  nicht  schwer  seine 
Gredanken  klar  auszudrücken,  wenn  sie  eben  ihm  selbst  klar 
wären.  Wenn  wir  ihn  aber  zu  einem  nebelhaft-philosophischen 
Jargon  Zuflucht  nehmen  sehen,  so  müssen  wir  gegründeten  Ver- 
dacht schöpfen,  dass  er  selbst  erst  nach  Klarheit  ringt  und  die- 
selbe nicht  erlangen  kann.  »Der  Ooonomische  Föderalismus,  sagt 
er,  erstrebt  gleichmässige  öconomische  Entwicklung 
Aller  durch  freie  Vereinigung  von  Kräften  zu  einer  Vielheit 
lebendiger  und  freier  Greschäftskörper  '.  Aus  solchen  Sätzen  werde 
man  klug!  So  wie  aber  Schaffte  diese  unklaren  und  orakelhaften 
Aussprüche  näher  erklären  will ,  zeigt  es  sich,  dass  er  selbst 
in  dieses  Schlagwort  , öconomischer  Föderalismus*  gar  keine 
andere  Bedeutung  hineinlegen  kann,  als  theils  die  der  gangbaren 
communistischen  und  socialistischen  Doctrin  theils  aber  die  eines 
gewöhnlichen  politischen  Föderalismus  oder  besser  gesagt 
einer  politischen  Decentralisation. 

So  fährt  er  denn  in  der  Erklärung  des  obigen  ganz  unklaren 
Satzes  folgendermaassen  fort:  »Das  Monopol  des  Grosscapitals 
mit  seinen  Versuchungen  zu  unredlichem  E}rwerb  gilt  dem  Föderali- 
sten (warum  denn  gerade  diesem?  warum  nicht  einfach  dem  So- 
cialisten  ?)  als  ein  Gräuel,  wie  das  Verkommen  des  fSnzelnen  in 
isolirtem  Elend  und  in  Impotenz  zur  Production.  Allseitige  Ent- 
wicklung des  ganzen  Landes,  seiner  privaten  und  öffentlichen 
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Wirtbschafb  ist  ihm  Ziel.  Nun  leistet  aber  nichts  der  Ausbildung 
unredlicher  Geschäfte  so  sehr  Vortheil,  als  die  einseitige  politische 
Centralisation  und  die  Finanzwirthschaft  des  centralisirteu  Staa- 
tes. Die  wenigen  Hauptstädte  wachsen  zu  Wasserköpfen,  die  Pro- 
vinzen verkümmern  *  ^).  Man  sieht,  Sohäffle  hat  hier  Forderungen 
aus  den  Programmen  der  communistischen  und  socialistischen 
Wortführer  mit  bekannten  Forderungen  der  sog.  autonomisti- 
schen  Parteien  speziell  in  Oesterreich  zusammengebraut  und  diess 
Ragout  nennt  er  ganz  willkührlich  ,öconomischen Föderalismus' 
den  er  als  ein  nagelneues  Progranmi  und  sociale  Panacee  pro- 
clamirt  Vom  Staate  verlangt  er  dabei,  dass  er  eine  «  feste  Basis 
für  gerechte  directe  Besteuerung  nach  dem  Einkommen  gewinnen 
und  die  ganze  immoralischeWirthschaft  der  indireo- 
ten  Steuern  (Lassalle!)  mit  ihren  allseitig  corrumpirenden 
Folgen"  beseitige. 

Vom  Standpunkt  einer  vollkommenen  Gleichheit  aller 
Individuen  in  Staate,  vom  Standpunkt  der  gleichen  Persön- 
lichkeit aller  Menschen  gelangt  man  freilich  ganz  logisch  und  oon- 
sequent  zu  allen  diesen  Forderungen  des  Socialismus,  oder  wie 
Schäffle  es  nennt,  indem  er  noch  einige  politische  Postulate  dazu- 
gesellt,  des „öconomischen  Föderalismus":  aber  vom  Standpunkte 
des  Staates  sind  diese  Forderungen  unrealisirbar,  denn  der 
Staat  negirt  im  Princip  alle  Gleichheit,  seine  innerste  Natur  ist 
die  Ungleichheit,  die  Ueber-  und  Unterordnung ;  d  a  s  ist  sein  Princip 
und  mit  diesem  ergreift  und  durchdringt  er  alle  Gebiete  des  Le- 
bens, nicht  nur  das  persönliche  und  öconomische  sondern  sogar 
das  territoriale  Gebiet.  Deswegen  scheitern  an  dem  Staate  als 
solchem  nicht  nur  alle  abstracten  Gleichheitsbestrebungen  der 
„Persönlichkeiten"  und  alle  communistischen  und  socialistischen 
Gleichheitsbestrebungen  aufwirth seh aftlichem Gebiete: 
sondern  es  scheitern  an  demselben  auch  alle  „föderalistischen" 
Bestrebungen  deren  Klagen  Schäffle  in  den  Worten  Ausdruck  leiht, 
dass  „die  wenigen  Hauptstädte  zu  Wasserköpfen  wachsen  und 
die  Provinzen  verkümmern".  Was  heissen  solche  Klagen?  Gab 
es  je  einen  Staat  ohne  Wasserkopf-Hauptstadt  im  Vergleich  zu 
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den  „verkümmerten^  Provinzen?  Hatten  nicht  die  grOssten  und 
dvilisirtesten  Staaten  die  gritoten  „Wasserköpfen  und  ist  das 
nicht  auch  heute  der  Fall,  da  es  aus  der  Natur  des  Staates  als 
einer  Herrschaftsordnung  nothwendigerweise  sich  eigiebt? 

Wie  will  dasSchäifle,  wie  wollen  dasdieGleichheitsmaon^ 
und  öconomischen  Föderalisten  anders  maohen?  Wollen  sie  einen 
Staat  construiren  ganz  ohne  Kopf  und  ohne  FQflse?  Denn  das  mögen 
sie  wissen,  wie  sie  einmal  dem  Staate  den  kleinsten  Eoipf  zuge- 
stehen, wie  sie  nur  ein  Dorf  zur  Hauptstadt  madien,  mit  dem 
Wachsthum  des  Staates  dieses  Dorf  zum  ,  Wasserkopf  *  werden 
muss,  im  Vergleich  zu  welchem  die  Provinzen  ein  verkünun^rtes 
Aussehen  haben  werden.  Es  giebt  nichts  nnwissenschafUicheieB 
in  der  Theorie  und  nichts  unpraktischeres  im  Leben,  als  dieewigp 
Gleichheitsforderung  auf  allen  Gebieten  des  Lebens,  das  in  seiner 
Wirklichkeit  ganz  im  G-egentheil  eine  unüberwindliche  Scheu  vw 
aller  Gleichheit  bekundet  Die,  so  zu  sagen,  territoriale  Ungleich- 
heit im  Staate  ist  ein  nothwendiges  Ergebniss  des  Staates  selbst, 
des  Verhältnisses  der  Herrschenden  zn  den  Beherrschten,  der 
Abhängigkeit  der  Einen  von  den  Andern.  Provinzen  und  Haupt- 
stadt, Stadt  und  Land,  Kreisstadt  und  Landeshanptstadt,  Markt- 
flecken  und  Dorf  —  diese  ganze  territoriale  Hierarchie,  über  der 
der  ^Wasserkopf*  der  Hauptstadt  schwebt,  ist  der  getreue  Aus- 
druck dieser  ganzen  Organisation  der  Herrschaft,  die  auf  person- 
lichem oder  politischem  und  wirthschaftlichem  Gebiete  als 
»Staai*  waltet. 

Diese  ganze  Hierarchie,  diese  Organisation  ist  kein  Werk 
des  freien  Willens  des  Menschen,  keine  Schöpfung  menschlicher 
Laune.  Sie  ist  das  Resultat  von  Kräften,  die  in  gegenseitigem 
Kampf  und  schwerem  Ringen  sich  geltend  machten.  Nun  hört 
freilich  dieser  Kampf,  der  dem  Staate  das  Dasein  gab,  mit  dem 
Staate  nicht  auf;  er  dauert  fort,  wenn  auch  in  anderen  Formen. 
Das  Wesen  dieses  Kampfes  ist  eben  das  ewige  sich  Auflehnen 
des  Untergeordneten  gegen  das  üebergeordnete,  der  ewige  Protest 
des  Menschengeistes  gegen  die  natürliche  Thatsache.  In  so  ferne 
sich  in  diesem]  Kampfe  wirkliche  und  immer  neu  in  die 
Arena  tretende  Kräfte  geltend  macheu,  ist  derselbe  gewiss  berech- 
tigt.    Ohne  diesen  Kampf  würde  der  Staat  einem  Verwesungs- 
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process  anheimfallen.  Dieser  Kampf  erhält  ihn  am  Leben.  Mögen 
nun  in  diesem  Kampfe  getrost  politische  Rechtlosigkeit  und  poli- 
tische Berechtigung,  wirthschaftliche  Abhängigkeit  gegen  wirth- 
schaftliche  Uebermacht  und  Ausbeutung,  mögen  Land  gegen 
Stadt,  Provinz  gegen  Hauptstadt  in  allen  gesetzlichen  Formen 
kämpfen;  mögen  die  Kräfte  sich  ewig  messen  und  wägen,  das 
liegt  in  der  Natur  der  Sache.  Aber  dieser  Kampf  kann  gar  kein 
anderes  Resultat  haben,  als  dass  sich  diese  Kräfte  fortwährend 
gegenseitig  controliren,  da^ss  sie  immer  die  ihrer  momentanen  Höhe 
entsprechende  Stellung  einnehmen,  dass  sie  im  Maasse  ihrer 
Entwicklung  ihre  Stellung  ändern  oder  gar  abwechseln;  dieser 
Kampf  ist  die  ewige  Probe,  ob  jede  Kraft  auch  wirklich  auf  dem 
ihr  entsprechenden  Platze  sich  befindet.  Die  Wissenschaft 
aber  sollte  nie  dem  Wahne  Vorschub  leisten,  dass  das  Resultat 
dieses  Kampfes  je  die  Herstellung  einer  wirklichen  vollen  Gleich- 
heit auf  politischem,  wirthschaftlichem  oder  gar  territorialem 
Grebiete  im  Staate  sein  könne,  dem  Wahne,  dass  es  je  möglich 
sei  dem  Staate,  der  auf  demPrincip  der  Ungleichheit  beruht,  der 
der  natürlichen  Ungleichheit  menschlicher  Kräfte  sein  Dasein 
verdankt,  das  Princip  der  Gleichheit  aufzuzwingen. 

In  der  tief  innersten  Natur  des  Staates  liegt  es,  dass  er  jedem 
Gebiete  des  Lebens,  das  er  nur  ergreifen  und  beherrschen  kann, 
dieses  sein  eigenstes  Princip,  die  Ungleichheit,  die  Ueber-  und 
Unterordnung,  mittheilt  Das  ist  sein  Wesen;  er  kann  nicht  an- 
ders. Staat  und  Gleichheit  sind  Gegensätze,  die  sich  gegenseitig 
aufheben. 

Anm.  Sohäffle  ist  im  Verlaufe  seiner  Ausführungen  bemüht, 
seinem  »  Ck)lIectiYeigenthum  ^  und  :» öconomischen  Föderalismus  ^  eine 
Yom  gewöhnlichen  Communismus  und  Socialismus  unterschiedene 
Charakteristik  zu  geben;  er  will  offenbar  einerseits  dem  Vorwurf 
des  Communismus  \md  Socialismus  entgehen,  andererseits  seine  Leser 
überzeugen,  dass  sein  ColleetiTeigenthum  und  Föderalismus  nur  eine 
ganz  sanfte  Metamorphose  und  Reinigung  des  bestehenden  Priyat- 
eigenthums  und  Capitalismus  bedeutet  und  alle  die  Vortheile  dieser 
bestehenden  wirthschaftliohen  Formen  erhält  und  kräftigt.  Das 
alles  yersichert  uns  Schäffle,  nur  klar  macht  er  es  uns  nicht.  Man 
urtheile  aus  nachfolgenden  Stellen: 

»Das  gesellschaftliche  Collectiyeigenthum  ist  nicht  beliebiges 
Aileig^n  des  nächsten  Besten,  der  die  Hand  danach  ausstreckt,  son- 
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als  mit  Samt  er.  Denn  die  Schriften  dieses  geistreichen  Socio- 
logen  geben  an  und  für  sich  ein  abgeschlossenes  und  anschauliches 
Bild  dieser  ganzen  Gedankenkette,  die  wir  bis  jetzt  durch  die 
ganze  rechts-  und  staatsphilosophische  und  communistisch-socia- 
Ustische  Literatur  hindurch  nachzuweisen  uns  bestrebten.  Bei 
Samter  können  wir  es  ganz  genau  beobachten,  wie  ein  im  übri- 
gen nüchterner  und  realistischer  Denker,  Lachdem  er  einmal 
vom  individualistischen  Standpunkt  in  der  Staatslehre  ausgeht, 
nothgedrungen  beim  Socialismus  in  der  Volkswirthschaftslehre 
anlangt. 

Samter  geht  von  der  Betrachtung  der  Rechte  des  Menschen 
als  „Persönlichkeit*  aus.  „Die  Sachen  gelten  als  willenloses  Ob- 
ject,  dessen  sich  die  Menschen  zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse 
bedienen,  während  den  Personen,  soweit  sie  einander  Bedürf- 
nisse befriedigen,  das  Recht  zugesprochen  wird,  hierüber  fr  e  i- 
willig  Entscheidung  zu  treffen.  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  *, 
meint  er,  »stehen  nur  Personen  und  nicht  Sachen  als  Befriedi- 
gungsmitteln, Rechte  zur  Seite  ^).** 

Dass  dieser  These  von  der  Persönlichkeit  des  Menschen  als 
solchem  die  Wirklichkeit  keineswegs  entspricht,  das  verkennt 
Samter  nicht.  „  Dass  die  Menschen  dieses  sachliche  Befriedigungs- 
mittel  nicht  sind,  sondern  als  persönliche  Befriedigungsmittel  be- 
handelt werden  müssen,  d.  h.  nur  in  so  weit,  als  sie  es  als  Per- 
sonen, als  selbstbewusste,  für  sich  existirende  Geschöpfe  sein 
wollen,  ist  freilich  nur  ein  Postulat,  aber  noch  keine  Thatsache.  * 
(S.  57.)  Vielmehr  ist  das  Gegentheil  eine  „traurige  Thatsache*. 
„  Es  muss  die  traurige  Thatsache  anerkannt  werden,  dass  eine 
grosse,  ja  die  grösste  Anzahl  von  Menschen  so  gut  sachliches 
Befiiedigungsmittel  ist,  wie  die  leblosen  Gegenstände,  wie  die 
Pflanzen  und  die  Thiere  und  nur  das  theuer  genug  erkaufte 
Recht,  dass  sie  es  nicht  sein  sollten  steht  ihnen  und  auch  nur 
unter  deu  Culturvölkem  zur  Seite.  *  (58) 

Dieses  Recht  hat  darin  seinen  Grund,  dass  „  die  Menschen 
die  Mitmenschen  als  gleichberechtigte  Wesen  anerkennen 
müssen.*  (59.) 
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nähme  der  Arbeiter  am  rerfiEtösungsmässigen  Staatsleben  unent- 
behrlich ist.  £s  ist  politisch  unmöglich  das  allgemeine  Stimmrecht 
lange  vorzuenthalten !  .  ,  .  .  ^ 

»Das  allgemeine  Stimmrecht S  fährt  Schäffle  dann  fort,  »ist 
zweitens  eine  gerechte  Forderung ! * 

Interessant  ist  das  Bekenntniss,  auf  welche  Art  und  Weise  er 
ein  solch  warmer  Anhänger  imd  Vertheidiger  des  allgemeinen 
Stimmrechtes  geworden. 

»Dem  allgemeinen  Stimmrecht  brachte  ich  selbst  Misstrauen 
entgegen ;  denn  vielseitige  Bekanntschaft  mit  der  politischen  Lite- 
ratur über  diese  Frage  hatte  mich  bei  Abfassung  meiner  akademi- 
schen Vorträge  über  Politik  zu  der  Ueberzeug^g  geleitet,  dass 
Censuswahlen  in  Klassen  relativ  noch  das  Bessere  seien.  Das  Leben 
erschloss  mir  jedoch  in  einer  dreiwöchigen  (!)  heftigen  Wahl- 
kampagne, in  welcher  ich  mehr  als  zwanzig  Wahlversammlungen 
durchzumachen  hatte,  ganz  andere  Bilder,  als  die  Welt  der  Bücher 
sie  mir  gegeben  hatte.  Zu  meiner  Ueberraschung  fand  ich,  dass 
derjenige,  welcher  200  fl.  besitzt,  für  die  Regel  dem  Grade  nach 
nicht  weniger  conservativ  ist,  als  der  Millionär.  loh  fand,  dass  das 
allgemeine  Stimmrecht  die  schlummernden  Volksklassen  ausseror- 
dentlich rasch  erweckt  und  zu  höheren  Interessen  emporhebt,  kurz 
dass  sich  das  allgemeine  Stimmrecht  am  wirksamsten  selbst  erzieht 
und  nicht  lange  von  schwarzen  oder  rothen  Coterieen  Dictate  an- 
nimmt. *  Nach  vielen  andern  Lobpreisungen  des  allgemeinen  Stimm- 
rechtes meint  Schaffe  schliesslich :  » Ich  halte  an  der  vierten 
Behauptung  fest:  das  allgemeine  Wahlrecht  ist  zur  Lösung  der 
sodalen  Reform  ganz  unentbehrlich.^  Nun,  diess  Letztere 
wollen  wir  ihm  gerne  glauben.  Zu  einer  »  socialen  Reform  *  in  sei- 
nem Sinne,  d.  h.  zur  Einfuhrung  des  »  Collectiveigenthums  zum  Vor- 
theil  Aller  *  ist  das  allgemeine  Stimmrecht  unentbehrlich.  Wer  eine 
solche  »Reform^  nicht  anstrebt,  wer  » CoUeetiveigenthum ^  und 
»öconomischeu  Föderalismus^  für  eitle  Träumereien  ansieht,  der  wird 
auch  über  das  allgemeine  Stimmrecht  kühler  urtheilen. 

§  26. 
Schäffle. 

Wir  können  von  Schäffle  nicht  scheiden,  ohne  seiner  «  Quint- 
essenz des  Socialismus  %  welche  Schrift  vor  allen  seinen  anderen 
den  Vorzug  grosser  Bündigkeit  besitzt,  zu  erwähnen. 

Der  ausgesprochene  Zweck  dieser  Schrift  ist  die  folschen 
a Schlagwörter'  mit  denen  man  den  Socialismus  bekämpft,  zu 
widerlegen  nnd  das  wahre  Wesen  des  ,  vernünftigen  *  Sodalis- 
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mos  darzulegen.  Im  Grunde  haben  wir  es  da  wieder  mit  einer 
warmen  Vertheidigung  und  Empfehlung  desSocialismuszu  thun* 

Schaffle  resumirt  hier  noch  einmal  die  Lehren  der  herrw- 
ragenden  Repräsentanten  des  Socialismus  spedell  die  Schrifben 
von  Marx  und  Lassalle  und  übergeht  sodann  zur  P^fung  der, 
dem  Socialismus  gemachten  Vorwürfe,  die  er  alle  ganz  grundlos 
findet  Diese  Prüfung  nimmt  er  folgendermaassen  vor: 

,  Es  fragt  sich  ,  . .  ob  der  Socialismus  die  individuelle  Frei- 
heit der  Bedarfsbestimmung  aufhebt  oder  nicht.  Hebt  er  sie  auf 
so  ist  er  freiheitsfeindlich,  aller  Individualisation,  daher  aller  Ge- 
sittung entgegen  und  ohne  alle  Aussicht  mit  den  unvertilgbar- 
sten  Trieben  des  Menschen  jemals  fertig  zu  werden*  (S.  23). 
Darauf  antwortet  er,  dass  sich  .aus  dem  Grundsatz  der  Be- 
seitigung des  privaten  Productionsmittel-Eigenthums  weder  die 
Aufhebung  individuell  freier  Bedarfswahl  und  freien  Haushaltes 
noch  die  Aufhebung  des  Familienlebens  und  freier  Privatgesel- 
ligkeit ergiebt*. 

Man  hält  es  dem  Socialismus  vor,  dass  die  Verwirklichung 
seiner  Pläne  auf  unüberwindliche  Schwierigkeiten  stosse.  ,Eb 
soll  kein  Privatcapital  mehr  sein,  folgerichtig  keine  Concurrenz 
von  Privatoapitalien  mehr  geben,  beide  sollen  stufenweise  oder 
plötzlich  beseitigt  werden"  (S.  25).  Schaffle  sieht  in  alle  dem 
keine  so  grosse  Schwierigkeit. 

„Alles  das  ist  für  die  heutigen  Anschauungen  noch  am  be- 
sten vorstellbar;  denn  die  Verkehrsanstalten  sind  schon  öffent- 
lich und  centralisirt,  wie  Post  und  Telegraph  und  theilweise  die 
Eisenbahn.  Die  Meisten  sind  sogar  einverstanden  mit  dieser  Ge- 
staltung" (S.  26). 

E]s  ist  das  eine  sonderbare  Eigenthümlichkeit  Schäffles,  aus 
dem  Umstände,  dass  der  moderne  Staat,  in  seinem  wohlver- 
standenem Interesse,  Verkehrsanstalten  und  ähnliche  dem 
allgemeinem  Wohl  dienende  Vorkehrungen,  darunter  auch  gewisse 
Productionszweige  in  seine  Verwaltung  nimmt  und  dieselben 
zu  öfifentlichen  Anstalten  macht,  den  Schluss  zu  ziehen,  dass  in 
der  Zukunft  auch  Eigenthum  und  die  gesammte  Production  von 
Staatswegen  und  „collectiv"  verwaltet  werden  wird.  Es  ist  das 
ein  ganz  irrthümlicher  Schluss.   Ja!  wenn  es  im  Interesse  des 
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Staates  läge,  könnte  £igentham  und  Production  oollectivistisch 
werden.  Das  ist  aber  nicht  der  Fall.  Dass  Telegraphen,  Post 
und  Eisenbahnen,  das  Bergbau-  und  Forstproduction  in  die  Hände 
des  Staates  übergehen  das  ist  natürlich;  das  liegt  in  seinem  In- 
teresse. Mit  dem  Eigenthum  und  mit  der  für  Privatuntemehmung 
sich  besser  eignenden  Production  ist  das  aber  nicht  der  Fall.  Der 
Staat  wird  hier  die  ihm  durch  die  Natur  der  Sache  und  sein  In- 
teresse gebotene  Grenze  nie  überschreiten  und  diese  Schluss- 
folgerung ist  eine  ganz  willkührliche  und  irrthümliche. 

Gewisse  Skrupel  hat  auch  Schäffle  in  dieser  Beziehung. 
»Viel  schwieriger*,  sagt  er,  »wird  es  auf  dem  Gebiete  der  eigent- 
lichen ür-  und  Gewerbe  production  den  Socialismus  auch 
nur  zu  denken  •  (S.  26).  Aber  er  setzt  sich  über  diese  Skrupel 
mit  einigen  nichtssagenden  Redensarten  hinweg. 

,  Das  coUectivistische  Princip  ■,  meint  er'  » ist  —  ob  es  aus- 
führbar sei  oder  nicht  (!)  —  ideell  gewiss  ein  sociales  Princip.  Es 
übergiebt  den  Productionsprocess  nicht  der  bewusstlosen  Summen- 
wirkung conourrirender  Privatkräfte  (derConcurrenz)  sondern  einer 
einheitlichen  (wenn  auch  föderativen)  Organisation  •.  ,  E  s  ü  b  e  r- 
gibt*  —  ist  eine  solche  Redensart  eine  Lösung  der  Schwierig- 
keit oder  auch  nur  eine  Andeutung  einer  solchen  Lösung? 

,  Es  übergibt  ■  —  ja  das  ist  ja  eben  die  Frage  ob  es  über- 
gibt, ob  es  übergeben  kann,  ob  das  Uebergebene  von  dieser  «ein- 
heitlichen Organisation*  übernommen  und  unterhalten  werden 
kann.  Mit  solchen  Phrasen  wie  „  das  coUectivistische  Princip  über- 
gibt den  Productionsprocess  einer  einheitlichen  Organisation  *  ist 
ja  nichts  geholfen.  Das  ist  nicht  einmal  ein  Gredanke  —  das  ist 
pure  G«dankenspielerei. 

Nicht  viel  befriedigender  beantwortet  Schäffle  eine  weite  re 
Frage  betrefis  des  Socialismus,  die  er  selbst  eine  , Hauptfrage* 
nennt  und  zwar  die:  «ob  der  Socialismus  jemals  wirklich  im 
Stande  sein  wird,  jene  grosse  psychologische  Wahrheit 
und  wirthschaftliche  Fruchtbarkeit  des  liberalen 
Prindpes,  wonach  das  private;  Interesse  der  Erfüllung  socialer 
Productionsberufe  dienstbar  gemacht  ist  —  auch  auf  seinem  Boden 
in  gleichem  oder  gar  höherem  Grade  zu  bethätigen  oder  nicht 
—  Wir  halten  diese  Frage^  sagt  Schäffle,  geradezu  fiir  den  ent- 
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scheidenden,  aber  bis  jetzt  keineswegs  entschiedenen  Punkt,  auf 
welchen  fAr  die  Dauer  Alles  ankomme,  wovon  Sieg  oder  Niedo^- 
lage  des  Sodalismns,  Reform  oder  Zerstömng  der  CSvilisation 
durch  ihn  nach  der  volkswirthschaftlichen  Seite  hin  abhängt  sdn 
würde  '  (S.  30).  Und  wie  antwortet  SchAffle  anf  diese  Haaptfingef 
.  Wir  sind  weit  entfernt,  so  lautet  die  Antwort,  zu  behaupten, 
dass  dies  dem  Sodalismus  nicht  gelingen  könne.  Die  wissenschaft- 
liche Discusuon  steht  erst  im  Anfang  der  gründlichen  Erörterung 
dieser  Frage.  Aber  das  darf  ruhig  behauptet  werden:  heute 
bietet  das  sodalistische  Programm  diese  Gewähren  noch  nicht 
dar,  heute  hat  es  über  die  nöthige  Organisation  der  Arbdts- 
Goncurrenz  die  nöthige  practische  Klarheit  der  Gredanken  noch 
nicht  Und  doch  ist  kein  Zweifel,  dass,  wenn  die  Gapitalisten- 
Concurrenz  mit  ihrem  starken  Wirthschafblichkeitsdrang  gefallen 
wäre,  der  Arbeits-Wetteifer  nur  desto  mehr  leisten,  desto  höher 
gespannt  und  desto  edler  gestaltet  werden  müsste  '  (S.  32).  Wir 
sehen,  Schäffle  g^bt  sich  da  ganz  zügellos  den  Ausschwdfungen 
socialistischer  Phantasieen  hin.  E^  meint,  «schon  un  vor- 
aus diese  Durchläuterung  für  unmöglich  zu  erklären,  ist  kein 
Grund  vorhanden*  (S.  33).  Schäffle  irrt  gewaltig.  Nüchterne 
Erkenntniss  der  Natur  der  Menschen,  ihrer  selbstischen  Triebe 
auf  denen  der  ganze  Mechanismus  des  Verkehrs-  und  Produo- 
tionsprocesses  beruht,  geben  sehr  triftige  Gründe  an  die  Hand 
diese  socialistische  «Durchläuterung''  für  eine  müssige  Phantasie 
zu  erklären. 

Auch  eine  letzte  Frage  die  sich  consequent  und  nothwendig 
an  die  frühem  anschliesst,  die  Frage  nach  dem  Handelsverkehr 
im  « socialistisclien  Staate  '^  erledigt  Schäffle  mit  grossem  Gleich- 
inuth  und  Entschiedenheit: 

„  Es  muss  gesagt  werden,  dass  der  Socialismus  von  seiner 
Prämisse  aus  auch  keinem  Handel  (Privathandel)  und  keinem 
Markt  mehr  Raum  geben  könnte,  ja,  dass  sogar  das  Metallgeld 
zuletzt  fortfallen  und  an  seine  Stelle  Arbeitsgeld  („  Arbeitsoerti- 
iicate^)  treten  müsste!  Privates  Handelscapital  wäre  undenkbar ** 
(S.  38).  Man  muss  wirklich  für  die  Naturwüchsigkeit  des  ganzen 
Verkehrslebens,  des  Tausches,  des  Handels  und  der  Tauschmittel, 
keinen  Sinn  haben,  wenn  man  glaubt,  dass  diese  Dinge,  in  denen 
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sich  ein  Stück  Naturprocess  des  menschlichen  Lebens  abspielt, 
im^Socialistenstaat'  wegdecretirt  werden  können.  Ja!  wenn  man 
im  Socialistenstaat  nur  die  alte  Nator  der  Menschen  wegdecretiren 
könnte,  dann  Hesse  sich  das  alles  ganz  leicht  durchführen.  Nur 
aus  Menschen,  wie  sie  sind  —  kann  der  nüchterne  und  gesunde 
Menschenverstand  sich  keinen  , Socialistenstaat*  construiren. 

§  27. 
Adolf  Wagner. 

Wir  haben  in  der  Darstellung  der  socialistischen  Theorieen 
die  Grenzen,  die  wir  uns  fär  unsem  Zweck  gesteckt  haben,  bereits 
weit  überschritten :  wir  können  aber  doch  nicht  umhin  uns  noch 
bevor  wir  diesen  Abschnitt  schliessen,  mit  einem  bedeutenden 
Nationalöconomen  und  einem  Sooiologen,  dessen  Schriften  neu- 
estens  verdientes  Aufsehen  machten,  zu  beschäftigen.  Wir  wollen 
noch  so  kurz  als  möglich  die  einschlägigen  Ideen  Adolf  Wag- 
ners und  Samters  prüfen. 

Wagner  tritt  in  seiner  Schrift  ,  Die  Abschaffung  des  priva- 
ten Grundeigenthums*)*  dem  internationalen  Arbeiterbund  ent- 
gegen, der  auf  seinem  vierten  Gongress  in  Bern  im  Jahre  1869 
einen  Beschluss  über  die  Abschaffung  des  Privateigenthums  an 
Grund  und  Boden  und  über  die  Einführung  eines  Collectiv-  oder 
Gesammteigenthums  an  denselben  fasste.  Merkwürdigerweise 
dreht  sich  nun  diese  ganze  Polemik  wieder  um  jenes  Argument, 
das  wir  schon  aus  der  Polemik  zwischen  den  französischen  Gom- 
munisten  und  ihren  Gegnern  (Thiers)  kennen  lernten. 

Die  Motive  des  Arbeitercongressbeschlusses  weisen  darauf 
hin,  dass  ,  das  ursprünglich  gemeinschaftliche  Grundeigenthum 
nur  durch  Gewalt  und  die  verwerflichsten  Mittel  aller  Art  in 
Pri vateigenthum  verwandelt  worden  •  sei.  Ein  Manifest  des  „  Cen- 
tralcomit6*s^  des  Congresses  vom  16.  November  1869  lässt  sich 
über  dieses  Thema  folgendermaassen  aus:  , Die  Erde  ist  mit 
Allem  was  darinnen,  ein  Geschenk  der  Natur  und  somit  ein  un- 
veräusserliches Gemeingut  der  ganzen  Menschheit  Nur  durch 
Waffengewalt  hatten  sich  die  Starken  des  Alterthums  in  den 
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Besitz  des  Grund  uud  Bodens  gesetzt  Kein  Raabgat  aber  wird 
durch  Verjährung  , rechtmässiges*  ESgenthum  und  kann  es  eben 
8o  wenig  durch  "Schenkung  oder  Verkauf  das  rechtmässige  ESgen- 
thum eines  Andern  werden.  * 

Was  antwortet  nun  aber  Wagner  auf  das  socialistisohe  Ar- 
gument von  der  ursprünglichen  gewaltsamen  Landnahme? 
Gleich  den  französischen  Gegnern  des  Conmiunismus  verlegt  sich 
Wagner  aufs  Läugnen  dieser  Thatsache.  ^  Es  kann  aber  nichts 
Falscheres  geben,  *  meint  er,  ,  als  eine  Behauptung  dieser  Art  in 
dieser  Allgemeinheit  Die  Entstehung  des  Privateigenthnms  am 
Boden  ist  regelmässig  (??)  ein  langsamer, durchaus nothwen- 
diger  volkswirthschaftlicher  Elntwicklungsprooess.  Die  grosse  Un- 
gleichheit in  der  Vertheilung  des  Grundeigenthums  muss  aber 
viel  öfter  auf  eine  der  Socialdemokratie  unliebsame,  desshalb  gern 
unterschlagene  Thatsache  zurückgefiihrt  werden,  als  auf  die  Ge- 
walt des  Einen  gegen  den  Andern.  Jene  Thatsache  besteht  in 
dem  mächtigen,  schliesslich  immer  entscheidenden  fSnfluss,  wel- 
chen die  angleiche  wirthschaftliche  und  sittliche  Tüchtigkeit 
der  einzelnen  Bodenbebauer  auch  auf  diesem  Grebiete  ausübt .... 
Diese  letzte  und  entscheidenste  Ursache  aller  Vermögensungleich- 
heit ist  gar  nicht  zu  beseitigen,  denn  sie  liegt  in  der  tiefsten  Natur 
des  Menschen.  * 

Wir  haben  es  schon  wiederholt  hervorgehoben,  dass  wir  das 
Abläugnen  der  Gi3walt  als  der  ersten  Begründerin  des  Privat- 
eigeuthums  als  eine  schlechte  Taktik  ansehen,  denn  diese  That- 
sache steht  unzweifelhaft  da.  Uebrigens  ist  damit  das,  was 
Wagner  von  der  ,  Tüchtigkeit  *  als  Ursache  der  Vennögens- 
ungleichheit  sagt,  durchaus  nicht  abgestritten.  Die  primitive 
Form,  in  der  sich  die  grössere  , Tüchtigkeit*  äussert,  ist  eben 
die  Gewalt  Wie  sollte  sich  denn  auch  im  vorstaatlichen  Zustande 
dieselbe  anders  äussern? 

Heutzutage  freilich,  im  Staate  und  in  geordneten  Verhalte 
nissen  nianifestirt  sich  „  Tüchtigkeit  *  in  Wagners  Sinne  auf  wirth- 
schaftUchera,  finanziellem,  intellectuellem  Gebiete,  heute  ist  sie 
auf  den  legalen  Weg  gewiesen  und  kann  im  Staate  nur  auf  die- 
sem ihre  Vortheile  erreichen  —  aber  wozu  die  Wahrheit  abstrei- 
ten, dass  »an  der  Wiege  der  Menschheit*,  beim  Beginn  der  Ent- 
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Wicklung,  in  dem  Urzustände  des  Staates  diese  ^  Tüchtigkeit '^ 
sich  gar  nicht  anders  äussern  konnte  als  durch  Gewalt  und  auch 
durch  9  Raub  ^,  wie  es  die  Socialisten  nennen,  indem  sie  eine  i  m 
Staate  geltende  rechtliche  Bestimmung  auf  Zeiten  und  Zustände 
anwenden,  denen  diese  staatliche  Ordnung  des  ESgenthums  und 
die,  dieselben  schützenden  Institute  und  Bestimmungen  noch  ganz 
fremd  waren.  Warum  also  den  Socialisten  hier  nicht  mit  der  reinen 
Wahrheit  entgegentreten?  Warum  ihnen  ewig  die  Unwahrheit 
entgegensetzen  wollen,  dass  bei  Gründung  des  Privateigenthums 
die  Gewalt  nur  die  ,, seltene  Ausnahme^,  und  dass  die ^ Entsteh- 
ung des  Privateigenthums  am  Boden  regelmässig  ein  lang- 
samer Entwicklungsprocess  ist*.  (1.  c.  S.  3.)  Diese  letztere 
Behauptung,  so  allgemein  bei  Yolkswirthschaftslehrem  (und  auch 
bei  Layeleye),  ist  entschieden  falsch.  Das  gerade  G^gentheil 
ist  wahr.  In  der  Regel,  im  Grossen  und  Ganzen  ist  Privat- 
eigenthum,  ebenso  wie  die  Gründung  des  Staates  und  im  engen 
ursachlichen  Zusammenhang  mit  derselben,  nur  durch  Gewalt 
vor  sich  gegangen ;  dagegen  sind  die  von  den  Nationalöoonomen 
so  gerne  zusammengestellten  Beispiele  der  Entstehung  des  Pri- 
vateigenthums durch  einen  langsamen  Uebergangsprocess  aus  dem 
Gremeineigenthum  nur  seltene  Ausnahmen  &). 

Wagner  begeht  einen  sonderbaren  logischen  Fehler,  indem 
er  r^lmässig  die  «  Nothwendigkeit  und  Gesetzmässigkeit  diesc^s 
Entwicklungsganges*  als  Gegensatz  der  , gelegentlich  vorgekom- 
menen Vergewaltigungen*  hinstellt  und  die  Sache  so  aufifasst,  als 
ob  die  Erstere  diese  Letztere  ansschliessen  müsste,  als  ob  «  Ver- 
gewaltigungen* nicht  ebenfalls Bestandtheile eines, nothwendigen 
und  gesetzmässigen  Entwicklungsprocesses*  sein  könnten. 

Unseres  Dafürhaltens  ist  das  Letztere  entschieden  der  Fall. 
Wagnefs  Argumentation  lautet:  ^Die  innere  Nothwendigkeit 
und  G^etzmässigkeit  dieses  Entwicklungsganges  (vom  G^mein- 
eigenthum  zum  Privateigenthum  am  Boden)  ist  gar  nicht  schwer 
zu  begründen.  Die  zufälligen  (?)  historischen  Formen,  in 
welchen  er  sich  vollzogen  hat,  die  gelegentlich  (!)  vorgekommene 
Vergewaltigung,  durch  welche  grösseres  Privateigenthum  am 
Boden  entstanden  ist  —  das  sind  nebensächliche  Momente 
im  Vergleich  mit  dem  mächtigen  öoonomischen  Gesetz,  welches 
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den  Uebergang  fast  allen  Bodens  und  ein  zagleich  immer  stren- 
geres, aosscbliesslicheres,  durch  keine  andern  dinglichen  Rechte 
beschränktes  Privateigenthum  bewirkt  hat  Dieses  Gresetz  ist  das 
der  nothwendigen,  mit  zunehmender  Bevölkerung  und  höherer 
CSvilisation  steigenden  Intensivität  des  Landbanes.  Es  zeigt 
deutlich,  wie  sehr  Privateigenthum  am  Boden  im  Interesse  der 
Gesammtheit  liegt  *  (S.  19.) 

Wie  gesagt,  es  ist  schwer  zu  begreifen,  wie  Wagner  mit 
diesem  ^ Gresetz*,  das  übrigens  gar  nicht  bestritten  werden  soll, 
die  Thatsache  der  Gründung  des  Privateigenthuros  am  Boden 
durch  Gewalt  widerlegen  will?  Das  Eine  schliesst  ja  das  An- 
dere gar  nicht  aus.  Wagner  beweist  nur,  dass  das  Privateigen- 
thum am  Boden  einen  grossen  wirthschaftlichen  Fortschritt  be- 
deutet. Das  unterliegt  keinem  Zweifel.  Das  ändert  aber  nichts 
an  der  Thatsache,  dass  dieser  ganze  Fortschritt  durch  die  überall 
Privateigenthum  im  Grossen  gründende  Gewalt  angebahnt  und 
ermöglicht  wurde.  Diese  Gewalt  aber  war  keine  ^zufällige  histo- 
rische Form*  und  keine  ^  gelegentlich  vorgekommene*:  sie  ist  im 
Grossen  und  Ganzen  überall  vorgekommen  und  wir  müssen  daher 
diese  »historische  Form*  als  eine  »nothwendige*  bezeichnen. 
Warum  wir  sie  als  nothwendig  halten,  das  haben  wir  oben  aus- 
einandergesetzt; übrigens,  ob  nothwendig  oder  nicht,  die  Thatsache 
selbst  darf  nicht  geläugnet  werden.  Ein  solches  Läugnen  nützt 
auch  gar  nichts. 

Der  Irrthum  und  die  Einseitigkeit  Wagners  liegt  darin,  dass 
er  sein  Augenmerk  nur  auf  zwei  weitab  von  einander  liegende 
Momente  in  der  ackerbauwirthschaftlichen  Entwicklung  richtet; 
er  betrachtet  nur  den  Anfang,  mit  Gemeineigenthum  und  ex- 
tensiver Wirthschaft  und  das  Ende  mit  Privateigenthum  und 
intensiver  Wirthschaft,  und  ohne  die  dazwischen  liegenden  histo- 
rischen Vorgänge  zu  beachten,  giebt  er  nur  sein  ürtheil  über  diese 
wirthschaftliche  Umwandlung  ab  und  meint:  sie  sei  gut  und 
nützlich  und  zweckmässig  und  nothwendig. 

Das  ist  nun  allerdings  alles  richtig,  aber  damit  ist  die  Ent- 
wicklung noch  nicht  erschöpfend  dargestellt.  „Jedes  Land*',  sagt 
Wagner,  „macht  von  seiner  ersten  Besiedlung  bis  zur  Erlangung 
einer  dichten  Bevölkerung,  jedes  Volk  von  seinem  ersten  üeber- 
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gang  aus  dem  Nomadenthum  zu  den  Anfingen  des  Ackerbaues 
und  der  Wahl  fester  Wohnsitze  bis  zur  Erreichung  der  höchsten 
Blüthe  der  Wirthschaft  und  Cultur  diese  Erfahrung  durch."" 

Ganz  richtig !  aber  was  da  Wagner  übersieht,  das  ist,  dass  zwi- 
schen jener  „ersten  Besiedlung""  und  dieser  „höchsten  Blüthe  der 
Wirthschaft  uud  Cultur""  wichtige  historische  Vorgänge  liegen, 
dass  da  regelmässig  blutige  Kämpfe,  Eroberung,  Staatsgründung 
und  Ptivateigenthumsgründung  im  Grossen  dazwischen  liegt, 
und  dass  auch  alles  diess  Dazwischenliegende  ebenso  nothwendig 
und  gesetzmässig  ist,  wie  diese  wirthsohaftliche  Wandlung,  die 
nur  der  Ausdruck  dieser  Vorgänge  und  dieser  geschiditlichen 
Entwicklung,  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  ist.  Es  ist  richtig, 
dass  „dieser  Uebergang  vom  extensiven  zum  intensiven  Ackerbau, 
von  welchem  somit  die  Entwicklung  jedes  Volkes  und  der  ganzen 
Menschheit  abhängt,  nach  der  allgemeinsten  Erfahrung  wie  schon 
nach  der  theoretischen  Deduction  eine  unbedingte  Voraussetzung 
hat:  ein  Privateigenthum  am  Grund  und  Boden""  (S.  30),  aber 
Wagneir  ist  im  Lrrthum,  wenn  er,  ganz  so  wie  Laveleye  (s.  d. 
Anmerkung)^  glaubt  dass  „a  1 1  m  ä  h  1  i  g""  im  Lauf  der  Geschichte 
dann  ein  Theil  des  Bodens  nach  dem  andern  in  Privateigenthum 
übergegangen  ist""  und  dass  diess  „keineswegs  nur  oder  auch  nur 
vorwi^^d  durch  äussere  Gewalt  der  Grossen  und  Mächtigen, 
sondern  duroh  jene  öconomische  Nothwendigkeit""  geschah. 
Wagner  hat  offenbar  nur  für  die  wirthschaftliche  Morphologie 
ein  Auge;  was  sich  alles  darunter  versteckt,  das  beachtet  er  nicht 
und  möge  es  in  noch  so  innigem  Gonnex  sein  mit  den  Wandlun- 
gen dieser  wirthschaftlichen  Formen.  Er  bringt  nur  diese  letzte- 
ren, die  vcm  der  Gesellschaft  und  vom  Staate  ganz  abstrahirten, 
reinen,  wirthschaftlichen  Momente  mit  einander  in  Verbindung, 
ganz  als  ob  dieselben  gar  keines  socialen  und  politischen  Sub- 
strates bedürfen  würden,  um  überhaupt  in  Erscheinung  zutreten. 
Es  ist  das  ein  Fehler,  denNationalöconomen  sehr  oft  begehen  und 
der  ein  G^gentheil  ist  zu  dem  Fehler  der  Staatsrechtler,  die  wie- 
der von  all  und  jeder  wirthschaftlichen  Unterlage  der  politischen 
Wandlungen  absehen.  Wagner  begnügt  sich  mit  der  einfachen 
Erklärung:  „mit  dem  Eintritt  der  Nothwendigkeit  intensiven 
Anbaues,  unter  dem  deutlichen  Einfluss  der  namhaft  gemachten 
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Factoren  löst  sich  aus  dem  gemeinscliaftlichen  privates  Grand- 
eigenthum  los.^  (S.  32.)  Hier  treten  'mrthschaftliohe  Formen 
als  selbständige  Personificationen  auf,  quasi  als  handelnde  Per- 
sonen —  und  damit  begnügt  sich  derNationalöoonom.  Für  seine 
Operationen  und  Deductionen  ist  ihm  das  genug.  Dass  dieses 
SidiloslösendesPrivateigenthums  am  Grund  und  Boden  vom  ge- 
meinschaftlichen kein  abstracter  Process  war,  dass  da  Menschen 
handelnd  auftreten  mussten  und  wie  sie  da  auftraten,  das  küm- 
mert denNationalöconomen  wenig.  Nur  glaubt  er  sich  gegen  jede 
,  Vergewaltigung*,  die  dabei  mit  im  Spiele  gewesen  sein  sollte, 
verwahren  zu  müssen,  in  der  Meinung,  dass  was  «  wirthschaftlich 
nothwendig*  war,  doch  nicht  erst  durch  .Vergewaltigung*  her- 
beigeführt werden  müsste.  Diese  irrige  Ansicht  ist  gar  zu  sehr 
bei  Nationalöconomen  verbreitet,  als  dass  man  sie  dem  Einzelnen 
vorwerfen  könnte.  Die  Nationalöconomen  werden  schon  einmal 
zur  Einsicht  gelangen,  dass  so  manches,  was  wirthschaftlich  noth- 
wendigist,  einst  nur  durch  Grewalt  durchgeführt  werden  konnte,  so 
wie  manches  Aehnliche  heutzuge  nur  durch  staatlichen  Zwang 
durchgeführt  werden  kann.  Denn  in  primitiven  und  vorstaatlichen 
Zuständen  hat  rohe  Gewalt  die  Stelle  vertreten,  die  heute 
gesetzlicher  staatlicher  Zwang  einnimmt^). 

1)  Das  Rodbertus  in  diesem  Punkte  die  richtige  Einsicht  hat, 
haben  wir  gesehen  (s.  ob.  S.  389).  Auch  Samt  er  würdigt  TomLom- 
men  objectiy  and  richtig  die  Bolle,  die  die  Gewalt  in  der  historischen 
Entwicklung  der  Menschheit  spielt.  »Nimmt  man  die  Herstellung  der 
Befriedignngsmittel  als  vollzogen  an,  schreibt  er,  so  wird  die  Be- 
schaffung seitens  der  Einzelnen  in  erster  Linie  auf  Gtewalt  zurück- 
zuführen sein,  weil  diese  unzweifelhaft  bei  Entwicklung  der  Men- 
schheit die  Hauptrolle  spielte  und  mOgen  wir  uns  noch  so 
sehr  dagegen  sträuben,  bis  auf  die  Gegenwart  ihre  unheÜYolle  Nach- 
wirkung übt.  An  der  Wiege  der  Menschheit  stand  die  Ge- 
walt. Was  und  yon  wem  auch  ein  Befriedigungsmittel  hergestellt  war, 
der  Stärkere  nahm  es  dem  Schwachem,  die  Gewalt  war,  die  die  Be- 
friedigungsmittel rertheilende  Macht;  und  nicht  nur  in  den  Anfängen 
der  Gesellschaft,  in  welchen  der  Mann  die  Frau  zu  arbeiten  zwang,  um 
die  Arbeitsfrüchte  zu  gemessen,  sondern  auch,  als  schon  das  Yölkerleben 
Platz  gegriffen  hatte  und  ein  Volkseinkommen  existirte,  nahm  die  Gewalt 
die  Yertheilung  desselben  in  die  Hand  und  etablirte  ein  entsprechendes 
Becht,  (welcher  Hohn  in  diesen  Worten)  schuf  Herren  und  S kla- 
ren;  erstere  nahmen  yon  dem  Hergestellten  so  viel  als  sie  wollten,  letz- 


m.  I  27.  Adolf  WagiMT  465 

Dass  Wagner  die  Entstehung  des  Privateigenthums  auch 
im  Grossen  nnd  Ganzen  einem  ,  langsamen  Process*  als  Folge 
einer  ,  wirthschaftlichen  Nothwendigkeit  * ,  dem  bekannten 
,  Fleiss  und  Arbeit  *,  zuschreibt :  das  hat  er  mit  allen  National- 
öconomen  gemein.  Dass  er  aber  trotz  der  richtigen  Würdigung 
die  er  dem  Privateigenthum  angedeihen  lässt,  den  socialistischen 
Doctrinen  die  Concession  macht,  eine,  wenn  auch  nur  theilweise 
Rückbildung  des  Privateigenthums  in  gemeinschaftliches,  für 
die  Zukunft  als  möglich  hinzustellen,  das  ist  ganz  unbegreiflich. 
» Dennoch  mag,  so  schreibt  er,  auf  eine  Möglichkeit  der  Wieder- 
beschränkung des  Privateigenthums  am  Boden  gerade  bei  uns  in 
Mittel-  und  Westeuropa,  also  aufder  bisher  höchsten  volkswirth- 
schaftlichen  Entwicklungsstufe  der  modernen  Zeit,  wenigstens 
kurz  hingewiesen  werden.  Es  könnte  sein,  dass  die  genossen- 
schaftliche Bewegung  insbesondere  die  Bildung  eigentlicher  land- 
wirthschaftlicher  Productivgenossenschaften,  im  weitem  Verlauf 
wieder  zu  einer  gewissen  Beschränkung  des  reinen  Privateigen- 
thums führte*  (S.  41).  Wenn  nun  auch  Wagner  diese  Möglich- 
keit im  weiteren  Verlaufe  mit  vielen  Restrictionen  umgibt,  so  ist 
doch  ein  solches  Eingehen  auf  socialistische  Doctrinen  im  Principe, 
ein  grosses  und  bedenkliches  Zugeständniss,  das  vom  Standpunkt 
der  Wissenschaft  ganz  unberechtigt  ist.  Denn  das  Privateigen- 
thum hat  zugleich  mit  dem  Staat  und  im  innigen  Zusammen- 


tere  erhielten  so  yiel,  als  sie  am  za  leben  und  Arbeitswerkzeug  zu  sein,  haben 
mussten.  Wir  finden  die  Sklaverei  und  mit  ihr  die  gewaltsame 
Yertheilang  des  Volkseinkommens  und  des  Wirthschaftsertrages ,  wie 
wir  es  jetzt  nennen,  durch  das  ganze  Alterthum  bei  allen  Völkern  und 
haben  nicht  minder  eine  Fortsetzung  dieser  Verhältnisse  im  Mittelalter 
za^constatiren.  Die  Sklaverei,  welche  schon  in  der  antiken  Welt  einer 
Umgestaltung  entgegenreifte,  wurde  durch  den  Geist  des  Christenthums 
und  das  altgermanische  Wesen,  in  welchem  die  Gemeinde  eine  wesent. 
liehe  Bolle  spielte,  reformirt  und  gemildert,  die  unbeschränkte  Herrschaft 
des  Heim  über  die  Sklaven  fiel,  aber  an  ihre  Stelle  trat  die  Leibeigen- 
schaft, welche  nicht  minder  auf  einer  gewaltthätigen  Vertheilung  des  in 
der  Gesellschaft  Erzeugten  beruhte.  Die  einfache  Willkühr  der  Herrn 
über  die  Sklaven,  als  Ausdruck  der  naturwüchsigen  Gewalt  über  die 
Besiegten  wurde  er&etzt  durch  ein  ganzes  System  von  Lasten,  Abgaben* 
Frohndiensten,  Bevorzugungen  u.  s.  w.  wie  es  der  Feudalstaat  und  die 
Bechtsanschauungen  des  Mittelalters  mit  sich  brachten  *.  Sociallehre  S.  177, 
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sich  unter  Umständea  auch  anders  erledigen  Hesse.  Eine  solche 
Erklärung  zeigt  ein  vollkommenes  Verkennen  des  wahren  We- 
sens des  Privateigenthums  als  Herrschaflsmittels.  Wagner  fasst 
das  Privateigenthum  lediglich  als  wirthschaftliche  Institution  auf: 
als  solche  müsste  sie  freilich  einer  «^weckmässigeren*^  Einrichtung 
ohneweiters  den  Platz  räumen,  etwa  wie  der  primitive  Pflug  dem 
Dampfpflug  oder  die  Dreschflegel  der  Dreschmaschine. 

Dass  diess  eine  ganz  irrthümliche  weil  einseitige  Auffitssung  des 
Privateigenthums  ist,  geht  aus  alledem  hervor,  was  wir  schon 
oben  darüber  ausführten.  Der  Beweis,  dass  das  wirthschaftliche 
Leben  des  Privateigenthums  ganz  gut  entrathen  könne,  glaubt 
dabei  Wagner  aus  „ganzen  Zeitaltem  der  Wirthschaftsgeschichte^  ^) 
erbringen  zu  können :  er  spielt  dabei  auf  die  bekannten  Urzu- 
stände mit  „Gremeineigenthum^  an,  wobei  er  aber  den  noth- 
wendigen  Untergang  dieser  Zustände  in  der  politischen 
E}ntwicklung  der  Menschheit  ganz  abersieht  E}r  stellt  die  Sache 
so  dar,  als  ob  man  jeden  Augenblick  beliebig  wieder  das  alte 
System  des  „Gremeineigenthums^  annehmen  könnte.  Dass  uns 
von  jenem  „Gemeineigenthum**  der  Staat  und  die  Gründung  des 
Eigenthums  überhaupt  trennt,  das  vergisst  Wagner  ganz. 

Nur  ein  vollkommenes  Aufgeben  des  Staats,  seiner  Herr- 
schaftsordnung und  alles  dessen,  was  wir  seit  Jahrhunderten 
durchdieselbe  erlangten,  könnte  uns  zu  jenem  „G^mein- 
eigenthum*'  das  eigentlich  ein  Mangel  all  und  jedes  Eigenthums 
war,  zurückführen.  Würde  Wagner  diese  ganze  politische  £kit- 
wicklun^  wie  wir  sie  hier  wiederholt  angedeutet  und  geschildert 
haben,  in*s  Auge  fassen,  er  würde  nie  den  Ausspruch  thun,  dass 
„das  Privateigenthum  gerade  nach  seiner  Entwicklungsgeschichte 
als  eine  Institution  vielleicht  höchster  volkswirthschaftlicher 
Zweckmässigkeit  aber  nicht  reiner  Naturnothwen- 
d  i  g  k  e  i  t'*  sei^).  Ja,  wenn  man  das  Privateigenthum  nur  als  volks- 
wirthschaftliche  Einrichtung  betrachtet  und  von  all  den  politi- 
schen und  gesellschaftlichen  Umwälzungen  und  Entwicklungen 
denen  es  sein  Dasein  verdankt  absieht,  wäre  ein  solcher 
Ausspruch  gerechtfertigt  Aber  diese  ganz  einseitige  Betrachtung 
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Nahraogsmittelratiooen  an  alle  Mitglieder  der  menschlichen  Ge- 
sellschaft handelte:  dann  wäre  es  ganz  gleich,  ob  man  za  diesem 
Resultate  mittelst  Privateigenthoms  oder  Gremeineigenthums  ge- 
langte —  ja  dieses  letztere  mit  allen  möglichen  Gremeinbewirth- 
schaftungen  wäre  gewiss  vorzuziehen.  Aber  handelt  es  sich  denn 
in  der  That  nur  darum?  Das  ist  ja  eben  die  Verblendung  der 
Socialisten  und  der  Nationalöconomen,  dass  sie  das  Privateigen- 
thum  nur  als  Zweckmässigkeits-Institution  behufs  ,  Bedürfniss- 
befriedigung *  der  Gresammtheit,  als  Volkswirthschaftsmaassregel 
auffassen.  Das  ist  aber  das  Privateigenthum  erst  in  zweiter  Linie; 
in  erster  Linie  ist  es,  wie  gesagt,  ein  Herrschaflsmittel,  eine  Grund- 
lage der  staatlichen  Herrschaft :  für  den  Staat  aber  ist  die  „  Be- 
dürfnissbefriedigung*  der  Gesammtheit,  die  Volks  wir  thschaft 
durchaus  nicht  die  höchste  und  einzige  Aufgabe  wie  das  die 
Nationalöconomen  und  Socialisten  anzunehmen  scheinen. 

Anm.  a)  Layeleye  ist  gleich  allen  Nationalöconomen  bestrebt, 
die  Entstellung  des  Priyateigenthums  als  einen  ^^  regelmässigen  lang- 
samen Entwicklungsprocess  ^  darzustellen,  wenigstens  da,  wo  die 
geschichtlichen  Thatsachen  nicht  gar  zu  offenkundig  und  laut  dage- 
gen sprechen.  Glücklicherweise  ist  diess  bei  den  meisten  europäischen 
und  aussereuropäischen  Staaten  der  Fall.  ^In  vielen  Ländern*, 
schreibt  Laveleye,  j^in  England,  Frankreich,  Indien,  der  italischen 
Halbinsel,  waren  Ungleichheit  und  Aristokratie  die  Folgen  der  Er- 
oberung.« Nur  bezüglich  Deutschlands  herrscht  über  diese  Verhält- 
nisse, trotz  der  hohen  Entwicklung  der  deutschen  Geschichtsschrei- 
bung und  Alterthumsforschung  noch  immer  ein,  den  Nationalöcono- 
men sehr  erfreuliches  Dunkel.  Im  Trüben  ist  gut  fischen  — 
Deutschland  muss  also  immer  herhalten,  um  diesen  ^^  regelmässigen 
langsamen  Entwicklungsprocess  *  zu  beleuchten  (lucus  a  non  lu- 
oendo !) 

:>Aber  wie  haben  sich*,  fragt  Laveleye  in  triumphirendem 
Tone,  ,  dieselben  (d.  i.  Ungleichheit  und  Aristokratie)  entwickelt  in 
Ländern  wie  Deutschland,  welche  keine  Eroberer  gesehen  haben, 
(ist  das  wirklich  schon  eine  ausgemachte  Sache?)  die  über  den 
Häuptern  der  geknechteten  Sieger  eine  bevorrechtete  Kaste  errich- 
teten? Im  Anfang  bemerken  wir  in  Deutschland  Genossenschaften 
von  gleichen  und  freien  Bauern,  wie  es  noch  jetzt  die  Bewohner  von 
Uri,  Schwyz  imd  Unterwaiden  sind.  Am  Ende  des  Mittelalters  findet 
man  in  demselben  Lande  eine  feudale  Aristokratie,  welche  drücken- 
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kennt  keine  Gompromisse  mit  joristisclier  Lo^L  Sie  rechnet  nur 
mit  ihrem  eigenen  Interesse,  vor  dem  im  entscheidenden  Augen- 
blicke alle  andern  Interessen  and  Rücksichten  weichen  müssen. 

Erweist  sich  nun  die  joristische  Methode,  wie  wir  das  ge- 
sehen haben,  in  der  Praxis  des  Staatslebens  als  macht-  und  werth- 
loft,  indem  sie  ihre  Kraft  an  Concepüouen  verschwendet,  die  an 
tiefen  innem  Widersprüchen  leiden  und  nie  zur  Wahrheit  werden 
können:  so  ist  der  Einfluss  dieser  Methode  auf  die  Literatur 
des  Staatsrechts  ein  geradezu  verderblicher.  Unter  dem 
Hauch  der  juristischen  Methode  welkt  auf  dem  Grebiete  des 
Staatsrechts  alles  Leben  und  alle  Wahrheit  Statt  lebendigen 
Schaffens  und  wissenschaftlichen  Strebens  macht  sich  eine  un- 
productive  und  sieche  Gasuistik  breit,  die  immer  den  Keim  des 
nahen  Todes  in  sich  trigt 

Das  erliebende  Bewusstsein,  Dauerndes  zu  schaffen,  schwin- 
det —  und  die  Staatsrechtslehrer  sinken  zur  traurigen  Rolle 
von  Schauspielern  herunter  deren  Anstrengungen  und  Leistungen 
dem  flüchtigen  Augenblicke  dienen,  mit  dem  Unterschied,  dass 
ihnen  auch  das  höhere  Verdienst  abgeht,  das  sich  an  die  Leistun- 
gen der  Kunst  knüpft. 

Der  Gedanke,  zu  einer  so  traurigen  Eiatagsarbeit  ohne  Aus- 
sicht auf  bleibenden  Werth  verurtheilt  zu  sein,  drückt  entmuthi- 
gend  auf  die  Staatsrechtslehrer  von  Beruf  und  benimmt  ihnen 
jeden  freieren  Geistesschwung,  ohne  den  keine  Wissenschaft  er- 
blühen und  sich  entfalten  kann.  Unter  diesem  Drucke  artet  das 
Staatsrecht  in  der  Literatur  immer  mehr  zu  todtem  Formel- 
wesen, zu  einer  geistlosen  schematisirenden  und  alte  Schablonen 
ausfüllenden  Arbeit  aus. 

§2. 

Behandlung  des  positiven  Staatsrechts. 

Wenn  sich  nun  aber  die  juristische  Methode  in  der  Behand- 
lung des  Staatsrechts  in  doppelter  Richtung  sowohl  auf  das 
öffentliche  Leben  und  die  gesellschaftlichen  Bestrebungen  als  auch 
auf  die  wissenschaftliche  Bearbeitung  des  Gegenstandes  als  ver- 
derblich erweist;  wenn  sie   auf  diesem  Gebiete   zu  geistlosen 
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SchmatisirungeQ  fahrt,  so  ist  wohl  die  Frage  am  Platze:  muss 
denn  das  Staatsrecht  überhaupt  als  juristische  Disciplin,  als 
Rechtswissenschaft  behandelt  werden?  Ist  etwa  das  die 
nothwendige  Bedingung  damit  es  überhaupt  eine  Wissenschaft 
bleibe? 

Oder  giebt  es  nicht  für  die  Auffassung  desselben  einen  andern 
Standpunkt,  der  den  Anforderungen  des  Lebens  und  der  Wirk- 
lichkeit mehr  gerecht  wird  ?  ^ebt  es  für  die  Bearbeitung  des 
Staatsrechts  nicht  eine  andere  Methode  bei  der  dasselbe  seinen 
wissenschaftlichen  Charakter  nicht  nur  nicht  einzubüssen  braucht 
sondern  denselben  erst  recht  festhalten  kann? 

Muss  mit  einem  Worte  das  Staatsrecht  Rechtswissen- 
schaft sein,  um  Wissenschaft  zu  bleiben  ?  um  diese  Frage  zu  be- 
antworten, wollen  wir  zu  allererst  in  Betracht  ziehen,  in  wie  ferne 
das  Staatsrecht  als  Rechtsdisciplin,  als  was  es  bis  jetzt  gegolten, 
Wissenschaft  war? 

Lassen  wir  hier  vorerst  den  Begriff  des  allgemeinen  Staats- 
rechts als  einer  mehrphilosophischen  Wissenschaft  die  sich 
den  Staat  zu  ihrem  Vorwurf  nimmt  bei  Seite  und  trachten  wir 
früher  das  Wesen  des  positiven  Staatsrechts  und  dessen 
Bedeutung  als  Wissenschaft  zu  begreifen. 

Die  neuem  Staatsrechtslehrer  definiren  dasselbe  zumeist 
als  den  , Inbegriff  derjenigen  Rechtsnormen,  welche  die 
Rechtsverhältnisse  eines  Staates  als  solchen,  seine  innere 
Gliederung  und  Bewegung  betreffen  *  *). 

j,Alle  Rechtsnormen^  heisst  es  bei  H.  A.  Zachariae, 
j,  welche  die  Staaten  als  solche,  ihren  Organismus  und  ihre  Ver- 
haltnisse nach  Aussen  und  Innen  zum  Gregenstande  haben,  bilden 
das  Staatsrecht,  im  weitem  Sinne  das  öffentliche  Recht,  jus 
publicum Im  engeren  Sinne  ist  Staatsrecht  der  Inbe- 


1)  Pözl  Bayrisches  Staatsrecht  S.  5.  Bei  Schnlze  lautet  die 
Erklärang  des  Staatsrechts  folgendermaassen :  »Bei  jedem  Staate  kommt 
Tor  allem  seine  Organisation  in  Betracht  d.  h.  der  Inbegriff  derjenigen 
Bechtsnormen,  welche  die  Yerfassnng  und  Regierung  des  Staates  fest- 
stellen und  das  rechtliche  Verhältniss  der  höchsten  Staatsgewalt  regeln. 
Dien  ist  der  Inhalt  seines  Staatsrechts*.  Hermann  Schulze  Einl.  in  d. 
dtBche.  Staatsrecht  1867.  S.  2. 
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grift^  der  die  VerfiEtösang  and  Regierang  eines  Staates  betreffen- 
den Beohtsnormen*  ^). 

In  welchem  Zusammenhange  steht  nun  aber  dieser  von  Zeit 
zu  Zeit  wechselnde  , Inbegriff  von  Rechtsnormen*  mit  der  Wis- 
senschaft? 

Die  gr5ssten  Staatsrechtslehrer  gestehen  es  zo,  dass  es  Fälle 
giehU  wo  man  mit  dem  Staatsrecht  in  Grefahr  kommt,  ,  einen 
g&ltigen  Rechtszostand  anter  der  Presse  zar  Antiquität  werden 
zu  sehen*,  und  dass  dieser  Umstand  einHindemiss  ist,  zur  « wis- 
senschaftlichen *  Ordnung  desselben  ^). 

Dieses  Geständniss  ist  für  unsere  Frage  wichtig.  Denn  ge- 
setzt auch,  ein  längerer  Zustand  der  Ruhe  und  Stagnation  er- 
möglichte zu  einer  gewissen  Zeit  die  ,  wissenschaftliche  *  Ordnung 
eines  positiven  Staatsrechts:  so  ist  es  doch  klar,  dass  beim  noth- 
wendigen  und  unausbleiblichen  Wechsel  menschlicher  Verhält- 
nisse immer  wieder  eine  Zeit  kommen  muss,  wo  das  ,  wissen- 
schaftlich* Geordnete  «zur  Antiquität*  wird,  der  Niemand  mehr 
den  Charakter  einer  Wissenschaft  zuerkennen  mag.  Ganz  richtig 
bemerkte  Mohl  in  den  50er  Jahren  ^),  dass  es  ^  ganze  grosse 
Literaturen  über  positives  Staatsrecht  giebt,  die  gegenständ  s- 
1 0  s  geworden  sind  und  nur  noch  in  der  G  e  s  c  h  i  c  h  t  e  der  Wis- 
senschaft einen  Platz  einnehmen  *  als  ,  ein  Denkmal  mehr  oder 
weniger  gelungener  Geistesarbeit*.  Um  aber  über  den  wissen- 
schaftlichen Werth  dieser  ,  Denkmale  *  keinen  Zweifel  obwalten 


*)  H.  A.  Zachariae  Deutsches  Staats-  und  Landesrecht  1865;  da- 
gegen versteht  Zöpfl  unter  Staatsrecht  »den  Begriff  der  Rechte  und 
Pflichten,  welche  für  den  Staatsherrscher  und  die  Unterthanen  gegenseitig 
so  wie  auch  für  die  letzteren  unter  sich  durch  den  Staatszustand  begründet 
werden*  (Grundsätze  des  allg.  und  constitutionellen  Staatsrechts  §  16  und 
Grundsätze  des  allg.  und  deutsch.  Staatsrechts  §  16). 

')  Mohl,  Würtenberg.  Staatsrecht,  Yorw.  z.  1.  Aufl.  Laband  lässt 
in  seinem  1876  und  1878  erschienenen  deutschen  Staatsrecht  absicht- 
liche und  sehr  fühlbare  Lücken,  weil  er  fürchtet,  dass  »eine  Darstellung 
des  gegenwärtigen  Bechtszustandes  der  Gefahr  unterliegen  würde,  schon 
bei  ihrer  Veröffentlichung  veraltet  zu  sein*.  Laband 
dtsches  Staatsr.  B.  IL  Vorrede. 

')  Mohl,  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissenschafben  B.  II. 
S.  237. 
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2a  lassen,  bemerkt  gleich  daxaaf  derselbe  Staatslehrer,  dass  z.  B. 
ydie  BüchersammlaDg  der  Reichspublicisten  im  Jahre  1803  und 
l'^Oö  grossen  Theils  zu  Makulatur  wurdet 

Diese  Bemerkung  MohPs  hat  seither  in  der  deutschen  Staats- 
rechtsliteratur vielfältige  neue  Bestätigungen  gefunden  und  zu 
den  Beichspublidsten  von  1803  und  1806  sind  seither  ganze 
Schaaren  von  Staatsrechtslehrern  von  ante  1866  und  dann  wie- 
der von  ante  1870  heimgekehrt  —  und  jene  Makulatursamm- 
lungen  sind  seither  bedeutend  angewachsen. 

Nun  dürfte  es  wohl  als  Kriterium  der  echten  Wissen- 
schaft gelten  können,  dass  sie  nie  und  nimmer  Makulatur 
wird.  Was  den  Todeskeim  des  Makulaturwerdens  in  sich  trägt, 
dem  dürfte  jedenfalls  der  Eintritt  in  den  Kreis  der  Wissenschaften 
verwehrt  werden. 

Diess  böse  Geschick  aber  wird  so  lange  über  aller  Staats- 
rechtslehre walten,  so  lange  man  an  der  Auffassung  festhalten 
wird,  dass  dasselbe  nur  einen  ,  Inbegriff  von  Normen  '^  darzustel- 
len hat,  die  , heute  roth,  morgen  todt*  sind.  Die  Wissen- 
schaft des  positiven  Staatsrechts  hat  einen  grösseren  Um- 
&ng,  ihre  richtige  Begriffsbestimmung  muss  ganz  anders  herge- 
stellt werden. 

Den  Ausgangspunkt,  um  zu  einer  solchen  zu  gelangen,  muss 
der  Staat  bilden.  Wenn  wir  nun  den  Staat  nicht  nach  unseren 
subjectiven  Wünschen,  nicht  nach  beliebigen  aprioristischen  Ideen, 
sondern  nach  seiner  natürlichen,  in  der  Geschichte  sich  offen- 
barenden Erscheinung,  wie  wir  das  schon  zu  wiederholten  Malen 
betonten,  als  eine  naturwüchsige  Organisation  der  Herrschaft 
von  Menschen  über  Menschen  auffassen :  so  wird  uns  das  jedes- 
malige positive  Staatsrecht  als  der  Ausdruck  der,  unter  den  Staats- 
genossen resp.  ihren  gesellschaftlichen  Einheiten  obwaltenden 
Machtverhältnissen,  die  diese  bestimmte  Herrschafts-Organisation 
herbeifahren  und  deren  Aufrechthaltung  ermöglichen,  erscheinen. 

Es  ist  nun  klar,  dass  bei  jedem  positiven  Staatsrecht  „  der 
Inbegriff  der  Rechtsnormen  '^  nur  das  äusserliche,  formale  Moment 
bildet:  während  die  diese  bestimmte  Herrschafts-Organisation 
erklärenden  und  rechtfertigenden  Machtverhältnisse  das  Wesen 
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und  den  Kern  der  Sache,  das  innere  bewegende  Moment  aus- 
machen. 

Nun  stehen  wir  vor  einer  Alternative,  angesichts  welcher 
die  Wahl  der  Definition  des  positiven  Staatsrechts  nicht  schwer 
f&llt  Sollen  wir  uns  för  den  ,  Inbegriff  der  (momentan  geltenden) 
Rechtsnormen  *  also  für  das  äussere,  formale  Momait  oder  fttr 
die  ,  zwischen  den  socialen  Bestandtheilen  eines  Staates  obwal- 
tenden, jene  Rechtsnormen  erzeugenden^undj  in  ihnen  zum  Aus- 
druck kommenden  Machtverhältnisse*  also  fttr  das  innerliche 
Moment  entscheiden?  Offenbar  müssen  wir  die  letztere  Defini- 
tion annehmen,  wenn  wir  das  positive  Staatsrecht  im  Kreise  der 
Wissenschaften  festhalten  wollen. 

Der  unterschied  nämlich  dieser  beiden  Definitionen  mit 
Bezug  auf  den  Begriff  der  , Wissenschaft*  ist  ein  gewaltiger. 
Denn  während  nach  der  ersten,  positive  Rechtsnormen  den 
Inhalt  und  Gegenstand  der  Wissenschaft  des  positiven  Staats- 
rechts bilden  sollen :  behandelt  nach  der  zweiten  Definition  das 
positive  Staatsrecht  den  Staat  selbst  in  seiner  natürlichen  E]r- 
sdieinung,  in  seinem  innersten  Kern  und  Wesen.  Giebt  es  doch 
nichts  Wesentlicheres  im  Staate,  nichts  Anderes,  was  ihn  zum 
Staate  macht,  als  eben  das  Herrschaftsverhältniss  seiner  socialen 
Bestandtheile  zu  einander.  In  diesem  Herrschen  und  Beherrscht- 
werden spielt  sich,  wie  wir  das  schon  hervorgehoben  haben,  ein 
Naturprocess  ab,  der  mit  elementarer  Nothwendigkeit  eintritt 
und  sich  vollzieht,  wo  nur  Menschenstämme  und  sociale  Ein- 
heiten mit  sich  in  Berührung  treten.  Die  detaillirte  Darstellung 
dieses  Processes  in  einem  speciellen  Staate,  also  die  Darstel- 
lung der  Organisation  dieser  Herrschaft  ist  der  Ge- 
genstand des  positiven  Staatsrechts. 

Wie  aber  diese  Organisation  der  Herrschaft  mit  den  wech- 
selnden Machtverhältnissen  zwischen  den  socialen  Bestandtheilen 
eines  Staates,  in  fortwährender  Entwicklung  und  ewigem  Wechsel 
begriffen  ist:  so  bildet  der  Gang  dieser  Entwicklung  und  die  Re- 
geln und  Gesetze  dieses  Wechsels  den  wichtigsten  Gegenstand 
der  Beobachtung  und  Forschung  des  positiven  Staatsrechts. 

Während  nun  bisher  die  Bearbeiter  des  positiven  Staats- 
rechts über  die ,  Veränderlichkeit  des  Gegenstandes "  Klage  führ- 
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ten  and  dadurch  das  Staatsrecht  einer  steten  Gefahr  des  ,  Ver- 
altens*  ausgesetzt  sahen:  bildet  nach  unserer  Auffassung  diese 
«Veränderlichkeit  des  Gregenstandes ',  der  in  einer  natürlichen 
Entwicklung  begriffen  ist,  den  grössten  Reiz  und  den  grössten 
Vorzug  des  Staatsrechts  als  Wissenschaft.  Denn  nur  ein  sich 
ewig  verändernder  Gregenstand  kann  der  Wissenschaft  Anspomung 
geben  den  Gesetzen  dieser  Veränderungen  nachzuforschen  und 
ihr  den  hohen  Qenuss  und  Gewinn  in  Aussicht  stellen,  nach  ge- 
nauem Studium  der  geheimsten  Factoren  dieser  Veränderungen, 
einst  diese  Gesetze  kennen  zu  lernen. 

Mit  der  Erkenntniss  der  Nothwendigkeit  der  gesetzmässig 
vor  sich  gehenden  Veränderungen,  muss  die  Wissenschaft  des 
positiven  Staatsrechts  dahin  gelangen,  sich  diesen  Veränderungen 
gegenüber  nicht  widerstrebend  sondern  objectiv  betrachtend 
und  passiv  zu  verhalten,  was  für  die  Wissenschaft  die  ge- 
eignetste Rolle  ist  In  dieser  Rolle  verharrend,  wird  die  Wissen- 
schaft des  positiven  Staatsrechts  auf  die  Entwicklung  der  staats- 
rechtlichenVerhältnisse  keinerlei  unmittelbaren,  am  wenigsten  aber, 
was  man  ihr  oft  vorgeworfen  hat,  einen  hemmenden  Einfluss  üben. 

Die  Wissenschaft  des  positiven  Staatsrechts  befasst  sich 
also,  um  es  noch  einmal  kurz  zusammenzufassen  mit  dem  Studium 
deijenigen  Thatsachen  und  Zustände,  welche  auf  die  Macht-  und 
Herrschaftsverhältnisse  der  socialen  Bestandtheile  eines  Staates 
Bezug  haben,  und  welche  in  den  öffentlich-rechtlichen  Satzungen 
und  Normen  dieses  Staates  ihren  Ausdruck  finden.  Von  den  ge- 
bräuchlichen Definitionen  des  positiven  Staatsrechts  unterscheidet 
sich  also  unsere  darin,  dass  sie  den  , Inbegriff  der  Satzungen* 
nicht  als  ihren  einzigen  und  wichtigsten  Gregenstand,  sondern  als 
diejenige  Co nsequenz  betrachtet,  die  sich  aus  den  jeweiligen 
Machtverhältnissen  der  socialen  Bestandtheile  des  Staates  ergiebt 
und  daher  in  der  W  i  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t  des  positiven  Staatsrechts  die 
untergeordnete  Rolle  spielt.  Diese  „Satzungen  und  Normen* 
sind  nur  eine  Conclusion  aus  Prämissen  die  den  eigentlichen 
Kern  der  Wissenschaft  bilden  und  deren  natürliche  und  gesetz- 
mässige  Entwicklung,  die  Veränderlichkeit  ihres  Ausdrucks  im 
öffentlichen  Rechte  des  Staates  bedingt. 

Indem  es  sich  aber  einer  solchen  Aufgabe  unterzieht,  tritt' 
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das  positive  Staatsrecht  anzweifeihaft  in  den  Kreis  deijenigen 
Wissenschaften,  die  es  sich  zur  Aufgabe  stellen  natürliche 
Erscheinungen  zu  begreifen,  denGresetzen  ihrer  Entwicklung 
nachzuforschen,  mit  einem  Worte  ein  bedeutendes  Stück  des 
grossen  vor  unseren  Augen  sich  abspielendenNaturprocesses 
zu  erforschen  ^). 

I)  El  mOge  zur  Yergleichiuig  hier  an  die  Ansicht  Hftckels  über 
Morphologie  aLs  Wissenschaft  erinnert  werden.  Polemisirend  gegen  die 
Auffassung  der  Morphologie  als  einer  blossen  Kenn tniss,  der  in  der 
Natur  rorhandenen  organischen  Formen,  sagt  Häckel  in  der  Einleitung 
m  seiner  generellen  Morphologie:  »Wenn  die  Morphologie  ihre  eigent- 
Uche  Aufgabe  erkennt  und  eine  Wissenschaft  sein  will,  so  darf 
sie  sich  nicht  begnügen,  mit  der  Kenntniss  der  Formen,  sondern 
sie  muss  ihre  Erkenntniss  und  ihreErkl&rung  erstreben,  siemuss 
nach  den  Oesetzen  suchen  nach  denen  die  Formen  gebildet 
sind*.  Diese  Worte  passen  rollkommen  auch  auf  unsem  Gfegenstand. 
SoU  das  positiTO  Staatsrecht  eine  Wissenschaft  sein,  so  darf  es  sich  nicht 
auf  die  Kenntniss  bestehender  Normen  beschrftnken,  sondern  muss  eine 
Erkenntniss  und  Erklftrung  derselben  anstreben,  sie  muss  die  Oesetze 
aufinichen,  nach  denen  die  Entwicklung  der  staattichen  Formen  und  Nor- 
men sich  Tollzieht.  Und  auch  das,  was  Häckel  üb^r  die  »Systematikw* 
in  der  Zoologie  sagt,  passt  sehr  gut  auf  die  sog.  »juristische*  Methode 
im  Staatsrecht,  die  schliesslich  auf  ein  blosses  Schematisiren  hinausläuft 
indem  die  geltenden  Offentlichrechtlichen  Gesetzesbestimmungen  in  die 
längst  gegebenen,  bekannten  und  stereotypen  Rahmen  und  Fächer,  Ab- 
theilungen  und  Unterabtheilongen  eingeschachtelt  werden.  »Im  Grossen 
und  Ganzen  betrachtet,  sagt  Häckel,  haben  nun  die  meisten  dieser  syste- 
matischen Bestrebungen,  so  weit  sie  sich  lediglich  mit  Betrachtung,  Unter- 
scheidung und  Benennung  der  äussern  Form  der  S  p  e  c  i  e  s  beschäftigen, 
nicht  mehr  Werth  als  die  gleichen  systematischen  Bestrebungen,  welche 
zur  Anlegung  aller  möglichen  Curiositätensammlungen  führen.  Auch 
die  Liebhaber  und  Sammler  von  Kunstgegenständen  aller  Art,  können 
den  gleichen  Anspruch  auf  wissenschaftliche  Leistung  erheben*  Systema- 
tisch geordnete  Sammlungen  von  Wappen  z.  B.,  von  alten  Meubles,  Waf- 
fen, Kostümen,  von  den  neuerdings  so  beliebten  Briefmarken  und  andern 
derartigen  Kunstproducten,  können  mit  ebensoviel  Specificationssinn,  mit 
ebensoviel  Freude  und  Interesse  an  den  verschiedenen  Formen  und  ihrer 
systematischen  Gruppirung  gepflegt  werden  und  sind  sehr  häufig  mit 
mehr  logischem  Sinn  geordnet  und  classificirt  als  die  Sammlungen  von 
Schneckenschaalen,  Muschelschaalen,  Yogelbälgen  u.  s.  w.  deren  Lieb- 
haber Zoologen  zu  sein  glauben So  lange  dieser  systema- 
tische Dilettantismus  der  mit  der  Heraldik  und  Briefmarkologie  vollkom- 
men auf  einer  Stufe  der  »Wissenschaft*   steht,    nichts  Anderes  sein  will 
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§  3. 
Historisch-politische  Methode. 

Der  oben  aufgestellte  Begriff  des  positiven  Staatsrechts  er- 
fordert erstens  eine  Klarstellung  seines  Verhältnisses  zum  all- 
gemeinen oder  philosophischen  Staatsrecht  und  sodann  die  Dar- 
ling der  durch  diese  Begriffsbestimmung  bedingten,  von  der 
bisherigen  in  manchen  Punkten  abweichenden  Methode. 

Das  allgemeine  Staatsrecht  ist  bis  jetzt  als  die  Lehre  vom 
Staate  in  abstracto  dem  positiven  Staatsrechte  als  der  Lehre  von 
den  positiven  Satzungen  eines  bestimmten  Staates  entgegenge- 
setzt worden.  Man  behandelte  das  allgemeine  Staatsrecht  als  die 
Mnleitung  in  das  positive  und  machte  es  zum  Reservoir  all  der- 
jenigen allgemeinen  Grundsätze  und  Principien  die  man  sodann 
auf  das  positive  Staatsrecht,  respective  auf  die  Weiterentwicklung 
desselben  anwenden  wollte. 

Das  Verhältniss  gestaltete  sich  nun  einfach  so,  dass  man  das 
allgemeineStaatsrecht  eigentlich  nur  des  positiven  wegen  trieb;  dass 
man  dem  allgemeinen  Staatsrecht  eine  ganz  specielle  Zweckbestim- 
mung auf  das  positive  gab  und  dasselbe  je  nach  den  speciellen  im 
positiven  Staatsrechte  zu  verfolgenden  Richtungen  bearbeitete  und 
modelte  ^).   Eine  solche  Behandlung  musste  sowohl  dem  allge- 


als  eine  hamilose  G^emüths-  und  Angenergötznng,  kann  man  ihn  mhig 
gewähren  lassen.  Yon  Xo^o^  ist  in  der  einen  Logie  so  viel  als  in  der 
andern*  (Hftckel,  GenereUe Morphologie  133).  Freilich  soll  nicht  gelängnet 
werden,  dass  die  Systeme  des  positiven  Staatsrechts  insofeme  einen  p r ac- 
tis chen  Nutzen  haben  kOnnen  inwiefeme  sie  eine  leichtere  Uebersicht 
des  geltenden  Oesetzes-Materials  gewähren.  Auch  dürfen  sie  in  dieser 
Hinsicht  den  Anspruch  erheben  als  Staatsrechtslehre  zu  gelten:  Wis- 
senschaft aber  sind  sie  nicht. 

^)  In  dieser  Beziehung  machte  man  auch  aus  dem  Staatsrecht,  was 
Ottokar  Lorenz  über  Geschichte  klagt:  »eine  dienende  Magd  der  Po- 
litik S  während  dem  das  Staatsrecht  eine  ganz  ähnliche  Aufgabe  hat,  wie 
sie  dieser  ausgezeichnete  Historiker  der  Geschichte  zuweist:  »die  dunklen 
Wege  der  menschlichen  Gesellschaft  aus  ihren  natürlichen  Ursachen  zu 
erklären,  den  innem  Zusammenhang  der  Begebenheiten  aufzusuchen  und 
die  Gesetze  des  geschichtlichen  Werdens  blosznlegen*.  (Deutsche  Gesch. 
im  13.  und  14.  Jahrh.  1863.)  Nur,  dass  es  das  Staatsrecht  ausschliess- 
lich mit  staatlich-rechtlicher  Entwicklung,  mit  staatsrecht- 
lichen Erscheinungen  zu  thun  hat 
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meinen  als  ancli  dem  positiven  Staatsrecht  Eintrag  thnn.  Sie 
degradirte  das  allgemeine  Staatsrecht  zum  Dienste  des  positi- 
ven und  verleitete  das  positive  Staatsrecht  sich  in  den  ihm  durch 
das  so  tendentiös  gestaltete  allgemeine  Staatsrecht  vorgezeichne- 
ten Richtungen  mit  um  so  grösserer  Beharrlichkeit  zu  bewegen. 

Dahingegen  gestaltet  sich  das  Verhaltniss  des  positiven  zum 
allgemeinen  Staatsrecht  nach  unserer,  vom  positiven  Staatsrecht 
gegebenen  Begri&bestimmung,  ganz  anders.  Das  positive  Staats- 
recht liefert  durch  die  Betrachtung  und  Erforschung  der  öffent- 
lich-rechtlichen Entwicklung  eines  speciellen  Staates  das  einzig 
maassgebende  und  wichtigste  Material  für  das  allgemeine  oder 
philosophische  Staatsrecht  Statt  also  von  dem  Letzteren  Richtung 
und  Tendenz  zu  empfangen,  giebt  es  vielmehr  demselben  In- 
halt und  Direction.  Das  positive  Staatsrecht  verhält  sich  zum 
allgemeinen  wie  das  phisikalische  Experiment  zum  phisikalischen 
Lehrsatz;  aus  dem  positiven  Staatsrecht  schöpft  das  allgemeine 
seine  beste  Belehrung  und  das  Erstere  hat  nur  in  so  ferne  wissen- 
schaftliche Bedeutung  in  wie  fern  es  dem  Letzteren  Stoff  und  In- 
halt liefert  und  fiir  dasselbe  verwerthbar  ist 

Aus  all  dem  Gresagten  ergiebt  sich  nun  die  bei  dem  positi- 
ven Staatsrecht  zu  verfolgende  Methode  von  selbst.    Dasselbe 

muss  nämlich  seinen  Stoff und  denselben  bilden  offenbar  die 

socialen  Bestandtheile  des  Staates  —  geschichtlich  betrachten; 
es  muss  die  öffentlich-rechtlichen  Verhältnisse  dieser  Bestand- 
theile des  Staates  zu  einander,  wie  sie  allmählig  geworden 
sind  *),  darlegen  und  als  Beleg  dazu  diejenigen  Normen  anführen, 
die  der  jedesmalige  legislatorische  Ausdruck  dieser  Verhältnisse 
sind.  Diese  geschichtliche  Entwicklung  der  öffentlich-rechtlichen 
Verhältnisse  der  Staatsbestandtheile  zu  einander  hat  das  positive 
Staatsrecht  bis  zu  dem  gegenwärtigen  Augenblicke  zu  führen. 
Bei  diesem  Punkte  aber  angelangt  hat  es  seine  wissenschaftliche 
Befriedigung  nicht  in  den  Conclusionen,  betreffs  der  zukünftigen 
Weiterentwicklung  dieser  Verhältnisse  zu  suchen,   sondern  sich 


^)  »Das  positive  Staatsrecht  setzt  einen  bestimmten  Staat  Torans, 
dessen  geschichtlich  gewordenen  Organismus  es  einer  wissen- 
schaftlich-juristischen Behandlung  unterwirft*.  Herm.  Schulze:  Das 
preussische  Staatsrecht.  1872,  S.  3. 
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einfach  mit  der  £rkläraug  des  Werdeprocesses  der  gegenwärtigen 
staatsrechtlichen  Verhaltnisse  zu  begnügen. 

Es  leuchtet  ein,  dass  ein  so  behandeltes  positives  Staats- 
recht, durchaus  nicht  dazu  verdammt  ist,  einst  Makulatur  zu 
werden;  dass  es  im  Gregentheil  immer  ein  nicht  zu  entbehrendes 
Hilfemittel  und  Material  för  alle  spätere  Wissenschaft  des  posi- 
tiven und  allgemeinen  Staatsrechts  bilden  muss. 

Schon  dieser  letztere  umstand  allein  ist  der  beredtste  Ver- 
theidiger  der  hier  dargelegten  Methode  der  Behandlung  des  po- 
sitiven Staatsrechts.  Es  sprechen  aber  für  dieselbe  noch  folgende 
bemerkenswerthe  Momente. 

Erstens  die  ausdrückliche  Anerkennung  dieses  die  Be- 
handlungsmethode des  positiven  Staatsrechts  betreffenden  h  i  s  t  o- 
rischenGrundsatzes  seitens  nahmhafter  Staatsrechtslehrer, 
die  es  freilich  unterlassen  haben,  diesen  von  ihnen  ausdrücklich 
anerkannten  Grundsatz  in  ihren  positiven  Staatsrechtsarbeiten 
in  seiner  ganzen  Ausdehnung  zu  realisiren.  So  sagt  z.  B. 
Mo  hl  in  seinem  Würtembergischen  Staatsrecht:  ^)  »Nur  aus 
dem  Vergangenen  erklärt  sich  das  Bestehende;  ein  Rechtszustand 
wird  nur  von  dem  richtig  und  umfassend  überschaut,  welcher 
seine  Entwicklung  kennt  und  waren  auch  die  wesentlichsten 
Veränderungen  in  Grundsätzen  und  Formen  im  Laufe  der  Zeit 
vorgenommen  worden,  so  reichen  doch  die  frühem  Zustände,  sei 
es  in  ihren  Folgen,  sei  es  durch  ihre  Gegensätze,  häufig  in  die 
Gregenwart  herein.  Daher  geht  eine  kurze  Schilderung  der  ver- 
schiedenen früheren  staatsrechtlichen  Verhältnisse  Würtenbergs 
der  Darstellung  der  bestehenden  Einrichtungen  voraus  *. 

Zweitens,  der  Umstand,  dass  ohne  diesen  Grundsatz  in  sei- 
ner ganzen  Bedeutung  und  Wichtigkeit  anzuerkennen,  dennoch 
die  meisten  und  nahmhaflesten  deutschen  Staatsrechtslehrer  seit 
dem  Jahre  1848  durch  die  Entwicklung  der  politischen  Verhält- 
nisse fast  gezwungen  wurden,  demselben  Goncessionen  zu  machen 
und  ihren  Gegenstand,  das  deutsche  Staatsrecht,  mehr  weniger 
geschichtlich  zu  behandeln.  Die  Art  und  Weise,  wie  diese 
geschichtliche  Behandlung  sich  ihnen  von  selbst  aufdrängte, 


^)  B.  I.  Abschnitt:  »Geschichtliche  Yorkeimtiiisse*. 
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ist  sehr  interessant  und  lehrreich.  NochZöpfl  hat  in  seinen  vor 
dem  Jahre  1848  erschienenen  drei  Auflagen  der  ,  Grundsätze  des 
allgemeinen  und  deutschen  Staatsrechts'  (3.  Aufl.  Heidelberg 
1846)  auf  die  geschichtliche  Entwicklung  sehr  wenig  Grewicht 
gelegt  Er  nennt  sein  Werk  selbst  ^eine  Schrift,  die  sich  nur 
auf  dem  Boden  des  Rechts  bewegen  will*  und  fahrt  dann  also 
fort:  , Insbesondere  habe  ich  mir  angelegen  sein  lassen  die  Be- 
griffe und  das  Wesen  der  Souveränetät  undLegitimi- 
tät  einer  genauen  Untersuchung  zu  unterwerfen  und  die  Ver- 
fassung der  repräsentativen  Monarchie,  welche  auf  das  System 
der  Theilung  der  Grewalten  beruht  von  jener  Staatsform  zu  unter- 
scheiden, in  welcher  die  Bepräsentation  nur  als  Schranke  gegen 
den  Missbrauch  der  in  den  Händen  des  Monarchen  ungetheilt 
verbleibenden  Staatsgewalt  erscheint,  von  jener  Staatsform  näm- 
lich, welche  nach  Art  57  der  Wien.  Schlussacte  v.  1820  die 
einzig  zulässige  in  dem  deutschen  Bundesstaat  ist'  ^).  Offenbar 
haben  wir  es  da  also  theils  mit  juristischerSystematik,  theils 
mit  publicistischer  Polemik  zu  thun,  die  durch  einenArtikel(!) 
der  Wiener  Schlussakte  bedingt  war,  und  mit  diesem  Artikel  — 
gefallen  ist!  Der  geschichtliche  Entwicklungsprocess  und  seine 
Gresetze  war  dabei  Nebensache.  Da  kam  das  Jahr  1848.  Die 
politischen  Ereignisse  warfen  die  alten  Systeme  über  den  Haufen 
und  die  neuen  politischen  Tendenzen  schössen  weit  über  das  Ziel 
der  alten  Systeraatiker  im  Staatsrecht  hinaus.  Nun  war  es  un- 
möglich, bei  den  alten  Systemen  zubleiben,  man  musste  noth- 
wendig  das  massenhafte  neue  staatsrechtliche  Material  behan- 
deln; man  musste  die  geschichtliche  Entwicklung  der  letzten 
Jahre  bewältigen.  Und  so  begegnen  wir  denn  in  der  im  Jahre 
1855  erschienenen  4.  Auflage  des  Zöpfl'schen  Staatsrechts*)  einem 
weitläufigen  Abschnitt  über  die  „Versuche  der  Umgestaltung 
des  deutschen  Staatenbundes  in  ein  Reich  (Bundesstaat) "  worin 
die  staatsrechtliche  Entwicklung  Deutschlands  von  1848 — 1851 
behandelt  wird. 

Ein  Decennium  nach  dieser  Zöpfl'schen  Arbeit,  unternahm 


*)  Zöpfl,  1.  c.  Vorrede.     *)  Grundsätze  des  allgemeinen  und  deut- 
schen Staatsrechts. 
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68  Hmnaim  Schalze  wieder,  ein  System  des  deutschen  Staats- 
rechts zn  schreiben.  Kaum  war  aber  die  «Einleitans;'  dazu  er- 
sdhieneny  deren  erste  Abtheilang  die  allgemeinen  Gmndsätze,  die 
zweite  die  , deutsche  Staatsentwicklung*  bis  1865  enthielt,  als 
plötzlich  die  ELatastrophe  von  1866,  die  gewiss  in  k  ei n  System 
des  deutschen  Staatsrechts  hineinpasste,  dem  deutschen  Bund  und 
d«nit  auch  dem  beabsichtigten  Schulze*schen  „  System*  des  deut- 
schen Bundes-Staatsrechts  den  Garaus  machte.  Statt  an  ein 
System  musste  vor  allem  daran  gedacht  werden,  der  allemeuesten 
, deutschen  Staatsentwicklung*  gegenüber  sich  zu  orientiren 
und  das  that  denn  auch  Schulze  gar  schnell  in  der  zweiten  1867 
erschienenen  Auflage  seiner  j|E}inleitung*.  Zu  der  zweiten  Ab- 
theilung derselben  ftlgte  er  zwei  Capitel  hinzu  (VII  und  VJIl), 
worin  er  die  ,  Krisis  des  Jahres  1866  und  die  Gründung  des  nord- 
deutschen Bundes  vom  staatsrechtlichen  Standpunkt  aus  erörtert  *. 
Kaum  aber  hatten  sich  wieder  die  deutschen  Staatsrechtslehrer 
mit  dem  norddeutschen  Bund  befreundet  und  dessen  Staatsrecht 
in  ein  System  gebracht  da  kam  der  preussisch-firanzösische  Krieg 
und  die  Gründung  des  neuen  deutschen  Reiches.  Wieder  einmal 
war  man  aus  den  hübschen  Systemen  herausgeworfen  und  auf  die 
Behandlung  der  Staatsentwicklung  angewiesen.  So  wurde  denn 
das  deutsche  Staatsrecht  immer  mehr  vom  Boden  der  Systematik 
und  der  juristischen  Dialektik  auf  das  Gebiet  der  geschichtlichen 
E}ntwicklung  hinübergedrängt. 

Nach  kurzer  Unterbrechung  jedoch  nimmt  man  gegenwärtig 
im  Grefühle  der  Sicherheit  und  im  Glauben  an  die  Stabilität  der 
gewordenen  Verhältnisse,  dieSystematisirung  wieder  auf  und  die 
geschichtliche  Entwicklung  wird,  wie  das  z.  B.  bei  Rönne  der  Fall 
ist,  da  man  derselben  angesichts  der  vielen  Umwälzungen  der 
letzten  vier  Decennien  gar  nicht  aus  dem  Wege  gehen  kann,  wohl 
ebenfalls  behandelt  jedoch  nur  als  etwas  Nebensächliches  und 
fast  mit  einer  Art  Widerwillen. 

Dabei  wird,  ohne  in  die  Sache  tiefer  einzudringen,  nur  das 
allemothwendigste  aus  der  sogenannten  , äussern*  Codifications- 
geschichte  des  Staatsrechts  recapitulirt,  und  zwar  derart,  dass  es 
den  Anschein  bekommt,  als  ob  die  ganze  neueste  , deutsche 
Staatsentwicklung*  nur  so  beim  grünen  Conferenztisch  vor  sich 
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gegangen  wäre.  Die  eigentlichen  Machtfactoren«  die  diese  ganze 
Entwicklung  zu  Wege  gebracht,  die  finden  in  diesen  Darstellungen 
gar  keinen  Platz;  man  merkt  es  diesen  knappen  und  wortkargen 
Becapitulationen  gar  nicht  an,  dass  auch  die  neueste  deutsche 
StaatsentwickluDg  nicht  nach  dem  Recept  der  Staatsrechtslehrer 
mittelst  Tinte  und  Gränsekiel,  vielmehr  unter  dem  Donner  der 
Geschütze  und  dem  Geprassel  der  Hinterlader  zu  Stande  kam. 

§4. 
Laband. 

Mn  Hauptvertreter  dieses  neuerdings  wieder  zur  juristischen 
Methode  und  strengen  , Systematik*  übergehenden  deutschen 
Staatsrechts  ist  L  a  b  a  n  d  und  kein  anderes  staatsrechtliches  Werk 
ist  in  so  hohem  Grade  geeignet,  für  all  das  in  dieser  Schrift  von 
uns  über  Staatsrecht,  dessen  Wesen  und  Methode  Gresagte  einen 
Beleg  zu  bilden,  als  gerade  Labands  Staatsrecht  des  deutschen 
Reiches,  ein  Werk,  das  unstreitig  das  Beste  ist,  was  die  neueste 
deutsche  Staatsrechtsliteratur  hervorgebracht  hat  Wir  wollen 
uns  daher  zum  Schlüsse  mit  diesem  Werke  etwas  eingehender 
beschäftigen,  um  damit  so  manche  unserer  Behauptungen  über 
Staatsrecht  und  dessen  wissenschaftliche  Behandlung  zu  begründen. 

Laband  ist  ein  zu  heller  Kopf,  ein  zu  scharfer  und  nüch- 
terner Denker,  als  dass  er  nicht  das  Irrthümliche  und  Falsche 
der  Uebertragung  privatrechtlicher  Begriffe  und  privatrechtswis- 
senschaftlicher  Methode  auf  das  Staatsrecht  und  dessen  Behand- 
lung einsehen  sollte.  Indem  er  aber  daran  geht,  den  üblichen 
Bedürfnissen  der  Hochschulen  und  des  juristischen  Publikums 
Rechnung  zu  tragen  und  ein  Staatsrecht  des  deutschen  Reiches 
in  herkömmlicher  Bedeutung  zu  verfassen,  will  er  sich 
über  die  Scrupel,  die  in  ihm  aufsteigen,  mit  einer  feinen  Distinc- 
tion  zwischen  „civilistisch"  und  »juristisch*  hinweghelfen,  einer 
Distinction,  auf  die  er  viel  zu  viel  Gewicht  legt,  die  aber  im 
Grunde  nur  eine  Verschiedenheit  des  Ausdrucks  und  nicht 
des  Begriffes  ist. 

„  Die  einfache  Uebertragung  *,  meint  Laband,  ,  civilrecht- 
licher  Begriffe  und  Regeln  auf  die  staatsrechtlichen  Verbältnisse 
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igt  der  richtigen  Erkenntniss  der  letzteren  nicht  ffirderlich;  die 
civilistische  Behandlung  des  Staatsrechts  ist  eine  ver- 
kehrte. Aber  unter  der  Vernrtheilung  der  civilistischen  Me- 
thode versteckt  sich  oft  die  Abneiguoggegen  die  juristische 
Behandlung  des  Staatsrechts  und  indem  man  die  Privatrechts- 
begriffe vermeiden  will,  verstösst  mau  die  Rechtsbegriffe  über- 
haupt, um  sie  durch  philosophische  und  politische  Betrachtungen 
zu  ersetzen*. 

«Civilistisch*  und  ,  Juristisch'  —  ist  das  in  der  That  ein 
Unterschied?  Nach  alledem,  was  wir  in  dieser  Schrift  ausgeführt, 
glauben  wir  diese  Frage  entschieden  verneinen  zu  können.  Civili- 
stisch und  juristisch  sind  nur  zwei  Seiten  ein  und  desselben  Be- 
griffes den  man  eigentlich  mit  «Privatrechtlich'  am  besten  be- 
zeichnet Denn  juristisch  nennt  man  die  Art  und  Weise,  wie 
das  Privatrecht  in  Praxis  und  Lehre  behandelt  wird  und  die  wir 
genugsam  characterisirt  haben.  Diese  Art  und  Weise,  diese 
Methode  der  Behandlung  des  Privatrechts  ist  demselben  so  zu 
sagen  immanent,  sie  ergiebt  sich  mit  Nothwendigkeit  aus  der 
Natur  und  dem  Zweck  des  Privatrechts,  ohne  diese  Methode  gäbe 
es  kein  Privatrecht  denn  sie  nur  scha  f  f  t  es  und  ist  zugleich  ein 
P  r  0  d  u  c  t  desselben. 

Wenn  wir  Civilrecht  und  Privatrecht,  wie  das  allgemein 
gebräuchlich  ist,  als  ein  und  dasselbe  Recht  im  Gregensatz  zum 
Staatsrecht  nehmen,  so  ist  die  civilrechtliche  (civilistische)  oder 
privatrechtliche  Methode  eben  die  juristische,  welcher  Ausdruck 
offenbar  daher  kommt,  weil  es  Juristen  sind,  die  das  Civil-  oder 
Privatrecht  behandeln.  Zwischen  civilistischer  (civilrechtlicher) 
und  juristischer  Methode  einen  Unterschied  sehen  wollen  ist  eine 
ganz  haltlose  Haarspalterei  die  hier  bei  Laband  einfach  den  Sinn 
hat,  als  ob  er  sagen  wollte:  wir  wollen  das  Staatsrecht  nicht 
s  0  behandeln,  wie  man  das  Civilrecht  behandelt,  wir  wollen  es 
aber  doch  so  behandeln,  wie  man  das  Civilrecht  behandelt! 

Woran  hier  übrigens  Laband  denkt  und  wie  er  sich  diesen 
Unterschied  veranschaulicht,  ist  aus  dem  Zusammenhange  des  gan- 
zen Vorworts  klar.  Die  politischen  Umwälzungen  in  Deutschland 
namentlich  seit  1848,  brachten  es,  wie  wir  sahen,  nothwendiger- 
weise  mit  sich,  dass  man  die  frühere  rein  juristische  (also  privat- 
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reohtliche)  Methode  der  Behandlung  des  Staatgrechts  aufgab ;  ande- 
rerseits bewirkte  es  die  politische  Bewegung  der  Greister,  die  durch 
den  Strom  der  Ereignisse  verarsacht  war,  dass  das  Staatsrecht,  jeder 
wissenschaftlichen  Objectivität  verlustig,  reine  Tagespolitik  wurde. 
Diesem  Uebelstande  will  nun  Laband  abhelfen  und  da  seiner  An- 
sicht nach,  derselbe  daher  rührt,  dass  sich  das  Staatsrecht  „  phi- 
losophischen und  historischen  Betrachtungen  hingiebf*  so  folgert 
er  daraus,  dass  man  jede  historisch-politische  Methode  aufgeben 
und  zur  , juristischen'  zurückkehren  müsse,  wobei  er  seine  be- 
rechtigten Bedenken  bezüglich  der  «Uebertragung  dvilrechtlicher 
Begriffe  und  Regeln  auf  staatsrechtliche  Verhältnisse*  mit  den 
erw&hnten  und  offenbar  haltlosen  Distinctionen  zwischen  dvil- 
rechtlich  und  juristisdi  beschwichtigt 

Lab  and  ist  nun  vor  allem  im  Lrrthum  über  die  Ursache 
der  Erscheinung,  dass  während  der  jüngsten  politischen  Um- 
wälzungen in  Deutschland  das  Staatsrecht  ,auf  das  Niveau  der 
politischen  Tagesliteratur  'hinabsank.  Nicht  die  unjuristische,  nicht 
die  historisch-politische  Methode  trägt  Schuld  daran:  nur  ein- 
fach der  Umstand,  dass  das  Staatsrecht  einerseits  diejenigen 
Schranken  überschritt,  die  ihm  als  Wissenschaft  gezogen  sind  d.  h., 
dass  es  sich  an  unfertige,  in  der  Umgestaltung  begriffene  Grebilde 
wagte,  und  dass  es  diese  in  der  Umwandlung  begriffenen  Ver- 
hältnisse zu  dem  Zwecke  unter  gewisse  historisch-politische -Gre- 
sichtspunkte  brachte  um  dadurch  auf  deren  schliessliche  Ge- 
staltung einen  Einfluss  zu  gewinnen.  Uebrigens  bediente  man  sich 
während  dieser  Zeit  ebensowohl  der  sog.  juristischen  Methode, 
indem  man  durch  Aufstellung  und  „juristische*  Begründung  von 
Begriffen,  wie  Bundesstaat,  Einheitsstaat,  Staatenbund,  Souveräne- 
tät,  Landeshoheit  etc.  denselben  Zweck  verfolgte,  damit  aber 
gegen  all  und  jede  Wissenscbaftlichkeit  sich  schwer  versündigte. 
Das  Ende  vom  Lied  war,  dass  die  Entwicklung  der  Ereignisse 
jenen  sowohl  historisch-politischen  wie  auch  juristischen  Construc- 
tionen  ein  schmähliches  Ende  bereitete  und  dieselben  obendrein 
als  tendentiöse  „  Tagesliteratur  **  brandmarkte.  Aber  nicht  die 
historisch -politische  Methode  ist  an  diesem  Niedergange  des 
Staatsrechts  Schuld,  nur  einzig  die  Ausserachtlassung  der  Be- 
dingungen die  dem  Staatsrecht  als  Wissenschaft  durch  das  Wesen 
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der  Wifisensohaft  gestellt  sind.  Lässt  das  Staatsrecht  diese  Be- 
dingangen  ausser  Acht  und  mischt  sich  in  den  Streit  der  Par- 
teien oder  will  gar  seine  Gonstructionen,  seien  es  historisch- 
politische oder  juristische,  den  sich  vollziehenden  anfertigen  Gre- 
staltongen  aufdrängen,  dann  hört  es  freilich  auf  Wissenschaft  zu 
sein  und  verdient  den  Labiuid*schen  Vorwurf  in  vollem  Maasse, 

Aber  nicht  die  Methode  ist  Schuld  daran:  nur  die  Ueber- 
schreitung,  der  der  Wissenschaft  einzig  und  allein  zustehenden 
und  geziemenden  Grenzen. 

Eine  solche  Ueberschreitung  liegt  dann  vor,  wenn  sich  Staats- 
rechtslehrer über  die  erste  beste  auftauchende  Tagesfirage,  die 
ohne  Ptäoedenz  und  ohne  Entwicklung  dasteht,  stürzen  und  die- 
selbe ,  blindwUthend  '^  zu  einem  Buche  verarbeiten.  Solche  Fra- 
gen gehören  nähmlich  ausschliesslich  der  Publicistik,  den  Zeitungs- 
artikeln an. 

Denn  die  Publicistik  hat  ihren  Werth  und  ihre  Bedeutung 
nicht  etwa  durch  den  Wahrheitsgehalt  ihrer  Gredanken,  sie  ist 
ja  keine  Wissenschaft  und  soll  keine  sein;  die  Publicistik  ist  p  o  1  i- 
tische  Action  undhatso  viel  Werth  wie  viel  politische  Macht 
hinter  ihr  steht  Ein  Zeitungsartikel  braucht  gar  keinen  wissen- 
schaftlichen Werth  zu  haben:  Werth  und  Bedeutung  verleihen 
ihm  die  politischen  Factoren,  sei  es  die  öffentliche  Meinung,  eine 
politische  Partei  oder  eine  bedeutende  Persönlichkeit,  deren  Be- 
strebungen in  demselben  ihren  Ausdruck  finden.  Was  bedeutet 
nun  ein  in  die  Form  eines  Buches  gebrachtes  Raisonnement  über 
eine  schwebende  oder  gar  frisch  aufgetauchte  Tagesfrage?  Ab- 
gesehen von  der  vollkommenen  Impotenz  der  juristischen  Methode 
solchen  politischen  Fragen  gegenüber  kann  auch  von  einer 
wissenschaftlichen,  historisch-politischen  Behandlung  solcher  auf- 
tauchenden und  noch  unreifen  Erscheinungen  und  Fragen,  der 
Natur  der  Sache  nach,  gar  keine  Rede  sein. 

Es  bleibt  also  nothwendigerweise  bei  einem  eitlen  Hin-  und 
Herreden,  halb  im  Zeitungs-  halb  im  Gelehrtenton,  über  den 
gewählten  Gegenstand,  das  nicht  nur  gar  keine  wissenschaftliche 
sondern  auch  gar  keine  actuelle,  politische  Bedeutung  hat,  da 
hinter  demselben  weder  die  öffentliche  Meinung,  noch  eine  poli- 
tische Partei  und  auch  keine  politisch  bedeutende  Persönlichkeit, 
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sondern  einfach  ein  Staatsrechtslehrer  steckt,  der  gerade  das  Be- 
dürfniss  hatte,  ein  , staatsrechtliches*  Buch  fertigzubringen. 

Indem  aber  Laband  die  historisch-politische  Methode  aus 
dem  Grande  verdammt,  weil  das  deutsche  Staatsrecht  insbeson- 
dere in  der  Üebergangs-Zeit  von  1866  bis  1872  bei  der  Be- 
handlung solcher  anfertigen  Grestaltungen  »auf  das  Niveau  der 
Tagesliteratur'  hinabsank:  schüttet  er  das  Kind  mit  dem  Bade 
aus.  Wenn  er  nun  in  der  Verzweiflung  und  um  nicht  in  derFluth 
der  Tagesliteratur  unterzusinken  den  Strohhalm  der  ,  juristischen 
Methode'  ergreift:  so  giebt  er  sich  einer  puren  Täuschung  hin, 
denn  wir  werden  es  sehen,  dass  er  auf  diese  Weise  vom  Regen 
unter  die  Traufe  geräth  und  einfach  in  die  von  ihm  selbst  als 
, verkehrt'  bezeichnete  , civilistische  Behandlung  des  Staats- 
rechts' verfallt. 

Denn  diese  , verkehrte'  Behandlung  besteht  nach  seiner 
eigenen  Aussage  in  der  ,  einfachen  Uebertragüug  civilrechtlicher 
Begriffe  und  Regeln  auf  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse',  und 
dass  er  diess  durchwegs  und  überall  dort  thut,  wo  seine  Dar- 
stellung nicht  in  ganz  trockene  Aufzählung  von  Verwaltungsein- 
richtungen und  Inhaltsangaben  von  Regierungsverordnungen  aus- 
artet, das  werden  wir  gleich  sehen. 

Machen  wir  uns  zuerst  klar,  was  Laband  selbst  unter  juri- 
stischer Methode  versteht,  wie  er  selbst  diese  Methode  definirt? 
Er  erklärt  sich  darüber  ganz  deutlich  I.  S.  67  in  folgender  Stelle: 
„  Besteht  aber  der  Zweck  jeder  j  uristischen  Construction  darin, 
ein  einheitliches  Princip  für  die  rechtliche  Beurtheilung 
eines  Inbegriffs  von  Thatbeständen  und  Rechtsbeziehungen  zu 
finden  .  .  .  .' 

Also  darum  handelt  es  sich  ihm  vomemlich  bei  der  juri- 
stischen Methode  „ein  einheitlichesPrincip  zu  finden' 
von  dem  aus  er  sodann  einen  „  Inbegriff  von  Thatbeständen  und 
Rechtsbeziehungen'  (also  im  Staatsrecht  die  öffentlichrechtlichen 
Verbältnisse)  „rechtlich',  d.  h.  vom  Standpunkt  des  Rechts 
y,  beurtheilen  '  könnte.  Diese  „  rechtliche  Beurtheilung  "  besteht 
aber  jedesmal  offenbar  in  dem  Versuche  diese  „  Thatbestände 
und  Rechtsbeziehungen*  aus  dem  „einheitlichen  Principe*  ab- 
zuleiten. Gelingt  diese  Ableitung,  geht  sie  gut  und  bequem  von 
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Statten,  so  wird  der ,  Thatbestand  and  die  Beziehung  *  als  « recht- 
lich ^  im  entgegengesetzten  Falle  als  nichtrechtlich  bezeichnet, 
wobei  dem  auf  diese  Weise  als  nicht  rechtlich  sich  erweisenden 
Thatbestand  allsogleich  der  Weg  zur  Gorrectur  angewiesen  wird, 
der  nun  darin  besteht,  sich  jenem  «einheitlichen  Prinoip'  anzu- 
passen und  unterzuordnen. 

Dieses  Aufsuchen  eines  einheitlichen  Prindps  aber  ist  oft 
nichts  anderes,  als  die  Aufstellung  eines  willktlhrlichen  j,  Ober- 
b^riffes'  für  gegebene  staatliche  Thatsachen  und  Verhältnisse. 
fSne  solche  ,  höhere  Begriffs-Kategorie*  leistet  dann  fOr  die  juri- 
stische Oasuistik  dieselben  erwünschten  Dienste,  wie  ein  »ein- 
heitliches Princip'.  Denn  aus  diesem  (willkührlichen)  »Ober- 
begriff'^ wird  dann  die  gegebene  Thatsache  oder  das  gegebene 
Verhältniss  , abgeleitet'  d.  h.  es  wird  untersucht,  ob  sich  die 
gegebene  Thatsache  aus  diesem  »  Oberbegriff''  ergiebt  und  somit 
wird,  was  beabsichtigt  wurde  erreicht,  nftmlich  ein  Standpunkt 
(frrilioh  ein  ganz  willkührlicher)  zur  » rechtlichen  *  Beurtheilung 
dergegebenen  staatlichen  Thatsachen  und  Verhältnisse  gewonnen. 

Das  ist  die  »juristische*  Methode  Labands,  die  er  in  der 
That  in  seinem  Werke  überall  da  anwendet,  wo  er,  wie  gesagt^ 
durch  die  Natur  des  zu  bearbeitenden  Stoffes  nicht  zu  blosser 
Inhaltsangabe  von  Regierungsverordnungen  gezwungen  ist,  was 
trotz  aller  »juristischen  Methode*  nur  zu  häufig  vorkommt 

Bevor  wir  nun  aber  Liaband  bei  dieser  seiner  Arbeit  be- 
obachten, bevor  wir  seine  Anwendung  der  »juristischen  Methode* 
auf  die  staatlichen  Verhältnisse  im  Einzelnen  verfolgen:  wollen 
wir  zuerst  theoretisch  den  Beweis  liefern,  dass  die  von  ihm  so- 
genannte juristische  Methode,  die  nach  seiner  Erklärung  in  der 
Aufstellung»  einheitlicher  Principienf&rdie  rechtliche  Beurtheilung 
von  Thatbeständen  und  Rechtsbeziehungen  *,  in  der  »  Aufsuchung 
der  höheren  juristischen  Begriflfe-Kategorie*  (Band  I  S.  56)  be- 
stehen soll,  dass  sagen  wir,  diese  Methode  im  Staatsrecht  ganz 
am  unrechten  Platz  und  vollkommen  unzulässig  ist,  dass  sie  hier 
gar  keine  Anwendung  finden  kann. 

Was  verstehen  wir  in  der  Jurisprudenz  unter  einem  Princip, 
was  ist  in  der  Jurisprudenz  ein  oberstes  Princip  von  dem  aus 
juristische  Thatsachen  und  Verhältnisse  beurtheilt  werden  können? 
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Wir  sahen,  wie  die  Jorispradenz  mit  einer  der  Natiir  der 
Sache  nach  beschränkten  Anzahl  von  gesetzlichen  Bestim- 
mungen üch  dem  schrankenlosen  Gewoge  des  Lebens,  wie 
ue  mit  em^  verhältnissmässig  geringen  Anzahl  von  Ge- 
setzen sich  den  zahllosen  Verhältnissen  and  Gombinationen 
der  Wirklichkeit  gegenüber  gestellt  sieht.  Was  thut  sie  nun  da» 
was  muss  sie  da  than  um  mit  jener  geringen  Anzahl  von  Be- 
stimmungen diese  zahllosen  Fälle  und  Verhältnisse  za  be- 
wältigen ? 

Sie  muss  folgendes  thun  und  thut  es.  Sie  trachtet  aus 
einer  Grruppe  von  gesetzlichen  Bestimmungen  oder  Bechtssätzen 
überhaupt,  die  sich  auf  ähnliche  Verhältnisse  beziehen,  einen 
gemeinsamen  Gredanken,  einen  ,  höheren  Begriff*  zu  abstrahiren, 
der  in  sich  ein  oder  mehrere,  dieser  Gruppe  von  Bechtssätzen  zu- 
kommenden Merkmale,  vereinigt 

Diesen  gemeinsamen  Gedanken,  diesen  ,  höheren  Begriff'' 
stellt  sie  als  ,  einheitliches  Prindp  *  als  einen  obersten  Bechts- 
grundsatz  hin,  aus  dem  sich  selbstverständlich  jeder  einzelne  aus 
jener  Gruppe  von  Bechtssätzen  «ergiebt''  und  aus  dem  sie  bei 
neuen,  im  Leben  auftauchenden  Fällen  und  Verhältnissen  die 
entsprechenden  Bechtssätze  ableitet.  Was  giebt  nun  aber  die- 
sen „  einheitlichen  Principien  *',  diesen  obersten  Bechtsgrundsätzen 
diesen  ,  höheren  juristischen  Begriffen  *  ihr  Ansehen,  ihre  Geltung, 
ihre  Kraft?  Nichts  anderes  als  was  allem  Becht  sein  Ansehen 
und  seine  Kraft  verleiht:  die  stillschweigende  oder  ausdrückliche 
Anerkennung  des  Gesetzgebers,  des  Staates.  Wenn  z.  B.  aus  den 
geltenden  Bechtssätzen  und  Gesetzesbestimmungen  über  den 
Kauf,  über  das  Darlehen,  über  das  Deposit,  die  Jurisprudenz  sich 
eine  »höhere  Begriffs-Kategorie*  des  Vertrages  bildet  und 
aus  den  Merkmalen  dieser  einzelnen  Geschäfte  ein  ,  einheitliches 
Princip  •  von  der  bindenden  Kraft  der  gegenseitigen  Willensüber- 
einstimmung abstrahirt,  um  auf  diese  Weise  einen  Standpunkt 
zur  «rechtlichen  Beurtheilung *  unzähliger,  ähnlicher  «That- 
bestände  und  Bechtsbeziehungen *  zu  gewinnen:  so  erhält  ihr 
»einheitliches  Princip*  erst  die  stillschweigende,  gelegentlich 
aber  auch  die  ausdrückliche  Sanction  des  Gesetzgebers  und 
der  von  ihr  gebildete  höhere  Begriff  vom  ,  Vertrage*  wird,  da  er 
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sich  practiscb  erweist,  vom  Gesetzgeber  bereitwillig  acceptirt 
Oder  wenn  die  Jurisprudenz  die  mannigfachen  Formen  und  Arten 
des  Besitzes  und  die  über  denselben  geltenden  Rechtssätze  und 
Bestimmungen  vergleichend,  den  höheren  Begriff  des  Eigenthums 
bildet  und  das  ,  einheitliche  Prmcip  ^  von  der  ausschliesslichen 
Herrschaft  des  Eigenthümers  über  sein  Eigenthum  hinstellt  und 
damit  einen  höheren  Standpunkt  zur  Beurtheilung  unzähliger 
möglicher  Fälle  und  Verhältnisse  des  Besitzes  gewinnt:  so  ist 
es  nur  im  Interesse  des  Staates  und  des  Gresetzgebers,  diese  „  festen 
Grundlagen  '^  des  Rechtsgebäudes  zu  acceptiren  und  anzuerkennen, 
was  er  auch,  erst  stillschweigend  und  dann  ausdrücklich  im  Gre- 
setze  thut 

Auf  diese  Weise  entstehen  die  «festen  Grundlagen*  des 
Rechts  und  der  Rechtswissenschaft  und  die  juristische  Methode 
beruht  dann  darauf,  aus  diesen  „  höhern  Begri&-Kategorieen ' 
alle  die  Rechtsinstitute-  und  Verhältnisse  abzuleiten  und  die- 
selben vom  Standpunkte  der  » einheitlichen  Principien  *  zu  be- 
urtheilen.  Diese  ihre  , Grundlagen*  aber  sind  nicht  etwa  Trug 
und  Selbsttäuschung  —  sie  sind  in  der  That  feste  Grundlagen  da 
sie  der  Staat  als  solche  anerkennt  und  diese  Anerkennung  so  sehr 
im  Lebensinteresse  jedes  Staates  als  solchen  liegt,  dasssie  nach 
dem  Sturz  des  einen  Staates  ihrer  Anerkennung  von  jedem  fol- 
genden gleich  wieder  sicher  sein  können  und  daher  in  der  That 
fester  sind,  als  die  Staaten  selbst  und  diese  letzteren  überleben. 

Ist  das  nun  aber  auch  alles  beim  Staatsrecht  der  Fall  ? 
Kann  auch  das  Staatsrecht  zu  solchen  festen  Grundlagen  ge- 
langen, kann  es  solche  „höhere  juristische  Begriffs-Kategorieen' 
kann  es  solche  , einheitliche  Principien*  mit  der  Zuversicht  bil- 
den, dass  ihm  dieselben  zur  Ableitung  der  staatlichen  Thatbe- 
stände  und  Rechtsbeziehungen,  behufs  Normirung  und  Regelung 
derselben,  ihre  Dienste  nie  versagen  werden  ?  dass  sie  solche  feste 
Grundlagen  bilden  werden,  auf  die  sich  die  Staatsrechtslehre 
ebenso  stützen  und  auf  ihnen  bauen  könnte,  wie  die  Privatrechts- 
wissenschaft auf  den  oben  beispielsweise  angeführten?  Darauf 
müssen  wir  entschieden  mit  „  Nein  *  antworten  und  wollen  die 
Ursachen  gleich  nachweisen. 

Die  verschiedenen  Bestimmungen  des  Privatrechts,  können 
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wohl  auf  logischem  Wege  unter  höhere  Begrijßfe  und  einheitliche 
Principien  gebracht  werden  und  diese  bilden  desswegen  feste 
Grundlagen  des  Privatrechts  und  der  Privatrechtswissenschaft, 
weil  der  Staat,  der  diese  verschiedenen  Bestimmungen  setzte,  an 
der  Grewinnung  jener  „festen  Grundlagen"  mit  Hinsicht  auf  die 
innere  Rechtsordnung  ein  eminentes  Interesse  hat,  sich  also  der 
Logik  der  durch  ihn  erlassenen  Bestimmungen  gerne  fugt. 

Denn  nicht  sich  selbst  und  seine  Herrschaft  sondern 
etwas  ganz  Untergeordnetes,  die  von  ihm  erlassenen  Bestinunun- 
gen,  das  von  ihm  gesetzte  Privatrecht  unterstellt  er  den  Gesetzen 
dieser  Logik. 

Will  man  aber  diese  logische  Operation  mit  dem  Staate 
selbst,  mit  seiner  Herrschaft,  ihren  obersten  Attributen  und  wich- 
tigsten Functionen  vornehmen:  so  zeigt  es  sich  erstens,  dass  sich 
hier  gar  keine  solchen  höheren  Begriffe  und  einheitliche  Prin- 
cipien bilden  lassen  und  zweitens,  dass  die  wirkliche  und  noth- 
wendige  Entwicklung  des  Staates  aller  solchergestalt  etwa  ge- 
bildeten Begriffe  und  Principien  spottet 

Denn,  welcher  „höheren  Begriffs-Kategorie",  welchem  „ein- 
heitlichen Princip"  lässt  sich  z.  B.  der  Staat  selbst,  oder  auch 
nur  ein  gegebener  Staat  unterordnen,  in  der  Weise,  dass  wir  da- 
mit eine  feste  Grundlage  zu  seiner  Beurtheilung  gewinnen? 
Höchstens  einem  aus  der  Geschichte  entnommenen  Begriffe 
vom  Staat!  Kann  aber  ein  solcher  j  e  eine  feste  Grundlage  zur 
Beurtheilung  staatlicher  Verhältnisse  werden?  Nie!  Denn  die 
uns  vorliegende  Geschichte,  der  wir  einen  solchen  Begriff,  ein 
solches  einheitliches  Princip  entnehmen,  ist  eine  unendliche 
Entwicklungsreihe,  von  der  wir  nur  den  kleinsten  Anfang 
übersehen  können.  Was  sind  die  6000  Jahre  bekannter  Ge- 
schichte im  Verhältniss  zu  der  unendlichen  Entwicklungsreihe 
die  noch  vor  uns  liegt?  was  ist  die  kurze  Spanne  bekannter,  ver- 
gangener Geschichte  zu  der  unendlichen  Zukunft,  die  wir  nicht 
kennen?  Jeder  höhere  Begriff  also,  jedes  einheitliche  Princip, 
dass  dieser  unfertigen  und  noch  ganz  unreifen  Entwicklungs- 
reihe entnommen  ist,  muss  ja  nothwendigerweise  unfertig  und 
schwankend  sein  und  jeder  weitere  Schritt  dieser  Entwicklung, 
jede  neue  beginnende  Phase  derselben  zeigt  die  Haltlosigkeit 
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dieses  ,  höheren  Begriffes",    die  Hohlheit  dieses  „einheitlichen 
Principes". 

Auf  dem  Grebiete  des  Privatrechts  Hessen  sich  solche  „höhere 
Begri&-Kategorien"  und  die  ihnen  zukommenden  „einheitlichen 
Principien"  sehr  wohl  bilden,  da  man  doch  die,  wenn  auch  noch 
so  zahlreichen  ähnlichen  Verhältnisse  z.  B.  alle  möglichen  Ver- 
träge leicht  überblicken  kann.  Uier  haben  wir  es  also  im  Grossen 
Ganzen  mit  geschlossenen  Gruppen  mit  vollendeten  Entwicklungs- 
reihen zu  thun ;  hier  können  wir  sehr  wohl  die  „höheren  juristi- 
schen Begrifife-Kategorieen"  und  „einheitlichen  Principien"  bilden 
und  hinstellen;  auf  dem  Gebiete  des  Staatsrechts  mit  nichten! 
Wie  wollen  wir  einen  gegebenen  Staat,  eine  thatsächliche  Herr- 
schaftsordnung  unter  eine  solche  höhere  Begri&-Kategorie  und 
ein  einheitliches  Princip  bringen,  da  wir  doch  die  unendliche  in 
der  Zukunft  sich  vollziehende  Entwicklungsreihe  der  Staatsformen 
und  Herrschaftsorganisationen  gar  nicht  voraussehen  können. 
Zweitens  aber,  wie  verschieden  ist  die  Folge  eines  solchen 
^Juristischen"  Verfahrens  beim  Privat-  und  beim  Staatsrecht! 
Auch  im  Privatrecht  kann  es  sich  ereignen  und  ereignet  sich  oft, 
dass  die  Entwicklung  des  Verkehrs  neue  Verhältnisse  schafil, 
die  unter  die  bisherigen  höheren  Begriffs-Kategorieen  schlecht  oder 
gar  nicht  passen.  So  können  mit  der  Entwicklung  des  Verkehrs 
Geschäfte  aufkommen,  die  der  wesentlichen  Merkmale  des  „Ver- 
trags" ermangeln ;  es  können  Besitzarten  aufkommen  (z.  B.  solche 
an  Inhaber-Papieren  u.  dgl.)  die  unter  die  bisherigen  Begriffe  und 
Principien  vom  Eigenthum  sich  nicht  gut  subsumiren  lassen.  Im 
Privatrecht  jedoch  verschlägt  das  wenig.  Gut  oder  minder  gut 
—  ist  kein  anderer  Oberbegriff  vorhanden,  so  muss  sich  das  neue 
Rechtsverhältniss  eben  fügen,  es  wird  in  den  alten  Oberbegriff 
„schlecht  und  recht"  hineingezwängt  —  und  muss  sich  einem 
alten  Princip  das  auf  es  nicht  passt,  unterwerfen  —  so  lange  bis 
die  Rechtswissenschaft  für  die  neuen  Verhältnisse  neue  Begriffe 
und  Principien  aufstellt,  die  der  Gesetzgeber  dann  wieder  sanc- 
tionirt.  So  lange  aber  diess  letztere  nicht  geschieht  werden  eben 
im  practischen  Rechtsleben  neue  Verhältnisse  alten  Begriffen 
unterstellt  und  nach  alten  Principien  behandelt.  Aber  diese  Be- 
griffe und  Principien  haben  ihre  Kraft  behalten,  haben  ihren 
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wichtigen  Posten  in  der  Rechtswissenschaft  so  lange  be- 
hauptet bis  sie  von  neaen  abgelöst  wurden. 

Nicht  so  im  Staatsrecht.  Dass  hier  die  Bildung  höherer 
Begriffe,  die  Aufstellung  einheitlicher  Principien,  wenn  nicht  ganz 
unthunlich,  so  doch  viel  schwieriger  ist,  wie  im  Privatrecht,  zeig- 
ten wir  schon.  Gresetzt  aber  und  diese  Fälle  kamen  vor,  man 
habe  einen  gegebenen  Staat,  eine  gegebene  Herrschaftsordnung, 
ihre  einzelnen  Functionen  und  Wirkungskreise  theoretisch  unter 
solche  „höhere  Begriffe'*  gebracht  und  mit  diesen  Begriffen  im 
Einklang,  für  dieselben  solche  offenbar  willkührliche  oberste  Prin- 
cipien proclamirt 

Nicht  för  einen  Augenblick  der  geschichtlichen  Entwicklung 
halten  diese  Begriffe  und  Principien  vor;  sie  haben  rein  gar  keine 
Bedeutung,  wenn  es  sich  um  die  mindeste  Machtentfaltung  und 
Eraftäusserung  des  Staates  handelt  Wenn  die  Staatsgewalt  ihre 
Herrschaft  übt  und  geltend  macht:  haltlos  und  werthlos  müssen 
da  die  höheren  Begriffe  und  Principien  den  Bedürfhissen  und 
Interessen  des  Augenblicks  weichen.  Wohlgemerkt  sprechen  wir 
hier  nur  von  der  Bildung  und  Aufstellung  rein  politischer 
Oberbegriffe  und  Principien.  Denn  den  zweiten  möglichen  Fall 
der  bei  Staatsrechtslehrern  oft  vorkommt,  dass  sie  um  staatliche 
Verhältnisse  zu  erklären,  zu  privatrechtlichen  also  rein 
juristischen  Oberbegriffen  und  Principien  ihre  Zuflucht  nehmen, 
dass  sie  z.  B.  den  Staat  als  juristische  Person  oder  als  eine  Societät 
auffassen,  lassen  wir  hier  als  ganz  haltlos  bei  Seite.  Diese  ,Juri- 
stische"  Methode  verurtheilt  ja  auch  Laband  als  „civilistisch'' 
und  nennt  sie  .,verkehrt",  wie  wohl  er  selbst  sich  ihrer,  wie  wir 
das  sehen  werden,  manchmal  bedient.  Wir  haben  hier  also  nur 
die  Bildung  von  politischen  Oberbegriffen  und  Aufstellung 
politischer  Principien  im  Auge. 

Was  halfen  im  Jahre  1866  alle  solche  höheren  Begriffe 
über  Bundesstaat  und  Staatenbund  als  Preussen  das 
Werk  der  Einigung  Deutschlands  mittelst  seiner  Hinterlader 
begann?  Was  halfen  alle  diese  Oberbegriffe  und  Principien  im 
Jahre  1871  als  es  dieses  Werk  fortsetzte?  Und  alle  die  vom 
heutigen  deutschen  Staatsrecht  über  das  „Reich"  und  „die  Staa- 
ten", über  Reichs-  und  Landeshoheit   gebildeten  Begriffe   und 
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Principien  werden  wahrscheinlich  ebenso  wenig  nützen,  wenn 
einst  Preussen  die  Macht  erlangt,  das  nur  bis  zur  Hälfte  ge- 
diehene Werk  zu  vollenden,  oder  wenn  die  „Länder"  die  Macht 
erringen,  die  „Reichshoheit"  von  sich  abzuschütteln.  Oder  was 
haben  in  den  Jahren  1861 — 67  all  die  „höheren  Begrifife"  über 
Gestenreich  als  Einheitsstaat  und  die  daraus  abgeleiteten  Princi- 
pien (siehe  unter  andern Lustkandl's  österr.  Staatsrecht!)  genützt 
als  Oesterreich  kraft  der  geschichtlichen  Entwicklung  ein  „duali- 
stischer Staat"  ward  und  alle  ihm  imputirten  Lustkandrschen 
Begriffe  und  Principien  Makulatur  wurden  ? 

Während  also  im  Privatrecht  die  Bildung  jener  höheren 
Begriflfe-Kategorieen  und  Aufstellung  von  Principien  bei  der  gros- 
sen durch  die  Natur  der  innem  staatlichen  Rechtsordnung  gege- 
benen und  durch  die  Staatsgewalt  geschützten  und  gewährleiste- 
ten Stabilität  des  Privatrechts  und  seiner  Institute  für  alle 
Fälle  ihre  grosse  Bedeutung  und  ihren  grossen  Nutzen  hat:  so 
ist  dieselbe  im  Staatsrecht  vollkommen  nutzlos,  ja  noch  mehr 
ineführend  und  daher  geradezu  schädlich. 

Kehren  wir  nun  nach  dieser  theoretischen  Widerlegung  der 
speciell  von  Laband  empfohlenen  juristischen  Methode  im  Staats- 
recht zu  seinem  deutschen  Staatsrecht  zurück  um  hier  im  Ein- 
zelnen die  Art  und  Weise  wie  e  r  diese  Methode  anwendet,  zu 
beleuchten. 

Laband  fangt  nach  herkömmlicher  Weise  damit  an,  die 
„rechtliche  Natur  des  Reiches"  zu  untersuchen.  Was  bedeutet 
nun  aber  die  „rechtliche  Natur*'  eines  gegebenen  Staates?  Wenn 
wir  im  Privatrecht  irgend  einen  speciellen  Vertrag  vor  uns  haben 
so  fragen  wir  nach  der  rechtlichen  Natur  desselben  d.  h.  ob  es 
ein  Kauf  oder  ein  Darlehen  oder  Schenkung  sei?  Was  bedeutet 
es  aber  bei  einem  gegebenen  Staat,  also  hier  beim  deutschen 
Reich  nach  der  „rechtlichen  Natur*'  zu  fragen?  Jeder  Staat  und 
also  auch  das  deutsche  Reich  ist  eine  geschichtliche  Thatsache 
die  nicht  in  die  Kategorieen  des  Rechts  fällt  und  die  nach  dem,  was 
wir  soeben  oben  ausführten,  da  die  geschichtliche  Entwicklungs- 
reihe keine  vollendete  ist,  auch  keiner  der  aus  der  Vergangen- 
heit entnommenen  , höheren  Begriffs-Kategorie*  sich  unterzu- 
ordnen braucht.     Das  heutige  deutsche  Reich  ist  eben  das  heu- 
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tige  deutsche  Reich  —  es  braucht  unter  gar  keine  höhere  Be- 
griflPs-Kategorie  und  gar  unter  eine  „rechtliche*  oder,  juristische* 
sich  subsumiren  zu  lassen.  Der  Staat  liegt  gar  nicht  innerhalb 
des  Grebietes  des  Rechts  und  hat  gar  keine  rechtliche  —  sondern 
nur  eine  geschichtliche  oder  staatliche  Natur.  Er  ist  eine  That- 
sache,  eine  geschichtliche  Erscheinung.  Jeder  spezielle  Staat  hat 
als  individuelle  Erscheinung  nur  den  generellen  Begriff  des  Staa- 
tes als  einer  Herrschaftsordnung  unter  Menschen  zu  seinem  Ober- 
begriffe. Dieser  Oberbegrifl  ist  aber  weder  ein  rechtlicher  noch 
ein  juristischer,  sondern  lediglich  ein  geschichtlicher.  Die  übli- 
chen langen  Discusionen  aber  der  Staatsrechtslehrer  über  die 
, rechtliche  Natur*  der  einzelnen  Staaten  haben  einen  doppelten, 
schlecht  maskirten  Zweck:  erstens  in  ganz  ungerechtfertigter 
Scheu  vor  der  Wahrheit  die  nicht  rechtliche,  sondern  ge- 
schichtliche Entstehung  des  Staates  zu  verdecken  und  zwei- 
tens durch  die  Aufstellung  irgend  welcher  ad  hoc  tendentiös  ge- 
wählten ,  höheren  juristischen  Begriflfe-Kategorie  *  sich  die  Fa- 
bricirung  von  tendentiösen  »Principien*  fiir  den  betreffenden 
Staat,  zu  erleichtem. 

und  so  antwortet  auch  Laband  auf  die  Frage,  was  denn 
das  deutsche  Reich  sei,  erstens  damit,  dass  es  —  ein  Staat  und 
zweitens,  dass  es  —  ein  zusammengesetzter  Staat  und  endlich, 
dass  es  —  ein  Bundesstaat  (im  Gegensatz  zum  Staatenbund)  sei  ^). 

Was  ist  nun  mit  dieser  „  höheren  Begriffs-Kategorie  **  ge- 
wonnen ?  Lässt  sich  aus  ihr  für  die  „  rechtliche  Beurtheilung  *  des 
deutschen  Reiches,  irgend  welches  „  einheitliche  Princip  *  dedud- 
ren  und  hat  eine  solche  „rechtliche  Beurtheilung"  irgend  eine 
Bedeutung? 

Auf  die  richterliche  Entscheidung  eines  Privatrechtsfalles 
mag  die  Aufstellung  eines  „höheren  juristischen  Begriffes*  und 
eines  „  einheitlichen  Principes  *  allerdings  einen  Einfluss  haben : 
aber  die  Thätigkeit  einer  Staatsgewalt,  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung eines  Staates,  die  Machtentfaltung  der  obersten  Gewalt 
des  deutschen  Reiches,  lässt  sich  durch  den  noch  so  klar  deducir- 
ten  Schulbegriff  des  Bundesstaates  von  der  Bahn,  auf  die  sie  durch 
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ihre  Interessen  einmal  gewiesen  ist,  nicht  um  eines  Haares  Breite 
abdrangen. 

Nun  muss  man  vernünftigerweise  annehmen,  dass  sich  die 
deutschen  Staatsrechtslehrer  doch  nicht  mit  vollem  Bewusstsein 
seit  der  Entstehung  des  deutschen  Bundes  einer  unnützen  Begriflfe- 
spielerei  über  Staatenstaat,  Bundesstaat  und  Staatenbund  hin- 
geben. Es  bleibt  also  nur  die  Annahme  als  gerechtfertigt  übrig, 
dass  all  diese  Deductionen  eine  Tendenz  verfolgen  und  zwar  ist 
hier  eine  doppelte  Tendenz  offenbar.  Man  beabsichtigte  einerseits 
durch  die  Erklärung,  dass  der  Bundesstaat  eine  stramme  Central- 
Obergewalt  verlangt  die  politischen  Bestrebungen  einer,  nach  einer 
solchen  Gewalt  trachtenden  «  Vormacht  *  zu  rechtfertigen;  anderer- 
seits durch  Erklärung,  dass  das  deutsche  Reich  mehr  ein  Staaten- 
bund sei,  oder  dass  ein  Bundesstaat  die  volle  Souveränetät  der 
»Gliedstaaten*  nicht  aufhebe,  jene  Bestrebungen  als  nichtrecht- 
lich und  die  entgegengesetzten  der  Particularstaaten  als  gerecht- 
fertigt darzustellen.  Einen  andern  Zweck  können  solche  Deduc- 
tionen gar  nicht  haben,  wenn  man  die  leere  Schematisirung  nicht 
etwa  als  Selbstzweck  auffassen  will.  Haben  sie  aber  diesen  ver- 
nünftigerweise einzig  möglichen  Zweck,  dann  sind  diese  Deduc- 
tionen alles  andere  nur  nicht  Wissenschaft.  Denn  die  Wissen- 
schaft hat  es  mit  actuellen  unmittelbaren,  der  Gegenwart  und 
Zukunft  angehörenden  politischen  Tendenzen  gar  nicht  zu  thun 
—  sie  kann  sie  weder  rechtfertigen  noch  verurtheilen.  Für  die 
in  der  actuellen  Entwicklung  begriffene  Geschichte  hat  die 
Wissenschaft  gar  kein  Ejiterium. 

und  dabei  haben  wir  in  Obigem  noch  den  vernünftigeren 
Fall  in*s  Auge  gefasst,  wo  für  die  staatlichen  Erscheinungen  der 
Gegenwart  »politische*  Oberbegriffe  aufgesucht:  der  schlimmere 
Fall  ist,  wenn  für  die  staatlichen  Erscheinungen  »juristische  •  d.  h. 
wie  wir  das  bald  sehen  werden,  »privatrechtliche*  (civilistische) 
Begriffs-Kategorieen  aufgestellt  werden,  und  das  finden  wir  eben- 
falls bei  Laband,  trotzdem  er  selbst  diese  Methode  als  » ver- 
kehrt* bezeichnet,  und  zwar  finden  wir  da  diese  Aufstellung 
civilistischer  Oberbegriffe  in  doppelter  Weise  angewendet,  erstens 
um  specielle  staatliche  Knrichtungen  zu  erklären  und  zweitens 
um  den  aufgestellten  politischen  Oberbegriffen,  da  sie  offenbar 
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schwankend  nnd  in  der  Luft  schwebend  sind,  eine  juristische 
Stütze  zu  geben. 

Beginnen  wir  mit  einem  Beispiel  für  diesen  letzteren  Fall. 

Nachdem  Laband  das  deutsche  Reich  damit  erklärt,  dass 
er  es  einen  «Staat*  nennt,  erklärt  er  uns  ferner  den  Staat  als 
9 die  juristische  Person  des  öffentlichen  Rechts".  Das  Erstere  ist 
wenigstens  verständlich,  sogar  selbstverständlich:  das  Letztere 
ist  eine  Phrase  bei  der  man  sich  gar  nichts  denken  kann.  Denn 
was  ist  eine  juristische  Person?  —  Eine  Fiction  des  Privatrechts. 
Aber  das  Wesentliche  dieser  Fiction  ist  eben,  dass  sie  zu 
reinen  Privatrechtszwecken  geschaffen  ist  Wenn  einem  Vereine 
von  Menschen,  wenn  einem  liegenden  Vermögen  Rechte 
zuerkannt  werden  sollen,  die  sonst  nur  Personen  als  Rechts- 
subjecten  zukommen,  so  fin^rt  die  Jurisprudenz,  um  diesen  Rech- 
ten ein  fehlendes  Subject  zu  substituiren,  dass  dieser  Verein  und 
dieses  Vermögen  Personen  sind. 

Und  wozu  dient  diese  Fiction?  Dazu,  um  auf  diese  Vereine 
und  Vermögen  gesetzliche  Bestimmungen  anwenden  zu  können 
die  nur  für  physische  Personen  erlassen  wurden,  bei  denen  man 
in  der  Regel  nur  physische  Personen  voraussetzt.  Diese  Fiction 
dient  ausschliesslich  dazu,  um  die  Anwendung  privatreoht- 
lieber  Bestimmungen,  die  ihrer  Natur  nach  sich  auf  Personen 
als  Rechtssubjecte  beziehen,  auch  auf  Vereine  und  Vermögen 
„juristisch  *  zu  erklären.  Aber  das  Wesentliche  in  dieser  Fiction 
ist  ausser  dem  Umstände,  dass  sie  zu  Privatrechtszwecken  ge- 
schaffen ist,  noch  dieses  zweite  Moment,  dass  sie  nur  als  n  o  t  h- 
wendiger  Lückenbüsser  eintritt. 

Wo  das  Privatrecht  sich  ohne  Fiction  behelfen  kann, 
da  hätte  eine  Fiction  keinen  Sinn.  Ein  physisch  -  persönliches 
Rechtssubject  als  juristische  Person  ansehen,  wäre  ein  Unsinn. 
Nun  kann  der  Staat  und  wird  auch  oft  als  juristische  Person  an- 
genommen :  aber  nur  in  den  so  eben  bestimmten  Fällen  nämlich 
wo  ihm  Privatrechte  und  Pflichten  zuzuschreiben  sind,  die  das 
Privatrecht  sonst  nur  einer  physischen  Person  zuerkennt.  Der 
Staat  ist  juristische  Person  n  u  r  als  Fiscus. 

Das  ist  aber  nur  eine  anormale  zufallige  und  nebensächliche 
Rolle  des  Staates,  nicht  seine  essentielle,  wo  er  als  S  t  a  a  t  auf- 
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tritt.  Ihn  hier  in  dieser  seiner  eigentlichen  Rolle,  wo  er  sein 
eigentliches  Wesen  entwickelt,  als  juristische  Person  bezeichnen, 
ist  erstens  unzulässig,  weil  dieser  dem  Privatrecht  entlehnte  Be- 
griff hier  aus  doppelten  Gründen  nicht  passt,  da  es  sich  weder 
um  Privatrecht  handelt,  noch  die  N-othwendigkeit  einer 
solchen  Subjectssubstitution  vorliegt  Der  Zusatz  aber,  der  Staat 
sei  eine  juristische  Person  ,des  öffentlichen  Rechts*,  verbessert 
die  Sache  nicht,  weil  er  nichts  erklärt  und  rechtfertigt  und  eine 
oontradictio  in  adjecto  enthält.  Eine  solche  Definition  des  Staates 
ist  aber  obendrein  eine  ,  einfache  Uebertragung  civilrechtlicher 
Begriffe  .  .  .  auf  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse*  und  eine 
solche  nennt  ja  Laband  selbst  in  seiner  Vorrede  als  y,  der  richti- 
gen Erkenntniss  der  letzteren  nicht  förderlich*  und  meint,  eine 
solche  9  civilistische  Behandlung  des  Staatsrechts  ist  eine  ver- 
kehrte •. 

Denn  in  der  That,  was  soll  die  £]rklärung  des  Staates  als 
der  »juristischen  Person  des  öffentlichen  Rechts*  besagen?  Eine 
juristische  Person  ist  eine  solche  fin^rte  Person,  oder  eine  solche 
Persons-Fiction  der  wir  Civil  rechte  zuschreiben  und  zuer- 
kennen. 

Die  Ei'klärung  also  des  Staates  als  einer  ,  juristischen  Per- 
son des  öffentlichen  Rechts*  steht  ganz  in  einer  Reihe  mit  Sa- 
vigny's  Erklärung,  der  Staat  sei  die  ,  leibliche  Gestalt  des  Volkes  * 
oder  gar  mit  der  noch  bessern  Definition  Bluntschli*s  der  Staat 
sei  eine  „  Volksperson  *.  Solche  Zusammenkoppelungen  von  ein- 
ander widersprechenden  Begriffe  schaffen  doch  keineswegs  einen 
neuen  Begriff,  nur  eine  Sinnlosigkeit;  denn  ebenso,  wie  aus  zwei 
negativen  miteinander  unvereinbaren  Merkmalen  (Leiblich- 
keit und  Volk  oder  Volk  und  Person,  da  doch  der  Staat  weder 
ein  Volk,  noch  eine  Person  ist,  noch  eine  Leiblichkeit  besitzt), 
nie  ein  positiver  Begriff  entstehen  kann,  ebenso  kann  kein  posi- 
tiver Begriff  entstehen,  wenn  wir  ein  negatives  Merkmal  (juri- 
stische Person,  was  der  Staat  nicht  ist)  mit  dessen  Gegensatze 
(öffentliches  Recht  während  doch  die  juristische  Person  eine  rein 
privatrechtliche  Fiction  ist)  verbinden. 

Aber  die  vollkommene  UnStatthaftigkeit  und  Unzulässig- 
keit dieser  Uebertragung  privatrechtlicher  (»civilistischer*)  Be- 
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griffe  auf  politische  Thatsachen  und  Verhältnisse  zeigt  sich  nir- 
gends klarer,  wie  in  folgender  Ausführung  Labands. 

Um  nämlich  den  im  Grunde  doch  ganz  klaren  und  ganz 
unmöglich  misszuverstehenden  Unterschied  zwischen  ,  Staat "  und 
^  Vereinigung  von  Staaten  *  zu  erklären,  schreibt  Laband  (I S.  56). 
,  Der  begriffliche  Gegensatz,  um  den  es  sich  handelt,  ist  genau 
derselbe,  wie  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts  der  Gegensatz 
zwischen  der  juristischen  Person  und  der  Gesellschaft*. 

Man  sollte  glauben,  dass  der  Gegensatz  zwischen  Staat  und 
Vereinigung  von  Staaten  nicht  so  schwer  zu  fassen  ist,  als  dass 
es  erst  eines  Analogons  aus  dem  Privatrecht  zur  Erklärung  des- 
selben bedürfte.  Gesetzt  aber,  Laband  wollte  diesen  Unterschied 
auch  einem  Begriffsvermögen,  för  welches  derselbe  schwer  fassbar 
ist,  erklären :  dann  hat  er  seinen  Zweck  aus  dreifachem  Grunde 
verfehlt.  Denn  erstens  ist  der  Unterschied  -zwischen  juristischer 
Person  und  Gesellschaft  gewiss  viel  schwerer  zu  fassen,  als  der  zwi- 
schen Staat  und  Vereinigung  von  Staaten,  zweitens  istes  entschieden 
falsch,  dass  zwischen  juristischer  Person  und  Gesellschaft  über- 
haupt ein  Gegensatz  existirt,  endlich  ist  es  falsch,  dass  zwi- 
schen diesen  zwei  privatrechtlichen  Begriffen  derselbe  oder 
ein  ähnlicher  Gegensatz  oder  überhaupt  ein  ähnliches 
Verhältniss  existirt,  wie  zwischen  Staat  und  Vereinigung  von 
Staaten.  Nur  diese  zwei  letzteren  Behauptungen  bedürfen  eines 
Beweises.  Juristische  Person  und  Gesellschaft  sind  keine  Gegen- 
sätze, denn  die  Gesellschaft  ist  (im  Privatrecht)  nur  eine  Unterart 
der  juristischen  Person  wenn  man  nämlich  unter  juristischen 
Personen  noch  Gesellschaften  und  Stiftungen  unter- 
scheiden will  ^). 

Die  juristische  Person  muss  nicht  immer  Gesellschaft  sein, 
sie  kann  auch  eine  Stiftung  oder  der  Fiscus  sein ;  aber  die  Ge- 
sellschaft als  Rechtssubject  ist  immer  eine  juristische  Person,  da- 
her nie  ein  G  e  g  e  n  s  a  t  z  zu  derselben.  Doch  gesetzt  auch  das 
Unmögliche,  dass  man  zwischen  juristischer  Person  und  Gesell- 
schaft einen  Gegensatz  sehen  wollte,  so  ist  es  doch  gewiss  ein 
Gegensatz,  der  dem  zwischen  Staat  und  Staatenvereinigung  nicht 
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im  entferntesten  gleicht  oder  überhaupt  ein  ähnliches  Verhält- 
niss  zeigen  würde.  Denn  zwischen  Staat  and  Vereinigung  von 
Staaten  ist  offenbar  der  Gregensatz  der  Einheit  zu  der  Vielheit, 
die  in  eine  Einheit  zusammengefasst  ist  Analog  also  müsste  das 
Wesen  der  Gresellschaft  darin  bestehen,  dass  sie  eine  Vereinigung 
mehrerer  juristischer  Personen  wäre  —  was  doch  nicht  der  Fall 
ist.  Das  Verhältniss  des  Staats  zur  Vereinigung  der  Staaten  ist 
das  Verhältniss  des  Singulars  zum  Plural  aber  keineswegs,  wie 
das  der  juristischen  Person  zur  Gresellschaft,  des  GattungsbegriflGs 
zum  Artbegriff! 

üebrigens  erhellt  die  vollkommene  ünstatthaftigkeit  dieser 
Laband'schen  Parallelisirung  des  Staates  und  des  Staatenbundes 
mit  der  juristischen  Person  und  der  Societät  auch  aus  folgendem 
Schluss,  zu  dem  er  gelangt. 

&  resumirt  nämlich  wie  folgt:  ,  Aber  trotz  aller  thatsäch- 
lich  Vorhandenen  üebergänge  und  Mittel  bildungen  ist  niemals 
ein  Staat  ein  Staatenbund  und  niemals  ein  Staatenbund  ein  Staat; 
es  giebt  kein  politisches  Gebilde  das  beides  zugleich  ist,  denn  das 
Eine  ist  die  Negation  des  Andern  ". 

Nun,  damit  hat  sich  Laband  selbst  geschlagen;  denn  nicht 
nur,  dass  dieses  Merkmal  auf  juristische  Person  und  Societät 
nicht  passt,  sondern  bei  letzteren  ist  das  Gregentheil  der  Fall. 
Eine  juristische  Person  kann  sehr  wohl  eine  Societät  sein  und 
eine  Societät  ist  in  privatrechtlicher  Beziehung  eine  juristische 
Person. 

Was  aber  das  Sonderbarste  bei  dieser  ganzen  falschen 
Methode  Labands  ist,  das  ist  der  Umstand,  dass  ihn  den  aus- 
gezeichneten Civilisten,  sein  Bestreben  staatsrechtliche  Verhält- 
nisse durch  privatrechtliche  Begriffe  zu  erklären,  nur  noch  dazu 
bringt,  die  privatrechtlichen  Begriffe  ganz  falsch  darzustellen.  So 
construirte  er,  um  eine  Analogie  für  den  Staat  und  Staatenbund 
herauszubekommen,  einen  ganz  falschen  Gregensatz  zwischen 
juristischer  Person  und  Societät.  Er  sagt  nämlich:  »Der  Gegen- 
satz zwischen  j  uristischer  Person  und  Societät,  lässt  sich  am  Kürze- 
sten dahin  formuliren:  die  juristische  Person  ist  ein  Rechtssubjekt, 
die  Societät  ein  Rechtsverhältniss  *.  Als  ob  die  Societät  nicht 
auch  ein  Rechtssubjekt  wäre  und  als  ob  die  juristische  Person, 
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wenn  wir  ihre  innere  Stmctur,  ihre  Beziehung  sei  es  zu  denjenigen 
die  sie  gründeten  oder  denjenigen,  für  die  sie  gegründet  wurde,  oder 
endlich  zum  Staate,  der  sie  sanctionirte  and  oontroUirt,  betrachten, 
nicht  ebensogut  ein  Rech tsverhältniss  wäre,  wie  dieSocietät?  und 
diesen  so  ganz  falschen  Gegensatz  construirt  Laband  einzig  zu  dem 
Zwecke,  um  analog  zu  demselben  den  Satz  aufstellen  zu  können: 
,  so  ist  auch  der  Staatenbund  ein  Rechtsverhältniss  unter  Staa- 
ten also  kein  Rechtssubject ;  der  Staat  dagegen  eine  organisirte 
Einheit,  eine  Person,  also  kein  Rechtsverhältniss*. 

Dieser  letztere  Satz  entspricht  aber  ebenso  wenig  der  Wahr- 
heit, wie  der  erstere,  denn  ein  Staatenbund  kann  ebensowohl  ein 
Rechtssubject  sein,  wie  jede  Societät  es  ist  und  der  Staat  kann 
mit  Bezug  auf  seine  innere  Structur,  wenn  man  es  nicht  vorzieht 
ihn  ein  thatsächliches  Machtverhältniss  zu  nennen,  ebensogut  als 
Rechtsverhältniss  bezeichnet  werden. 

Wie  immer  wir  also  auch  die  Sache  wenden,  Laband  hat 
vollkommen  Recht  —  in  der  Vorrede.  ^Die  einfache  üeber- 
tragung  civilrechtlicher  Begriffe  und  Regeln  auf  staatsrechtliche 
Verhältnisse,  heisst  es  da,  ist  der  richtigen  Erkenntniss  der  letzte- 
ren gewiss  nicht  förderlich ;  die  civilistische  Behandlung  des  Staats- 
rechts ist  eine  verkehrte  ". 

Dieser  ,  verkehrten  **  Methode  aber  bedient  er  sich  auf  jedem 
Schritt  und  Tritt  seiner  staatsrechtlichen  Untersuchungen,  So  z.  B. 
wo  er  sich  die  Frage  stellt,  wer  denn  „ Subject  der  Reichsgewalt** 
sei?  Die  Antwort  auf  diese  Frage  holt  er  sich  wieder  aus  dem 
Privatrecht  und  zwar  durch  Analogie  aus  dem  Rechtsverhältniss 
der  juristischen  Person.  „  Man  braucht  nur  an  die  juristischen 
Personen  des  Privatrechts  sich  zu  erinnern,  schreibt  er,  um  sofort 
zu  begreifen,  dass,  wenn  man  nicht  die  Privatrechtsperson  selbst 
als  das  Subject  ihrer  Vermögensrechte  ansieht,  sondern  etwa  ihren 
Vorstand  oder  ihre  Generalversammlung,  oder  die  Destinatare 
denen  das  Vermögen  zu  Gute  kommt,  man  die  Annahme  der 
juristischen  Person  wieder  aufhebt,  eine  selbstständige,  durch 
logische  Abstraction  erkannte  Persönlichkeit  nicht  mehr  übrig 
bleibt.  Ebenso  verschwindet  die  Persönlichkeit  des  Staates  als 
das  Subject  von  obrigkeitlichen  Herrschaftsrechten,  wenn  man 
den  Inbegriff  aller  dieser  Rechte,  die  Staatsgewalt,  nicht  dem 
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Staate,  dem  »  »  organischen  Gremeinwesen  '^  ^  selbst,  sondern  dem 
Fürsten  oder  dem  Parlamente  oder  beiden  zusammen  oder  sonst 
einem,  von  dem  Staate  selbst  begriflich  verschiedenen  Subjecte 
beilegt".  Daraus  nun  soll,  nach  Laband  folgen,  dass  dasSubject 
der  Staatsgewalt  „  der  Staat  selbst  **  und  folglich  das  Subject  der 
Reich  =Jgewalt  »das  Reich  selbst*  sei.  Aber  betrachten  wir  nur 
die  Gründe,  mittelst  welcher  er  uns  zu  diesem  Satze  zwingen  will. 
Er  meint,  wenn  wir  das  nicht  thun,  wenn  wir  nicht  »  den  Staat 
selbst"  und  »das  Reich  selbst*  als  Subjecte  der  Staatsgewalt 
resp.  der  Reichsgewalt  anerkennen,  dann  geschieht  etwas  gar 
Schreckliches  —  dann  „  verschwindet  die  Persönlichkeit  des  Staa- 
tes * !  —  Was  soll  nun  mit  dieser  petitio  principii  erwiesen  wer- 
den? Laband  geht  von  dem  bekannten  Dogma  aus,  dass  die 
»Persönlichkeit  des  Staates*  ein  noli  me  tangere  alles  Staats- 
rechts ist.  Wenn  man  aber  an  dieses  Dogma  nicht  glaubt?  Wenn 
man  der  Ansicht  ist,  dass  diese  „  Persönlichkeit  des  Staates  *  nur 
ein  Dens  ex  machina,  ein  Nothbehelf  der  juristischen  Methode 
im  Staatsrecht  ist  —  was  dann?  Diese  Ansicht  aber  haben  wir 
oben  (s.  11.  §  38)  begründet.  Uns  schreckt  diese  Drohung  vom 
Verschwinden  der  Persönlichkeit  des  Staates  nicht 

Möge  sie  nur  sobald  als  möglich  aus  dem  Staatsrecht  ver- 
schwinden —  die  Wissenschaft  braucht  ihr  keine  Thräne  nach- 
zuweinen ;  sie  wird  nur  mit  einer  nebelhaften  Phrase  weniger  zu 
thun  haben  und  auf  dem  Wege  zur  E^rkenntniss  des  wahren 
Wesens  des  Staates  wird  ein  Hinderniss  mehr  weggeräumt  sein. 
Dass  die  Fiction  einer  juristischen  Persönlichkeit  als  Subj  ects 
von  Privatrechten  zur  Constructiob  von  Privatrechtsver- 
hältnissen nöthig  ist:  daraus  folgt  keineswegs,  dass  sich  auch  die 
Staatsrechtswissenschaft  mit  derlei  Fictionen  abgeben  muss,  und 
zwar  da,  wo  es  sich  nicht  um  Construction  von  Privatrechtsver- 
hältnissen handelt.  Mag  man  immerhin  den  Fiscus  als  Persön- 
lichkeit auffassen,  weil  es  sich  dabei  eben  um  Privatrechtsver- 
hältnisse handelt,  weil  da  der  Staat  nicht  Staat  sein  will,  weil 
er  da  von  seiner  Eigenschaft  absieht  und  nur  als  Subject  von 
Privatrechten  betrachtet  sein  will.  Aber  wo  es  sich  um  Herr- 
schaft, wo  es  sich  um  die  Staatsgewalt  handelt  (oder  wie 
hier  um  die  Reichsgewalt)  da  dient  die  Fiction  einer  Person- 
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lichkeit  nur  daza,  den  wahren  Sachverhalt  zu  verhüllen,  ihn 
durch  diese  nebelhafte  Vorstellung  zu  fälschen.  Dieser  wahre 
Sachverhalt  ist  der,  dass  das  Subject  der  Staatsgewalt  nur  der- 
jenige sein  kann  oder  diejenigen  sein  können,  die  diese  Gewalt 
in  eigenem  Namen,  dauernd  und  anerkannterweise  üben.  Nur 
der  Herrscher  oder  diejenigen  Factoren,  die  die  Herrschaft  üben, 
sind  thatsächlich  die  Subjecte  der  Staatsgewalt  resp.  der  Reichs- 
gewalt. Es  mag  schwierig  sein,  diese  wahren  Subjecte  der  Staats- 
gewalt klar  und  deutlich  nachzuweisen ;  wenn  man  sich  aber  aus 
dieser  schwierigen  Lage  so  heraushilft,  dass  man  ein  Wort  ohne 
klare  Bedeutung,  ja  ein  Wort  ohne  Sinn  (Persönlichkeit  des 
Staates)  hinstellt  und  mit  demselben  statt  mit  einem  klaren  Be- 
grifiPe  sich  begnügt,  so  ist  damit  wenig  geholfen.  Die  Er  kenn  t- 
niss  der  Sache  ist  damit  keineswegs  gefördert:  dagegen  aber 
wird  Irrthümem  und  Missvorständnissen  Thür  und  Thor  ge- 
öffnet. 

Wollen  die  Staatsrechtslehrer  ihrer  Wissenschaft  ge- 
recht werden,  wollen  sie  ein  wissenschaftliches  Problem  lösen 
oder  wenigstens  dessen  Lösung  anbahnen,  dann  dürfen  sie  sich 
nicht  mit  solchen  einfachen  juristischen  Fictionen,  wie  dass  „  der 
Staat  Subject  der  Staatsgewalt**  sei  zufrieden  geben:  dann  müs- 
sen sie  dem  zu  lösenden  Problem  offen  in's  Auge  blicken  und 
trachten  der  Wahrheit  auf  den  Grund  zu  kommen.  Angebahnt 
aber  kann  die  Lösung  dieses  Problems  nur  werden,  wenn  man 
sich  nicht  scheut  zuzugestehen,  dass  Subject  der  Staatsgewalt 
nur  den  Herrscher  oder  die  Herrschenden  seien  und  sodann  in 
jedem  positiv  gegebenen  Falle  untersucht  wer  diesen  maassge- 
benden  herrschenden  Willen  äussern  und  wirksam  äussern  kann. 
Nur  auf  diesem  Wege  lässt  sich  das  Subject  der  Staatsgewalt 
finden.  Behauptet  man,  dass  das  „  souveräne  Volk  **  dieses  Sub- 
ject ist;  dann  hat  man  freilich  eine  Unwahrheit  behauptet;  sagt 
man  aber,  d e r  S t a a t  sei  es,  so  ist  das  gar  keine  Antwort 
nur  ein  Ausweichen  mittelst  einer  leeren  Formel. 

Es  ist  übrigens  schwer  zu  begreifen,  was  die  Staatsrechts- 
lehrer mit  einer  solchen  rein  formalen,  aller  Wirklichkeit  und 
Wahrheit  ausweichenden  Antwort  zu  gewinnen  glauben.  Denn, 
indem  sie  den  Staat  als  Subject  hinstellen,  müssen  sie  ja 
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gleich  hinzufügen,  dass  dieses  Subject  der  Staatsgewalt  — 
willens-  und  handlungsunfähig  ist. 

a  Jede  juristische  Person,  .schreibt  Laband,  indem  er  diese 
unselige  Analogie  weiter  spinnt,  ist  nun  aber  an  sich  willens-  und 
handlungsunfähig;  sie  bedarf  eines  Vertreters  u.  s.  w.**  Und 
wer  ist  dieser  Vertreter?  »  .  .  .  .  dieser  Träger  der  Staatsgewalt 
wird  Souverain  genannt ..."  Und  in  weiterer  Ausführung  dieser 
scholastischen  Sätze  bekommen  wir  Folgendes  zu  hören:  »Das 
deutsche  Reich  ist  keine  Monarchie  sondern  eine  —  Democratie. 
Das  heisst :  Träger  der  Souveränetät  des  Kaisers  sind  die  sämmt- 
lichen  Mitglieder  des  Reiches,  nicht  der  Kaiser*  (also  die  »Glied- 
staaten *). 

Für  diese  Behauptung,  führt  Laband  allerdings  einen  clas- 
sischen  Zeugen  auf — den  Fürsten  Bismarck  selbst,  der  einmal  in 
der  Hitze  des  parlamentarischen  Gefechtes  (anno  1871!)  den 
Ausspruch  that:  »Die  Souveränetät  ruht  nicht  beim  Kaiser,  sie 
ruht  bei  der  Gesammtheit  der  verbündeten  Regierungen  •.  Nun, 
wenn  man  staatsrechtliche  Systeme  auf  Aussprüche  von  Staats- 
männern und  Diplomaten  in  Parlamenten  undConferen- 
zen  stützen  wollte,  dann  könnte  man  die  entgegengesetztesten 
und  wiedersprechendsten  Systeme  bauen  und  alle  ganz  gut 
begründen. 

Ist  das  aber  Wissenschaft,  ist  das  Wahrheit  ? 

Zur  Unterstützung  ephemerer  Behauptungen,  zur  Erreichung 
momentaner  Tendenzen  sind  solche  Aussprüche  gut  genug. 

Die  Weltgeschichte  aber  lässt  sich  auch  von  Bismarck  nicht 
dupiren:  sie  wird  es  ihm  nicht,  wie  die  Staatsrechtslehrer  aufs 
Wort  glauben,  dass  die  »Souveränetät  im  deutschen  Reiche 
nicht  beim  Kaiser,  sondern  bei  der  Gesammtheit  der  deutschen 
Regierungen  ruht*,  und  die  Wissenschaft  sollte  sich  auch 
nicht  dupiren  lassen. 

und  was  sind  die  weiteren  Folgerungen  Labands  aus  allen 
diesen  ficitiven  »juristischen*  Prämissen  über  die  »juristische 
Person  des  öffentlichen  Rechts  *  über  das  » Subject  der  Reichs- 
gewalt* und  die  „Souveränetät  der  Gesammtheit"?  Man  höre: 

„In  dieser  öffentlich-rechtlichen  Korporation  (!)  welche  das 
Reich  ist,  ist  der  Kaiser  dasjenige  Organ,  welches  man  bei  Privat- 
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oorporation  den  Vorstand  oder  Direktor  oennt  und  seine 
Befugnisse  and  Pflichten,  seine  —  sozosagen  amtlichen 
—  Functionen  entsprechen  im  Wesentlichen  den  Befugnissen 
und  Pflichten,  welche  der  Vorstand  oder  Direktor  einer  juristi- 
schen Person  überhaupt  hat^  (X  225).  Diese  Functjonea  nun 
zählt  Laband  in  folgender  Weise  auf. 

rJkir  Kaiser  ist  der  alleinige,  ausschliessliche  Vertreter 
des  Reiches  Dritten  gegenübar^. 

,J)em  Kaiser  liegt  die  Regierung  des  Reiches  oh.  Es  ent- 
spricht diess  der  Befugniss  und  Verpflichtung  des  Vorstandes 
einer  Privatcorporation  zur  Geschäftsführung^ 
(L227). 

,J)er  Kaiser  ist  der  Verwalter  der  Machtmittel  desBa- 
ches. Auch  in  dieser  Beziehung  ist  seine  Stellung  deijen^en 
analog,  welche  der  Vorstand  einer  priTatrechtlichen 
Korporation  hat"  (L  229). 

Endlich  aber  konmit  das  Beste:  ,J> er  Geschäftsfüh- 
rer (!)  des  Reiches  ist  der  Kaiser"  ^L  298). 

Also  in  einem  System  des  Staatsrechts  nach  ^uiistisAer 
Methode"  darf  der  Kaiser  alles  andere  sein,  Venreter,  Verwal- 
ter, Vorstand,  Direktor,  Geschäftsfahrer,  nur  dasjenige  nkht,  was 
er  wirklich  ist  —  souveräner  Herrscher.  Und  das  sollte 
nicht  „einfache  Uebenragung  cirilr^hilicher  Begriffe  un*i  Riegeln 
auf  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse-  sein,  die  Laban«!  so  ver- 
pönt ?  Und  das  s^Ake  der  grosse  Nuuen  der  «junstis*?hen  Meuh>ie- 
im  Staatsrecht  sein,  dass  sie  ewig  Verstecken  spielt  uai  der 
Wahrheit  ewig  aas  dem  Wege  geht,  um  nur  ihre  jarisdscbea 
Constructionen"  fein  und  sauber  auszufuhren?  Das  alivs  ma^  man 
aus  den  verschiedensten  praotiseben  Standpimkien  begrtaec  aai 
rechtfertigen  wollen  —  nur  von  einem  Standpunkt  a:is  ist  die 
Sache  unbegreiflich  u n d  nicht  zu  rechtfertigen  vomScaa-i- 
punkt  der  Wissenschaft. 

Leider  aber  zeigt  es  sich  bei  grüEdiicber  Uiiterscoh:iz^.  ijLss 
der  Standpunkt  der  Wissenschaft,  der  a;ii  W^hraei:  "c^rn^i^ 
schliesslich  immer  au?h  der  pm.niscbeste  bleibt  im-i  dass  allf  ;«rOr 
vermeintlichen  pracdsohen  Behelfe  und  Mittelchen.  die  der  Wi2i:- 
heit  aus  dem  Wege  gehen,  wie  wir  das  l^ei  der  gaaien  Kccis- 
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Staatstheorie  nachwiesen,  zu  den  unpractischesten  und  unheil- 
vollsten Utopieen  führen. 

Ueberhaupt  ist  die  ganze  Construction  des  Rechtsverhält- 
nisses zwischen  dem  Kaiser  als  Vertreter  und  Träger  der  Reichs- 
gewalt und  der  G<»samratheit  der  Gliedstaaten  als  Mitgliedern 
des  Reiches  bei  Laband  nichts  anderes,  als  eine  analoge  An- 
wendung und  Uebortragung  der  Lehre  von  der  Souveränetät  des 
Volkes  auf  das  dermalige  deutsche  Reich  und  seine  staatlichen 
ßestandtheile. 

Wie  dort  die  Souveränetät  bei  der  Gesaramtheit  der  Staats- 
genossen ruht  und  der  Monarch  nur  der  Repräsentant  dieser 
Souveränetät  und  der  Vollstrecker  des  G^sammtwillens  ist:  ganz 
auf  diese  Weise  und  nach  dieser  Schablone  construirt  Laband  das 
Rechtsverhältniss  zwischen  der  Gesanimtheit  der  Gliedstaaten 
und  der  Reichsgewalt;  ganz  so  lässt  er  den  Kaiser  nur  Vertreter 
und  »Geschäftsführer  des  Reiches*  sein. 

Aber  ebenso  falsch  wie  jenes  Original  ist  diese  Nachahmung, 
und  so,  wie  die  Lehre  von  der  Souveränetät  des  Volkes  in  dop- 
peltem Sinne  gebraucht  werden  kann,  als  Operationsbasis  der 
Revolution,  um  diese  Souveränetät  zu  gewinnen  und  als  Be- 
schwichtigungsmittel des  Cäsarismus,  um  alle  thatsächliche  Herr- 
schaft nur  als  Ausdruck  des  Gesammtwillens,  des  suftage  üniver- 
sel  hinzustellen;  ebenso  kann  diese  Laband'sche  Lehre  von  der 
Souveränetät  der  G^sammtheit  der  Gliedstaaten  und  von  der 
blossen  „Geschäftsführung*'  des  Kaisers  gebraucht  werden  als 
juristische  Opörationsbasis  der  Particularbestrebungen  gegen  die 
Gewalt  des  Kaisers  oder  —  wie  das  Bismarck  in  der  von  Laband 
citirten  Rede  und  Laband  offenbar  selbst  thut  —  als  Beschwich- 
tigungs-  und  Schönfarbungsmittel,  um  alles  was  die  Centralge- 
walt  thut  auf  einen  „Gesammtwillen"  der  Gliedstaaten  zurück- 
zuführen. 

Und  auch  das  hat  die  Bismarck-Laband'sche  Lehre  von 
der  Souveränetät  der  Gliedstaaten-Gesammtheit  mit  jener  von 
der  Volkssouveränetät  gemeinsam,  dass  sie  ebenfalls  auftaucht 
in  einem  Zeitpunkte  revolutionären  Umschwunges  und  unfertiger 
Zustände,  mitten  im  Ringen  feindlicher  Mächte,  um  neu^  JEer- 
hältnisse  zu  schaffen.  Als  die  alte  feudale  Staatsordnung  geatfÖrzt 
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werden  sollte  um  dem  dritten  Stande  seinen  Theil  an  der  Herr- 
schaft des  Staates  zn  verschaffen,  da  spielte  die  Lehre  von  der 
Volkssouveränetät  ihre  Rolle :  heute  wo  es  sich  einerseits  darum 
handelt,  das  begonnene  Werk  der  Einigung  Deutschlands  weiter 
zu  führen,  andererseits  der  Selbsterhaltungstrieb  der  Gliedstaaten 
sich  nach  Rettungsankern  umsieht,  taucht  die  Frage  nach  dem 
Sitz  der  Souveränetät  ganz  naturgemäss  auf. 

Jedenfalls  aber  haben  wir  es  hier  mit  juristischen  KnifiPen 
und  KunstgrifiPen  zu  thun:  aber  nicht  mit  der  Wahrheit  und  nicht 
mit  Wissenschaft. 

und  wenn  man  wenigstens  mit  all  diesen  juristischen  Kunst- 
griffen es  wirklich  dazu  bringen  könnte  das  Staatsrecht  j u r i- 
stisch  darzustellen;  wenn  man  wenigstens  durch  die  Annahme 
einiger  solcher  fictiven  Prämissen  sich  die  Möglichkeit  verschaffte, 
das  ganze  staatsrechtliche  Material  auf  jiuristische  Weise  zu  ver- 
arbeiten und  zur  Darstellung  zu  bringen.  Aber  davon  ist  eben 
keine  Rede !  Das  gelingt  auch  solchen  Staatsrechtslehrern  ersten 
Ranges,  die  mit  der  ausgezeichnetsten  juristischen  Durchbildung 
und  Schulung  an  diesen  Stoff  herantraten,  wie  Laband,  nur  in 
äusserst  geringem  Maasse.  Denn  dieser  staatsrechtliche  Stoff  ist 
eben  für  eine  juristische  Bearbeitung  gar  zu  spröde;  er  lässt  sich 
gar  nie  in  die  juristische  Folgerichtigkeit  zwängen;  seine  innerste 
Natur  widerstrebt  dieser  Behandlung  und  die  scharfsinnigsten 
juristischen  Geister  —  und  da  möge  Laband  ein  warnendes  Bei- 
spiel sein  —  kommen  an  Partieen,  wo  sie  mit  all  ihrem  juristi- 
schen Scharfsinn  nichts  Besseres  anzufangen  wissen,  als  den  In- 
halt bestehender  Gesetze  und  Verordnungen  trocken  widerzugeben. 
Man  braucht  nur  solche  Partieen  des  Laband'schen  Staats- 
rechts, wie  z.  B.  „die  Verwaltung  des  Post-  und  Telegraphen- 
wesens" (II.  284)  zn  lesen  um  sich  zu  überzeugen,  dass  er  da 
mit  seiner  juristischen  Methode  ganz  zu  Ende  ist,  oder  dass  er 
sie  höchstens  dazu  verwendet  an  die  einzelnen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen, die  er  so  hinnehmen  muss,  wie  sie  sind,  Inter- 
pretationen zu  knüpfen  die  ihren  Sinn  klarstellen  sollen.  Da 
sinkt  die  juristische  Methode  zu  einem  gewöhnlichen  Commen- 
tar  herab.  Was  also  das  eigentliche  Wesen  dieser  Methode  sein 
soll  „ein  einheitliches  Princip  für  die  rechtliche  Beurtheilung  eines 
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Inbegriffe  voq  Thatbestäadeu  und  Reohtsbeziehuugen  zu  fiudeii" 
das  kann  gar  nicht  zur  Anwendung  kommen,  kann  sich  da  gar 
keine  Greltung  verschaffen,  ausser  man  wollte  als  das  „einheit- 
liche Princip"  das  Interesse  der  Staatsgewalt  aufstellen.  Das  ist 
aber  kein  Princip  für  eine  juristische  Construction,  denn  ein  sol- 
ches muss  klar  und  fest  sein  und  sich  immer  gleich  bleiben; 
man  darf  aus  demselben  nicht  die  entgegengesetztesten 
Thatsachen  deduciren  können,  denn  dann  hört  es  auf,  ein 
juristisches  Princip  zu  sein.  Das  Interesse  des  Staates  aber  ist 
seiner  Natur  nach  ewig  wandelbar  und  lässt  heute  etwas  als 
staatsrechtlich  giltig  zu  weil  es  zweckmässig  ist,  was  es 
morgen  als  ungiltig  weil  unzweckraässig  verwirft. 

Wenn  wir  aber  bei  einen  solchen  Staatsrechtslehrer,  wie 
Laband  diese  juristische  Methode  an  grossen  und  wichtigen  Par- 
tieen  des  Staatsrechts  elendiglich  scheitern  sehen ;  wenn  uns  d  a 
ihre  volle  Unzulänglichkeit  klar  entgegentritt:  was  haben  wir  erst 
von  dieser  Methode  bei  den  minder  bedeutenden  Nachtretern  die- 
ser Richtung,  bei  den  minores  gentium  der  Staatsrechtslehrer  zu 
erwarten,  die  sich  dieser  Methode  ergeben?  Ist  es  ein  Wunder, 
dass  uns  da  überall  eine  scholastische  Casuistik  über  die  Grund- 
lagen des  Staates  und  der  Staatsgewalt  oder  über  die  „  staats- 
rechtliche Natur*  eines  gegebenen  Staates  und  in  weiterer  Aus- 
führung die  geistloseste  Schematisirung  der  staatsrechtlichen  Be- 
stimmungen und  trockene  Inhaltsangaben  derselben  als  „  wissen- 
schaftliche Bearbeitungen*  des  Staatsrechts  entgegentreten?  Auf 
diesem  Wege  kann  die  Wissenschaft  ^des  Staatsrechts  nicht 
erblühen. 

Es  ist  eben  ein  Irrthum,  die  Staatsrechtswissenschaft  als  ein 
„  Rechtsdisciplin  *  anzusehen,  wie  es  auch  Laband  thut  und  sie 
anzuweisen,  »  bei  ihrer  reiferen  Schwester  (der  Wissenschaft  des 
Privatrechtß)  zu  lernen  *.  Denn  derStaat  ist  keinRechts- 
institut,  er  ist  keine  Schöpfung  eines  Vertrages, 
keine  Genossenschaft,  keine  Corporation,  keine 
juristische  Persönlichkeit:  diese  „reifere Schwester* hat 
für  den  Staat  als  solchen  kein  Verständniss;  das  Wesen  des 
Staates  liegt  ganz  ausserhalb  ihrer  Gesichtssphäre,  sie  hat  für 
ihn  keinen  Maassstab  oder  nur  einen  falschen,  vollkommen  unzu- 
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länglicben.  Mit  dcu  Mitteln  der  PrivatrechtswisseDs^hat't  lässt 
sich  der  Staat  weder  begreifen  noch  beurtheilen. 

Das  Staatsrecht  als  Wissenschaft  beherrscht  ein  ganz  eige- 
nes Gebiet  und  muss  auf  eigenen  Füssen  stehn ;  es  muss  seine 
eigene  Methode  haben,  die  nicht  die  juristische  ist.  Und  wenn  es 
bei  -  reiferen  Schwestern  *  lernen  soll :  dann  kann  es  nur  die 
exacten  Wissenschaften  und  ihre  Methoden  sich  zum  Muster 
nehmen.  Wie  alle  diese  hat  es  seinen  Gegenstand  objectivzu 
untersuchen,  dessen  Entwicklung  zu  beobachten 
und  die  Gesetze  derselben  zu  erforschen. 

Wenn  die  Praxis  übersichtliche  oder  sog.  »systematische* 
Darstellungen  der  gesetzlichen  Bestimmungen  braucht:  so  mögen 
sich  immerhin,  die  den  Beruf  dazu  tiihlen,  damit  befassen.  Nur 
verwechsele  man  das  nicht  mit  Staatsrechtswissenschaft.  Die  hat 
einen  höheren  Beruf :  die  wahre  Natur  des  Staates  und  die  natürli- 
chen Gesetze  seiner  Entwicklung  klarzulegen.  Und  wenn  sie  diesem 
Berufe  treu  bleibt,  dann  wird  sie  nie » auf  das  Niveau  der  Tagespoli- 
tik hinabsinken*,  was  Laband  fürchtet;  aber  sie  wird  es  auch  viel 
wirksamer,  wie  bis  jetzt  verhüten,  dass  diese  Tagespolitik  unter  trü- 
gerischen Schlagworten  täuschenden  Wahngebilden  nachjage. 
Sie  wird  statt  unheilvolle  Irrthümer  grosszuziehen,  wie 
sie  es  bis  jetzt  gethan,  dem  tollen  Treiben  der  Tagespolitik  gegen- 
über die  W  a  h  r  h  e  i  t  e  n  der  Geschichte  und  des  staatlichen  Le- 
bens wie  hohe  Warnungstafeln  aufrichten,  die  den  leidenschaft- 
lich in  die  Wogen  des  politischen  Kampfes  sich  stürzenden  Par- 
teien eine  Mahnung  sein  werden:  »bis  hieher  und  nicht 
weiter!* 
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